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Borbemerkung. 


Von den im Jahre 1991 geſchöpften Entſcheidungen 
des k. k. oberſten Gerichtshofes in Civilſachen wurden 3 ing 
Judicatenbuch, 1 ins Spruchrepertorium eingetragen, 40 Ent⸗ 
ſcheidungen wurden amtlich veröffentlicht und hinſichtlich 
weiterer 96 Entſcheidungen wurde die Eintragung ins 
Materienregiſter (ſ, die Vorbemerkung zum III. Bande) 
verfügt. 

Dieſe 140 Entſcheidungen bilden den Inhalt des gegen⸗ 
wärtigen VI. Bandes der Sammlung civilredtiider Ent⸗ 
ſcheidungen des k. k. oberſten Gerichtshofes, welche auf deſſen 
Veranſtaltung veröffentlicht ſind. 


Aeberſicht. 


1. Band: 





J. Judicatenbuch: Nr. 1—102. 
H. Spruchrepertorium: Rr. 1—99. 


SEE 


I. 
II. 
III. 


IV. 


2. Band: 


J Judicatenbuch: Nr. 103 - 118. 
. Spruchrepertorium: Rr. 100—133. 
.Amtlich veröffentlichte Entſcheidungen: 


3. Band: 


. Judicatenbuch: Nr. 119, 120. 
.Spruchrepertorium: Nr. 134 - 143. 
.Amitlich veröffentlichte Entheidungen: 
. Materienregiſter: Mr. 1 


4. Band: 


. Spruchrepertorium: Nr. 144 - 147. 
- Amtlid veröffentlichte Fetſcheidungen: 
. Materienregiſter: Nr. 99 - 22 


5. Band: 


. Spruchrepertorium: Nr. 148, 149. 
.Amilich veröffentlichte Entſcheidungen: 
. Materienregiſter: Nr. 229327. 


6. Band: 


Judicatenbuch: Rr. 121 - 123. 
Spruchrepertorium: Rr. 150. 


Amtlich veröffentlichte Entſcheidungen: 


Materienregiſter: Nr. 328 423. 


— page s-— 


Nr. 124. 


Nr. 25-74. 


Nr. 75—127. 


Mr. 128 - 160. 


Nr. 161-—200. 
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Entſcheidungen VI. 


Nr. 121. 

„Auf Grund des 8. 47 des Privilegtengefeges vom 
15. Anguft 1852, R. O. BI. Rr. 184, fann vom Civilriditer 
auf Verlangen des Beſchädigten auch die Cinftelung des 
ferneren Eingriffes in das Privilegium (8. 40) als proviſoriſche 
mittelſt Slage qu rechtfertigende Sicherſtellungsvorkehrung 
verfügt werden.“ 

Das k. k. Juſtizminiſterium übermittelte mit Note vom 
29. September 1890, 8. 17.525, an das Präſidium des 
k. k. oberſten Gerichtshofes das Geſuch eines Advocaten um 
Erwirkung einer principiellen Entſcheidung des oberſten Ges 
richtshofes über die Frage, „ob die Gerichte auf Grund des 
8. 47 des Privilegiengeſetzes berechtigt find, als proviſoriſche 
Sideritelungamabregel aud ein proviſoriſches Verbot des 
ferneren Eingriffes auszuſprechen“. 

Das Brájidium des oberſten Gerichtshofes ordnete des⸗ 
halb in Gemäßheit der mit der a. h. Entſchließung vom 
4. Auguſt 1872 genehmigten Qnftruction die Berathung der 
angeregten rage tn einem Blentifimarjenate an, welcher die 
Eintragung des voranitehenden Rechtsſatzes in das Judicaten⸗ 
bud) auf Grund folgender Erwägungen beſchloß: 

Aus der vorgenommenen Cinfidt in die ſich mit der in 
Mede ftehenden rage befaſſenden gerichtlichen Entideidungen 
ergibt fid, daß die últere Rechtsſprechung in der Megel geneigt 
mar, dem Principe qu huldigen, nad) welchem Demjenigen, 
welcher die Beſchlagnahme von Gegenftinden eines Privi⸗ 
legiums zu begehren berechtigt war, aud die Befugniß zu⸗ 
ſtehe, die Einſtellung der ferneren Nachmachung oder Nach⸗ 
ahmung ſolcher Gegenſtände im Wege proviſoriſcher Vorkehrung 
zu erwirken. 

1* 





4 I. 1282. 


Erſt die in letzterer Beit erfloſſenen Entſcheidungen ftellen 
den entgegengejegten Grundſatz auf und bringen die Anſicht 
ur Geltung: die begehrte Cinftelung bes Cingriffes in ein 
rivilegium fei in den 88. 40 unb 46 des Privilegiengejeges 
der begehrten Entſcheidung iiber das Cigenthum eines Privi⸗ 
legiums gleichgeſtellt; ſie könne daher nur über eine Klage 
nad durchgeführtem ſummariſchen Verfahren ausgeſprochen, 
nicht aber gleich der Beſchlagnahme (8. 47 ibidem) als 
proviſoriſche Sicherſtellungsmaßregel verfügt werden. | 
ieſe Rechtsanſchauung erſcheint aber als dem Geifte 
des Date? ſelbſt zuwiderlaufend; denn wäre die Grundlage, 
auf der ſie beruht, richtig, dann könnte der Schluß gezogen 
werden, daß blos das fertige Fabricat mit Beſchlag belegt 
werden könne und die fortgeſetzte Fabrication nachgemachter 
oder nachgeahmter Gegenſtände des Privilegiums bis zur 
Austragung der betreffenden Streitſache nicht verboten ſei. 
Daraus würde die weitere Conſequenz entiteben, daß 
dem Privilegiumeingreifer vollkommen freiſtünde, auch nach 
vollzogener Beſchlagnahme der nachgemachten oder nachge⸗ 
ahmten Gegenſtände des Privilegiums die Fabrication ſolcher 
Gegenſtände fortzuſetzen und wäre der Verletzte zur Sicherung 
ſeiner Rechte genöthigt, gegen jedes einzelne, neu erzeugte 
Fabricat mit einer neuerlichen Beſchlagnahme vorzugehen. 
Dieſer Vorgang entſpricht aber augenſcheinlich weder 
dem Zwecke, welchen das Privilegiengeſetz verfolgt, noch dem 
beſchleunigten Verfahren, worin allein die Rechte eines 
Privilegieninhabers den nothwendigen Schutz finden können, 
deshalb war die bei den älteren oberſtgerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen zum Ausdrucke gelangte Rechtsanſchauung durch 
Aufſtellung voranſtehenden Judicates aufrecht qu erhalten. 


Pleniſſimarbeſchluß vom 24. Februar 1891, 3. 3. 341 Praes. ex 
1890. I. Senat. 


Nr. 122. 


„Das Hofdecret vom 7. September 1835, J. G. S. Nr. 80, 
iſt durch das Geſetz vom 29. April 1873, R. G. BI. Rr. 68, 
auber Kraft gejebt und findet dieſes Gejeg anf das Diurnum 
der im Dienfte einer dffentithen Behörde ſtehenden Diurniſten 
Anmendung.” 

Unter Hinweis auf die Verſchiedenheit der Rechtsſprechung 
über die Exequirbarkeit des Diurnums der im Dienſte einer 
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öffentlichen Behörde ſtehenden Diurniften ftelite das k. k. Jur 
miniſterium in der Note vom 13. December 1890, 3. 23.304, 
das Erſuchen, das Práfidium des oberiten Gerichtshofes möge 
die verſchiedenartig lautenden Entſcheidungen und die hiedurch 
berührten Rechtsfragen in Erwägung ziehen und allenfalls 
zur Anbahnung der Einheitlichkeit der Rechtsſprechung in der 
bezeichneten Frage zweckentſprechende Verfügung treffen. 

Das Práfidium des oberſten Gerichtshofes ordnete im 
Ginne der mit der a. h. Entidblichung vom 7. Auguft 1872 
genebmigten Qnftructton die Berathung der angeregten Frage 
in einem Plenarjenate an, welcher nad eingebender Digcuffion 
dte Cintragung des voranftehenden Rechtsſatzes in das 
Judieatenbuch beſchloß. 

Hiebei mar der k. k. oberſte Gerichtshof von folgenden 
Erwägungen geleitet: 

Bei der Frage, wieferne das Diurnum der im Dienſte 
einer öffentlichen Behörde ſtehenden Diurniſten exequirbar 
ſei, kommt das Geſetz vom 26. Mat 1888, R. G. BI. Rr. 75, 
überhaupt außer Betracht, weil dasſelbe nad feiner Ueber⸗ 
ſchrift nur die Execution auf die Bezüge der im Privatdienſte 
dauernd Angeſtellten und ihrer Hinterbliebenen, ferner auf 
Penſionen, Proviſionen, Unterhalts⸗ und Erziehungsgelder, 
welche von Anſtalten, Vereinen oder Geſellſchaften an ihre 
Mitglieder und deren Hinterbliebenen verliehen werden, 
betrifft, durch die Bezeichnung „dauernd“ Angeſtellten im 
Titel und Texte der Umfang und Wirkungskreis dieſes Ge⸗ 
ſetzes präciſirt iſt, Diurniſten überhaupt und Diurniſten, 
welche im Dienſte einer öffentlichen Behörde ſtehen, weder 
in die eine, noch in die andere Kategorie eingereiht werden 
können. Auch das Geſetz vom 21. April 1882, R. G. Bl. 
Nr. 123, findet auf Diurnen von Diurniſten, welche im 
Dienſte einer öffentlichen Behörde ſtehen, keine Anwendung, 
weil dieſes Geſetz laut ſeiner Ueberſchrift die Execution auf 
die Bezüge der im öffentlichen Dienſte ſtehenden Perſonen 
und ihrer Hinterbliebenen betrifft, als ſolche Perſonen aber 
nad) 88. 1 und 2 nur die Militärperſonen, die im Dienſte 
des Hofes, des Staates, eines Landes, eines Bezirkes, einer 
Gemeinde, eines öffentlichen Fondes ſtehenden Beamten 
und Diener, dann die Seelſorger der geſetzlich anerkannten 
Kirchen und Religionsgenoſſenſchaften mit ſtändigen 
Dienſtesbezügen anzuſehen ſind, und die im 8. 3 dieſes 
Geſetzes angeführten Diurnen nur als Exemplification der 
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andertveitigen, der Execution gânglid entzogenen Bezüge der 
in den SS. 1 und 2 ertoibnten Perjonen quiufaffer und 
unter dem Ausdrucke Diurnen dajelbit eigentiid Sulagen, 
Gratificattonen für auferordentiide, den Beamten libertragene 
Dienite, insbejondere fix an einem von dem Dienftplage vers 
ſchiedenen Orte während einer beſtimmten oder unbejtimmten 
Dauer geleiſteten Dienſte zu verſtehen ſind. Unter die in 
den 88. 1 und 2 des eitirten Dejejes angefiibrten Beamten 
und Diemer können aber die im Dienfte einer öffentlichen 
Behörde verwendeten Diurniften nicht eingereiht, daher auf 
die von denjelben begogenen Diurnen das joeben citirte Geſetz 
nicht bezogen werden. 

Dagegen ſind dieſe Diurniſten zweifellos Perſonen, welche 
ihre Thatigkeit ausſchließlich oder vorzugsweiſe im Arbeits⸗ 
oder Dienſtverhältniſſen verwenden und iſt deren Diurnum 
das für die in ſolchen Verhältniſſen geleiſteten Arbeiten oder 
Dienſte bezogene Entgelt und fällt Letzteres ſomit unzweifel⸗ 
haft unter die Beſtimmungen des 8. 1 des Geſetzes vom 
29. April 1875, R. G. BI. Nr. 68. Das aus der Beſtimmung 
des 8. 2 dieſes Geſetzes, worin von dem Gehalte und den 
ſonſtigen Dienſtesbezügen der im Privatdienſte dauernd an⸗ 
geſtellten Perſonen geſprochen wird, hergeleitete Bedenken iſt 
unbegründet. Die Norm des 8. 2 betrifft eine Art des im 
8. 1 alígemein bezeichneten Entgeltes, ijt Dereit3 in dem 8.1 
enthalten und ftebt der Anwendbarkeit dieje3 Geſetzes auf das 
Diurnum der im Dienfte einer öffentlichen Behörde ſtehenden 
Diurnijten keineswegs entgegen, tveil ja dieje hiedurch nicht 
die Eigenſchaft eines öffentlichen Beamten oder Dienerê er= 
langen und ibr Verhältniß zu der Behörde, Dei welcher fie 
in Mermendung fteben, auf einem Privatverirage beruht, ihr 
Dienſt daber ein Privatdienft ift, gerade jo, wie dies bezüg⸗ 
id der bei den im Betriebe des Staates befindlicden Tabak⸗ 
fabrifen, bei dem kaiſ. Arjenale und ähnlichen Anſtalten gegen 
Zags, Wochen⸗ oder Monatslohn aufgenommenen Arbeitern 
der Fall ift. 

Dariiber jedoch, daß durd das Geſetz vom 29. April 
1873, RN. G. BI Nr. 68, die Bejtimmung des Hofkanzlei⸗ 
decrete3 vom 22. Auguſt 1835, B. 21.354 (Qojdecret vom 
7. Geptember 1835, J. G. S. Nr. 80), außer Kraft gejebt 
iſt, kann mit Grund ein Brveifel nicht exgoben tverden, wenn 
ermogen wird, daß dieje ſich widerſprechenden Gejege den⸗ 
ſelben Gegenſtand betreffen und beide allgemeine Geſetze ſind, 
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jobin nad dem anertannten Grundſatze das friibere durch 
das ſpätere Geſetz aufgehoben wurde. 


Pleniſſimarbeſchluß vom 24. Februar 1891, 3. 9. 415 Praes. ex 
1890. TI. Senat. 


Nr. 123.º) 


„Die Umrechnung der in der Beit dor dem Sabre 1799 
entitandenen Forderungen, inſoweit bDiejelben nad) dem 
1. November 1858 zur Bablung qu fommen haben, bat nad) 
8. 5 der faij. Berordnung vom 27. April 1858, R. G. BI. 
Mr. 63, und nad 8. 3 der kaiſ. Verordnung vom 27. April 
1858, R. G. BI. Nr. 64, nad) dem Verhältniſſe von hundert 
Gulden Wiener⸗Währung qu zweiundvierzig Gulden der neuen 

öſterreichiſchen Währung zu geſchehen.“ 

In einer Rechtsſache, in welcher begehrt worden war, 
der geklagte Hypothekarſchuldner habe anzuerkennen, daß die 
aus dem Kaufvertrage vom 26. Juli 1697 und aus der 
Pfandbeſtellung vom 5. Mat 1766 auf feinem Hauſe baftende 
Sabresrente per 515 fl. rheiniſch, ſowie das diesfállige Be⸗ 
dedungêcapital per 10.300 fl. rheinijd nad dem Maßſtabe 
von 100 fl. Conventionômiinze, gleich 105 fl. d. W. umzu⸗ 
rechnen fei, und habe demgemäß die Jahresrenten qu zablen, 
tourde tm eriter Qnitanz das Klagebegehren abgemiejen, 
in zweiter Inſtanz dem Rlagebegebren ftattgegeben, tm 
dbritter Inſtanz aber am 15. Súnner 1890, 3. 14.696, mit 
Abänderung beider Urtheile erkannt, der Gellagte fei ſchuldig, 
anguertennen, daf die Jabresrente per 515 fl. rheinijd mit 
dem Betrage don 216 fl. 30 tr. d. W., das Vededungacapital 
per 10.300 fl. rheinifd mit dem Vetrage von 4326 fÍ. d. W. 
beitehe und Babe die Mente im dieſem Betrage qu Teiften. 
Bugletd) murde infolge Beſchluſſes vom 15. Jänner 1890, 
9. 14.696 ex 1889, der nachſtehende Rechtsſatz im das 
Gprudrepertorium sub Nr. 148 eingetragen: 

„Die auf bem Winangpatente bom 20. Februar 1811, 
J. G. S. Nr. 929, berubenden Wirkungen des dem Wiener⸗ 
Währungs⸗Papiergelde eingerâumten Zwangseurſes find durd) 
die Einberufung dieſes —— und durch die Bes 
ſtimmungen des kaiſ. Patentes vom 27. April 1868, R. G. BL. 
Nr. 63, nicht aufgehoben worden.“ 


*) Siehe Beſchluß dez oberſten Gerichtshofes vom 16. Jaͤnner 1890, 
8. 14.696 ex 1889, sub Rr, 148 Spruchrepertorium. 
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In Betreff dieſes Beſchluſſes bat eim Advocat ein Pros 
memoria an bas k. k. Juſtizminiſterium gerichtet, worin er 
hervorhebt, daß der k. k. oberſte —— — ſeit mehr als 
zwanzig Jahren eine Reihe von gleichen Valutaproceſſen im 
entgegengeſetzten Sinne entſchieden habe, und daß durch die 
jetzt eingetretene Divergenz die nothwendige Einheit der 
Rechtsſprechung gefährdet ſei. Das k. k. Juſtizminiſterium 
hat unter Mittheilung dieſer Eingabe mit der an bas Prás 
fibium dez k. k. oberiten Gerichtshofes geriditeten Note vom 
30. April 1890, B. 6074, die Frage angeregt, ob es nidt 
räthlich wäre, dieſe wichtige Angelegenhett ciner Berathung 
in einem Plenarſenate des k. k. oberſten Gerichtshofes zu 
unterziehen. 

Auch das Ff. f. Finanzminiſterium hat ſich veranlaßt 
gefunden, in derjelben Angelegenheit eine Anfrage an das 
. É Juſtizminiſterium qu riditen, welche mit Note vom 
23. Juli 1890, 2. 13.314, ebenfalls an das Práfidium des 
f. k. oberſten Gerichtshofes mitgetheilt wurde. 

Das Präſidium ordnete nun im Sinne der mit der 
Allerhöchſten Entſchließung vom 7. Auguſt 1872 genehmigten 
Inſtruction die Berathung in einem Pleniſſimarſenate aus 
21 Mitgliedern an, welcher ſich mit der Löſung der Frage 
pu befaſſen hatte, auf welche fid) obiger unter Nr. 148 
7— dn repertorhum eingetragene oberſtgerichtliche Be⸗ 

uß bezog. 

Nach dem ausführlichen Vortrage eines Referenten und 
eines Correferenten, und nach eingehender Discuſſion wurde 
die Eintragung des voranſtehenden Rechtsſatzes in das Judi⸗ 
catenbuch beſchloſſen, bet deſſen Aufſtellung der Pleniſſimar⸗ 
ſenat von folgenden Erwägungen geleitet wurde: 

Es handelt ſich hier um Rechtsurkunden, welche vor 
dem Jahre 1799 über verzinsliche Capitalien oder Jahres⸗ 
renten tn Conventionsmünze nach dem Zwanzig⸗Guldenfuße 
oder in rheiniſcher Währung meiſtens zu Stiftungszwecken 
errichtet worden ſind, in Anſehung welcher nach der mit dem 
Patente vom 27. April 1868, R. G. Bl. Nr. 63, erfolgten 
Einführung der öſterreichiſchen Währung als Landeswährung 
ſich nunmehr die Frage ergibt, nach welchem Maßſtabe die 
Umrechnung dieſer Schuldbeträge in öſterreichiſcher Währung 
zu SHeben habe. In Folge der Münzconvention vom 
21. September 1753 und des Patentes vom 12. Jänner 1754 
bejtand in den öſterreichiſchen Erblanden dte Conventionsmünze 
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nad dem Zwanzig⸗Guldenfuße, d. 1. aus einer Mart Fein- 
ſilber zwanzig Gilberguiden, als dte geſetzliche Landeswährung, 
und die vordem beſtandene rheiniſche Währung war mit der 
Conventionsmünze Zwanzig⸗Guldenfuß ganz gleichwerthig. 
Im Jahre 1762 unter der Kaiſerin Maria Thereſia wurde 
neben dem Silbergelde ein Papiergeld, die Bancozettel, ein⸗ 
geführt und bis zum Sabre 1799 behielten die Bancogettel 
mit Silbergeld gleichen Werth, obwohl ſchon im Jahre 1797 
die Realiſirbarkeit derſelben in dem bis dahin beſtandenen 
Wege des freien Umtauſches gegen Silbergeld eingeſtellt 
werden mußte. Vom Jahre 1799 an unterlagen aber die 
Bancozettel einem Disagio gegen Silbergeld, welches mit der 
durch die damaligen fortwährenden Kriege nothwendig ge— 
wordenen Vermehrung des Papiergeldes immer hober ſtieg, 
und als bis zum Jahre 1811 die Summe des umlaufenden 
Papiergeldes bis auf 1060 Millionen geſtiegen war, den 
Curs von 500 fl. Papier gegen 100 fl. Silbergeld erreichte. 
Unter dieſen Umſtänden wurde das Finanzpatent vom 
20. Februar 1811, J. G. S. Nr. 929, erlaſſen, als deſſen 
Tendenz im Eingange die allmälige Verminderung des bereits 
beſtehenden Papiergeldes und die dadurch mögliche Gleich⸗ 
ſtellung desſelben zu dem Silbergelde bezeichnet wird. Mad 
5 3 dieſes Patentes wurden vom 15. März 1811 an die 

ancozettel, deren Curs vom Jahre 1796 an ſchwankend 
wurde und October 1810 big auf 552 geſtiegen war, gegen 
Einlöſungsſcheine und Conventionsmünze auf den fünften 
Theil ihres Nennwerthes beſtimmt; nad 8. 4 find die Ein- 
löſungsſcheine an die Stelle der Bancozettel als das einzige 
Papiergeld in den Erbſtaaten getreten und wurden laut 8 
vom 15. März 1811 an nach ihrem vollen Nennwerthe und 
bis letzten Jänner 1812 auch die Bancozettel, dieſe jedoch 
nach dem fünften Theile ihres Nennwerthes als Wiener— 
Währung und die einzige Valuta für das Inland 
erklärt; in dieſer Währung mußten laut 8. 9 vom 15. März 
1811 angefangen alle Contracte zwiſchen den Unterthanen, 
ſoferne ſie ſich nicht etwa auf das Ausland bezogen, abges 
ſchloſſen; laut der 88. 11 bis 15 Zahlungen, welche ſich auf 
frühere Contracte oder ſonſtige Verpflichtungen gründeten 
und nicht in einer beſonderen beſtimmten Münzſorte bedungen 
waren, wenn ſie erſt nad) dem 15. März 1811 fällig wurden, 
nach dem Durchſchnittscursverhältniſſe, in welchem das Papier⸗ 
geld gegen Conventionsmünze in dem Monate geſtanden war, 
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mo die Verpflichtung eingegangen wurde, in Cinlójungê- 
ſcheinen oder bis au Ende Jänner 1812 in filuffadem 
Bancogeitelbetrage ſowohl bezüglich des Capital al8 der 
Zinſen berichtigt werden; und tar endlid der Curs der 
Bancogettel bis Ende des Jahres 1798 al pari mit der 
Conventionêmilnze angenommen, vom Sabre 1799 biz Ende 
Geptember 1810 ton Monat zu Monat in der dem Patente 
beigefilgten Tabelle (Scala) angedentet und vom 1. October 
1810 big 12. März 1811 zu 500 angefebt worden. 

Aus diejen Beftimmungen und au3 den in Folge 
Allerhöchſter Entſchließung mit dem Goflammerdecrete vom 
13. Movember 1811, J. G. S. Nr. 962, belanntgegebenen 
Belebrungen ergibt ſich, daß der durd die Milnzconvention 
vom 21. Geptember 1753 in Oeſterreich Degriindete Zwanzig⸗ 
Guldenmünzfuß mobl bejteben gelafien tourde, daß aber mit 
den Einlöſungsſcheinen eine eigene Währung, bezeichnet als 
„Wiener⸗-Währung“, als die eingige Baluta für das 
Inland eimgefiibrt morden iſt. Dieſer Beſtimmung kann 
nicht die Bedeutung beigelegt werden, daß damit blos ein 
Zwangscurs der Einlöſungsſcheine als Zahlungsmittels gegen⸗ 
über dem Metallgelde eingeführt wurde, da unter Zwangs⸗ 
curê doch nur die geſetzliche Beſſimmung, wonach Jedermann 
gehalten iſt, das Papiergeld bei allen Zahlungen nach deſſen 
vollem Nennwerte anzunehmen, verſtanden wird; es waren 
damit vielmehr, da nach dem 15. Márz 1811 alle Zahlungen, 
felbft jene aug den Schuldverſchreibungen, Montracten und 
ſonſtigen Urtunden, worin die Sablung gang in Iingender 
Miinge überhaupt bedungen war, in ABiener=Courant, d. i. 
in Einlöſungsſcheinen, qu leiſten waren, und nur die in einer 
beittmmten Münzſorte bedungene Bablung eine Aus— 
nabme bildete, alle qur Beit der Kundmachung des Finangs 
patente Deitandenen, nicht auf eine beſtimmte Münzſorte 
lautenden Forderungen aus Privatanlehen, Contracten und 
jonftigen Serpflidbtungen in Papiergeldforderungen (an 
Capital und Qnterefjen) umgemandelt worden und jind es, 
wie ſpäter gezeint wird, auch geblteben. 

Hievon ſind auch die aus vor dem Jahre 1799 aus⸗ 
geſtellten Schuldſcheinen, Contracten und ſonſtigen Verpflich⸗ 
tungen entſprungenen Zahlungen nicht ausgenommen, denn 
nad 8. 12 des Finanzpatentes find auch dieſe zwar nad) bem 
vollen Betrage aber in Wiener⸗Courant, nämlich in Einlöſungs⸗ 
ſcheinen, oder im fünffachen Betrage in Bancozetteln — ſpäter 
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in den gufolge der Patente vom 16. April und 7. Mai 1813 
ausgegebenen, im Werthe den Einlöſungsſcheinen gleichgeſtellten 
ao nSfdelnen ſowohl an Capital als an Intereſſen 
au leiſten. 

Wohl Iauteten die Einlöſungs⸗ und die Anticipattongs 
ſcheine auf Conventionômiinge; allein die in Folge der Beit: 
ereignifie nothmendige wiederholte Ausgabe von Anticipations⸗ 
ſcheinen führte wieder das Sinken und eine thatſächliche 
Devalvirung des ſogenannten Wiener⸗Währungs-Papier⸗ 
geldes herbei. 

Das Patent vom 1. Juni 1816, J. G. S. Nr. 1248, 
verfügte die freiwillige Einlöſung des vorhandenen Papier⸗ 
geldes und Zurückführung der Geldcirculation auf die Grund⸗ 
lage der conventionsmäßig ausgeprägten Metallmünze und 
geſtattete im 3, in ſchriftlichen Urkunden Verträge auf 
conventionsmäßige und andere Gold⸗ und Silbermünzen oder 
Papiergeld abzuſchließen, gleichwohl aber erklärte es, daß außer 
dem dor der Hand der 8. 9 des Patentes vom 20. Februar 
1811 noch feine volle Wirkſamkeit behalte. Das Hofdeeret 
vom 25. October 1817, 3.6.6. Nr. 1382, mit welchem dte 
im 8. 3 des Patentes vom 1. Juni 1816, J. G. S. Ar. 1248, 
ausgeſprochene vorangeführte Geitattung auch auf mündliche 
Verträge und Verabredungen ausgedehnt wurde, enthält ins⸗ 
beſondere im dritten Alinea die Beſtimmung, daß in den 
Fällen, in welchen das Uebereinkommen nur auf Geldſummen 
überhaupt ohne nähere Beſtimmung der Valuta gerichtet iſt, 
die geſetzliche Vermuthung ſtets für die Wiener-Währung 
einzutreten habe. 

Aus dieſen Beſtimmungen ergibt ſich, daß die mit dem 
Patente vom 20. Februar 1811, J. G. S. Nr. 929, einge⸗ 
führte Wiener⸗Währung fortan als geſeztzlich beſtehend 
anerkannt und die durch dies Patent erfolgte Regulirung der 
Zahlungen, welche ſich auf früher eingegangene Verbindlich⸗ 
keiten gründeten, ſomit die Umwandlung aller, auch der vor 
dem Jahre 1799 begründeten Forderungen (mit Ausnahme 
jener, welche auf eine beſondere Münzſorte lauteten) in 
Papiergeldforderungen aufrecht erhalten wurde. Würde ein 
Zweifel darüber —2 ſo iſt er gewiß durch den Inhalt 
des an alle Landesſtellen ergangenen Hofkanzleidecretes vom 
28. December 1820 (Polit. Ge). Samml. 48. Bd., S. 491) 
bejeitigt. 

Dasſelbe Iautet: 
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„Von einem Fiscalamte ift die Behauptung aufgeftelt 
worden, daf die rechtliche Wirkſamkeit Der auf die Privat⸗ 
verhältniſſe und Geldangelegenheiten ſich beziehenden 88. 9 
und 12 des Finanzpatentes vom 20. Februar 1811 durch 
den 8.3 des ſpäteren Finanzpatentes vom 1. Juni 1816 und 
durch die im Folge Allerhöchſter Entſchließung erfloſſenen 
Juſtizhofdecrete vom 28. Februar und 25. October 1817 
aufgehoben worden ſei, daß daher die in älteren Zeiten in 
ſchwerer Münze dargeliehenen oder ſcalamäßig berechneten 
Capitalien nicht mehr nach den Beſtimmungen des Finanz⸗ 
patentes vom Sabre 1811 blos in Einlöſungsſcheinen gezahlt 
werden können, ſondern nach den allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen in Metallmünze zu zahlen find. Da aber der 8. 3 
des Patentes vom 1. Juni 1816 ſowohl als die erwähnten 
beiden Hofdecrete nad) ihrem ausdrücklichen Inhalte erſt vom 
Tage der Kundmachung in rechtliche Wirkung getreten ſind, 
folgt von ſelbſt, daß für die vorhergegangenen Fälle die 
8. 9 und 12 des Finanzpatentes vom Jahre 1811 noch 
immer zur Richtſchnur zu dienen haben.“ 

Die mit dem Patente vom 1. Juni 1816 eingeführten 
Einlöſungsmodalitäten und die in Gemäßheit derſelben ftatte 
gefundene Umwechslung des Papiergeldes, welches in der 
Folge in dem Werthe gu 250 für 100 ff. Conventionsmünze 
von den Parteten eingeloft wurde, machte, daf; diejer Werth 
ſich bleibend feſtſtellte. 

Mit der Allerhöchſten Entſchließung vom 23. Juli 1819, 
tundgemadt mit dem Gofbdecrete vom 18. Auguſt 1820, 
3. 6. S. Nr. 1689, murde verordnet, das die feit dem 
Militärjahre 1819 in Metalimiinze qu entrichitende Dominicals 
itexerquote nad) bem Cursverhältniſſe von 250 pCt. auf 
Papiergeld zurückgeführt werde. 

Damit wurde geſetzlich dieſer Curswerth des Papier⸗ 
geldes, nämlich der Einlöſungs⸗ und Anticipationsſcheine, 
anerkannt. 

Nachdem mit Patent vom 19. September 1857, R. G. BI. 
Pr. 169, dte Einführung der neuen diterreichijden Währung 
angeordnet worden tar, tourde in der Taij. Verordnung vom 
27. April 1858, R. G. BI. Nr. 64, 8. 2, verfiiat, daf bis 
gum 1. Juli 1858 das Wiener⸗Währungs⸗Papiergeld, meldes 
in Gemaͤßheit des Patenteê vom 20. Februar 1811 hinaus⸗ 
gegeben morden war, noch bet Bablungen, die in Conventions⸗ 
minge qu Tleiften find, nad dem Verhältniſſe von 250 fl. 
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Wiener⸗Währung qu 100 ff. Conventionômiinge angunehmen 
ſind und im 9.3, daß, mer nad ben beſtehenden Cejegen 
etne Zahlung in Mieners MábrungssPaptergeld qu 
feiften verpflichtet ift, diejelbe, jolange die Währung des 
Bwangsig- Guldenfußes geſetzlich befteht, im dieſer Währung 
nad dem Verhältnifſe von 250 fl. Wiener⸗Währung qu 
100 fl. Conventionsmünze, dann aber nur im Der öſter⸗ 
reichiſchen Landeswährung nad dem Verhältniſſe von 100 ff. 
Wiener⸗Währung qu 42 fl. der neuen öſterreichiſchen Währung 
leiften fann. 
— Da nad dem Vordargeſtellten auch alle vor dem Patente 
vom 20. Februar 1811 gemachten Privatanlehen, ſowie alle 
aus Contracten oder fonttigen Verpflichtungen entipringenden 
Bablungen, injoferne die Schuldſcheine, Contracte und Ver⸗ 
pflichtungen vor dem Sabre 1799 ausgeſtellt, errichtet und 
eingegangen worden waren und nicht auf eine bejtimmte 
Münzſorte Iauteten, vom 15. März 1811 in ABienersCourant, 
nämlich in Einlöſungs⸗, ſpäter Anticipationsſcheinen, qu 
ahlen waren und der Zwanzig-⸗-Guldenfuß bis zur Ein⸗ 
ührung der öſterreichiſchen Währung geſetzlich beſtand, ſo 
find auch dieſe nach Den beſtehenden Geſetzen tn Wiener⸗ 
Währung qu leiſtenden Zahlungen derzeit, nachdem der 
Zwanzig⸗Guldenfuß geſetzlich aufgehört hatte, nach dem Ver⸗ 
hältniſſe von 100 fl. Wiener⸗Währung qu 42 fl. der neuen 
öſterreichiſchen Währung zu leiſten und iſt in Ueberein⸗ 
ſtimmung damit im 8. 5 des kaiſ. Patentes vom 27. April 
1858, R. G. Bl. Nr. 63, der Umrechnungsmaßſtab 100 fl. 
ſogenannte Wiener⸗Währung = 42 fl. öſterreichiſche Währung 
beſtimmt. 
Pleniſſimarbeſchluß vom 10. März 1891, z. Z. 161 u. 284 
Praes. ex 1890. I. Senat. 


x 
* * 


Zur weiteren Begründung des Eingangs angeführten 
Judicates wurden im Laufe der Berathung noch nachſtehende 
Ausführungen zur Geltung gebracht: 

Die angeregte Frage läßt ſich nur dann befriedigend 
löſen, wenn ſämmtliche Aenderungen erwogen werden, welche 
das Finanzpatent vom 20. Februar 1811 im Geldweſen der 
Monarchie herbeigeführt hat. Gewöhnlich wird dabei nur an 
die ar er Bancozettel auf den fünften Theil ibres 
Menntverthe3 gedadt. Allein dieje Entwerthung der Bancos 
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gettel war wohl die einſchneidendſte, nicht aber die einzige 
enderung; eine andere wichtige Aenderung betraf die Landes⸗ 
währung, eine dritte Die Natur der ſogenannten Geld⸗ 
forderungen. 

Bis zum Erſcheinen des Finanzpatentes vom 20. Februar 
1811 gab es in den öſterreichiſchen Erbſtaaten das nach der 
Muͤnzconvention vom Sabre 1753 ausgeprägte Metallgeld 
und als Papiergeld die Bancozettel; das Metallgeld war zu 
Ende des vorigen Jahrhunderts zwar ſo ziemlich aus dem 
Verkehre geſchwunden, aber geſetzlich beſtand doch eine Metall⸗ 
währung und daneben eine Papierwährung, demnach eine 
Doppelwährung. Werden nun dieſe gu Beit der Kundmachung 
des Finanzpatentes vom Sabre 1811 bejtandenen Geldver- 
hältniſſe mit den Beftimmungen feiner 88. 4, 8 und 9 vers 
gliden, fo ergibt ſich unzweifelhaft, da durch diejes Patent 
an Gtelle der Doppelwährung eine eingige und unter der 
Bezeichnung „Wiener⸗Währung“ blo3 eine Papierwährung 
trat, und dies iſt neben der Reduction des Werthes der 
Bancozettel die zweite wichtigſte Aenderung des Geldweſens. 
Dabei iſt eine Abänderung des Conventionôminafupes durch 
das gedachte Finanzpatent nicht eingetreten, und zwar aus 
dem einfachen Grunde, weil dasſelbe, wie ſein Eingang ſagt, 
als eine vorübergehende Maßregel gedacht und ſchon zur Zeit 
ſeiner Erlaſſung die Wiederaufnahme der Metallwährung in 
Ausſicht genommen war. Und damit hängt es zuſammen, 
daß die Einlöſungs⸗ und die ſpäteren Anticipationsſcheine 
nach wie vor auf Conventionsmünze lauteten, wiewohl ein 
nach dem Conventionsmünzfuße ausgeprägtes Metallgeld 
geleblid) keinen Umlauf mebr hatte, fortan Daher nur mebr 

aare tar. 

Und damit hängt es auch zuſammen, daß fid) im ganzen 
Winangpatente eine Beſtimmung über den Zwangseurs nicht 
findet, indem es einen Zwangscurs doch nur dort geben kann, 
wo die Verpflichtung beſteht, an Stelle klingender Münze 
Papiergeld zum Nennwerthe als Zahlung qu nehmen, eine 
ſolche Verpflichtung aber im Finanzpatente gar nicht aus—⸗ 
geſprochen werden konnte, da es auf Grund desſelben nun⸗ 
mehr blos eine einzige Papierwährung gab. Daher iſt es 
entſchieden unrichtig, wenn geſagt wird, daß die mit dem 
gedachten Patente neu emittirten Einlöſungsſcheine Zwangs⸗ 
curs hatten. Eine andere durch das Finanzpatent bewirkte 
Aenderung des Geldweſens betraf, wie erwähnt, den Gegen⸗ 
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ſtand und damit auch die Natur der fogenannten Geld— 
forderungen. Es iſt dies ein Punkt, melder nicht immer 
gewürdigt wurde, wenn von der Zahlung von Forderungen 
geſprochen wird. Allein nicht die Zahlung iſt entſcheidend, 
ſondern darum handelt es ſich, ob durch die Beſtimmungen 
des Finanzpatentes, welche ſich auf Zahlungen beziehen, die 
Natur der Forderungen ſelbſt verändert wurde, da ſich die 
Natur der Obligationen neben der causa debendi nach ihrem 
Gegenſtande richtet und gefragt werden muß, ob durch das 
Finanzpatent vom Jahre 1811 der Gegenſtand der Forderung 
ein anderer geworden iſt. Zur Zeit der Kundmachung dieſes 
Patentes beſtand zwar geſetzlich neben der Papierwährung 
noch die Metallwährung, allein das Metallgeld war aus dem 
Verkehre geſchwunden, die Bancozettel hatten ein Disagio 
gegen Silbergeld und man war factiſch genöthigt, ftatt klin⸗ 
gender Münze Bancozettel anzunehmen. Das Finanzpatent 
vom Jahre 1811 hat nun in den 88. 12, 13 und 14 ſowohl 
bei Forderungen, die aus der Zeit von 1799 herrührten, als 
bei Forderungen, deren Entſtehung in die Zeit von 1799 bis 
30. September 1810 und von da bis zum 14. März 1811 
fiel, mithin bei allen Forderungen, an Stelle der Zahlung 
in klingender Münze die Zahlung in „Wiener⸗Courant“, alſo 
in Wiener⸗Währung geſetzt, hiedurch aber den Gegenſtand 
dieſer Forderungen, ſomit die Natur derſelben geändert. Aus 
den bisherigen Geldforderungen find nunmehr Wiener⸗Wäh⸗ 
rungsforderungen geworden und dieſer Gedanke erſcheint in 
den 88. 12 u. ff. des Finanzpatentes conſequent durchgeführt, 
wie denn beiſpielsweiſe 8. 16 offenbar in Folge deſſen, daß 
die Obligation ſelbſt ihrer Natur nach verändert wurde, an⸗ 
ordnet, daß Ceſſionen nach dem Zeitpunkte der urſprünglichen 
Schuldverſchreibungen zu behandeln ſeien. 

Dieſer Auffaſſung ſteht auch der 8. 15 des Patentes 
nicht entgegen, inſoferne derſelbe beſtimmt, daß, wenn die 
Zahlung in einer beſtimmten Münzſorte (in Zwanzigern oder 
kaiſerlichen Ducaten) bedungen worden iſt, die Rückzahlung 
der Schuld in der bedungenen Münze geleiſtet werden ſoll. 
Denn nach der zur Zeit des Inslebentretens des allg. bürg. 
Geſetzbuches herrſchend geweſenen Theorie gelten ſolche Forde⸗ 
rungen nicht als Geld⸗ oder generiſche Forderungen, ſondern 
als auf eine Species gerichtet und es iſt daher die bezeichnete 
Ansnahme des 8. 15 des Patentes vom Sabre 1811 erklärlich. 
Durch die Beitimmungen dieſes Patentes murden aljo die 
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Gelbjorderungen in Wiener⸗Währungsforderungen umges 
wandelt und find auch Wiener⸗Währungsforderungen ger 
biieben. Iſt dies der Mall, damn ergibt ſich an der Hand 
deB Patentes und der kaiſ. Verordnung vom 27. April 1858, 
R. 6. BI. Rr. 63, 64, daf die in Rede ſtehenden Forderungen 
beute nad dem Verhältniſſe von 100 fl. 48. W. qu 42 fl. d. W. 
umzurechnen find, moraus fid) ergibt, da die dem Spruche 
Mr. 148 vorhergegangene últere Spruchpraxis des oberiten 
Gerichtshofes juriſtiſch unhaltbar, der Spruch bagegen zwar 
—5* richtig, in der Begründung aber inſoferne nicht zu⸗ 
treffend war, als ſeine Motive ſich auf einen Zwangscurs 
der Einlöſungsſcheine berufen, welchen dieſe gar nie hatten 
und nicht haben konnten, und auf das Patent vom Jahre 
1816, welches vorliegend nicht in Betracht kommt, nachdem 
die Umwandlung der Geldforderungen in Wiener⸗Währungs⸗ 
forderungen durch das Patent vom Jahre 1811 ſchon erfolgt 
war. Gegen die Anſchauung, die zur Zeit der Kundmachung 
des Finanzpatentes vom Jahre 1811 beſtandene Währung 
ſei durch dieſes Patent nicht geändert worden, wäre wohl 
zu erwägen, daß das Wort „Währung“ zweierlei bedeutet, 
naͤmlich erſtens den Münzfuß als das geſetzliche Gewicht des 
edlen Metalls von beſtimmtem Feingehalte, welches eine bes 
ſtimmte Anzahl der daraus geprägten Hauptmünzen haben 
muß, und zweitens das in einem beſtimmten Staate beſtehende 
geſetzliche Geld oder allgemeine Zahlungsmittel, wonach man 
eine Metall⸗ und eine Papier⸗Währung unterſcheidet. Das 
Finanzpatent vom Jahre 1811 konnte alſo die Doppelwährung 
in eine einzige Papierwährung ändern, ohne zugleich eine 
Aenderung des Münzfußes eintreten zu laſſen. Der Umſtand, 
daß das Patent vom 27. April 1858, R. G. Bl. Nr. 63, im 
S. 5 nur don einer „ſogenannten“ Wiener⸗Währung ſpricht, 
liche höchſtens die Wolgerung au, daß diejes Patent mit dem 
berborgehobenen Morte wohl nur ausgedrückt haben könne, 
daß von einer reinen Papierwährung begrifflich nur ungenau 
geſprochen wird, weil jedes Papiergeld ein ſeinen Werth in 
ſich tragendes Metallgeld als Grundlage vorausſetzt. Die 
Behauptung endlich, daß die vor dem Jahre 1799 errichteten 
Rechtsurkunden in ihrem inneren Werthe, nämlich in der 
Valuta der Conventionsmünze oder rheiniſchen Währung, auf 


welche ſie lauten, unverändert blieben, iſt untichtig. Cie máre .. 


nur dann richtig, wenn das Finanzpatent vom Jahre 1811 
im 8. 12 beſtimmt hätte, daß ſolche Forderungen nach ihrem 
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vollen Menntverthe in Conventionsmünze qu bezahlen feten. 
Der 8. 12 beſtimmt aber, daf ſie in Wiener⸗Curant (Ein⸗ 
löſungsſcheinen) oder bis qu Ende Jänner 1812 tm fünf⸗ 
faden Bancozettelbetrage qu Deridhtigen find. Kein Brveifel 
alſo, daß dieje Forderungen in Wiener⸗Währungsforderungen 
umgewandelt worden find. ... Es unterliegt zwar feinem 
Zweifel, daß zur Löſung vorliegender Frage die Beſtimmungen 
der 88. 3, 4, 8, 9 und 12 des Patentes vom 20. Februar 
1811 verwerthet werden können; hiezu müſſen aber auch noch 
die 88. 13 und 14 desſelben Patentes herangezogen werden, 
weil letztere bezüglich der Rückzahlung der ſeit dem Jahre 
1799 biz zum letzten September 1810 und bezüglich Der 
feither btê gum 14. März 1811 entjtandenen Geldforderungen, 
gerade jo wie der 8. 12 des begogenen Patentes bezüglich 
der vor 1799 entitandenen Geldforderungen die Zahlung in 
Wiener⸗Curant vorjdrieben, mithin in den 88. 12, 13 und 
14 des Winangpatentes ein gemeinjames Princip für die 
gunicsab Lung aller vor dem 14. März 1811 entitandenen 
eldforderungen ausgeſprochen erideint. 

Aus den 88. 3, 4, 8 und 9, insbeſondere aber daraus, 
da 8. 8 vom 15. März 1811 angefangen die Einlöſungs⸗ 
ſcheine tirem vollen Nennwerthe nad) und bis zum letzten 
Jänner 1812 die Bancozettel nach dem fünften Theile ihres 
Nennwerthes als Wiener⸗Währung und als die einzige Valuta 
im Inlande erklärt; iſt der Schluß zu ziehen, daß eine 
alleinige Papierwährung an Stelle der bis dahin beſtandenen 
Metall⸗ und Papier-Mábrung eingeführt ſei, hingegen folgt 
aus den 88. 12, 13 und 14, daß alle bis dahin entſtandenen 
Geldforderungen in Wiener⸗Währungsforderungen umge⸗ 
wandelt wurden; woraus ſich ſodann, nachdem dieſe Forde—⸗ 
rungen auch bis zur Einführung der heutigen öſterreichiſchen 
Währung Wiener⸗Währungsforderungen geblieben waren, von 
ſelbſt ergibt, daß dieſelben dermalen in Uebereinſtimmung 
mit 8. 3 der kaiſ. Verordnung vom 27. April 1858, R. G. BI. 
Nr. 64, blog im Verhältniſſe von 100 fl. Wiener⸗Währung 
au 42 fl. öſterr. Währung zurückgezahlt werden miifjen. 

- Mit Verweiſung darauf, daß die auf Grund des Patentes 
vom 20. gebruar 1811 Binausgegebenen pinto jungêlóeine 
auf Conbentionômiinge lauteten und daß das Tai). Patent 
vom 27. April 1858, R. G. BI. Nr. 63, blog von einer „ſo⸗ 
genannten” Wiener⸗Währung jpricht, murde die Behauptung 
aufgeitelit: Durch das kaiſ. Fatent vom 20. Sebruar 1811 
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jet überhaupt keine neue Währung eingefithrt worden. Allein, 
weder der Umſtand, daß die ſogenannten Einlöſungsſcheine 
geradeſo wie die ſpäter ausgegebenen Anticipationsſcheine auf 
Conventionsmünze lauteten, noch der Umſtand, daß das kaiſ. 
Patent vom 27. April 1858, R. G. Bl. Nr. 63, blos von 
einer ſogenannten Wiener⸗Währung ſpricht, vermag die Be⸗ 
hauptung zu rechtfertigen, es ſei durch das kaiſ. Patent vom 
20. Februar 1811 keine neue Währung eingeführt worden, 
indem unter „Währung“ im eigentlichen Sinne nur das 
Verhältniß einer beſtimmten Anzahl von Münzeinheiten 
(Gulden oder Thaler), zu einer gewiſſen Quantität von Edel⸗ 
metall (eine feine Mark Silber, ein Pfund Silber u. dgl.) 
au verſtehen iſt, das Papiergeld alſo nur als Repräſentant 
der klingenden Münze, das iſt neben dieſer, einen felbfts 
ſtändigen Werth hat, dort aber, wo — wie gegebenen Falles, 
durch 8. 8 des kaiſ. Patentes vom 20. Februar 1811, — 
blos Papiergeld als allgemeiner Werthmeſſer zu fungiren hat, 
die klingende Münze alſo zur Waare gemacht wurde, die 
Landeswährung thatſächlich geändert wird und an Stelle des 
Metallgeldes und des dasſelbe repräſentirenden Papiergeldes 
Geldzeichen geſetzt werden, die einen rein fictiven Werth 
haben. Und daß dies hier der Fall war, erkennen nachträglich 
die beiden kaiſ. Patente vom 1. Juni 1816, J. G. S. Nr. 1248 
und 1251, ausdrücklich an, ſoferne Erſteres in ſeinem Ein—⸗ 
gange wörtlich ſagt: 

„Künſtliche Geldzeichen ſetzten Uns in den Stand, 
dem Drange der Bedürfniſſe zu folgen und den gefährlichen 
Kampf qu beſtehen“, während das Letztere gleichfalls im Ein— 
gange erklärt: „da die von Uns zur Herſtellung der Ordnung 
in den Geldverhältniſſen ergriffenen Maßregeln zum Zwecke 
haben, die Geldeirculation mieder auf die Grundlage 
der conventionsmäßigen Metalimiinge zurückzu— 
führen“. Unter diejen Umſtänden erſcheint e3 daber durchaus 
irrelevant, daf die Einlöſungsſcheine auf Conventionômiinze 
[auteten; übrigens erklärt ſich dies ganz ungezwungen daraus, 
daß man zur Beit der Erlaſſung des Patentes vom 20. Februar 
1811 fid, — mie au3 den Eingangsworten diejes Patentes 
flar hervorgeht, — nod mit der Hoffnung, das Paptergeld 
dem nad) der Miingconvention vom 21. Geptember 1753 aus⸗ 
geprägten Gilbergelde möglichſt gleichſtellen zu können, aljo 
mit einer Hoffnung trug, welche ſchon durch den im Jahre 
1812 erfolgten Wiederausbruch des Krieges vereitelt wurde. 
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Es wurde darauf bingeriejen, daß der 8. 12 des Patentes 
vom 20. Februar 1811 ausdrücklich nur von Bablungen ſpricht, 
dabei aber weder in dieſem Paragraph, mod fonjt wo eine 
Aenderung der Valuta ftatuirt mird, auf welche die Bier in 
Mede ftegenden Forderungen lauten. Bei dieſer Qinmeijung 
murde jedoch ilberjehen, daß dieſe Menderung der Valuta 
igon in der Verpflichtung zur Rückzahlung in „Wiener⸗ 
Courant“ gang bejtimmt ausgeſprochen iſt; denn, nachdem 
durch die Aenderung des Gegenſtandes einer Forderung auch 
die Forderung ſelbſt umgeändert, nämlich an die Gtelle der 
früheren Forderung eine neue Forderung geſetzt mird (8. 1976 
a. b. G. 8.) und nad den 48. 12, 13 und 14 des Patentes 
vom 20. Februar 1811 Forderungen, die auf Conventiona- 
münze oder rheiniſche Währung lauteten, in Wiener⸗Courant 
urückgezahlt werden ſollten, unterliegt es keinem gegründeten 

weifel, daß ſich in dieſer Weiſe, im Grunde geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift eine Umwandlung ſämtlicher auf Conventionsmünze 
lautenden Geldforderungen, — mit Ausnahme der im 8. 15 
des kaiſ. Patentes vom 20. Februar 1811 vorgeſehenen Forde⸗ 
rungen — in Wiener⸗Währungsforderungen vollzog; und 
hiefür ſpricht auch die Erwägung, daß, nachdem durch 8. 3 
des gedachten Finanzpatentes vom Jahre 1811 die Bancos 
zettel vom 15. März 1811 auf ben fünften Theil ihres Nenn⸗ 
werthes herabgeſetzt, alſo die Zahlungsmittel des Schuldners 
entwerthet worden waren, nothwendigerweiſe auch die Forde⸗ 
rungen der Gläubiger eine Herabſetzung erfahren mußten. 
Eine ſolche Herabſetzung aller ſchon damals beſtandenen Privat⸗ 
forderungen deutet aber auch das Patent vom 20. Februar 
1811 ſelbſt damit an, daß es im 8. 24 erklärt: 

„Ungehindert Wir bei den durch die Zeitverhältniſſe ein= 
getretenen Winangverlegenheiten, ..... daê Capital der 
Staatsſchuld bedeutend berabfegen könnten, mollen Wir uns 
dieſes Mittels annoch nicht bedienen“, eine Erklärung, welche 
gewiß ganz unmotivirt erſchiene, wenn nicht mit der Ent⸗ 
werthung der Zahlungsmittel zugleich auch die Forderungen 
aller Privatgläubiger einer Entwerthung unterworfen worden 
wären. Wenn weiter behauptet wird, die 88. 9 und 12 des 
kaiſ. Patentes vom 20. Februar 1811 hätten für das ſo— 
genannte Wiener⸗Währungs⸗Papiergeld blos einen Zwangs⸗ 
curs ſtatuirt, ſo genügt es, zu conſtatieren, daß in dem 
ganzen bezogenen Patente von einer Verpflichtung zur 
Annahme des Wiener⸗Währungs-Papiergeldes ſtatt klin— 

2* 
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gender Minge aud) nicht mit cinem Morte gejproden tuird, 
und qu bemerten, daß jeder Zwangscurs für Papiergeld ſchon 
begrifflich den geſetzlichen Beſtand von Metals oder Papiers 
geld vorausfept und ſodann in der Suspenſion der Ber- 
pflichtung zur Bablung in Metallgeld zu Gunjten der Bablung 
in Papier beſteht; da aber, wo kraft geſetzlicher Vorſchrift 
nur Papiergeld circuliren ſoll, ein demſelben qu gewährender 
Zwangseurs gar keinen Sinn hat. Was endlich noch die 
ru una auf 8. 5 des kaiſ. Patentes vom 27. April 1858, 
R. G. Bl. Nr. 63, betrifit, jo zeigt ſchon die Ueberſchrift 
dieſes Patentes: „Anwendung der neuen öſterr. Währung 
auf die Rechtsverhältniſſe“, daß dieſer Paragraph lediglich 
einen Umrechnungsmaßſtab enthält, wobei der Maßſtab von 
100 fl. Conventionsmünze qu 105 fl. öſterr. Währung nur 
auf ſolche Forderungen angewendet werden fann, welche erſt 
nach dem Patente vom 1. Juni 1816, J. G. S. Nr. 1248 
(welches im 8. 3 wieder den Gebrauch der Conventionsmünze 
geſtattete), entſtanden ſind. 

Schließlich ſei auch deſſen gedacht, daß vom Jahre 1811 
bis qu der im Sabre 1875 ergangenen oberſtgerichtlichen Ent⸗ 
—5 vom 8. Jänner dieſes Jahres die hier in Frage 
tehenden Forderungen jederzeit al3 Wiener⸗Währungsforde⸗ 


rungen angeſehen und behandelt wurden, was hier inſoferne 


von Bedeutung erſcheint, als daraus erhellt, daß gerade die⸗ 
jenigen, welche durch die einſchlägigen Beſtimmungen des 
Patentes vom 20. Februar 1811 an ihrem Vermögen am 
empfindlichſten geſchädigt worden find, dennoch dieſe Ent—⸗ 
werthung ihres Vermögens nie beſtritten, in dieſer Beziehung 
alſo den Beſtimmungen des Finanzpatentes keinen anderen 
Sinn beigelegt haben, als denjenigen, welcher in obigen Aus⸗ 
führungen als der richtige verfochten wird. 











I. 
Huruchreperlarium. 


— — 


Mr. 150. 


A. im Cilli hatte gegen B. in Radkersburg und C. in 
Graz bei dem ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichte in Cilli die Klage 
auf Bekanntgabe des Nachlaßvermögens des in Cilli geſtor⸗ 
benen D., Vaters der Streittheile, eventuell auf Leiſtung des 
Offenbarungseides, eingebracht. Die Klage wurde im Hin⸗ 
blicke auf die Competenzbeſtimmung des 8. 37 Civ. Jur. 
Norm aufrecht erledigt. Hiegegen recurrirten B. und C. 
Das Oberlandesgericht fand in Abänderung des angefochtenen 
Beſcheides die Klage wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtes in 
der Erwägung zurückzuweiſen, daß nach den Adreſſirungen 
der Klage der allgemeine perſönliche Gerichtsſtand des an— 
gerufenen ftádt.-deleg. Bezirksgerichtes in Cilli nicht in rage 

mmen kann, weil die Gellagten nicht in deſſen Sprengel, 
ſondern in Radkersburg, beziehungsweiſe in Graz * Wohn⸗ 
ſitze haben; daß der ſpecielle Gerichtsſtand des Verlaſſenſchafts⸗ 
gerichtes im Sinne des 8. 37 Jur. Norm keine Anwendung 
findet, weil die Klage auf Ablegung des Offenbarungseides 
zu den in dieſer Geſetzesſtelle taxativ angeführten Streitſachen 
nicht gehört, dieſelbe daher bei offenbarer Unzuſtändigkeit des 
genannten Bezirksgerichtes gemäß 8. 1 Jur. Norm nicht an⸗ 
zunehmen war. 

Ueber Reviſionsrecurs des A. ſtellte der oberſte Gerichts⸗ 
hof den erſtrichterlichen Beſcheid in der Erwägung wieder 
her, daß ſchon nach der Marginalbezeichnung des Inhaltes 
des 8.37 Jur. Norm für Klagen in Verlaſſenſchaftsangelegen⸗ 
heiten überhaupt ein beſonderer Gerichtsſtand bei dem zur 
Erbſchaftsverhandlung zuſtändigen Gerichte geſchaffen iſt, und 
daß nach der in dieſem Paragraphen enthaltenen Aufzählung 
der hierauf bezüglichen Klagen die Begründung dieſes be— 
ſonderen Geriditsitandes offenbar das Biel verfolgt, Die 
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zweckmäßige und einheitliche Abwicklung der Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlungen zu fördern; daß dieſem Zwecke ebenſo die 
Erforſchung und Feſtſtellung der Perſonen, an welche der 
Nachlaß eines Verſtorbenen übergehen ſoll, als auch die 
Ausmittlung des Active und Paſſivſtandes zu dienen geeignet 
iſt; daß ſonach unter den Erbſchaftsklagen, von welchen in 
dieſem Paragraphen die Mede iſt, nicht blos Klagen auf An⸗ 
oder Aberkennung des Erbrechts, ſondern auch ſolche Klagen 
verſtanden werden müſſen, welche die Ermittlung des Actto- 
ſtandes der Nachlaßmaſſe zum Gegenſtande haben; daß end⸗ 
lich zu den letzteren zweifellos auch jene gehören, welche auf 
Erzielung der eidlichen Angabe von verſchwiegenen Verlaß—⸗ 
vermögenszweigen gerichtet ſind, und daß nad) den Anführungen 
der Klage eine Abhandlung und Einantwortung bes Nach⸗ 
laſſes des D. bei dem hiefür zuſtändigen ſtädt.⸗deleg. Bezirks⸗ 
gerichte in Cilli noch nicht erfolgt iſt. 

Zugleich wurde die Eintragung nachſtehenden Rechtsſatzes 
in das Spruchrepertorium beſchloſſen: 

„Zu den im 8. 37 Jur. Norm angeführten Erbſchafts⸗ 
klagen gehört auch die gegen den Erben eingebrachte Klage 
aut eidliche Bekanntgabe des Nachlaßvermögens.“ 
Sitzung vom 7. Jänner 1891, 3. 14.929 ex 1890. II. Senat. 
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Nr. 161. 

Kaun der fis ſtreitende Dritte gerichttich erlegte Zetrag auf cinfeitiges 
Aunfudien des Ertegers wieder ausgefolgt merbent 
Entſcheidung vom 27. Jänner 1891, B. 774. III. Genat. 

Das Gejud der Bezirkshauptmannſchaft in C. um Erfolg⸗ 
lafjung etne3 von thr gerichtlich deponirten, zwiſchen PB. und 
L. ftreitigen Vetrage von 361 fl. wurde von der erjten In⸗ 
ſtanz —5 verbeſchieden, weil durch die gerichtliche Hinter⸗ 
legung der Schuld die Gefahr der geleiſteten Sache nach der 
ausdrücklichen Beſtimmung des 8. 1425 a. b. G. B. auf den 
Gläubiger gewälzt wird, wenn der Erlag rechtmäßig geſchehen 
und dem Gläubiger bekannt gemacht worden iſt; weil die 
erſte Bedingung der Rechtmäßigkeit des Erlages im vor⸗ 
liegenden Falle nicht eingetreten iſt, da weder behauptet noch 
bewieſen wurde, daß dieſelbe durch ein Rechtfertigungserkenntniß 
entſchieden worden ſei; weil die Rechtmäßigkeit des Erlages 
in dieſem Stadium nicht grgenſttgud der Entſcheidung ſein 
kann, und weil das Depoſitum, ſolange die Bedingungen des 
8. 1425 a. b. G. B. nicht eingetreten ſind, Eigenthum des 
Erlegers bleibt, wie dies auch 8. 55 des Summarverfahrens 
klar ausdrückt. 

Das Oberlandesgericht hat dem Recurſe des L. ſtatt⸗ 
gegeben und das Erfolglaſſungsgeſuch für jetzt zurückgewieſen 
aus folgenden Erwägungen: Die Besirlstanpimannidafi in 
C. hat in ibrem Crlagêgejude anertannt, dem W. einen Reſt⸗ 
betrag von 361 fl. ſchuldig qu ſein, und erklärt, dtejen Vez 
trag im Sinne des 8. 1425 a. b. G. B. gerichtlich hinter⸗ 
legen qu tvollen, da die Zahlung desfelben aus dem Grunde 
nicht geleiftet werden kann, meil P. und L. darauf Anjprud 
erheben. Der Elias wurde vom CGeridite mit dem Bedenten 
angenommen, daß der hinterlegte Betrag ftreitige Cade des 
P. und Q. fei, welche dadurch das Recht ermorben Baben, 
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ihre Forderungen aus dem Depofitum nad Mafgabe des 
Erfolges des zwiſchen denſelben anhängigen Streites ilber 
das ſtärkere Recht des einen oder des anderen qu befriedigen; 
dieſes Recht wäre nun illuſoriſch, wenn das Depoſitum dem 
Erleger, ohne Einwilligung des P. und L., zurückgeſtellt 
werden würde. 

Der oberſte Gerichtshof hat über den Reviſionsrecurs 
der Bezirkshauptmannſchaft C. die oberlandesgerichtliche Ver⸗ 
ordnung aus deren Gründen und in der Erwägung beſtätigt, 
daß das Gericht durch die Annahme des Erlages, welche es 
nicht verweigern kann, Verwahrer des Depoſitums für jene 
Partei geworden iſt, für welche der Erlag gemacht wurde, 
und daß daher die Frage, ob dieſer Erlag auch vor der Er⸗ 
klärung der Annahme von Seite Desjenigen, für den das 
Depoſitum geſchah, oder vor dem bezüglichen Rechtfertigungs⸗ 
erkenntniſſe, auf einſeitiges Rückſtellungsgeſuch des Erlegers, 
an dieſen wieder ausgefolgt werden könne, nur im ordent⸗ 
lichen Rechtswege zu löſen iſt. 


Nr. 162. 
Das Armendrittel aus vem Madiafie ab intestato verſtorbener Welt 
geiſtlichen hat ntit in das Pfarrarmentnfiitut, fonderm in deu Aruten- 
fond der Setreffenden Ortsgemeinde qu ſließen. 
Entſcheidung vom 28. Yúnner 1891, 8. 12.668 ex 1890. T. Senat. 
Mit Einantwortungsurkunde ift ein Drittel des Nach⸗ 
lafjes nad) dem am 9. December 1890 qu Q. tn Steiermark 
ab intestato verftorbenen Pjarrer P. an der Kirche in L. 
der Ortsgemeinde 2. als Vertreterin des bortigen Ortsarmen⸗ 
fonde3 eingeantivortet morden. 
Das —— der Pfarrkirche in L. behauptet, 
daß das Armendrittel nicht der Ortsgemeinde, ſondern den 
Armen des ganzen Pfarrſprengels, eigentlich dem in Steier⸗ 
mark bis jetzt beſtehenden Armeninſtitute in L. gebühre und 
ſtellt in der wider die Ortsgemeinde in L. als Vertreterin 
des dortigen Localarmenfondes angeſtrengten Klage das Be⸗ 
ehren: Es ſei die geklagte Ortsgemeinde L. anzuerkennen 
chuldig, daß nicht ihr, ſondern dem klägeriſchen Pfarrarmen⸗ 
inſtitute das geſetzliche Erbrecht auf das Armendrittel des 
Nachlaſſes nad) dem verſtorbenen Pfarrer P. zuſtehe, und ſie 
demgemäß ſchuldig, in Reſtituirung dieſes Armendrittels 
em Pfarrarmeninſtitute den Betrag von 4462 fl. 62 Tr. 
jammt Zinſen qu begablen. Die exite Inſtanz bat nad) bem 
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Klagebegehren erkannt, denn nad) dem Gofdecrete vom 21. 
vebruar 1792, 3. G. S. Nr. 259, gebührt das Armendrittel 
derjenigen Gemeinde, wo der Verſtorbene aulegt bepfriindet 
mar; daê Mort ,Gemeinde” läßt dem Zweifel Raum, ob 
damit die Pfarr⸗ oder Ortsgemeinde gemeint fei; cine authen- 
tiſche Qnterpretation erfuhr aber jenes Gofdecret durch das 
Hofdeeret vom 27. Rovember 1807, 3. 6. S. Nr. 828, meldes 
ſich mit dieſer Frage ex professo befaßt und verfügt, daß 
das Armendrittel dem Armeninſtitute desjenigen Ortes ge⸗ 
bührt, wohin das Kirchendrittel gehört und daß, falls bei 
eventuell vorhandenen Filialkirchen eigene Armeninſtitute be— 
ſtehen, das Armendrittel unter dieſe nad) der Seelenzahl 
getheilt werden ſoll. Daraus geht klar hervor, daß das 
Armendrittel den Armen des ganzen Pfarrſprengels zugute 
kommen ſoll. An dieſem Grundſatze iſt bis heute nichts ge⸗ 
ändert worden, und es entſteht jetzt nur die Frage, ob in 
Steiermark dieſer Grundſatz dadurch realiſirt werden ſoll, 
daß das Armendrittel den verſchiedenen eingepfarrten Orts⸗ 
gemeinden oder den in Steiermark noch beſtehenden Pfarr⸗ 
armeninſtituten zugewieſen wird. Daß zur Zeit der Erlaſſung 
des Hofdecretes vom 27. November 1807, J. G. S. Nr. 828, 
das Bfarrarmeninititut erbberechtigt mar, ftebt auber Zweifel, 
meil dasſelbe damals das normale Organ der Armenpflege 
war und das Hofdecret auch ausdridiid vom Armeninititute 
ſpricht; ſeither wurde zwar durd das proviforiide Gemeindes 
gejeb vom 17. Már; 1849, R. G. BI. Nr. 170, und das 
Gemeindegejeb vom 5. März 1862, R. G. BI. Nr. 18, den 
Gemeinden auch das Armentvejen überantwortet und erfolgte 
auch die puibebung der Pfarrarmeninftitute in einigen Kron⸗ 
ländern, in Gteiermart jedod) nicht, vielmebr tourde der Bez 
ſtand derjelben im 8. 29 des Geſetzes vom 12. März 1873, 
L. G. BI. für Steiermark Rr. 19, ausdrücklich erwähnt; in 
den 88. 24 und 30 dieſes Geſetzes erſcheinen auch die Ein⸗ 
nahmsquellen angeführt, welche nun den Pfarrarmeninſtituten 
entzogen und den Ortsgemeinden zugewieſen werden; unter 
dieſen iſt das Armendrittel nicht erwähnt. Hieraus folgt, 
daß die Pfarrarmeninſtitute es find, welche das Urmendritlel 
im Falle geſetzlicher Erbfolge nach katholiſchen Geiſtlichen 
anzuſprechen berechtigt find, und zwar gemäß obigen Hof—⸗ 
decretes das Armeninſtitut derjenigen Pfarre, wo der Erb⸗ 
a a zuletzt bepfründet war; das iſt fonad) in concreto das 
atrarmeninititut in Q. 
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Sowohl dte zweite Inſtanz als auch der oberite Gerichts⸗ 
hof haben das Klagebegehren abgewieſen und dies aus fols 
genden Gründen: Für die Frage, wem aus dem Nachlaſſe 
ab intestato verſtorbener Weltgeiſtlichen das Armendrittel 
zuzuweiſen iſt, kommen nachſtehende geſetzliche Beſtimmungen 
in Betracht: zunächſt das Pope vom 18. Juli 1772, 
Pr. 1417 (Sammluno, der Gejege vom Sabre 1740 bia 1780, 
verlegt von Georg Moble, Bien 1786), wonach das Drittel 
fitr die Armen nad) der im Qande beftebenden Vorſchrift abs 
augeben iſt; damn das Girculare vom 21. Februar 1792, 
3. G. S. Nr. 259, gufolge dejjen der den Armen nad dem 
Gejege gebührende Antheil der Verlaſſenſchaft derjenigen Ges 
meinde gebiibrt, wo der Verſtorbene gulegt Depfriindet tvar, 
und endlid das Gofdecret vom 27. November 1807, 3. G. S. 
Nr. 828, welches bejagt, daf ein Drittel den Armen zuzu⸗ 
fallen bat. In dieſem SGofdecrete beibt es allerdingê aud 
meiter, daß, wenn die Hauptkirche Filialen unter verſchiedenen 
Patronaten oder Vogteien hat, das Kirchendrittel nach dem 
Verhältniſſe der Seelenmenge im Hauptorte und in den 
Filialen unter dieſe Kirchen qu theilen iſt, daß das Armen⸗ 
drittel ebenfalls in das pi de3 fortes, wohin das 
Kirchendrittel gehört und daß, falls im den Filialen etgene 
Armeninititute beſtehen, dieſes Drittel nad obigem VBerbált- 
ntije qu vertheilen iſt. Endlich heißt es dajelbit, da in 
Qnteftatfállen, wo kein Kirchendrittel ftatthat, das Armens 
dbritteí den Armen des Ortes qufalle, wo der Erblaſſer ges 
ftorben iſt. Aus allen dtejen gefebliben Beſtimmungen er= 
gibt e3 ſich demnad, daß bezüglich diejes Drittel3 die Armen 
dte Anſpruchsberechtigten find, und daß nur diejenige Infti- 
tutton die Ausfolgung des in Rede ftebenden Nachlaßdrittels 
tn ibre Abminijtration qu verlangen berechtigt ift, welcher 
nad den beftehenden Geſetzen die öffentliche Armenpflege 0b= 
liegt. Daß dieſes früher die Pfarrarmeninftitute waren, ift 
natürlich, weil ſeit den Achtziger-Jahren des vorigen Jahr⸗ 
hundertes die Leitung des Armenweſens den Organen der 
Armeninſtitute anvertraut war, welche im Weſentlichen auf 
die Pfarreintheilung gegründet waren, indem jede Pfarre 
einen Bezirk bildete, deſſen Vorſteher der jeweilige Pfarrer 
war, welchem Armenväter und ein Rechnungsführer beizu⸗ 
geben waren. Allein die neuere Geſetzgebung hat die Armen⸗ 
pflege zunächſt als eine Gemeindeangelegenheit erklärt, und 
es wurde insbeſondere in Steiermark durch das Geſetz vom 
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12. Mar; 1873, L. 6. BI. Rr. 19, die öffentliche Armen⸗ 
pflege geregelt. Wenn e3 nun im 8. 8 diejes Geſetzes heißt, 
daß jede Ortsgemeinde im der Megel filr die in ihr beimats 
berechtigten Armen qu ſorgen bat und filr eine den Gefjegen 
entſprechende Armenpflege verantwortlich iſt, jo folgt ſchon 
daraus, daß ihr auch die Adminiſtration der für die Armen 
im Allgemeinen beſtimmten Beträge zuſtehen muß, und es 
beſagt auch der 8. 24 dieſes Geſetzes, daß die Gemeinde die 
Koſten der Armenverſorgung auch aus den geſetzlichen Zu— 
flüſſen beſtreitet, wozu nach 8. 30 lit. b ibidem die vermöge 
geſetzlicher Beſtimmungen von den Behörden dem Armen⸗ 
fonde zuerkannten Geldbeträge ꝛc. gehören, welche bishin dem 
Pfarrarmeninſtitute zuzufließen hatten. Daraus ergibt ſich 
von ſelbſt, daß die geſetzlichen Zuflüſſe demjenigen Inſtitute 
zuzukommen haben, welchem auch die Verpflichtung der Armen⸗ 
pflege obliegt, und daß daher dem klagenden Pfarrarmen⸗ 
inſtitute die Legitimation fehlt, die Uebergabe des aus dem 
Nachlaſſe des Pfarrers P. von L. den Ortsarmen, reſpective 
dem Armeninſtitute der Gemeinde L. eingeantworteten Armen⸗ 
drittels zu verlangen. Der Umſtand, daß es im 8. 29 des 
bezogenen Landesgeſetzes heißt, daß über die Pfarrarmen⸗ 
inſtitute und die Behandlung ihres Vermögens beſondere 
Vorſchriften werden gegeben werden, iſt für die vorliegende 
Rechtsſache ganz irrelevant, und ſicherlich kann daraus nicht 
efolgert werden, daß dieſem Inſtitute auch fortan noch dies 
jenigen Beträge, die früher demſelben zuzuweiſen waren, ab⸗ 
zuführen ſind, vielmehr würde man dadurch mit dem im 
8. 30 lit. b des obbezogenen Geſetzes über die Regelung der 
Armenpflege in Steiermark zum Ausdrucke gelangten Grund⸗ 
ſatze, daß demjenigen Inſtitute, dem die Armenpflege obliegt, 
auch die geſetzlichen Zuflüſſe zuzukommen haben, in offen⸗ 
baren Widerſpruch gerathen. 


Nr. 163. 

Zur Arage nad) dem Amfange der einem Kandelsbevoſſmächtigten auf 
Grunud der ertheilten Procura zuſtehenden Rechte. 
Entſcheidung vom 10. Februar 1891, 8. 14.957. Plenarſenat. 

Marcus F. klagt das Stift A. auf Anerkennung des 
zwiſchen Pater B. als Procuriſten des Stiftes A. und Marcus 
F. geſchloſſenen ſchriftlichen Vertrages vom 18. October 1883, 
worin die Parteien ſich zum gemeinſamen Vertriebe der im 
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Senſenwerke R. des Gtiftes U. erzengten Senſen auf gemein= 
jame Rechnung vereinbart haben. 

Die erjte Inſtanz bat dem Rlagebegebren Folge gegeben 
und in Betreff der vom beklagten Gtijte erbobenen Ein⸗ 
mendung, da Pater B. in feiner Eigenſchaft al3 Procura- 
führer des Gtifte3 nicht befugt gemejen fei, den Bertrag vom 
18. October 1883 allein rechtsgiltig abzuſchließen, Folgendes 
hervorgehoben: Nachdem angeſichts der Auslegungaregel des 
Artikels 278 H. G. fein Brveifel darilber obrvalten kann, daß 
Bater B. diejen Vertrag nicht fiir ſich, jondern nur für die 
von ibm vertretene Firma, „das Stift A”, als Inhaberin 
des Senſenwerkes K. geſchloſſen hat; nachdem durch das 
Rechtsgeſchäft, welches der Procuriſt gemäß Der Procura, 
d. i. innerhalb des im Artikel 42 H. G. normirten und 
dritten Perſonen gegenüber nicht beſchränkbaren Umfanges 
der Procura ſchließt, der Principal dem Dritten gegenüber 
berechtigt und verpflichtet wird, der Vertrag vom 18. Detober 
1883 aber ſich als eine nach Artikel 266 H. G. zu beurtheilende 
Vereinigung der Contrahenten zum Vertriebe der im Senſen⸗ 
werke K. erzeugten Senſen auf gemeinſame Rechnung dar—⸗ 
ſtellt, alſo ein Rechtsgeſchäft iſt, welches in den Rahmen der 
Procura fällt, iſt die Firma Stift A. aus dieſem Vertrage 
berechtigt und verpflichtet. 

Das Oberlandesgericht hat das Urtheil der erſten Inſtanz 
beſtätigt und bemerkt, daß das beklagte Stift zweifellos zur 
Beſtellung von Procuraführern berechtigt geweſen ſei und der 
zur Zeit des Abſchluſſes des fraglichen Vertrages als Procuriſt 
beſtellt geweſene Pater B. ohneweiters das Recht gehabt habe, 
dieſen, den Vertrieb der Erzeugniſſe des in Rede ſtehenden 
Werkes bezweckenden Vertrag mit Rechtswirkung für das bes 
klagte Stift abzuſchließen (Artikel 42 und 43 H. G.). 

Der oberſte Gerichtshof hat der außerordentlichen Revi⸗ 
ſionsbeſchwerde des beklagten Stiftes ſtattgegeben und mit 
Abänderung beider untergerichtlichen Urtheile das von Marcus 
F. geſtellte Klagebegehren abgewieſen. Gründe: Die außer⸗ 
ordentliche Reviſionsbeſchwerde des beklagten Stiftes hat volle 
Berechtigung, da die von beiden Untergerichten ausgeſprochene 
Stattgebung des Klagebegehrens ſich geſetzlich nicht begründen 
läßt. Der Vertrag vom 18. October 1883 enthält keineswegs, 
wie der Kläger behauptet und der erſte Richter annimmt, 
eine nach Artikel 266 bis 270 H. G. qu beurtheilende Ver⸗ 
einigung zu einzelnen Handelsgeſchäften für gemeinſchaftliche 
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Rechnung, welche Art der Vergeſellſchaftung vielmebr begrifflich 
zur Vorausſetzung hat, daß die einzelnen Geſchäfte, welche 
von den Geſellſchaftern geſchloſſen werden ſollen, ſchon zur 
Zeit der Vereinbarung als ſolche beſtimmt bezeichnet werden 
und daher außerhalb des Betriebes eines, wenn auch auf 
einen o Handelszweig beſchränkten Handelsgewerbes 
gelegen ſeien. Es handelt ſich hiebei auch nicht lediglich um 
einen den Vertrieb der Erzeugniſſe des ſtiftiſchen Hammer⸗ 
werkes K. bezweckenden Vertrag, wie dies vom Oberlandes⸗ 
gerichte betont wird. Durch dieſen Vertrag iſt vielmehr der 
Kläger an dem Gewinne, welchen der Betrieb des genannten 
Hammerwerkes überhaupt abwerfen ſollte, als Geſellſchafter 
mit dem Gewinnſtantheile zur Hälfte betheiligt worden, welchem 
ſowie dem Stifte ſelbſt die Berechtigung zuſtehen ſollte, die 
Erzeugniſſe des Hammerwerkes zu den von beiden Contrahenten 
gemeinſam fixirten Preiſen zu verkaufen und ein beſtimmtes 
tägliches Quantum der Erzeugung während der ganzen Ver⸗ 
tragsdauer qu verlangen, wogegen derſelbe nur die Ver—⸗ 
pflichtung übernahm, dem Gammermerte alle ihm bekannten 
Adreſſen der Senſenhändler des In⸗ und Auslandes zur 
Ermöglichung des Selbſtverkaufes an die Abnehmer zu über⸗ 
geben und die am Schluſſe jedes Verrechnungsjahres ver⸗ 
bliebenen Waarenvorräthe zum vereinbarten Geſtehungskoſten⸗ 
preiſe zu übernehmen. Das Weſentliche dieſer Vereinbarung 
iſt daher in der Bildung einer Geſellſchaft zwiſchen den Cons 
trahenten gelegen, durch welche dieſelben mit Umgehung der 
Errichtung einer Handelsgeſellſchaft im Sinne des Handels⸗ 
geſetzes ihre Mühe und beziehungsweiſe ihre Sachen zum 
gemeinſchaftlichen Nutzen vereinigten. Es iſt klar, daß bei 
dieſem Vertragsinhalte nicht lediglich von einem Commiſſions⸗ 
vertrage, durch welchen dem Kläger für ſeine Bemühungen 
eine Proviſion geſichert werden ſollte, die Rede ſein kann 
und es iſt auch nicht nothwendig, ſich noch weiters mit der 
Frage zu befaſſen, ob dieſer Vertrag für das beklagte Stift 
ginitig oder ungünſtig war. Es genügt, daß zufolge dieſes 
Vertrages der Betrieb des Hammerwerkes K. nicht mehr auf 
Rechnung des Stiftes allein, ſondern auf deſſen mit dem 
Kläger gemeinſchaftliche Rechnung geſchehen ſollte. Zum Ab— 
ſchluſſe eines ſolchen Vertrages war B. in ſeiner Eigenſchaft 
als Procuriſt keinesfalls befugt, denn derſelbe war durch die 
Ertheilung der Procura nach deren geſetzlichen, im Artikel 
41 H. G. umſchriebenen Begriffe von dem Stifte nur er 
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mächtigt, da? ibm mit der Verivaltung des Hammerwerkes 
K. libertragene Handelsgeſchäft fix Rechnung des Stiftes qu 
betreiben. (Er mar aber nicht befugt, obne Genehmigung des 
Stiftes einen Drtiten an dem Geſchäfte als doca as qu 
betheiligen und letzteres zugleich auch für deſſen Rechnung 
betreiben. Die über eine ſolche Betheiligung getroffene 
exeinbarung gehörte auch keinesfalls unter jene Rechts⸗ 
handlungen, welche der Betrieb eines Handelsgewerbes mit 
ſich bringt (Artikel 42 H. G.). Sollte daher durch dieſen 
Vertrag das Stift ſelbſt rechtswirkſam verpflichtet werden, ſo 
war die Genehmigung desſelben durch die hiezu berufenen 
Senda ein unumgängliches Erforderniß jeines Rechts⸗ 
eſtandes. 


Nr. 164. 

Erben die ais „nächſte Anvermandtes ves Aiduciarerben zur Mad- 
fofge Sernfenen Subſtitutionserben nad) Stämmen oder nad Köpfen! 
(88. 555, 559 und 682 4. 8.6.3.) 

Entſcheidung vom 18. Februar 1891, B. 756. I. Genat. 

Der im Sabre 1850 verftorbene Jakob F., welcher drei 
Kinder, Thereſe K., Karl und Alois hinterließ, verfiigte in 
ſeinem Teſtamente, daß ſein Sohn Karl nur über die Hälfte 
ſeines Erbtheils frei verfügen dürfe, und daß die andere 
Hälfte nach deſſen Tode „ſeinen nächſten Anverwandten“ zu⸗ 
zufallen habe. Durch das im Jahre 1889 erfolgte Ableben 
des Fiduciarerben Karl F. iſt der Subſtitutionsfall einge⸗ 
treten, und es find zur Erbfolge berufen deſſen nächſte An—⸗ 
verwandten, d. i. zwei Kinder der vorverſtorbenen Thereſe K. 
und fünf Kinder des verſtorbenen Alois F. Die zwei Kinder 
der Thereſe K., welche ihre Erbserklärung qu je 1/, des Nach⸗ 
laſſes überreichten, klagen nunmehr die fünf Kinder des Alois 
F., welche zu je '); des Nachlaſſes ſich erbserklärt hatten, 
und begehren zu erkennen: Die Geklagten als Abſtämmlinge 
nach Alois F. ſeien ſchuldig anzuerkennen, daß die Erbfolge 
der geſetzlichen Anverwandten nad Karl F. in Bezug auf die 
von Jakob F. in ſeinem Teſtamente hinſichtlich der Hälfte 
des Erbtheils des Karl F. angeordnete Subſtitution und das 
bei dem Tode deſſelben vorhandene Subſtitutionsvermögen 
nach Stämmen und nicht nach Köpfen einzutreten habe, daß 
daher den obgenannten fünf Geklagten nur ein Erbrecht qu= 
ſammen zur Hälfte des Verlaſſes, ſomit jedem qu 0 des 
Verlaſſes, dagegen den zwei Klägern als Repräſentanten der 
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Thereſe 9. ein Erbrecht zur Hälfte des Verlaſſes, ſomit jedem 
don ihnen qu */, des Verlaſſes gebüre; die Geklagten ſeien 
daher ſchuldig qu geſtatten, daß nad Maßgabe dieſer Ver⸗ 
hältniſſe die Vertheilung des Subſtitutionsvermögens nach 
Karl F. ſtattfinde. Die Belangten trachten darzuthun, daß 
die Erbtheilung nach Köpfen und nicht nach Stämmen zu 
geſchehen habe. 

Die erſte Inſtanz hat das Klagebegehren abgewieſen; 
denn nach dem klaren Wortlaute der Erbseinſetzung könne es 
keinem Zweifel unterliegen, daß ſich dieſelbe mit Rückſicht 
auf den deutlich erkennbaren Willen des Teſtators nicht auf 
die Verwandten des Erblaſſers ſchlechthin, ſondern auf ſeine 
nächſten Verwandten zu erſtrecken habe. Es vermöge alſo in 
der fraglichen Teſtamentsanordnung eine ſtillſchweigende Be⸗ 
rufung zur geſetzlichen Erbfolge, welche nicht nothwendig die 
nächſten Anverwandten allein, ſondern unter Umſtänden mit 
dieſen auch Perſonen von entfernteren Verwandtſchaftsgraden 
in ſich ſchließen kann, nicht erblickt zu werden, daher auch 
die Vertheilung nicht nach den Regeln der Inteſtaterbfolge 
vorzunehmen ſein werde. Es ſei unbeſtritten, daß ſämmtliche 
zur Erbfolge berufenen Perſonen die nächſten Verwandten 
des Fiduciarerben ſind und mit demſelben auch im gleichen 
Verwandtſchaftsgrade ſtehen. Da nun eine ſtillſchweigende 
Berufung zur Inteſtaterbfolge und ſomit auch die Vertheilung 
nad den Regeln derſelben ausgeſchloſſen erſcheint, und ſäͤmmt⸗ 
lichen im Streite verwickelten Perſonen zum Subſtitutions⸗ 
nachlaſſe ein gleiches Erbrecht zukommt, könne bei dem Um⸗ 
ſtande, als die Antheile derſelben nicht beſonders feſtgeſetzt 
find, nur eine Theilung nad) Köpfen im Sinne des 8. 555 
a. b. G. MB. plabgreifen. 

Sowohl die zweite al3 auch die dritte Qnitanz haben 
nad) dem Slagebegebren erfannt. Die oberſtgerichtliche Ent 
ſcheidung berubt auf folgenden Griinden: Da der Teftator 
Jakob %. im Sabre 1850, als er ſein Teftament erricitete, 
unmöglich wiſſen Fonnte, wer als nächſter Verwandter feinen 
Sohn Karl ſeinerzeit überleben werde, ſo kann man nicht 
ſagen, er habe in ſeinem Teſtamente, indem er verfügte, daß 
jene Hälfte des ſeinem Sohne Karl hinterlaſſenen Eibtheils, 
worüber er demſelben die Verfügung inter vivos et mortis 
causa unterſagt hatte, ſeinen nächſten Anverwandten zuzu⸗ 
fallen habe, diesfalls mehrere Nacherben ſeines Sohnes ein⸗ 
geſetzt. Er hat nur eine Kategorie von Perſonen, nämlich 

3* 


36 II. 16. 


die nächſten Verwandten des Sohnes Rarl als defjen Ras 
erben bDejtimmt, und da er ſelbſt feinen Theilungêmodus 
angab, muß angenommen werden, er Gabe gewollt, daß hies 
bei die für die Gucceifion der Verwandten im Allgemeinen 
giltigen Vorſchriften, d. i. jone der geſetzlichen Erbjolge qur 
Anwendung zu fommen haben. Die Richtigkeit dieſer An- 
nahme ergibt ſich unzweifelhaft aus der Beſtimmung des 
8. 682 a. b. B., wornach ein ohne nähere Beſtimmung 
für die Verwandten ausgeſetztes Vermächtniß denjenigen, 
welche nach der geſetzlichen Erbfolge die nächſten find, zuge⸗ 
wendet wird, wobei die im 8. 559 a. b. G. B. über die 
Vertheilung einer Erbſchaft unter ſolchen Perſonen, welche 
für cine Perſon angeſehen werden, aufgeſtellte Regel anzu- 
wenden iſt. Was nun ton der Guccejjion in eine einzelne 
Cade gilt, muß wohl auch fiir die Nacfolge in einen tn 
Beztehung auf den gangen Nachlaß beftimmten Theil defjelben 
gelten. Im borliegenden alle concurricen bei der Sub—⸗ 
ſtitutionsmaſſe des Karl F. ſieben Neffen und Nichten des 
Karl F. und zwar zwei Kinder der verſtorbenen Schweſter 
Thereſe (heutige Kläger) und fünf Kinder des verſtorbenen 
Bruders Alois (heutige Geklagte); daß aber dieſe bei Er— 
üöffnung der geſetzlichen Erbfolge nach Stämmen und nicht 

nach Köpfen zu theilen haben, kann nach den 88. 733, 734 
und 736 a. b. G. B. keinem Zweifel unterliegen, weshalb 
dem die Vertheilung der Subſtitutionsmaſſe des Karl F. 
nach Stämmen anſtrebenden Begehren der Kläger ſtattgegeben 
werden mußte. 


Nr. 165. 

Die gegen die thatſächlicen Arheber einer Keſitzſtösrung gerichtete 
Klage iſt gerechtfertigt; für den Kläger beſteht Keine Berpflichtung, 
die moraliſchen Arheber dieſer Stórung auszuforſchen. 
Entſcheidung vom 24. Februar 1891, 3. 2163. V. Senat. 

Sn der höchſt ſummariſch verhandelten Rechtsſache Der 
Eheleute A. gegen die Straßenaufſeher B. und G. wegen 
Störung im Beſitze eines Daches hat die erſte Inſtanz dem 
Klagebegehren ſtattgegeben, indem ſie annahm, daß durch die 
von den Geklagten unternommene, beziehungsweiſe geleitete 
Arbeit der ruhige factiſche Beſitz der Kläger wirklich geſtört, 
und die gegen die Geklagten angeſtrengte Beſitzſtörungsklage 
auch für den Fall vollkommen gerechtfertigt ſei, wenn die 
geklagterſeits erhobene Einwendung, daß die fragliche Arbeit 
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infolge Auftrages der vorgeſetzten Behörde unternommen 
worden ſei, für wahr zu halten wäre. 

Das Oberlandesgericht hat dem Recurſe der Geklagten 
Folge gegeben und mit Abänderung des erſtrichterlichen Be- 
ſcheides die Klage abgewieſen, weil die Geklagten behauptet 
haben, die Reparatur des in Rede ſtehenden Daches auf 
Grund eines Erlaſſes der k. k. Bauabtheilung in Trient vor⸗ 
genommen und die Arbeit, welche den Gegenſtand der Klage 
bildet, über einen behördlichen Auftrag bewerkſtelligt zu haben; 
weil ſie keine Kenntniß hatten, daß das fragliche Dach und 
das nebenſtehende Haus Eigenthum der Kläger ſeien, und 
weil die Kläger die Behauptungen der Gellagten nicht wider⸗ 
ſprochen und implicite zugegeben haben, daß die behauptete 
Beſitzſtörung vom k. k. Aerar ausgegangen ſei; weil die zwei 
Geklagten als Organe der ihnen vorgeſetzten Behörde die von 
der letzteren ihnen ertheilten Aufträge vollziehen mußten, 
wofür die ihnen vorgeſetzte Behörde haftet; weil den Gs 
klagten, welche bei der Vollziehung der gerügten Arbeit, nach 
Angabe der Kläger, die ihnen zugekommenen behördlichen 
Aufträge nicht überſchritten haben, der vom Geſetze erforderte 
animus turbandi fehlte; und weil die Kläger, denen der von 
den Geklagten bekleidete öffentliche Charakter bekannt ſein 
mußte, ihre Klage unrichtigerweiſe gegen die Geklagten und 
nicht gegen das Aerar gerichtet haben, welches allein in dieſer 
Angelegenheit paſſiv legitimirt erſcheint. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem Reviſionsrecurſe der 
Kläger Folge gegeben und mit Abänderung der oberlandes⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung den erſtrichterlichen Beſcheid wieder⸗ 
hergeſtellt, und zwar in der Erwägung, daß nad) 8. 5 des 
Hofdecretes vom 13. Februar 1837, J. G. S. Nr. 174, es 
in dem Beſitzſtörungsverhältniſſe lediglich auf die Erörte⸗ 
rung und den Beweis der Thatſache des letzten factiſchen 
Beſitzftandes und der erfolgten Störung ankommt; daß 
durch die durchgeführten Beweiſe unzweifelhaft feſtgeſtellt 
erſcheint, daß die Kläger ſich in dem ausſchließenden letzten 
factiſchen Beſitze des in Rede ſtehenden Daches befunden 
haben; daß die Belangten die Setzung der gerügten Beſitz⸗ 
ſtörung zugeſtehen, ſich jedoch damit entſchuldigen, daß ſie 
dies nur infolge der ihnen von den vorgeſetzten Behörden 
ertheilten Aufträge gethan haben; daß die Geklagten die 
Gegenbemerkung der Kläger, daß ihnen die bezüglichen Decrete 
ſeitens der erwähnten Behörden nicht zugeſtellt worden ſeien, 
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und fie don derartigen Auftrágen teine Kenntniß hatten, nicht 
widerſprochen, fomit wahr gelafjen Gaben; daf die Gellagten 
es auch nicht für nothwendig bielten, dem. f. €. Merar den 
fragithen Gtreit qu vertiinden; da durd die von Seite der 
erwähnten Behörden den CGellagten direct oder inbirect er⸗ 
theilten Aufträge, die erforderliden Reparaturen an dem 
Mauthhäuschen vorzunehmen, Diejelben nicht ermächtigt 
wurden, hiebei in einer die Kläger in ihrem factiſchen Beſitze 
ſtörenden Weiſe vorzugehen; daß die Kläger vollkommen bes 
rechtigt waren, ihre Beſitzſtörungsklage gegen die thatſächlichen 
Störer ihres Beſitzes qu richten, und daß für ſie keine Ver⸗ 
pflichtung vorlag, weiters die moraliſchen Urheber dieſer 
Sttrung auszuſorſchen; und endlich, daß der animus turbandi 
in der That ſelbſt, die Eigenmächtigkeit aber darin liegt, daß 
die Geklagten ſich vorerſt nicht um die Zuſtimmung ſeitens 
des Beſitzers gekümmert haben. 


Nr. 166. 
am Jalle des von einem Pritten gegen cine Gemeinde auf Grund des 
8. 1042 a. 0.6. 3%. geitend gemadten Erſatzanſpruches far gefeificte 
Verſorgung iſt qur Entideidung der Vorfrage, 08 dte Gemeinde den 
Aufwand, deſſen Erſatz Degebrt wird, überbaupt und in der au- 
- gefprodenen Sobe hätte machen müſſen, die politiſche Megórde 
zuſtaͤndig. 
Entſcheidung vom 25. Februar 1891, 8. 1684. V. Senat. 


Kläger führt aus, daß er zwei verwaiſte Kinder in Ver⸗ 
pflegung und Erziehung mit dem Vorbehalte übernommen 
habe, die hiemit verbundenen Auslagen von dem dazu Ber: 
piliditeten gu begebren, daß er die Sinder Iângere Beit vers 
pilegt und ergogen babe, nad) dem Geſetze vom 3. December 
1863, RN. G. BI. Nr. 105, die Gemeinde B., wohin die 
Rinder zuſtändig find, verpiliditet ſei, die often für deren 
Berpilegung und Erziehung qu tragen; und da Rláger die 
erwähnten Koſten felbft Dejtritten bat, die Gemeinde B. nach 
8. 1042 a. b. G. B. ſchuldig fei, ihm dieſelben ziffermäßig 
in einem beſtimmten Betrage zu erſehen. Geklagterſeits wird 
vor Allem die Unzuſtändigkeit des Gerichtes eingewendet, 
weil die Frage, ob und ſeit wann die Geklagte zur Erhaltung 
erwähnter Kinder verpflichtet ſei, im politiſchen Wege qu ent— 
ſcheiden ſei. In der Sache ſelbſt beſtreitet die Geklagte 
ſämmtliche Klageanführungen und behauptet, daß nach dem 
anfangs März 1884 erfolgten Tode der Mutter der Kinder 
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ein Vermögen hinterblicben jet und Kläger ſich gegen Uebers 
name dieſes Vermögens verpilicdtet Babe, die verwaiſten 
Rinder qu fid zu nebmen. 

Das Geridt erjter Inſtanz verwarf dte Cinmendung der 
Gerichtsunzuſtändigkeit, weil der Klagsanſpruch aus einem 
privatrechtliden Titel, das ijt auf Grund des 8. 1042 a. b. 
G. B. erboben wurde; es wies aber das Rlagebegebren aus 
meritoriſchen Gründen ab. 

Ueber Appellation des Klägers erkannte das Oberlandes⸗ 
gericht, daß die belangte Gemeinde ſchuldig ſei, dem Kläger 
die Koſten für die Verpflegung der Kinder qu erſetzen. — 
Gründe: Das erſtrichterliche Urtheil bleibt in dem Aus—⸗ 
ſpruche, wonach die von der belangten Gemeinde erhobene 
Einwendung der Gerichtsunzuſtändigkeit verworfen wurde, 
als nicht angefochten unberührt. Nichtsdeſtoweniger muß auch 
dieſe Frage obergerichtlich erörtert werden, weil die Gerichts⸗ 
unzuſtändigkeit darauf geſtützt wird, daß die politiſche Be 
hörde zur Entſcheidung über den erhobenen Klagsanſpruch 
berufen iſt, in welchem Falle die Competenzfrage von amts⸗ 
wegen beurtheilt werden muß (8. 48 J. N.). Nach 8. 39 
des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, R. G. BI. Rr. 105, 
find die politijben Behörden berufen, ilber jene Erſatzanſprüche 
au entſcheiden, welche Gemeinden wegen dez Aufwandes an 
Verpflegungskoſten wider die nicht nach dem Civilrechte, 
ſondern nach anderen Geſetzen verpflichteten Perſonen oder 
wider Gemeinden erheben, welcher Fall hier nicht vorliegt. 
Auch handelt es ſich nicht mehr um die Verpflegung, welche 
die belangte Gemeinde aus dem Titel der Armenverſorgung 
den beiden Kindern leiſten ſoll (8. 25 des Heimatsgeſetzes), 
ſondern um den Erſatz jener Koſten, welche Kläger zum 
Unterhalte dieſer Kinder bereits beſtritten hat, weil Die Des 
langte Gemeinde in dieſer Richtung ihre geſetzliche Verpflich⸗ 
tung nicht erfüllt hat. Dem Klagsanſpruche auf Erſatz dieſer 
Koſten liegt ein Privatrechtstitel zu Grunde, worüber nur 
die Gerichte zu entſcheiden haben. In der Sache ſelbſt iſt 
erwieſen, dai die Mutter der Rinder anfangê März 1884 
mit Hinterlaſſung eines geringfiigigen, nicht ſchuldenfreien 
Bermigena gejtorben fei. Die nad) ibr hinterbliebenen Kinder 
ftanden in einem Alter, im dem ſie ſich felbft nicht erbalten 
tonnten. Ganz verwaiſt fielen fte der Armenverjorgung ans 
beim, welche der zuſtändigen Gemeinde oblag (88. 22, 23 und 
24 des Geſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105). 
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Wenn nun erft nachträglich im Sabre 1888 feſtgeſtellt wurde, 
welche Gemeinde dazu zuſtändig ift, jo kann die Verpflichtung 
zur Armenverſorgung nicht erſt mit dem Zeitpunkte der 
rechtskräftigen Entſcheidung erwachſen ſein, vielmehr übt dieſe 
Entſcheidung ihre Rückwirkung dahin aus, daß die belangte 
Gemeinde, wenn andere Perſonen inzwiſchen die beiden 
Kinder für die qu ermittelnde Heimafsgemeinde ais 
batten, ibnen hiefüͤr erſatzpflichtig wird (8. 1042 a. b. G. B.), 
und zwar um jo mehr, al3 der noch Tebende eingige Vers 
mandte der Rinder, ihre Grobmutter, jelbft arm und bereitê 
68 Sabre alt mar, und Kläger fi balb nad; dem Tode der 
Mutter der Kinder, jedod erfolglos, um die Uebernabme in 
dte Armenverjorgung der belangten Gemeinde bemüht batte; 
woraus der Schluß zu ziehen ijt, daß Kläger nicht die Ab⸗ 
ne! batte, ben Aufwand für die Berpilegung der Rinder auf 
td qu nebmen. 

Erſt gegen die oberlandesgerichtliche Entſcheidung ergriff 
die Geklagte die Reviſion, worüber der oberſte Gerichtshof 
die beiden untergerichtlichen Urtheile ſammt dem denſelben 
vorausgegangenen Verfahren in Gemäßheit der Vorſchrift des 
8. 48 Alinea 2 des kaiſerlichen Patentes vom 20. November 
1852, R. G. Bl. Nr. 251, von amtswegen als ungiltig auf⸗ 
zuheben und die Zurückſtellung der Klage als ihrem Gegen⸗ 
ſtande a sum gerichtlichen Merfabren nicht geeignet gu 
perordnen fand, weil die Entideidung iiber den im der Rlage 
erhobenen, auf die Beſtimmung bes 8. 1042 a. b. G. B. 
geſtützten Erſatzanſpruch die Entideidbung der Vorfrage, vb 
die geklagte Gemeinde jenen Aufwand, deſſen Erſatz Kläger 
begehrt, überhaupt und in der ausgeſprochenen Höhe, ins—⸗ 
beſondere nad) bem Geſetze ſelbſt hätte machen müſſen, noth— 
wendig vorausſetzt, die Entſcheidung über die Verpflichtung 
einer Gemeinde zum Erſatze des im Grunde der Ver— 
weigerung der Uebernahme eines Heimatsberechtigten in ihre 
Armenverſorgung von einem Dritten gemachten Aufwandes 
ebenſo, wie über den Betrag desſelben, nach den klaren 
Beſtimmungen des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, 
R. G. Bl. Nr. 105, insbeſondere des 8. 43 Alinea 3 dieſes 
Geſetzes nur den politiſchen Behörden zuſteht, und hieran der 
Umſtand, daß in dem gegebenen Falle der Erſatzanſpruch 
nicht von einer Gemeinde, ſondern ton einer Privat⸗ 
perſon erhoben wurde, etwas zu ändern nicht vermag, weil 
der 8. 43 Alinea 3 des eitirten Geſetzes in dieſer Beziehung 
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feinen Unterſchied macht, und tveil in gleicher Weiſe, tute 
nad 88. 44 ibidem der Arme felbft einen Anſpruch auf 
Verſorgung gegen ſeine Heimatsgemeinde im Rechtswege ntcht 
geltend machen darf, auch einem Dritten — mag nun dieſer 
eine Gemeinde oder eine Privatperſon ſein — nicht die 
Berechtigung zugeſtanden werden kann, die Frage, ob, in 
welchem Maße und auf welche Art die Gemeinde jenen Armen 
in ihre Armenverſorgung qu übernehmen geſetzlich verpflichtet 
war, zur gerichtlichen Entſcheidung zu bringen, hienach aber 
vorliegendenfalls die geſetzlichen Vorausſetzungen gegeben ſind, 
welche die Anwendung des 8. 48 Alinea 2 J. N. geboten 
erſcheinen laſſen. 


Nr. 167. 

Sm Defibationsverfabren if der Midter zur Zeſtſtelung der Voraus- 
fegungen der Vollſtrecidarkeit des ausländiſchen Artheiſs auch von 
amismwegen einzuſchreiten berufen. 

Entſcheidung vom 18. Maärz 1891, 8. 8233. V. Genat. 

Meber die ton A. tn Regensburg wider B., bayeriſchen 
Gtaatêangehdrigen, und bdejjen Gattin, beide tvobnhaft in 
Oeſterreich, beim Landesgerichte in Graz überreichte Klage, 
womit das Begehren geſtellt wurde, nach gepflogener Ber- 
handlung das vom königlichen Landgerichte in Regensburg 
in der Sache der Genannten erfloſſene Verſäumnißurtheil 
wegen Zahlung von 12.500 Mart ſammt Nebengebühren hier⸗ 
lands für vollſtreckbar zu erklären, hat das Landesgericht in 
Graz eine Tagſatzung zur Vernehmung der Gegner ange— 
ordnet und nad) geſchloſſener Verhandlung verfügt, ein Erſuch⸗ 
ſchreiben an das königliche Landgericht in Regensburg um 
Einſendung des Zuſtellungsſcheines, betreffend die Zuſtellung 
der Klage und Terminsnote an die Geklagten zu erlaſſen. 

Hiegegen wurde von den Geklagten der Recurs einge⸗ 
bracht, in deſſen Stattgebung das Oberlandesgericht den an⸗ 
gefochtenen Beſcheid behob und dem erſten Richter auftrug, 
fiber das gepflogene Verfahren mit Abſtandnahme ton der 
im obigen Beſcheide getroffenen Verfügung das geſetzliche 
Amt zu handeln; dies in der Erwägung, daß im Delibations⸗ 
verfahren, wie ſich aus den Beſtimmungen der Hofdecrete 
vom 18. Jänner 1799, J. G. S. Nr. 452, und vom 15. 
vebruar 1805, 3. G. S. Nr. 711, ergibt, nad den Vor- 
ſchriften der aligemeinen Gerichtsordnung vorzugeben fei; daß 
es im ſtreitigen Verfahren der Partei obliegt, jene Urkunden, 
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auf welche fie ſich sum Berveije der don ihr bebaupleten That⸗ 
ſachen berufen will, mit der Klage oder im Laufe der Vers 
handlung beigubringen, wie au8 den Bejtimmungen der 88. 12, 
18, 25 und 123 a. G. O. und des Hofdecretes vom 6. October 
1783, 3. O. S. Nr. 197, lit. e, unzweifelhaft hervorgeht; 
daß der Aláger den Zuſtellungsſchein, betreffend die Zuſtellung 
der ton bdemielben tuider die heutigen Procebgegner Deim 
tônigliben Qandgeridte in Megensburg angebraditen Klage 
und der Terminônote, weder im Original, nod) in Abſchrift 
beigebracdt bat; daß der Kläger zudem im Qaufe der Vere 
bandlung ein beſtimmtes, auf die Beiſchaffung diejes Bus 
ſtellungsſcheins gerichtetes Megebren nicht geftelt hat und der 
Richter im ftreitigen Verfabren, mit Ausnahme der im Ges 
febe bezeichneten Fälle, nicht von amtswegen vorgeben darf 
(8.1 a. G. O.) und da demnad die in Beſchwerde ge: 
aogene Verfiigung im Gejebe nicht begriindet ift. — Qn dem 
tom Kläger Ddagegen eingebraditen Reviſionsrecurſe wird 
geltend gemadt, dal das Delibattonsverjabren nicht dem ge⸗ 
wöhnlichen Proceßverfahren im Erkenntnißſtadium gleich qu 
behandeln ſei, und daß, wenn auch der Vollſtreckungswerber 
die erforderlichen Materialien zu liefern hat, doch auch das 
Gericht, welches die Execution einleiten ſoll, ſelbſt auch bes 
rufen und berechtigt iſt, die etwa erforderlichen Urkunden 
oder ſonſtigen Beweismittel beizuſchaffen, beſonders aber dann, 
wenn die —* gar nicht in der Lage iſt, dies zu thun, wie 
dies gerade in Anſehung des vom Landesgerichte in Graz 
requirirten Zuſtellungsſcheines der Fall iſt, indem das Land⸗ 
gericht Regensburg den Zuſtellungsſchein ſicherlich nicht heraus⸗ 
geben wird, die Terminsnote aber in gender der Geklagten 
tit, gegen welche erit ein Editionsproceß angejtrengt werden 
müßte, deſſen Ausgang noch zweifelhaft máre. 

Dem Reviſionsrecurſe ſtattgebend, fand der oberſte Ge- 
richtshof die angefochtene oberlandesgerichtliche Verordnung 
aufzuheben und den erſtrichterlichen Beſcheid aufrecht zu er⸗ 
halten, wobei erwogen wurde, daß die in den Hoſdecreten 
vom 18. Jänner 1799, J. G. S. Nr. 452, und vom 15. 
Februar 1805, 3. G. S. Nr. 711, gegebene Vorſchrift, wo⸗ 
nad bei Vollſtreckung von Urtheilen auslândijder Gerichte 
nad den Vejtimmungen der a. G. O. vorzugehen iſt, ſich 
nur auf dos Verfabren bei Durchführung der Execution felb 
bezieht und nach deren weiterem Inhalte nur bezweckt, daß 
hiebei nicht anders, als bei Vollziehung inländiſcher Urtheile 
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borgegangen, insbejondere jedes amtswegige Einſchreiten der 
Gerichte behufs Durchführung der etnzelnen Executionsſchritte 
vermieden werde; daß aber durch jene Vorſchrift keineswegs 
ausgeſprochen werden wollte, da auch die formelle Behand⸗ 
lung und Erledigung des Einſchreitens einer Partei wegen 
Vollſtreckbarerklärung eines ausländiſchen Urtheils nur nach 
jenen Normen zu geſchehen habe, welche in der a. G. O. für 
das Inſtructions- und Erkenntnißverfahren im Proceſſe auf⸗ 
geſtellt ſind, daß es vielmehr an einer beſonderen Formvor⸗ 
ſchrift für die Behandlung und Erledigung des gedachten 
Anſuchens mangelt, und daher auch nicht von einer Ver—⸗ 
letzung von Beſtimmungen der a. G. O. die Rede ſein kann, 
wenn das Landesgericht tn Graz im vorliegenden Falle nad 
gepflogener Vernehmung bder Gtreittheile gum Zwecke Der 
Schlußfaſſung über das Einſchreiten des A. wegen Vollſtreckbar⸗ 
erklärung des in Rede ſtehenden Verſäumnißurtheils des 
königlich bayeriſchen Landgerichtes in Regensburg in deſſen 
Rechtsſache gegen die Eheleute B. wegen Zahlung von 12.500 
Mart ſammt Nebengebühren vorläufig ein Erſuchſchreiben an 
das genannte Landgericht wegen Einſendung des Ausweiſes 
über die Zuſtellung der Klage und Terminsnote an die Ge— 
klagten erlaſſen bat, daß im Gegentheile die ton den Ges 
Fagten angejodtene Verfügung des Landgeridtes in Graz 
offenſichtlich dem Zwecke dienen foll, welchen basjelbe bei Feft- 
ſtellung der Vorausſetzungen der Vollſtreckbarkeit des er- 
wähnten ausländiſchen Urtheils im Inlande qu verfolgen be- 
rufen und verpflichtet iſt. 


Nr. 168. 

Geſetzliche Erforderniſſe zur grundbücherlicen Mesertragung des 
Eigenthumsrechtes auf cine ſucceſſive an verſchiedene Ferſonen ge- 
fangte Meafitát. 

Entidbeidung bom 24. März 1891, 9. 2200. T. Genat. 

Mit Vertrag vom 1. Juni 1880 faufte B. von A. eine 
von den Parcellen, welche den Bejtand der Einlage Rr. 147 
des Grundbuchs der Gemeinde X. bilben; das Cigenthum3= 
recht des B. wurde jedod nicht eingetragen. Mit Vertrag 
vom 18. Juni 1888 verfauíte B. an C. diejelbe Parcele, 
bei welchem Anlaſſe A. eine Erklärung ausſtellte, derzufolge 
er ſeine Einwilligung zur Einverleibung des C. als grund⸗ 
bücherlichen Cigenthiimers der in Rede ſtehenden Parcelle 
gab. Auf Grund des Vertrages vom 18. Juni 1888 und der 
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Erklärung des A. begebrte nun C. die Abtrennung der an- 
gekauften Parcelle von dem in der Einlage des Grundbuchs 
nod für den MU. eingetragenen Grundbuchskörper, die Ers 
dfjnung einer neuen Ginlage fiir die abgetrennte Parcelle und 
die Qntabulation ſeines Cigenthumsredites auf den Grunds 
buchskörper der neu erófjneten Cinlage. Bem Begehren des 
6. wurde vom Gerichte erſter Inſtanz ftattgegeben. — Hie⸗ 
gegen recurrirte B. 

Das Oberlandesgericht fand dem Recurſe ſtattzugeben 
und in Abänderung des angefochtenen Beſcheides das Bes 
gehren des C. abzuweiſen, denn im Grundbuche kommt noch 
A. als Eigenthümer der Parcelle vor, und der Uebergang 
des Eigenthums derſelben an B., von welchem C. ſie mit 
dem beigebrachten Naufvertrage käuflich an ſich gebracht hat, 
iſt mit einer zur Einverleibung oder Vormerkung nach 88. 26, 
32 und 35 G. G. geeigneten Urkunde nicht nachgewieſen, da 
die beigebrachte Erkläͤrung des A. zwar eine Einwilligung zur 
Einverleibung enthält, aber eine nad) den bezogenen Vor⸗ 
ſchriften erforderliche Urkunde nicht vertreten kann. 

Unter Abweiſung des Reviſionsrecurſes des C. beſtätigte 
der oberſte Gerichtshof die oberlandesgerichtliche Verordnung, 
weil zur grundbücherlichen Uebertragung eines Eigenthums— 
rechtes, wie dies aus den 88. 26, 27, 32 und 22 G. G., 
dann den 88. 431, 434 und 435 a. b. G. B. unzweifelhaft 
hervorgeht, eine mit den geſetzlichen Förmlichkeiten verſehene 
Urkunde über das „Erwerbungsgeſchäft“ erforderlich iſt, der 
Recurrent den Kaufvertrag vom 1. Juni 1880, mittelſt welchem 
B. die Grundparcelle ton A. erworben haben ſoll, nicht bei⸗ 
gebracht, den geſetzlichen Erforderniſſen daher nicht entſprochen 
hat; weil ferner die bloße Einverleibungsbewilligung des 
grundbücherlichen Eigenthümers A. vom 18. Juli 1888 das 
in dem bezogenen Maufvertrage gelegene Erwerbungsgeſchäft 
au fuppliren nicht vermag, was (don aus den Bejtimmungen 
des 8. 32 G. G. hervorgeht, nad welchen die Einverleibungs⸗ 
bemilligung auch in einer bejonderen Urtunde oder im Grund= 
buchsgeſuche abgegeben werden kann, alfo ein beurlundetes 
Rechtsgeſchäft in Anſehung des eingutragenden Gegenftandes 
zur unerläßlichen Vorausſetzung bat, und angeſichts deſſen die 
oberlandesgerichtliche Entſcheidung geſetzlich gerechtfertigt iſt. 
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Nr. 169. 
Ffandredtitde Sicherſtellung von Nachlaßgedühren auf Aideicommiß⸗ 
Meafitáten. 


Entſcheidung vom 24. März 1891, 9. 8532. III. Genat. 

Dem Anſuchen der k. k. Finanzprocuratur in 8. um 
Einverletbung des Pfandrechtes bei Den der veritorbenen G. 
gebórigen Fideicommiß⸗Realitäten⸗Antheilen zur Sicherſtellung 
der Nachlaßgebühren nach der genannten G. hat die erſte In⸗ 
ſtanz, jedoch nur ad fructus ſtattgegeben. 

Das Oberlandesgericht hat den erſtrichterlichen Beſcheid in 
der rpagung daß nach 8. 57 des Patentes vom 9. Februar 
1850, R. G. BI. Rr. 60, der ganze Nachlaß eines Verſtorbenen 
der Gebühr unterliegt und bezüglich der Verbindlichkeit zur 
Entrichtung der Gebühr die Eigenſchaft des Nachlaſſes als 
Allod, Fideicommiß oder Lehen keinen Unterſchied begründet; 
in der Erwägung, daß nad 8. 72 obigen Patentes dieſe Ge— 
bühr auf der Cade, welche den Gegenitand der Uebertragung 
ausmacht, haftet, daß es fid) derzeit nicht um die Berichti⸗ 
gung oder executive Gintreibung der Gebithr, fondern blos 
um die pjandrechtlibe Sicherſtellung handelt, und eine gejete 
liche Vorſchrift beiteht, da der Fiscus den tm Sinne der 
obigen Geſetzesſtellen begründeten Anſpruch auf pfandrecht- 
liche Sicherſtellung ſeiner Gebührenforderung nur in be— 
ſchränktem Umfange, wie die anderen Fideicommißgläubiger, 
geltend machen könne, daher die bezüglich der Sicherſtellung 
pon privatrechtlichen Forderungen vorliegend geltenden Vez 
ſchränkungen auf die Sicherſtellung einer Staatsabgabe, alſo 
einer öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeit, keinen Einfluß haben 
können, dahin abgeändert, daß ſich das Pfandrecht auch auf 
die Subſtanz der Hypothekar⸗-Realitäten-Antheile qu er⸗ 
ſtrecken habe. 

Der oberſte Gerichtshof hat über den Reviſionsrecurs 
des Yibeicommificuratorê und der Erben nach der verſtorbenen 
G. die oberlandesgerichtliche Entſcheidung beſtätigt, und zwar 
in Erwägung, daß durch eine im Sinne des 8. 618 a. b. 
G. B. —*8 Anordnung eines Fideicommißſtifters nur 
die privatrechtliche Dispoſitionsfähigkeit der Fideicommißnach⸗ 
folger in Anſehung der Subſtanz der Fideicommißgüter be⸗ 
ſchränkt wird, daß aber hiedurch nicht auch dieſe ſelbſt außer 
Verkehr geſetzt werden, daher auch eim Pfandrecht an den⸗ 
ſelben an ſich möglich iſt; und in Erwägung, da nad 8. 72 
Geb. G. die Gebuͤhr von Vermögensübertragungen auf der 
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Sache felbft haftet, welche den Gegenitand der Uebertragung 
bildet, dieſe algemeine Beftimmung aber wegen der rechtlichen 
Beſchaffenheit des übertragenen Vermögens als eines Fidei⸗ 
commißgutes keinerlei Einſchränkung, insbeſondere nicht aus 
dem Geſichtspunkte der Vorſchrift des 8. 226 des Verfahrens 
außer Streitſachen erleiden kann, weil durch dieſe nur das 
Verhältniß des Fideicommißnachfolgers zum Fideicommiſſe 
regelnde Maßnahme lediglich ausgeſprochen wird, daß der 
Fideicommißerbe außer dem Falle der Abhandlung der Ver⸗ 
laſſenſchaft des Fideicommißſtifters die vom Fideicommiß⸗ 
Vermögen zu entrichtenden Gebühren nicht auf das Stamm⸗ 
gut überwälzen dürfe, ſondern deren Zahlung aus den Früchten 
leiſten müſſe, wodurch aber in keiner Weiſe jene geſetzlichen 
Vorſchriften berührt werden und nach der Natur der Sache 
auch nicht berührt werden können, welche über die Verpflich⸗ 
tung zur Entrichtung ſolcher öffentlicher Abgaben und über 
die Haftung hiefür entſprechenden Orts gegeben ſind. 


Nr. 170. 

FAnabhängigkeit der ſaͤchltichen Kaftung einer Mealitãt für rRAfiândige 
Stenern von der Ferſon des Grecuten und des Erſtehers der Realität. 
(Bu 8. 72 des algemeinen Grundbuchsgeſetzes.) 
Entſcheidung vom 24. Mira 1891, B. 3549. III. Genat. 


Das Steueramt in Q. hat gegen A. als im Grundbuche 
eingetragenen Eigenthümer etner executiv veräußerten Realitát 
und gegen B. als Criteberin und factiſche Beſitzerin derſelben 
Realität ein Geſuch um Einverleibung des executiven Pfand⸗ 
rechtes auf dieſes Grundſtück zur Einbringung von rid= 
ſtändigen Steuern eingebracht, welchem die erſte Inſtanz mit 
der Beſchränkung des 8. 72 G. G. Folge gab. 

In Folge des gegen dieſen Beiſatz gerichteten Recurſes 
der k. k. Finanzprocuratur bat das Oberlandesgericht den 
erſtrichterlichen Beſcheid, inſoweit derſelbe gegen den früheren 
Executen A. ergangen iſt, tm angefochtenen Puntte beſtätigt, 
in Betreff der B. aber dahin abgeändert, daß ihr gegenüber 
der beſchränkende Beiſatz zu entfallen habe, weil die Bewilli⸗ 
gung der Einverleibung des fraglichen Pfandrechtes bezüglich 
des A. bei der ausnahmsloſen Beſtimmung des 8. 72 G. G. 
nur in Gemäßheit derſelben erfolgen konnte, da die executive 
Verſteigerung der fraglichen Realität im Grundbuche angemerkt 
erſcheint, die gegenüber der Erſteherin verfügte Eintragung 
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dagegen nicht der gleichen Beſchränkung unteritegt, wie jene, 
welche gegen den früheren Eigenthümer erwirkt wird. 

Der oberſte Gerichtshof hat in Erwägung, daß Steuern 
und andere öffentliche Abgaben, ſowie Uebertragungsgebühren 
ein geſetzliches Pfandrecht auf die Realität —— für welche 
dieſelben zu entrichten ſind, daß es daher für den Eintritt 
dieſer ſächlichen Haftung gleichgiltig iſt, ob zur Beit bes An⸗ 
ſuchens um die Einverleibung eines ſolchen Pfandrechtes das 
Eigenthumsrecht auf die hafſtbare Realität noch auf Namen 
des Executen, wider welchen dieſelbe zur zwangsweiſen Ver⸗ 
ſteigerung gelangte, oder ſchon auf Namen des Erſtehers ein⸗ 
getragen erſcheint, daß aber eben deshalb in einem ſolchen 
Falle nicht von einer Anwendbarkeit der Vorſchriften der 
Abſätze 2 und 3 des 8. 72 G. G. die Rede fein kann, da 
durch dieſe nur verhindert werden ſoll, daß auch in dem 
Falle, als die zwangsweiſe Verſteigerung wirkſam wird, Pfand⸗ 
rechte auf die verſteigerte Realität für — begründet 
werden, in Anſehung welcher nur der bisherige Eigenthümer 
(Execut) verpflichtet iſt, dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe 
der É. k. Finanzprocuratur ſtattgegeben und die oberlandes⸗ 
gerichtliche Verordnung dahin abgeändert, daß auch die darin 
- gegen A. aufrecht erhaltene Beſchränkung der Pfandrechts⸗ 
einverleibung im Sinne des 8. 72 G. G. zu entfallen habe. 


Nr. 171. 

Auch vertretbare Sachen, mic Kenten⸗Obſligationen der öſterreichiſch 
ungariſchen Staatsſchuſd, KLönnen den Gegenftand eines Keihvertrages 
dildeu (88. 971, 972, 983 und 990 a. 8. 6. B.). 
Entideidung vom 2. April 1891, 8. 1784. IV. Genat. 

Ueber die Rlage des A. wider B. auf Riditelung von 
geltebenen fiinf Gtid mit Nummern benannten Dbligationen 
der einheitlichen öſterreichiſchen Staatsſchuld à per 1000 fl. 
fammt Couponê oder auf Erſatz derjelben zum Curſe des 
Rlagêtages im Gejammtbetrage von 4150 fl. 5. W. jammt 
5 p6t. Binfen vom Klagstage bat das Landesgericht W. nad) 
durchgefuͤhrtem mündlichen Verfahren qu Recht ertannt: Der 
Geklagte ſei ſchuldig, dem Kläger binnen vierzehn Tagen bei 
Vermeidung der Execution die angeſprochenen fünf Stück ein— 
heitlichen oͤſterreichiſchen Papierrenten⸗Obligationen à per 
1000 fl. ſammt Coupons zurückzuſtellen oder eventuell inner⸗ 
halb dieſer Friſt den Curswerth der Obligationen, nicht nach 
dem Curſe vom Tage der Klage, ſondern nad dem Curs⸗ 
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merthe vom 6. Juli 1877 im Betrage von nur 3050 fl. 5. W. 
fammt 5 pCt. Binfen vom Klagstage und Gerichtskoſten gu 
bezablen. Zur Begrindung wird im Weſentlichen anges 
führt, daß der Rechtstitel der eingellagten Forderung im 
Pinblid auf die Beſtimmungen der 88. 983 und 985 a. b. 
G. B. als ein Darlehensvertrag angujeben fet, da es ſich 
nad Inhalt des der Klage allegirten Schuldſcheines um ge 
meinſame öſterreichiſche Papierrenten-Dbligationen, mithin 
um dffentlibe Schuldſcheine handelt, welche jammt Coupons 
vom Kläger dem Geklagten gegeben wurden und am 6. Juli 
1877 zurückzuſtellen waren. Es mußte daher nach dem Klage⸗ 
begehren auf Zurückſtellung dieſer Obligationen ſammt Cous 
pons erkannt werden. Anbelangend jedoch den eventuell nach 
8. 1295 a. b. G. B. qu vergütenden Werth dieſer Obligationen, 
konnte im Sinne der Ausführungen des Geklagten nur der 
Curswerth von dem in der Schuldurkunde angegebenen Rück⸗ 
dablunas age, d. t. 6. Juli 1877, Gegenftand der Zuerkennung 
eines Grjage3 an den Kläger fein, da lebterer einen bes 
ſonderen Schaden, der ihm durch die vergógerte Rückſtellung 
erwachſen wäre, nicht nachgewieſen, im Gegentheile, laut der 
der Einrede allegirten Beweiſe, dem Geklagten freiwillig und 
vorbehaltlos mit der Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit durch 
eine Reihe von Jahren zugewartet hat. 

Das Oberlandesgericht hat die Appelation des Geklagten 
verworfen und über die Appelation des Klägers ganz nach 
dem Klagebegehren erkannt, und dies aus folgenden Gründen: 
Wenn auch nad) dem 88. 985 und 990 a. b. G. B. Geld⸗ 
anleihen in öffentlichen Obligationen gegeben werden können, 
ſo iſt hiebei nicht ausgeſprochen, daß jede Uebergabe von 
ſolchen öffentlichen Obligationen gegen Rückſtellung ein Dars 
lehen ſein müſſe. Es kann auch eine folche allerdings vertret⸗ 
bare Schuldurkunde als Leihgut gegeben werden, nur würde 
hiezu eine ausdrückliche, darauf abzielende Erklärung vor— 
liegen müſſen. Dieſes iſt aber im vorliegenden Proceſſe der 
Fall, denn die Urkunde vom 9. Mai 1877 bezeichnet die 
empfangenen Papierrenten⸗Obligationen mit Nummern und 
verpflichtete ſich der Geklagte, obbenannte, alſo dieſe Renten 
an einem beſtimmten Tage, nämlich am 6. Juli 1877, an 
den Kläger zurückzuſtellen. Hiedurch iſt die an und für ſich 
verbrauchbare Sache (Papierrenten⸗Obligation) dem Geklagten 
gegenüber zur unverbrauchbaren Sache geworden und nicht 
in ſein Eigenthum übergegangen. Es muß demnach in der 
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vorliegenden Urtunde ein Vethvertrag nad den Beftimmungen 
der 88. 971 und 972 a. b. G. B. erfannt und infolge deſſen 
der Gellagte zur Zurückſtellung der entlebnten Dbligationen 
oder rückſichtlich zur Bablung des Curamerthes derjelben vom 
Klagstage als Schadenerſatz verhalten merden, weil Rláger 
als Eigenthümer eben berechtigt war, dieſelben Obligationen 
am Klagstage ſammt den anhängigen Coupons ſeit dem Dar- 
leihenstage zu beſitzen. Die Einwendung des Geklagten, daß 
er den Kläger von dem Verkaufe verſtändigt habe, kann das 
urſprünglich zu Stande gekommene Geſchäft nicht verändern, 
da nicht vorliegt, daß der Kläger in jene Negotiation aus—⸗ 
drücklich eingegangen wäre, und der Geklagte ſelbſt ſich ver⸗ 
anlaßt ſah, eine von ihm erhobene Einwendung einer auf 
den Verkaufserlös gegründeten Vereinbarung zurückzuziehen. 

Der oberſte Gerichtshof hat der außerordentlichen Revi⸗ 
ſionsbeſchwerde des Geklagten keine Folge gegeben und über 
ſeine ordentliche Reviſionsbeſchwerde das Urtheil des Dber- 
landesgerichtes in ſeinem abändernden Theile beſtätigt. 
Gründe: Die ordentliche Reviſionsbeſchwerde des Geklagten 
iſt gegen den abändernden Theil des oberlandesgerichtlichen 
Urtheiles, nämlich dagegen gerichtet, daß die zweite Inſtanz 
bas hier in Frage ſtehende Rechtsgeſchäft als einen Leih— 
vertrag im Sinne der 88. 971, 972 a. b. G. B. bezeichnet, 
und daß dem Kläger für den Fall, als ihm die angeſprochenen 
Obligationen nicht effectiv jurhdgejert merden ſollten, Der 
Erſatz dafür nad) dem am Klagstage bejtandenen Curêmerthe 
diejer Dbligationen mit dem Betrage ton 4150 fl. d. W. 
zugeſprochen wird. Weil jedod der Geflagte in der Urkunde 
vom 9. Mai 1877 den Empfang der dajelbft mit ihren 
Nummern bezeichneten, mit Coupons verjebenen fiinf Stück 
öſterreichiſcher Papierrente à 1000 fl. ausdrücklich beſtätigt 
und ſich verpflichtet hat, die obbenannten, alſo eben die 
individuell bezeichneten fünf Stück Obligationen, welche er 
erhalten hat, am 6. Juli 1877, alſo ſchon nach zwei Monaten 
zurückzuſtellen, wonach der Uebergang dieſer Obligationen in 
das Eigenthum des Geklagten qu deſſen willkürlicher Ver— 
fügung von vorneherein ausgeſchloſſen war, ſo ſind hier 
allerdings die im 8 971 a. b. G. B. bezeichneten Kriterien 
eines Leihvertrages vorhanden. Uebrigens würde auch die 
Annahme eines Darleihensvertrages im vorliegenden Falle, 
wo es ſich um ein Alternativbegehren handelt, ein im Weſent⸗ 
lichen gleiches Reſultat zur Folge haben; denn auch nach 
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88. 983, 990 a. b. G. B. bat der Schuldner zur bejtimmten 
Beit ebenjo viel von derjelben Gattung und Güte qurids 
augeben, als er erhalten bat, jo daß aljo der Gellagte aud 
bei diefer Vorausſetzung ſchuldig war, dem Rláger am 6. Qui 
1877 fünf Stück, menn aud mit anderen Nummern veriebene, 
fonft aber durchaus gleiche Obligationen mie die erbaltenen 
wieder zurückzuſtellen, und nachdem der Rláger obnebin bereit 
ift, ftatt den von tbm begebrten Dbligationen das Aequivalent 
in Geld angunebmen, fo unterliegt e3 wohl feinem Zweifel, 
daß er ſich auch damit begniigen würde, wenn ibm der Ge- 
klagte mit anderen Nummern bezeichnete, ſonſt aber gleiche 
Obligationen, wie die gegebenen, effectiv zurückſtellt. Was 
aber das von dem Kläger begehrte Aequivalent für die Obli⸗ 
gationen betrifft, ſo kann der Umſtand, daß der Geklagte die 
Zurückſtellung am 6. Juli 1877 qu leiſten hatte, nicht zum 
Maßſtabe der Werthermittlung dienen, wie dies in erſter 
Inſtanz geſchehen iſt, weil eben der Geklagte am 6. Juli 
1877 ſeiner Verbindlichkeit nicht nachgekommen iſt und weder 
die erhaltenen Obligationen zurückgeſtellt, noch deren Werth 
in Geld geleiſtet hat, vielmehr eine damalige Vereinbarung 
auf eine Zahlung nach Möglichkeit und Thunlichkeit be— 
hauptet. Der Kläger, welcher ſeinen bisher noch immer 
unbefriedigten Anſpruch mittelſt Klage geltend machen muß, 
iſt daher allerdings berechtigt, eventuell ſtatt den Obligationen 
den am Klagstage beſtandenen Curswerth derſelben, nämlich 
jenen Betrag zu verlangen, durch welchen er in Stand geſetzt 
wird, ſich dafür Obligationen, wie die gegebenen, wieder an= 
zuſchaffen und auf ſolche Art im Sinne des 8. 1323 a. b. 
G. B. den vorigen Stand wieder herzuſtellen, und kann ſich 
der Geklagte dadurch, daß der Kläger den Cursſtand am 
Klagstage zum Maßſtabe nimmt, um jo weniger für bes 
nachtheiligt finden, als dieſe Obligationen jetzt im Curſe 
fogar noch höher ſtehen. Die von dem Geklagten vorge— 
brachte Behauptung eines unverzinslichen Darleihens iſt an 
ſich ganz unbegründet, weil eben zinſentragende Obligationen 
gegeben wurden und nicht vorkommt, daß der Kläger auf 
den Zinſenbezug hievon verzichtet hätte. Auch aus den von 
ihm angeführten Briefen iſt eben nur das fortwährende, doch 
größtentheils erfolgloſe Drängen des Klägers auf Zahlung 
zu entnehmen. 
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Nr. 172. 
Sulaffigheit der Cinmendung der mangelnden Afagelegitimation gegen 
den Inhaber cines in bianco gtrirten Wecqhſels. 
Entſcheidung vom 3. April 1891, B. 1961. IT. Genat. 


Die Wechſelklage der Diga K. murde von der erjten 
Inſtanz unter Aufhebung des gegen die Firma R. erlaſſenen 
Bablungêanitrages abgemiejen. Gründe: Die Rlágerin fann 
als forderungabereditigte Cigenthâmerin bes Klagewechſels 
nicht angeſehen werden. Sie bebauptet atuar, da ihr Gatte 
Reinhold 8. ibr den Klagewechſel geſchenkt und fie denfelben 
angenommen babe; au? den erbraditen Beweiſen geht aber 
bervor, daf ton einer Uebergabe des Klagewechſels mit der 
erklärten Abſicht, daß der Gatte der Klägerin die aus dem 
Wechſel rejulticende Forderung Dderjelben allein iiberlafje und 
úbertrage, und von einer Mebernabme des Wechſels von 
Seite ber Rlúgerin mit der Abſicht des Cigenthumsermerbes 
fis ſich feine Mede fein kann, daf; vielmebr Diga 8. nur als 
ormale Cigenthiimerin und Slágerin des Wechſels vorge⸗ 
ſchoben worden ift. Der angebliche Schenkungsact und die 
klageweiſe Geltendmachung Der Wechſelforderung auf bden 
Mamen der Rlágerin ift nur ein gum Scheine unternommenes 
Geſchäft, meldes jedod, da die formalrechtlide Natur des 
Wechſels, welcher ja nicht ein bloßes Inhaberpapier ift, nicht 
ſoweit ausgedehnt werden kann, daß dadurch ſelbſt doloſen 
Handlungen ein Schutz verliehen werde, gemäß 8. 916 a. b. 
G. B. nach denjenigen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen 
iſt, nad) denen es vermöge ſeiner mabren Beſchaffenheit bes 
urtheilt werden muß, demgemäß auch das Klagebegehren, da 
Olga K. die Zahlung der Wechſelforderung im eigenen Namen 
und für ſich fordert, als rechtlich begründet nicht erkannt 
werden kann, weshalb in Stattgebung der Einwendungen der 
geklagten Firma der erlaſſene Zahlungsauftrag behoben und 
die Klägerin mit ihrem Begehren abgewieſen werden mußte. 

Das Oberlandesgericht hat der Appellationsbeſchwerde 
der Klägerin Folge gegeben und mit Abänderung des erſt⸗ 
richterlichen Urtheils dem Begehren um Aufrechterhaltung 
des erlaſſenen Zahlungsauftrages ſtattgegeben. Gründe: 
Es darf nicht unbeachtet bleiben, ob und inwieweit die Ge—⸗ 
klagte berechtigt iſt, die von der Klägerin behauptete Schenkung 
in Frage zu em und nad) threr Giltigteit oder Ungiltigteit 
au prúfen. Reinhold K., welcher nad) den übereinſtimmenden 
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Ausſagen beider Theile im Befige des Wechſels war, aner⸗ 
kennt —* wie die Geklagte anführt, daß er ſeiner Gattin 
den Wechſel geſchenkt hat. Die Geklagte iſt daher gar nicht 
berechtigt, dieſen Act der Dispoſition des Reinhold K. in 
Frage zu ſtellen und zu unterſuchen, ob ein giltiger Schenkungs⸗ 
vertrag vorliege, ſo lange es ſich um das Verhältniß —**— 
den beiden Contrahenten handelt. Die Geklagte iſt nur in⸗ 
ſoweit, als ſie ein Scheingeſchäft, nur ein —5 — der 
Olga K. als Klägerin ſtatt des eigentlichen Klägers Reinhold 
K. darzuthun vermag, hiezu berechtigt. Hier genügt es zu 
zeigen, daß, falls Diga K. die wirkliche Klaͤgerin iſt, dieſelbe 
* Grund des rechtlichen Titels, nämlich der Schenkung, 
den Wechſel erworben, daß ſie ſohin, ohne daß ihr eine 
Beweispflicht oblag, ihren rechtlichen Erwerb erwieſen, die 
Geklagte dagegen, deren Pflicht es war, nachzuweiſen, daß 
eine objectiv widerrechtliche Handlung auf Seite der Klägerin 
vorliegt, dieſer Pflicht nicht Genüge gethan hat. Da die 
mala fides nur dann vorhanden ſein kann, wenn der Etc 
werber das Vorhandenſein der widerrechtlichen Handlung 
kennt oder kennen ſollte und mußte, dagegen von einer mala 
fides niemals geſprochen werden kann, wo eine objectiv wider⸗ 
rechtliche Handlung nicht dargethan iſt, kann im vorliegenden 
Falle nicht behauptet werden, daß die Klägerin tn mala fide 
ſich befinde. Angenommen aber, daß Olga K. nicht die wirk⸗ 
liche Klägerin ſei, daß ſelbe nur von Reinhold K. vorge⸗ 
ſchoben wurde, wie die Geklagte behauptet, hätte auch dies 
auf die Entſcheidung keinen Einfluß haben können, denn dann 
wäre Reinhold K. der Inhaber des Wechſels und derſelbe 
müßte nad den Artikeln 10, 12 und 36 W. O. als legiti— 
mirter ABechfelinhaber angejehen werden und der Gellagten 
ſtünden dann dem Reinhold 9. gegeniiber aud nur jene 
Einwendungen zu, melde der Artitel 82 W. O. zuläßt, und 
welche, wie fte von der Gellagten geltend gemadt wurden, 
nicht gerechtfertigt erſcheinen. 

Der oberſte Gerichtshof hat in Stattgebung der Reviſions⸗ 
beſchwerde der geklagten Firma das oberlandesgerichtliche 
Urtheil abgeändert und das erſtrichterliche Urtheil wieder 
hergeſtellt. Gründe: Die Geklagte hat der Klägerin die 
Legitimation zur Klage überhaupt abgeſprochen und Pegou piel, 
daß diejelbe lediglich von ihrem Gatten dineld vor⸗ 
geſchoben wurde. Dieſe Einwendung, welche der geklagten 
Firma nach Artikel 82 W. O. zuſteht, erſcheint nach der 
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Actenlage gerechtfertigt. Allerdings ijt die Klägerin durch die 
Innehabung des in bianco girirten Klagewechſels nad) Artitel 
36 W. O. forme als Cigenthimerin desſelben legitimirt. 
Da jedod die Innehabung eine3 in bianco gtrirten Wechſels 
nad Artifel 36 W. O. nur die rechtliche Vermuthung der 
Ermerbung desjelben durd das Blancoindofjament begriindet, 
fo kann die Klägerin als Cigenthiimerin bes Klagewechſels 
nur folange angejehen werden, als nicht der Gegenbeweis 
erbracht ift. Diejer Gegenbeweis tft aber der Geklagten ges 
Iungen. Die Klägerin ſelbſt fonnte nicht in Abrede jtellen, 
daß fie den Klagewechſel nicht von dem Blancoindojjanten 
Johann M. ertvorben Babe; fie will denjelben jedod) von 
ibrem Gatten Reinhold 9. um Geſchenke erbalten Baben. 
Daß aber dieje Art der Erwerbung nur eine ton der Rlágerin 
vorgeſchützte iſt, und daß lebtere nur zum Scheine als 
Eigenthümerin des Wechſels auftritt, geht aus den von der 
geklagten Firma angeführten und bewieſenen Umſtänden 
hervor, welche jeden Zweifel ausſchließen, daß die von der 
Klägerin behauptete ſchenkungsweiſe Erwerbung dez Klage⸗ 
wechſels eine blos vorgeſchützte iſt, daß die Einklagung des 
Wechſels auf ihren Namen nur zum Scheine erfolgte, und 
daß ſie nur eine von ihrem Gatten vorgeſchobene Perſon iſt, 
wie ſie dies ſelbſt in der Vorunterſuchung nicht undeutlich 
ju veritehen gegeben bat. Der Klägerin mangelt fobin die 

egitimation qu der vorltegenden Klage, weil fie die Bablung 
der Wechſelſumme fix fid in Anſpruch nimmt, qu diejem 
Begehren aber nach dem Vorangeſchickten nicht berechtigt ift. 

ft dies aber der Wall, dann wurde vom eriten Richter mit 

echt der qu Gunſten der Rlágerin ergangene Zahlungsauftrag 
behoben unb die Klage abgemtejen, ohne daß es nöthig wäre, 
in eine Erörterung der von geklagter Firma noch weiter 
erhobenen Einwendungen einzugehen. 


Nr. 173. 

ButáffigReit der Finwendung der auhängigen Streitſache in Rechts⸗ 
ſtreiten, welche Dei demſelben Herichte auhängig find. 
Entſcheidung vom 3. April 1891, 8. 1962. T. Senat. 

Ueber die Klage der Diga K. gegen die Firma R. tvegen 
1200 fl. hat die erfte Inſtanz der gellanterfeit3 erbobenen 
Ginmendung der anhángigen Gtreitfade formell feine Folge 
gegeben, dieſelbe jedoch im der Cade ſelbſt für Degriindet 
eraditet und bas Begehren abgewieſen. Bezüglich der formellen 
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Abweiſung bdiejer Einwendung bemerkt der exite Michter 
Folgendes: Die Cintvendung der anhângigen Streitſache nad 
8. 40 a. G. D., welcher gemãf 8. 26 der Quftiaminifterials 
verordnung vom 25. Jänner 1850, R. G. BI. Rr. 52, auch 
im Wechſelverfahren gilt, könnte die gellagte Firma nad) dem 
Mortlaute jeneê 8. 40 nur dann anbringen, wenn die erſte 
eingeleitete Streitſache, welche wohl aus bemjelben Factum, 
nämlich aus dem Accepte der gellagten Firma auf dem Rlages 
wechſel entiprungen ift und daher mit der jegigen Streit⸗ 
jade eng gujammenhánat, bei einem anderen Richter oder 
Geridite anhängig tváre, tvogegen die früher eingeleitete, 
fonte auch die jpátere Streitſache bei demjelben Richter oder 
Gerichte geführt mird, mesbalb jener Einwendung nicht ftatt 
gegeben merden fonnte, namentlic, wenn tveiter berückſichtigt 
wird, da durd) den 8. 40 der ſpäteren Civil-Qurisbictiong= 
norm, welcher dem Rláger die Wahl zwiſchen dem ordentlichen 
Gerichte und jenem, wo die Streitſache bereits anhängig iſt, 
freiſtellt, die Beſtimmung des 8. 40 a. G. O. aufgehoben 
erſcheint. Was der Geſetzgeber damit beabſichtigt bat, daß 
er die Einwendung der anhängigen Streitſache nur dann für 
zuläſſig erklärte, wenn die frühere Streitſache bei einem 
anderen Gerichte anhängig iſt, darnach zu forſchen, ſteht dem 
Gerichte gemäß 8. 437 a. G. O. nicht zu; denn in dieſem 
Paragraph iſt ausdrücklich beſtimmt, daß der Richter nach 
dem wahren und allgemeinen Verſtande der Worte der Des 
richtsordnung verfahren und ſprechen und unter feinem ets 
denklichen Vorwande eines Unterſchiedes zwiſchen den Worten 
und dem Sinne der Gerichtsordnung, oder einer von der 
Schärfe der Rechte unterſchiedenen Billigkeit u. dgl. ton der 
klaren Vorſchrift der Gerichtsordnung abweichen ſoll. 

Das Oberlandesgericht hat mit Abänderung des erſt⸗ 
richterlichen Urtheils der von der geklagten Firma erhobenen 
Einwendung der anhängigen Streitſache ſtattgegeben. Gründe: 
Der 8. 437 a. G. O. ſteht nicht im Wege, den im 8. 40 
a. G. O. gebrauchten Ausdruck, wenn es dem Willen und 
der Abſicht des Geſetzgebers entſpricht, auch extenſiv auszu⸗ 
legen, und eine extenſive Auslegung desſelben muß um ſo 
gewiſſer dort zugegeben werden, wo man ſonſt bet der bud)- 
ſtäblichen Interpretation des Geſetzes mit anderen geſetzlichen 
Anordnungen in offenbaren Widerſpruch gerathen würde. 
Wäre es geſtattet, wie die Klägerin behauptet, bei demſelben 
Gerichte über dieſelbe Streitfrage gleichzeitig in einem zweiten 
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Proceſſe qu verhandein, jo müßte es aud) conjfequent ges 
ftattet fein, nicht bloS in amet, ſondern in drei und meiters 
beliebigen Proceſſen dieſes qu thun; denn es würden die 
angeblichen gleichen formellen Gründe es verhindern, dieſem 
Mißbrauche entgegen zu treten, und würde die Möglichkeit 
einer verſchiedenen —— über eine und dieſelbe Streit— 
ſache platzgreifen. 

Der oberſte Gerichtshof Dat das Urtheil des Ober⸗ 
landesgerichtes beſtätigt. Gründe: Der 8. 40 a. G. O. er⸗ 
wähnt allerdings nur den Fall der Anhängigkeit derſelben 
Streitſache bei einem anderen Richter; allein daraus folgt 
nicht, daß die Einwendung der Litispendenz nicht auch dann 
mit Wirkung erhoben werden kann, wenn die Streitſache 
ſchon bei demſelben Richter anhängig iſt. Denn der Grund, 
welcher die wiederholte Anhängigmachung der gleichen Streit— 
ſache ſchon nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen unſtatthaft 
erſcheinen läßt, nämlich die thunlichſte Vermeidung mehrerer, 
ſei es gleicher oder verſchiedener Entſcheidungen einer und 
derſelben Streitſache, iſt in beiden Fällen derſelbe. Mit 
Rückſicht auf die Aehnlichkeit beider Fälle findet der 8. 40 
a. G. O. ſeine analoge Anwendung auch dann, wenn die 
gleiche Streitſache bei demſelben Richter nochmals anhängig 
gemacht wurde. Die von der Klägerin behauptete Unzu—⸗ 
läſſigkeit dieſer analogen Anwendung findet im Geſetze ihre 
Begründung nicht, weil ſchon der 8. 437 a. G. O. in 
ſeinem zweiten Abſatze bei in der Gerichtsordnung nicht 
ausdrücklich entſchiedenen Fällen die Analogie nicht gänzlich 
ausſchließt, überdies derſelbe durch ben 8. 2 des Patentes 
vom 22. Februar 1791, J. G. S. Nr. 115, derogirt er⸗ 
ſcheint. Der Umſtand, daß die geklagte Firma in der 
früheren Streitſache die Einwendung der mangelnden paſſiven 
Klagslegitimation erhoben hatte, wodurch die Einbringung 
der zweiten Klage aus dem Grunde proceſſualer Vorſicht 
veranlaßt wurde, vermag der Geklagten die Berechtigung 
zur Erhebung der Einwendung der Litispendenz nicht zu 
benehmen, weil ſie alle ihre Einwendungen gegen den Klags⸗ 
anſpruch vorbringen durfte, und es Sache des Richters iſt, 
die Grundhältigkeit derſelben qu beurtheilen. 
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Mt. 174. 
AngiltigRett der von cixem ehemaligen Fiariſten⸗Ordenspriefter nad 
dem Mitus der evangeliſchen Airche A. (. abgeſchloſſenen Ehe. 
Entſcheidung vom 7. April 1891, 3. 2790. I. Plenarſenat. 


Im Sabre 1857 trat A. in den Piariftenorden, wurde 
am 30. September 1857 eingelleidet, legte am 15. Juni 1862 
dte feierlide Ordensprofeß und damit auch das feierlide Ges 
lübde der Keuſchheit (Eheloſigkeit) ab, wurde am 11. Juni 
1865 zum römiſch⸗katholiſchen Prieſter geweiht und bat im 
Juli 1870 den Orden eigenmächtig verlaſſen; am 8. Auguſt 
1874 gab er der politiſchen Behörde ſeinen Austritt aus der 
römiſch⸗katholiſchen Kirche bekannt, zeigte derſelben ſeinen 
Uebertritt zur evangeliſchen Kirche A. C. an, in welche er 
auch thatſächlich am 8. Auguſt 1876 eingetragen wurde; am 
20. April 1879 verehelichte er ſich mit der B., altkatholiſcher 
Confeſſion, nad) dem Ritus der evangeliſchen Kirche. 

Ueber das infolge Statthaltereianzeige vom 27. Februar 
1890 betreffend der Unterſuchung der Ungiltigkeit dieſer Ehe 
eingeleitete Verfahren, in deſſen Laufe obige Thatumſtände 
von beiden Betheiligten und dem Vertheidiger des Ehebandes 
nicht beſtritten wurden, erkannte das Gericht erſter Inſtanz 
auf die Ungiltigkeit der geſchloſſenen Ehe wegen der auf Seite 
des A. beſtehenden Ehehinderniſſe der höheren Weihen und 
des feierlichen Gelübdes der Eheloſigkeit. Gründe: Nach 
8 63 a. b. G. B. können Geiſtliche, welche ſchon höhere 
Weihen empfangen haben, wie auch Ordensperſonen, welche 
feierliche Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben, keine giltige 
Ehe ſchließen. Dieſe geſetzliche Beſtimmung beruht auf der 
Abſicht des Delengeberê den in dieſer Beziehung geltenden 
Satzungen jener Kirchen, welche die höheren Weihen und die 
feierlichen Ordensgelübde kennen, alſo insbeſondere auch der 
römiſch⸗katholiſchen Kirche, für den weltlichen Bereich Geitung 
zu verſchaffen, indem es zweifelsohne auch aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung und Moral zweckmäßig erſchien, dieſen 
Punkt der kirchlichen Disciplin dadurch qu unterſtützen. Die 
ſtaatliche Geſetzgebung hat alſo die Ehehinderniſſe der höheren 
Weihe und der feierlichen Gelübde nach dem Kirchenrecht 
recipirt. Da nad) dem Rechte der römiſch-⸗katholiſchen Kirche 
diejenige Perſon, welche ſchon höhere Weihen empfangen, 
oder als Mitglied eines Ordens die feierlichen Gelübde der 
Eheloſigkeit abgelegt hat, auch nach ihrem Austritte aus der 
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Kirche, rückſichtlich aus bem Orden, ſoweit nidt eine Be- 
hebung nach kirchlichem Geſetze eingetreten iſt, dem Cölibats⸗ 
geſetze unterworfen bleibt, jo muß dies nad 8. 63 a. b. G. B. 
auch für den ſtaatlichen Bereich gelten. Hier handelt es ſich 
nicht um eine Verpflichtung der Kirche gegenüber, ſondern 
um eine vom Geſetzgeber normirte Beſchränkung der perſön— 
lichen Rechtsfähigkeit des Betreffenden, wie ſich auch klar aus 
den Ueberſchriften der bezüglichen Stellen des allg. bürg. 
Geſetzbuches über die Ehehinderniſſe ergibt (bet SS. 47, 48Ta, 
5bb, 60 ILa, 61b). Wenn der Vertheidiger des Ehebandes 
aus dem Wortlaut des Geſetzes im 8. 63 a. b. G. B. folgert, 
daß das Ehehinderniß nur ſo lange beſteht, als die fraglichen 
Perſonen Geiſtliche, rückſichtlich Ordensangehörige ſind, ſo 
wird dabei überſehen, daß es ſich bei der Norm des 8. 63 
um eine Reception der kirchlichen Beſtimmungen durch das 
bürgerliche Geſetz handelte, daß nach den Rechtsbeſtimmungen 
der Kirchen, welche die höheren Weihen und feierlichen 
Ordensgelübde kennen, weder ein willkürlicher Austritt aus 
der Kirche, noch eine eigenmächtige Verlaſſung des Prieſter—⸗ 
ſtandes oder Ordens die höhere Weihe oder das feierliche 
Gelübde zu tilgen und die damit verbundene Cölibatsver⸗ 
pflichtung aufzuheben vermögen, und daß die Worte „Geiſt— 
liche“ und „Ordensperſonen“ lediglich als die Collectivbegriffe 
für die in den Nebenſätzen bezeichneten Perſonen gebraucht 
ſind. Wenn dieſe Auslegung der geſetzlichen Beſtimmung 
feſtgehalten wird, jo ergibt ſich unſchwer, daß die Ehehinder⸗ 
niſſe des 8. 63 a. b. G. B. durch die nachgefolgte Geſetz⸗ 
gebung, insbeſondere durch das Staatsgrundgeſetz vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, das Geſetz vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, und das Geſetz über die 
interconfeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger vom 25. Mai 
1868, R. G. Bl. Nr. 49, weder eine Einſchränkung, noch 
eine Abänderung erlitten. Wenn auch nach Artikel 14 des 
erſteren Geſetzes die volle Glaubens- und Gewiſſensfreiheit 
getnábriihe! und der Genuf der bürgerlichen und politiſchen 

ecbte von dem Religionsbekenntniſſe unabhângia tt, jo darf 
doch nad eben diejer Geſetzesſtelle durch das Religionsbetennt= 
niß den ſtaatsbürgerlichen Pflichten Tein Abbruch geſchehen. 
Eine ſolche Pflicht iſt es aber unzweifelhaft, einen Act zu 
unterlaſſen, welchen das Geſetz unzuläſſig erklärt, und iſt es 
dann gleichgiltig, welches die Anſchauungsweiſe vom Stand⸗ 
punkte des Religionsbekenntniſſes aus iſt. Das Geſetz vom 
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2b. Mat 1868, R. G. BL Nr. 47, enthált iiber die im allg. 
birg. Gejegbuche aufgeiteliten Ehehinderniſſe überhaupt feine 
Beitimmung. Das Geſetz vom 25. Mat 1868, R. GB. MI. 
Nr. 49, regelt aber, mie die Aufſchrift zeigt, lediglich die 
interconfeſſionellen Verbáltnijje der Staatsbürger in den im 
Geſetze angegebenen Beziehungen; von den Bejtimmungen 
des bilrgerligen Geſetzbuches in Bezug auf die Che und 
Ehehinderniſſe ift darin feine Mede, ebenjo tvenig iſt ent- 
ſchieden, ob die durch die Angehörigkeit qu einer Kirche oder 
Religionsgenoſſenſchaft bedingte Beſchränkung der perſönlichen 
Fähigkeit zur Eingehung der Ehe durch den Austritt aus 
der Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft erlöſche oder nicht. 
Die Artikel 4 und 6 des erwähnten Geſetzes beſtimmen nur 
die freie Wahl des Religionsbekenntniſſes unter gewiſſen Des 
dingungen und weiters die Maßregeln, welche qu treffen find, 
damit der Austritt aus der Kirche oder Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaft geſetzliche Wirkung habe. Artikel 5 febt allerdings feſt, 
daß durch die Religionsveränderung alle genoſſenſchaftlichen 
Rechte der verlaſſenen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft an 
den Austretenden, ebenſo wie die Anſprüche dieſes an jene 
verloren gehen. Allein, wie bereits oben hervorgehoben, 
handelt es ſich bei dem Ehehinderniſſe des 8. 63 a. b. G. B. 
nicht um eim Recht der betreffenden Kirche gegen den Aus⸗ 
tretenden oder um eine Verpflichtung besjelben gegen jene, 
ſondern um ein durch den Staat erlaſſenes Gebot der Bes 
ſchränkung der perjôniiden Rechtsfähigkeit der Detreffenden 
Perſon, e3 fann alſo aud) von einer ſtillſchweigenden Aufs 
bebung bes 8. 63 a. b. G. B. durch das genannte Geſetz 
nicht die Mede ſein, und zwar um fo tveniger, als die Unters 
lafjung der Aufhebung des 8. 63 a. b. G. B. auf die Fort⸗ 
dauer eines ftaatliben Qnterejje3 an der aufreciterbaltung 
der bezüglichen Beſtimmung dentet, deren Nothwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit bei Anwendung eines beſtehenden Gejeges gu 
beurtheilen nicht Sade des Geridites tit. Da nun A. qur 
Beit der Cingehung der Che mit MB. öſterreichiſcher Gtaat3= 
bürger war, tvie nicht bejtritten ift und ſich aud) aus den 
Zuſchriften Der É. k. Ctatthalteret und der Gtabtgemeindes 
voritehung ergibt, übrigens aud) die öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaft heute noch beſitzt, ſo iſt gemäß 8. 4 a. b. G. B. 
ſeine Fähigkeit zur Eheſchließung nach den Beſtimmungen des 
allg. bürg. Geſetzbuches zu beurtheilen. Da derſelbe zum 
römiſch⸗katholiſchen Prieſter geweiht wurde, außerdem auch 
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als Ordensmitglied die feierlichen Gelübde, darunter auch 
das der Keuſchheit abgelegt hat, und nicht geltend gemacht 
wurde, daß die Weihe oder das Gelübde ungiltig oder ſonſt⸗ 
wie eine Aufhebung des Ehehinderniſſes eingetreten ſei, ſo 
muß angenommen werden, daß der gegenſtändlichen Ehe das 
Hinderniß des 8. 63 a. b. G. B. in doppelter Richtung auf 
Seite des A. entgegenſtand, und mußte bei dem Umſtande, 
als die Ungiltigkeit einer Ehe, der das Hinderniß des 8. 63 
a. b. G. B. entgegenſteht, nad 8. 94 ibidem von Amts⸗ 
wegen qu unterſuchen iſt, auf die Ungiltigkeit der Ehe er: 
kannt werden. 

Ueber Apellationsbeſchwerde des Vertheidigers des Ehe⸗ 
bandes wurde das erſtrichterliche Urtheil aus nachſtehenden 
Gründen beſtätigt: Bei der Beurtheilung der Giltigkeit 
oder Ungiltigkeit der fraglichen Ehe kann es ſich nur um die 
Entſcheidung der Frage handeln, ob nach dem Stande der 
derzeit giltigen Ehegeſetzgebung der 8. 63 a. b. G. B. auf 
die darin bezeichneten Perſonen auch dann Anwendung finde, 
wenn dieſelben aus der römiſch⸗katholiſchen Kirche ausgetreten 
und in eine andere, in Oeſterreich ſtaatlich anerkannte Reli⸗ 
gionsgemeinidiali tibergetreten find, welcher das der erfteren 

irche eigenthümliche Qnititut der höheren Weihen und das 
feierliche Ordensgelübde der Eheloſigkeit fremd ift. Durch die 
ämtliche Unterſuchung iſt nämlich feſtgeſtellt, daß A. als 
römiſch⸗katholiſcher Prieſter die hͤheren Weihen empfangen 
und als Piariſten⸗Ordensangehöriger das Gelübde der Ehe— 
loſigkeit abgelegt hat, daß aber derſelbe nachträglich unter 
Beobachtung der durch das Geſetz vom 25. Mai 1868, R. 
G. BI. Rr. 49, beſtimmten Vorſchriften aus der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche ausgetreten und im die evangeliſche Reli⸗ 
gionsgenoſſenſchaft A. C. aufgenommen worden ſei, wodurch 
nach Artikel 5 des erwähnten Geſetzes alle genoſſenſchaftlichen 
Rechte der römiſch⸗katholiſchen Kirche an den Ausgetretenen 
verloren gegangen ſind. Allein deſſenungeachtet muß der 
Fortbeſtand des im 8. 63 a. b. G. B. beſtimmten Ehehinder⸗ 
nifſes dem A. gegenüber als wirkſam angenommen werden, 
wenn auch immerhin richtig iſt, daß der Artikel 14 des 
Staaisgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, Jedermann die volle Glaubens⸗ und Gewiſſens⸗ 
freiheit gewährleiſtet und den Genuß der bürgerlichen Rechte 
unabhängig erklärt von dem Glaubensbekenntniſſe. Denn 
nad $. 9a. b. G. B. bleiben die Geſetze jo lange in Kraft, 
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bis im Mege der Gejebgebung eine Abinderung oder au3= 
drückliche Aufhebung derjelben erfolgt. Das genannte Staats⸗ 
grundgeſetz beſtimmt nun allerdings die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger ſeines Geltungsgebietes, nimmt aber bes 
züglich einzelner derſelben die bereits beſtehenden, dieſe Rechte 
regelnden Geſetze ais Beſtandtheil des Staatsgrundgeſetzes 
ausdrücklich auf und verweisſt bezüglich der Ausübung anderer 
allgemeiner Rechte auf die nachtraͤgliche Regelung durch bes 
ſondere Geſetze. Dies und auch der Wortlaut des Geſetzes 
zeigt, daß hiedurch principielle Grundrechte beſtimmt werden, 
welche je nach ihrer Beſchaffenheit erſt durch beſondere, deren 
Ausübung regelnde Geſetze ihre praktiſche Ausgeſtaltung und 
Durchführung finden ſollen. Da nun bezüglich der im 
Artikel 14 gewährleiſteten Glaubens⸗- und Gewiſſensfreiheit 
ausdrücklich beſtimmt iſt, daß durch das Religionsbekenntniß 
den ſtaatsbürgerlichen Pflichten kein Abbruch geſchehen darf, 
ſo iſt wohl jeder begründete Zweifel darüber ausgeſchloſſen, 
daß die in Bezug auf dieſe ſtaatsbürgerlichen Pflichten bes 
ſtehenden Geſetze, ſomit auch die beſtehenden bürgerlichen 
Ehegeſetze inſolange fortzubeſtehen haben, als nicht im Wege 
der Geſetzgebung eine Abänderung derſelben oder die Auf—⸗ 
hebung der einzelnen Beſtimmungen erfolgt ſein wird. Nach⸗ 
dem nun, was beſonders betont werden muß, gleichzeitig mit 
dem Geſetze über die Regelung der interconfeſſionellen Ver⸗ 
hältniſſe und insbeſondere des Uebertrittes von einer Kirche 
au einer anderen durch das Geſetz tom 25. Mat 1868, 
R. G. Bl. Nr. 47, die Vorſchriften des zweiten Hauptſtückes 
des a. b. G. B. über das Eherecht der Katholiken wieder⸗ 
hergeſtellt worden ſind, ohne das im 8. 63 beſtimmte Ehe⸗ 
hinderniß in Anſehung ſolcher Perſonen abweichend zu regeln, 
welche nachträglich zu einer anderen Kirche oder Religions⸗ 
genoſſenſchaft uͤbertreten, ſo muß auch der 8. 63 in dem bis⸗ 
herigen Umfange als zu Recht beſtehend aufgefaßt werden. 
Hieraus folgt, daß die von A., wenngleich mit Rückſicht auf 
ſein nunmehriges Religionsbekenntniß vor dem für dieſe 
Glaubensgenoſſen nad) dem öſterreichiſchen Ehegeſetze qu 
ſtändigen ordentlichen Seelſorger mit B. am 23. April 1879 
geſchloſſene Ehe als ungiltig zu erklären iſt, weil derſelben 
das Hinderniß des 8. 63 à. b. G. B. entgegenſteht, indem 
mit Bedacht auf die dem ordentlichen Richter allein zuſtehende, 
durch die 88. 6 und 7 a. b. G. B. begrenzte Auslegung der 
Geſetze nur die derzeitigen poſitiven Ehegeſetze zur Anwendung 
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au bringen find, obne ſich in Fragen eingulafien, welche, als 
in bejonderen abweichenden religtójen Auffaſſungen wurzelnd, 
nur im Wege der Gejebgebung gelöſt merden können. 

- Sm der auferordentligen Reviſionsbeſchwerde des Ver⸗ 
theidigers des Ehebandes wird ausgefiibrt: Die Argumentatton 
der oberlandesgerichtlichen Entſcheidungsgründe ſei offenbar 
unrichtig; man könne nicht ſagen, daß das im Artikel 14 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, enthaltene Grundrecht nur im Principe normirt 
ſei und einer ſpeciellen, die praktiſche Durchführung dieſes 
Rechtes regelnden Geſetzgebung bedürſe. Bo im citirten 
Staatsgrundgeſetze Grundrechte nur im Principe normirt 
werden, wird ſtets auch ausdrücklich beigefügt, daß die Aus⸗ 
übung der betreffenden Rechte durch beſondere Geſetze geregelt 
werde. Artikel 14 enthalte keinen ſolchen Beiſatz, und es ſei 
nicht einzuſehen, welcher beſonderen Ausführung der klare 
Satz dieſer Geſetzesſtelle noch bedürfe. Artikel 14 mit allen 
ſeinen Conſequenzen müſſe zur Anwendung gelangen. Zwiſchen 
der Beſtimmung des Artifel 14, daß die ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten durch das Religionsbekenntniß keinen Abbruch er⸗ 
leiden dürfen, und dem 8. 63 a. b. G. B. beſtehe kein 
Zuſammenhang. Das Verbot des 8. 63 a. b. G. B. ſetze 
Angehörige eines beſtimmten Glaubens und, in dieſem 
Glauben, eines beſtimmten Standes voraus; fehlt dieſe 
Vorausſetzung, ſo ſei auch das Verbot nicht vorhanden. Mit 
dem Grundſatze der vollen Glauben3: und Gewiſſensfreiheit 
fei e3 nicht vereinbar, daß Semand an gewiſſe Pflichten jetnes 
verlaſſenen Glauben3 gebunden bleibe. Der Natholif, melder 
Proteſtant wird, verliere feine Rechte gegen die katholiſche 
Kirche, werde jedoch auch der Verpflichtungen gegen dieſelbe 
enthoben. Jeder Zweifel in dieſer Beziehung ſei durch Art. 5 
des Geſetzes vom 25. Mat 1868, R. G. Bl. Rr. 49, beſeitigt. 
A. iſt Proteſtant geworden, auf ihn könne 8. 63 a. b. G. B., 
da das darin enthaltene Verbot ſich nur auf katholiſche 
Geiſtliche und katholiſche Ordensperſonen bezieht, keine An⸗ 
wendung finden, und gewiß könne nicht geſagt werden, es 
habe für ihn die ſtaatsbürgerliche Pflicht beſtanden, ledig 
zu bleiben. 

Der oberſte Gerichtshof fand der außerordentlichen Revi⸗ 
ſionsbeſchwerde keine Folge zu geben. Gründe: Die aus 
den Beſtimmungen des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R. G. BI. Nr. 142, und dez Geſetzes vom 25. Mai 
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1868, R. G. BI. Rr. 49, abgeleitete Anſicht, daß durd den 
Mebertritt eines römiſch⸗katholiſchen Prieſters oder einer 
Ordensperſon, welche das Gelübde der Chelofigteit abgelegt 
bat, qu einer anderen Confeſſion die Cölibatsverpflichtung 
aufgeboben werde, fann nad) dem gegenmártigen Gtande der 
Geſetzgebung als riditig um jo tveniger angejehen werden, 
als durd) Artifel I bes Gefeges vom 25. Mai 1868, R. G. BI. 
Nr. 47, die Vorſchriften des von dem Eherechte handelnden 
zweiten Dauptitides des a. b. 6. B. und der hiezu nach⸗ 
trágiid erfloſſenen Gejege und Verordnungen, inforveit dies 
felben zur Beit beſtanden haben, als das kaiſerliche Patent 
vom 8. October 1856, R. G. BI. Nr. 185, in Kraft trat, 
ausdrücklich wiederhergeſtellt wurden, obne hinſichtlich dez im 
8. 63 a. b. G. B. normirten Ehehinderniſſes eine Ausnahme 
oder Einſchränkung eintreten zu laſſen. Mit Recht wurde 
demnach die vom ehemaligen Piariſten⸗Ordensprieſter und 
aunmebrigen Angehörigen der evangelifden Kirche A. C., 
A. mit B. am 30. April 1879 in Der evangelifden Kirche 
A. C. in Bien geſchloſſene Che in erfter und zweiter Inſtanz 
ungiltig erklärt, und entſpricht die Begriindung diejer Ent 
ſcheidungen, welche weder eine Nullitát, noch offenbare Uns 
geredtigfeit im Ginne des Pofdecreteê vom 15. Yebruar 1833, 
J. 6. S. Rr. 2593, ertennen läßt, ſowohl der Sachlage als 
dem Gejege. 


Nr. 175. 
Die Madfafigebafr des ArmendalOpercentes in Graz hat nicht dte 
Matnr einer Mealftener, fondern den GharaRter einer das Fermôgen 
des Erblaſſers überhauyt Sefaftenden öffentlichen Abgabe fir den 
ſtädtiſchen Rranhenfansfond. 
Entſcheidung vom 7. April 1891, 9. 3956. IV. Genat. 


Bum Nachlaſſe der in Graz verjtorbenen A. wurde vom 
Grben die bedingte Erbserklärung aus dem Geſetze abgegeben 
und angenommen; der Nachlaß beſtand außer tn Werth— 
papieren und Fahrniſſen in der im Grundbuche des Landes 
geridtes rag vorfommenden Mealitát im Merthe von 
16.581 fl. 60 fr. Ueber die in der Verlaſſenſchaftsabhand⸗ 
lung vorgelegten Gebührenausweiſe Dat das Landesgericht 
in Graz ertannt, da vom Nachlaſſe der A. ein Armen= 
balbpercent nicht bemeſſen werde, weil dasfelbe von der im 
rag, ſomit auferhalb Gteiermart gelegenen Realität nicht 
au entrichten komme. 
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Meber Necurê der Stadtbuchhaltung Graz gegen diejen 
Big ânderte bas Oberlandesgericht den landesgerichtlichen 
Beſcheid dabin ab, daf das vom Nachlaſſe der A. qu ent- 
ridtende Armenhalbpercent vom Geſammtnachlaßvermögen 
per 77.497 fl. 301), kr. über Abrechnung der Pajjiven von 
10.703 fl. 85 fr. im Reſte per 66.793 fl. 451) tr. mit 
333 fl. 97 Tr. bemeſſen werde, und zwar in der Erwägung, 
da für die Entideidung der rage, ob und in welchem 
Betrage das Armenhalbpercent eingubeben fet, die mit Hof— 
decret vom 15. Juni 1816, 3. G. S. Nr. 1259, fundo 
gemachte Allerhöchſte Entſchließung mafgebend ift, aufolge 
deren von allen in der Gtadt Graz und ibren Vorſtädten 
vorfommenden Verlaſſenſchaften, welche 100 fl. liberfteigen, 
o pCt. für den ſteieriſchen Hauptarmenfond qu entriciten 
it; das in diejer Allerhöchſten Entſchließung weder zwiſchen 
beweglichem und unbeweglichem, noch zwiſchen dem in Gteiers 
mar? und dem in anderen Provingen befindliden Vermögen 
unterſchieden wird; daß demzufolge das gejammte Bermôgen, 
welches qu einer in Graz vorkommenden Verlaſſenſchaft, d. 1. 
zur Verlafjenidajt eine3 in Graz wohnhaft gemejenen Erb— 
lafjerê gehört, bezüglich deren die Verlaſſenſchaftsabhandlung 
bon den in Graz befindliben Geriditen zu pflegen ift, der 
Entridtung dez Armenhalbpercente3 unterliegt, und hievon 
das in einer anderen Provinz gelegene unbewegliche Ver⸗ 
mögen nidt ausgenommen tft; daß hiefür auch das, wenn⸗ 
gleich in Entſcheidung eines beſonderen Falles erfloſſene 
Hofkanzleiderret vom 3. Jänner 1835, 3. 32.978, ſpricht, 
indem dieſes Hofkanzleideeret zwiſchen dem in Steiermark 
und in einer anderen Provinz befindlichen Vermögen nicht 
unterſcheidet, und daß die Gubernialcurrende vom 20. December 
1817, 8. 27. 740, nad) welcher das in einer anderen Provinz 
oder im Auslande gelegene unbemeglide Vermögen der er—⸗ 
wähnten Gebühr nicht qu unterziehen fein joll, fix die gegen= 
theilige Anſicht nicht enticheidend jein Tann, da das Gubernium 
au einer authentiſchen Auslegung des Pofdecretes vom 15. Juni 
1816, 3. 6. S. Nr. 1259, nicht berufen tvar. 

Gegen die oberlandesgeridtlide Crledigung bradite der 
Erbe den Reviſionsrecurs ein, worin er geltend macht, daß 
der in der Allerhöchſten Entſchließung (Hofdecret vom 16. Juni 
1816, J. G. S. Nr. 1259) gebrauchte Ausdruck „vorkommende 
Verlafſenſchaften“ ſich nur auf die materielle Verlaſſenſchaft 
und nicht auf die rein formelle Verlaſſenſchaftsabhandlung 
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begtehen Eônne, und darin klar ausgeſprochen werde, daß der 
locale Zweck (Bedeckung des Hauptarmenfonds) nur durch 
locale Mittel gefördert werden ſolle, wofür auch der Schluß— 
ſatz der ſteiermärkiſchen Gubernialcurrende vom 20. December 
1817, 3. 27. 740, ſpricht, durch welchen das in einer anderen 
Provinz gelegene Vermögen ausdrücklich ausgeſchloſſen wird; 
daß, wenn der Staat mit dem Gelde ſeiner Bürger an einem 
beſtimmten Orte und nur für deſſen Bewohner ein Wohl⸗ 
thätigkeitsinſtitut errichtet, derſelbe nur von jenen Erwerbs—⸗ 
quellen eine Abgabe verlangen kann, die an eben dieſem 
Orte liegen, und eventuell an ben Vortheilen dieſes Wohl— 
thätigkeitsinſtitutes participiren können, ſowie es ſelbſtver⸗ 
ſländlich ſei, daß Steuern und Umlagen vom Hauſe in Prag 
nur dort eingehoben werden; daß Die locale Gebührenfrage 
mit der Competenz des Gerichtes nichts zu ſchaffen habe; 
daß endlich der Erbe der Gefahr ausgeſetzt iſt, zur Zahlung 
einer Gebühr auch für den Prager weltlichen Stiftungsfond 
herangezogen qu werden und jo doppelt zahlen qu müſſen. 
Der oberſte Gerichtshof fand die angefochtene oberlandes⸗ 
gerichtliche Verordnung unter Bezugnahme auf deren geſetz⸗ 
liche Begründung und in der weiteren Erwägung zu beſtätigen, 
daß die fragliche Nachlaßgebühr nicht von dem Werthe der 
einzelnen Vermögensſtücke der Verlaſſenſchaft einzuheben, 
ſondern von dem nach Abzug der Paſſiven verbleibenden 
reinen Vermögensbetrage derſelben abzunehmen iſt, dieſe 
Gebühr daher nicht die Natur einer Realſteuer, ſondern den 
Charakter einer das Vermögen der Erblaſſerin überhaupt 
belaſtenden öffentlichen Abgabe für einen beſtimmten localen 
Zweck (ſtädtiſchen Krankenhausfond in Graz) bat, daß es des⸗ 
halb, da der Eintritt der Verpflichtung zu deren Entrichtung 
nur durch den die Verlaſſenſchaftsabhandlung in Graz bes 
gründenden ordentlichen Wohnſitz der Crblajjerin an dem 
Orte des geſetzlich bedachten Wohlthätigkeitsinſtitutes bedingt 
iſt, an jedem Anhaltspunkte fehlt, in die Vermögensberechnung 
zur Ermittlung der Gebührenziffern gerade nur jene Ver— 
mögenszweige einzubeziehen, welche in Steiermark gelegen 
ſind, daß vielmehr die Ausſcheidung des in einem anderen 
Kronlande befindlichen unbeweglichen Vermögens der Erb= 
laſſerin ohne Grund zu einer ungleichen Behandlung derſelben 
mit anderen in Graz verſtorbenen, ſelbſt weniger vermöglichen 
Erblaſſern führen und zur Folge haben müßte, da deren 
bedeutende Verlaſſenſchaft von einer derartigen Abgabe für 
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einen öffentlichen Wohlthätigkeitszweck gang frei bliebe, weil, 
wenn auch durch das Hofdecret vom 9. April 1817, J. G. S. 
Nr. 1331, eine ähnliche Abgabe auch für die Verlaſſenſchaften 
von in Prag wohnhaften Erblaſſern eingeführt iſt, das dort 
gelegene unbewegliche Vermögen der M. von derſelben nicht 
getroffen werden könnte, ba ſie zur Zeit ihres Abſterbens 
dort nicht ihren bleibenden Wohnſitz hatte, weshalb auch die 
von dem Recurrenten in ſeinem Reviſionscurſe geäußerte 
Beſorgniß der Möglichkeit ſeiner Verpflichtung zu einer Doppel⸗ 
zahlung völlig unbegründet iſt; daß ferner die Verbindlichkeit 
des Recurrenten zur Entrichtung der im Rede ſtehenden Ge⸗ 
bühr auf einem Specialgeſetze (Allerhöchſte Entſchließung und 
Hofdecxet vom 15. Juni 1816, J. G. S. Nr. 1259) beruht, 
für deſſen Auslegung nicht die Beſtimmungen anderer, wenn⸗ 
gleich aus ähnlichen Anläſſen gegebener Specialgeſetze dann 
herangezogen werden können, wenn dieſe Beſtimmungen ſich 
nicht aus dem Zwecke und der Natur der Auflage mit Noth⸗ 
wendigkeit ergeben. 


“Rr. 176. 
Sur dirage: Mitetge oder Vadt? 
Entſcheidung vom 7. April 1891, 3. 41083. 1, Senat. 

Zwiſchen MA und B. murde im Monate Mai 1890 eine 
Vereinbarung getrofjen, nad) welcher der erſtere vom legteren 
deſſen zum Betriebe einer Bäckerei eingerichtete Qocalitáten 
in Beſtand nahm. Am 15. November 1890 brachte B. die 
gerichtliche Aufkündigung mit der Räumungsfriſt von 14 Tagen 
an, gegen welche der Beſtandnehmer A. in offener Friſt Ein⸗ 
wendungen einbrachte. Das Begehren des MA. um den Aus—⸗ 
ſpruch, daß die fragliche Aufkündigung nicht zu Recht beſtehe, 
wurde von der erſten Inſtanz abgewieſen, weil die Behauptung 
des A., daß die groſen diesbezügliche Vereinbarung kein 
Mieth-⸗, ſondern ein Pachtverhältniß begründe und infolge 
deſſen gemäß 8. 1116 a. b. G. B. die Friſt zur Räumung 
nicht mit 14 Tagen, ſondern mit 6 Monaten nad) der Auf: 
Finbiguna feſtzuſetzen wäre, hinfällig ſei; denn 8. 1091 a. b. 
G. B. ärt ausdrücklich, daß im Falle, als die in Beſtand 
gegebene Sache ohne weitere Bearbeitung ſich gebrauchen 
—9 ein Miethvertrag vorliege. Da nun als feſtſtehend an⸗ 
genommen werden muß, daß Bäckereilocalitäten ohne weitere 
Bearbeitung ſich gebrauchen laſſen, jo kann von einem Pacht⸗ 
vertrage im Sinne des Geſetzes keine Rede ſein. 


Entſcheidungen VI. 5 
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Das SDberlandesgeridt bat mit Abânderung des erit- 
richterlichen Urtheils dem Rlagebegebren des A. Folge gegeben 
und die Aufkündigung als nicht qu Recht Deitehend ertannt. 
Gründe: Qn dem fragliben alle handelt es jidy um der 
Charakter dez zwiſchen den Gtreittheilen beſtehenden Bejtand- 
vertrages. Obſchon Gebâude gemeiniglid nur den Gegenttand 
der Miethe bilben, entidieidet diesfalls nicht fo ſehr das Object, 
al3 der von demjelben zu machende Gebrauch. Da hun dor: 
liegend ein fitr den Betrieb einer Bäckerei eingerichtetes Haus 
das Bejtandobject bildet und die Beſtandnahme zum Sede 
der Ausübung dieſes Gewerbes erfolgt ift, tonnte der ordent⸗ 
lide Gebrauch, im Gegenſatze zur Miethe einer gewöhnlichen 
Wohnung, nur durch Fleiß und Mühe beim Metrieb des 
Gewerbes gemadt merden, der Gebraud) war daber die 
Hauptſache, und der VBejiandvertrag muf nad) Analogte des 

1055 a. b. 6. B. nad Beſchaffenheit der Hauptſache bez 
urtheilt und als Pachtung angejehen werden. 

Der oberite Gerichtshof hat der Revifionsbejdmerde des 
B. Folge gegeben und mit Abânderung des oberlandesgericht⸗ 
liben Urtheil3 jenes des erften Richters wieder Dergejtellt. 
Griinde: Rad $. 1091 a. b. 6. B. mird der Beſtandvertrag, 
menn fik die in Bejtand gegebene Sache obne meitere Bes 
arbeitung gebraudgen läßt, eim Miethvertrag, wenn fie aber 
nur durd Vlei und Mühe benützt werden fann, ein Pact- 
vertrag genannt. Daß das, wenn auch zum Betriebe einer 
Bäckerei eingerichtete Haus des Geklagten ohne weitere Be- 
arbeitung vom Kläger gebraucht werden konnte, iſt ſelbſt⸗ 

verſtändlich und bedurfte es weder des Fleißes, noch der 
Mühe, um dasſelbe qu benützen, wohl aber um das Bäckerei⸗ 
ewerbe daſelbſt zu betreiben und daraus raio au ziehen. 
a aber der Kläger felbft nicht bebauptet, da er vom Ge- 
klagten das Bäckereigewerbe felbft in Beſtand genommen babe, 
fo fann dieſer Beftandvertrag im rechtliden Ginne nur als 
ein Miethvertrag aufgefabt werden. 


Me. 197. 
AunmwendSarkeit des Artikels VIII des Sriedensvertrages vom 3. Sctober 
1866, R. 6. BL. Mr. 116, auf privatrechtliche Berpflichtungen des öſter⸗ 
reichiſchen Staates aus ven von der öfterreihiſchen Berwaltung Besãa- 
td) des abgetretenen Gebietes Dereits früher abgeſchloſſenen Berträgen. 
Entideidung vom 14. April 1891, 3. 3451. Plenarſenat. 
In der Rechtsſache des A. und Genofjen gegen das 
öſterreichiſche Militärärar megen Bablung von 14.482 fl., 
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beziehungsweiſe megen Sablung der mit frilherer Rlage de 
praes.. 3. Juni 1865, 2. 3127, beim k. E. delegirten Militär⸗ 
gerichte in Udine eingelagten 20.465 fl. bat das Landesgericht 
in Trteft das Begehren abgewieſen, das Oberlandesgericht 
dagegen dem Klagebegehren theilweiſe ſtattgegeben. 

Die auf den Artikel VIII des Friedensvertrages vom 
3. October 1866 baſirte Einwendung des Geklagten wurde 
von den beiden erſten Inſtanzen aus folgenden Gründen als 
nicht ſtichhältig erklärt: Die Forderung der Kläger bezieht 
ſich auf ein Privatrechtsgeſchäft, welches in der Ausführung 
von Befeſtigungsarbeiten beſtand, die von der öſterreichiſchen 
Militärbehörde angeordnet und von den Klägern gegen einen 
vereinbarten Lohn lange vor der Abtretung Venetiens aus⸗ 
geführt wurden. Mit dem Friedensvertrage vom 3. October 
1866 wurden die damals beſtehenden Privatrechtsverhältniſſe 
nicht modificirt oder irgendwie alterirt. Zudem handelt es ſich 
um einen Rechtsſtreit, welcher gegen das öſterreichiſche Aerar 
ſchon vor Abſchließung des Friedensvertrages anhängig gemacht 
wurde und infolge Uebereinkunft der Parteien mit dem zweiten, 
im Sabre 1872 angeſtrengten Rechtsſtreite ein Ganzes bildet. 

Der oberſte Gerichtshof hat über die Reviſionsbeſchwerde 
des geklagten Theils mit Abänderung des oberlandesgericht⸗ 
lichen Urtheils das die Klage 3 abweiſende Urtheil der 
erſten Inſtanz wieder hergeſtellt. Gründe: Gegen das 
Klagebegehren hat der Geklagte insbeſondere auch die Ein⸗ 
wendung erhoben, daß kraft des Artikels VEII des zwiſchen 
den beiden Regierungen Oeſterreichs und Italiens rückſichtlich 
der an letztere abgetretenen venetianiſchen Provinz e⸗ 
ſchloſſenen Friedenstractates vom 3. October 1866, R. G. BI. 
Nr. 116, jede allfällige Verpflichtung der öſterreichiſchen 
Regierung aus den von der vorbeſtandenen öſterreichiſchen 
Verwaltung bezüglich des abgetretenen Gebietes abgeſchloſſenen 
Verträgen, mithin auch aus dem der heutigen Klage zu Grunde 
liegenden Vertrage an die italieniſche Regierung uͤbergegangen 
ſei. Die Kläger behaupten vor Allem, daß die in Mede. 
ftehende Einwendung nicht rechtzeitig erhoben worden iſt, 
indem ſelbe erſt in der über die zweite Klage de praes. 
7. Juni 1872 erſtatteten Einrede geltend gemacht wurde. 
Allein in der erſten, über die frühere Klage eingebrachten 
Einrede konnte gedachte Einwendung nicht erhoben werden, 
weil qu jener Beit der erwähnte Friedensvertrag noch gar 
nicht beſtand, und zudem gilt die zweite Einrede kraft Ueber⸗ 
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einfommen3 der Parteien für beide Rlagen. Es muf aber 
nod; erwogen tverden, daß die Einwendung felbit eigentlich 
nicht als eine exceptio fori declinatoria, ſondern vielmehr 
als Einwendung der mangeinden Paffivlegitimation, tvorin 
allerdings auch jene der abjoluten Unguitândigteit der öſter⸗ 
reichiſchen Gerichte zur Entſcheidung ilber die klägeriſchen 
Anſprüche enthalten iſt, ſich darſtellt. Es war daher, und 
amar in erſter Linie, auch dieſe Einwendung qu pruͤfen, um 
dabei feſtzuſtellen, ob der vom Geklagten angerufene Artikel 
VIII des Friedenstractates auf dem vorliegenden Fall An⸗ 
wendung finde. In dieſem Artikel wurde vereinbart, daß die 
Regierung Seiner Majeſtät des Königs von Italien in die 
Rechte und Verbindlichkeiten eintritt, welche aus den von der 
oſterreichiſchen Verwaltung für ſpeciell das abgetretene Gebiet 
betreffende Gegenſtände des öffentlichen Intereſſes ordnungs⸗ 
maͤßig abgeſchloſſenen Pertragen entſpringen. Von der in 
dieſem Artikel enthaltenen allgemeinen Regel wurde nur in 
dem folgenden Artikel X eine Ausnahme dahin ſtatunirt, daß 
dte k. k. öſterreichiſche Regierung die Erſatzleiſtungen für 
Bodenexpropriationen infolge von Eiſenbahnbauten rückſicht⸗ 
lich der auf Rechnung des Staates verwalteten Gifenbabnen 
felbft übernimmt. Nun bezieht ſich aber obige im Artifel 

enthaltene Verfügung zweifelsohne auf privatrechtliche, zwiſchen 
Privaten und der öffentlichen Verwaltung rückſichtlich des nun 
abgetretenen Gebietes abgeſchloſſene Vertráge, welche dadurch 
nur inſofern eine Modificirung und Abänderung erlitten 
haben, daß an Stelle des öſterreichiſchen Aerars als urſprüng⸗ 
lichen Contrahenten die italieniſche Regierung als Nachfolgerin 
und Uebernehmerin ſämmtlicher Rechte und Verpflichtungen gez 
treten iſt. Der Arbeits⸗ und Lohnvertrag, aus dem die Kläger ihr 
Klagsbegehren ableiten, wurde von der damals beſtandenen öſter⸗ 
reichiſchen Geniedirection für die fortificatoriſchen Arbeiten in 
Verona, ſomit von einer öſterreichiſchen, hiezu competenten Be⸗ 
hörde abgeſchloſſen. Seit demſelben übernahmen Rláger Arbeiten 
an den Fortificationswerken, welche von der öſterreichiſchen 
Verwaltung zum Schutze und zur Vertheidigung der Provinz 
Venedig⸗Mantua und mithin in rechtmäßiger Ausübung ihres 
Hoheitarechtes angeordnet wurden. Der Vertrag war daher 
ordnungsmäßig abgeſchloſſen, hatte für beide Theile geſetz⸗ 
lichen Beſtand, und verlangen die Kläger heute noch den Reſt 
des Arbeitslohnes für die von ihnen quêgetúbrien YArbeiten. 
Daf aber dte infolge dieſes Bertrages gelieferten Arbeiten 
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und die diesbezüglich ton der öſterreichiſchen Verwaltung 
übernommene Verpflichtung einen Gegenſtand des öffentlichen 
Intereſſes und ſpeciell des abgetretenen Gebietes betreffen, 
geht ſchon aus dem Zwecke diejer Arbeiten hervor, welche 
zur Inſtandſetzung der Fortifieationen von Verona angeordnet 
waren und mithin den Schutz und die militäriſche Ver⸗ 
theidigung der Provinz bezweckten, was jedenfalls einen 
Gegenſtand des öffentlichen und des Intereſſes der ſeinerzeit 
geſetzmäßig conſtituirten und als ſolche anertannten Regierung 
bildet. Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß die 
eingeklagte Forderung der Kläger eine Verbindlichkeit betreffe, 
welche unter Vorausſetzung des Beſtandes derſelben als im 
obeitirten Artikel VIII des Friedenstractates vorgeſehen an⸗ 
genommen werden müſſe, und es muß zugleich der von den 
Klägern diesfalls erhobenen Einwendung, daß, de es fich um 
Arbeiten handelt, welche noch unter der Herrſchaft der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung beendet, und deren Preis ſchon mit 
Klage vom 6. Juni 1865 gegen die öſterreichiſche Regierung 
eingeklagt und vom öſterreichiſchen Militärärar noch vor Abs 
ſchließung des Friedensvertrages beſtritten worden iſt, dieſer 
ſpäter abgeſchloſſene Vertrag auf a go teine Anwendung 
finben könne, jede Berechtigung abgeſprochen werden. Denn 
mit der Abtretung des venetianiſchen Gebietes hat die öſter⸗ 
reichiſche Regierung in der beſagten Provinz zu beſtehen auf⸗ 
gehört und es trat an die Stelle derſelben die italieniſche 
Regierung, welche als Univerſalnachfolgerin in alle Rechte, 
aber zugleich auch in alle Verbindlichkeiten der bis dahin 
beftanbenen öſterreichiſchen Regierung getreten iſt. Kraft 
dieſer Succeſſion übernahm dieſelbe nach dem klaren Wort⸗ 
laute des Artikels VIII des Tractates die Verpflichtung zur 
Erfüllung aller mit dem Hoheitsrechte der beſagten Provinz 
verknüpften Verbindlichkeiten, welche zur Zeit der Uebergabe 
beſtanden und von der früher beſtandenen öſterreichiſchen 
Verwaltung mittelſt ordnungsmäßig im Intereſſe des cedirten 
Gebietes abgeſchloſſener Verträge eingegangen worden waren, 
und dies ohne Unterſchied, ob dieſe Erfüllung, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, eine Verbindlichkeit für Arbeiten, welche ſchon 
vor der Abtretung ausgeführt, oder ſolche, die erſt auszu⸗ 
führen waren, zum Gegenſtande hat. Weder der Inhalt dez 
Artikels VIII des Friedensvertrages, noch die Natur einer 
derartigen Succeſſion berechtigt zu einer anderen Auslegung 
dieſes Pactes, wenn erwogen wird, daß die Arbeiten nur die 
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zur beljeren Mertheidigung der Feſtung und der Provin; 
ausgeführten Werke —* und als em integrirender Be: 
ftandtheil berjelben mit ber Feſtung jelbft abgetreten wurden, 
und deb, da fie nun der italieniſchen Regierung allein qu 
gute fommen, Tebtere auch die alifálligen aus der Leiſtung 
dieſer Arbeiten nod entipringenden Verpflichtungen itber= 
nebmen mufte. Das gegen das öſterreichiſche Militárárar 
erichtete Klagebegehren mubte (don auf Grund dieſer gerecht⸗ 
—5* Einwendung abgewieſen werden. 


Mr. 178. 

Forausfegung und Amfang der GHirRfamfcit von Schiedsgerichten in 
Fereinsangefegentgeiten auf Grund SeGórdiiq genehmigter Statuten. 
Entidetbung vom 28. April 1891, 8. 9586. IT. Senat. 

Kläger, melder als geweſenes Mitglted eines Geſelligkeits⸗ 
vereines mit dem ſtatutenmäßig gefällten ſchiedsgerichtlichen 
Erkenntniſſe zur Zahlung des Vereinsbeitrages an den Verein 
verurtheilt worden war, begehrte die Nichtigerklärung des 
Schiedsſpruches auch deshalb, weil die Competenz des Schieds⸗ 
gerichtes durch einen ſchriftlichen Compromißvertrag gemäß 
8. 270 a. G. O. nicht begründet ſei und das Schiedsgericht 


ſeine Competenz überſchritten habe. 


Das Klagebegehren wurde vom Gerichte erſter Inſtanz 
abgewieſen. In den Gründen wird geſagt: Richtig iſt es, 
daß nach Artikel J des Geſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 144, alle Gerichtsbarkeit im Staate im Namen 
des Kaiſers, daher durch die ſtaatlichen Gerichte auszuüben 
iſt, ſofern nicht das Geſetz Ausnahmen zuläßt. Eine ſolche 
Ausnahmsbeſtimmung findet ſich im 8. 270 a. G. O., mos 
nad den ftreitenden artelen fretitebt, ſich durch etnen ſchrift⸗ 
lichen Vertrag auf einen Schiedsrichter zu vergleichen. Nebſt 
dieſen gewillkürten Schiedsgerichten kann es aber auch mit 
Rückſicht auf 8. 9 lit. e des Vereinsgeſetzes vom 26. November 
1852, R. G. Bl. Nr. 253, und qui 8. 4 lit. g des Vereins- 
gejebes vom 15. November 1867, R. G. BI. Rr. 134, ftatu= 
—2— Schiedsgerichte geben, zu deren Competenzbegründung 
ein ſchriftlicher Compromißvertrag nicht unbedingt nothwendig 
iſt. Die bezogenen Vereinsgeſetze beſtimmen nämlich, daß die 
Vereinsſtatuten enthalten müſſen die Art und Weiſe, wie die 
aus dem Vereinsverhältniſſe entſpringenden Streitigkeiten 
geſchlichtet, d. i. entſchieden werden ſollen. Durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung des Vereinsgeſetzes iſt jedem auf deſſen Grundlage 
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errichteten Vereine die Berechtigung eingeräumt, Vereins⸗ 
ſtreitigkeiten eventuell auch durch ein Schiedsgericht entſcheiden 
zu Das auf Grund dieſer Beſtimmung in ben Statuten 
vorgeſehene Schiedsgericht baſirt nicht etwa auf einem Ver⸗ 
trage, ſondern auf der im Vereinsgeſetze anerkannten Vereins⸗ 
autonomie, welche in den Statuten ihren Ausdruck findet. 
Da die Statuten für jedes Vereinsmitglied obligatoriſch ſind, 
ſo folgt daraus, daß ſich ein Vereinsmitglied der Jurisdiction 
des in den Statuten etwa vorgeſehenen Schiedsgerichtes nicht 
entziehen darf, es wäre denn das Schiedsgericht in den 
Gtatuten nur facultativ bezeichnet oder von einem ſchrift⸗ 
lichen Compromißvertrage oder einer ſonſtigen Bedingung 
abhängig gemacht. In den Statuten des geklagten Vereins 
iſt nun eine derartige Beſchränkung des Schiedsgerichtes nicht 
enthalten, vielmehr iſt die obligatoriſche Competenz desſelben 
im 8. 22 mit den Worten ausgeſprochen, daß im Falle ent—⸗ 
ſtehender Streitigkeiten aus dem Vereinsverhältniſſe zwiſchen 
Mitgliedern des Vereins unter ſich oder gegen den Verein 
ein Schiedsgericht mit Begebung des ordentlichen Rechtsweges 
und der Berufung entſcheiden ſoll. Derſelbe Paragraph ent- 
hält weiters die Art der Conſtituirung des Schiedsgerichtes 
und die Art des Verfahrens. Nach den nicht widerſprochenen 
Feſtſtellungen im angefochtenen Urtheile war der Kläger 
Mitglied des geklagten Vereins, daher an die Statuten des⸗ 
ſelben und an das ſtatutariſche Schiedsgericht gebunden, es 
hatte weiters der vor dem Schiedsgerichte abgeführte Rechts— 
ſtreit den vom Vereine gegen den Kläger als Vereinsmitglied 
geforderten Jahresbeitrag zum Gegenſtande, alſo einen An—⸗ 
ſpruch aus dem Vereinsverhältniſſe; daß auch Streitigkeiten 
vermögensrechtlichen Inhaltes, welche ſonſt zur Competenz 
der ſtaatlichen Gerichte gehören, der Jurisdiction des mehr⸗ 
erwähnten Schiedsgerichtes unterliegen, ergibt ſich aus der 
Beſtimmung des 8. 22 der Statuten, wonach das Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des ordentlichen Rechtsweges entſcheiden 
ſoll. Der Umſtand, daß der Kläger zur Zeit der Fällung 
des ſchiedsrichterlichen Urtheils nicht wehr Mitglied des 
Vereins war, bildet keinen Grund zur Competenzbeſtreitung, 
weil der ſtreitige Anſpruch in jener Zeit entſtanden ſein ſoll, 
als der Kläger rechtlich noch als Vereinsmitglied anzuſehen 
war, auch gegen ihn noch während der Zeit ſeiner Mitglied⸗ 
ſchaft erhoben wurde, und weil die Competenz des Schieds⸗ 
gerichtes für einen bereits beſtehenden Anſpruch durch den 
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behoben werden Tan. 

Ueber Appellation dez Klägers ânderte das Oberlandes⸗ 
ericht das angefochtene Urtheil dahin ab, daß der Schieds⸗ 
pruch als nichtig und rechtsunwirkſam erklärt und aufgehoben 
werde. Grinde: Das geltende Recht (8. 19 a. b. G. B., 
-. 63 a. G. O., Hofdecret vom 8. Jänner 1795, J. G. S. 

.212, Artikel 1 des Geſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. BI. Nr. 144) behält die Entſcheidung von Privat- 

rechtsſtreitigkeiten den ordentlichen landesfürſtlichen Gerichten 
vor. Das im 8. 270 a. G. O. als zuläſſig erkannte Inſtitut 
der Schiedsgerichte erſcheint als eine Ausnahme von der all⸗ 
gemeinen Rechtsregel und iſt deren geſetzliche Wirkſamkeit an 
die Vorausſetzung des ſchriftlichen Compromißvertrages ge⸗ 
bunden. Wenn Schiedsgerichte fungiren, welche ohne das 
Vorhandenſein des ſchriftlichen Compromißvertrages in Privat⸗ 
rechtsangelegenheiten Recht ſprechen, ſo ſind dieſelben aus 
Zweckmäßigkeitsgründen durch beſondere Geſetze ins Leben 
gerufen worden und fungiren obligatoriſch nur dann, wenn 
durch das Geſetz den betreffenden Corporationen das Recht 
eingeräumt iſt, derlei Schiedsgerichte obligatoriſch für ihre 
Mitglieder einzuſetzen (8.6 Abſatz 2 des Geſetzes vom 1. April 
1875, R. G. BI. Nr. 67). Selbſt dte aus wirthſchaftlichen 
Rückſichten gejeblid ſanctionirten Schiedsgerichte der Handels⸗ 
kammern und das Schiedsgericht in Transportangelegenheiten 
fungiren nicht obligatoriſch, ſondern nur für jene Parteien, 
welche dieſe Gerichte mittelſt Klage oder protokollariſch, ſomit 
ſchriftlich um ihren Schiedsſpruch anrufen. Durch den Bei⸗ 
tritt zu einem Vereine, welcher in ſeinen Statuten, wie der 
geklagte Verein im 8. 22 der Statuten, beſtimmt, daß 
Streitigkeiten aus den Vereinsverhältniſſen zwiſchen Mit- 
gliedern des Vereins unter ſich oder gegen den Verein durch 
ein Schiedsgericht mit Begebung des ordentlichen Rechtsweges 
und der Berufung entſchieden werden ſollen, kann die Ver⸗ 
pflichtung eines Vereinsmitgliedes, welches den Beitritt zum 
Vereine und daher die Unterwerfung unter die Vereins— 
ſtatuten nicht einmal im ſchriftlichen Wege erklärt hat, ſich 
dieſem Spruche in Privatrechtsangelegenheiten qu unter⸗ 
werfen, nicht begründet werden; denn mag man in dem 
Statut autonome Anordnungen des Vereins als ſolche er⸗ 
blicken, welchen das Vereinsmitglied kraft ſeines Eintrittes 
unterworfen iſt, oder mag die Gebundenheit der einzelnen 
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Mitglieder an die Bejtimmungen der Gtatuten daraus abe 

elettet werden, daß die Vereinsmitglieder ſich vertragsmäßig 
E 26 a. 6. G. B.) den ftatutarijden Unordnungen unters 
werfen, jo kann die obligatorijde Natur des Schiedsſpruches 
in keinem Falle durch den Beitritt des Mitgliedes zum Ver⸗ 
eine begründet werden. Im erſteren Falle würde der Verein 
durch Statuirung eines obligatoriſchen Sdiedegericht⸗ in 
Privatrechtsangelegenheiten ſeiner Mitglieder und durch die 
Außerkraftſetzung der ſtaatlichen Gerichtsbarkeit ſich unbe⸗ 
rechtigterweiſe eine Gerichtsbarkeit anmaßen, im zweiten Falle 
jedoch könnte der durch den Beitritt zum Vereine ſtillſchweigend 
geſchloſſene Vertrag den Schiedsſpruch mangels der ſchrift⸗ 
lichen Abfaſſung zu keiner Geltung gelangen laſſen (8. 270 
a. G. O. und 8. 884 a. b. G. B.). Der 8. 4 des Vereins⸗ 
geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, wo⸗ 
nad in jedem Vereinditatute eine Bejtimmung über die Art 
der Schlichtung von Ctreitigteiten aus dem Vereinsverhält⸗ 
ntfje entbalten jein muß, Bat nicht die Tragiveite, daf auch 
aum Seihisivege gehörige privatrechtlide Anſprüche der Ente 
ſcheidung des Schiedsgerichtes untertvorfen und dieſes Schieds⸗ 
gericht berechtigt ſein ſoll, bei Execution Urtheile zu fállen; 
denn abgeſehen davon, daß die vom geklagten Vereine beliebte 
Geſetzesauslegung geſelligen Vereinen, tie bem geklagten 
Vereine ohne einen erſichtlichen Zweck eine richterliche Gewalt 
einräumen würde, iſt das Vereinsgeſetz ein nina lhungêgeleh 
und verfolgt nicht den Zweck, tn Privatrechtsſachen nene Bes 
ftimmungen zu treffen, es mil nur die Ordnung und die 
Disciplin im Bereine au3 öffentlichen Rückſichten aufrecht er⸗ 
balten und desbalb dem Schiedsgerichte das Redt einräumen, 
durch Rügen 2c., in legter Linie durch Ausſchluß der reni- 
tenten Mitglieder aus dem Vereine dieje Ordnung aufrecht 
au erbalten. Keineswegs beabſichtigte das Vereinsgeſetz vom 
26. Movember 1852 oder jene3 vom 15. November 1867 
eine Aenderung des 8. 270 a. G. O. Es hat di der 
Verein durch Schöpfung des Urtheils vom 24. Angujt 1888 
eine Gerichtsbarkeit ausgeübt, die tbm nicht qufommt. Wollte 
man aber auch annebmen, daf dem gellagten Veretne wider 
feine Mitglteder die im 8. 22 der Gtatuten normicte ſchieds⸗ 
richterliche brteit auch in privat⸗ und vermögens⸗ 
rechtlichen eitigkeiten zuſteht, ſo iſt zu erwägen, daß nicht 
nur das ſchiedsrichterliche Urtheil wider dem Kläger unbe⸗ 
ſtrittenermaßen zu einer Zeit erlaſſen wurde, wo Kläger nicht 
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mehr Vereinômitglied war, jondern daß fogar die Eigenſchaft 
des Klägers fiir jenes Vereinsjahr ftreitig iſt, deſſen Vereins⸗ 
beitrag Gegenſtand des ſchiedsgerichtlichen Urtheils iſt; denn 
nach den Feſtſtellungen des ſchiedsgerichtlichen Urtheils erachtet 
der geklagte Verein den Kläger als Vereinsmitglied bis 
30. September 1887, obwohl derſelbe ſchon Mitte Oetober 
1885 ſeinen Austritt aus dem Vereine angemeldet bat und 
widerſpricht, daß er für das Vereinsjahr 1886/1887 als 
Mitglied anzuſehen ſei. Es iſt daher, nachdem die Frage 
der Mitgliedſchaft in der kritiſchen Zeit ſtreitig iſt, der Verein 
oder deſſen Schiedsgericht ſelbſt nad 8. 22 der Statuten 
dieje rage qu entſcheiden nicht berechtigt gervejen, und mußte 
auch aus dieſem Grunde das ſchiedsgerichtliche Urtheil, als 
die Competenz des Vereinsſchiedsgerichtes überſchreitend, als 
nichtig erklärt werden. 

In Stattgebung der dawider ergriffenen Reviſions⸗ 
beſchwerde des geklagten Vereins fand der oberſte Gerichts⸗ 
hof unter Abänderung des Urtheils zweiter Inſtanz jenes 
der erſten wieder herzuſtellen, wobei Nachſtehendes erwogen 
wurde: Die Vorſchrift des 27. Capitels der a. G. O. vom 
1. Mai 1781 über Schiedsgerichte bezieht ſich nur auf den 
Fall, wenn die ſtreitenden Parteien ſich auf einen Schieds⸗ 
richter vergleichen wollen, und verlangt allerdings, daß ein 
ſolcher Vergleich, um giltig zu ſein, ſchriftlich errichtet werden 
müſſe. Dieſe Vorſchrift findet aber keine Anwendung auf 
jene Fälle, in welchen infolge ſpäterer Geſetze Schiedsgerichte 
nicht blos vergleichsweiſe, ſondern obligatoriſch beſtellt ſind. 
Seit dem Sabre 1781 bat nämlich auch in ben Gerichts⸗ 
verbúltnifjen ein bedeutender Umſchwung ftattgefunden. Schon 
das Gtaatêgrundgejeb vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Pr. 144, weiſt im Artikel 2 darauf bin, daß neben den ſtaat⸗ 
liben Gerichten auch Ausnahmsgerichte in den von den 
Gejepen im voraus beſtimmten Fällen zuläſſig find. Bu 
diejen Gejegen gehóren insbejondere die Mereinsgejege vom 
26. November 1852, R. G. BI. Rr. 253, und vom 15. Nos 
vember 1867, R. G. BI. Nr. 134, welche den behördlich 
genehmigten Vereinen eine Autonomie guertennen und. fie 
antveijen, Die hierauf Bezug nebmenden Beſtimmungen in 
ibre Statuten aufzunehmen. In Befolgung diejes Gejeges 
bat auch der her geflagte Verein in jeine vehördlich ge- 
nebmigten Gtatuten, S. 22, die ausdrückliche Beſtimmung 
aufgenommen, daß im alle entitebender Gtreitigfeiten aus 
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dem Vereinsverhältniſſe zwiſchen Mitgliedern bes Bereines 
unter ſich oder gegen den Verein ein Schiedsgericht mit Be⸗ 
ebung des ordentlichen Rechtsweges und der Berufung ent= 
cheiden joll, und hat sugleid die Art der Conftituirung des 
Schiedsgerichtes f eet Daraus ergibt ſich, daß dieſes 
Schiedsgericht zur cheidung von Streitigkeiten der ges 
nanntem Art allerdings obligatorifd eingejebt iſt, daß jeber, 
der dem Vereine als Mitglied beitreten till, von dieſen 
Gtatnten Kenntniß qu negmen bat, und daß daber aud) an⸗ 
zunehmen ift, daß er eben durch jfeinen Beitritt fid) ben 
Gtatuten in allen Puniten, namentiid auch in dem Punkte 
des 8. 22 unterworfen bat, obne daß hiezu eine weitere Er⸗ 
klärung erforderlich wäre. Nachdem nun vorliegt, daß der 
Kläger dem Vereine als Mitglied beigetreten iſt, was von 
ihm ſelbſt nicht beſtritten wird und auch aus ſeiner Austritts⸗ 
erklärung ſich von ſelbſt ergibt, und da die von dem Vereine 
begehrte, von gm aber beſtrittene Beitragsleiſtung für das 
Vereinsjahr 1886/1887 offenbar als eine Streitigkeit aus 
dem Vereinsverhältniſſe zu betrachten iſt, ſo ſtellt ſich ſein 
lediglich auf die Vorſchrift des 8. 270 a. G. O. geſtütztes 
Klagebegehren als ganz unbegründet dar. Die obergericht- 
liche Behauptung, es di nicht angunebmen, daß auch zum 
Rechtswege gehörige privatrechtliche Anſprüche der Entſcheidung 
des Schiedsgerichtes unterworfen ſein ſollen, und daß der 
8. 22 der Statuten ſich nur auf dic Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Disciplin im Vereine qu beſchränken Babe, 
findet ibre Widerlegung nicht nur in dem Börſengeſetze vom 
+. April 1875, R. G. BI. Rr. 67, in welchem alle Gtreitig- 
teiten aus Börſegeſchäften, aljo privatrechtliche Anſprüche von 
möglicherweiſe ſehr bedeutendem Belange der (diedsricters 
lichen Entideidung zugewieſen merden, ſondern aud) in der 
Betrachtung, daß gerade bei dem gellagten Bereine als einem 
bloßen Gejeligfeitêvereine faum eine andere vermögensrecht⸗ 
liche Frage, bei der eine Begebung des ordentlichen Rechts⸗ 
meges ftattfinden ſoll, al3 eben nur die jährliche Beitragê- 
teiftung zum Vereine, vortommen kann. Wenn der Kläger 
weiters geltend macht, daß er zur Zeit der Erlaſſung des 
ſchiedsgerichtlichen Urtheils nicht gr Mitglied des Vereines 
war, jo muß bemertt merben, daß diejer Umſtand in den 
Bereich der ſchiedsrichterlichen Beurtheilung gehört, daber in 
der vor den Schiedsrichtern gepflogenen Verhandlung vorzu⸗ 
bringen war. In dem vorliegenden Rechtsſtreite kann hierauf 
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nur infotveit Bedacht genommen tverden, als der Rláger 
daraus die Folgerung ableiten till, daß die Schiedsrichter 
ihre Competenz überſchritten haben. In dieſer Ridbtung i 
aber bereits in den erſtrichterlichen Motiven mit Recht darauf 
hingewieſen worden, daß der ſtreitige Anſpruch zu einer Zeit 
entſtanden iſt und erhoben wurde, wo der Rlúger noch als 
Vereinsmitglied anzuſehen war, und daß die Fonipeten; des 
Schiedsgerichtes für einen bereits beſtehenden Anſpruch durch 
den ſpüteren Austritt aus dem Vereine nicht behoben werden 
kann. Demzufolge war mit Abänderung des obergerichtlichen 
Urtheils das erſtrichterliche Urtheil unter Hinweiſung auf 
deſſen ſachgemäße Begründung qu beſtätigen. 


Nr. 179. | 
Die unterbliebene Becidbiguag des Sei Schliequng ciner Civilehe 
interventrenden 5chriftführers begründet nicht dte MugiltigReit der 
geſchloſſenen Ehe. 

Entſcheidung vom 5. Mat 1891, 3. 4261. IT. (Plenar-)Senat. 

Bet der E. k. Bezirkshauptmannſchaft in 8. wurde am 
8. Geptember 1887 ein Geſuch des Johann R. und des 
Wenzel V., Baterê der Anna V., überreicht, womit megen 
ſchwerer Erkrankung des erſteren und demſelben in kurzer 
Zeit drohenden Todes um Nadir alfer Aufgebote und um 
commiffionele Vornahme bder Civiltrauung zwiſchen ihm 
und der Anna V. megen Gefabr im Verzuge gebeten wird. 
Dtejem Gejude wurde ein Zeugniß der evangeliſchen refor⸗ 
mirten Pfarre vom 7. Geptember 1887 bdariiber Deigelegt, 
daß das Aufgebot der Brautleute Johann K. und Anna V. 
aus kirchlich⸗religiösſen Gründen nicht ftattfinden könne. 

Am 9. September 1887 erſchien der k. k. Bezirkscommiſſär 
in der Wohnung des ſchwer kranken Johann K., wo der 
letztere und Anna V. den Eid ablegten, daß ihnen kein ge⸗ 
ſetzliches Hinderniß gegen ihre Eheſchließung bekannt ſei, 
worauf beide vor dem Bezirkscommiſſär und zwei Zeugen 
feierlich erklärten, daß ſie zu ihrer ehelichen Verbindung frei⸗ 
willig einwilligen. Als Schriftführer bei dieſer Erklärung 
fungirte Rudolph H., welcher kein beeideter Schriftführer und 
auch keine bei der Bezirkshauptmannſchaft amtirende Perſon 
war, ſondern vom Bezirkscommiſſär aufgefordert wurde, bei 
der Eheſchließung des Johann K. und der Anna V. das 
Protokoll niederzuſchreiben. Dieſer Umitand veranlabte den 
Wenzel Kub. in der von der minderjábrigen Tochter des 
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Johann 9. und der Anna V. gegen ibn megen Erlöſchung 
der von Wenzel Kub. jen. qu Gunſten des Gellagten er⸗ 
riditeten fideicommiſſariſchen Subſtitution anhängig gemacditen 
Rechtsſache, die Einwendung der Ungiltigkeit jener Ehe zu 
erheben, welche Einwendung von amtswegen in Erwägung 
gezogen und von den Gerichten erſter und zweiter Inſtauz 
aus nachſtehenden Gründen für berechtigt erachtet wurde: 
Die Giltigkeit der zwiſchen Johann K. und Anna V. abge⸗ 
ſchloſſenen Ehe ſei einerſeits nach dem 2. Capitel des a. b. 
G. B. anderſeits nach dem Geſetze vom 26. Mat 1868, 
R. G. Bl. Nr. 47, qu beurtheilen, weil Artikel II dieſes 
Geſetzes im 2. Abſatze die Vorſchriften des 2. Capitels des 
a. b. G. B. für giltig erklärt, ſofern dieſelben pura nach⸗ 
folgende Beſtimmungen nicht abgeändert wurden. Infolge 
befien bezieht fid) auf dieje nad) dem Geſetze vom 25. Mai 
1868, R. G. BI. Nr. 47, geſchloſſene Ehe and die Vorſchrift 
des 8. 69 a. b. G. B., laut melder qur Giltigteit einer Ehe 
das Aufgebot und die feterlide Ertlárung der Einwilligung 
zur Ehe erfordert mird. Die Marginalrubrit bei 8. 69 a. b. 
G. B. im Berbindung mit jener bei 8. 48 ibidem bezeichnet 
als Chebindernif den Mangel weſentlicher Förmlichkeiten und 
zählt unter dieſe das Aufgebot und die feierliche Erklärung 
der Einwilligung zur Che. Die Beſtimmung des 8.75 a. b. 
G. B., welche von dieſer feierlichen Erklärung handelt, ift bei 
den nach bem Geſetze vom 25. Mat 1868, R. G. BI. Rr. 47, 
geſchloſſenen Chen durch die Vorſchrift bes S. 7 desſelben 
ertebt, und ſowie die Beobachtung der Boridriften des 8.175 
a. b. G. B. nad $. 69 ibidem erft eine Che giltig macht, 
ebenſo wird aud) eine Civilehe durch die Beobachtung des 
8. 7 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. BI. Ar. 47, 
giltig, welche verordnet, daf die Cinmilligung zur Che vor 
dem Borftande der politiſchen Behörde oder vor deſſen Ver⸗ 
treter tn Gegenwart zweier dengen und eines beeideten 
Schriftführers zu geſchehen habe. Dieſer Beſtimmung gegen⸗ 
über iſt es nicht nothwendig, daß das Geſetz die Ungiltigkeit 
einer Ehe durch die Nichtbeobachtung der zur Giltigkeit der 
Ehe hinausgegebenen Vorſchriften annoch ausdrücklich ſtatuirt. 
Wenn ferners erwogen wird, daß nad 8. 75 a. b. G. B. 
die feierliche Erklärung der Einwilligung in die Che vor dem 
zuſtaͤndigen Geiſtlichen in Gegenwart zweier Zeugen geſchehen 
muß; daß nach 8. 3 des Geſetzes vom 26. Mai 1868, 
RG. B. Rr. 47, ſämmtliche Gunctionen und verſchiedene 
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Anitshandlungen, welche nad) dem 2. Capitel des a. b. G. B. 
und den Anhangsverordnungen dem Seelſorger zugewieſen 
find, der zuſtändigen politiſchen Bezirks⸗, rückſichtlich Ge⸗ 
meindebehörde zukommen, inſofern die Che dor einem welt⸗ 
lichen Amte gellofien wird; da aber die Beſtimmung, tuie 
dieſes politijde weltliche Amt Dei der feierliden Abgabe der 
Erklärung der Eheeinwilligung zuſammengeſetzt werden folí, 
ſich blos aus dem 8. 7 a. b. G. B. ableiten läßt; wenn 
ferners erwogen wird, daß 8. 8 desſelben Geſetzes, dann die 
88. 12, 17 und 18 der Miniſterialverordnung vom 1. Juli 
1868, R. 6. BI. Rr. 80, auch den beeibeten Schriftführer 
alê eine Amtsperſon benennen und feine Function als Amts⸗ 
handlung vorſchreiben: jo fann es nicht als ein untvejent= 
lides Requifit für dte feierliche Erklärung der Eheeinwilligung 
erachtet werden, daß der beeidete er Pi eine der 
politiſchen Behörde, dor welcher die Civilebe geſchloſſen mird, 
angebórige Amtsperſon fei, vielmebr iſt dafür zu balten, 
dai erſtens der Vorſtand der politiſchen Behörde oder defjen 
Gtelivertreter, dann der beeidete Schriftführer die guftândige 
politifde Behörde bei dieſer feierlichen Erklärung repräſen⸗ 
tiren, und daß beide gegenwärtig ſein müſſen, damit die vor 
dieſem Amte geſchloſſene Ehe Giltigkeit erlange. 

Der wider dieſe Entſcheidung überreichten außerordent⸗ 
lichen Reviſionsbeſchwerde der Klaͤgerin ſtattgebend, fand der 
oberſte Gerichtshof die Giltigkeit der zwiſchen Sagan 8. 
und Anna V. abgeidlofjenen Che auszuipreden. riinde: 
Wenn aud im 8. 7 des Gefeges vom 25. Mai 1868, R. O. 
BI. Rr. 47, vorgeſchrieben ift, daß die feierlidde Erflárung 
der Einwilligung zur Ehe vor dem Vorſteher der politifden 
(Gemeinde⸗)Behörde oder bor einem Gtelvertreter bes Bor- 
fteherê in Gegenwart zweier Beugen und eines beeideten 
Schriftführers abgegeben merden müſſe, jo fann doch der 
Umſtand allein, da der Schriftführer, in deſſen Gegenwart 
die feierliche Erklärung abgegeben wurde, nicht beeidet mar, 
als der Mbgang einer weſentlichen, d. 1. gur Giltigkeit der 
Ehe erforderiiden Förmlichkeit nicht angeſehen werden. Nicht 
jeder durch die Ehegeſetzgebung vorgeſchriebenen Förmlichkeit 


kömmt eine auf die Giltigkeit der Ehe Einfluß nehmende 
Bedeutung zu, wenngleich mit der Nichtbeachtung derſelben 


andere Folgen verbunden ſein können. Der Geiſt der öſter⸗ 
reichiſchen Geſetzgebung begünſtigt die möglichſte Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ehe. Nur ſolche Förmlichkeiten, deren 
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Außerachtlafſung das Geſetz ausdrücklich mit der Ungiltigteit der 
Ehe bedroht oder welche das Mejen der Ehe betreifen, miifjen 
beobaditet merden, damit die Che giltig jeii Bu Diejen 
Förmlichkeiten gehört allerdingê nad) 8. 69 a. b. 6. B., 
melder gemäß Artifel II, Alinea 2 des Gefeges vom 25. Mai 
1868, R. &. BI. Nr. 47, auch bei Civilehen Antvendung 
finbet, inabejonbere die feierliche Erklärung der Einwilligung 
aur Che, alſo jener Act, durch) melden der Ehevertrag (4. 44 
a. b. G. B.) erft geſchloſſen wird. Um Mißbräuchen vorzu⸗ 
beugen, wurde vom Geſetzgeber für die Vornahme dieſes 
Actes eine beſtimmte Form vorgezeichnet, deren Beobachtung 
die Gewähr für die Richtigkeit dieſes Actes bietet. Nur ſo⸗ 
weit durch die vorgeſchriebene Form dieſer Zweck erreicht 
werden ſoll, kann derſelben ein Einfluß auf die Giltigkeit 
des Actes und ſohin der Eheſchließung eingeräumt werden. 
Deshalb iſt es unabweislich nothwendig, daß die feierliche 
Erklärung der Einwilligung bei kirchlichen Trauungen nach 
8. 75 a b. G. B. dor dem ordentlichen Seelſorger eines der 
Brautleute oder vor deſſen Stellvertreter in Gegenwart zweier 
Zeugen, bei Spuichuna von Civilehen aber nad) 8. 7 des 
Gejeges vom 25. Mai 1868, R. G. BI. Rr. 47, dor dem 
iezu berufenen Bezirks⸗(Gemeinde⸗Vorſteher oder vor einem 
tell vertreter desſelben in Gegenwart zweier Zeugen und 
eines Schriftführers erfolge. Dagegen erſcheint im letzteren 
Falle die Beeidigung des Schriftführers nicht als ein weſent⸗ 
liches Erforderniß. Denn dieſes Erforderniß bezweckt nur 
die moͤglichſt correcte Aufnahme des Protokolles, welches bei 
Civilehen über den Act der Eheſchließung aufzunehmen iſt 
(8. 8 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, f G. BI. Rr. 47). 
Allerdings wird in dem begogenen Gefege und in der gur 
Durchführung desſelben erlafjenen Minifterialverordnung vom 
1. Juli 1868, R. 6. BI. Nr. 80, aud der Schriftführer als 
Amtsperſon bezeichnet. Allein dieſe Eigenſchaft erlangt der⸗ 
ſelbe dadurch, daß ihm die Mitwirkung bei der ämtlichen 
Function übertragen wurde, ohne daß hiezu noch die Be— 
eidigung nothwendig wäre. Nach dem Vorangeſchickten kann 
darin, daß der zur Eheſchließung zwiſchen Johann K. und 
Anna V. beigezogene Schriftführer Rudolph H. nicht beeidet 
mar, der Abgang einer weſentlichen Förmlichkeit, ſohin ein 
Grund für die Ungiltigteit der Che nidit gefunden werden 
und dies um jo meniger, al3 irgend ein Bedenten gegen die 
Richtigkeit des über den Eheſchließungsact aufgenommenen, 
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die feierliche Erklärung der Einwilligung Deurfundenden 
Protokolls nicht hervorgetommen ift, die Richtigkeit desſelben 
vielmehr von den Perſonen, welche dem Acte beigewohnt 
haben, beſtätigt wurde, und als die eheſchließenden Theile 
ar nicht in der Lage waren, auf die der geſetzlichen Vor⸗ 
* entſprechende Beobachtung dieſer Förmlichkeit ſeitens 
des hiezu verpflichteten Functionärs einen Einfluß zu üben. 
Da auch ſonſt kein Umſtand vorliegt, welcher geeignet wäre, 
die Ungiltigkeit der in Rede ſtehenden Ehe getestio au Des 
grinden, jo mußte in MUbânderung Der beiden untergericht= 
lichen Urtheile dieje Che für giltig erklärt merden. 


Fr. 180. 
But analogen Anmwendung des 8. 37 der Goncursorinung det Meiſt⸗ 
botsvertheiſungen. 
Entſcheidung tom 5. Mai 1891, 8. 5411. I. Genat. 


Bei der ilber die Vertheilung des Meiſtbotes fiir die 
executiv veräußerte Hälfte einer Mealitát ftattgebabten Tags 
jagung verlangte der Hypothekargläubiger A. die Zuweiſung 
ſeiner auf der gangen Realitát fimultan haftenden Forderung 
aus dem Meijtbote, worauf die mit ihren Forderungen in's 
Leere gegangenen nachherigen Gläubiger B., C. und D. in 
Anwendung des 8. 37 C. O. die Zuweiſung der Hälfte der 
aus dem Meiſtbote zur Gänze zugewieſenen gorberung Des 
M. an die demgufolge leer ausgehenden Glâubiger nad Maß⸗ 
gabe ibrer bücherlichen Rangordnung, die jofortige Verweiſung 
der erwähnten Forderung zur Löſchung auf der anderen, 
nidt veräußerten Realitátenhálite, dann die Crtheilung der 
Bemilligung zur Cinverleibung des Pfandrechtes auf Dieje 
Realititenhúlite in der Rangordnung der gelöſchten Forderung 
fic die Hälfte derjelben qu Handen der auf dieſelben ger 
wieſenen Glâubiger begebrten. 

Die Geridite erjter und zweiter Sufiana gaben dem Be- 
gebren des M. ftatt und wieſen jenes der B., C. und D. aus 
dem Grunde ab, weil durdy die Qutveijung der Forderung 
des MA. aus dem Meiftbote für Die executiv verfteigerte 
Realitätenhälfte ſeine Befriedigung noch nicht ertviejen ift, 
und 8. 37 Abſatz 2 C. O. den leer ausgegangenen Gläubigern 
blos das Recht einräumt, in die Rangordnung der bereits 
beglichenen und zur Löſchung geeigneten, auf der noch nicht 
veräußerten Realität ſimultan haftenden Forderungen zu 
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treten. — Hiegegen iiberreiditen B., 6. und D. den außer⸗ 
ordentliden Reviſionsrecurs, worin ausgeführt mird: Das 
Oberlandesgericht legt den 8. 37 C. O. unrichtig aus, weil 
derjelbe jonft illuſoriſch wäͤre, wenn ſich der vorgehende 
Simultangläubiger mit dem Erſteher der Hypothek einver- 
itehen tmiirde. Die Morte ,jo tritt der Anſpruch in bre 
Rangordnung der getilgten Forderung” haben die Bedeutung, 
da infolge der Sutveijung der Morderung aus einer der 
Qiegenidhalten das Pfandrecht für diejelbe auf den ilbrigen 
jimultan verbafteten Liegenſchaften erloſchen ift. Infolge Der 
Butveijung dec gangen Forderung auf die veräußerte Realis 
tátenhálite haftet dieſe Forderung nunmehr indebite auf der 
anderen Hälfte. Der bezügliche Anſpruch kann nur bei der 
Meiſtbotsberechnungstagfahrt geſtellt werden, weshalb der 
Ausweis über die erfolgte Bablung der zugewieſenen Forde⸗ 
rung nicht gefordert werden kann. Damit, daß der Gläubiger 
A. die Zuweiſung der ganzen Forderung aus der veräußerten 
Hälfte verlangte, habe er zu erkennen gegeben, daß er von 
der Hypothek auf der anderen Hälfte ablaſſe und kann die 
Zahlung aus der letzteren nicht mehr fordern. Hiedurch iſt 
die Forderung bezüglich der anderen Hälfte als getilgt an⸗ 
zuſehen. 

Der oberſte Gerichtshof wies den außerordentlichen 
Reviſionsrecurs in der Erwägung zurück, daß die bloße Zu—⸗ 
weiſung einer mit Pfandrecht auf einer Liegenſchaft vers 
ſicherten Forderung aus dem Erlöſe dieſer Liegenſchaft die 
Erlöſchung der zugewieſenen Forderung nach dem Geſetze 
nicht zur Folge hat, daher auch die bücherliche Löſchung des 
für dieſelbe ungetheilt auf anderen Grundbuchskörpern eins 
getragenen Pfandrechtes nicht bemirken kann; daß es ſchon 
im Begriffe einer Simultanhypothek gelegen und auch im 
8. 15 6.6. ausdrücklich ausgeſprochen iſt, daß bei Simultan⸗ 
hypotheken der Gläubiger berechtigt iſt, die Bezahlung der 
ganzen Forderung aus jeder einzelnen Pfandſache zu vers 
langen, weshalb darin, daß er von dieſem Rechte bei einer 
der Simultanhypotheken Gebrauch macht, cine Verzichtleiſtung 
auf die übrigen Simültanhypotheken nicht erblickt werden 
kann, und daß die Wirkſamkeit des den nachgehenden Glâu- 
bigern im $. 37 6. O. eingeráumten Anſpruchs in dem im 
zweiten Abjage desſelben erwähnten alle die Tilgung, d. 1. 
die SBablung oder anderiveitige rechtliche Erlöſchung der 
ſimultan —X8 Forderung und ſohin die Möglichkeit der 
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bücherlichen Löſchung dez für diejelbe cingetragenen Gimultan- 
pfandredtes zur Vorausſetzung bat, melde Borausfegung aber 
hier nicht zutrifft. 


Nr. 181. 
FAmfang der Geſchäftsthätigkeit, für welche der Metar im Disciplinar- 
mege verantwortitd iſt. Concurrirende Orduungswidrigſteiten gehören 
zur Competenz des über DPtenfivergeden des Meotars erkennenden 
dDisciplinargeriátes. 
Disciplinar⸗Erkenntniß vom 8. Mai 1891, 3. 9004. 


Mit Disciplinarertenntni eines Oberlandesgerichtes 
murde Dr. A., 1. k. Notar, eines Dienjtvergebens nad) 8. 157 
und einer Ordnungswidrigkeit nad 8. 155 der Notariats⸗ 
ordnung ſchuldig erfannt und deshalb gemäß 8. 158 ibidem 
zur Suspenſion bom Amte in beſtimmter Dauer verurtheilt. 
Nach den Feſtſtellungen des Disciplinarerkenntniſſes beging 
Dr. A. ein Dienſtvergehen dadurch, daß er als Notar dem 
B., welchen er als Schreiber aufgenommen hatte, obgleich er 
die Qualification als Notariatscandidat nicht beſaß, einen 
weſentlichen Theil ſeiner Geſchäftsführung übertrug, ihm als 
Notariatscandidaten eine Vollmacht ausftellte, die Behebung 
der Stempel von den Parteien, ohne daß er darüber eine 
caſſamäßige Aufſchreibung führte, übertrug, tbm die Ein⸗ 
caſſirung von Geldern der Parteien überließ, ihm die Be—⸗ 
nützung eines gegen die Vorſchrift bes 8. 41 N. DO. ohne 
Genehmigung beigeſtellten und mit bem k. k. Adler und der 
Umſchrift des Notars verſehenen Schwarzdruckſiegels und 
ebenſo einer das Facſimile des Dr. A. tragenden Stampiglie 
geſtattete, ihm Parteienverkehr ohne Aufſicht erlaubte, ihn bei 
häufiger Abweſenheit mit ſeiner Vertretung betraute, wodurch 
die Parteien in Irrthum geführt wurden, als wäre B. zu 
ſeiner Vertretung ermächtigt, und daß er den B. obgleich er 
von zwei Unterſchlagungen bedeutender Geldbeträge Kenntniß 
erhalten hatte, nicht entließ. In dieſem Thatbeſtande erblickte 
das Disciplinarerkenntniß eine grobe Vernachläſſigung Der 
dem Notar obliegenden Pflicht der eigenen Führung und der 
ſorgſamen Ueberwachung der demſelben, ſei es im Auftrage 
der Parteien, fei es tm Auftrage des Gerichtes über— 
tragenen Geſchäfte, ſowie eine ſchwere Beſchädigung des 
zur Lebensfähigkeit des Notariates nothwendigen Vertrauens 
in dieſes Inſtitut. Die a ließ ſich 
Dr. A., nach der Annahme des ciplinarerkenntnifſes, 
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dadurch gu Schulden fommen, dab er in jeinem Berichte an 
die Notariatskammer untvabre Behauptungen aufftelite und 
eine beleibigende Schreibweiſe gebrauchte, wodurch bie der 
vorgeſetzten Behörde Dra Achtung verlebt murde. — 
Gegen das Erkenntniß iiberreidbte Dr. A. die Berufung, 
worin er zunächſt geltend mact, daß, wenn er fidb eine 
Ordnungswidrigkeit babe qu Schulden kommen lafien, die 
Judicatur darüber nad 8. 155 N. O. der Notariatskammer 
und nicht dem oberlandesgerichtlichen Dtêcinlinarienate zu⸗ 
ſtand. Eines Dienſtvergehens könne aber Beſchwerdeführer 
nicht ſchuldig erkannt werden, weil ein ſolches nur in der 
Verletzung der einem Notar durch die Notariatsordnung auf⸗ 
erlegten Pflichten beſtehe, was aber bei bem Beſchwerde⸗ 
führer nicht zutreffe, da ſich aus der Reviſion ſeiner Geſchäfts⸗ 
führung als Notar ergeben habe, daß ſeine Amtsführung 
ganz correct ſei. 

Der Disciplinarſenat des oberſten Gerichtshofes fand das 
angefochtene Erkenntniß im Ausſpruche über die Schuld zu 
beſtätigen. Gründe: Zunächſt muß die in der Berufungs⸗ 
ausführung zum Ausdrucke gebrachte Anſchauung, daß ein 
Notar ſich eines Disciplinarvergehens nur durch Verletzung 
jener beſonderen Pflichten ſchuldig machen könne, welche dem⸗ 
jelben bei Beſorgung der eigentlichen Notariatsgeſchäfte (8. 1 
N. O.) durdy die Notariatsordnung auferlegt find, als un⸗ 
richtig bezeichnet werden. Der berufsmäßige Wirkungskreis 
der Notare beſchränkt ſich nicht auf die gedachten Geſchäfte, 
ſondern umfaßt nach 8. 5 N. O. auch die daſelbſt bezeichnete 
rechtsfreundliche Amtsthätigkeit, welche von denſelben gleich 
anderen beeideten Sachwaltern mit Redlichkeit, Fleiß und 
Genauigkeit nach den beſtehenden Geſetzen zu verrichten iſt, 
und nach 8. 39 N. O. macht jede Verletzung der durch dieſes 
Geſetz vorgeſchriebenen Amtspflichten den Notar ſtrafbar; die 
Zurechnung einer Pflichtverletzung als Disciplinarvergehen 
iſt daher nicht ausgeſchloſſen, wenn ein Notar in ſeinem 
Amte es auch nur an dem erforderlichen Fleiße und der 
pflichtmãßigen Genauigkeit bei Beſorgung der Geſchäfte als 
Parteienſachwalter hat fehlen laſſen. Jene Pflichtverletzungen, 
welche dem Notar Dr. A. durch das angefochtene Disciplinar⸗ 
erkenntniß zur Schuld angerechnet werden, vereinigen ſich 
hauptſächlich darin, daß derſelbe entgegen der natürlichen 
und geſetzlichen Pflicht zur Entwicklung von Fleiß und Ge— 
nauigkeit bei der Geſchäftsbeſorgung und bei der im 8. 117 

6* 


84 II. 181. 


MN. O. ausdrücklich gegebenen Vorſchrift qur Qeitung und 
Beaufſichtigung der SiliBarbeiter ftd die Cinhaltung der von 
ihm ſelbſt allgemein bekannt gemaditen Kanzleiftunden in 
keiner Weiſe angelegen ſein ließ und hiedurch ermöglichte, 
daß der von ihm aufgenommene Ranjleibeamte B. feine 
unbeaufſichtigte Thátigteit in ſtrafbarer Beife zum Schaden 
von zahlreichen Parteien übte, welche die rechtsfreundliche 
Hilfe des Notars als Sachwalter in ihren Angelegenheiten in 
Anſpruch genommen hatten. Die häufige, mit den Pflichten 
eines Notars nicht vereinbarte Abweſenheit vom Amte hatte 
nothwendig zur Folge, daß während derſelben der Hilfs⸗ 
beamte B. den Verkehr mit den Parteien pflog, ungeachtet 
er gar nicht die Eigenſchaft eines Notariatêcandibgten hatte, 
und daß derſelbe überhaupt die in der Notariatskanzlei vor⸗ 
kommenden Geſchafte, und zwar völlig unbegaufſichtigt bejorgte. 
Indem aber Dr. A. die ihm obgelegene Pflicht zur eigenen 
Führung der ihm von Parteien übertragenen Geſchäfte ſolcher⸗ 
geſtalt vernachläſſigte und auch die ſorgſame Ueberwachung 
der Thätigkeit des B. in der Kanzlei unterließ, hat derſelbe 
ſich ſchon hiedurch einer als Disciplinarvergehen zu quali⸗ 
fieirenden Pflichtverletzung ſchuldig gemacht, welche ihm um 
ſo mehr als ſolche anzurechnen iſt, als er nach ſeinem eigenen 


Zugeſtändniſſe bereits im November 1889 in die Kenntniß 


gekommen war, daß B. deſſen Abweſenheit vom Amte benützt 
habe, um Geld zu veruntreuen, welches ihm von Seite einer 
Partei zur Uebergabe an Notar Dr. A. anvertraut worden 
mar. Ebenſo fällt es unter den Begriff eines Disciplinar⸗ 
vergehens, daß Notar Dr. A. mit Außerachtlaſſung der Vor⸗ 
ſchrift des 8. 41 N. O. in ſeiner Kanzlei ein ton den vorge⸗ 
ſetzten Behörden nicht genehmigtes Amtsſiegel (für Schwarzdruck) 
überhaupt in Gebrauch nahm, insbeſondere aber dasſelbe dem 
B. zum uncontrolirten Gebrauche überließ. Mit Recht hat 
daher der oberlandesgerichtliche Disciplinarſenat den Bes 
rufungswerber eines Disciplinarvergehens ſchuldig erkannt, 
und nachdem derſelbe weiters auch einer Ordnungswidrigkeit 
beſchuldigt mar, iſt durch dieſe Concurrenz auch deſſen Bu- 
ſtändigkeit zur Entſcheidung über dieſen geringeren An- 
ſchuldigungspunkt eingetreten. 
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das qu Dresden am 8. Zebruar 1854 zwiſchen der kaiſertich Sfter- 
reichiſchen und der Roniglid ſächſt ſhen Megierung geſchloſſene Meder- 
cinfomuen wegen gegenfeitiger BMebandinng von Goncursfáiien 
(Miniftertafertaf vom 2. März 1854, M. 6. BL. Mr. 54) iſt durch 
8. 207 der dentidgen Concursorônung und Q. 4 des Einführuugsgeſetzes 
qu derſelben nicht außer Araft geſetzt. 
Entſcheidung vom 26. Mat 1891, 3. 6284. II. Cenat. 


Meber da? Bermôgen des A. in Bautzen erdfjnete das 
fôniglid ſächfiſche Amtsgericht am 19. Geptember 1890 das 
Concursverfahren, und mit der an das k. k. Bezirksgericht in 
Neudek geriditeten Zuſchrift vom 2. October 1890 erſuchte 
e3 um die Bervilligung der Inventirung, Verwerthung und 
Ausantwortung bes in dem Bezirke Mendel befindlichen bes 
weglichen Vermögens des Cridatars. Dieſes Erſuchen wurde 
vom Bezirksgerichte abgelehnt, weil der zwiſchen Oeſterreich 
und dem Konigreiche Sachſen abgeſchloſſene Staatsvertrag 
vom 8. Februar 1854 (Miniſterialerlaß vom 2. Mar; 1854, 
NR. G. Bl. Ar. 54) megen gegenfeitiger Behandlung von 
GConcursfállen durd die Beſtimmungen der für das Deutſche 
Reich geltenden Concursordnung vom 10. Februar 1874 
aufgehoben erideint, da im 8. 4*) des Einführungsgeſetzes 
au dieſer Concursordnung alle Vorſchriften der Landesgeſetze 
iiber das Concursverfabren aufgehoben worden find, die als 
gemeine deutſche Concurdordnung eine Ausfolgung des bes 
weglichen Vermögens eines Cridatars an ein ausländiſches 
Concursgericht nicht kennt, und durch 8. 207**) bdiejer 
Concursordnung im Gegenſatze zu den Beſtimmungen des 


*) —* des Einführungsgeſetzes zur Concursordnung für das Deutſche 
Reid: „Aufgehoben werden die Vorſchriften der Landesgeſetze fiber 
Goncurês, Falliments⸗, Gants, ——— — ũber gerichtliche, zur 
Anwendung oder Einleitung eines ſolchen Verfahrens dienende Stundungs⸗ 
und Nachlaßverhandlungen, concursmäßige Einleitungen, Vermögensunter⸗ 
ſuchungen, fiber die Rechtswohlthat der Güterabtretung und die landes⸗ 
herrliche oder gerichtliche Bewilligung einer allgemeinen Zahlungsſtundung, 
ſowie über das Concursrecht, inſoweit nicht in Der Concursordnung auf 
dieſelben verwieſen oder beſtimmt iſt, daß ſie nicht berührt werden. Auf⸗ 
gehoben werden die Strafvorſchriften, welche rückſichtlich des Concurſes in 
den Landesgeſetzen enthalten find.” 

“*) 8. 207 der Concurdordnung für das Deutſche Reid: , III. Beſitzt 
cin Schuldner, fiber deſſen Vermögen im Auslande ein Concurdverfahren 
eroöffnet worden iſt, ——————— im ande, ſo iſt die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in bas inlandiſche ecmbgen zulaͤſſig. Ausnahmen von biejer 
Beſtimmung koͤnnen unter Zuſtimmung des Bunbesrathes durch Anordnung 
des Reichekanzlers getroffen werden.“ 
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oben bezogenen Gtaat3vertrages trot Crifinung des Concurê: 
verfabrens im Auslande eine Zwangsvollſtreckung in das in 
ländiſche (in Deutſchland gelegene) Vermögen des Schuldners 
für zuläſſig erklärt wird, nach 88. 51 und 61 der Concurs⸗ 
ordnung vom 26. December 1868, R. G. Bl. 1869 Nr. 1, 
aber hinſichtlich der Behandlung der Auslaͤnder der Grund⸗ 
ſatz der Gegenſeitigkeit zu gelten hat. 

Auf die dagegen überreichte Beſchwerde des königlich 
ſächſiſchen Amtsgerichtes gab das Oberlandesgericht dem Cr 
ſuchen desſelben in der Erwägung ftatt, das zwiſchen 
Oeſterreich und dem Königreiche Sachſen geſchloſſene Ueber⸗ 
einkommen wegen gegenſeitiger Behandlung von Concurs⸗ 
fällen (Miniſterialerlaß vom 2. März 1854, R. G. BI. Rr. 54) 
nod unverândert in Geltung fteht, durch die für das Deutſche 
Reich erlaſſene Concurdordnung nur die Vorſchriften der 
Landesgeſetze, nicht aber auch die abgeſchloſſenen Staats⸗ 
verträge berührt werden, und auch bet der Rechtſprechung 
der deutſchen Geridhte*) dieſer Grundſatz beobachtet wird und 
zur reciproken Anwendung gelangt. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die oberlandesgericht⸗ 
liche Verordnung, weil dieſelbe im 8. 61 der Concursordnung 
vom 25. December 1868, R. G. BI. 1869 Rr. 1, und in 
“dem noch immer in Rraft ftebenden, mit dem Miniftertal- 
erlafje vom 2. März 1854, R. G. BI. Nr. 54, kundgemachten 
Uebereintommen zwiſchen Defterreid und dem Konigreiche 
Sachſen gejeblide Begründung findet. 


Nr. 183. 
Anmwendbarkeit der privatrechtlichen Geſetzesbeſtimmungen über die 
Berjährnuug der Ferzugszinſen auf rücſtändige Staatsgesubren. 
Entſcheidung vom 27. Mai 1891, 8. 5578. IT. Senat. 


Qn der von A. gegen die Finangprocuratur in Ber: 
tretung des Staatsärars überrreichten Rlage mird angefithrt, 
da das Gebiihrenbemejjungsamt die mit dem Sablungsaut- 
trage vom 28. September 1874 vom Nachlajje des B. be⸗ 
meiiene Uebertragungsgebühr eingutreiben unterlaffen da 
und dab, da die Finanzprocuratur erſt am 11. Már; 1890 
im Ramen des Staatsärars das Gejud um ezecutive Qnta- 
bulation des Pfandredites für die erwähnte Gebühr über⸗ 


e) Entfdieibung bes deutſchen Reichsgerichtes vom 1. Juli 1869 (Samm⸗ 
Tung Band 24, Seite 12). 
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reichte, die Liber drei Sabre, don dem Tage der Ueberreichung 
de Crecutionsgejudes zurückgerechnet, von dieſer Gebiihr 
aushaftenden Zinſen durch Verjährung erloſchen feien. Es 
wird hiernach das Begehren geſtellt, zu erkennen, daß das 
Recht des Staatsärars auf die über drei Jahre, vom 11. März 
1890 zurückgerechnet, aushaftenden Zinſen von der unbe⸗ 
richtigt gebliebenen Vermögensübertragungsgebühr für vers 
jährt erklärt werde. Die Finanzprocuratur wendete ein, daß 
aço en Abgaben eine bdreijábrige Verjábrung nicht 
attfinde. 

Die erſte Inſtanz bat auf Grund des 8. 1480 a, b. G. B. 
nad, dem posam ertannt. 

Die zweite Inſtanz bat das Rlagebegebren abgetviejen 
und dies im Weſentlichen aus den Gründen, meil die Be⸗ 
ſtimmung des 8. 1480 a. b. G. B. auf oerâugoain fem bon 
Gebitgren eine Anwendung finde, zumal die Vorſchriften 
des a. b. G. B. blos auf das Gebiet des Pribatredite Des 
ſchränkt feien und nicht auf das Gebiet des öffentlichen Rechtes 
ausgedebnt werden können. Das Geſetz vom 18. März 1878, 
R. 6. Bl. Nr. 31, fei hier eingig und allein antvendbar, 
dagjelbe enthált eine fpecielio Mom bes öffentlichen Medites, 
welche eine analoge Anwendung des Privatrechtes auf dies 
jelbe ausſchließt, und innerhalb derem alle Fragen Detreijend 
die Verjährung der dffentitden Abgaben tire Löſung finden. 
Die Verzugszinſen don Gebühren bilden einen integrirenden 
Beſtandtheil der letzteren, ſie ſtellen ihrem Weſen nad eine 
aus dem öffentlichen Rechte fließende Erhöhung der urſprüng⸗ 
lichen Gebühr dar, und es ſeien alle geſetzlichen Beſtimmungen, 
welche ſich auf die Hauptgebühr beziehen, ſo insbeſondere das 
Geſetz vom 18. Maͤrz 1878, NR. GB. Bl. Ar. 31, auch auf die 
Nebengebiihr als Pertinenz derjelben angutvenden. 

Ueber die Reviſion des Klägers bat der oberfte Gerichts— 
bof das Urtheil der erften Inſtanz aus folgenden Griinden 
miederbergeitelit: Der im 8. 9 des Cebiibrengelejes vom 
9. Webruar 1850, R. &. BL Nr. DO, aufgeitelite Grundſatz 
der Unverjábrbarteit der Gebühren tft durdy das Geſetz vom 
18. Mir; 1878, R. G. BI. Nr.31, Dejeitigt morden. Diejes 
Gejeg normirt die Bedingungen der Verjábrung der Gtaat3s 
abgaben. und mnamentitd and; der ummittelbaren Gebühren 
felbft, enthält jedoch über die Verjährung der Verzugszinſen 
von denſelben feine Beſtimmung. Es entftebt daher die Frage, 
ob bezüglich der Verjährung der Verzugszinſen die Grund⸗ 
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ſätze des Gejeges vom 18. März 1878, R. O. BL Rr. di, 
oder jene des S. 1480 a. b. G. B. in Antvendung au fomen 
haben. Das Oberlandesgericht hält am der eriteren Anſicht 
feft, von der Anſchauung ausgehend, daf; die rã — 
als eine Erhöhung der Gebiihr, daber als eim Theil elben 
jelbft angufeben, jomit bezüglich der Verjährung nad) den 
t die Gebiihr geltenden Grunbjágen qu beurtheilem find. 
Dieje Anſicht findet jedoch im Gebuͤhrengeſetze keine Stütze. 
Das Gebührengeſetz und die dazu erlaſſenen Verordnungen 
ſprechen von einer Erhöhung der Gebühren als Folge der 
Geſetzesübertretungen in Abſicht auf das Gebührenausmaß, 
eine Bezeichnung der Verzugszinſen als Erhöhung der Ge— 
bühr kommt aber darin nicht vor, dieſelben werden vielmehr 
als Folge der Verſäumung der Zahlungsefriſt oder der Er⸗ 
ſtzegung perielben dingeRelt, ebenjo tute dies in den 88. 1333, 
1334 a. b. G. B. der Fal ift, und auf dieje Gefegesftellen 
wird ſich a fiir die Fälle der gerichtlichen Eintreibung bon 
Merarialforderungen, Gteuern, Gefállen u. dal. im Hof—⸗ 
fammerdecrete vom 27. Juni 1834, Pol. Geſ.Sammlung 
Geite 152, ausdrücklich dejogeit, und bas Recht auf Verzugs⸗ 
zinſen ai⸗ nad den 88. 1 1334 a. b. G. B. der Staats⸗ 
verwaltung zuſtehend —* — Mit Recht hat daber die 
erſte Inſtanz hier den Grundſatz des g. 1480 a. b. G. B. 
in Anwendung gebracht, und da die Finanzprocuratur den 
ihr obliegenden Beweis der Unterbrechung der Verjährung 
nicht geliefert hat, dem auf das Hofdeeret vom 22. Juni 1836, 
J. G. S. Nr. 145, geſtützten Klagebegehren ſtattgegeben. 


Nr. 184. 

Rechtlihe Birkung einer mit dem Vorbehalte des 8. 51 6. 6. volſ- 
zogenen Köſchung einer SnpotfeRarforderung; Amfang des Rechtes 
des Afterbypothekargläudigers. 

Entſcheidung vom 2. Juni 1891, 8. 6729.*) V. Eenat. 

Bei der Realität des A. haftet das Pfandrecht für B. 
zur Sicherſtellung ſeiner Forderung per 2000 fl. Im Kauf— 
vertrage, mit welchem A. die Realität erworben hatte, Bat 
B. die Löſchung dieſes Pfandrechtes mit dem Vorbehalte des 

.51 G. G., das ſt mit dem Beiſatze bewilligt, daß die 
Kiechtswirkung der Löſchung in Anſehung der Aflerpfandrechte 


*) Siehe oberſtgerichtliche Entſcheidungen vom 11. Jänner 1883, 
3. 14.483 oi Bla afeto Unger=Malther Nr. 9258), tom 
9. Auguſt 1888, 8. 9470 (ibid. Nr. 9585). 
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erjt mit decen Löſchung eingutreten habe. Auf die Hypothek 
per 2000 fl. bat nun C. megen einer Saufpreisjorderung von 
500 fl. das Afterpfandrecht erwirkt. Mit dem Beſcheide vom 
28. Februar 1889 wurde die Einverleibung der Suidung der 
Forderung des B., ebenfali3 mit dem Borbebalte des 8. 51 G. G., 
bemilligt. Sobin bat E. die Kaufſchillingsforderung per 600 fl. 
eingellagt, die Forderung des B. in Crecution gegogen und 
bei deren Feilbietung erjtanden. Im MeiftbotSvertheilungê: 
beſcheide wurde das Meijtbot dem C. für Rechnung feiner 
Forderung per 50 fl. ſammt Nebengebühren zugewieſen und 
ausgeſprochen, daß auf Grund des rechtskräftigen Ver⸗ 
theilungsbeſcheides das Pfandrecht bezüglich der Forderung 
des B. auf Namen des C. übertragen und bezüglich Der 
Kaufſchillingsforderung per 600 fl. das gemeine und executive 
Afterpfandrecht vom Urſatze gelöſcht werden könne. Der 
Vertheilungsbeſcheid iſt in Rechtskraft erwachſen, worauf C. 
die Uebertragung des Pfandrechtes bezüglich der Forderung 
per 2000 fl. zu ſeinen Gunſten, die Löſchung des After⸗ 
pfandrechtes per 500 fl. und die Löſchung der Anmerkung der 
executiven Verſteigerung der Forderung des B. begehrt hat. 

Dieſem Begehren wurde erſtrichterlich ſtattgegeben. 

Hiegegen überreichte A. den Recurs und zwar inſofern, 
als die Einverleibung der Uebertragung des Pfandrechtes be⸗ 
züglich der Forderung des B. auf Namen des C. bewilligt 
wurde. Das Oberlandesgericht fand in etaligebung des 
Recurſes den Beſcheid erfter Qnftanz im angefochtenen Theile 
dabin abzuändern, da das Gejud) des 6. um Bervilligung 
und Vollzug der vorermábnten Cinverleibung abgemiejen 
werde; denn nad) dem bei Meurtheilung biejes Geſuches 
allein mafgebenden Grundbudsftande bat die Cinverletbung 
der Löſchung des fiir B. bezüglich ſeiner Morderung per 
2000 ff. eingetragenen Pfandrechtes unter der Beſchränkung 
des 8.51 G. O. bereits mit Beſcheid vom 28. Februar 1889 
ftattgefunden, daber nad 8. 51 Abfag 2 G. G. meitere Ein- 
tragungen auf dieje Hypothekarforderung nicht mehr bewilligt 
werden dürfen, aljo auch nidt die Cinverleibung der Uebers 
tragung de? Pfandredite3 qu Gunſten des Afterpfandgläubigers 
C. auf Grund der Meiftbotêvertheilung, nad) welcher dieſer 
die a per 2000 fl. erſtanden Bat, das 
Meiftbot ibm für Rechnung ſeiner darauf afterpfandrechtlich 
ſichergeſtellten Kaufſchillingsfforderung per 500 fl. ſammt 
Nebengebühren zugewieſen und die Bewilligung der Ueber⸗ 
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tragung des fix die Morderung des B. haftenden Pfand⸗ 
rechtes au ſeinen Gunſten ausgeſprochen wurde. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die oberlandesgerichtliche 
Verordnung in der Erwägung, daß infolge des Beſcheides 
vom 28. Februar 1889 die Einverleibung der Löſchung des 
für die Forderung des B. auf der Realität des A. ein⸗ 
verleibten Pfandrechtes mit Vorbehalt der Rechte des After⸗ 
hypothekars C. (8.51 G. G.), das iſt unbeſchadet des für die 
Forderung des Genannten im Betrage von 500 fl. ſammt 
Nebengebühren darauf haftenden Afterpfandrechtes ſtattfand, 
demnach das gedachte Pfandrecht nur noch fo weit beſteht, 
als zur Deckung dieſes Afterpfandrechtes erfordert war. 


Nr. 185. 
Begrindet die Auflaſſung eines õſffentlichen Beges durch die Gemeinde 
die Stõörung eines privatrechtlichen Mefiges? 
Entſcheidung vom 9. Juli 1891, 3. 8548. LI. Senat. 

In der Rechtsſache der G. gegen die Gemeinde Tolmein 
wegen Stórung im Beſitze cine Fußweges baben die erſte 
und zweite Inſtanz mit Anerkennung ihrer Competenz zur 
Austragung dieſer, Privatrechte berührenden Angelegenheit 
nad dem Klagebegehren erkannt und in der Begründung der 
gleichförmigen Entideidungen im Weſentlichen übereinſtimmend 
darauf hingewieſen, daß durch die aufgenommenen Beweiſe 
die Fragen des letzten factiſchen veſtzes und der erfolgten 
Störung zu Gunſten der Klägerin G. entſchieden wurden, 
und daß die Einwendung der geklagten Gemeinde, der frag⸗ 
liche Fußweg ſei cin öffentlicher Weg und die Sperrung 
desſelben aus öffentlichen Rückſichten geſchehen, abgeſehen von 
dem nicht erbrachten Beweiſe dieſer Behauptung, gar nicht 
in Frage komme, weil es ſich im vorliegenden Falle nur um 
die Geltendmachung von Privatrechten handelt, qu deren Ver⸗ 
letzung der geklagten Gemeinde keine Befugniß zuſtand. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem außerordentlichen 
Reviſionsrecurſe der Geklagten Folge gegeben und das 
Klagebegehren abgewieſen in der Erwägung, daß die Klägerin 
mit der vorliegenden Klage den richterlichen Schutz für die 
Fortdauer der bisherigen Benützung eines Feldweges anruft 
und dieſe Benützung als einen bis zur thatſächlichen Ver⸗ 
hinderung derſelben durch die beklagte Gemeinde ausgeübten 
Privatrechtsbeſitz zur Geltung bringen will, daß daher über 
eine ſolche, die Störung eines derlei Beſitzes betreffende 
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Mage allerdingê die Geridite qu entſcheiden Derufen find und 
biebei eben qu unterjudgen und feftguftellen haben, ob die 
Benützung des fragtiden Fußweges von Seite der Klägerin 
wirklich den Charalter eines Privatrechtsbeſitzes Batte; dagegen, 
daß die Zeugen, auf welche fid die Rlágerin zur Ermeijung 
ires bisberigen Privatreditabejiges berufen Dat, ebenfo wie 
jene, welche auf Antrag der bellagten Gemeinde vernommen 
worden find, gleichmäßig ausgeſagt haben, daß die Rlágerin 
diejen Fußweg wohl ununterbroden und ungeitórt für thre 
wirthſchaftlichen Bedürfniſſe benützt Babe, da aber dieſer 
Weg, welcher nach dem gerichtlichen Localaugenſcheine ein 
feſt ausgetretener, ſchon alter Fußſteig iſt und von der Ort⸗ 
ſchaft Tolmein zur benachbarten Ortſchaft Zatmin führt, auch 
jedem anderen —* — dieſer Orte gu Benützung offen ſtand 
und von dieſen Inſaſſen auch allgemein benützt wurde, daß 
es ſich alſo um einen 8 handelt, welcher nach den laut 
Protokoll vom 2. Juli 1889 über deſſen Eigenſchaft bon der 
politiſchen Behörde gepflogenen Erhebungen zur Verbindung 
der genannten zwei Ortſchaften diente; daß ferner nach der 
bei eben dieſen Erhebungen von der Klägerin und deren 
Vormunde abgegebenen Erklärung die Klägerin ſich rückſicht⸗ 
lich dieſes Weges keine beſonderen Rechtsanſprüche vindicirte, 
indent derſelbe auch ton den Inſaſſen von Tolmein und 
Zatmin als öffentlicher Weg benützt wurde, und die Klägerin 
nur darüber Beſchwerde führte, daß dieſer öffentliche Weg 
nunmehr von der Gemeinde Tolmein aufgelaſſen werden 
wollte, daß aber bei dieſer Sachlage die von der Klägerin 
bisher geſchehene Venützung dieſes Weges ſich nicht als die 
Ausübung eines Privatrechtsbeſitzes, —* nur als der 
allgemeine Gebrauch eines öffentlichen Gutes darſtellt, und 
dai, menn- diejer aligemeine Gebrauch durch rechtskräftige 
Verfügung ber beflagten Gemeinde aus öffentlichen Nid- 
ſichten als nicht mebr ftatthaft und nothwendig aufgehoben 
wurde, and) die von den Organen der Cemeinde in Durch⸗ 
führung jener Verfitgung bewirkte Berhinderung des tveiteren 
Gebraudes durch Gperrung des Weges nicht als eine wider⸗ 
rechtliche Handlung angeſehen werden kann, durch welche ein 
Privatrechtsbeſitz der Klaͤgerin beeintraächtigt wurde, daß ſomit 
die im entgegengefepten Sinne erfloſſenen Entſcheidungen Der 
Untergerichte der Sachlage und dem Geſetze offenbar nicht 
entſprechen. 
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Mr. 186. 

I. Einbeziehung des Det der erſten executiven Ferficigerung vom Gr: 
Reber erfegten Badiums in das Sei der Melicitatiou erstelte MetA- 
dot. — KFehandfung der Stenerridfiânde und der Sinfenrhdfânde 
von SupotfeRarforderungen Set Werticilung des Meticitationseriófes. 
1. Borzugsrecht der vom Concursmaſſeverwalter angemeldeten Special- 

maficRoRen Bet Bertheilung des Meiſtbotes. 

Entſcheidung vom 12. Anguit 1891, 8. 9505. J. Genat. 


I. 

Nachdem die in der Crecutionsjade des A. wider B. 
am 19. Februar 1880 vorgenommene Feilbietung der Biebei 
von der C. erftandenen Realitáten auf Grund des 8. 338 
a. G. O. wegen Nichterfüllung der Weilbietungsbedingnifie 
feitenS der inzwiſchen am 21. September 1883 in Concurs 
gerathenen Criteberin, und daher auch die auf Grundlage 
der eilbietung ftattgebabte MeiftbotSvertheilung vom 
15: Juli 1880 als rechtsunwirkſam erklärt morden find, 
murde auf Anſuchen des Executionsführers der Relicitationd= 
act am 17. Auguſt 1887 vorgenommen. 

Bei der Verthetlung des hiebei durch Verkauf der 
Nealitáten an D. ergielten Meiſtbotes ging das Gericht 
erſter Inſtanz von folgenden Grunbjágen aus: Die Res 
licitation ftelt fidy alB eine im 8. 338 a. G. O. und tn den 
Feilbietungsbedingniſſen beſonders vorgejebene Fortjepung 
der Crecution dar; durd dieſelbe wird die vorausgegangene 
Feilbietung rechtsunwirkſam. Die Bertheilung und Sutveijung 
des Dei der porausgegangenen Verfteigerung ergielten Meiſt⸗ 
bote3 fann nur in Anſehung der dadurch gegen die friibere, 
aus dem Raujvertrage für das Meiftbot perſönlich verbun- 
dene Criteherin Degriindeten Anſprüche, nicht aber fiir die 
Bertheilung des Relicitationseridfes felbft ais maßgebend 
erachtet tverden. Die Mertheilung dieſes Erlöſes Dat aber, 
ſowie jene des urſprünglichen Meiſtbotes nad) den geſetzlichen 
Bejtimmungen, daber, was insbejondere die eim Vorrecht ge⸗ 
niegenden Realriiditânde anbelangt, unter Anwendung der 
Beitimmungen bder SGofbecrete vom 16. Geptember 1825, 

. G. S. Rr. 2132, vom 1. Geptember 1828, 3. G. S. 
Nr. 2219, vom 4. November 1831, 3. 6. S. Rr. 2533, vom 
14. Februar 1840, 3. G. S. Rr. 409, und des 8.31 2.16. O., 
vas die Gemeindeumlagen anbelangt, unter Anwendung des 
SHofdecretes vom 4. Jânner 1836, 3. G. S. Nr. 113, und 
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was die Binjen don den Onpolhelavjordecungen betrifit, nado 
Analogie der Beſtimmung des 8. 17 O. G. qu geſchehen. 
Das von der friiberen Criteherin erlegte Babtum Bat nad 
Abſatz VI der Feilbietungsbedingniſſe al3 eine Conventionals 
ftrafe qu Gunſten der Satzgläubiger und der Crecuten au 
verfallen, bat daber denjelben Zweck zu erfüllen, den das 
Meiftbot iiberhaupt zu erfiillen bat, nämlich die Bejriedigung 
der Satzgläubiger. Es vermebrt daber das Vadium das bei 
der Nelicitation erzielte Meiſtbot und erſetzt jo theiliveife 
den Abfall am Erlöſe bei der Melicitatton. Es baben jomit 
aus dem verfallenen Vadium fammt deſſen Fructificaten qu= 
nächſt die Pjandgláubiger in Anſehung ibres Capitals, der 
Proceß⸗ und Crecutionstoiten (8. 16 6. 6.) und ad e 
Zinſenrückſtände (8.17 G. 6.) nad der unter ibnen bejteben- 
den bücherlichen Rangordnung Befriedigung 4R finden, welche 
infolge des Abfalls am Erlöſe au3 demſelben nicht befriedigt 
wurden, obſchon ſie aus dem urfpriingliden Meiftbote gum 
Buge gelangt waren. Die álteren, in der früheren Meiſt⸗ 
botSvertheilung aus dem Meiftbote gugemiejenen Realſteuer⸗ 
riidftânde, Gemeindeumlagen und Zinſenrückſtände, welche 
nun bet der Bertheilung des Relicitationseridfes nicht mebr 
berückſichtigt werden können, weil fic länger als drei Sabre 
vom Relicitationstage zurückgerechnet aushaften, beziehungs⸗ 
weiſe die Rangordnung des Capitals nicht mehr genießen, 
bilben nur einen perſönlichen Anſpruch gegen die vertragês 
brüchig gemordene Criteberin, welche nad Abfat VI der 
Feilbietungsbedingniſſe für einen Ausfall am Meiftbote Dei 
der Melicitation, ſowie für die Koſten der Tebteren mit 
ihrem ganzen Vermögen zu haften bat, und fônnten bei der 
Bertheilung des Vadiums nur injoferne Berückſichtigung 
finden, als dasſelbe durd) die vorerwähnten Anſprüche der 
Nachgläubiger nicht erſchöpft morden ift. Bird diejer Grund⸗ 
fat feſtgehalten, ſo würde aud) eine abgejonderte Vertheilung 
des Vadiums und des Relicitationserlöſes das Mejultat der 
Bertheilung nicht ändern. Es wurde deshalb das Dei der 
erften Feilbietung bon der Erfteherin erlegte Vadium in den 
Erlös der Relicitation einbezogen; die vom F. k. Aerar ans 
gemelbdeten Forderungen von Gteuerriiditânden für die Beit 
ton 1877 big inclufive IT. Quartal 1888 jammt Executions⸗ 
gebühr und Verzugszinſen wurden als Vvorzugepoſt nicht be⸗ 
handelt und nur die dreijährigen, bis zum Relicitationstage 
rückſtändigen Zinſen der auf der Realität haftenden Hypothekar⸗ 
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forderungen zur Befriedigung aus dem Meiftbote zugewieſen. 
— Dagegen iiberreiditen die E. E. Finanzprocuratur und der 
Hupothetarglâubiger E. den Recurs, worin ſie den erſtrichter⸗ 
lichen Beſcheid in Anſehung der Vereinigung des von der C. 
bei der am 19. Februar 1880 ſtattgefundenen executiven 
Feilbietung erlegten Vadiums mit dem Dei der Relicitation 
am 17. Auguſt 1887 durch D. erzielten Kaufpreiſe zu einer 
Executionsmaſſe, und in Anſehung der Behandlung der mehr 
als dreijährigen Steuer⸗ und Zinſenrückſtände die Nicht⸗ 
berückſichtigung jener Anſprüche, welche durch den Meiſtbots⸗ 
——— vom 15. Juli 1880 liquid geſtellt worden 
ſind, bekämpfen. o. 

Das Oberlandesgericht' wies den Mecur3 aus folgenden 
Griinden ab: Die am 19. Febrnar 1880 vorgenommene 
Feilbietung der von der C. erftandenen Realitaäten ift im 
Grunde des 8. 338 a. G. O. und der diejer Feilbietung qu 
Grunde gelegten Feilbietungsbedingniſſe megen Nichterfüllung 
diejer Bedingniiie in dem am 17. Auguft 1887 vorgenom- 
menen Relicitationdacte, welcher den dejinitiven Abſchluß des 
mit obiger Feilbietung in Scene gejesten Executionsactes 
bildet, aufgegangen; die auf Grundlage diejer erften Feil⸗ 
bietung. vorgenommene Meiſtbotsvertheilung ift, da ihr die 
Grundlage entgogen wurde, unwirkſam geworden; durch) den 
bieriiber ergangenem Beſcheid vom 15. Quli 1887 wurde 
nicht allein die Nicitigleit der angemeldeten Forderungen 
anerfannt und die Mangordnung, in welcher dieſelben zur 
Befriedigung zu gelangen hätten, feftgeftelt, ſondern and 
beſtimmt, welche einzelne Beträge in den Rahmen des für 
die Forderungen aus dem Geſetze oder aus einem Vertrage 
erworbenen Pfandrechtes fallen, ſowie von wem und in 
welchen Beträgen Zahlung zu leiſten ſei. Durch die den 
Executionsact abſchließende Relicitation iſt eine ganz andere 
zur Vertheilung unter die Vorzugs⸗ und Pfandgläubiger zu 
gelangende Maſſe, als durch die Feilbietung vom 19. Fe⸗ 
bruar 1880 zu Tage gefördert worden, es iſt ein neuer Er⸗ 
ſteher und zahlungspflichtiger Intereſſent eingetreten, und 
haben ſich im Hinblicke auf die Beſtimmungen der 88. 16, 
17 und 18 G. G. die Forderungsbeträge, welche in den 
Rahmen des durch dieſe geſetzlichen Beſtimmungen umſchrie⸗ 
benen Pfandrechtes einbezogen werden können, geändert, 
weshalb eine neue Liquidirung der Forderungen, ſowie Ber 
theilung und Zuweiſung des geänderten Meiſtbotes ohne Ve⸗ 
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dachtnahme auf den Liquidirungsbeſcheid vom 15. Juli 1880, 
welchem durd die Relicitation dte Grundlage entgogen murde, 
vorgenommen werden mufte; und war aud) das von der 
erſten Erſteherin C. erlegte Vadium ſammt Fructificaten in 
Sto , neu qu vertheilende Maſſe einzubeziehen, weil nad) 
Mbjat III der Feilbietungsbedingniſſe das Vadium in erfter 
Linie zur Sicherſtellung dir die Erfüllung der Feilbietungs⸗ 
bedingniſſe qu dienen bat, die Berichtigung bes Meiſtbotes 
in den beſtimmten Terminen aber eine Danplbebingung der 
Feilbietung bilbet, Daber das Vadium in erfter Linie für 
den Dei der Melicitatton fidb ergebenden Ausfall am Meiſt⸗ 
bote zu haften bat, ilberdtes aber im Abſatz VI der Feil⸗ 
bietungsbedingniſſe beſtimmt wurde, daf; im Belicitattonsfalle 
das Vadium qu Gunjten der Catglâubiger und der Executen 
verfalle, daher in den qu vertheilenden Relicitationserlös eins 
subezteben tft, wonach die diesbezüglichen Recursbeſchwerden 
als unbegriindet fid) darſtellen. 

Die dagegen erhobenen auferordentiiden Reviſionsrecurſe 
wurden vom oberiten Gerichtshofe beim Abgange der Voraus⸗ 
febungen des Pofdecrete3 vom 15. Februar 1833, 3. 6. S. 
Nr. 2593, ebenfalls zurückgewieſen; denn die Auffaſſung der 
Untergerichte über die Angliederung der Relicitation im Exe⸗ 
cutionsverfahren findet in der Vorſchrift des 8. 338 a. G. O. 
eine Stütze, und ergibt ſich ſonach die Behandlung der Steuer⸗ 
und Zinſenrückſtände, reſpective die Nichtberückſichtigung der 
diesfälligen, in dem über den Licitationsact vom 19. Februar 
1880 eingeleiteten Verfahren liquid geſtellten Anſprüche nur 
als die geſetzliche Conſequenz dieſer Auffaſſung. Auch in der 
Cumulirung des von der C. erlegten Vadiums mit dem Er—⸗ 
löſe der Relicitation zu einem Vertheilungsfonde kann eine 
offenbare Geſetzwidrigkeit nicht exblidt merbden, zumal das 
Vadium gemäß bias III der genebmigten VLicitations⸗ 
bedingniſſe zunächſt überhaupt für die üllung der Lici⸗ 
tationsbedingniſſe zu dienen Bat und nach Abſatz VI die 
Verwendung desſelben zur Befriedigung der Satzglänbiger 
ir De ihrer Rangordnung keineswegs ausgeſchloſſen 
erſcheint. 


II. 


Die von dem geweſenen Concursmaſſeverwalter der C. 
als Vorzugspoſt angemeldete Specialmaſſekoſten⸗Forderung 
per 500 fl. wurde Dei der Vertheilung des Relicitations⸗ 
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erlöſes al3 Vorzugspoſt nicht liquidirt, denn nad) 8. 31 E. D. 
ſind —æ—— nur aus dem Verkaufserlöſe eines 
zur Concursmaſſe gehörigen unbeweglichen Gutes zu berich⸗ 
tigen. Die C. bat Dei der Feilbietung am 19. Februar 1880 
die Mealitát erftanden. Nach Abjat VII der Feilbietungs⸗ 
bedingnifje tritt die Erſteherin nach Erlag von 20 pGt. des 
Saufpreijes in den phyſiſchen Vejig und Genuß der erjtan- 
denen Realität jammt Zugehör, und erjt nad) vollftândiger 
Erfüllung der Feilbietungsbedingnijie und Genebmigung dez 
Kaufſchillingsausweiſes, ſowie nach Zuweiſung des Meiftbotes 
an die Sabgláubiger erhält fie die Qegitimation zur Eim- 
verleibung des Eigenthumsrechtes auf die erftandenen Reali 
titen (Mbjat IX der Feilbietungsbedingniſſe). Nun bat die 
Criteberin C. die Feilbietungsbedingniſſe nicht erfillit, es 
murde mit Edict vom 21. Ceptember 1883 über ibr Ber- 
môgen der Concurê verbângt und gemäß Abſatz VI der 
Feilbietungsbedingniſſe die MNelicitation der ton der O. er: 
itandenen Realitâten durchgeführt. C. bat daber nie das 
Gigenthumsredt der von ir am 19. Februar 1880 erſtan⸗ 
denen Realitäten erlangt, jondern durch die Erſtehung der: 
felben nur Beſitzrechte erworben; fie bat ein jus ad rem, 
nicht ein jus in re erfangt, oder fie hat nad) der Ausdrucks⸗ 
weiſe de3 a. b. G. B. durd den giltigen Titel des Kaufes 
nur das Recht zum Beſitze der Realitáten erworben (S. 320 
a. b. 6.8.) Dieſes Recht zum Beſitze ift cin obligatorifder 
Anſpruch, der Titel, und noch kein dingliches Recht. Nur 
dieſer obligatoriſche Anſpruch hat einen Beſtandtheil der 
Concursmaſſe der C. gebildet, nicht aber die Realitäten 
ſelbſt. Es hat demnach in der Concursmaſſe der C. eine 
Specialmaſſe im Sinne des 8.31 C. O. gar nicht beſtanden 
und können daher in Bezug auf eine Specialmaſſe keine 
Koſten aufgelaufen ſein. enn alſo die Beſitzrechte von 
dem Concursmaſſeverwalter der C. auch ausgeübt wurden 
und dadurch Koſten aufgelaufen find, find dies nicht Gpecial- 
mafjetoften, jondern Koſten, welche die gemeinidaitiide Maſſe 
trefjen, und fie find daber gemäß S. 150 C. O. von dem 
Concursgerichte und nicht von dem Realgerichte gu beſtim⸗ 
men und auch auê der gemeinicdaitliden Maije, beziehungs⸗ 
weiſe ton der Cridatarin qu bericbtigen. 

Ueber Recurê des Concursmaſſeverwalters änderte das 
Oberlandesgericht den erſtrichterlichen Beſcheid im angefoch⸗ 
tenen Theile dahin ab, daß die vom Recurrenten angemeldete 
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Forderung für liquid anectannt wurde, mobet Folgendes er⸗ 
mogen wurde: EB ift wohl richtig, da C. auf die Dei der 
Feilbietung am 19. Februar 1880 fetlgebotenen Mealitáten 
nur Kaufrechte erworben, das Cigenthumsredt auf Diefe 
Nealitáten aber nicht exlangt hat, allein dieſe Realitäten be⸗ 
fanden ſich feit dem Feilbietungstage bi3 zur Melicitation im 
faetiſchen Beſitze der C., rückſichtlich der Concursmaſſe, der 
Concursmaſſeverwalter hat in dem am 21. September 1883 
über das Vermögen der C. eröffneten Concurſe in Hinſicht 
dieſer Realitäten thatfächlich die Geſchäfte eines beſonderen 
Maſſeverwalters beſorgt, hat durch nahezu vier Jahre Mühe 
und Koſten nicht etwa auf die Kaufrechte der C. ſondern 
auf die Realitäten ſelbſt aufgewendet, die diesfälligen Koſten, 
welche laut Protofolles vom 26. Juli 1890 mit 500 fl. feſt⸗ 
gefebt wurden, ftellen ſich als Specialmaſſekoſten dar, welche 
gemäß 8. 31 O. O. aus dem für dieſe Realitäten erzielten 
Erlöſe vor Allem zur Befriedigung zu gelangen haben, wes⸗ 
halb der diesbezüglichen Recursbeſchwerde des Concursmaſſe⸗ 
verwalters Folge zu geben und dieſer Betrag per 500 fl. als 
Vorzugspoſt zu liquidiren war. 

Der dagegen vom D. überreichte Reviſionsrecurs wurde 
oberſtgerichtlich abgewieſen, weil die in Rede ſtehenden Koſten 
ſich thatſächlich aus der Verwaltung der exequirten Realitäten 
ergeben haben und ihnen ſonach gemäß 88.31 und 29 C. O. 
die Befriedigung aus dem Verkaufserlöſe zuerſt gebührt. 


Nr. 187. 

Bedarf es zur Serausgade und Früfung der Kandelsbücher im Sinne 
des Artißels 40 G. 6. cines Defonderen Medtsfireites? 
Entſcheidung vom 12. Auguſt 1891, 8. 9683. IT. Genat. 

In der Verlaſſenſchaftsſache nach dem am 9. Metober 
1883 geftorbenen A., öffentlichen Geſellſchafters Der protos 
kollirten Fabriksfirma C. in Wien, ſtellten die Erben mit 
Eingabe vom 23. Mai 1890 das Anſuchen, der Firma C., 
beziehungsweiſe den dermaligen Geſellſchaftern derſelben, im 
Sinne des Art. 40 H. G. die Mittheilung der Handels⸗ und 
Fabriksbücher der Firma zur vollſtändigen Kenntnißnahme 
von ihrem ganzen Inhalte aufzutragen, inſoweit dieſe Bücher 
zu der von Sachverſtändigen gerichtlich geprüften und der 
Abhandlung nach A. zu Grunde gelegten Bilanz vom 9. October 
1883, ſowie zu der den Erben außergerichtlich mitgetheilten 
Bilanz vom 31. December 1884 (bis zu welcher Epoche die 
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E ag rã der Firma angebórten) in Beziehung fteben; 
dieje Mittheilung jolite in der Art erfolgen, daß die ge: 
daditen Bücher von den Geſuchſtellern oder ibren Bevoll⸗ 
mâctigten — núthigenfals aud unter Zuziehung von Cad 
veritândigen — an ben Drten, wo die Bilder geführt werden, 
eingejeben werden können. 

Ueber gepflogene Einvernehmung der Firma C., welche 
gegen die Mittheilung Proteſt einlegte, wies das Gericht 
erſter Inſtanz das Begehren der Erben ab, indem es von 
der Anſicht ausging, daß die Anordnung des Art. 40 H. G. 
den Lauf eines Rechtsſtreites zur Vorausſetzung habe, daher 
die Verbindlichkeit des Kaufmannes zur Vorlage ſeiner Bücher, 
wenn er dieſelbe beſtreitet — mit Ausnahme der im Geſetze 
bezeichneten und unter beſtimmte Sanction geſtellten Fälle — 
gleich jeder anderen Verbindlichkeit nur im Proceßwege er: 
zwungen werden könne. 

Dem dawider ergriffenen Recurſe der Erben ſtattgebend, 
fand das Oberlandesgericht in Abänderung des angefochtenen 
Beſcheides dem Geſuche der Erben mit der Einſchränkung 
Folge zu geben, daß die Einſicht der Bücher nur an ſolchen 
Orten geſtattet ſei, welche in den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern gelegen find, und zwar aus fols 
genden Gründen: Aus der von den Artikeln 37 und 38 H. G. 
abweichenden Faſſung des Art. 40 H. G., welcher dem Art. 
14 des ,Code de commerce“ nachgebildet iſt, geht hervor, 
daß die Edition der Handelsbücher im Sinne des Art. 40 
H. G. nicht, wie im den Artikeln 37 und 38 ebendort be: 
ſtimmt iſt, einen anhängigen Rechtsſtreit vorausſetzt, ſondern 
auch in nichtſtreitigen Angelegenheiten, ohne daß fórmiid der 
Rechtsweg betreten werden müßte, vom Richter bewilligt 
werden kann, wenngleich eine ſolche Verordnung auf die im 
Art. 37 H. G. vorgeſchriebene Art nicht realiſirbar und der 
Richter bei der Edition nicht zu interveniren verpflichtet iſt 
— Art. 105 und 253 H. G.). Bei der Bücheredition im 
Ginne des Art. 40 H. G. bedarf es daher nicht beftimmter 
Behauptungen, qu deren Nachweiſe dte Bücher dienen foflen. 
Ebenſo tvenig Iiegt in derſelben eine gerichtliche Ueberſchau 
des Dereit3 gerichtlich angenommenen Rechnungsabſchluſſes, 
da nicht dem Gerichte, ſondern den Erben des verſtorbenen 
Geſellſchafters Einſicht in die Bücher gewährt werden ſoll. 
Die Nothwendigkeit der Büchereinſicht für die Geſuchſteller 
iſt, abgeſehen von der Beſtimmung des Art. VII des Addi⸗ 
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tionalvertrages vom 8. Juni 1875, mit Rückſicht auf die von 
den Geſuchftellern, ſowohl gegen die don Sachverſtändigen 
geprüfte Bilanz vom 9. October 1883, welche der Abhandlung 
nad dem A. qu Grunde qu legen iſt, als gegen die ihnen 
außergerichtlich mitgetheilte, bisher geridititd) nicht geprifte 
Bilanz vom 31. December 1884 geltend gemaditen Bedenten 
nicht zu bezweifeln. Auch die QVegitimation der Geſuchſteller 
ſteht ſeſt, weil ſie der Geſellſchaft bis Ende 1884 angehört 
haben, und die deltiminuna des Art. 40 H. G. nicht auf die 
Beit des Bejtandes der Geſellſchaft beſchränkt erſcheint, übrigens 
das Geſuchsbegehren nur auf die Einſicht der Bücher, ſoweit 
ſie ſich auf die Zeit der beſtandenen Geſellſchaft beziehen, 
gerichtet iſt. Es erſcheint aber auch die von den Geſuchſtellern 
vorgeſchlagene Art, wie ihnen die Büchereinſicht gewährt 
werden ſoll, den Verhältniſſen entſprechend, weil die Ge⸗ 
ſtattung der Einſicht am Orte der Buchführung für die Firma 
C. am bequemſten iſt, wobei ſelbſtverſtändlich die bewilligte 
Büchereinſicht ſich auf das Geltungsgebiet des Handelsgeſetz⸗ 
huches qu beſchränken hatte; — eine Störung im Geſchäfts⸗ 
betriebe um ſo weniger zu beſorgen iſt, als es ſich nicht um 
Einſicht der Geſchäftsbücher aus den letzten Jahren handelt; 
— die Beihilfe eines ſachverſtändigen Dritten bei der Bücher⸗ 
einſicht nicht ausgeſchlofſen iſt, und es der Firma C. unbe⸗ 
nommen bleibt, gegen etivaigen Mißbrauch richterliche Abs 
hilfe zu begehren. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die ſachgemäß und ge⸗ 
ſetzlich begründete oberlandesgerichtliche Entſcheidung. 


Nr. 188. | 
Art der Zeſtſtelung des reinen Maglafivermôgens jur Zemeſſung des 
Armenhalopercentes. n 

Entſcheidung bom 12. Auguſt 1891, 8. 9845. IJ. Senat. 


In der Verlaßabhandlung nach einem Hausbeſitzer in 
Graz hatte das Gericht erſter Inſtanz der Bemeſſung des 
Armienhalbpercentes den Werth der hinterlafſſenen Häuſer, 
nicht wie derſelbe im eidesſtättigen Vermögensbekenntniſſe 
angegeben wurde, ſondern nach der ſechszigfachen Hauszins⸗ 
ftener qu Grunde gelegt. Dagegen brachten die Erben den 
Recurs ein, in deſſen Stattgebung das Dberlandesgeridt den 
erſtrichterlichen Beſcheid dahin abaͤnderte, daß der Bemeſſung 
des Armenhalbpercentes der Betrag des reinen Nachlaß— 

7% 
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vermigens qu Grunde gelegt merde, mobei Nachſtehendes ers 
wogen wurde: Die mit dem Goflangleibecrete vom 29. Mai 
1816, 8 9968, und Quftisbofbecret vom 15, Juni 1616, 
4 G. S. Nr. 1259, kundgemachte Allerhöchſte Entſchließung 
vom 26. Mat 1816, womit die Entrichtung der!/ perc. Ge: 
bühr zum ſteiermärkiſchen Hauptarmenfonde von den in Graz 
vorkommenden Verlaſſenſchaften angeordnet wurde, beftimut 
nur, daß dieſe Abgabe vom reinen —— zu be⸗ 
meſſen iſt, ohne uͤber die Art der Feſtſtellung dieſes Ver⸗ 
moͤgens etwas qu verfügen. Da auch anderweitige Vorſchriften 
—5 — nicht erfloſſen ſind, ſo ergibt ſich hieraus, daß der 

emefjung des Armenhalbpercentes die im Wege der Verlaß⸗ 
abhandlung durch das Gericht erfolgte Ermittlung des reinen 
Nachlaſſes, daher im vorliegenden Falle das von den Erben 
abgegebene und vom Gerichte angenommene eidesſtättige Ver⸗ 
mögensbekenntniß zu Grunde zu legen iſt, nachdem eine Un⸗ 
richtigkeit dieſes Vermögensbelenntniſſes und der in demſelben 
enthaltenen Werthangaben in geſetzlicher Weiſe nicht nach⸗ 
gewieſen wurde. Hiefür ſpricht auch das mit Verordnung 
des ſteiermaͤrkiſchen Guberniums vom 24. Auguſt 1832, 8. 
11.410, eingeführte Formular des Verzeichniſſes über die be⸗ 
treffenden Gebühren. Die Beſtimmungen des Gebührengeſetzes 
vom 9. Februar 1850 und der im Nachhange qu demſelben 
erfloſſenen Gejege und Verordnungen .iiber die Bewerthung 
unbeweglicher Güter gum Zwecke der Gebührenbemeſſung, 
insbeſondere der 8. 13 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, betreffen nur die durch die landesfürſt⸗ 
lichen Steuerbehörden und Bemeſſungsämter zu bemeſſenden 
Staatsgebühren und können in ihrer Anwendung auf die 
von den Abhandlungsgerichten zu bemeſſenden Fondsgebühren 
nicht ausgedehnt werden. Dies ergibt ſich auch aus der Be⸗ 
ſtimmung der Miniſterialverordnung vom 13. Juni 1876, 

. GS. 90, wonach zur Bemeſſung des Schulfonds⸗ 
beitrages, wenn die Gerichte hiezu berufen ſind, der von 
dieſen anerkannte reine Nachlaß zu Grunde zu legen iſt, 
daher hiebei die Beſtimmungen des Gebührengeſetzes vom 
9. Februar 1850 und der kaiſ. Verordn. vom 19. März 1863, 
R. G. BI. Nr. 53, keine Anwendung finden. 

Ueber Reviſionsrecurs der Stadtbuchhaltung in Graz 
fand der oberſte Gerichtshof den erſtrichterlichen Beſcheid 
wieder herzuſtellen; weil der Mangel einer Directive que Feſt⸗ 
ftelung de3 reinen Nachlaßvermögens behufs Bemeſſung der 
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Gebühr fix den ſtädtiſchen Hauptarmenfond feinen Grund 
bildet, hiebei in einer von den Vorſchriften über die Be⸗ 
meſſung der Staatsgebühren abweichenden Weiſe vorzugehen; 
die Beſtimmung der 88. 114 und 102 des Patentes vom 
9. Auguſt 1854, R. G. Bl. Ar. 208, zwiſchen den vom Nach⸗ 
Tafje zu entrichtenden Gebühren nicht unterſcheidet, und nad 
derſelben der Werth unbeweglicher Güter zum Zwecke der 
Gebührenbemeſſung nach Vorſchrift des Gebührengeſetzes aus⸗ 
zumitteln iſt; nach 8. 13 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Rr. 17, der Werth eines der Hauszinsſteuer unter⸗⸗ 
liegenden Gebäudes in Gebührenfällen mit keinem geringeren 
Betrage als dem Sechzigfachen dieſer Steuer angenommen 
werden darf, und dieſer Vorſchrift die vom erſten Richter 
vorgenommene Bemeſſung der fraglichen Gebühr entſpricht. 


Nr. 189. 
Modalitáten der executiven Zeilbietung zur Zurchſührung eines die 
Aufhebung einer Gemeinſchaft durch Beräußernug des gemeinſchaft⸗ 
lichen Gutes beſtimmenden Artheils. 
Entſcheidung vom 1. September 1891, 3. 10.725. I. Senat. 


Die in der Rechtsſache des G. gegen D. wegen Auf—⸗ 
hebung der Gemeinſchaft vom Kläger vorgelegten Feilbietungs⸗ 
bedingniſſe zur Durchführung der urtheilsmäßig ausgeſpro⸗ 
chenen Feilbietung einer gemeinſchaftlichen Realität wurde 
von der erſten Inſtanz unter Zurückweiſung der vom Ge- 
klagten D. dagegen erhobenen Einwendung genehmigt, weil 
der Theilhaber D. lediglich gegen jene Beſtimmung der Be⸗ 
dingniſſe, wonach die Realität auch unter dem Schätzwerthe 
hintangegeben werden ſoll, Einſprache erhoben hat, dieſer 
Einſpruch aber nicht begründet iſt; denn wenn es auch richtig 
iſt, daß die durchzuführende Feilbietung, inſoferne die Rechte 
der Pfandgläubiger hiebei im Betracht kommen, als eine frei⸗ 
willige erſcheint, ſo iſt dieſelbe doch inſofern eine notwendige 
und executive, als hiedurch die Aufhebung der Gemeinſchaft 
auf Grund eines Urtheils bewirkt werden ſoll, und daher bei 
der Feſtſetzung der Beſtimmung, daß die Realität nur um 
oder über den Schätzwerth veräußert werde, die Durchführung 
des Theilungserkenntniſſes nicht geſichert wäre. 

Das Oberlandesgericht hat über den Recurs des D. den 
erſtrichterlichen Beſcheid aufgehoben und dem Bezirksgerichte 
N. aufgetragen, das vom Kläger überreichte Feilbietungs⸗ 
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geſuch demfelben mit bem Bedeuten zurückzuſtellen, daß deſſen 
aufrechte Erledigung erſt nach vorgängiger Einigung der 
gemeinſchaftlichen Eigenthümer über die Feilbietungsbeding⸗ 
niſſe oder nad) deren Feſtſtellung im Proceſſe erfolgen tam, 
und dies in der Erwägung: daß die urtheilsmäßig ausge⸗ 
ſprochene Feilbietung der gemeinſchaftlichen Realität nicht 
nach der Executionsordnung, ſondern nach den Beſtimmungen 
des kaiſ. Patentes vom 9. Auguſt 1854 fiber Feilbietungen 
vorzunehmen ift; die gemeinſchaftlichen Eigenthümer der feil- 
aubtetenden Mealitát in einem weſentlichen Punkte Der dor: 
gelegten Bedingungen nicht eintg find; dieſelben in bem, dem 
Bheilungêurtheile vorangegangenen Proceßverfahren nicht feſt⸗ 
geſtellt worden find, der Richter aber nicht berufen iſt — im 
Falle eine Einigung über die Bedingungen bes Verlaufes 
nicht ſtattgefunden hat — dieſelben durch eine im officiöſen 
Wege getroffene Entſcheidung feſtzuſtellen. 

Der oberſte Gerichtshof hat in Stattgebung des Reviſions⸗ 
recurſes des Klägers die oberlandesgerichtliche Entſcheidung 
aufgehoben und dem Oberlandesgerichte aufgetragen, über den 
Recurs des Geklagten mit Abſtandnahme von der ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung beigefügten Begründung eine neuerliche Entſcheidung 
zu fällen, und zwar in Erwägung, daß, wenn auch auf die 
vom Kläger angeſuchte Feilbietung die für die executive Ver⸗ 
äußerung zur Hereinbringung einer Forderung beſtehenden 
Vorſchriften, inſofern dieſelben auf Tabulargläubiger ſich bes 
ziehen, keine Anwendung zu finden haben, zumal das in vor⸗ 
ſtehender Rechtsſache erfloſſene Urtheil, ſowie die auf Grund 
dieſes Urtheils vorzunehmende Feilbietung die Hypothekar⸗ 
gläubiger gar nicht berührt, demungeachtet die Bedingniſſe 
der Feilbietung, welche keineswegs als eine freiwillige an⸗ 
geſehen werden kann, im Falle einer nicht zu Stande kommen⸗ 
den Einigung der Streittheile nach deren Vernehmung vom 
Richter nach Maßgabe der für Streitſachen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften feſtzuſtellen ſind, und in Erwägung, daß im vor— 
liegenden Falle eine vollſtändige Einigung der Streittheile 
nicht zu Stande gekommen iſt, daß die Vernehmung der 
Streittheile ſtattgefunden hat, und daß vom erſten Richter 
mit Recht der Punkt, über welchen die Streittheile ſich nicht 
geeinigt haben, ſeiner Entſcheidung unterzogen wurde. 
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Nr. 190. 


Rechtliche Zirkung der Wfandbefelnng für fremde 5quld. 
Entſcheidung bom 9. September 1891, 8. 10.994, IT. Senat. 


A., welcher den Betrag von 15.000 fl. bendthigte, ließ 
ſich von feiner Schweſter B. die Urtunde vom 11. Junt 1886 
ausſtellen, mit welcher fte zur Sicherheit für cinen von der 
Bant C. dem WU. eröffneten Credit bis gum Betrage ton 
15.000 fl. ibre Dei der Bank eritegenden Werthpapiere als 
Fauſtpfand beftelite; A. lieh fi) auf die verpfândeten Papieré 
obigen Betrag aus, und da er fid) nachher tueigerte, der B. 
den Beirag zurückzuſtellen, ftrengte fie gegen ibn die Klage 
vom 12. Sctober 1888 mit dem Begehren an, qu erfennen: 
Gellagter jet ſchuldig, der Mlágerin den Betrag von 15.000 fl. 
ſammt Zinſen qu Degablen, eventuell die ihr gebórigen, Dei 
der Bant C. verpfandeten Merthpapiere ſammt Talons und 
Taufenden Coupons pfandfret zu machen. deriagter gtbt die 
Richtigkeit der klägeriſchen Anführungen zu, wendet aber ein, 
daß kein obligatoriides Verhältniß zwiſchen ibm und Der 
Klägerin entſtanden ſei, legterer Tein Forderungsrecht gegen 
ihn zuſtehe, der Klage daher jeglicher Rechtstitel mangle, und 
daß ihr Klagebegehren wenigſtens derzeit abzuweiſen ſei. 

Das Gericht erſter Inſtanz gab dem Klagebegehren der⸗ 
malen nicht ſtatt. Denn aus den Klageangaben ſei ein recht⸗ 
licher Klagegrund nicht zu entnehmen, da ein Vertragsver⸗ 
hältniß nur zwiſchen der Klägerin und der Bankanſtalt, bei 
welcher ſie ihre Papiere für eine fremde Schuld als Pfand 
beſtellte, nicht aber zwiſchen ihr und dem Beklagten zu Stande 
gekommen ſei. Auch 8. 904 a. b. G. B. ſei zu ihren Gunſten 
nicht anwendbar, da dieſe Geſetzesſtelle den Beſtand eines 
Vertrages zur Vorausſetzung habe. 

Ueber Appellation der Klägerin gab das Oberlandes⸗ 
gericht in Abânderung des erſtrichterlichen Urtheils dem Rlages 
begehren aus nachſtehenden Gründen ſtatt: In dem der Klage 
au Grunde liegenden Vorgange find alle weſentlichen Merk⸗ 
male eines unverzinslichen Darlehens im Sinne der 88. 983 
und 984 a. b. G. B. gelegen und iſt als Darlehensbetra 
jene Summe per 15.000 fl. anzuſehen, welche Geklagter aut 
Grund der Pfandbeſtellungsurkunde ausbezabit erbielt. Denn 
es iſt fiir das Weſen des Darlehensvertrages gleichgiltig, ob 
der Darlebensgeber die dargeliehene Summe dem Darlehens⸗ 
werber direct bar iibergtbt, oder ob er einen Dritten antveift, 
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die Darlebensjumme auf feine (de3 Darlehensgebers) Rech— 
nung dem Darlehenswerber ausgufolgen. depietes ift aber 
tm borliegenden alle thatſächlich geideben, da auf Grund 
der Pfandbeſtellungsurkunde die Auszahlung der Summe per 
000 fl. an den Geklagten erfolgte. Der Annahme eines 
Datlefes Svestcaços ftebt nidbt im Mege, da zwiſchen den 
Gtreittheilen ausdrücklich eder cine Rückzahlung des dem 
Geflagten creditirten Betrages, nod) die Beit, wann diefelbe 
au erfolgen hätte, vereinbart wurde; weil einerſeits Geklagter 
eine Schenkung nicht behauptet und eine ſolche auch niemals 
vermuthet werden kann, andererſeits aber das Fehlen der 
Zeitbeſtimmung für die Rückerſtattung die rechtliche Natur 
des in Rede ſtehenden Uebereinkommens als Darlehen nicht 
u ândern vermag, indem durch die für alle Verträge giltige 
— des 8. 904 a. b. G. B. der Mangel einer aus⸗ 
drücklich vereinbarten Erfüllungszeit ſupplirt wird. Es er: 
ſcheint demnach nicht gerechtfertigt, wenn der erſte Richter 
dem Klagebegehren aus dem Grunde keine Folge gab, weil 
Klägerin einen Rechtstitel nicht angegeben und Abre Rlage 
in keiner Meije fundirt babe. Denn gemäß S. 3 a. G. O. 
obliegt dem Kläger nur, jene Thatjaden, woraus e fi ein 
Recht erwachſen qu fein glaubt, vollſtändig anzuführen. Diefer 
gefeplicien Vorſchrift ift die Rlágerin nachgekommen; Sade 
des Richters aber tft es, auf Grund der vorltegenden That: 
faben qu beurtheilen, ob und welcher Regtatinel dem Klage⸗ 
begehren zur Seite ſteht. Da gemäß 8. 904 a. b. G. B. die 
Erfüllung eines Vertrages, wenn keine gewiſſe Beit für dies 
felbe beſtimmt wurde, fogleid, nämlich ohne unnöthigen Auf⸗ 
ſchub geſordert werden kann, da die vorliegende Klage am 
12. October 1888, alſo nach Verlauf eines Zeitraumes von 
mehr als zwei Jahren nad Ausſtellung der Pfandbeſtellungs⸗ 
urkunde vom 11. Juni 1886 eingebracht wurde, und Ge⸗ 
klagter keine ſolchen Umitânde eingemendet Dat, aus welchen 
fid etwa daranf ſchließen ließe, daß die Parteten einen ſpäteren 
Rückzahlungstermin beabſichtigt hatten, jo erſcheint das Ber 
gehren der B. begriindet. 
Der oberfte Gerichtshof fand unter Abmeijung der Revi- 
—— — des Geklagten das oberlandesgerichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen zu beſtätigen. 
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Rr. 191. 
Die Aachlaßgebühren um allgemeinen Nrankenhausfonde und zum 
algemeinen Serforgungsfonde tr WBien find aud) von deu Verfafien- 
ſchaften in dem durch das SLandesgefeh vom 19. December 1890, 
de O. BE fiir Aiederöſterreih Mr. 45, ermeiterten Gemeindegebicte 
der MeiOspanpt- und KReſidenzſtadt qu euntrichten. 
Entſcheidung vom 9. Geptember 1891, 8. 11.009. I. Genat. 

Das Bezirksgericht in Hietzing Dat mit Decret vom 
22. Mat 1891 von dem —A der am 10. April 1891 
zu Hietzing verſtorbenen A. M. eine Gebühr zum allgemeinen 
Krankenhausfonde und zum allgemeinen Verſorgungsfonde 
in Wien nicht bemeſſen. Bei Schopfung dieſes Beſcheides 
ging der erſte Niditer von der Anſicht aus, da durd) die 
eretnigung der Gemeinde Hietzing mit Wien die Beftimmungen 
des Dofdecrete vom 21. September 1811, 3. 6. S. Rr. 959, 
und bes Hofdecrete3 vom 30. Auguft 1806, 3. G. S. Nr. 782, 
nicht obnemeiters als auf bas einbezogene Gemeindegebtet 
auggedebnt angejeben werden können, vielmehr es hiezu einer 
im Geſetzgebungswege zu erlaſſenden Beſtimmung um ſo 
mehr bedarf, als durch die Vereinigung der Vororte mit 
Wien die Bewohner der erſteren nicht mehr belaſtet werden 
ſollen, was durch die Bemeſſung der nicht unbedeutenden Ge⸗ 
bühr zum allgemeinen Krankenhausfonde und allgemeinen 

Verſorgungsfonde zweifellos geſchehen würde. 

Ueber Recurs der k. k. Finanzprocuratur in Vertretung 
des Krankenhausfondes und über Recurs des Magiſtrates 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien in Vertretung 
des Verſorgungsfondes hat das Oberlandesgericht den erſt⸗ 
richterlichen Ausſpruch behoben und dem Bezirksgerichte 
Hietzing aufgetragen, die beiden obbezeichneten Gebühren zu 
bemeſſen, weil ſeit dem 20. December 1890 Hietzing als 
eigene Ortsgemeinde qu beſtehen aufgehört bat und ein Be⸗ 
ſtandtheil von Wien geworden iſt (Landesgeſetz vom 19. December 
1890 im 2. G. BI. für Niederöſterreich vom Sabre 1890, 
Rr. 45, Art. 1, II und XX) und infolge deſſen nad Art. XVI 
desjelben Dejeges die bon dem Gofdecrete vom 30. Auguſt 1806, 
J. G. S. Nr. 782, beziehungsweiſe vom 30. April 1803, 
J. G. S. Nr. 605, und vom 21. September 1811, J. G. S. 
Nr. 959, eingefiibrten Auflagen audy dort eingebaben werden 
können, und übrigens die Verlaſſenſchaft der A M. im Hin⸗ 
blicke auf die cenas de? 8. 39 B. 8 des neuen Ge⸗ 
meindeſtatutes für die Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Bien 
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jedenfal3 in dem Armeninſtitutsbezirke Wien abgebandelt 
wird (Pofdecret vom 30: Auguit 1806, 3. O. S. Nr. 782) 
und ſchließlich, weil dieſe Abhandlung auch inner der Qinien 
Wiens erfolgt, da unter dieſem Ausdrucke, wie die Geſchichte 
und Lage des X. Wiener Bezirkes klar beweiſt, in der hier 
maßgebenden Beziehung ſtets nur die jeweiligen Grenzen der 
Gemeinde Wien verſtanden wurden. 

Der oberſte Gerichtshof hat über den Reviſionsrecurs 
der Erben nach A. M. die oberlandesgerichtliche Entſcheidung 
aus deren Gründen beſtätigt. 


Nr. 192. 

Competenz der Gerichte zur Entſcheidung über die Aufnahme einer 
Vermoͤgensuͤbertraguugsgedühr im die Meiſftbotsvertbeiſunug einer 
Vertaßrealitaͤt. 

Entſcheidung vom 16. September 1891, 3. 11.097. J. Senat. 


Zu dem Nachlaſſe des verſtorbenen A. haben ſich deſſen 
Erben B. und C. bedingt nach dem Geſetze erbserklärt und 
unter einander einen Vertrag dahin abgeſchloſſen, daß B. 
gegen Begleichung der erblaſſeriſchen Schulden und Zahlung 
einer Abfindungsſumme an C. die den Nachlaß bildenden 
Realitäten qu erhalten hatte. Die hierauf erlaſſene Ein— 
antwortungsurkunde wurde aber nicht ausgefolgt, da mittler⸗ 
weile die ganze Verlaſſenſchaft nach A. executiv verſteigert 
worden iſt. Deſſenungeachtet hat das Gericht erſter Inſtanz 
bei Verurtheilung des erzielten Meiſtbotes die Vermögens— 
übertragungsgebühr bezüglich des abgeſchloſſenen Erbvertrages 
als Vorzugspoſt zugewieſen. 

Das Oberlandesgericht hat über Recurs der bei der 
Meiſtbotsvertheilung leer ausgegangenen Hypothekargläubiger 
dieſe Uebertragungsgebühr aus der Meiſtbotszuweiſung mit 
der Motivirung ausgeſchieden, daß der ganze Nachlaß vom 
Erblaſſer direct an den executiven Erſteher übergegangen iſt, 
und eine Uebertragung des Nachlaßvermögens an die Erben 
nicht ſtattgefunden hat, daher eine Grundlage für die Zu— 
weiſung der Uebertragungsgebühr entfällt, und in ſolchem 
Falle nach dem Wortlaute des 8. 5 der kaiſ. Verordnung 
vom 19. März 1853, R. G. BI. Nr. 53, eine Einhebung 
von Gebithren für die Uebertragung des Nachlaſſes an die 
Erben nicht geſchehen foll. 

Hiegegen überreichte die Finanzprocuratur dem Reviſions⸗ 
recurs, in welchem angeführt wird: Der Judicatur der 
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Civilgerichte ſei die Frage entzogen, ob miateriell cine Ge⸗ 
bühr qu bemeſſen ſei (8. 6 Geb. G.); die kaiſ. Verordnung 
vom 19. März 1853, R. G. BI. Nr. 53, 8. 5, habe hieran 
nichts geändert, da dieſelbe nur an die Finanzbehörde ſich 
richtet und die Falle bezeichnet, in welchen die Finanz- 
behörden die „Einhebung“ zu unterlaſſen haben; die Ein⸗ 
antimortungênriunde tourde nur desbalb nidit herausgegeben, 
weil der Erbe mit der Bablung der Gebühr zögerte; die 
Berlaſſenſchaft nach dem A. war bereits abgebandelt und 
der zwiſchen den Erben B. und C. abgeſchloſſene Erbver⸗ 
gleich perfect. | 

Der oberite Gerichtshof fand den Revifionsrecurs in der 
Erwägung abzuweiſen, daß nicht die Frage, ob von einem 
Nachlaſſe eine Gebühr gu bemeſſen jei, der Eroͤrterung der 
Geridite untergogen wurde, ſondern nur die Frage, ob einer 
bejtimmten Gebiibr auf eine beftimmte Cade das Pfandrecht 
nad) dem Gejebe zukomme; daß die Geridite berufen find, qu 
priifen, ob da3 angeſprochene Pfandrecht der geltend gemaditen 
Gebiihrenforderung auitebe; daß in diefem Salle, wo eine 
UMebertragung der executip veräußerten unbeweglichen Sachen 
vom Grblafjer an den Erben unmöglich ift, und bei Beſtand 
der faif. Verordnung vom 19. März 1853, R. GB. MI. Rr. 53, 
mit Recht ausgeiproden wurde, da der Vermögensüber⸗ 
tragungsgebühr das Pfandrecht auf die veräußerten unbe⸗ 
weglichen Güter nicht zukomme. 


Nr. 193. 

Zur Frage des Meweifes nber die Echtheit der Anterſchrift des 
Wechſelacceptanten, wenn dieſelde von Seite des Erben beſtritten wird. 
Entſcheidung vom 22. September 1891, 8. 8167. Plenarſenat. 

Mit wechſelrechtlichem Zahlungsauftrag wurde auf Grund 
des Wechſels über 3000 fl. dem Acceptanten A. und der 
Univerjalerbin C. des zweiten Acceptanten B. die Bablung 
des Wechſelreſtes von 1409 fl. jammt Nebengebiibren an die 
Reprájentanz der Verſicherungsgeſellſchaft XR, und zwar der 
Erbin C. nur nad) Kräften der Nachlaßmaſſe des B. binnen 
drei Tagen aufgetragen. Dagegen bat die arveitbelangte C. 
dte Einwendungen überreicht und geltend gemacdt, daß ibr 
Chegatte B., deſſen Erbin fic fet, den Klagewechſel nicht 
unteridrieben habe. Die Flagende Verſicherungsgeſellſchaft 
bat in der Replik ilber die Thatſache, daß B. den Klage⸗ 
wechſel eigenhaͤndig als Acceptant unterſchrieben Babe, Der 
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belangten Erbin C. den negativen Haupteid irreferibel auf- 
getragen und die Srreferibilitát damit qu begriinden geſucht, 
daß ſie Dei der Acceptirung des Wechſels nicht gugegen ge 
weſen ſei. Dagegen bat dte C. die Srreferibilttát für ungus 
läſſig ertiárt und den Haupteid der Klägerin zurückgeſchoben. 

Die exite Inſtanz bat den Zahlungsauftrag bezüglich des 
9. unbedinat, bezüglich der C. nur für den Dall aufrecht 
exhalten, wenn die Alágerin den ihr zurückgeſchobenen Ganpteid 
dariiber, „daß B. dem Klagewechſel als Acceptant eigens 
händig unterſchrieben babe”, ablegt; weil bei dem Uinitande, 
als nur die edite Unterſchrift eine wechſelrechtliche Verbind⸗ 
lichkeit nach ſich zieht, die Einwendung der Zweitbelangten 
als entſcheidend ſich darſtellt, und die Irreferibilität des Eides 
nicht gerechtfertigt iſt, zumal die Klägerin Gelegenheit hatte, 
ſich von der Richtigkeit des Acceptes zu überzengen. 

Die zweite Inſtanz hat über die Appellation der Klägerin, 
das erſtrichterliche Urtheil betreffs des A. als nicht berufen 
unberührt gelaſſen, hingegen betreffs der C. beſtätigt, weil nach 
der Behauptung beider Streittheile dieſelben von der Eigen⸗ 
händigkeit der Unterſchrift des B. keine Kenntniß haben, und 
ein Thatumſtand, welcher beiden Theilen aus eigenem Wiſſen 
nicht bekannt iſt, durch den Haupteid nicht erwieſen werden 

kann; der Haupteid erſcheine überhaupt nicht zuläſſig, und 
hätte die unbedingte Aufhebung des Zahlungsauftrages bes 
züglich der C. erfolgen ſollen. Wenn jedoch der erſte Richter 
betreffs der Cigenhândigteit des Acceptes des B. den Haupt⸗ 
eid zugelaſſen, die Ablegung desſelben der Klägerin über⸗ 
wieſen, und hiedurch die endgiltige Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreites in ihre Hünde gelegt hat, jo bat dieſe keinen Grund 
zur Beſchwerde, zumal der Eid nach 8. 37 S. V. nicht an⸗ 
geboten wurde. 

Der oberſte Gerichtshof hat das außerordentliche Re⸗ 
viſionsbegehren der Klaͤgerin aus folgenden Gründen zurück⸗ 
gewieſen: Die Klägerin hat die vom A. in ſeinen Einwen⸗ 
dungen angeführten Behauptungen, daß der Klagewechſel 
eben derſelbe ſei, welchen A. und deſſen Vater B. nach einem 
von der Klägerin und dem erſteren geſchloſſenen Vertrage 
zur Sicherſtellung der von A. in dieſem Vertrage übernom⸗ 
menen Verbindlichkeiten acceptirt hatten, nicht in Abrede ge⸗ 
ſtellt, alſo ſtillſchweigend zugegeben. Als Vertragspartei hatte 
die Klägerin nicht nur die Möglichkeit, ſondern es lag in 
ihrem rechtlichen Intereſſe, ſich von der Echtheit der Unter⸗ 
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ſchrift des Mitacceptanten B. die Ueberzeugung qu verſchaffen. 
Mit Rückſicht darauf und in der weiteren Erwägung, daß 
die Ueberzeugung von einer qu beſchwörenden Thatſache, wie 
die Klägerin in der Reviſionsbeſchwerde ſelbſt hervorhebt, 
nicht nothwendig auf unmittelbarer Wahrnehmung beruhen 
muß, kann in den übereinſtimmenden Erkenntniſſen der Ge⸗ 
richte der unteren Inſtanzen, womit zur reiung der be⸗ 
ſtrittenen Thatſache, daß B. den Klagewechſel als Acceptant 
eigenhändig unterſchrieben habe, auf den der Klägerin zurück⸗ 
geſchobenen Haupteid mit Ausſchluß der Irreferibilität erkannt 
worden iſt, eine offenbare Ungerechtigkeit nicht erblickt werden, 
und da auch eine Nullität nicht wahrzunehmen iſt, jo war 
das außerordentliche Reviſionsbegehren angeſichts der Vor⸗ 
ſchrift des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, abgutveijen*). 


*) Dur náberen Begrinbung wurde in der Berathung noch Fol⸗ 
endes angeführt: Durd die im 8. 37 G. B. normirten Gibe ift das orbent- 
ide Beweismittel bes Haupteides nicht beſeitigt (88. 208, 275, 277, 280, 
282 mw. q. E. O.) vtelmebr wird burd den 8. 37 S. V. neben demſelben 
für ben Fall, wenn Semand die Echtheit feiner etgenen Unterſchrift beftreitet, 
der trreferible Haupteid, und für den fall, wenn der ftreitende Theil die 
Echtheit der Unterſchrift cines Dritten Deftreitet, der rückſchiebbare Diffeſſions⸗ 
eid ftatuirt, und es kann nur immer die Frage entiteben, wann der Richter 
auf dem Oaupteid und wann auf einen ber Eide bes 8. 97 6.8. qu er: 
teunen babe. In dieſer Richtung iſt nad) den PBrocegvoridriften immer 
der Antrag Desjenigen mafgebend, bem die Beweislaſt obliegt. Damit tft 
aud) der 8. 37 S. V. im volTommener Uebereinftimmung, da es nad) der 
Anordnung desjelben immer als Redt bes Beweisverpflichteten erklärt wird, 
einen der beſonderen Eide dieſes Paragraphen zu verlangen. Die in dieſem 

Streite zum Beweiſe der beſtrittenen Echtheit der Unterſchrift des Wechſel⸗ 
acceptanten B. —— Verſicherungsgeſellſchaft hat in der Replik uͤber 
die Thatſache, daß B. ben Klagewechſel eigenhändig als Acceptant unter⸗ 
ſchrieben babe,“ der belangten Erbin besfelben ben negativen Haupteid irre⸗ 
feribel aufgetragen und die Irreferibilität des Haupteides lediglich damit 
au begründen geſucht, daß ſie bei der Acceptirung des Wechſels nicht zu⸗ 
gegen geweſen fi Die Rligeria bat weder in der Berganbluna, nod auch 
in der Appellations⸗ und Reviſionsbeſchwerde ben 8. 37 S. E. der Biffer 
nad bezogen und auch fonft nicht amgedeutet, daß fte denſelben in Anwen⸗ 
dung gebracht wiſſen wollte. Dieſer Paragraph hat nach dem Erachten des 
Referenten im behandelten Falle überhaupt feine Anwendung, weil die C. 
nicht die Echtheit ihrer eigenen Unterſchrift, ſondern jener des Acceptanten 
B., alſo eines Dritten, als deſſen Erbin fle belangt wurde, Deltritten Dat, 
und bie Neprifentation bes Erblaſſers durch den Crben (8. 547 a. b. 6.88.) 
dod) gewiß nicht fotveit geht, um die Unterſchrift des Erblaſſers mit jener 
des Erben ibentificicen qu können. Der Diffeſſionseid kömmt gang außer 
Betracht, da er gar nicht aufgetragen wurde, und barauf von amtswegen 
nicht erkannt werden darf. Es Danbelt ſich daber bter um den Gaupteid 
ſchlechtweg (8. 208 to. q. G. D.), über defjen Rückſchiebbarkeit mit Rückſicht 
auf das ftattgehabte Cummarverfabren gemáf 8. 38 S. B. der Richter 
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Pr. 194. 


Sum VRegriffe des thatſächlichen Mefges cines verneinenden 
Servitutsrechtes (88. 488 und 313 4. 0. 4. B.). - 
Entideidung vom 29. Geptember 1891, 8. 11.764. V. Genat. 
Gegenitber dem aus der jog. Hauslaube des Klägers 
in den Gofraum des Geklagten fithrenden Fenſter bradite 
Gellanter auf einem Pfahle eine hölzerne Scheibe an, tro: 
durd) der Laube Licht und Quit benommen wurde. Darin 
erblidte Rláger eine den o Es ſeines Rechtes zum Bezuge 
von Licht und Luft ſtörende Handlung und begehrte die Ent 
fernung der Scheibe. 
Die erſte und zweite Inſtanz wieſen das Begehren ab, 
wobei Folgendes erwogen wurde: Es handelt ſich vorliegend 
um die angebliche Störung im Beſitze einer negativen Ser⸗ 
vitut. Die Aufrichtung der vom Kläger beanſtändeten Scheibe 
geſchah zugegebenermaßen auf Grund und Boden des Ge 
klagten. Hiezu war er als Eigenthümer gemäß 8. 354 a. b. 
G. B. berechtigt. Der Kläger behauptet zwar, im Beſitze 
des Rechtes zu ſein, aus dem Luftraume der Realitãt des 
Geklagten durdy das Fenſter Qidt und Quft qu beziehen, 
alfein einen ſolchen Rechtsbeſitz Dat ex nicht erwieſen. Hiezu 
genügt nicht, daß er thatſächlich Licht und Luft aus dem 
Luftraume des Geklagten bezogen bat (8. 472 a. b. G. B.). 
Dies hindert den Eigenthümer nicht, mit ſeiner Sache nach 
Belieben zu ſchalten und jeden anderen davon auszuſchließen. 
Eine Beſchränkung des Eigenthums zu Gunſten des Klägers 
trete erſt ein, wenn der letztere das Recht erworben haͤtte, 
vom Geklagten qu begehren, daß er jede Handlung unter- 
laſſen müſſe, wodurch ihm der Bezug von Licht und Luft 
beeinträchtigt werden würde. Etwas Derartiges bat Kläger 
gar nicht behauptet, geſchweige denn erwieſen; der Umſtand 
allein, daß er vor Errichtung der Scheibe Licht und Luft 
aus dem Luftraume des Hofes des Hauſes des Geklagten be⸗ 
zogen habe, begründet für ihn noch kein Recht, zu begehren, 
daß ſich der Geklagte, um dieſen Bezug nicht zu ſchmälern, 
jeder Verfügung mit dem fraglichen Luftraume enthalten 
müſſe, die tbm ſonſt nad 8. 354 a. b. G. B. zuſtände. 
Nachdem Kläger den Beſitz des fraglichen Servitutsrechtes 


nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden hat. Wenn nun die Untergerichte in 
dieſem alle auf ben rückgeſchobenen Eid erkannt haben, jo kann darin eine 
Ungefeblichteit ober cine offenbare Ungereditigteit nicht erblidt werden. 
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nicht dargethan hat, kann auch von einer Stdrung dieſes 
deditabefiges feine Mede fein, und es entfällt die Nothwen⸗ 
digfeit, qu erörtern, wann er ton der Aufitelung der Scheibe 
Kenntniß exlangt bat. 

Der oberſte Gerichtshof fand dem außerordentlichen Nes 
viftondrecurie de3 Rláger3 feine Folge qu geben, wobei er= 
wogen wurde, daf; die vom Kläger zur Begründung ſeines 
Klagsanſpruches geltend gemachte Thatſache des Bezuges von 
Licht und Luft durch ein vergittertes Fenſter, welches aus 
der Vorlaube ſeines Hauſes in den Hofraum des Hauſes des 
Geklagten mündet, für ſich allein noch nicht den Begriff des 
thatſächlichen Beſitzes des verneinenden Servitutsrechtes im 
Sinne dez 8. 488 a. b. G. B. verkörpert, da das Ein⸗ 
dringen von Licht und Luft in die fragliche Vorlaube des 
klägeriſchen Hauſes auch lediglich in dem zufälligen Umſtande 
begründet ſein konnte, daß in dem Hofraume des Hauſes 
des Geklagten ſich bis dahin kein den Zutritt von Licht und 
Luft zu dieſem Fenſter hinderndes oder beſchränkendes Ob⸗ 
ject befunden hat, alſo nur eine durch Ngturge eve bedingte 
Folge der Anlage des Fenſters und dez Zuſtandes des Hof⸗ 
raumes des gegneriſchen Nachbarhauſes war, während der 
Inhalt des diesfälligen Rechtsbeſitzes gemäß 8. 313 a. b. 
G. B. vielmehr nur darin gelegen wäre, daß der den Licht⸗ 
und Luftzutritt ermöglichende Zuſtand des erwähnten Hof⸗ 
raumes und deſſen unveränderte Fortdauer als eine Folge 
des hierauf gerichteten und geäußerten Willens des Klägers 
thatſächlich beſtände, daß aber letzterer im Proceſſe keinerlei 
Umſtände ad um» gelteno gemacht bat, melde die 
Thatſache einer ſolchen Willensäußerung auf ſeiner Seite 
darzuthun geeignet wären. 


Nr. 195. 
Gegen die KAlage des Deponenten auf Seranusgade des Pepoſttums 
iſt die Cinwendung des Sereits ſtatutenmäßig erfüllten Vertrages 
azulaͤſſig. 
Entſcheidung vom 27. October 1891, B. 7200. T. Senat. 

Die Mlage der A. wider die öſterreichiſch- ungariſche Bant 
megen Ausfolgung von bei thr ftatutenmábia | deponicten 
PEA otgen Pfandbriefen im Werthe von 99.000 fl. wurde 
von beiden erften Qnftangen au3 den im Weſentlichen über⸗ 
einftimmenden nachfolgenden Griinden abgewieſen: Es tft 
außer Zweifel, daß der zwiſchen beiden Theilen abgeſchloſſene 


Vertrag, auf welchen fidy das Rlagebegebren Hit ein Ver⸗ 
wahrungsvertrag im Ginne des 8. 9 G. B. if, 
welcher auf Grund der in den —8 feſtgeſetzten 
Bedingungen und der diesfalls von der Bank getroffenen 
Geſchäftsbeſtimmungen geſchloſſen wurde. Dieſe Geſchäftsbe⸗ 
ſtimmungen enthalten genaue, beiderſeits bindende Normen 
über die Ausfolgung des Depots dahin, daß der Depotſchein 
und die legaliſirte Vollmacht, alſo zwei Urkunden beigebracht 
werden müſſen, daher nur die Identität des Bevollmächtigten 
in beſtimmter Weiſe feſtgeſtellt werden muß, wenn dieſer 
nicht ohnehin bekannt iſt. Den vertragsmaßigen Pflichten 
in Betreff der Ausfolgung iſt daher genilgt, wenn die Bank 
die formelle Correctheit der Vollmacht und der Legaliſirung 
prüft. Vertragsmäßig hat ſie in die Prüfung der Echtheit 
der Vollmacht oder der thatſächlichen Exiſtenz des Bevoll⸗ 
mächtigungsvertrages nicht einzugehen; davon iſt ſie durch 
die Bedingung, daß die Vollmacht legaliſirt ſei, entbunden. 
am vorliegenden Falle wurde vom Ehegatten der A. Dei 
Ausfolgung des Depots von Seite der geklagten Bant jo 
wohl der Originaldepoſitenſchein, als auch die mit allen Er- 
forbernilten des 8. 79 der Notariatsordnung vom 25. Juli 1871, 

R. 6. BI. Rr. 75, ausgeftattete Legalifivte Vollmacht der A. 
beigebrachi. Die Bant bat die bei ibr in Aufbewahrung bes 
findlichen Merthpaptere auf Grund der vertragêmábigen Be 
dingungen, das iſt auf Grund genau beftimmter, formell 
correcter Urkunden, ausgefolgt, daber tft fie vertragsmäßig 
von der neuerlichen Ausfolgung dieſer Merthpapiere, be⸗ 
ziehungsweiſe deren Werthes vollſtändig entbunden. Die Be: 
bauptung der Klä agerin, daß der gellogten Bant durch das 
ſtrafgeſetzwidrige Vorgehen des Ebegatten der A. das in Rede 
itehende Depot entzogen worden, daher al3 der Bant ent 
mendet anzuſehen jet, iſt völlig untiditig, da die Ausfolgung 
des Depotê auf Grund der Legalifivten Vollmacht und des 
echten Depofitenicheines, welcher der Rlágerin entivendet worden 
iſt, ſtattgefunden hat. 

Der oberſte Gerichtshof bat die außerordentliche Re 
vifionsbejdmerde der Klägerin aus folgenden Gründen qu 
rückgewieſen: Qn ben angefodtenen gleichlautenden Urtheilen 
ift weder eine Nichtigkeit, noch eine offenbare Ungerechtigfeit 
au finden, die getroffenen Entideidungen erſcheinen vielmehr 
durd) die denſelben beigegebene Begründung gang gerecht⸗ 
fertigt. Mie in den Criinden dez Handelsgerichtes nadiges 
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wieſen wird, entipricht der Vorgang der Bant bei Ausfol⸗ 
gung der fragliben, von Dr. Philipp Moller, Vertreter der 
Alágerin, für Rechnung bderjelben der genannten Bant sur 
Aufbewahrung udergeb enen Pfandbriefe den mit dem Gefee 
bom 27. Juni 1818, R. G. BI. Ar. 66, tundgemaditen Sta⸗ 
tuten der öſterreichiſch-ungariſchen Bank und den Beftim- 
mungen für das Depoſitengeſchäft dieſer Bant, Beilage Nr. 3, 
und kann aud) fonft der Geklagten irgend etne Verlegung 
der Biliditen, welche thr als Verwahrer nad dem Vertrage 
und nad) dem Gejege, 8. 961 a. b. G. B., Art. 282 6. G., 
oblagen, nicht zur Laſt gelegt werden. Der gellagten Bant 
gegenüber fommt nicht im rage, ob Auguſt R. zur Em⸗ 
pfangnabme der binterlegten Pfandbriefe wirklich berechtigt 
mar, jondern es bandelt ſich nur darum, ob die Bank dieſe 
Berechtigung al3 vorhanden mit Grund annehmen tonnte. 
Durch den Beſitz des Depojitenídeines in Nr. 1 und der 
Vollmacht in Nr. 2, welche mit , A.” unterzeichnet, und auf 
der dieje Unterzeichnung der Vorſchrift des 8. 79 der Notas 
riat3orônung vom 25. Juli 1871, R. G. BL Nr. 75, ge 
mäß beglaubigt erfóeint, mar Auguſt MN. nad B. 12 der 
Beitimmungen über das Depofitengejdaft der Bant zur Ets 
bebung des Erlages als gehörig legitimirt qu betraditen. 
Nur die der Bant bekannten entgegenitebenden Umſtände 
wäre dtejelbe zu beriidficitigen verpflichtet geweſen. Umſtände, 
vermöge deren ein begründeter Anlaß zu irgend einer vor—⸗ 
läufigen Nachforſchung gegeben war, ſind aber nicht nachge⸗ 
wieſen. Daher mangelt ein Anhalt zur Annahme einer 
Fahrlaͤſſigkeit, welche den Verwahrer fiir den entſtandenen 
Schaden verantwortlich macht. Allerdings hat die Leiſtung 
des Gegenſtandes einer Verpflichtung an die rechte Perſon 
zu geſchehen. Zunächſt iſt dieſe der ereditigie, der Gläu⸗ 
biger ſelbſt. Die Erfüllung kann aber auch an Denjenigen ex 
folgen, welcher zur Annahme des Dbligattonsgegenitandes 
als Gtelivertreter des Berechtigten befugt erſcheint. Dabin 
gehört der Bevollmächtigte. An einen Dritten konnten die 
Pfandbriefe nur dann, wenn dieſer zur Empfangnahme E 
máf den Bejtimmungen über das Depofitengejdáft der Ses 
Hagten legitimirt tar, demnach an Denjenigen ausgeliefert 
merden, Der den Depofitenfdein und eine mit der vorge- 
ſchriebenen Legalifitung verjebene Vollmacht beibrachte. Wie 
bereits erwähnt, waren im vorliegenden Falle beide Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben; und da Umſtände, welche der Annahme 


Entſcheidungen VI. 8 


114 III. 195. 


des Vorhandenſeins der Ermächtigung zur Empfangnabme 
der Pjandbrieje entgegenjtanden, nicht bekannt waren, mubte 
Auguſt M. al3 hiezu ermächtigt gelten. Da die Bant die 
niedergelegten Pfandbriefe gu verwahren, daber eben dieſe 
Pfandbrieje an dte Slúgerin oder an einen gehörig legiti— 
mirten Bevollmächtigten ausguliefern verbunden mar, und 
die Ausantwortung erfolgt ift, könnte eine Erſatzverbindlich— 
feit der Bank lediglid in dem alle eintreten, menn diejelbe 
bei der Musfolgung nicht mit der gebórigen Sorgfalt por 
gegangen wäre. Und e3 unterliegt feinem Zweifel, daß aud 
durd die Beſtimmung im Artifel 72 der gedaditen Bant: 
ftatuten, dergufolge die Bant im alle einer Veruntreuung 
oder Entivendung haftet, vorliegend eine Haftverbindlichkeit 
auf Geite der Bant nicht begriindet wird. Die Bant bat die 
Pjandbriefe an Auguft N., den fic als qu deren Empjang: 
nabme ermáctigt angufeben Grund Datte, Berausgegeben. 
Bon einer Entivendung der Pfandbriefe kann aber feine Rede 
jetn. Entwendungen find Handlungen, welche ſich dadurch 
kennzeichnen, daß Jemand wiſſentlich, widerrechtlich und 
eigenmächtig durch Entziehung ſich oder Dritten zuwendet, 
was in dem Vermögensgebiete eines Anderen ſich befand. 
Die Entziehung muß eigenmächtig, d. i. wider den Willen 
des Eigenthümers oder Inhabers der Sache geſchehen. Das 
her fallen Diebſtahl und Veruntreuung, nicht aber auch Be 
trügereien unter den Begriff Entwendung. Liegt Einwilli⸗ 
gung des Inhabers der Sache vor, jo kann von Entwen⸗ 
dung in keinem Falle, daher auch dann nicht die Rede ſein, 
wenn die Sache infolge eines Irrthums, der durch auf 
Täuſchung berechnete Handlungen herbeigeſührt worden, ge 
geben wurde. Da in der angeführten Beſtimmung der Fall 
einer Veruntreuung ausdrücklich erwähnt wird, iſt das Wort 
„Entwendung“ offenbar für Diebſtahl gebraucht. Hiernach 
konnte beim Abgange der Vorausſetzungen des Hofdecretes 
vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2693, dem von der 
Klägerin eingelegten außerordentlichen Rechtsmittel nicht 
ſtattgegeben werden, weshalb derſelben nach 88. 24 und 26 
des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, ein 
Anſpruch auf Erſtattung der auf ihrer Seite erlaufenen Re: 
viſionskoſten nicht zuſteht, während bezüglich der im dritten 
Rechtszuge der Geklagten erwachſenen Koſten wegen Mangels 
des Verzeichniſſes die Entſcheidung wegfällt. 
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Nr. 196. 
Sur Frage nad) dem Eintritte der ſtaatllichen MnfalverAderungs- 
anftalteu in die vor dem 1. Maärz 1886 abgeſchloſſenen Wrivatver- 
Aderungsvertráge (8. 61 des Gefeges vom 28. December 1887, 
W. 6. BL. 1888 Mr. 1). 
Entſcheidung vom 5. November 1891, 9. 12.658. I. Senat. 

Die Klage des Vereines von Induſtriellen zur Verſiche⸗ 
uma, gegen körperliche Unfälle in Wien gegen die Firma X. 
in Wien megen Bablung einer reftliden Verſicherungsprämie 
murde von der eriten Inſtanz abgemiejen, und zwar unter 
Hinweis auf die Beitimmungen des 8. 61 des Gejeges vom 
28. December 1887, RN. O. BI. 1888 Rr. 1, wonach die 
ſtaatlichen Unfallverſicherungsanſtalten kraft des Geſetzes in 
die Privatverſicherungsverträge, die vor dem 1. März 1886 
abgeſchloſſen waren, einzutreten haben, und in der Erwägung, 
dai der Umſtand, da im politijden Inſtanzenzuge das k. k. 
Miniſterium des Innern entidicden Dat, e3 babe die ſtaat⸗ 
lide Arbeiter⸗Unfallverſicherungsanſtalt in Prag in den in 
Mede ſtehenden Verſicherungsvertrag nicht eingutreten, hieran 
nichts ändert, weil dieſe Frage lediglich eine der Judicatur 
der Gerichte unterliegende Rechtsfrage iſt. 

Das Oberlandesgericht hat dem Slagebegefiren Folge ge 
geben aus nachſtehenden Gründen: Die gellagte Firma bes 
ruft ſich zur Begründung ihrer Einwendung, dab thre Ver⸗ 
pflichtungen erloſchen ſeien, lediglich auf die Beſtimmungen 
des 8. 61 des Geſetzes vom 28. December 1887, R. G. Bl. 1888 
Mr. 1. Dieſe Geſetzesſtelle enhatt allerdings eine Ausnahme 
von dem im 8. 5a. b. G. B. normirten Grundſatze, und 
zwar inſofern, als dieſelbe im Abſatze 2 beſtimmt, daß die 
ſtaatliche Verſicherungsanſtalt in ſolche Verträge, welche zwiſchen 
einer Privatverſicherungsanſtalt und dem Unternehmer eines 
nad dieſem Geſetze verſicherungspflichtigen Betriebes abge⸗ 
ſchloſſen wurde, an Stelle des Betriebsunternehmers und der 
verſicherten Perſon kraft des Geſetzes eintritt. Dieſer Ein— 
tritt und die Verpflichtung der Privatverſicherungsanſtalt, die 
ſtaatliche Berfiderungêanitalt an Gtele des BetrtebBunter- 
nebmer3 als Bertragêgenofjen anguertennen, ift jedoch nicht 
ſchlechthin, ſondern nur unter beſtimmten Borausfegungen 
normirt, deren Vorhandenſein nachgewieſen werden muf. 
Die geklagte Firma hat den Verſicherungsvertrag zwar in 
Gemábbeit des dritten Abſatzes des 8. 61 des citirten Ges 
febe bei der politiſchen Behörde angezeigt, nachdem jedod) 

8* 
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der Boritand der ftaatiiden Verſicherungsanſtalt die Uebers 
name Des frogtichen Verſicherungsvertrages abgelehnt hat, 

alſo das zu dem Eintritte nothwendige ——— der 
ſtaatlichen Verſicherungsanſtalt mangelt, fehlt auch die noth⸗ 

menbige Grundlage für die Anerkennungspflicht des Hagenden 
ereines. 

Der oberſte Gerichtshof hat das oberlandesgerichtliche 
Urtheil aus deſſen Gründen und in der Erwägung beſtätigt, 
daß das k. E Miniſterium des Innern mit Erlaß vom 
27. April 1891, B. 7326, entſchieden bat, daß durch die 
Ablehnung der Uebernahme des fraglichen Privatverſicherungs⸗ 
vertrages ſeitens der Arbeiter-Unfallverſicherungsanſtalt in 
Prag eine Verletzung des Geſetzes vom 28. December 1887, 
R. G. Bl. 1888 Nr. 1, nicht ſtattgefunden hat, und daß es 
deshalb nicht anginge, in dieſem Rechtsſtreite auch über die 
Frage zu entſcheiden, ob die Arbeiter-Unfallverſicherungsan⸗ 
ſtalt in Prag nach 8. 61 des citirten Geſetzes verpflichtet 
geweſen ſei, in den in Rede ſtehenden Verſicherungsvertrag 
einzutreten, weil dieſelbe an dem vorliegenden * weder 
als Streittheil, noch als Intervenient betheiligt erſcheint. 


Nr. 197. 

Seffentlich· rechtliche Matur der der Commune Wien gegen gewiſſe 
Hauseigenthämer zuſlehenden Waſſerdezugsgebühren. 
Entſcheidung bom 17. November 1891, 8. 18.401. I. Senat. 

In der Crecutionsjade der A gegen B. wurden vom 
eriten Richter die bon der k. k. niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
procuratur nomine der Commune Wien angemeldeten Waſſer⸗ 
besugêgebilbren im Betrage von 496 fl. 30 fr. trotz des 
Widerſpruches der übrigen Qnterefjenten, als Vorzugspoſt 
liquidirt, meil bdieje Gebibren nad) dem Inhalte der diezs 
falls erfloſſenen Kundmachungen des Wiener Magiftrates 
vom 17. März 187%4, 9. 47.313 vom 10. Quli 1876, 8. 
70.713, vom 1. November 1880 und tom December 1887 
. 8. 70.713 ex 1876, offenbar als eine im aligemeinen 
janitáren Intereſſe ftatuirte öffentliche Abgabe gu betrachten 
find, deren Einbringung von dem betreffenden Hauseigen⸗ 
thiimer im Bege Der politijden Crecution erfolgen kann 
(8. 24 der obcitirten Rundmadung vom December 1887), 
derjelben alſo ebenfo, tie den iibrigen Concurrengbeitrâgen 
da3 den Gteuern eingeráumte Vorzugsrecht zukommt. 
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Das Oberlandesgericht bat dem Reviſionsrecurſe des 
Satzgläubigers W. feine Folge gegeben und den erſtrichter⸗ 
lichen Beſcheid beſtätigt, weil das Hochquellenwaſſer in die 
Häuſer Wiens nicht auf Grund von zwiſchen den Hauseigen⸗ 
thümern und der Commune Wien — abgeſchloſſenen 
Verträgen, ſondern zwangsweiſe, aus öffentlichen, Der Ge⸗ 
meinde Wien obliegenden ſanitären Rüchkſichten eingeleitet 
wurde; die von den Hauseigenthümern für den Bezug des 
Waſſers zu zahlenden Gebühren, auf deren Höhe dieſelben 
keinen beſtimmenden Einfluß haben, auf keinem privatrecht⸗ 
lichen Sitel beruhen, ſondern als für öffentlich-rechtliche 
Leiſtungen der Commune zu zahlende Abgaben anzuſehen 
find, welche nach dem Hofdecrete vom 4. Jänner 1836, 

. G. S. Nr. 113, als Concurrenzbeiträge qu behandeln 
find; weil, wenn auch die Waſſergebühren nicht nad Maß—⸗ 
gabe der directen Steuern umgelegt werden, e ver als 
nur den Eigenthiimer des Qaujes auf Grund diejes Eigen⸗ 
thumes trefjend, als Realſteuern anzuſehen find; und tveil, 
menn die Commune Wien nad der Entideidung des Ver- 
maltungêgeridtahofes vom 14. Mai 1890, B. 1602, nidt 
berechtigt ilt, die Bablung diejer Gebiibren durch Entziehung 
des Waſſers qu erzwingen, dies ſchon auf den Mangel eines 
privatrechtlichen Titels bintveift, und daber dteje Gebühren 
auch nicht im Rechtswege, jondern im politijden Executions⸗ 
mege beigutreiben. find, jomit aud ein geſetzliches Vorzugs⸗ 
pfandrecdt Dei der Vertheilung des Kaufſchillings der haften⸗ 
den Realitát gentegen. 

Der oberſte Geridtshof hat dem außerordentlichen Nes 
vifiondrecurje des 9. Dei Abgang der VBorausjegungen dez 
Hofdecretes vom 15. Februar 1833, 3. G. S. Nr. 2593, 
teine Folge gegeben. 


Pr. 198. 


Bur rage der Mugiltigheit der fogenannten ſledenbürgiſchen Ehen 
für das Gebiet der im Keichsrathe vertretenen Königreiche und 
dânder. 

Entideidung vom 24. Movember 1891, 9. 12.451. Plenarjenat. 

Moriz A., au3 Leoben in Steiermark gebürtig, bat ſich 
am 8. Februar 1876 qu Graz mit Gifela B. vermábit. 
Beide Theile waren katholiſcher Religton. Mit Beſchluß 
des Landesgerichtes in Graz vom 23. December 1887 wurde 
die einverſtändliche gerichtliche Scheidung dieſer Ehe von 
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Tiſch und Bett bewilligt. Moriz A., dem 1889 die Ent⸗ 
lafjung au3 bem öſterreichiſchen Staatsverbande bewilligt 
murde, hat die ungariſche Staatsbürgerſchaft ermorben und 
iſt zur unitarifden Religion ilbergetreten. Weber fein ein⸗ 
feitiges Einjdyreiten bat das Central- und Kolozs⸗Dobokaer 
unitariſche geiftithe Untergeridt mit dem vom unitariſchen 
Kirchenrathe als geiftithem Obergerichte beſtätigten Urtheile 
vom 28. Jänner 1890 die Ehe des Moriz A. mit Giſela B. 
in Bezug auf den erſteren aufgelöſt und tbm die Eingehung 
einer neuen Ehe geſtattet. MU. wurde am 9. Maͤrz 1890 nad 
unitarifdem Ritus im Klauſenburg mit ber italienifden 
Staatsangehörigen Roſa C., evangelijber Confeſſion, ver- 
mählt. Giſela B. iſt noch am Leben und Moriz A. hat jo: 
wohl vor als nach der zweiten Ehe mit Roſa C. ſeinen 
ordentlichen era in Graz innegebabt. 

Auf Grund dtejer berviejenen Thatſachen haben nun in 
der bon amtówegen gepflogenen Unterſuchung das Landes: 
gericht und das Sberlandesgeridt in Graz die von A. mit 
Roſa C. am 9. März 1890 geſchloſſene Ehe im Geltungê- 
gebiete des öſterreichiſchen allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches als ungiltig erklärt, und zwar aus nachſtehenden im 
Weſentlichen übereinſtimmenden Gründen: Der gegenſtänd⸗ 
lichen Eheſchließung ſteht das Hinderniß der zweifachen Ehe 
(88. 62 und 111 a. b. G. B.) entgegen, da die erſte Ehe 
des Moriz A. mit Hinblick auf die — “ des 8. 111 
a. b. G. B. in einer nach öſterreichiſchem Rechte giltigen 
und wirkſamen Weiſe bisher nicht gelöſt worden iſt und 
nicht gelöſt werden konnte. Die bewilligte Scheidung von 
Tiſch und Bett konnte eine oſung des Ehebandes nicht be- 
gründen, und mit dem Urtheile der unitariſchen iſnihen 
Gerichte wurde zwar die fragliche Ehe in Bezug auf Moriz A. 
aufgelöſt, jedoch blieb das durch dieſelbe zwiſchen Moriz A. 
und Giſela B. begründete Eheband in Anſehung der letzteren 
unberührt, und kann daſſelbe folgerichtig nach dem Begriffe 
und Zwecke der Ehe auch für Moriz A. nicht ohne rechtliche 
Wirkung ſein. Daſſelbe muß vielmehr in privat⸗ und öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Beziehung noch als qu Recht beſtehend ange 
ſehen werden. Die 88. 116 und 119 a. b. G. B. ſetzen 
voraus, daß beide Ehetheile zur Zeit der Eingehung der Ehe 
nicht katholiſchen Bekenntniſſes waren, was hier nicht zu⸗ 
trifft, und gehen offenbar von dem Grundſatze aus, daß durch 
einſeitige Handlungen eines Ehetheils an den Rechten des 
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anderen nichts geânbert werden kann und ſoll. Uebrigens 
wäre auch nad) 8. 1 des ungariſchen Geſetzartikels XLVIII 
vom Jahre 1868 die Entſcheidung hinſichtlich der Trennung 
mit Rechtswirkung für Giſela B. den unitariſchen geiſtlichen 
Gerichten nicht zugeſtanden. Abgeſehen von dem Allem iſt 
aber die Zuſtändigkeit der erwähnten Gerichte zur Entſchei⸗ 
dung über die Trennung ſchon deshalb nicht für begründet 
zu halten, weil weder Moriz A. noch Giſela B. je in Un⸗ 
arn ihren ordentlichen Wohnſitz gehabt haben und Moriz A. 
—* Wohnſitz in Graz nie geändert hat. (88. 13 und 14 
J. N.). Iſt demnach das Eheband zwiſchen Moriz A. und 
Giſela B. nicht gelöſt und als noch zu Recht beſtehend an⸗ 
zuſehen, ſo kann auch die von dem eitecen am 9. Mára 1890 
mit Roja C. geſchloſſene Che megen des entgegenttehenden 
Hinderniſſes des Ehebandes nicht als qu Redt dettedend und 
giltig anerfannt merden. Die von Auslândern im Auslande 
eingegangenen era find zwar nad 88. 34 und 37 
a. b. G. B. hinſichtlich der perſönlichen Fähigkeit der Con- 
trahenten ſowohl als hinſichtlich des Inhaltes und der Form 
nach den ausländiſchen Geſetzen zu beurtheilen, und trifft 
dieſes hier inſofern zu, als beide Ehewerber zur Zeit der 
Eingehung der Ehe nicht öſterreichiſche Staatsbürger waren, 
und die Ehe in Ungarn, ſomit im Auslande geſchloſſen 
worden iſt. Demungeachtet kann die Giltigkeit dieſer Ehe 
im öſterreichiſchen Staatsgebiete nicht anerkannt und mußte 
auf Anguutigten derſelben erkannt werden. Denn, nachdem 
die beiden Ehetheile ihren Wohnſitz in Graz haben, mußte 
auch ihre Ehe in Anſehung der Wirkſamkeit, welche derſelben 
im hieſigen Staatsgebiete zukommen ſoll, mit Rückſicht auf 
die hierlands geltenden Geſetze beurtheilt werden. Hiebei er 
gibt ſich aber unzweifelhaft eine unlösbare Colliſion mit 
dem zwiſchen Moriz A. und Giſela B. noch beſtehenden ehe⸗ 
lichen Verhältnifſe, ſowie mit dem in Oeſterreich ſowohl als 
auch in Ungarn geltenden Principe der Monogamie, ſpeciell 
aber mit den Beitimmungen der 88. 62 und 111 a. b. É. B. 
Es fann nidit zweifelhaft jein, da auch der Gifela B., welche 
ibre Staatsbürgerſchaft und ihr Religionsbekenntniß nicht ges 
ändert bat, aus der mit Moriz A. geſchloſſenen Che noch 
Rechte und Verbindlichkeiten zuſtehen oder erwachſen können, 
deren Anerkennung ihr von Seite der Gerichte im hierlän⸗ 
diſchen Staatsgebiete nicht verſagt werden dürfte. Gleiches 
miirde aber hinſichtlich der Che zwiſchen Moriz A. und 
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Roſa C. gelten, wenn diejelbe Bierortê als giltig amertannt 
würde. Die, Anerfennung beider Ehen ift aber unbereinhar 
mit dem in Oeſterreich beſtehenden Cherechte und war daber 
dte obne Auflöſung der erjten Che von Moriz AU. cingegangene 
zweite Che wegen des Hinderniſſes de3 bejtehenden Ehebandes 
als ungiltig qu ertláren. Was die wechſelſeitige Anertennung 
und Boliftcedbartett der Urtheile der öſterreichiſchen und unga- 
riſchen Gerichte betrifit, jo iſt diejelbe in den betreffenden Be: 
timmungen und insbejonders im Juſtizminiſterialerlaſſe vom 
30. Auguſt 1863, B. 9627, wohl hinfichtlid der Executions⸗ 
fábigteit der beiderſeitigen Erkenntniſſe auf das in der anderen 
Reichshälfte befindlidbe Vermögen anertannt und geregelt. 
Hiedurch erſcheint aber die Frage der Anerkennung der Rechts⸗ 
giltigkeit und Bolftredbarteit von Erkenntniſſen, welche Standes⸗ 
rechte betreffen, inſofern ſie in der anderen Reichshälfte von 
rechtlichen Folgen ſein ſollen, nicht berührt, und es kann ins⸗ 
beſonders daraus nicht gefolgert werden, daß dieſe Aner- 
kennung auch dann einzutreten habe, wenn dieſelbe mit dem 
Eherechte des betreffenden Staatsgebietes im directen Wider⸗ 
ſpruche ſtehen, und dadurch in die unveräußerlichen, perſön⸗ 
lichen Rechte Dritter eingegriffen würde. Die Verordnung 
des Miniſters des Innern vom 22. October 1879, 3. 9482, 
auf welche ſich die Parteien wiederholt beziehen, kann für die 
gerichtliche Entſcheidung im vorliegenden Falle ebenſowenig 
maßgebend ſein, als die in anderen Fällen erfloſſenen richter⸗ 
lichen Erkenntniſſe. Es iſt aber auch nicht richtig, daß der 
erwähnte Miniſterialerlaß nur auf ſolche Fälle bezogen werden 
könne, in welchen ein Ehetheil zur Zeit der zweiten Verehe⸗ 
lichung öſterreichiſcher Staatsbürger iſt; denn der Erlaß ſpricht 
ganz allgemein von Eheſchließungen öſterreichiſcher Staats⸗ 
bürger und anderer Staatsangehöriger, welche bereits verehe⸗ 
licht waren, und deren Ehe nach öſterreichiſchem Rechte nicht 
als getrennt anzuſehen iſt, und ſchließt insbeſonders Fälle, 
in welchen, wie vorliegend, ein Theil früher öſterreichiſcher 
Staatsbürger war und die Aufnahme in den fremden Staats⸗ 
verband erſt vor der neuerlichen Verehelichung erwirkt hat, 
nicht aus. Die mit dem Hofdecrete vom 23. Detober 1801, 
J. G. S. Nr. 542, publicirten Beſtimmungen hinſichtlich der 
sujets mixtes können vorliegend ſchon aus dem Grunde keine 
Anwendung finden, weil es ſich hier nicht um Streitigkeiten 
zwiſchen sujets mixtes handelt. 

Der Oberſte Gerichtshof hat in Beſtätigung der ange— 
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foditenen untergerichtlichen Urtheile die Ungiltigleit der zweiten 
Ghe des A. mit der 6. im Gebiete der im öſterreichiſchen 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Lander, für welche 
das a. b. G. B. vom 1. Juni 1811 in Wirkſamkeit ſteht, 
ausgeſprochen. Gründe: Die hierländiſchen Gerichte haben 
im vorliegenden Falle die Aufgabe, zu unterſuchen und zu 
erkennen, ob die von Moriz A. mit Roja C. am 9. März 
1890 qu Klauſenburg nad unitariſchem Ritus gejóiioiiene 
eheliche Verbindung auch in den Königreichen und Lândern, 
melde im öſterreichiſchen Reichsrathe vertreten find, und für 
welche da? a. b. G. B. in Kraft fteht, Geltung beanſpruchen 
fônne, da die Genannten in dem Gebiete dieſer Länder (Graz) 
ihren orbentliden Wohnſitz haben, und das mit dieſer ehe- 
liben Verbindung angejtrebte Rechtsverhältniß ebendajelbft 
jetne rechtliche Wirkung äußern jo. Dieje zur Aufgabe ge- 
itelite Unterſuchung fällt keineswegs mit der Erörterung zu⸗ 
ſammen, ob dieſe eheliche Verbindung nach den in Ungarn 
beſtehenden Geſetzen giltig zuſtande gekommen ſei, weil nicht 
jedes im Auslande und von Ausländern rechtswirkſam ge⸗ 
ſchloſſene Rechtsgeſchäft ſchon an und für ſich nothwendig 
auch hierlands Anerkennung und Schutz finden, beides piel- 
mehr dann verſagt werden muß, wenn der Beſtand eines 
ſolchen Rechtsgeſchäftes einem hierlands aus ethiſchen Grün⸗ 
den erlaſſenen zwingenden Verbotsgeſetze widerſtreitet; des⸗ 
halb iſt im vorliegenden Falle nicht die Frage nad der An⸗ 
wendbarkeit des 8. 34 a. b. G. B. zum Ausgangspunkte der 
Unterſuchung zu nehmen. Denn dieſer Paragraph trifft nur 
Beſtimmungen rückſichtlich der perſönlichen (Handlungs⸗) Fähig⸗ 
keit von fremden Staatsangehörigen zum Abſchluſſe von Rechts⸗ 
geſchäften und legt den ausländiſchen Geſetzen inſofern Gel- 
tung bei, als es ſich um jene Erforderniſſe handelt, welche 
bet den vertragsſchließenden Theilen vermöge ihrer perſön— 
lichen Eigenſchaften vorhanden ſein müſſen, damit dieſelben 
als rechtlich vermögend erſcheinen, durch ihre Willenserklärun 

ein Rechtsgeſchäft mit der Wirkung zu unternehmen, dal 
daraus die beabſichtigten Rechtsfolgen hervorgehen. Dieje 
perſönliche Handlungsfähigkeit und als Ausfluß derſelben 
auch die rechtliche Willensfäͤhigkeit zum Abſchluſſe von Rechts⸗ 
geſchäften überhaupt und einer Ehe insbeſonders iſt bei Moriz 
A. und Roſa C. ebenſowenig in Frage geſtellt, als die Ge 
ſetzlichkeit der Form, in welcher der Abſchluß der Ehe zwiſchen 
beiden ſtattfand, angezweifelt wird. Vielmehr handelt es ſich 
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bei Beurtheilung der Rechtswirkſamkeit dieſer Che im hier⸗ 
ländiſchen Gebiete nur darum, ob der Anerkennung ihrer 
Giltigkeit in der Thatſache, daß Moriz A. bereits giltig ver⸗ 
heiratet, und deſſen rechtmäßige Ehegattin Giſela B. zur Zeit 
des Abſchluſſes der fraglichen zweiten Ehe noch am Leben 
war, und es auch gegenwärtig noch iſt, nicht ein Hinderniß 
entgegenſtehe, welches nach öſterreichiſchem Rechte dieſe An— 
erkennung ausſchließt. Dieſes Hinderniß berührt nicht die 
perſönliche Handlungsfähigkeit des Moriz A., wie ſolche im 
.34 a. b. G. B. zur Regelung gelangt, ſondern betrifft 
ein von der perſönlichen —— keit der Eheſchließungs⸗ 
werber ganz unabhängiges —— deſſen Vorhandenſein 
im 8. 62 a. b. G. B. aus ethiſchen Rückſichten (Marginal⸗ 
note gu 88.60 und 61f. a. b. G. B.) qu einer unerläßlichen 
Borausfegung der Giltigteit einer Che gemadt ift, indem 
derjelbe die den Charalter eines proingenben Verbotsgeſetzes 
tragende Norm enthält: „daß Ein Mann nur mit Einem 
Weibe und Ein Weib nur mit Einem Manne zu gleicher Zeit 
vermählt ſein darf, daß daber derjenige, der ſchon verehelicht 
war und ſich wieder verehelichen will, die erfolgte Trennung, 
d. i. die gänzliche Auflöſung des Ehebandes rechtmäßig be 
weiſen muß.“ Da nach den Ergebniſſen der gepflogenen 
Unterſuchung vorliegt, daß Moriz A., welcher frilber öſter⸗ 
reichiſcher Staatsbürger war und der katholiſchen Kirche an 
gehörte, ſich im Sabre 1875 nad) dem Ritus eben dieſer 
Kirche mit der gleichfalls katholiſchen Giſela B. verheiratet 
hat, und daß letztere auch gegenwärtig noch lebt, käme die 
von demſelben im Sabre 1890 neuerlich geſchloſſene Che mit 
Roja 6. mit dem gedaditen Verbotêgejege nur dann nicht in 
ABibderftreit, wenn nachgewieſen wäre, daß da3 zwiſchen ibm 
und Giſela B. zu Stande gekommene eheliche Verhältniß durch 
Trennung gänzlich aufgelöſt worden ſei. Dieſer Nachweis 
iſt jedoch nicht geliefert worden. Daß eine Auflöſung des 
ehelichen Bandes durch die im Jahre 1887 einverſtändlich 
erfolgte Scheidung der Ehegatten von Tiſch und Bett zufolge 
des bezüglichen Gerichtsbeſchluſſes nicht ſtattgefunden bat, be: 
darf keiner weiteren Erörterung. Aber auch durch die Er— 
kenntniſſe der unitariſchen Ehegerichte vom 28. Jänner, be: 
ziehungsweiſe 12. Februar 1890 iſt nicht eine gänzliche 
Auflöſung der Ehe zwiſchen den genannten Ehegatten be⸗ 
wirkt worden. Inhalts dieſer Urkunden haben die genannten 
Ehegerichte dieſe Ehe ausdrücklich nur in Bezug auf den Ehe— 
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mann Moriz A. aufgelóft und demſelben die Cingehung einer 
neuen Che gejtattet, dagegen das ebelide Band bezüglich der 
Ehefrau Gijela B. unberiibrt gelafien, und wären dieſe Ehe⸗ 
gerichte zu einem gleichen Ausſpruche gegenüber der letzteren 
auch nach ungariſchem Rechte gar nicht zuſtändig geweſen. 
Wenn alſo auch nach ungariſchem Rechte die Auflöſung des 
Ehebandes bezüglich des Moriz A. ſtattgefunden hat, ſo war 
dies nicht auch in Anſehung ſeiner Ehefrau Giſela B. der 
Fall. Dieſelbe muß vielmehr noch immer als die rechtmäßige 
Gattin des Moritz A. angeſehen werden, welche nicht blos 
deſſen Namen trägt und belfen Standesrechte genteBt, ſondern 
auch aller anderen bürgerlichen Rechte theilhaftig iſt, welche 
der Ehegattin eines Mannes zukommen, und von denen ſie 
nicht durch beſondere Beſtimmung des Geſetzes (8. 796 a. b. 
G. B.) wegen der in Mittel liegenden Scheidung von Tiſch 
und Bett ausgeſchloſſen iſt. Ihre Rechtslage iſt durchaus 
nicht (wie die Beſchwerdeführer meinen) analog derjenigen 
einer Frau, auf welche die Beſtimmungen der 88. 116 und 
119 a. b. G. B. Anwendung haben. Bezüglich ſolcher Frauen 
wird auch nach öſterreichiſchem Rechte die Trennung, alſo die 
gänzliche Auflöſung des ehelichen Bandes ausgeſprochen, und 
wenn ſich auch eine ſolche Frau nicht mehr verehelichen darf, 
ſo iſt ſie doch keinesfalls mehr die Ehegattin des Mannes, 
von dem ſie getrennt wurde. Es iſt daber nicht richtig, daß 
es auch nach öſterreichiſchem Rechte Fälle gibt, in welchen 
eine Ehetrennung derart geſchehen kann, daß dieſelbe nur für 
einen Ehetheil und nicht auch für den andern wirkt. Mögen 
daher Moriz A. und Roſa C. zur Zeit der Abſchließung 
ihrer Ehe Angehörige fremder Staaten geweſen und dieſe 
Ehe auch im Auslande eingegangen ſein, und mag nach dem 
Geſetze dez Staates, tn welchem dieſe Eheſchließung ftattfand, 
der oben erörterte Umſtand, daß nach öſterreichiſchem Geſetze 
eine rechtmäßige Gattin des erſteren noch am Leben war, 
kein Hinderniß der Eheſchließung gebildet haben, ſomit dieſe 
Ehe dort als vollkommen giltig anerkannt ſein, ſo muß dieſe 
Anertennung doch hierlands verweigert werden. Neben jener 
rechtmäßigen Ehegattin kann hierlands nicht auch noch eine 
andere Frau als ſolche anerkannt, ſondern es muß dem 
zwiſchen Moriz A. und Roſa C. in Klauſenburg begründeten 
ehelichen Verhaͤltniſſe hierlands die Anerkennung ebenſo ver⸗ 
ſagt werden, als dies geſchehen müßte, wenn Angehörige 
auswärtiger Gtanten, tn denen die Vielweiberei oder die 
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Gelaveret geſetzlich itatthaft ift, dieſe Verhältniſſe Det ihrem 
Aufenthalte in den hierſeitigen Vândern gur rechtlichen Gel⸗ 
tung bringen wollten. Daß durch die Verweigerung dieſer 
Anerkennung die beſtehenden Vorſchriften über die gegen⸗ 
ſeitige nam ja bei Boliftredung von öſterreichiſchen und 
beziehungsweiſe ungariſchen Urtheilen nicht berührt werden, 
iſt ſchon in den Gründen des oberlandesgerichtlichen Urtheils 
ſachgemäß ausgeführt worden. 


Nr. 199. 
Mad 8. 4 a. B. 6. DB. Mreiot der Kathoſiſche öſterreichiſche Staats- 
bürger an das Berbot, Set Kedzeiten des anderen Ehegatten zu einer 
neuen Ehe qu ſchreiten, auch daun gebunden, wenn er die Ele außer 
ſeinem Staatsgediete geſchloſſen hat. 
Plenarentſcheidung vom 1. December 1891, 8. 13.739. 


Der öſterreichiſche Staatsangehörige A., römiſch⸗katholi⸗ 
ſcher Religion, hat am 22. November 1870 in Leipzig die 
Dorothea B. aus Leipzig, evangeliſch⸗lutheriſcher Confeſſion, 
geehelicht. Das königlich ſächſiſche Appellationsgericht in Leipzig 
hat mit dem Erkenntniſſe vom 17. September 1879 die 
Scheidung der vorerwähnten erſten Ehe des A. mit der B. 
rechtskräftig ausgeſprochen. Am 5. September 1881 iſt A. 
- por dem Standesamte in Stötteritz in Sachſen mit Sophie 

C. aus Königſee, evangeliſch⸗lutheriſcher Confeſſion eine zweite 
Ehe eingegangen. Die dem A. am 22. November 1870 an⸗ 
getraute Gattin B. iſt noch am Leben. Qu der von amts⸗ 
megen eingeleiteten Rechtsſache wegen Ungiltigtett der zweiten 
Ghe baben nun bas k. É. Sreisgeridt in Briix und das 
k. T. Dberlandesgeridt in Prag auf Grund der voritehenden 
bemiejenen Thatſachen die vom A. mit Sophie 6. abgeſchloſſene 
Ehe in dem Gebiete der im öſterreichiſchen Reichsrathe ver: 
tretenen Königreiche und Länder für ungiltig erklärt aus 
nachſtehenden im Weſentlichen übereinſtimmenden Gründen: 
Nach 8. 4 a. b. O. B. bleiben die öſterreichiſchen Staats⸗ 
bürger auch in Handlungen und Geſchäften, die ſie außer 
dem Staatsgebiete vornehmen, an die Geſetze gebunden, inſo⸗ 
weit als ihre perſönliche Fähigkeit ſie zu unternehmen da⸗ 
durch eingeſchränkt wird, und als dieſe Handlungen und 
Geſchäfte zugleich in dieſen Ländern rechtliche Folgen hervor⸗ 
bringen ſollen. Nach 8. 111 a. b. G. B. kann das Band 
einer giltigen Ehe, wenn auch nur ein Theil ſchon zur Zeit 
der geſchloſſenen Che der katholiſchen Religion zugethan war, 


III. 199. 125 


nur durch den Tod des einen Ehegatten getrennt werden. 
Dieſem gemäß mußte die zweite Che des A. mit Sophie E. 
nad S8. 62 und 94 a. b. G. B. vom Standpunkte des dfter- 
reichiſchen Rechtes als ungiltig ertlárt merden, da A. bet Leb⸗ 
zeiten ſeiner erſten Gattin B. mit Rückſicht auf 88. 4, 111 
und 62 a. b. G. B. die rechtliche Fähigkeit nicht hatte, eine 
zweite Ehe einzugehen. Die Anſicht, daß die erſte Ehe des 
A. mit B. als gänzlich getrennt in Folge der erfolgten Schei— 
dung anzuſehen und B. zur Schließung der gpeiten Ehe be⸗ 
rechtigt geweſen ſei, iſt durch 8. 4a. b. G. B., welcher den 
katholiſchen Oeſterreicher auch im Auslande bindet, mit Be⸗ 
ziehung auf 8. lil a. b. G. B. widerlegt. 

Der Oberſte Gerichtshof hat in Uebereinſtimmung mit 
den untergerichtlichen Urtheilen die fragliche Ehe als ungiltig 
erkannt. Gründe: Nach 8. 111 a. b. G. B. kann das Band 
einer giltigen Ehe zwiſchen katholiſchen Perſonen nur durch 
den Tod des einen Ehegatten getrennt werden. Ebenſo unauf⸗ 
löslich iſt das Band der Ehe, wenn auch nur ein Theil ſchon 
zur Zeit der geſchloſſenen Ehe der katholiſchen Religion zu⸗ 
gethan war. Es fehlt an jedem berechtigten Grunde, dieſe 
dem katholiſchen Religionsbegriffe der Ehe entnommene all⸗ 
gemeine Beſtimmung, wie der Vertheidiger des Ehebandes 
verſucht, mit dem durch das Geſetz vom 31. December 1868, 
R. G. BI. Nr. 4 ex 1869, aufgehobenen 8. 77 a. b. G. B. 
in Verbindung zu bringen und an die Vorausſetzung zu 
knüpfen, daß die feierliche Erklärung der Einwilligung zur 
Ehe vor dem katholiſchen Seelſorger erklärt worden ſein 
müſſe. Nach 8. 4 a. b. G. B. bleibt der katholiſche öſter⸗ 
reichiſche Staatsbürger an das Verbot, bei Lebzeiten des 
anderen Chegatten qu einer neuen Che qu ſchreiten, auch dann 
gebunden, wenn er die Che außer ſeinem Staatsgebiete ge⸗ 
ſchloſſen hat, weil durch das Eheband zugleich im Inlande 
in Beziehung auf das Heimats-, Familien⸗ und Erbrecht 
wirkſame Folgen hervorgebracht werden. Aus Artikel 14 
des Stuatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. BI. 
Pr. 143, läßt ſich die Aufhebung der auf den verſchiedenen 
ReligionSbefenntnifjen berubenden, von einander abtveichenden 
Beftimmungen des öſterreichiſchen Eherechtes, insbeſonders 
der Grundſätze der 88. 62 und 111 a. b. G. B. offenbar 
nicht ableiten. Dieſe haben mit der Gewährleiſtung der vollen 
Glaubens⸗ nund Gewiſſensfreiheit, des von dem Religions⸗ 
bekenntniſſe unabhängigen Genuſſes der bürgerlichen und poli⸗ 
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tiſchen Rechte nichts gemein. Durch das Reltgionsbetenntnik 
darf den ſtaatsbürgerlichen Pflichten kein Abbruch geſchehen. 
Dieſe wurden daher durch das Staatsgrundgeſetz ausdrücklich 
unberührt gelaſſen. Hiezu gehört aber gewiß auch die Be⸗ 
obachtung des den Inländer auch im Auslande bindenden 
Heimatsgeſetzes, insbeſonders der 88. 62 und 111 4. b. G. B. 
Auch A. war und blieb als katholiſcher öſterreichiſcher Staats⸗ 
bürger bei der Schließung ſeiner erſten Ehe an die Ein— 
ſchränkung gebunden, daß dieſe Ehe nur durch den Tod ge: 
trennt werden kann. Für ihn und für ſeine Heimat wurde 
das Band dieſer Ehe durch das Scheidungsurtheil des Appel⸗ 
lationsgerichtes in Leipzig vom 17. September 1879 nicht 
aufgelöſt. Ihm war daher verboten, am 15. September 1881 
zu Lebzeiten ſeiner Ehegattin eine neue in Oeſterreich giltige 
Ehe einzugehen. Dieſer zweiten Ehe ſteht das Hinderniß des 
noch beſtehenden Ehebandes nad 8. 62 a. b. G. B. im Wege. 


Nr. 200. 

Die Berſicherungsbeträge der nad) dem Geſetze vom 28. December 1887, 
MN. 6. BL. Mr. 1 ex 1888 qu errichtenden reſp. errichteten Aufall- 
verſicherungsanſtalten tragen an AM den CharaRter öffentlicher Ab- 
gasen und iſt denfeiben im Salle ihrer Geſtendmachung gegen einen 

tn Goncurs verfaMenen verſicherungspflichtigen Munternegmer, die erſte 
Claſſe der Goncursglândiger zuzuerſtennen. 
Entideibung vom 9. December 1891, 8. 14.393. I. Senat. 


Der Rlage der Unfallverſicherungsanſtalt für das König⸗ 
reich Bobmen auf Cinráumung der erjten Gläubigerclafſe fiir 
die im Concurje der Firma B. angemeldete, ridtige und 
liquidirte Forderung an Mitgltedsbeitrágen per 559 fl. 29 kr., 
murde don der erſten Inſtanz ftattgegeben. Griinde: Die 
klägeriſche Unfallverſicherungsanſtalt ijt nad 8.9 des Geſetzes 
vom 28. December 1887 (Nr. 1 R. G. BI. ex 1888), der 
Rundmadung des Minifter3 des Innern vom 22. Jänner 
1889 NR. G. BL. Nr. 11 und 8. 1 der am 24. Geptember 
1889 2. 94.575 genebmigten Gtatuten, ſomit auf Grund eines 
für alle im Reichsrathe vertretenen Ronigreide und Länder 
giltigen Gejeges in Folge directen Cinjdreiten3 der höchſten 
ſtaatlichen Verwaltungsbehörde für ale Angehörigen einer 
beſtimmten, im 8. 1 des erſt cit. Geſetzes genau definirten 
Claſſe von Staatsbürgern ausſchließlich qu dem gleichfalls 
geſetzlich genau umſchriebenen allgemeinen Zwecke der VBer- 
ſicherung aller Arbeiter und Betriebsbeamten gegen die Folgen 
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der bei dem Metrtebe ſich erreignenden Unfälle — aljo mit 
Ausſchluß jedes Erwerbszweckes errichtet worden. Dieje An- 
ſtalt unterliegt nad 8. 48 des cit. Geſetzes der ſtaatlichen 
Aufſicht der politiſchen Landesbehörde und des Miniſteriums 
des Innern; nad 8. DO cit. Geſetzes find die politiſchen Be- 
hörden verpilicitet, dem an ſie geriditeten Erſuchen dieſer An: 
italten nad Thunlichkeit qu entſprechen, diejen Pa ção ibre 
Unteritigung angedeiben und Easy auch unaufgejordert alle 
Mittheilungen zukommen qu laſſen, welche für den Geſchäfts⸗ 
betrieb —* von Wichtigkeit ſein können; der Vorſtand 
der nad) 8. 9 cit. Geſetzes zu errichtenden reſp. errichteten 
Verſicherungsanſtalt wird zu einem Drittel vorliegend (nach 
8. 10 der Statuten mit ſechs Mitgliedern) von dem Miniſter 
des Innern berufen, welcher auch zur Auflöſung des Vor⸗ 
ſtandes jederzeit berechtigt iſt. Die Verpflichtung der Mit- 
liedſchaft (8. 1 und 10 cit. Geſ.), ſowie qu Beitragleiſtung 
(8. 16 cit. Gel.) ift für alle in dem territortalen Umfange der 
Anſtalt beſchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten geſetzlich 
normirt, alſo eine obligatoriſche, zwangsweiſe, von der Zu⸗ 
ſtimmung des Einzelnen unabhängige. Die Verſicherungs⸗ 
beiträge ſind unter Umſtänden nach 8. 23 cit. Geſetzes von 
Amtswegen feſtzuſetzen und res nad 8. 16 Abſ. 2 nad 
einem bon der Verſicherungsgeſellſchaft aufzuſtellenden, ſtaatlich 
au genebmigenden Zarif qu bemefjen, und tverden nad 8. 26 
cit. Gefebes rückſtändige Berfidberungsbeitráge tm Verwaltungs⸗ 
wege — aljo auf jonft nur fiir öffentliche Abgabe vorge- 
ſchriebene Weiſe eingetrieben; und der in Gemäßheit bes S. 15 
de3 erft cit. Geſetzes qu bildende, durch Abgabe eines Drittels 
des Anſtaltsſpecialreſervefonds gebilbete gemeinjame Reſerve⸗ 
fond für ſämmtliche im Geltungêgebiete dez eg 2 errichtete 
Verſicherungsanſtalten wird nad) Abſ. 5 des cit. Paragraphes 
pom Staate felbjt als ein beſonderer jedenfalls öffentlicher 
Fond verwaltet. Aus allen dieſen Gejegbejtimmungen muß 
aber der Schluß abgeleitet werden, daß die Unfallverſicherungs⸗ 
anſtalt keineswegs als eine Privatunternehmung, ſondern als 
ein zum Zwecke des allgemeinen Wohles einer ganzen Claſſe 
von Staatsbürgern auf Grund eines allgemein giltigen Ge— 
ſetzes unter directer Ingerenz und fortgeſetzter Aufſicht und 
Mitwirkung der Staatsbehörde errichtetes, in ſeinem Beſtande 
und ſeiner Wirkſamkeit, von den Staatsbehörden ſortgeſebt 
au unterſtützendes, nach Art eines öffentlichen Amtes wirken⸗ 
des, alſo eben ein öffentliches Inſtitut ſich darſtellt. Daher 
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haben auch die unabhângia ton dem Willen der Verſicherungs⸗ 
pflichtigen unter ſtaatlicher Mitwirkung feftsufegenden, nad 
Art von Staatsabgaben einzutreibenden Beitráge, welche sum 
Theile in einen vom Staate veriwalteten, aljo öffentlichen 
ond flichen, nicht qu Erwerbszwecken der Verficherer, ſondern 
zur Förderung eines Gemeinzweckes beſtimmt find, keineswegs 
auf einen Privatrechtstitel, etwa einen Vertrag zwiſchen dem 
Verſicherer und bem Verſicherten, ſondern auf eine obligato- 
riſche allgemeine Geſetzesbeſtimmung ſich gründen, aljo aus 
einem Titel des öffentlichen Rechtes geleiſtet werden, den 
Charakter öffentlicher Abgaben. Dieſer öffentlich rechtliche 
Charakter der Unfallverſicherungsanſtalten überhaupt, erſcheint 
auch im Geſetze ſelbſt in der Ueberſchrift des 8. 61 cit. Ge⸗ 
ſetzes und in dieſem Paragraph ſelbſt beſonders ausgedrückt, 
indem daſelbſt die in Gemäßheit dieſes Geſetzes zu errichten⸗ 
den Verſicherungsanſtalten den Privatverſicherungsanftalten 
ausdrücklich entgegengeſtellt werden. Es erſcheint ſonach aller⸗ 
dings gerechtfertigt, die hier in Rede ſtehenden Mitglieds⸗ 
beiträge des nach 8. 10 cit. Geſetzes verſicherungspflichtigen 
Unternehmers unter die Beſtimmung des 8. 43 Abſ. 4 C. O. 
zu ſubſumiren und den fraglichen Beiträgen die 1. Claſſe der 
Concursgläubiger zuzuerkennen. Dieſe Anſchauung enthält 
eine weitere Unterſtützung durch die Beſtimmung des 8. 47 
Abſ. 9 des Geſetzes vom 30. März 1888, Nr. 33 R. G. Bl. 
über die Krankenverſicherung der Arbeiter, eines in ſeinen 
Grundlagen, Beſtimmungen und Zielen durchaus analogen 
Geſetzes, welches die Forderung der Betriebs⸗(kranken)caſſe an 
den Betriebsunternehmer in die 1. Claſſe der Concurs⸗ 
glâubiger, mit den im 8. 43, 1.2.3. €. O. angefitbrten 
gorberunger, alſo gerade an dte mafgebende Gtelle des 8. 43 
Abſ. 4 C. O., wo von difentiiden Abgaben die Rede tft, Der 
febt, umb wäre überdies an diejer Gtelle aud) auf die ana- 
foge Bejtimmung dez 8. 41 Abj. 3 C. O. reip. 268 ADI. 3 
Berggejeb hinzuweiſen, welche den Forderungen der gleid- 
falls als Alter3s, Krankheits- und Unfallverſicherungsanſtalten 
ſich darſtellenden Bergbruderladen den gleichen Vorrang der 
1. Claſſe in Concurafálien de3 Bergwerksunternehmers qu- 
meift. An diejen Geſichtspunkten tann der don der Gellagten 
verſuchte Hinweis auf 8. 50 Abſ. 2 cit. Gejeb, demzufolge 
dte Verſicherungsanſtalten nicht berecbtigt find, die Vertretung 
durch dte Finanzprocuratur in Anfprud qu nehmen, nichts 
ändern, weil gerade aus dieſem Beiſatz hervorgeht, daf der 
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Geſetzgeber angeſichts des fonftigen öffentlich-rechtlichen Cha- 
rafterê der tn Rede ftehenden Anſtalten es für nothwendig 
erachtete, dieſe Singularbeſtimmung qu treffen und die Ver= 
tretung jonad bem, wie oben auseinandergejest, theilweiſe 
unter ſtaatlicher Ingerenz bejtelten und ſtaatlich überwachten 
Vorſtande gu überlaſſen. Ebenſowenig kann die geklagterſeits 
hervorgehobene Nothwendigkeit der ſtaatlichen Genehmigung 
der Anſtaltsſtatuten den öffentlichen Charalter der Anſtalt 
beeintráditigen, weil ja die Gtatuten für die eingelnen Terri⸗ 
torien, eben deren Verſchiedenheiten angepaßt, in Einzelnen 
verſchieden ſein können, und daher eine ſtaatliche Controlle 
rückſichtlich ihrer Uebereinſtimmung in den für das ganze 
Geltungsgebiet des Geſetzes identiſchen Grundnormen als 
zweckentſprechend und nothwendig ſich erweiſt, ohne den durch 
das Geſetz normirten Grundcharakter des Inſtitutes qu bes 
einfluſſen. 

Das Oberlandesgericht hat über die Appellationsbeſchwerde 
der geklagten Concursmaſſe das erſtrichterliche Urtheil beſtä⸗ 
tigt. Gründe: Indem auf die umfaſſende Begründung hin⸗ 
gewieſen wird, welche dem erſtrichterlichen Urtheile zu Grunde 
liegt, erſcheint für deſſen Beſtätigung, weiters die Erwägung 
maßgebend, daß gemäß 8. 1 des Geſetzes vom 28. December 
1887, Rr. 1R. G. BI ex 1888 alle Arbeiter der dort bes 
zeichneten Unternebmungen gegen die Folgen der beim Be- 
triebe ſich ereignenden Unfálic nad Maßgabe der Beftim- 
mungen dieſes Geſetzes verſichert find, ihre Verſicherung jonad) 
ipsa lege einzutreten hat und mit dem Inslebentreten des 
a auch Dereit3 ohneweiters eingetreten iſt, aljo das 
Gejet allein die Grundlage der Verſicherung bilbet, feines- 
megê aber ein Mertrag oder ein vertragsábniides Berhált- 
niB, und daß aus der Bejtimmung des 8. 9 Abj. 2 jenes 
Gejetes, nad) welchem der Minifter des Innern ermächtigt 
ft, im einem und demjelben Qande mebrere Verſicherungs⸗ 
anftalten, oder für mebrere Länder eine Verſicherungsanſtalt 
au errichten, dann aus der Beftimmung des 8. 63 Ab. 3 
desſelben Gejeges, welchem qufolge der Minifter de3 Innern 
sum Zwecke der Organiſirung der im S. bezeichneten Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten berechtigt tft, alle erforderlichen Erhebungen 
zu pflegen und namentlich von den Unternehmern verſicherungs⸗ 
pflichtiger Betriebe alle dienlichen Auskünfte zu begehren, klar 
hervorgeht, daß die Errichtung und Organiſirung der Unfall⸗ 
verſicherungsanſtalten zu den Amtspflichten der Regierung 
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gebórt Damit iſt die Verſicherung der oben bezeichneten 
rbeiter gegen Betriebsunfälle, als eine der Staatsverwal⸗ 
tung unmittelbar obliegende Aufgabe anerkannt, und das 
Zuſtandekommen und die Einrichtung derjenigen Anſtalten, 
durch welche die im 8. 1 vorgeſchriebene Verſicherung erfolgt, qu 
einem Gegenſtande der Regierungsthätigkeit erhoben. Darum 
kann es auch keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß 
die Abgaben, welche dem Zwecke der Verſicherung der Arbeiter 
gegen Betriebsunfälle zu dienen haben, als öffentliche Ab⸗ 
gaben im Sinne des 8. 43 Abſ. 4 C. O. aufzufaſſen find, 
zumal nach 8. 16 des Geſetzes vom 28. December 1887 bei 
jeder Verſicherungsanſtalt jährlich ein vom Minifter des 
Innern feſtzuſetzender Betrag zur Bildung eines Reſerve⸗ 
capitals zu verwenden iſt — von den geſammten, bei einer 
Verſicherungsanſtalt ſich ergebenden Zuflüſſen zum Reſerve⸗ 
capital ein Drittel zur Bildung eines gemeinſamen Reſerve⸗ 
fonds für ſämmtliche im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes er⸗ 
richtete Verſicherungsanſtalten Verwendung zu finden hat, der 
gemeinſame Reſervefond vom Staate als ein beſonderer Fond 
verwaltet wird und der Miniſter des Innern über deſſen 
Verwendung zu den im Geſetze bezeichneten Zwecken von Fall 
zu Fall entſcheidet, aus welchen geſetzlichen Vorſchriften ſich 
der Zuſammenhang aller einjelner Verſicherungsanſtalten 
untereinander und deren gemeinſame Beſtimmung klar er⸗ 
gibt, zur Erreichung eines von den Rückſichten auf die allge— 
meine Wohlfahrt geforderten öffentlichen Zweckes zu dienen. 
Der oberſte Gerichtshof hat der außerordentlichen Reviſions⸗ 
beſchwerde der Geklagten keine Folge gegeben, weil die beiden 
untergerichtlichen Entſcheidungen eine offenbare Ungerechtig⸗ 
keit nicht erkennen laſſen, zumal nicht unbeachtet bleiben kann, 
daß die im Sinne des Geſetzes vom 28. December 1887 tr. À 
R. G. BI. ex 1888 erriditete Unfalverfiberungõanitalt dffent= 
lide Intereſſen zu vertreten und Fonds ju verwalten Bat, 
melde zur Erfüllung ibrer Zwecke aus den nöthigenfalls im 
Verwaltungswege eingutreibenden Beiträgen der nad) dem 
Geſetze hiezu Verpflichteten gebildet tverden, und da die 
Thätigkeit diefer Anftalt durdy die Staatsverwaltung geregelt 
tft und überwacht wird, jomit die Verſicherungsbeiträge dtejer 
Anſtalt den Charalter öffentlicher Abgaben an fid) tragen. 


| IV. 
Materiensegilior, 
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Nr. 328. 
Bon cinem Wermôgen, welches, fet es mittelſt Groseinfegung oder 
mittelſt Legatsbeſtimmung, einem wohlthätigen Zweche ngemendet 
wird, iſt cine Gebahr qu einem Kocalarmenfonde, alſo auch zum Wiener 
allgemeinen Verſorgungsſonde nicht abzunehmen (MofRansfeidecret 
vem 26. Jánner 1843, 3. 6. 5. Mr. 677). 
Entſcheidung vom 7. Jänner 1891, B. 15.117. (Abänderung der den Beſcheid 
des k. E. ftábt.-deleg. Bezirksgerichtes Neubau (ABten) vom 7. September 
1890, 3. 14.092, abinbernden Erledigung des k. E. DberlandeBgeridites Wien 
vom 21. October 1890, 8. 13.880.) 

Am 2. Anguft 1888 ftarb A. in Bien mit Qinterlafjung 
eine reinen Nachlaſſes per 57.722 fl. 37 fr. und eines Teſta— 
mente, worin fie unter Anderen aud eine Gtiftung fiir 
Witwen von öſterreichiſchen Staatsbeamten mit geringen Be— 
zügen errichtete und zur Erbin einſetzte. Dieſer Stiftung fiel 
der Betrag von 50.470 fl. 1. Er. qu. Mit Beſcheid vom 17. Juli 
1890 wurde die Gebühr zum ABiener aligemeinen Verjorgungês 
fonde auf 577 fl. 22 Tr. bemeſſen. — Dagegen überreichte B. 
E TejtamentSvollitreder und Abbandlungspileger die Vor⸗ 

elung. 

In Ctattgebung dieſer Vorſtellung und in theilweifer 
Abänderung des obbezogenen Beſcheides wurde vom erjten 
Richter mit Beſcheid vom 7. September 1890 die Gebühr zum 
Wiener aligemeinen Verjorgungsfonde auf nur 72 fl. 52 tr. 
berabgemindert, melde fidy dadurch ergibt, daß von dem reinen 
Nachlaſſe per 57.722 fl. 37 fr. der laut Nachlaßnachweiſung 
auf die gum Erben eingejebte milde Stiftung entfallende Be⸗ 
trag von 50.470 fl. 1 fr. gemäß Hofdecret vom 26. Jänner 
1843, 3. 6. S. Rr. 677, in Abzua gebracht wurde. — Hie⸗ 
gegen recurrirte 6. al3 Vertreter der anderen Erben. 

Das Oberlandesgericht gab dem Recurje ftatt und ânderte 
den angefochtenen Beideid dahin ab, daß der in Rede ftehende 
Beitrag auf 577 fl. 22 Tr. bejtimmt tverde, und zwar in der 
Erwägung, daf nad dem SHofdecrete vom 30. Auguſt 1806, 


134 IV. 328. 


Mr. 782, von allen in Wien abgebandelten Verlaſſenſchaften, 
deren reiner Nachlaß 105 fl. überſteigt, der gejeblide Beitrag 
zum Wiener aligemeinen Wohlthätigkeitsfonde abzuführen und 
nur jener Betrag einzurechnen iſt, welchen der Erblaſſer eben 
zu dieſem Zwecke ausgeſetzt hat; daß auf den gragbener Fall 
das Hofkanzleidecrret vom 26. Jänner 1843, J. G. S. Rr. 677, 
welches übrigens nur als eine geſetzliche Erläuterung aufzu⸗ 
faſſen iſt, ſchon deshalblkeinez Anwendung findet, weil es ſich 
nicht um ein zu wohlthätigen Zwecken gemachtes Legat handelt, 
indem die von der Erblafjecin teſtamentariſch errichtete Gtif- 
tung für öſterreichiſche Staatsbeamtenswitwen von derſelben 
zur Erbin eingeſetzt worden iſt; daß ferners der reine Nachlaß 
nicht als ein ſolcher Betrag aufgefaßt werden kann, welcher im 
Sinne des für den Beitrag zum Wiener Localarmenfonde 
maßgebenden Hofdecretes vom 30. Auguſt 1806, J. G. S. 
Nr. 782, von der Erblaſſerin zum Zwecke des allgemeinen 
Wiener Verſorgungsfondes ausgeſetzt worden iſt, weil derſelbe 
nur zur Unterſtützung von Staatsbeamtenswitwen, alſo einer 
beſtimmten Claſſe von Perſonen gewidmet iſt, daß demnach 
mit Bedacht auf den allgemeinen Wohlthätigkeitszweck des Bei⸗ 
trages zum Wiener Localarmenfonde das Hofkanzleidecret vom 
26. Jänner 1843, J. G. S. Nr. 677, keineswegs ſo weitgehend 
ausgelegt werden darf, daß die als Erbin eingeſetzte Stiftung 
zu Gunſten einzelner Perſonen eines ſpeciellen Standes von 
der Verpflichtung zur Leiſtung der nad 8. 818 a. b. G. B. don 
dem Erben qu entrichtenden Beiträge, auf welche der 8. 694 
a. b. G. B. hinweiſt, ohneweiters zu befreien iſt. 

Ueber Reviſionsrecurs des B. fand der oberſte Gerichts⸗ 
hof in Abänderung der angefochtenen oberlandesgerichtlichen 
Entſcheidung den erſtrichterlichen Beſcheid vom 7. September 
1890 wieder herzuſtellen, denn nach dem Hofdecrete vom 
26. Jänner 1843, J. G. S. Nr. 677, deſſen Giltigkeit auch für 
Niederöſterreich mit Rückſicht auf die Aufnahme desſelben in 
die Juſtizgeſetzſammlung außer Zweifel ſteht, iſt bei zu wohl⸗ 
thátigen Bmveten gemacten Qegaten etne Gebühr zum Local⸗ 
armenfonde nicht abzunehmen. Dieſe Beitimmung ijt eine 
aligemeine und es würde durd dieſelbe die im SGofbecrete 
vom 30. Auguſt 1806, J. GB. S. Rr. 782, normirte Befreiung 
vom Beitrage zum aligemeinen Verſorgungsfonde erteitert; 
es kann daber in Bezug auf den Gegenftand der Frage nicht 
auf dieje3 Qofdecret guritdgegangen werden. Daß aber dte 
Greirung einer Gtiftung fix Staatsbeamtenswitwen mit ge— 
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ringen Begiigen eine Zuwendung des bezüglichen Vermögens 
qu einem moblthátigen Zwecke ift, bedarf wohl feiner näheren 
Begründung, und es macht nach der Natur der Sache keinen 
Unterſchied, ob dieſe Zuwendung in der Form einer Erbs⸗ 
einſetzung oder in jener einer Legatsbeſtimmung erfolgt, weil 
in beiden Fällen der Grund der im porgedachtr Hofkanzlei⸗ 
decrete feſtgeſetzten Exemtion zutrifft, deren Tendenz eben 
darin gelegen iſt, daß nicht ein einem wohlthätigen Zwecke 
zugewendetes Vermögen noch weiter einer Gebühr qu einem 
ſolchen Zwecke unterliege. 


Nr. 329. 
Pic aus einem Grundiafien-Abfófungs- und KRegalirungsvergleiche 
hinſichtlich einer Ltegenfdaft refultirendeu Medte find gegen einen 
Madfofger im MeRge derſelden nicht ohneweiters volpredSar (88.35 
Ratf. Watent vom 5. Suit 1853, Mr. 130; 115 Min.Perordu. vom 
81. October 1856, M. 6. BL. Mr. 218; 33 G0M. Gel.). 
Entideidung vom 13. Jänner 1891, B. 14.926. (Beftátigung der die Ent⸗ 
ſcheidung des k. k. Bezirksgerichtes Qteben vom 11. Juli 1890, 8. 1416, ab⸗ 
ândernben Entſcheidung bes k. ?. Oberlandesgerichtes Graz vom 15. Detober 
1890, 8. 9718). 

In einem zwiſchen dem Gtifte Admont und A. wegen 
Abtretung von Grund und Boden im Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ 
verfabren geſchloſſenen Vergleiche verzichtete A., Beſitzer des 
Moſergutes, qu Gunſten des Stiftes Admont für immer—⸗ 
währende Zeiten auf die Ausuübung des Jagdrechtes in dem 
ganzen Umjange der Mojeralpe. Dieje Jagdrechte gingen am 
die Actiengejelfdaft der Qnnerberger Hauptgewerkſchaft, von 
dtejer durch Kauf an die öſterreichiſche Alpine Montangejel- 
ſchaft und von diejer an das Land Steiermark tiber, bem qu: 
gleich feitenê der Alpinen Montangeſellſchaft die Aufſands⸗ 
bewilligung hinſichtlich des Jagdvorbehaltes ausgeſtellt wurde. 
Das Land Steiermark ſuchte nun um Einverleibung des Jagd⸗ 
rechtes bei dem Moſergute, das inzwiſchen von A. auf C. 
bergegangen war, qu jeinen Gunften an. 

Das Bezirksgericht gab diejem Begehren ftatt. 

Ueber Necurê dez O. miez das Dberlandesgeridt Graz 
das Begebren ab in Erwägung, dab gemäß 8. 32 G. 6. 
Cinverleibungen nur auf Grund ſolcher Ürkunden ftattfinden 
tônnen, welche die ausdrückliche Erklärung Desjenigen, deſſen 
Rechte beſchränkt, belaſtet, aufgehoben oder auf Andere iibers 
tragen werden können, enthalten, daß er in die Einverleibung 
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etnmillige; in Erwägung, da in dem Ablójungê: und Res 
gulirungêvergleide, worauf ſich das Begehren in erſter Linie 
ſtützt, eine Bewilligung zur grundbücherlichen Einverleibung 
des Jagdrechtes nicht ertheilt wurde, in demſelben vielmehr 
nur der Verzicht des Beſitzers der Moſeralpe zu Gunſten des 
Stiftes Admont auf die Ausübung des Jagdrechtes ſtipulirt 
erſcheint; in Erwägung, daß daher das Stift Admont nur 
einen perſönlichen —28 auf die Ausubung des Jagd⸗ 
rechtes gegenüber dem zur Beit des Vergleichsabſchluſſes ges 
weſenen Beſitzer der Moſeralpe, A., erworben hat; in Er⸗ 
wägung, daß dieſemnach die Jagdrechte des Stiftes Admont 
an den Beſitznachfolger nur in dem Umfange übergehen konnten, 
als ſelbe dem Stifte Admont zuſtanden; in Erwägung, daß 
ſonach für das Anſuchen um Einverleibung des Jagdrechtes 
bei dem Moſergute zu Gunſten des Landes Steiermark jeder 
Rechtstitel mangelt, wozu noch der weitere Umſtand hinzu⸗ 
tritt, daß dermalen C. Eigenthümer des Moſergutes iſt, von 
deſſen Seite betreffs des Jagdrechtes keine intabulationsfähige 
Urkunde ausgeſtellt wurde. — In dem gegen dieſe Entſcheidung 
eingebrachten Reviſionsrecurſe wird beſtritten, daß der vor⸗ 
liegende Fall lediglich nach den Beſtimmungen des Grundbuchs⸗ 
geſetzes au beurtheilen iſt. Baſis des Rechtsverhältniſſes iſt 
der gelchloſſene Ablöſungs⸗ und Regulirungsvergleich. Das 
Requiſit der Einverleibungsbewilligung iſt nicht erforderlich, 
weil keine private und privatrechtliche Ertlârung vorliegt (8. 38 
des Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. BI. Rr. 130, und 8.115 
der Qnftruction vom 31. Detober 1856, R. G. BI. Rr. 218). 

Der oberjte Gerichtshof bat den Nevifiondrecurê verworfen 
und die oberlandesgerichtliche Entſcheidung bDeftátigt in Grs 
wägung, daß, wie nicht beftritten, alê Cigenthiimer des Mofers 
gute3, bei welchem das Jagdrecht qu Gunften des Landes 
Steiermark einverleibt merden ſoll, gegenwärtig 6. eingetragen 
ift, bagegen das Gtift Admont den Ablbſungs⸗ und Megus 
lirungsvergleich nicht mit C. abgeſchloſſen bat, daber dieſem 
gegenüber in Betreff des gedachten Rechtes der Vergleich nicht 
ohneweiters nad 8. 35 kaiſ. Pat. vom 5. Juli 1853, R. G. BL. 
Nr. 130, und 8. 115 Min.-Berordn. vom 31. Detober 1856, 
R. G. BI. Rr. 218, 8. 33b G. G. als vollitredbar angejeben 
werden kann. 
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Rr. 330. 
Die Borfárift des 9.3 des Gefeges vom 10. Juni 1887, M. 6. BL. 
Mr. 74, IR von Amtswegen qu berückſtichtigen und find feCOR bereits 
in Grecuttos gezogene, zum Fundus instructus einer Kiegenſchaft ge- 
Qórige Gegenſtände von der Mobifarezecution auszuſcheiden. 
Der Sequefter cines Gutes IR Cegitimirt, das Geſuch um Ausſcheidunug 
folder Gegenfiânde cingunbringen. 

De Bernehmung von Sadverfândigen zur Entſcheidung der Frage 
über die Wertinengqualitát iſt im Geſetze begründet. 
Entſcheidung vom 13. Jänner 1891, 8. 166. (Beſtätigung der gleichlautenden 
Entſcheidungen des k. k. Bezirksgerichtes Windiſchgraz vom 28. October 1890, 
B. 6588, und des k. E. Oberlandesgerichtes Graz vom 26. November 1890, 
8. 11.262.) 


In der Crecutionsjade des M. S. gegen die Eheleute V. 
peto. 1000 fl. hat das Landesgeridt in Graz das Bezirks⸗ 
gericht in Windiſchgraz um die Vornahme der Mobilarezecu= 
tion erften und zweiten Grades erſucht, welche von der requi- 
rirten Behörde aud) verfügt murde. Nachträglich bat der 
Gläubiger X. in feiner Erecutionsjade gegen die Cheleute V. 
peto. 3000 fl. die executive Gequeftration des den Eheleuten 
8. gehdrigen landtäflichen Gutes erwirkt, und wurde ein Se⸗ 
queſter in das ſequeſtrirte Gut eingeführt. Dieſer Sequeſter 
hat nun beim Bezirksgerichte Windiſchgraz ein Geſuch ein⸗ 
gebracht und in demſelben behauptet, daß die in demſelben 
angeführten, in der Executionsſache des M. S. gegen die Ehe⸗ 
leute V. peto. 1000 fl. executiv gepfändeten und geſchätzten 
Fahrniſſe Beſtandtheile des Fundus instructus des ſequeſtrirten 
Gutes ſind, und gebeten, daß dieſelben aus der Mobilarexecu⸗ 
tion ausgeſchieden werden. 

Das angerufene Bezirksgericht bat nad) erfolgter Ver⸗ 
nehmung der Intereſſenten und von Sachverſtändigen dem 
geſtellten Begehren Folge gegeben und die erwähnten abr: 
niſſe von der Mobilarexecution aunsgejdieden. Griinde: Laut 
8. 3 des Gefeges vom 10. Quni 1887, R. G. BL. Nr. 74, ift 
das Qugebir einer Liegenſchaft der Mobilarerecutton unbedingt 
entzogen. Diejer gejebliden Beſtimmung kommt öffentlich⸗ 
rechtlicher Charalter zu, welcher Privatrechte unbedingt gu 
weichen haben, jo gar, daß jeder Act, der diejer Bejtimmung 
zuwider vollzogen worden ift, mirlungalos bleiben muß, ob 
nun der Act formell in Rechtskraft erwachſen ift oder nicht. 
Auf diejer Baſis ſtehend, kann es fi nur noch darum handeln, 
feſtzuſtellen, ob und welchen jener Pfandſtücke, die nad 
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Behauptung des Sequejterê zum Fundus instructus des feques 
ftrirten Gute3 gebdren, die Qualität eines Zugehörs unter 
Beachtung der Beftimmungen der 88. 294297 a. b. G. B. 
zukommt. Durch das Gutachten der beiden Sachverſtändigen 
iſt aber erwieſen, daß den fraglichen Gegenſtänden obige Qua⸗ 
lität zukommt. 

Die zweite Inſtanz hat dem Appellationsrecurſe des 
Executionsführers M. S. keine Folge gegeben und die erſt⸗ 
richterliche Entſcheidung beſtätigt. Gründe: Die mit dem 
Hofdecrete vom 7. April 1826, J. G. S. Rr. 2178, und 8. 3 
de Geſetzes vom 10. Juni 1887, R. G. BL. Nr. 74, angeordnete 
geſetzliche Beſtimmung, daß das auf einer Liegenſchaft befind⸗ 
liche Zugehör derſelben (88. 294297 a. b. G. B.) nur mit 
dieſer Liegenſchaft ſelbſt in Execution gezogen werden darf, 
und daher in die executive Schätzung derſelben einzubeziehen 
iſt, hat ihren Grund in der dem Geſetzgeber nothwendig er⸗ 
ſcheinenden Wahrung öffentlicher Intereſſen; dieſe Vorſchrift 
iſt daher von den Gerichten von Amtswegen zu berückſichtigen 
und muß eine Verzichtleiſtung auf dieſe durch das Geſetz ge- 
währte Begünſtigung als wirkungslos angeſehen werden. Es 
iſt ſonach Pflicht des Richters, in allen Fällen, wo über die 
Frage, ob in Execution zu ziehende oder gezogene Gegenſtände 
als —* — einer Liegenſchaft anzuſehen ſind, ein Streit ent⸗ 
ſteht, darüber nach 8. 5 des Geſetzes vom 10. Juni 1887, 
R. G. BI. Nr. 74, qu entſcheiden. Der Umſtand, daß dieſelben 
Gegenſtände, welche nunmehr als Fundus instructus bezeichnet 
werden, für den Executionsführer M. S. gepfändet und ges 
ſchätzt wurden und das bezügliche Pfändungs⸗ und Schätzungs⸗ 
protokoll zu Gericht genommen wurde und dieſe Annahme 
bereits in Rechtskraft erwachſen iſt, ſteht der Entſcheidung des 
Richters nicht hindernd im Wege, nachdem der Streit hierüber 
erſt jetzt angeregt wurde. Die Vernehmung von Sachverſtän⸗ 
digen zur Entſcheidung der Frage über die Pertinenzqualität 
ſtellt ſich, um die nothwendigen Grundlagen für dieſelbe zu 
ſchaffen, als nothwendig dar und iſt im Geſetze begründet. 
Der Sequeſter des Gutes mar zweifellos berechtigt und legi— 
timirt, das Geſuch um Ausſcheidung der fraglichen Gegen⸗ 
ſtände aus der Mobilarexecution einzubringen, weil der Se— 
queſter die Intereſſen des ſequeſtrirten Gutes zu wahren und 
das ſequeſtrirte Gut als ein guter Hauswirth zu verwalten 
hat; über das vorerwähnte Geſuch hat nach 8.5 des Geſetzes 
mam 10. Juni 1887, R. G. Bl. Rr. 74, das zur Vornahme der 
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Execution berufene Gericht, demnach das Bezirksgericht Windiſch⸗ 
graz, die Entſcheidung zu fällen. 

Der oberſte Gerichtshof hat den außerordentlichen Res 
bifiongrecurê des M. S. wegen Mangel3 der A 
unter welchen allein nad) dem SGofdecrete vom 15. Februar 
1833, 3. 6.6. Nr. 2593, eine Abänderung gleichlautender 
untergerichtlicher Verfitgungen ftattjinden fann, zurückgewieſen. 


Rr. 331. 
-Meber den Status des Kindes Rana nicht in dem über dte Giltigkeit 
der Ele der Eltern durchgeführten officiofen, fondern nur tm conteu- 
tiofen Berfahren erRannt merden (8.160 0.0.6.3.) — Meber die 
GiltigReit ciner Ehe Baden, wenn ein Theil öſterreichiſcher Staats- 
bürger iſt, die oferreidifden GSerichte ju entideiden (Sofdecret vom 
23. Zãuner 1794, Rundgemadt mit Sofdecret vom 23. Qctober 1801, 
3. 6. 5. Mr. 542). 

Entideidung bom 20. Jänner 1891, 3. 14. 278. (Beſtätigung der gleichförmigen 
Urtheile des k. k. Landesgerichtes Troppau vom 2. Mai 1890, 3. 2423, und 
des k. k. Oberlandesgerichtes Brünn vom 7. October 1890, 8. 6462.) 

Ferdinand W., ungariſcher Staatsbürger, katholiſcher Reli⸗ 
gion, in Ungarn wohnhaft, heiratete am 29. Mai 1855 in 
Ungarn, Fünfkirchen, die Angelika P., katholiſcher Religion. 
Am 12. Auguſt 1869 wurde vom geiſtlichen Gerichte in Fünf⸗ 
kirchen bezüglich dieſer Ehe die Scheidung von Tiſch und Bett 
ausgeſprochen. Ferdinand W. trat zur reformirten Kirche über 
und heiratete während der Lebenszeit ſeiner geſchiedenen Gattin 
P., am 13. April 1872 in Ungarn, Moragg, nach helvetiſchem 
Ritus die ledige, in Oeſterreichiſch⸗Schleſien, Freiwaldau, wohn⸗ 
hafte öſterreichiſche Staatsbürgerin Joſephine S., katholiſcher 
Religion. Die beiden Verehelichten hatten ſeit ihrer Ver— 
ehelichung das Domicil in Ungarn, Szegszard, woſelbſt ſie 
bis November 1880 verblieben; von dort begaben ſie ſich nach 
Freiwaldau, wo ſie bis Anfangs des Jahres 1884 zuſammen 
lebten; da Ferdinand W. zu dieſer Zeit erkrankte, wurde er 
nach Ungarn in die Krankenanſtalt in Simontornya gebracht, 
woſelbſt er am 22. Mai 1886 ſtarb, während die Gattin Jo⸗ 
fephine bet ibren Eltern in Freiwaldau guriidgeblieben tar. 
Am 22. Februar 1881 hatte diejelbe in Freitvaldau einen Sohn 
geboren, welcher laut Taufſchein dez fatholifden Pfarramtes 
in Freiwaldau auf dem Ramen Egon getanft und in dem 
Taufregiſter als unebelid eingetragen tvorden war, weil zur 
Taufe ein Trauungsſchein des helvetiſchen Pfarramtes int 
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Moragg iiber die Ehe der Sofephine S. mit Ferdinand W. 
nicht beigebracht worden war. Als die Sojephine, geborene 
S. nachträglich unter Beibringung des Trauungsſcheines beim 
Pfarramte um die Eintragung ihres Sohnes als ehelich ein⸗ 
ſchritt, lehnte das Pfarramt dieſes Begehren ab, weil Ferdi⸗ 
nand W., ſowie die Angelika P. zur Zeit der Eingehung ihrer 
Ehe katholiſch waren, letztere noch am Leben iſt, eine giltig 
zwiſchen Katholiken abgeſchloſſene Ehe nur durch den Tod auf 
gelöſt werden könne, und zeigte das Pfarramt den Vorgang 
der politiſchen Behörde an. Die ſchleſiſche Landesregierung 
trat den Aet dem Landesgerichte in Troppau ab, welches ſich 
in der Zuſchrift vom 7. December 1886, 3. 9099, für incom- 
petent ertlúrte, tveil Ferdinand und Sojephine W. ibren letzten 
emeinſchaftlichen Wohnort in Szegszard gehabt batten, das 
—— Troppau daher nach 8. 14 der Jurisdictionsnorm 
vom 20. November 1862, R. G. Bl. Nr. 251, zur Entſcheidung 
in der Sache nicht zuſtändig iſt. Hierüber wandte ſich die 
ſchleſiſche Landesregierung an das Oberlandesgericht in Brünn, 
welches mit Decret vom 19. April 1887, 3. 3349, dem Landes⸗ 
gerichte auftrug, zu erheben, wann und wo Ferdinand W. 
geſtorben iſt, ob Joſephine S. bis zu deſſen Ableben mit ihm 
gemeinſchaftlich gelebt hat, oder ob ſie noch vor deſſen Tod 
einen abgeſonderten Wohnort bezogen hat, ob und wo die 
beiden Genannten ſich zuletzt gemeinſchaftlich niedergelaſſen 
hatten, in der Abſicht, dortſelbſt den bleibenden Aufenthalt zu 
nehmen, wann, zu welchem Behufe und wie lange dieſelben 
den gemeinſchaftlichen Aufenthalt in Freiwaldau gehabt hatten. 
Nach Einlangen der Erhebungen trug das Oberlandesgericht 
mit Decret vom 20. December 1887, 3. 10.830, dem Landes⸗ 
gerichte Troppau die Führung der Verhandlung auf, welches 
den Dr. A. zum Curator ad actum für den verſtorbenen 
Ferdinand W. und den Dr. B. zum Vertheidiger des Ehes 
bandes beſtellte und die Unterſuchung wegen Giltigkeit der 
Che des Ferdinand W. und der Joſephine S. einleitete. 

In erſter Inſtanz wurde erkannt, daß die von Joſephine 
B. mit Ferdinand W. geſchloſſene Ehe für den Bereich der 
Giltigkeit des allg. bürg. Geſetzbuches ungiltig ſei, und daß 
kein Theil daran ein Verſchulden trage. Den Entſcheidungs⸗ 
gründen des Urtheils wurde beigefügt: „Joſephine S. hat 
zwar auch das Begehren geſtellt, daß zugleich ausgeſprochen 
werde, der ton ihr am 22. Februar 1881 in Freiwaldau ge- 
borene Sohn Egon jet im Grunde dez 8. 160 a. b. G. B. ais 
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ehelich anzuſehen; alletn dieſem Begebren kann nicht milfabrt 
werden, weil gemäß des Hofdecretes vom 23. Auguſt 1819, 
J. G. S. Nr. 1595, die Unterſuchung und Entſcheidung blos 
der Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Ehe und das Verſchulden 
der Eheleute zum Gegenſtande hat und dieſe Grenzen durch 
den Urtheilsſpruch nicht überſchritten werden können.“ 

Das Obergericht gab der Appellation des A., der Joſe⸗ 
phine S. und des MB. feine Solge und Deftátigte das erjte 
richterliche Urtheil. In den Entſcheidungsgründen wird 
ausgeführt: Es iſt conſtatirt, daß Ferdinand W. gemeinſchaft⸗ 
lich mit der Joſephine S. Ende November 1880 in Szegszard, 
wo ſie ſeit ihrer Verehelichung gelebt hatten, nach Freiwaldau 
ſich begeben habe, daß beide dortſelbſt bis Anfang 1884 ver⸗ 
blieben, daß Ferdinand W. erkrankte, in die Krankenanſtalt 
nach Simontornya gebracht wurde, daß Joſephine S. bei 
ihren Eltern in Freiwaldau verblieb, daß Ferdinand W. am 
22. Mai 1886 in der Krankenanſtalt ſtarb, ohne daß bis dahin 
eine abermalige örtliche Vereinigung der Beiden ſtattgefunden 
hatte. Wenn nun auch aus den Zeugenausſagen erhellt, daß 
Ferdinand W. und Joſephine S. nicht beabſichtigten, in Frei⸗ 
waldaun dauernd qu verbleiben, vielmehr im Plane hatten, 
nach Ungarn wieder zu überſiedeln, ſo iſt dennoch Freiwaldau 
als letzter gemeinſchaftlicher Wohnſitz der Beiden im Sinne 
des 8. 14 lit. a der Jurisdietionsnorm anzuſehen, weil durch 
die Erhebungen conſtatirt iſt, daß die Genannten vor der 
Ueberſiedlung nach Freiwaldau, durch die zerrütteten Ver⸗ 
mögensverhältniſſe gezwungen, ihr Hausweſen in Szegszard 
gänzlich auflöſten, ihre Mobilien theils verkauften, theils mit⸗ 
nahmen, wodurch ihre Abſicht, ihren Wohnſitz in Szegszard 
mindeſtens vorübergehend aufzulaſſen, documentirt iſt, daher 
Freiwaldau, wo ſie ſich darnach, wenn auch auf eine nicht im 
voraus beſtimmte Zeit, niederließen, wo Beide durch längere 
Zeit in einer eigenen Wohnung verweilten, wo Joſephine S. 
auch nach der Transportirung des Ferdinand W. in die 
Krankenanſtalt in dieſer eigenen Wohnung verblieb, deren 
Wohnſitz (8. 16 J. N.) bildete. Die Einwendung der Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Landesgerichtes Troppau zur Entſcheidung über 
die Ungiltigkeit der in Frage ſtehenden Che iſt daher unbes 
gründet und dies um jo mehr, als nad) dem mit dem Hof— 
decrete vom 23. Detober 1801, 3. G. S. Nr. 542, tundgemadten 
Hofdecrete vom 23. Súnner 1794, deſſen fortdanernde Giltig- 
feit im Betreff der Competengbejtimmungen durch das Ein⸗ 
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gr sum allg. bürg. Gejegbude keineswegs bejeitigt 
tft, Dte Unterſuchung der Giltigteit einer Che, menn ein Theil 
ein Unterthan der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder tft, ben öſterreichiſchen Geriditen ausdrücklich zugewieſen 
wurde. Aber auch inſoferne die Appellation dahin gerichtet 
iſt, daß nicht ausgeſprochen wurde, es ſei der don Joſephine 
S. geborene Sohn Egon als ein eheliches Kind anzuſehen, 
iſt dieſelbe aus den Gründen des erſten Richters nicht gerecht⸗ 


fertigt. 

Der oberſte Gerichtshof gab der Reviſionsbeſchwerde des 
A., der Joſephine S. und des B. keine Folge. Gründe: 
Durch den beigebrachten Taufſchein iſt erwieſen, daß Ferdi⸗ 
nand W., in Ungarn geboren, das Kind der katholiſchen 
Eltern W. und nach katholiſchem Ritus getauft worden iſt. 
Desgleichen iſt durch den weiters beigebrachten Taufſchein er⸗ 
wieſen, Ei Sojephine GS. in Oeſterreich geboren, das Kind 
der katholiſchen Gltern S. und nad) katholiſchem Ritus getanft 
worden ift. Durch Trauſchein tft erwieſen, daß der damals 
katholiſche Ferdinand W. in Ungarn am 29. Mai 1855 mit 
der katholiſchen Angelika P. nach katholiſchem Ritus verbunden 
worden iſt; bezugua dieſer Ehe hat das geiſtliche Ehegericht 
in Ungarn auf Scheidung von Tiſch und Bett erkannt. Als 
Ferdinand W. am 13. April 1872 in Ungarn die Joſephine 
S. heiratete, war er zur reformirten Religion übergetreten, 
die Joſephine S. aber war Katholikin geblieben; die Angelita 
P. iſt derzeit noch am Leben und hat nicht einmal eine Tren⸗ 
nung ihrer Ehe mit Ferdinand W. ſtattgefunden. Die Ehe 
zwiſchen Ferdinand W. und Joſephine S. wurde nach refor⸗ 
mirtem Ritus geſchloſſen. Zur Zeit der Schließung dieſer 
Ehe ſtand ihrer Giltigkeit das q der 88. 62 und 
111 a. b. G. B. entgegen, daber jie von Amtswegen in der 
Ländern, mo das allg. bürg. Geſetzbuch in Wirkſamkeit tft, un⸗ 
giltig erklärt werden muß. Die Einwendung, daß die Giltigkeit 
dieſer Ehe nicht nach dem allg. bürg. Geſetzbuche, ſondern nach 
ungariſchem Rechte zu beurtheilen ſei, iſt nicht begründet, weil 
—— S. zur Zeit ihrer Verehelichung die Entlaſſung aus 
der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft nicht erwirkt hatte, ſomit 
öſterreichiſche Staatsangehörige war, ihre in Ungarn erjolgte 
Verehelichung als Rechtshandlung, welche im Geltungsgebiete 
des allg. bürg. Geſetzbuches rechtliche Folgen hervorbringen ſoll, 
bezüglich der inneren Form und der perjóniicen Fähigkeiten der 
Joſephine S. als Compaciscentin gema 88. 4 und 37 a. b. G. B. 
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nad dieſem zu Deurtheilen ift und weil die Art des Religions⸗ 
belenntniſſes unter den Begriff der perjóniicen Fähigkeit der 
Eheſchließenden einzureihen ijt. Andy die Einwendung der 
Unzuſtändigkeit des Landesgerichtes Troppau ift unbegriindet, 
meil die Unterjudung der Giltigleit einer Che, wenn ein 
Theil ein Unterthan der im Reichsrathe vertretenen König— 
reiche und Länder tft, mit bem mod) jebt giltigen Gofdecret 
vom 23. Júnner 1794 den öſterreichiſchen Gerichten zugewieſen 
wurde, die Joſephine S. aber als Angehörige diejer Reichs⸗ 
hälfte angeſehen werden muß, da ſie nur durch eine mit einem 
Angehörigen der anderen Reichshälfte abgeſchloſſenen, giltigen 
Che die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft verloren hätte (8. 32 
a. b. G. B.). Uebrigens iſt im vorliegenden Falle feſtgeſtellt, 
daß Freiwaldau als der letzte gemeinſchaftliche —— der 
Eheleute angeſehen werden —5 Die tn den unteren In⸗ 
itangen erfolgte Uebergehung eines Ausfprudes im Urtheile 
über die Ehelichkeit des Kindes der Sojephine S. ift voll⸗ 
fommen gerechtfertigt, weil dieſe Frage nicht im offictojen 
Berfabren, ſondern nur im Proceßwege eniſchieden werden 
fann, tm vorltegenden alle aber lediglich ein officiojes Ver⸗ 


fabren Blag gegriffen hat. 


Rr. 332. 
Die Zahlungsfrift ti unter Audrohung der Grecution hinſtchtlich der 
gegen eine Concursmaſſe querRauntes Aiethziusforderung nur Sezia- 
ſich der pfandweiſe beſchriebenen Sachen feſtzuſetzen, der aus dem 
Ertófe des Fſandes etwa nidt befriedigte Reſt der Miethzinsforderung 
aber nad) den Vorſchriften der Concursorduung zu Dezafien (6. 1101 
a 8. 6. F., Sofdecret vom 10. April 1837, 3. 6. 5. Mr. 189, und 
6. 12 3. 2 der Concursorinung). 
Entſcheidung vom 21. Jänner 1891, 9. 14.830 (theiliveife abânbernd bte Ur⸗ 
theile des T. E. ftâbt.-beleg. Bezirksgerichtes der Neuſtadt Prag vom 26. Juni 
1890, 3. 25.849, unb bes F. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 22. Detober 
1890, 8. 21.050). 


In der ſummariſch verbandelten Rechtsſache des A. gegen 
die Concursmaſſe des MB. megen Bablung bes Miethzinſes 
von 132 fl. 60 Fr. |. N. G. hat die erſte Inſtanz zu Recht 
erkannt: Die Conecursmaſſe des B. ift ſchuldig, den Mieth- 
zins für die im Hauſe N. in Prag gemteteten Parterre⸗ 
localitãten vom 1. Mat bis 1. Auguſt 1890 im Betrage von 
132 ff. 50 tr. nebft 5 pGt. Zinſen dit bem Rlagêtage bis zur 
Bablung und die auf 21 fl. 12 fr. bejtimmten Gerichtskoſten 
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an den Kläger A. binnen 14 Tagen unter Executionsfolgen 
au bezahlen 

as Oberlandesgericht hat über die Appelation der ge⸗ 
klagten Concursmaſſe bas erſtrichterliche Urtheil im Aus—⸗ 
ſpruche, durch welchen die Concursmaſſe ſchuldig erkannt wurde, 
die Miethzinsforderung per 132 ff. 50 kr. nebſt 5 p&t. Zinſen 
ſeit dem Klagstage bis zur Zahlung und die Streitkoſten per 
21 fl. 12 tr. an den Kläger qu bezahlen, beſtätigt; dagegen 
in dem Ausſpruche, durd melden zur VBegablung der obs 
benannten Beträge eine 14tägige Wrift feſtgeſetzt und bdie 
Sablung unter Executionsfolgen aufgetragen wurde, abge- 
ândert und qu Recht erkannt, daf; die Morte ,binnen 14 
Tagen unter Crecutionsfolgen” aus dem Spruche qu ente 
fallen baben: denn die Appelation erſcheint nur infotveit bes 
ründet, als fte ftd) gegen die erfolgte Feſtſetzung der 14tägigen 
—— feift und gegen die Cinrâumung des Executions⸗ 
rechtes zu Gunften des Klägers mendet, weil, nachdem die 
Klage gegen eine Concursmaſſe gerichtet iſt, die hier ein- 
geklagte Miethzinsforderung im Sinne des 8. 29 * 1 lit. c. 
der Concursordnung und ebenjo aud) die bem Slúger que 
ertannten Gtreittoften ſich als Maſſekoſten darſtellen, deren 
Beiriedigung nad 8. 160 Concurdordnung an keine Friſt 
gebunden ift, jondern dann qu erfolgen bat, jobald dieſe An- 
ſprüche feititebem und fállig find und begitglid welcher gemäß 
8. 29 Dder Concurdordnung die Androhung der Execution 
unzuläſſig erſcheint. 

Ueber die Reviſionsbeſchwerde des Klägers gegen den 
abändernden Abſatz des obergerichtlichen Urtheils hat der 
oberſte Gerichtshof in dem allein angefochtenen Spruche über 
die Zahlungsfriſt und über die Androhung der Execution 
beide Urtheile abgeändert und erkannt, die geklagte Concurs- 
maſſe babe den zuerkannten Miethzinsbetrag per 132 fl. 50 tr. 
mit 5 pOt. Zinſen feit dem Rlagetage, forte bie Proceßkoſten 

erſter Qnftanz per 21 fl. 12 fr., damn die Reviſionskoſten per 

6 fl. 76 Fr. binnen 14 Tagen bei fonftiger Crecution auf die 

in Folge des Vejdeides vom 10. Mai 1890, 2. 19.040, pfand= 

weiſe beſchriebenen Sachen, den etwa durd) den Erlös diejer 
Fahrniſſe nicht gedeckten Reſt der klägeriſchen Forderung aber 

nach den Vorſchriften der Concursordnung zu bezahlen. 
Gründe: Für die Entſcheidung der Frage, ob der Kläger 

die Bezahlung ſeiner Forderung binnen einer beſtimmlen 

— Friſt und unter Androhung der Execution anſprechen kann, 
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iſt von tejentiibem Einfluſſe der Umſtand, daf die einge⸗ 
Hagte und guerfannte Forderung ein Miethzins ift, da onag 
dem elager hinſichtlich ſeiner Forderung nad 8.1 

G das Pfandrecht auf die in das —ãE —8* 
brachten, zur Zeit der Klage noch darin befindlichen Sachen 
zuſteht; daf dieſes ando laut deê Hofdecretes tom 10. 
April 1837, 3. G. S. Nr. 189, fon mit der Cinbringung 
der Einrichtungsflüde und Fa hruiffe in das Miethslocale 
wirkſam wird; daß daher zur Geltendmachung dieſes Pfand—⸗ 
rechtes nach 8.1 2 B. 2 der Concurdordnung die Execution 
auch nad) der Eröffnung des Concurjes über das Vermögen 
des Schuldners erwirkt und fortgejept merden kann; und daß 
es zu piejem Behuje der Feſtſetzung einer beſtimmten Boblung3- 
feift bedarf, nad) deren Ablauf die Execution gegen die Con⸗ 
cursmaſſe erwirkt werden tann, jedod nicht auf as geſammte, 
ſondern nur auf das nach 8. 1101 a. b. G. B. verhaftete 
Vermögen, während der aus dem Erlöſe des Pfandes nicht 
befriedigte Reſt des Miethzinſes ſammt Nebengebühren nach 
den Vorſchriften der Concursordnung zu befriedigen iſt, in 
welchem Sinne auch das Begehren des Klägers ſeinen Aus⸗ 
führungen gemäß aufzufaſſen iſt. Dieſen Grundſätzen ent—⸗ 
ſprechend ſind daher in dem diesfalls angefochtenen Punkte 
die beiden untergerichtlichen Urtheile abzuändern, was nach 
den 88. 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. 
Mr. 69, auch den Zuſpruch der Reviſionskoſten an den Kläger 


zur Foige hat. 


Nr. 333. 


Bur Eutſcheidung von Streitigheiten wegen Trennung der Ehe iſt, wenn 
and die Ehegatten Ausſänder find und im ausſande wohnen, jenes 
Geridt des Infandes zuſtändig, tu deſſen Sprengel die Ebegatten ihren 
letzten Wohnſitz hatten und welchem ſte ſich überdies unterworfen haben 
(88. 47 und 48 Civiljurisdictionsnorm, Koſdecret vom 23. October 
1801, 3. O. $. Mr. 542). 
Entſcheidung vom 4. Februar 1891, 8. 814 (momit bite Entideidung des 
k. k. Dberlandesgeridtes Bien vom 18. Movember 1890, 8. 14.534, auf⸗ 
bebend das Urtheil des k. k. Landesgeridtes Bien vom 3. October 1890, 
8. 75.581, behoben wurde). 


In der in Gemábbeit des Hofdecretes vom 23. Auguſt 
1819, 3. O. S. Rr. 1595, durchgeführten ämtlichen Unter⸗ 
judgung wegen Trennung der bon A., Opernſänger, derzeit 
in Paris wohnhaft, und Eugenie A., derzeit wohnhaft in 


Entſcheidungen VI. 10 
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Berlin, zu Neupeft am 22. October 1878 nad jüdiſchem Ritus 
geſchloſſenen Ehe, und zwar iiber den nacditrágiid erfolgten 
Mebertritt Der beiden Ehegatten zum Proteſtantismus, aus 
dem Grunde der unüberwindlichen Abneigung im Sinne des 
8. 115 a. b. G. B., bat das Landesgericht Bien mittelſt 
Urtheiles gemäß 8. 115 a. b. G. B. dieſe Ehe wegen un⸗ 
überwindlicher Abneigung über Verlangen beider Ehegatten 
als getrennt erklärt. 

Ueber die Appellation des Vertheidigers des Ehebandes 
hat das Oberlandesgericht das obige Urtheil aufgehoben und 
dem Landesgerichte Wien aufgetragen, das von den Ehegatten 
A. und Eugenie A. eingebrachte Geſuch um Trennung ihrer 
Che wegen unüberwindlicher Abneigung im Sinne dez 8. 115 
a. b. G. B. als zur Einleitung des gerichtlichen Verfahrens 
nicht geeignet zurückzuſtellen. Für dieſe Entſcheidung iſt die 
Erwägung maßgebend, daß der laut den vorliegenden Urkunden 
zu S. in Schweden gebürtige Ehegatte A. bereits in dem 
von ſeiner Gattin Eugenie A. bei dem Wiener Landesgerichte 
anhängig gemachten Scheidungsproceſſe, auf welchen ſich auch 
in —58 Trennungsgeſuche berufen wird, ſeine ſchwediſche 
Staatsbürgerſchaft eingewendet und die Ehegattin dieſen Um- 
ſtand nicht in Abrede geſtellt hat, daß alſo nach der Acten⸗ 
lage der Ehegatte und ſomit auch deſſen Gattin als Aus— 
länder erſcheinen; daß ferner in dem Trennungsgeſuche als 
derzeitiger Wohnort des Ehegatten Paris und als jener der 
Ehegattin Berlin bezeichnet wird, daß es ſich alſo diesfalls 
um die Trennung einer Ehe handelt, welche von derzeit noch 
im Auslande wohnenden Ausländern in Neupeſt, alſo außer⸗ 
halb des Geltungsgebietes des öſterreichiſchen Eherechtes, ge⸗ 
ſchloſſen wurde, daß aber durch das Hofdecret vom 23. Oetober 
1801, J. G. S. Nr. 542, den öſterreichiſchen Gerichten die 
Belehrung dahin ertheilt worden iſt, daß in Hinſicht auf 
fremde Eheleute, von denen kein Theil hierlands einen ſteten 
Wohnſitz hat, in keine Aufnahme und Entſcheidung einer 
Ehevernichtungs⸗ oder Eheſcheidungsklage einzugehen ſei, daß 
alſo hiedurch den öſterreichiſchen Gerichten in einem ſolchen 
Falle jedes Einſchreiten unterſagt iſt, folglich ein ſolches weder 
durch die freiwillige Unterwerfung, noch durch die Unter⸗ 
laſſung der Einwendung der Incompetenz veranlaßt werden 
kann, weshalb das diesfällige Ehetrennungsgeſuch als zur 
Einleitung des geſetzlichen Verfahrens durch ein öſterreichiſches 
Gericht nicht geeignet zurückzuſtellen fei. . 
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Der oberite Gerichtshof bat dem ton Deiden Ghegatten 
A. und Eugenie A. angebraciten Reviſionsrecurſe ftattgegeben, 
die Entſcheidung des Oberlandesgerichtes aufgeboben und ver⸗ 
ordnet, das Oberlandesgericht Wien habe unter Anertennung 
der Competeng des Vandesgeridtes Bien in diejer Angelegen= 
beit nunmebr mit der Entibeidung in der Cade ſelbſt vor⸗ 
augeben; denn nachdem ausgewieſen tit, daß dte genannten 
Ehegatten ihren letzten gemeinſchaftlichen Wohnſitz in Wien 
gehabt haben und auch vom gerichtlich beſtellten Vertheidiger 
des Ehebandes in dieſer Richtung ein weiterer Anſtand nicht 
erhoben wurde; nachdem weiters vorliegt, daß die genannten 
beiden Ehegatten ſich der Competenz des Landesgerichtes Wien 
in dieſer Angelegenheit ausdrücklich unterworfen, daß ſomit 
die Vorſchrift der 88. 47 und 48 der Civiljurisdictionsnorm 
bter in Antvendung zu fommen Gaben und aud) keiner der 
im zweiten Abſatze diejer Vorſchriften begeichneten Ausnahms⸗ 
fälle vorhanden iſt, indem das Landesgericht Wien allerdings 
ein Gericht iſt, dem eine Gerichtsbarkeit über Angelegenheiten 
dieſer Art zuſteht, ſo iſt kein Grund vorhanden, das von den 
genannten Ehegatten nach 8. 115 a. b. G. B. angebrachte 
Geſuch um Trennung ihrer Ehe als zur Einleitung des gericht⸗ 
lichen Verfahrens nicht geeignet zurückzuweiſen; nachdem jedoch 
das Oberlandesgericht in Folge dieſes ſeines a in 
eine Beurtheilung und Entſcheidung der Cade ſelbſt nicht 
eingegangen ift, war die dagegen gerichtete Beſchwerde nur 
als Necur3 qu betraditen und in Folge derjelben der Auftrag 
zur Meritalentideidung qu exlafjen. 


Rr. 334. 

Der Mecurs wider den Zeſcheid, momit in Gemäßheit des 8. 46 des 
Anfedtungsgefeges wegen Bbücherlicer Anmerkung der Klage erannt 
wird, iſt binnen acht Tagen eingubringen (8. 47 Anf. 6.). 
Entſcheidung vom 4. Februar 1891, 3. 1138. 


A. hatte gegen die B. eine Anfechtungsklage peto. 119 fi. 
eingebradt und die Bitte geftelit, da die Klage bei der 
ftreitigen Forderung aus dem Notariatõacte vom 4. November 
1889 per 878 fl. 21 Fr. bet der Realität Cinl.Nr. 48 der 
Gemeinde X. angemertt merde. 

Das Bezirksgericht Windiſchgraz bewilligte mit dem Be⸗ 
ſcheide vom 11. October 1890, 3. 6354, die grundbücherliche 
Anmerkung der Kläger. 

10* 


”r 


148 IV. 335. 


Das Obergericht, meldes dem Mecurje der B. ftattgab, 
wies das Begebren auf die Anmertung der Klage ab. — 
Gegen dieje am 8. December 1890 zugeſtellte Verfügung ergriff 
A. am 7. Jänner 1891 den Revijiongrecurs. 

Der oberite Gerichtshof wies den Reviſionsrecurs al 
verfpútet zurück, weil mit Der begebrten bücherlichen Ane 
mertung der Streitanhängigkeit aus Anlaß der eingebradten 
Anfechtungallage die Erwirkung eine proviſoriſchen Gider- 
ftelungêmittel3 Dei dem Proceßgerichte Degtelt worden ift, 
demnad) der über dieſes Begehren ergangene Beſcheid des 
Proceßgerichtes nicht al8 ein Grundbuchsbeſcheid im Ginne 
des aligemeinen Grundbuchsgeſetzes vom 25. Juli 1871, 
NR. G. BI. Nr. 95, jondern al3 eine im Gtreitverfabren ges 
troffene Sicherſtellungsverfügung angejeben merden muß, für 
deren Anfechtung im Qnitanzenguge nicht die im 8. 127 des 
Grundbuchsgeſetzes vorgezeichneten Friſten maßgebend find, 
gegen welche daher, ſowie gegen die abändernde obergericht⸗ 
liche Erledigung der Recurs nur in der Friſt von acht Tagen 
eingebracht werden konnte, welche in dem über die An—⸗ 
fechtungsklage eingeleiteten ſummariſchen Verfahren (An⸗ 
fechtungsgeſetz vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, Hof⸗ 
decret vom 24. October 1845, J. G. S. Nr. 905) ſtatthaft iſt, 
während der vorliegende Reviſionsrecurs erſt am dreißigſten 
Tage überreicht worden iſt. 


Nr. 335. 

Der Legatar Bat gegen die abbandlungsbegórdiide Entſcheidung der 
Frage, auf Grund melden Medtstiteis der Rachlaß abjnfandein fet, 
Rein Reſchwerderecht. 

Entſcheidung tom 4. Februar 1891, B. 1278. (Beltátigung des Decretes 
dea E. T. ftádt.-beleg. Bezirksgerichtes Leopoldſtadt in Wien vom 18. Detober 
1890, 8. 44.508, Abänderung des Decrete3 des k. ?. Oberlandesgerichtes 
Wien vom 16. December 1890, 3. 16.438.) 


In der ſchriftlichen letztwilligen Erklärung der verjtorbenen 
M. vom 15. Juni 1887 wurden der Orden der barmherzigen 
Schweſtern in Wien, die Kleinkinderbewahranſtalt in Penzing, 
der Gt. Vincentius⸗Verein in Penzing mit Legaten bedacht. 

Nachdem die Teſtamentszeugen zum ewigen Gedächtnifſe 
abgehört worden waren, wurde in erſter Inſtanz erkannt, daß 
bei dem Umſtande, als der vernommene Teſtamentszeuge N. 
unter Eid ausgeſagt hat, daß er bei Errichtung und Unter⸗ 
fertigung der letztwilligen Erklärung der M. nicht zugegen 
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mar und deren Erklärung erjt nad dem Tode der M. als 
Beuge unterfertigt babe, daß fomit die erblaſſeriſche letzt⸗ 
willige Erflárung vom 15. Juni 1887 der Erforderniſſe nad 
8. 579 und 8. 601 a. b. G. B. entbehrt, in Gemäßheit des 
8. 124 des faif. Patenteê vom 9. Auguſt 1854, R. G. BL 
Nr. 208, die Abbandlung auf Grund des Gejeges gepilogen 
merde und ivurden die gejebliben Erben aufgefordert, die 
Erbserklärungen auf Grund des Geſetzes eingubringen (8. 120 
des Taij. Patente3 vom 9. Auguſt 1854). — Dagegen brachte 
die Yinangprocuratur in Vertretung der obigen Vegatare den 
Recurs ein. 

Sn Statigebung bebjelben exfannte das Dberlanbesgericht 
daß die gejebliden Crben von der Ausſage des NR. zum Behufe 
der allenfälligen Geltendmachung ihrer Rechte im ordentlicen 
Rechtswege mit dem Beifügen in Kenntniß zu ſetzen ſeien, 
daß die Verlaſſenſchaftsabhandlung im Sinne des 8. 123 des 
Patentes vom 9. Auguſt 1854 auf Grund des Teſtamentes 
fortgefibrt merden und begriindete dies damit, daß die Un— 

iltigkeitserklärung des Tejtamentes nicht im officiojen Bege, 
ondern nur im ordentlichen Rechtswege ausgeſprochen werden 
könne. 

Der oberſte Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe der 
Geſetzeserben Folge und wies unter Aufhebung der ober- 
gerichtlichen Erledigung und unter Aufrechterhaltung des erſt⸗ 
richterlichen Beſcheides den Appellationsrecurs der Finanz⸗ 
procuratur wegen deren mangelnden Legitimation zum Recurſe 
zurück, weil die oben genannten Corporationen in der letzt- 
willigen Erklärung der M. nicht als Erben eingeſetzt, daher 
nicht zur Erbſchaft berufen, ſondern nur mit Legaten bedacht 
ſind. Ein bloßer Legatar iſt nicht befugt, gegen einen im 
Zuge der Abhandlung der Verlaſſenſchaft ergangenen Beſcheid 
des Abhandlungsgerichtes, welcher lediglich die Frage zum 
Gegenſtande bat, auf Grund welches Rechtstitels die Erb— 
ſchaftsverhandlung gepflogen werden ſoll, einen Recurs zu 
ergreifen, weil ſein rechtliches Intereſſe von einer ſolchen 
Verfügung nicht betroffen wird, ihm vielmehr in jedem Falle 
anheimgeſtellt bleibt, ſein vermeintliches Recht, ſoferne es vom 
Erben nicht anerkannt wird, im Rechtswege gegen dieſen 
geltend qu machen. Im vorliegenden Falle erſcheint ins⸗ 
beſondere die Finanzprocuratur durch den von ihr ange— 
fochtenen Beſcheid durchaus nicht gehindert, im Falle der 
Einklagung der für die pon ihr vertretenen Inſtitute in An- 
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ſpruch genommenen Qegate gum Zwecke deren Begriindung 
auch die Rechtsgiltigkeit der letztwilligen Erklärung der M. 
zu behaupten und zu beweiſen. 


Nr. 336. 
Die Anerkennung eines dinglichen Rechtes über cine unbewegliche 
Sade Rann Rein Gegenſtand einer Klage im Sinne der Geſetze vom 
21. Mat 1855, Mr. 95, und vom 18. Juli 1859, M. 6. BL. Mr. 130, 
fein. Gegen den cin ſolches Regehren GewiMigenden Reſcheid iſt der 
Mecurs an das Oberfandesgeridt qufáffia (88.1, 3 3. M. FB. vom 
18. Yult 1859, M. O. BI. Mr. 130), 
Entideibung vom 5. Februar 1891, B. 1013. (Beſtätigung des Beſcheides 
des k. EF. Dberlandesgeridites Bara vom 283. October 1890, B. 4148, momit 
der Beſcheid bes k. k. Kreisgerichtes Gpalato vom 6. Geptember 1890, 
8. 3619, abgeânbert wurde.) 


Heber die auf eine Notariatêurlunde geſtützte Rlage des 
A. gegen B. wegen Gperrung einer Thüre hat die erſte Inftanz 
das Verfahren im Sinne der kaiſ. Verordnung vom 21. Mai 
1855, R. G. BI. Nr. 95, eingeleitet und den entſprechenden 
Befehl zur Erfüllung der Verbindlichkeit erlaſſen. 

Da? Oberlandesgericht bat dem Recurſe des B. Folge 
gegeben und bem Kreisgerichte aufgetragen, über die Rage 
des A. das ſchriftliche Verfahren im Ginne des DI. Gaupt- 
ftiide3 der Gerichtsordnung einguleiten, weil das durch die 
Gejege vom 21. Mai 1855, R. G. BL Rr. 95, und 15. Juli 
1859, R. G. BI Nr. 130, vorgejdriebene Verfabren nur 
Gelbforderungen oder andere, auf bewegliche Sachen fid bes 
atebende perſönliche Qeiftungen, nicht aber ein dinglibes Recht 
über eine unbewegliche Cabe, wie das in rage ftebende 
Recht, zum CGegenitande haben fann, und diesbeziglid der 
S. 3 der citirten Geſetze Anwendung findet. 

Der oberite Gerichtshof bat den Mevifiondrecurs des A. 
zurückgewieſen, den oberlandesgerichtlichen Beſcheid aus deſſen 
Gründen beſtätigt und bezüglich der beſtrittenen Zuläſſigkeit 
des Recurſes gegen den erſtrichterlichen Beſcheid bemertt, daß 
dieſelbe in den Beſtimmungen der 88. 1 und 3 des Geſetzes 
vom 18. Juli 1859, R. G. Bl. Nr. 130, begründet iſt. 
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Rr. 337. 
Zür die Meurtheilung der Competenz im Sinne des 8. 38 3.2 
Einf. def. zum O. O. if nur der Amſtand mafigedend, 06 zur Sett 
der Meberreidung der Klage, nicht aber 00 zur Beit der Entſtehung 
der cingeRfagten Sorderung die Firma des Geklagten im Sandeis- 
regiſter cingetragen war. Die Mefiimmung des Art. 25 O. 6. Bat 
anf die Competensfrage Reinen Einſſuß. 
Entſcheidung vom 5. Februar 1891, B. 1094. (Beititigung bes Beſcheides 
bes ?. k. Oberlandesgerichtes Triejt vom 27. November 1890, B. 4868, wo⸗ 
mit der Beſcheid des E. E. Handels- und Seegerichtes Trtejt vom 28. Detober 
1890, 8. 16.189, abgeândert wurde.) 


Ueber die Rlage der Firma A. in Venedig gegen N. in 
Trieſt wegen Bablung von 1656 fl. 60 tr., Mebergabe von 
Waaren oder Sablung teiterer 3650 fl. 79 Fr. bat die erſte 
Inſtanz das ſchriftliche Verfahren eingeleitet und zur Cr: 
ftattung der Einrede eine 14tägige Friſt beſtimmt. 

Das Oberlandesgericht hat dem Recurſe des Geflagten 
Folge gegeben, den erſtrichterlichen Beſcheid behoben und der 
erften Inſtanz aufgetragen, der Firma A. die Klage zurück— 
auftellen, meil die Slágerin die gegen den Gellagten geltend 
gemachte Forderung als eine aus Commiſſionsgeſchäften, jomit 
aus Handelsgeſchäften im Ginne des rt. 272 3. 3 (Art. 
360) 9. G. entitandene Forderung bezeichnet; dieje Streitig⸗ 
feit der handelsgerichtlichen Geridit3barteit nur dann unter= 
worfen tváre, wenn die Firma des Gellagten im Handels— 
regiſter erſcheinen würde (8. 38 B. 2 Einf. G. 3. O. G.), 
dieje Bedingung aber im vorliegenden alle nicht gutrifit, da 
die Einzelfirma des Geflagten gur Beit der Ueberreichung der 
Klage bereitê erloſchen war, weshalb das angerufene Gericht 
offenbar 'incompetent erſcheint. 

Der oberjte Gerichtshof bat den Reviſionsrecurs Der 
Klägerin zurückgewieſen und den oberlandesgerichtlichen Beſcheid 
beſtaͤtigt, weil für die Beurtheilung der Competenzfrage nad) 
bem klaren Wortlaute des 8.38 3. 2 Einf. Gel. z. H. G. nur 
der Umſtand maßgebend iſt, ob zur Zeit der Ueberreichung 
der Klage, nicht aber zur Zeit der Entſtehung der eingeklagten 
Forderung die Firma des Geklagten im Handelsregiſter ein⸗ 
getragen war. Da feſtgeſtellt iſt, daß die geklagte Firma zu 
jener Zeit im Handelsregiſter nicht eingetragen erſcheint, ſo 
iſt die Incompetenz des Handelsgerichtes zur Entſcheidung 
dieſer Streitigkeit offenbar, wenn auch das erfolgte Erlöſchen 
der Firma im Amisblatte ſpäter veröffentlicht wurde, da die 
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Beitimmung des Art. 25 O. G. auf dte im S. 38 E. G. zum 
o: é klar ausgedriidte Competengfrage von keinem Einfluſſe 
ein kann. 


Mr. 338. 
Die um Setricde eines nicht mehr als den üblichen Taglohn ad- 
werfenden Auhrmanusgewerbes nóthigen Gegenſtände ſtud von der 
Execution ausgeſchloſſen (8. 2 3. 5 Geſetz vom 10. Zuni 1887, 
MN. 6. BL. Nr. 74). 
Entideibung tom 10. Februar 1891, 9. 1582. (Beſtätigung des Decretes 
des E. P. Bezirksgerichtes Hall vom 12. December 1890, 8. 7283, Ab⸗ 
ânberung des Decrete3 des Tt. f. Oberlandesgerichtes InnBbrud tom 
7. Jänner 1891, B. 109.) 

In der Crecutionsjade des A. gegen B. murden am 
26. November 1890 das dem B. gebórige Pferd, der Brücken⸗ 
wagen und ein CGrotten vom MUmtôdiener in Pfändung ge- 
gogen, mogegen B. ein Geſuch um Ausſcheidung dtejer Gegen- 
ſtände aus der Execution etnbradhte. 

In erſter Inſtanz wurde dem Anſuchen ſtattgegeben in 
Erwägung, daß B. ſchon im Executionsgeſuche als Fuhrhälter 
bezeichnet wird, daß er laut Zeugniſſes des Magiſtrates H. 
ſich als Fuhrmann nicht mehr als den üblichen Taglohn ver⸗ 
dient, zum Betriebe ſeines Geſchäftes aber obige Gegenſtände 
im Sinne des 8. 2 3. 5 des Geſetzes vom 10. Juni 1887, 
R. 6. Bl. Nr. 74, unentbehrliche Gegenftinde find, und wurde 
erkannt, daf die Execution auf die bezeichneten Gegenitânde 
nicht ſtatthabe, daß die vorgenommenen Executionsſchritte als 
Pfändung, Schätzung und Sequeſtration unwirkſam ſeien, und 
daß die angeordnete executive Feilbietung zu unterbleiben habe. 

Das Obergericht gab dem Recurſe des A. Folge und wies 
das Begehren des B. ab, weil die in Execution gezogenen 
Gegenſtände nicht qu den auf Grund des 8. 2 8. 5 des 
Geſetzes vom 10. Juni 1887 von der Execution ausge— 
nommenen Vermögensobjecten gehören. 

Der oberſte Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe des B. 
ſtatt und beſtätigte die erſtrichterliche Verfügung in der Er—⸗ 
wägung, daß, inhaltlich der Zuſchrift des Stadtmagiſtrates 
H. on das Bezirksgericht der Execut B. das Fuhrmanns⸗ 
gewerbe betreibt, als ſolcher ſich aber nicht mehr als den 
gewöhnlichen Taglohn erwirbt, wovon er ſich und ſeine gabl- 
reiche Familie ernährt; in Erwägung, daß das einzige beim 
Executen vorgefundene und in Execution gezogene Pferd, der 
Brückenwagen und der Grotten als zum Betriebe dieſes 
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Geſchäftes unentbebriide Gegenjtânde angufeben find, weshalb 
dtejelben im concreten Falle allerdings qu den auf Grund des 
8. 2 Z. 5 des Gejeges vom 10. Suni 1887 von der Execu⸗ 
tion ausgenommenen Vermögensobijecten qu zählen find. 


Mr. 339. 
Das Medt, cine ju erriditende Stiftung qu vertreten, umfaßt, tus- 
Sefondere danu, wenn teſtamentariſch cin Vermögensverwalter beſtelſt 
iſt, nicht die Zerechtigung ur Verwaltung des eben dieſer Stiftung 
erb ſchafilich zugedachten Fermógens, and) nicht während der Abhand- 
fung des betreffenden Aachſaſſes (8. 282 a. 8.6. 3.3 Sofdecret vom 
13. Jâuner 1821, 3. 6. S. Nr. 1730). 
Entſcheidung vom 19. Februar 1891, B. 1926. (Beſtätigung des bas Decret . 
bes f. 3. Landesgeridites Wien vom 12. Anguft 1890, 3. 40.763, abândern= 
den DecreteS des k. k. Dberlandesgeridtes ten tom 2. December 1890 
8. 15.789.) 


Der am 24. März 1890 verjtorbene M. hatte in ſeinem 
Tejtamente vom 24. dani 1871 die Errichtung einer Gtif- 
tung zur Unteritigung von Arbeitern und Meiftern der Bud)- 
binder⸗ u. ſ. to. Branche angeordnet, die Gtiftung als Erbe 
eingejebt und den A. als Tejtament3vollftreder und Curator 
der Stiftung ernannt. In erſter Inſtanz murde auf Cin= 
idretten der Finanzprocuratur die ton ihr in Mertretung der 
Gtiftung abgegebene bedingte Erbserflârung angenommen und 
ihr die Bejorgung und Beniigung des —8 überlaſſen. 

Dem von A. gegen den letzteren Theil dieſer Verfügung 
eingebrachten Recurſe gab das Obergericht ſtatt und wies das 
diesbezügliche Begehren der Finanzprocuratur ab „in der Er⸗ 
wägung, daß die Erbin des M.'ſchen Nachlaſſes eine qu er⸗ 
richtende Stiftung iſt; daß die Beſorgung und Benützung des 
Stiftungsvermögens nur in dem Sinne der Verwaltung des⸗ 
ſelben aufgefaßt werden kann; daß, wenn auch der Finanz⸗ 
procuratur nad) 8.2 der Verordnung vom 16. Februar 1855, 
R. G. Bl. Nr. 34, die Vertretungsbefugniß für Stiftungen 
zufteht, daraus nicht folgt, daß ihr auch die Verwaltung des 
Stiftungsvermögens zukomme, wie auch thatſächlich eine große 
Anzahl von Stiftungen von privaten Adminiſtratoren ver⸗ 
waltet werde; daß der Erblaſſer in ſeinem Teſtamente den 
A. zum Curator der Stiftung eingeſetzt hat und dieſer mit 
rechtskräftigem gerichtlichen Beſcheide als ſolcher beſtellt wurde; 
daß dem Curator ſchon nad 8. 282 a. b. G. B. die Ver⸗ 
mögensverwaltung zuſteht und dies im vorliegenden Falle 
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aus dem 20. Abſatze dez erblafjerifden Teſtamentes aus» 
drücklich hervorgeht; da daher durch die Ueberlaſſung der 
Beſorgung und Benützung des Nachlaſſes an die Finanz⸗ 
procuratur der letzte Wille dez Erblaſſers verletzt wurde“. — 
In dem Reviſionsrecurſe machte die Finanzprocuratur geltend, 
daß ihr bei dem Umſtande, als ihr das Recht der Vertretung 
der Stiftung zuſteht, auch das Recht der Verwaltung des 
Nachlaſſes während der Verlaſſenſchaftsabhandlung zuſtehe, 
zu welchem die Stiftung als Erbin berufen iſt; dal zwiſchen 
einer bereits activirten und einer erſt zu activirenden Stif— 
tuna qu unterſcheiden ſei; daß vor der Activirung der M.'ſchen 
Stiftung, beziehungsweiſe vor der Beendigung der Verlaſſen⸗ 
ſchaftsabhandlung der teſtamentariſch beſtellte Curator A. nur 
in ſeiner Eigenſchaft als Teſtamentsvollſtrecker einzuſchreiten 
babe, bis dahin aber lediglich die Finanzprocuratur qu inter- 
veniren habe, und daß ſeinerzeit der A. vorausſichtlich als 
Curator von der Stiftungsbehörde wird beſtätigt werden. 
(Hofdecret vom 13. Jänner 1821, J. G. S. Rr. 1730. 

Der oberſte Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe keine 
Folge und beſtätigte die obergerichtliche Entſcheidung aus 
deren Gründen und in der Erwägung, „daß ſich aus dem 
Rechte zur Verttetung der Stiftung keineswegs auch jenes 
auf Verwaltung des derſelben nach M. erblich angefallenen 
Vermögens ableiten läßt, nachdem der Erblaſſer bezüglich der 
letzteren im 23. Abſatze ausdrücklich darauf hinweiſt, daß dieſe 
zu den Befugniſſen des ernannten Curators gehört und aus 
dem Gebrauche des Wortes „Stiftungsvermögen“ in dem 
gedachten Abſatze nicht gefolgert werden kann, daß erſt nach 
Activirung der Stiftung der Curator A. in die Befugniſſe 
eines Verwalters einzutreten habe; in der Erwägung, daß 
auch das von der Finanzprocuratur berufene Hofdecret vom 
13. Jänner 1821 nicht geeignet erſcheint, ihre Rechtsanſchauung 
zu begründen, indem dasſelbe nur die Vertretung, nicht auch 
die Verwaltung von Stiftungen regelt“. 
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Rr. 340. 
dum 8. 1042 4.6. 6. 9%. Wenn cin unbewegtides Out ciner Stiftung 
mit Ginfgrânhung derſelben auf einen beſtimmten Setrag der 
Antzungen des Qutes, der Meberreff der Autzungen aber dritteu qur 
Berwaltung des Stiftungsvermógens berufenen beſtimmten Ferſonen 
und ihren Madfolgera zugewendet tft, iſt zum Grfage der von cinem 
Dritten von dem 5tiftungsgute gezahlten Grundfiemer die Stiftung 
verpffichtet. 
Entſcheidung vom 26. Februar 1891, B. 898 (wonach das außerordentliche 
Reviſionsbegehren gegen die gleichförmigen Urtheile bes k. k. Landesgerichtes 
Lemberg vom 26. Juli 1890, B. 29.708, und bes k. k. Oberlandesgerichtes 
Lemberg vom 28. Detober 1890, B. 22.722, zurückgewieſen wurde). 


In der von der Gemeinde S. mider die gräflich Dios 
linskiſche Bibliothel, vertreten durd) den Curator Fürſten L., 
überreichten Rlage wird die Bezablung des Betrages von 
2456 fl. 40 Tr. O. W. aus dem Titel der Rückſtellung der 
von der Klägerin in Vertretung der Belangten von der in 
der Grundmatrifel au3 dem Sabre 1820 der Gemeinde U. 
zugeſchriebenen Grundparcelle Rr. 1579 fitr die Jahre 1854 
bi3 einfolieblid 1875 gezahlten Grundſteuer jammt Bus 
ſchlägen begebrt. Dieſes Begehren ſtützt die Klägerin darauf, 
daß die in der Grundmatrikel aus dem Jahre 1820 mit der 
Mr. top. 1579 bezeichnete und der Gemeinde U. zugeſchriebene 
Grundparcelle mit den in G. gelegenen, nad; den neuejten 
Rataftralbemefjungen mit den Nrn. 1310, 1311, 1312 und 
1313 bezeichneten arcellen identiſch fei; daf die Parcellen 
Pr. 1310, 1311, 1312 und 1313 qu dem Tabularitand der 
Gilter S. gehören, daß bdieje Giiter und die Dbenannten 
Rataftralparcelen Cigenthum der Oſolinski'ſchen Bibliothet 
feien; daß dieje Parcellen durdy mehr als 30 Sabre im Be: 
fige der Cigenthiimer des Gutes ſich befinden und daß nad; 
Ausweis des Steueramtes die Gemeinde GS. vom Sabre 1848 
bi einſchließlich 1875 die Grunditener ſammt Zuſchlägen von 
der in U. gelegenen Grundparcelle Nr. top. 1579 berichtigte 
und bienad für die Sabre von 1854 big einfólichlid 1875 
ben Gejammtbetrag von 2456 fl. 40 fr. ö. W. Dezablte, daß 
fte fonad im Ginne des 8. 1042 a. b. G. B. den Erſatz des 
obigen, in Bertretung des Cigenthiimer3 der Giiter G., d. 1. 
der Oſolinski'ſchen Bibltothel, und qu deren ausſchließlichen 
Guniten gezabiten Betrages zu fordern berecbtigt iſt. Die 
Belangte tvendet vor Alem den Mangel der paſſiven Legiti⸗ 
mation ein, widerſpricht, daf fic die Güter S., insbejondere 
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die obbenannten SParcellen, je Dejeijen Gabe und da fie 
zur Bablung der Steuern ton dieſen Parcellen ver: 
pflichtet jet. 

Auf Grund der vorgelegten Gtatuten hat Graf O. qu 
Zwecken der Gtiftung nur gewiſſe Geldfonde au3 den Ein— 
Hinften der Giiter, unter Anderen auch des Gutes G. be— 
ftimmt, die Giiter felbft ſollten für immerwährende Beiten in 
dem Beſitze des Curators der Bibliothek verbleiben, namentiid 
aber, da das Amt der Curatel für literariſche und für öko— 
nomiſche Angelegenheiten getheilt wurde, im Befige des ökono— 
miſchen Curator2, welcher die Steuern qu entriditen, andere 
den Giitern anhajtende Laſten qu tragen und nad Befrie- 
digung aller für Stiftungszwecke bejtimmten Bablungem die 
Nutzungen aus den Gütern qu Dezieben bat. Die Belangte 
bebauptet ferner, daß die literariſche Curatel der Gtiftung 
gegenwärtig Fürſt Q., die ökonomiſche Curatel die Glieder 
beſtimmter Geſchlechter gu führen haben, und daß derzeit die 
Güter S. Anton B. beſitzt. Hieraus leitet die Belangte ab, 
daß, falls die Gemeinde die Steuern von dem beſagten Grunde 
gezahlt habe, ſie dieſelben nur in Vertretung des pronomi djen 
Curators gezahlt babe, weshalb letzterer, nicht aber die Oſo⸗ 
linski'ſche Bibliothek hätte belangt werden ſollen. In dem 
weiteren Verlaufe der Einrede widerſpricht der Belangte, daß 
die klägeriſche Gemeinde irgend welche Steuern in Vertretung 
des Eigenthümers der Güter S. gezahlt habe, daß die Par⸗ 
celle Nr. top. 1579 identiſch ſei mit den Parcellen Rr. 1310, 
1311, 1312 und 1313 und daß dieje Parcellen durch mebr 
al3 30 Jahre im Beſitze der Eigenthümer von S., beziehungs⸗ 
weiſe der Oſolinski'ſchen Bibliothel ſich befinden. Ueberdies 
trachtet die Belangte darzuthun, daß das bezüglich der bes 
nannten Güter normirte Verhältniß ſich als Fideicommiß 
darſtellt und, widerſprechend, daß die Oſolinski'ſche Stiftung 
Eigenthümerin oder Nutznießerin der Güter S. ſei, behauptet 
ſie, daß im vorliegenden Falle die Vorſchriften über die Fidei— 
commiſſe anzuwenden ſeien, daß Dei ſtattgefundener Intabu⸗ 
lirung der Güter S. auf den Namen der Bibliothek und der 
jeweiligen Curatoren derſelben, die letzteren als Eigenthümer 
angeſehen und als beſchränkte Eigenthümer im Sinne des 
8. 631 a. b. G. B. auch zur Tragung aller Laſten gemäß 
der 88. 631 und 1144 a. b. G. B. verpflichtet ſeien; daß 
enado die klägeriſche Gemeinde nur von dem ökonomiſchen 

urator den Riiderjag des eingeklagten Betrages verlangen 
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könne, meshalb auch gang unbegriindet die Mlage gegen die 
Oſolinski'ſche Bibliothek angeſtrengt worden wäre. 

Das Landesgericht hat nach ſchriftlich durchgeführtem 
Rechtsſtreite mittelſt Urtheiles nach dem Klagebegehren erkannt 
und dies aus folgenden Gründen: Die Grundſteuer iſt eine 
Steuer vom Einkommen des Grundes und laſtet auf dem 
Grundſtücke ſelbſt, und zwar derart, da im Falle der Richt= 
zahlung der beſteuerte Gegenſtand ſelbſt haſtet und wegen 
der rückſtändigen Steuer der Execution unterzogen werden 
kann. Hieraus folgt, daß für die Grundſteuer in erſter Linie 
der Eigenthümer des Grundſtückes haftet, zumal er nach der 
Natur der Sache die Nutzungen aus dem Grundſtücke bezieht. 
Im vorliegenden Rechtsſtreite handelt es ſich um die Löſung 
der Fragen, wer Eigenthümer der Güter S. beziehungsweiſe 
der Parcelle Nr. top. 1579 ſei, oder wer zur Bablung der 
Grundſteuer von den benannten Giitern, beziehungsweiſe der 
bezeichneten Parcele verpflichtet jet. In diejer Hinſicht muß 
bemerkt werden, daß in der That die Güter S. auf den 
Namen der Oſolinski'ſchen Bibliothek und der jeweiligen 
Curatoren derſelben intabulirt ſind; es kann jedoch aus dieſer 
Art der Eintragung weder das Miteigenthum, noch ein ge⸗ 
theiltes Eigenthum zu Gunſten der Curatoren der Stiftung 
hergeleitet werden. Laut Klagebeilage a iſt die Eintragung 
des dinglichen Rechtes auf Grund einer ingroſirten vom 
Kaiſer Franz J. am 4. Juni 1817 beſtätigten Urkunde erfolgt. 
Um die Tragweite dieſer Eintragung zu erkennen, muß man 
das Verhältniß des Curators aus der Urkunde ſelbſt, welche 
die Grundlage der Eintragung bildete, näher prüfen. Aus 
dem Inhalte der Urkunde iſt zu entnehmen, daß dem Curator 
das Verfügungsrecht über die Subſtanz nicht zuſteht, daß 
derſelbe blos ein Verwalter iſt, welcher zum Erſatze des ver- 
urſachten Schadens verpflichtet iſt, daß er blos ein Amt ver⸗ 
waltet, daß ihm jedoch das Eigenthum der Güter S. nicht 
übertragen wurde, ſowie daß dieſe Güter nur qu Bibliotheks⸗ 
zwecken verwendet werden ſollen. Das Verhältniß des Curas 
tors und ſeine Stellung wird durch einen Nachtragsact (Ein⸗ 
redebeilage 2) gekennzeichnet, nach welchem dieſe Curatel in 
zwei Aemter, nämlich in die literariſche und ökonomiſche 
Abtheilung, getheilt erſcheint. Es iſt daſelbſt beſtimmt, daß 
die Curatel dieſer literariſchen Beſtimmung zweierlei Zwecke 
hat, nämlich die Leitung der literariſchen Abtheilung und die 
Verwaltung der ökonomiſchen Abtheilung und daß die Ver— 
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maltung der zum Bibliotheksfonde Dejtimmten Güter die 
ökonomiſche Abtheilung, rejpective der ökonomiſche Curator 
beſorgt. In bdiejem Mete werden die Curatoren als Beamte 
benannt und unter denjelben bat der literariſche Curator mit 
dem Rechte der Meprájentation der Stiftung den Vorzug, 
aud find die qu Stiftungszwecken Deftimmten Güter quê: 
drücklich theils als Bibliotheks-⸗, theils als Fondsgüter bes 
nannt. Nach dieſem Sa He müſſen die Güter und 
ſomit auch die hierzugehörigen Kat.Parcellen Rr. 1310, 1311, 
1312 und 1313, welche mit Rc. top. 1579 der Gemeinde U. 
zugeſchrieben wurden, als ausſchließliches Cigenthum der 
Oſolinski'ſchen Bibltothet anerfannt merden, gumal die Iden⸗ 
titát der Parcele Nr. top. 1579 mit dem Rat.= Parcellen 
Nr. 1310, 1311, 1312 und 1313 erwieſen ift und die be: 
langte Bibliothet nad) durchgeführtem Zeugenbeweiſe diejes 
Grundſtück mebr als 30 Jahre befibt. Da nun die Dio: 
linski'ſche Bibliothek Eigenthümerin der der Gemeinde U. 
zugeſchriebenen Parcelle Nr. top. 1579 iſt, jo mar ſie auch 
verpflichtet, die Grundſteuer ſammt Zuſchlägen von dieſem 
Grundſtücke zu zahlen und nachdem die Gemeinde dieſe Steuern 
berichtigte, to bat fie im dieſer Hinſicht die Bibliothek ver: 
treten und die letztere wurde auch gang gehörig belangt, und 
zwar qu Handen des Iiterarijden Curators, welcher die Gtif 
tung reprájentirt. Diefem dargeſtellten Ergebniſſe miderftreiten 
nicht die Umitinde, da nad den Gtatuten der ökonomiſche 
Curator die Güter Dejigen, die Einkünfte nad Befriedigung 
der fiir die Stiftungszwecke beſtimmten Beträge bebeben ſoll, 
und daß diejer Gurator gur Bablung der von dieſen Giitern 
entfallenden Steuern verpilictet iſt. Dieſes Verhältniß, her: 
rührend aus dem Uebereinkommen, welches auf Grund der 
Statuten zwiſchen der Stiftung, eigentlich dem Fonde, und 
dem jeweiligen Curator wirkſam erſcheint, beeinflußt nicht 
im mindeſten die Beurtheilung der Frage, weil ein ſolches 
Uebereinkommen die Verpflichtung des Gutseigenthümers E 
Bablung der Steuern nicht bejeitigen Tann und für die Er 
füllung dieſer Verpflichtung das beſteuerte Grundſtück des 
betreffenden Eigenthümers haftet. Ebenſo finden auf den 
vorliegenden Fall die Vorſchriften über die Theilung des 
Eigenthums oder über die Fideicommiſſe keine Anwendung. 
Von einem Nutzeigenthum kann keine Rede ſein, weil der 
Curator kein Recht auf die Subſtanz der Güter hat und die 
Rechte, welche nach der Natur des Verhältniſſes über das 
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getheilte Gigenthum nad) den Vorſchriften der 88. 1122, 1123, 
1128, 1131, 1140, 1141 und 1149 a. b. G. B. ftatuixt find, 
nicht ausüben kann, im vorltegenden alle auch ein Fidei— 
commiß nicht vorhanden iſt, weil das Stiftungsvermögen 
nicht zu Gunſten einer Familie als ein unveräußerliches Gut 
der Familie erklärt wurde (K. 618 a. b. G. B.), zudem eine 
Theilung des Eigenthumes im Sinne des 8. 629 a. b. G. B. 
nicht vorhanden iſt, ſchließlich auch alle Beſtimmungen der 
Statuten die Möglichkeit der Anwendung der gefetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Fideicommiſſe ausſchließen. Nach der oben 
angeführten Darſtellung kann ſonach die Einwendung des 
Mangels der paſſiven —— als begründet nicht an⸗ 
erkannt werden. Was die Sache ſelbſt anbelangt, jo find alle 
in der Klage angeführten Thatſachen, wie auch die ganze 
geſchichtliche Grundlage derſelben bewieſen. Die von der Be⸗— 
langten widerſprochene Identität der nach den Grundmatrikeln 
aus dem Jahre 1820 der Gemeinde U. zugeſchriebenen Par⸗ 
celle Nr. top. 1579 mit den in S. gelegenen Parcellen Rat. 
Mr. 1310, 1311, 1312 und 1313 ift von Sachverſtändigen 
beſtätigt worden. Daß dieſe letztbenannten Parcellen den 
Tabulargütern S. dupothelariid) zugeſchrieben find, erweiſt 
das der Klage sub b beigelegte Verzeichniß dez Beſitzſtandes, 
welches Dbelangterfeitê als authentifd) anertannt murde. Es 
ift auch durch Zeugenausſagen der Umitand des von der Be- 
langten durch mebr als 30 Sabre ausgeübten Beſitzes der 
Barcelle Rr. top. 1579 vollkommen ertutejen. Das Hypothekar⸗ 
zeugniß sub a der Klage liefert dem Beweis, daß die Oſo— 
linski'ſche Bibliothel al3 Cigenthiimerin der Giiter O. inta- 
bulirt jei, der diesbezügliche Ausweis des Steueramtes, welcher 
als eine öffentliche Urkunde anzuſehen ift, erweiſt, daß die 
Gemeinde S. vom Jahre 1848 bis zum Jahre 1875 von der 
in U. gelegenen Parcelle Nr. top. 1579 die Grundſteuer 
ſammt Zuſchlägen in der von der Klägerin bezeichneten Höhe 
bezahlt babe. Ausgehend von der oberwähnten Vorausſetzung, 
daß die belangte — 28 — als Eigenthümerin der Güter S. 
und der Parcelle Nr. top. 1579, beziehungsweiſe der Kat.⸗ 
Nr. 1310, 1311, 1312 und 1313 zur Bablung der Grund- 
ſteuer jammt Zuſchlägen von dieſen Gütern, beziehungsweiſe 
dieſen Parcellen verpflichte war, muß aus allen factiſchen, 
in der Klage begründeten und erwieſenen Thatſachen folge— 
richtig der Schluß gezogen werden, daß die Gemeinde S., 
die Steuern ſammt Butolágen von den bezeichneten Parcellen 
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sablend, in diefer Beziehung die Oſolinski'ſche Bibliothef als 
Gigenthiimerin und mebr als 30jährige Beſitzerin diejer Pars 
cellen in der ihr gejeblid) obltegenden Verpflichtung bertreten 
bat: daß ſonach die genannte Gemeinde, nachdem fie etnewy 
Aufwand im Betrage von 2456 fl. 40 fr. 0. W. behufs 
Bablung der Grunditener ton der Parcele Rr. top. 1579, 
begiehungêmeife Kat.“Nr. 1310, 1311, 1312 und 1313 ges 
mact bat, von der Oſolinski'ſchen Bibltothet als Cigen- 
thümerin dieſes Grundſtückes den Erſatz dieſes Betrages zu 
verlangen vollkommen berechtigt erſcheint. Die der Klage 
entgegengeſtellte Ausführung der Einrede, eigentlich die Ein⸗ 
wendung des Mangels der paſſiven Legitimation unterſtützend, 
laut welcher die Gemeinde S. in der Verpflichtung der Steuer⸗ 
zahlung nicht die belangte Oſolinski'ſche Bibliothek, ſondern 
ihren ökonomiſchen Curator vertreten hätte, kann nicht berück⸗ 
ſichtigt werden. Dieſe ganze ul die angeführten Beſtim⸗ 
mungen der Statuten geſtützte Ausführung iſt ganz willkürlich. 
Wenn man den ganzen Inhalt der erwähnten Statuten und 
des ihnen angeſchloſſenen Beſtätigungsactes Sr. Majeſtät des 
Kaiſers Franz J. würdigt, unterliegt es keinem Zweifel, daß 
weiland Graf Oſolinski mittelſt ſeines Actes eine Stiftung 
im Sinne des 8. 646 a. b. G. B. qu den in den Statuten 
angeführten Zwecken errichtet hat; daß er ſie mit unbeweg— 
lichen Gütern ausgeſtattet; daß er hiebei Organe einſetzte, welche 
über die Erfüllung der Stiftungszwecke wachen und in diefer 
Richtung handeln ſollten; daß ſonach ein literariſcher und 
ökonomiſcher Curator beſtimmt iſt, daß die ökonomiſchen 
Curatoren, deren Nachfolge in dem Amt der Subſtitutions⸗ 
nachfolge geordnet wurde, nichts Anderes ſind, als Verwalter 
des Stiftungsvermögens, welche mit dem Bezuge eines Theiles 
der Einkünfte der verwalteten Güter entlohnt werden; und 
daß die ihnen auferlegte Pflicht der Steuerzahlung von dieſen 
Gütern nicht eine perſönliche Verpflichtung, ſondern eine 
Amtsverpflichtung iſt, welche ſie Namens des Curanden, bd. i. 
der Stiftung, zu erfüllen haben. Daraus folgt aber, daß 
das mit dem Statut normirte Rechtsverhältniß zwiſchen dem 
ökonomiſchen Curator und der Stiftung, zu welchen, wie 
oben geſagt, weder die geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Fideicommiſſe, noch die Vorſchriften über das eigenthum 
angewendet werden können, nicht abändernd qt die Ver⸗ 
pflichtung der Steuerzahlung von den Gtiftungêgiitern, welche 
gejeblid auf dem Eigenthümer haftet, einwirken fann; daß 
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dieſe Verpflichtung im Allgemeinen das Verhältniß der Stif⸗ 
tung als Eigenthümerin der Güter gegenüber dritten Per—⸗ 
ſonen gar nicht berührt, bezüglich welcher Perſonen der Guts⸗ 
eigenthümer zur Erfüllung der Verpflichtung verbunden iſt; 
daß dieſes Verhältniß zwiſchen dem Curator und der Stif— 
tung überdies nur die innere Einrichtung der Stiftung be⸗ 
rührt, nach außen aber keine Tragweite hat, und nur Rechte 
und Pflichten zwiſchen dem Curator und der Stiftung wach⸗ 
rufen kann, welche auf Grund der Statuten und des Actes 
der Uebernahme des Amtes eines Curators in einen aus⸗ 
ſchließlich ſie verbindenden Vertrag eintreten, welcher beim 
Eintritte der Bedingungen die Stiftung zum Regreß gegen 
den Curator aus Anlaß der ihm obliegenden in, ſeiner Ver⸗ 
tretung unternommenen Handlung berechtigen könnte, was 
jedoch die Rechte dritter Perſonen nicht beeinflußen kann. 
Hienach mußte im Sinne dez 8. 1042 a. b. G. B. im Ganzen 
nach dem Klagebegehren erkannt werden. 

Das Oberlandesgericht hat das appellirte Urtheil aus 
den daſelbſt angeführten, der Sachlage und dem Geſetze voll— 
kommen entſprechenden Gründen beſtäͤtigt. — In der bon der 
Belangten überreichten außerordentlichen Reviſionsbeſchwerde 
wird ausgeführt, daß die belangte Bibliothek die Steuern von 
ben Stiftungsgütern nicht qu zahlen habe und folgegemäß 
auch zu dem von der Klägerin geforderten Erſatze nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, da die von ihr gezahlten Steuern von dem 
ötkonomiſchen Curator dieſer Güter qu tragen waren und 
daher der Erſatz nur von dieſen begehrt werden könne. Ins⸗ 
beſondere ſei nachgewieſen worden: 1. daß die belangte 
Bibliothek nur immerwährende Legatarin, nicht aber Eigen⸗ 
thümerin des Gutes S. ſei; 2. daß das Eigenthum dieſes 
Gutes zwiſchen dem jeweiligen ökonomiſchen Curator und den 
zur Nachfolge im Beſitze berufenen Familien getheilt ſei; 
3. daß die Stiftungsurkunde in Form eines kaiſerlichen Privi⸗ 
legiums herausgegeben wurde, daher deſſen Beſtimmungen 
gegenüber dritten Perſonen als Specialgeſetz verbindende Kraft 
baben, und 4. daß im Stiftungsacte dem oͤkonomiſchen Cura⸗ 
tor die Verpflichtung zur Steuerzahlung auferlegt wurde. 

Der oberſte Gerichtshof hat das außerordentliche Reviſions⸗ 
begehren der Belangten zurückzuweiſen und im Grunde der 
88. 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mat 1874, R. G. BI 
Pr. 69, qu erkennen befunden, daf die belangte Oſolinski'ſche 
Bibliothet die Koſten ihrer Reviſionsbeſchwerde jelbft zu tragen 
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babe und ſchuldig fei, der Gemeinde S. die Noften der Re- 
viftondeintede im Vetrage don 8 fl. 40 fr. d. W. binnen 
14 Tagen qu erjegen, tveil die Prifung der Procebacten in 
den untergerichtliden Urtheilen cine Nullität oder eine offen⸗ 
bare Ungerechtigkeit nicht wahrnehmen läßt, und demnach die 
für die Zuläſſigkeit der Aufhebung oder Abänderung gleich— 
lautender Erkenntniſſe nach dem Hofdecrete vom 15. Februar 
1833, J. G. S. Nr. 2593, erforderlichen Vorausſetzungen 
nicht vorhanden ſind. 


Nr. 341. 


Die Srage, ob die Medinguna, daß der Schuſdner, mit Executionen 
verfoſgt werde, thatſächlich vorhanden ſei, iſt erſt Sei der nach dem 
Ergebniſſe der über das Geſuch tm Sinne des 8. 63 C. O. anjnorduen- 
den Tagfabrt qu erfolgenden FVeſchluüßfaſſung úber das Zegeßren um 
Erófinung des Concurſes qu entſcheiden. 
Entſcheidung vom 10. März 1891, 3. 2710. (Aufhebung der gleichförmigen 
Beſcheide bes E. k. Landesgerichtes Innsbruck vom 14. Jânner 1891, B. 211, 
und des E. k. Dberlanbesgeridites Innsbrud vom 27. Jänner 1891, B. 808.) 


Das oe edumgêgefu des A. gegen B. um Anordnung 
einer Tagfahrt und Erlafjung des Muftrages im Ginne des 
8.63 C. O. murde von der erften Qnftanz in der Erwägung, 
daß zwar die klägeriſche Forderung per 135 fl. 55 fr. erwieſen 
tt; daß auper diejer Crxecutionsforderung nur noch der Ere- 
cuttonsbejdeid vom 26. Juni 1888 im der Rechtsſache des C. 
gegen B. megen 26 fl. 44 fr. vorliegt; daß jedoch feit dieſem 
legteren Executionsbeſcheide mehr als 21/, Sabre verflofſſen 
find, und daß man daher nicht ſagen kann, daß der Schuldner 
dermalen mit Executionen verfolgt ſei; in der Erwägung, daß 
vielmehr, falls der Schuldner thatſächlich ein der Execution 
unterworfenes Vermögen beſitzt, anzunehmen iſt, daß der 
Gläubiger C. mit ſeiner unbedeutenden Forderung längſt ſeine 
Befriedigung erlangt habe, daß aber anderſeits, falls der 
Schuldner ein ſolches Vermögen nicht beſitzen ſollte, den 
Concurs wegen Abganges eines zur Deckung der Koſten der 
Concursverhandlung genügenden Vermögens A 66 6. 29.) nicht 
eröffnet werden fônnte; und in der Erwägung, da fobin die 
Grjordernifje des 8.63 6. O. im gegenmártigen Falle nicht 
zutreffen, abgetviejen. 

Das Oberlandesgericht bat diejen Beſcheid unter Hinweis 
auf die erſtrichterlichen Gründe und in weiterer Erwägung, 
daß im Sinne des 8. 63 C. O. Recurrent A. ſich nicht mit 
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Erfolg auf den qu jeinem Gunſten erflofjenen Executions⸗ 
bejeid vom 7. Juni 1890 berufen fann, um die vom Gefege 
geforberte Mebrheit der Grecutionen gegen den Schuldner dars 
zuthun, monad) megen Abganges des Nachweiſes, daß der 
Schulder B. dermalen ton mebreren Seiten mit Executionen 
perfolgt merde, dem Begebren des Necurrenten, auf deſſen 
Neuerungen im Recurſe feine Rückſicht genommen werden 
darf, mit Recht keine Folge gegeben wurde. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem außerordentlichen Re⸗ 
viſionsrecurſe des A. ſtattgegeben und mit Aufhebung der 
beiden gleichförmigen Entſcheidungen der erſten Inſtanz auf⸗ 
getragen, über das Gejud des MA. mit der Anordnung einer 

agiagung nad 8. 63 6. D. vorgugehen, und zwar in der 
Erwägung, daf A. den Beftand feiner Forderung nachgewieſen 
und in dem Geſuche ausdrücklich angeführt at, daß der Ge- 
klagte mit Executionen verfolgt jei; und in der tveiteren Er- 
mágung, dab unter diejen Umitânden das Geſuch des Res 
currenten nicht offenbar unbegriindet erſcheint, daher aud 
nicht fofort abzuweiſen war, gumal der 8. 636.0. nicht vers 
langt, daß neben dem Bedeckungswerber nod) wenigſtens zwei 
andere Gläubiger gegen den Schuldner Execution führen, und 
die Frage, ob die Bedingung, daß der Schuldner mit Execu⸗ 
tionen verfolgt werde, thatſächlich vorhanden ſei, erſt bei der 
nach dem Ergebniſſe der Tagfahrt zu erfolgenden Schlußfaſſung 
der bas Begehren um Eröffnung dez Concurſes qu entideiden 
etn wird. . 


Nr. 342. 
And die Klage anf Zahlung des vor der Grifinung des Concurfes 
fiber das Bermógen des Riethers fállia gemordenen Miethzinſes tj 
wider deſſen Concursmaſſe Det vem durch B. 1 der Rail. Ferordnung 
vom 16. Movember 1858 ausſchließend und ausnahmsſos normirten 
Bezirſisgerichte cingubringen. 
Entideidung vom 10. März 1891, B. 2759. (Meftátigung des durch dte Grs 
Iebigung dez f. k. Dberlanbesgeridtes Prag vom 20. Jânner 1891, B. 1236, 
abgeânberten Beſcheides bes k. k. Bezirksgerichtes Karlsbad tom 10. December 
1890, 8. 22.187.) 


Ueber die beim Bezirksgerichte Karlsbad vom Gauseigen= 
thümer A. mider B., beziehungsweiſe deſſen Concursmaſſe 
wegen Zahlung der noch vor Eröffnung des Concurſes fällig 

ewordenen Miethzinsrate per 600 fl. überreichte Klage wurde 

die Tagfabrt qur Berhandlung im Ginne der tail. Verordnung 

vom 16. November 1858, R. G. BI. Ar. 213, angeordnet. 
11* 
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Hiegegen recurrirte der Verwalter der Concursmaſſe megen 
Unzuſtändigkeit des angetretenen Gerichtes, behauptend, daß die 
Klage beim Concursgerichte einzubringen geweſen wäre. 

In Stattgebung des Recurſes wurde der angefochtene 
Beſcheid dahin abgeändert, daß die Klage wegen Unzuſtändig— 
keit des Bezirksgerichtes Karlsbad ab⸗ und an das zuſtändige 
Concursgericht gewieſen wurde, weil es ſich vorliegend um 
eine noch dor der Eröffnung des Concurſes verfallene Mieth— 
zinsforderung für eine Gebrauchszeit von Seite des Gemein— 
ſchuldners handelt; nad 8. 23 Conc.⸗Ordn. bei Mieth⸗ und 
Pachtverträgen, wenn der Gemeinſchuldner Miether und Pächter 
iſt, die Maſſe erſt von dem Zeitpunkte der Eröffnung des 
Concurſes in den Vertrag eintritt, die eingeklagte Forderung 
daher nicht als eine Maſſaſchuld nach 8. 29 Abſatz 3 und 8. 137 
Conc.⸗Ordn. außerhalb des Concurſes gegen den Maſſeverwalter, 
ſondern im Wege der Anmeldung nad 88. 6, 7 und 138 Conc: 
Ordn. bei dem Concursgerichte geltend qu machen tft. 

Dem Revifionsrecurje des A. ftattgebend, fand der oberfte 
Gerichtshof, in Abânderung der oberlandesgerichtlichen Er: 
ledigung, den erſtrichterlichen Beſcheid wiederherzuſtellen, tveil 
die Beſtimmung der das beſondere Verfahren in Auszieh— 
ſtreitigkeiten regelnden kaiſ. Verordnung vom 16. November 
1858, R. G. Bl. Nr. 213, 8. 1, daß alle Streitigkeiten aus 
Beſtandverträgen über unbewegliche oder geſetzlich für unbes 
weglich erklärte Sachen ausſchließend, ohne Unterſchied der 
Perſon, vor das Bezirksgericht gehören, in deſſen Bezirk der 
Beſtandgegenſtand liegt, als die Anordnung eines beſonderen 
und ausnahmsloſen Gerichtsſtandes durch den allgemeinen 
Gerichtsſtand des Concursgerichtes nach 8. 138 des Geſetzes 
vom 25. December 1868, R. G. Bl. für 1869 Rr. 1, cine Yen 
derung nicht erfahren bat; tveil demnach die Zuſtändigkeit des 
nad, der Lage der Beſtandſache berufenen Bezirksgerichtes nidt 
davon abhângt, ob die Miethzinsforderung aus einem der 
Concurseröffnung vorausgegangenen oder nachgefolgten Beit 
raume erhoben, ob das Sablungabegebren unbeſchränkt oder 
ausdrücklich nur au3 dem geſetzlichen Pfandrechte geſtellt tird; 
— I erſtrichterliche Annahme der Klage geſetzlich gerecht⸗ 
ertigt iſt. 
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Nr. 348. 
Aur gegen der urtheilsmäßig feſtgeſtellten Juhaber einer nicht⸗ 
regiſtrirten Sirma Lann ein wider die Firma ergangenes Artheilt in 
Voſſzug geſetzt werden (88. 248, 298 a. 6. 0.). 
Entſcheidung vom 10. März 1891, 8. 2794. (Aufhebung der gleichförmigen 
Erledigungen des k. k. Bezirksgerichtes Bregenz vom 26. September 1890, 
8. 8201, und des k. k. Oberlandesgerichtes Innsbruck vom 7. Jaͤnner 1891, 
8. 6972 und 7018.) 


Das Bezirksgericht Bregenz hat in der Rechtsſache der 
Firma M. & Go. gegen die nichtregiſtrirte Firma „Joſef T. 
Nachfolger“ über Anſuchen der Klägerin auf Grund des rechts⸗ 
kräftigen Urtheiles vom 4. März 1890, 3. 841, pto. reſtlicher 
17 fl. 7u kr. c. s. e. die executive Pfändung und Schätzung der 
ſchuldneriſchen Fahrniſſe bewilligt und den Vollzug der Exe⸗ 
cution verordnet. 

Das Oberlandesgericht hat den Recurs der Antonie P. 
gegen dieſen Beſcheid in der Erwägung zurückgewieſen, daß 
ſich Antonie P. in ihrer Eingabe vom 3. April 1890, 8. 2368, 
ausdrücklich als Eigenthümerin des Geſchäftes „Joſef T. Nach⸗ 
folger“ erklärt hat, woraus folgt, daß Antonie P. als Eigen⸗ 
bien dieje3 Geſchäftes die Rlage in Empfang nabm, die 

ollmacht auf Dr. S. mit der Fertigung „Joſef T. Nachfolger“ 
ausſtellte und durch dieſen Advocaten den Proceß gegen die 
klagende Firma durchführte, endlich das Urtheil in Empfang 
nahm, den zugelaſſenen Haupteid antrat und gegen die Nicht— 
zulaſſung des bezeichneten Eidesleiters recurrirte, zudem an 
die klägeriſche Firma am 30. September 1890 auf den ein⸗ 
geklagten Betrag die Abſchlagszahlung von 82 fl. 64 fr. leiſtete, 
daber als Schuldnerin des Rejtbetrages von-17 fl. 71 fr. ſ. N. G. 
anzuſehen ijt. 

Ueber die Nullitätsbeſchwerde der Antonie P. hat der 
oberſte Gerichtshof die beiden untergerichtlichen Erledigungen 
aufgehoben und die Firma M. & Co. mit ihrem Executions⸗ 
begebren abgewieſen, weil bei dem Umitande, als dte gellagte 
Firma „Joſef T. Nachfolger“, wider welche das Urtheil er 
flofjen iſt, im Handelsregiſter nicht eingetragen erſcheint, die 
ſelbe darſtellende Perſon, welche geklagt werden wollte und 
geklagt iſt, nicht entnommen werden kann, auch im Urtheile 
nicht bezeichnet iſt, die Execution aber nur gegen jene Perſon, 
wider welche das Urtheil ergangen iſt, geführt werden darf; 
ferners weil die Identität der Beſchwerdeführerin mit dem 
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nicht feititebt, daher die Untergeridte nicht Derechtigt waren, 
im Crecutionsberfabren über das nad) der Actenlage zweifel⸗ 
baft erſcheinende Rechtsverhältnis der Beſchwerdeführerin zur 
geklagten Firma eine Entſcheidung zu treffen; ſonach im Sinne 
des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. Rr. 2598, 
mit der Aufhebung der untergerichtlichen Erledigungen tvegen 
unterlaufener Nichtigkeit des Verfahrens vorzugehen tvar. 


Nr. 344. 
Der SupotheRar, auf defien indebite Baftende Sorderung ein Super- 
pfandredt executiv einverleibt wurde, iſt zur Zeſchwerdeführung 
gegen dieſe Einverleibung berechtigt. 
Entſcheidung vom 11. März 1891, 8. 2706. (Beſtätigung der den Beſcheid 
des E. k. Bezirksgerichtes Holleſchau vom 17. Juni 1890, 8. 6138, ab 
ändernden Erledigung des k. k. Oberlandesgerichtes Brünn vom 26. November 
1890, 3. 9605.) 


Sn dem Paternitätsproceſſe des Vormundes des unebe: 
den A. wider deſſen Erzeuger B. wurde über Gejud des 
Erſteren de praes. 17. Juni 1890 auf Grund des rechtskräftigen 
Urtheiles vom 5. November 1889 zur Sicherſtellung der zu⸗ 
geſprochenen künftig fällig werdenden Alimente des Kindes 
bis zur Höhe von 100 fl. die Einverleibung des executiven 
Superpfandrechtes auf der für eine ſchon getilgte Forderung 
des B. per 200 fl. noch nicht gelöſchten Hypothek bewilligt. 

In Stattgebung des dawider vom B. eingebrachten Ne: 
curſes fand das Oberlandesgericht den erſtrichterlichen Beſcheid 
dahin abzuändern, daß das Begehren des Vormundes auf 
Bewilligung obiger Einverleibung abgewieſen wurde; und 
zwar in Erwägung, daß es nad 8. 301 a. G. O. dem Gläu⸗ 
biger erſt nach Ablauf der Erfüllungsfriſt freiſteht, um die 
Execution anzuſuchen, welche Bedingung bei erſt künftig fällig 
werdenden Forderungen nicht eintreten kann und eine Sicher⸗ 
ſtellung pro futuro in dem Urtheile vom 5. November 1889 
dem Belangten B. nicht auferlegt wurde. — SGiegegen exgrif 
der Bormund den Reviſionsrecurs, worin ausgeführt wird, 
daf die Forderung per 200 fl., auf welche das executive Pfand: 
recht einverleibt wurde, wie nachträglich hervorkam, längſt be- 
post ift, jomit nicht mebr zu Recht beftebt; daß demzufolge 

- gar feinen Grund hat, durch dte bewilligte Intabulation 
de3 executiven Pfandrechtes ſich für beſchwert gu eraditen, 
hiezu allenfalls der Liegenſchaftsbeſitzer Grund haben fónnte, 
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dieſer aber e3 unterließ, gegen den bewilligenden Beſcheid des 
erften Richters Beſchwerde qu filhren. 

Der oberfte Gerichtshof mie3 den Reviſionsrecurs ab, 
weil die Forderung, auf welche die Einverleibung des Pfand⸗ 
rechtes zur Sicherſtellung der Alimente von dem erſten Richter 
bemilligt murde, im Grundbuche noch fortan qu Gunjten des 
B. eingetragen tft, demjelben daher auch die Berechtigung, 
gegen Dieje Berviligung Beſchwerde qu führen, nicht abge- 
ſprochen werden könne. 


Nr. 345. 
Die Klage des Berßäufers auf Einhaltung des abgeſchloſenen Kauf⸗ 
vertrages, Rraft deſſen Figenthum und FKeſitz, Kaſten und Nutzungen 
der verRanften Aiegenſchaft fofort auf den Käufer übergegangen 
waren, Ranu deshalb, weil nad) Aeberreichung der Klage eben diefe 
LTiegenſchaft tn einer Executionsführung wider den noch im Grund⸗ 
buche als Eigenthümer ſtehenden Berkäufer veräußert wurde, auf 
Grund der eingewendeten Anmöglichkeit der Bertragserfüſſung nicht 
quriidgentefen werden (88. 880, 919, 1047, 1447 q. 6. 6. *.). 
Entſcheidung vom 12. März 1891, B. 2169. (Beſtätigung des durch das 
Urtheil dez k. t. Dberlandesgeridtes Prag bom 9. December 1890, Nr. 29.964, 
abgeinberten Urtheiles des k. k. Bezirksgerichtes Moltinig vom 30. Geptember 
1890, Nr. 4696.) 


Sn der mündlich verhandelten Rechtsſache ter Rlágerin 
A. gegen B., Geflagten, pcto. Einhaltung dez Maufvertrages 
liber die Hälfte der Mühlrealität Nr. 1 in Tanndorf mit 
Ausſchluß bes Dörrhäuſels Nr. 95 dortielbft hat die exite 
Inſtanz qu Recht ertannt: Der Geklagte B. ift ſchuldig, den 
mit der Mlágerin A. am Frohnleichnamstage den 20. Juni 
1889 abgeſchloſſenen Saufvertrag des Inhaltes: „B. über⸗ 
nimmt und A. überläßt demſelben um die bücherlichen Schulden 
und eine Baaraufzahlung von 900 fl. d. MB. die der MU. eigen⸗ 
thümlich gehörige Hälfte der Miiblrealitát Nr. 1 in Tann- 
dorf fammt Grundithden mit alleiniger Ausnahme des bereits 
abgegrenaten Dörrhauſes Nr. 95 in Tanndorf. Cigenthum, 
Beſitz, Vajten und Nubungen iibergeben mit dem Sanftage, 
d. à. dem 20. Juni 1889, an den Käufer B., die Feldfrüchte 
mit Ausnahme des Grumets von der an B. verkauften kläge⸗ 
riſchen Hälfte hat A. zu fechſen und, da B. Eigenthümer der 
zweiten Hälfte der Realität Nr. 1 in Tanndorf iſt, haben A. 
und B. die Feldfrüchte zu gleichen Theilen einzuheimſen, das 
Grumet verbleibt aber vollſtändig dem Käufer B.; B. über⸗ 
nimmt alle bücherlichen Schulden zur Selbſtzahlung und iſt 
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verpflichtet, der Klägerin A. die Baaraufzahlung per 900 ff. 
0. W. binnen 6 Monaten vom Rauftage, alo am 20. December 
1889, obne Sinjen qu bezablen; A. Bat feine Gtenern mebr 
au gablen; die Emmrichtungsftide in der Mühle haben der A. 
au verbleiben, e3 wird Derjelben durd) 8 Wochen das Mobnung3=- 
recht in der vertauften Mühle eingeräumt, es Iiegt aber nichts 
daran, wenn A. fpáter ausziehe; B. libernimmt die Brettſäge 
ſammt und ſonders, alſo auch ſammt den ausſtehenden Forde⸗ 
rungen; B. hat die Koſten des Kaufvertrages ſelbſt zu Des 
zahlen, die Koſten der Abtrennung des Doörrhauſes Nr. 95 
in Tanndorf werden von beiden vertragsſchließenden Theilen 
zu gleichen Theilen beſtritten werden, die Darangabe von 
20 fl. ö. W. wird per contractum quittirt; die Abtrennung 
des Dörrhauſes iſt gemäß der am 20. Juni 1889 im Ein⸗ 
verſtändniſſe beider Theile durchgeführten und durch Grenz⸗ 
ſteine erſichtlich gemachten Begrenzung zu veranlaſſen. B. 
räumt der A. das Recht des Fußſteiges über ſeinen Grund 
von der Straße zum Dörrhauſe und zurück und weiter das 
Recht, Waſſer aus bem Brunnen der Realität Rr. 1 in Tann⸗ 
dorf zu ſchöpfen, ein“, einzuhalten, iſt weiter ſchuldig, der A. 
den intabulationsfähigen Kaufcontract obgedachten Inhaltes 
über die Hälfte der Mühlrealität Nr. 1 in Tanndorf, jedoch 
mit Ausſchluß des Dörrhauſes C. Rr. 95 in Tanndorf und 
die zur grundbücherlichen Abtrennung desſelben nöthige Plan⸗ 
ſtizze zur Fertigung qu unterbreiten. — Gründe: Die 
Klägerin leitet ihren Klagsanſpruch auf Einhaltung des mit 
dem Geklagten über die ihr gehörige Hälfte der Mühlrealität 
Nr. 1 in Tanndorf mit Ausſchluß des Dörrhauſes C. Nr. 95 
in Tanndorf abgeſchloſſenen Kaufvertrages von der Thatſache 
ab, daß ſie am Frohnleichnamsſtage den 20. Juni 1890 mit 
dem Geklagten in Anmejenheit der Zeugen Ulegander Aars 
ſänger, Wendelin Mariânger, Wenzel und Anguft Jung einen 
Raufvertrag liber die ihr gehörige Hälfte der eingangs bes 
jagten Mühle abſchloß, mornad YU. dem B. dieje Realitäten⸗ 
hälfte um die bücherlichen Schulden und eine Baaraufzahlung 
von 900 ff. d. W. in das Eigenthum überließ, ſich aber das 
dazu gehörige Dörrhaus C. Nr. 95 zurückbehielt. Dieſem 
Klagsbegehren auf Einhaltung des Kaufvertrages ſetzt B. die 
Einwendung entgegen, es ſei Sache der A. geweſen, der Klage 
eine Planſkizze über das abzutrennende Dörrhaus beizuſchließen; 
der Vertrag ſei infolge der mittlerweile gegen die Klägerin 
geführten Realexecution, wobei ihre Mühlenhälfte von ſeiner 
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Gattim Therefia 3. erſtanden wurde, undurchführbar gemorbden; 
es fei ferner ein giltiger Vertrag überhaupt nicht qu Gtande 
gefommen, und babe die Rlágerin, falls fon ein folder vors 
gelegen wäre, hievon wieder abgelafjen. Belangend dte Ein⸗ 
mendung, daf eine Planſkizze nicht vorgelegt toutde und daf 
demnad der Rlagêgegenitand unbeſtimmt fei, jo erweiſt fic) 
dieje Einwendung als gang irrelevant, denn das abzugliedernde 
Dörrhaus O. Nr. 95 wurde nad) der ausdrücklich augejtandenen 
Klagsangabe jofort nad) abgeſchloſſenem Vertrage tm beider- 
feitigen Einverſtündniſſe abgegrenat, dte Grenzen durch Grenz⸗ 
iteine martirt und murde beftimmt, daf der A. jo viel Grund 
um dos Häuschen berum zu verbleiben babe, daß von allen 
Geiten cine Qeiter an dastelhe angelegt werden könne, wobei 
an der Fenſterſeite etwas mehr Grund der A. belafjen wurde. 
Nachdem der B. gugejtandenermafen die Koſten des Kauf⸗ 
pertrages jelbft gu bezahlen batte, und die Planifizze ein 
integrirender Bejtandtheil dieſes abzufaſſenden Kaufvertrages 
iſt, fo iſt es auch Cade des B., dieſe Planſkizze der ge⸗ 
troffenen Vereinbarung gemäß auf eigene Koſten anfertigen 
au laſſen, damit auch die grundbücherliche Durchführung des 
Vertrages erfolgen kann. Daraus geht hervor, daß von einer 
Unbeſtimmtheit des Kaufgegenſtandes nicht geſprochen werden 
kann. Ebenſo iſt auch die weitere Einwendung, daß der Kauf⸗ 
vertrag, weil die Realitätenhälfte am 30. November 1889 
verkauft wurde, undurchführbar ſei, unbeachtlich, denn zu— 
geftandenermaßen überging Eigenthum, Beſitz, Laſten und 
Nutzungen mit dem Kauftage, das iſt mit dem 20. Juni 1889, 
an den Käufer B., welcher aljo zur Beit der Feilbietung ſchon 
der außerbücherliche Beliger der mebrgenannten Nealitáten= 
bálite mar und demnad die Verpflichtung hatte, für die 
Siſtirung der Execution gu ſorgen, indem er ſich mit Der 
Crequentin, jeiner Gattin Therejia J., wegen ihrer Fordes 
rung auseinanderzuſetzen haite. Menn der B. dieje Vorſicht 
unbeachtet und die Erecutton gegen ſich als Befiger ergehen 
ließ, jo hat ex den tbm hiedurch erwachſenen Schaden jelbft 
an tragen, obne da er die Klägerin hiefür verantwortlich 
maden kann. Dieje Cinmendung könnte der Gellagte nur 
dann mit Erjolg erbeben, wenn der Raufgegenftand dem Ver⸗ 
fere entzogen imorden wäre (8. 880 a. b. G. B.) oder wenn 
derſelbe zufällig gänzlich untergegangen wäre (8. 1447 a. b. 
G. B.), welche beide Bedingungen vorliegend nicht zutreffen. 
Die Berechtigung zur weiteren Einwendung, daß ein giltiger 
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dertrag überhaupt nicht zu Stande gekommen ſei, erblickt der 
B. in der von ihm behaupteten, klägeriſcherſeits jedoch wider⸗ 
ſprochenen Thatſache, daß die A. in der Klage behauptet, ſie 
ſei mit bem Urtheile vom 30. April 1889, 83. 2573 civ., blos 
zur Bablung der Hypothekarforderung der Thereſia J. per 
607 ff. 911/, fr. c. 8. c. verurtheilt worden, während ſie ab- 
ſichtlich verſchwiegen babe, daß für Therejia 3. der Betra 
von 2000 ff. c. s. c. auf der Mühlenhälfte haftet und dah 
fte mit dem Urtheile des Oberlandesgerichtes vom 14. Auguit 
1890, 3. 19.146, auch zur Bablung des Meftbetrages von 
1392 fl. 81/, tr. c. 8. c. berurtheilt worden fet; da einerjeita 
die Nlágerin ſich zur Bablung dieſes letzteren Theilbetrages 
nicht erbietet und weil andererſeits der Umfang der bücher⸗ 
lichen Schulden nicht beſtimmt war, fo jet auch der Kauf—⸗ 
preis unbeſtimmt geblieben und es ſei demnach ein giltiger 
Vertrag nicht zu Stande gekommen. Hervorgehoben muß hier 
werden, daß der Umſtand beſtritten iſt, ob der B. die Ver: 
pflichtung, alle bücherlichen Schulden ſelbſt gu tragen, über⸗ 
nommen hat, oder ob vereinbart wurde, daß der B. für das 
Kaufobject im Ganzen 900 fl. baar hinauszuzahlen und der 
A. das Dörrhäuſel zu belaſſen hat. Die Klägerin weiſt nun 
durch die allerdings bedenklichen Zeugen Alexander und 
Wendelin Marſänger, Wenzel und Auguſt Jung nach, daß 
der Geklagte ausdrücklich erklärt hat, er übernehme alle bücher⸗ 
lichen Schulden und gable überdies noch 900 fl. an die A 
heraus. Obwohl dteje genannten Beugen als Brüder, De 
ziehungsweiſe Schwäger der A. bedenklich erſcheinen und deren 
Bedenklichkeit gerügt wurde, jo muß dennod) das von thnen 
beftátigte Factum tm SGinblide auf S. 144 a. G. D. al 
geridisorbrungêmábi, ertuiejen angenommen werden, weil 
der B. außer dem Verwandtſchafts- und Schwägerſchafts⸗ 
verhältniſſe keinen weiteren, die Glaubwürdigkeit dieſer Zeugen⸗ 
ausſagen abſchwächenden Umſtand anzuführen vermochte. Hat 
aber der B. die Bezahlung der bücherlichen Schulden über⸗ 
nommen, ſo konnte er durch Einſichtnahme in die öffentlichen 
Bücher auch wiſſen, daß für ſeine Gattin Thereſia J. die 
Forderung ton 2000 fl. auf der mehrgenannten Mühlen⸗ 
hälfte ficergejtelt ift und mußte darauf rechnen, daß er die 
ganzen 2000 fl. gu gablen haben terde, weil er dte Ver⸗ 
einbarung unterlaijen bat, da die Verkäuferin den Laſten⸗ 
ftand zur Bertretung übernimmt. Durd eine ziffermäßige 
Zuſammenſtellung des lepteren und der Baaraufzahlung bon 
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900 fl. ergibt ſich johin gang Far unb ungiveibentig der ges . 
fammte Kaufſchilling für dte verkaufte Nealitátenhálite. Selbſt 
aber, wenn die Anführung des B., er habe lediglich um 
900 fl. die Realitätenhälfte gekauft und ſei von den bücher⸗ 
lichen Schulden keine Rede geweſen, auf Wahrheit beruhen 
würde, ſo hätte B. nach 8. 443 a. b. G. B. die geſammten 
büucherlichen Schulden ſtillſchweigend zur Zahlung übernommen, 
ob er nun von dem Beſtande dieſer Laſten gewußt hat oder 
nicht, weil jeder, der die öffentlichen Bücher nicht einſieht, 
für ſeine Nachläſſigkeit haftet. Endlich muß auch die Ein⸗ 
wendung des B., die A. habe ſelbſt erklärt, daß aus dem 
Vertrage nichts ſei, und daß ſie auf einer dem B. vertrags⸗ 
mäßig zur Benützung überlaſſenen Kleebrache den Klee ab⸗ 
mábte, und hiedurch auch ihren Willen, ben Vertrag aufzu⸗ 
heben, in eine äußerlich ſichtbare Handlung kleidete, als un⸗ 
gegründet zurückgewieſen werden, denn durch dieſe ganz all⸗ 
gemein gehaltene angebliche Erklärung und durch die bezeichnete 
widerſprochene Handlungsweiſe kann ein rechtsgiltig abge— 
ſchloſſener Vertrag um ſo weniger aufgehoben werden, als 
die Gegenſeite gar nicht behauptet hat, daß ſie in die Auf⸗ 
hebung des Vertrages einwilligte. Da ſich ſonach die Klage 
in allen Punkten begründet ertveift, jo war dem darin ent⸗ 
haltenen Begehren unbedingt ſtattzugeben. 

Das Oberlandesgericht hat auf Appellationsbeſchwerde 
des Geklagten das erſtrichterliche Urtheil abgeändert und das 
Klagsbegehren abgewieſen. Gründe: Die Klägerin geſteht 
zu, daß die ihr gehörige und den Gegenſtand des hier in 
Frage kommenden Kaufvertrages bildende Hälfte der Mabl- 
mühle C. Ar. 1 im Tanndorf zwar nach eingebrachter Klage, 
aber noch bevor der Geklagte über die Klage die Einrede 
erſtattet hat, am 30. November 1889 im der gegen die Klägerin 
feiten3 der Therejia J. geführten Crecution wegen 1392 fl. 
81/ tr. ſ. M. executto vertauft und von Thereſia 3. erjtanden 
murde. Die Klägerin muß deshalb auch augeben, daß infolge 
dieſes Zwiſchenfalles die Einhaltung des Kaufvertrages beider⸗ 
ſeits unmöglich wurde; das Klagsbegehren findet daher im 
8. 919 a. b. G. B. keine Begründung und ſteht der Klägerin 
blos zu, je nachdem dieſe Unmöglichkeit durch Zufall ent— 
ſtanden ſich herausſtellt, gemäß 8. 1447 a. b. G. B., oder 
durch Verſchulden des anderen Vertragstheiles bewirkt ſich 
darſtellt, gemäß 8. 1047 a. b. G. B. allfällige Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche geltend zu machen. In dieſer Richtung wurde 
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aber nicht gellagt, daber nicht meiter qu erörtern tit, ob der 
Kaufvertrag thatſächlich zu Gtande gefommen ift, rejp. ob 
deſſen Erfüllung durch Zufall oder durch Verſchulden des 
Geklagten unmoͤglich wurde, oder ob die Klägerin, tie der 
Geklagte weiter einwendet, von dem Kaufvertrage zurüch⸗ 
getreten ſei. Unentſcheidend iſt, daß die Unmöglichkeit der 
Vertragserfüllung erſt nach überreichter Klage eingetreten iſt, 
weil die Klägerin dennoch bei ihrem Klagsbegehren auf Bers 
tragseinhaltung beharrt. Es war ſonach das der Klage ſtatt⸗ 
gebende erſtrichterliche Urtheil über Appellation des Geklagten 
abzuändern und das Klagsbegehren abzuweiſen. 

Der oberſte Gerichtshof hat über die ordentliche Revi⸗ 
ſionsbeſchwerde der Klägerin das obergerichtliche Urtheil abgus 
ändern und jenes der erſten Inſtanz wieder herzuſtellen be⸗ 
funden. Gründe: Das erſtrichterliche, der Klage ſtattgebende 
Urtheil iſt im Geſetze und in der Actenlage begründet. Die 
Behauptung des Geklagten betreffend, gar kein giltiger 
Vertrag zu Stande gekommen ſei, weil über den Kaufpreis 
keine Einigung erzielt wurde, wird zu den Gründen des erſten 
Richters noch bemerkt, daß Klägerin und Geklagter Mit: 
eigenthümer der Mühle Nr. 1 in Tanndorf und als ſolche 
Solidarſchuldner der Eheleute Vogel, beziehungsweiſe der 
Thereſia J., Gattin des Geklagten, hinſichtlich des Betrages 
von 2000 fl. ſ. N. waren, daß dem Geklagten als executiven 
Erſteher der obigen Mühlhälfte genau der bücherliche Stand, 
ſowie der weitere Umſtand bekannt mar, daß bei der Meiſt⸗ 
botsvertheilung die Eheleute Vogel mit einem Theilbetrage 
von 607 fl. 917/, fr. leer ausgingen, daß ſeine Gattin Thereſia 
J. den ganzen Betrag von 2000 fl. gegen die Klägerin ein⸗ 
klagte, daß ihr in eriter Inſtanz 607 fl. 911/, tr. unbedingt 
guertannt und fie mit bem Mebrbetrage für dermal abge⸗ 
miejen wurde, daß bdaber bei dem Umitande, als exiviejen 
dorliegt, da Gellagter bei Abſchluß des mündlichen Kauf—⸗ 
vertrage alle bücherlichen Schulden zur Selbſtzahlung über⸗ 
nahm, es ganz unentſcheidend iſt, daß dieſe bücherlichen 
Schulden nicht einzeln ziffermäßig angeführt wurden, und 
da daher von einer angeblichen Unbeſtimmtheit des Rauf: 
preijeS feine Mede fein fann. Die Untvabrheit der Wgae 
des Geklagten B., er habe die Mühlenhälfte blos um fl. 
gekauft und es ſei Sache der Verkäuferin geweſen, die bücher⸗ 
lichen Schulden zu bezahlen, ergibt ſich, abgeſeden von den 
Angaben der Zeugen, auch ſchon daraus, daß Geklagter die 
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zweite Mühlenhälfte bei der executiven Seilbtetung um 2600 fl. 
erftiegen Datte und daß daher die Slágerin bei dem 
in Mede ftehenden Verkaufe ihrer Mühlenhälfte aus freter 
Sand nicht einmal die Hälfte des obigen Preiſes erhalten 
hátte, da das Dörrhaus, welches ibr nad dem Vertrage hátte 
verbletben ſollen, nad; der etgenen Angabe des Gellagten nur 
auf 300 fl. geſchätzt wurde. Anbelangend die Unmöglichkeit, 
den Vertrag durchzuführen, jo tft durch die Beugen erwieſen, 
da nad) den Vertragsbeſtimmungen Cigenthum, Befig, Vajten 
und Nugungen mit dem Rauftage (20. Juni 1889) am ben 
Käufer, den Gellagten, übergingen oder, wie Gellagter (td) 
ausdrückt, übergehen joliten; da Klägerin dem Geflagten dte 
Mebergabe der Mühlenhälfte im den phyſiſchen Beſitz vers 
weigert hútte, wird gar nicht behauptet, und rar eine bejondere 
Uebergabe auch gar nicht nöthig, da Gellagter Miteigenthimer 
der Mühle mar, und bezüglich der ftehenden Früchte auf den 
zur Mühle gebórigen Grunditiiden im Vertrage bejondere 
Bereinbarungen getroffen worden waren. Klägerin batte dem⸗ 
nad ihrerſeits nur noch die Verpflichtung, dem Geklagten 
eine einverleibungsfähige Urkunde auszuſtellen, damit der⸗ 
ſelbe an die Gewähr geſchrieben werden könnte. Dies iſt 
allerdings derzeit nicht mehr möglich, weil im Laufe des 
Proceſſes der executive Verkauf der der Klägerin gehörigen 
Mühlenhälfte erfolgte. Es ift hier nicht der Ort, die Stich⸗ 
haltigkeit der Behauptungen der Klägerin zu prüfen, daß 
Geklagter dieſe Unmöglichkeit abſichtlich herbeiführte, indem 
er ſeine Gattin die Execution gegen die Klägerin wegen 
607 fl. 911!/, Tr. weiter führen ließ, obzwar es tbm eim 
Leichtes geweſen wäre, durch Einlöſung diejer Forderung 
oder auf andere Art die Execution zu verhindern; es iſt dies 
aber auch nicht nothwendig, weil die Einwendung einer im 
Laufe des Proceſſes eingetretenen, überdies gar nicht unter 
die Vorſchrift der 88. 878 und 880 a. b. G. B. fallenden 
angebliden Unmöglichkeit der Qeiftung die Klägerin nicht 
bindern fann, ibre Klagſchlußbitte aufrecdit qu halten, um, 
im Falle die Unmöglichkeit der Vertrag3einhaltung nachträglich 
thatſächlich eingetreten ift, fid cine Grundlage für den als 
fälligen Entſchädigungsproceß zu ſchaffen, menn ſie nachzu⸗ 
weiſen vermag, daß die nachtraͤgliche Unmöglichkeit der Ver⸗ 
tragserfüllung durch Verſchulden des zweiten Vertragstheiles 
herbeigeführt wurde, und daß dabei ein Zufall, für den 
Niemand verantwortlich gemacht werden kann, ausgeſchloſſen 
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tit. Um aber einen Erſatzanſpruch mit Grund ſtellen zu 
tônnen, muf vor Alem der Abſchluß des Vertrages und die 
Verbindlichkeit des Geklagten, denjelben etngubalten, dargeihan 
jein, weil ben Gellagten ſonſt in Teiner Weiſe irgend eine 
Verbindlichkeit der Klägerin gegeniiber treffen könnte. Im 
Uebrigen wird auf die Gründe des erſtrichterlichen Urtheiles 
verwieſen. 


Rr. 346. 
Aohnvertrag: Wird dote Aebernahme ves Berles megen Autüchtigkeit 
desſelben vom MefleMer verweigert, fo obliegt der Meweis, daß dic 
hiefür tm &. 1153 geſetzten Zedingungen nicht vorhanden feten, dem 
anf Mebernagme und Zahlung Riagenden Reſteſſten 08 (88. 3, 104 
4 . 


Entſcheidung vom 12. Mara 1891, 9. 2258. (Abândecung des Urbeiles bes 

E. ?. Sanbesgeridtes in Prag vom 30. September 1890, 8. 44.724; Be. 

ftátigung bes k. k. Dberlandesgeridtes in Prag vom 10. Degember 1890, 
8. 28.154.) 

Der Kläger begehrt vom Geklagten die Bablung eines 
Reftbetrages von 56 fl. fix ein vom Geklagten nad) einer 
eingejendeten Photographie Deftelites und tbm vom Kläger 
geltefertes Portratt mit Rahmen, welches aber nicht úbers 
nommen, ſondern vom Geklagten rückgeſtellt wurde, weil das 
gelieferte Werk wegen weſentlicher Mängel nicht brauchbar 
war. Das erſte den Geklagten unbedingt zur Zahlung bers 
fällende Urtheil des erſten Richters wurde vom Oberlandes⸗ 
gerichte aufgehoben und Kläger wurde angewieſen, geeignete 
Beweiſe darüber anzubieten, daß er dem Geklagten ein der 
Beſtellung entſprechendes Portrait geliefert hat, nämlich ein 
Portrait, welches der übergebenen Photographie und der auf- 
genommenen Perjonsbejdreibung im Punkte der Aehnlichkeit 
vollkommen entipradh. 

Nach Aufnahme diejer Beweiſe Bat der erjte Richter den 
Geklagten neuerlid zur Bablung des eingellagten Betrages 
verurtheilt. Griindbe: Der Geflagte muite, um von dem 
Vertrage abgeben qu können, nad 8. 1153 a. b. G. B. nad: 
meijen, daß da3 gelieferte Delgemilde an mejentithen Mängeln 
feidet, die dasfelbe zum Gebrauche untüchtig machen oder der 
ausdrücklichen Bedingung zuwiderlaufen. Der Gellagte konnte 
nur verlangen, daß das gelieferte Oelgemälde der dem Kläger 
übergebenen Photographie und Beſchreibung entſpreche. Die 
vom Oberlandesgerichte angeordnete Beweisführung blieb aus 
Verſchulden des Geklagten, welcher die angeblich in ſeinem 
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Beſitze befindliche Photographie nidt vorlegte, obne Rejultat 
und, da nad) Anfidt des ertennenden Gerichtes die Ein⸗ 
wendung, daf das Oelgemälde wegen des weſentlichen Mangels 
der gänzlichen Unähnlichkeit nicht qu brauchen ſei, vom Ge⸗ 
klagten zu beweiſen iſt, aber nicht bewieſen wurde, ſo kann 
dieſe Einwendung nicht weiter berückſichtigt werden. 

Das Oberlandesgericht hat der Appellation des Geklagten 
Folge gegeben und das Klagebegehren abgewieſen. Gründe: 
Der amiiden dem Kläger und Geflagten geſchloſſene Vertrag 
ift ein Sobnvertrag tm Ginne bes 8. 1151 a. b. G. B. und 
Gellagter fann nur dann die tbm nad) 8. 1153 a. b. G. B. 
auitebenden Rechte geltend machen, wenn die Borausfegungen 
desfelben vorltegen. Der Sachverſtändigen⸗Befund Tonnte nur 
theilweiſe, und nur inſoweit e3 obne Morlage der dem Kläger 
bet Beſtellung des Bildes ecingejendeten Photographie möglich 
war, durchgeführt werden, dieſer Beweis iſt aber zu Uns 
gunſten des glagere ausgefallen, weil die Sachverſtaͤndigen 
befunden haben, daß das ihnen vorgelegte Bild dermalen den 
ausdrücklichen Bedingungen zuwiderlaufende, jedoch leicht 
behebbare Mängel hat. Dieſe Mängel berechtigen aber den 
Geklagten als Beſteller nad 8. 1153 a. b. G. B., von dem 
Vertrage abzugehen, indem der Beſteller nicht gezwungen 
werden kann, das Bild, welches den ausdrücklich geſteckten 
Bedingungen nicht entſpricht, anzunehmen, und nur dem Be⸗— 
ſteller, hier alſo dem Belangten, überlaſſen iſt, ob er die 
Verbeſſerung wünſche und dann das verbeſſerte Bild an⸗ 
nehmen wolle. 

Der oberſte Gerichtshof hat das oberlandesgerichtliche 
Urtheil beſtätigt. Gründe: Der Kläger, welcher den bes 
dungenen Lohn beziehungsweiſe den Reſt desſelben vom Ges 
klagten fordert, muß angeſichts der Weigerung desſelben das 
Bild anzunehmen, weil es zum Gebrauche untüchtig iſt, be⸗ 
weiſen, daß das Bild keine weſentlichen Mängel hat, die es 
zum Gebrauche untüchtig machen, und daß es auch keine 
ſolche Mängel hat, welche der ausdrücklichen Verabredung 
zuwiderlaufen. Daß dieſer Beweis dem Kläger obliege und 
nicht der Gegenbeweis dem Geklagten, folgt aus der Vor⸗ 
ſchrift der 88. 3 und 104 a. G. O. Der Kläger hat, wenn 
er den Geklagten zur Einhaltung des Vertrages nöthigen 
will, im vorliegenden Falle zu beweiſen, daß das von ihm 

elieferte Oelbild der vom Geklagten dem Kläger übergebenen 
hotographie bezüglich der Aehnlichkeit der Geſichtszüge und 
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aud im Mebrigen der anfgenommenen Beſchreibung, ſowie 
den Bedingungen des Beſtellſcheines überhaupt entiprede, 
oder daß dte Mängel dez Bildes nicht derartig find, daß fie 
den Geklagten berechtigen von dem Bertrage abzugeben. Der 
Mangel an Aehnlichkeit bei einem Portrait tft ein tejente 
liches Gebrechen, welches den Befteller im Sinne des 8. 1153 
a. b. 6. B. berechtigt, vom Vertrage abzugeben und, da der 
Kläger dteje vom Gellagten miberiprodene Aehnlichkeit mit 
der qu fopirenden Bhotographie qu bemeifen nicht tn der Lage 
tt, jo tft Damit aud das Schichſal jeiner Rlage entſchieden. 
Angenommen, daß der Gellagte im Beſitze der fragliden 
Bhotographte fei, fo kann doch derſelbe zur Herausgabe der 
Photographie nicht verhalten werden, da keine Partei dazu 
genöthigt werden kann, dem Gegentheile die demſelben man: 
gelnden Beweismittel zu übergeben. 


Nr. 347. 
Der Kandlungsgehilfe Rann ſeinen Gebalt Det ungeredtfertigte 
vorzeitiger Entlaſſung and) dann fordern, wenn er málrend der 
Aindigunasfrik in einen anderen Dtenhf getreten iſt (Art. 62,64 . 6.). 
Entſcheidung vom 18. März 1891, 9. 1621. (Beſtätigung des bas Urtheil 
bes k. k. Handelsgerichtes Wien bom 14. October 1890, 8. 122.070, ab: 
indernden Urtheiles des F. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 11. December 
| 1890, 9. 15.048.) 


A. war bei der Firma B., Cravaitens und Wäſchefabrik, 
als Gehilfe bedienſtet; er wurde ohne vorausgegangene ordent⸗ 
liche Kündigung von B. entlaſſen, worauf er eine Klage auf 
" Bablung des ihm gebührenden Lohnes im Betrage von 114 fl. 
66 fr. einbrachte; B. wendete ein, daß A. unterlaſſen Gabe, 
in dem Geſchäftslocale den Waſſerhahn abzudrehen, daß das 
durch eine Waſſerausſtrömung eingetreten ſei, durch welche 
ihr, Geklagten, ein Schaden zugefügt wurde, daß die Ent— 
laſſung des A. ſomit rechtmäßig geſchehen, daß übrigens der 
erwähnte Schaden ſich auf 285 fl. 41 Tr. beziffert, welche 
die Geklagte der erhobenen Forderung compensando entgegen⸗ 
ſtellte. In erſter Inſtanz wurde das Klagebegehren abge⸗ 
wieſen. Gründe: Der Kläger hat in der Zuſchneiderei des 
Fabriksunternehmens der Geklagten bis zu ſeiner am 8. Sep⸗ 
tember 1889 erfolgten ſofortigen Entlaſſung ſolche Functionen 
verſehen, welche, wenngleich nicht als die eines Fabrikleiters, 
doch als die des Leiters einer Werkabtheilung, alſo eines 
Werkführers, anzuſehen ſind. Der vorliegende Rechtsfall iſt 
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daher im Beſtande des 8.37 dez Geſetzes vom 8. März 1885, 
R. G. BI. Nr. 22 (Gewerbegeſetz⸗Novelle), nicht nad) dem 
Gewerbegeſetze, ſondern nad) dem Handelsgeſetze qu beurtheilen; 
indem die Geklagte den Kläger nicht wöchentlich (8. 77 Gero. G.), 
jondern monatlib (Schlußſatz bes 8. 73 Gem. G.) entlobnte, 
bat fie ſelbſt anerfannt, daß Kläger qu den für höhere Dienfts 
leiftungen angefteliten Perjonen gehöre. Wenn nun der Kläger 
die Stellung etnes Werkführers hatte, jo folgt aus dem Be⸗ 
griffe diejer Function, daß er in der feiner Dbjorge über— 
laſſenen Mertabtbeilung durd eigene Thätigkeit oder durch 
gemeijene und in ibrer Befolgung überwachte Aufträge am die 
ibm Untergebenen vorſorgt, dai nicht durch eine in diejer 
Mertabtheilung unterlaufene Nachläſſigkeit der Arbeitgeber 
erheblich beſchädigt merde. Der Kläger gibt au, da in der 
feiner Obſorge unteritehenden Zuſchneiderei am age tor 
ſeiner Entlafjung ein Waſſerhahn ofjen blieb, daß Waſſer 
während der ganzen Nacht ausfloß und Schaden anrichtete; 
der Schaden wird von der Geklagten mit 285 fl. 41 Tr. an- 
gegeben. Der Kläger behauptet aud) gar nicht, noch tveniger 
wird von ibm ertuiejen (8. 1298 a. b. G. B), daf er zur 
Berbiitung ſolchen Schadens, ſei e3 im algemeinen, fei es 
im fpectellen alle, den für ibn als Angeſtellten der geklagten 
Firma pflichtſchuldigen Grad des Fleißes und der Aufmerk⸗ 
ſamkeit angewendet habe, welcher bei gewöhnlichen Fähigkeiten 
angewendet werden konnte (8. 1297 a. b. G. B.) und daß 
dennoch dieſes Ereigniß eingetreten ſei; Kläger will vielmehr 
zu gar keiner Obſorge bezüglich des Waſſerhahnes in der ihm 
unterſtellten Zuſchneiderei verbunden geweſen ſein. Dieſe 
Ablehnung der Obſorgepflicht ſteht aber in Widerſpruch mit 
der Stellung eines Zuſchneidereileiters und Werkführers und 
könnte nur dann berückſichtigt werden, wenn ſeine Behauptung 
wahr wäre, daß das Abdrehen des Waſſerhahnes von der 
Geklagten dem bedienſteten C. aufgetragen geweſen ſei; dieſer 
Umſtand wurde aber vom Kläger nicht erwieſen. Der Kläger 
hat durch Unterlaſſen der Vorſorge, daß in der Zuſchneiderei 
rechtzeitig der Waſſerhahn abgeſperrt werde, die ihm als Werk⸗ 
führer der Geklagten obgelegenen Pflichten erheblich verletzt. 
Nach Art. 62 des Handelsgeſetzes vom 17. December 1862, 
R. G. BL Nr. 1 vom Sabre 1863, hat der Richter die Bichtig- 
feit der Gründe gu beurtheilen, welche fiir die Aufhebung des 
Dienſtverhältniſſes vor gejeglider oder vertragêmákiger Beit 
geltend gemadt werden; die im Art. 64 3. 1 biz O anges 
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führten Griinde find nur beijptelBmetje aufgesabit Im bots 
liegenden alle muf in dem weder Selbſtabdrehen, noch dura 
einen Anderen Abdrehenlaſſen de3 Waſſerhahnes eim folder 
Grad rückſichtsloſer Fahrläſſigkeit des Klägers erfannt merden, 
daß die Fahrläſſigkeit den im Art. 64 aufgezählten Ent⸗ 
laſſungsgründen vollkommen gleichartig iſt. Die am 8. Sep⸗ 
tember 1889 erfolgte ſofortige Entlaſſung des Klägers iſt 
daher vollkommen gerechtfertigt, und der Klagsanſpruch rüd— 
ſichtlich der 96 fl., welche als Gehalt für die Kündigunggsfriſt, 
beziehungsweiſe für die Zeit von ſechs Wochen begehrt werden, 
nicht begründet. Zudem hat der Kläger am 15. oder 16. Sep⸗ 
tember 1889 bereits einen neuen, ſeinen derzeitigen Dienſt 
im Geſchäfte des N. angetreten, und kann der Kläger unter 
keinen Umſtänden von dem Zeitpunkte des neuen Dienſt⸗ 
antrittes eine Entlohnung von der Geklagten begehren; der 
8. 84 des Gewerbegeſetzes (vom 8. März 1885) bat hier keine 
Anwendung, weil Kläger nicht „Hilfsarbeiter“, ſondern ein 
nach dem Handelsgeſetze zu beurtheilender Bedienſteter der 
Geklagten war. Fur die Beit vom 1. bis 7. September 1889 
fordert der Rláger den von ibm thatſächlich in's Verdienen 
gebrachten Gehalt mit 18 fl. 66 fr.; aber auch dieſes Be 
gebren iſt nicht Degriindet, weil Bellagte dem Anſpruche 
compensando die beftrittenen, obigen Reparaturkoſten per 
285 fl. 41 tr. entgegenftelit; wenn auch der Kläger die Höhe 
dieſer Koſten als nothwendig beftreitet, jo ift doch Ear, daß 
pie ig Koſten ſich zumindeſt auf 18 fl. 66 tr. 
elaufen. 

Das Dberlandesgeridt gab der Appelationsbeſchwerde des 
Klägers Folge und verurtheilte die Gellagte zur Bablung des 
eingellagten Betrages. Gründe: Es fteht zur rage, ob 
aus der Stellung des Klägers als bejteliter Werkführer in 
der gegneriſchen Fabrik für ſich allein und ohne daß es in 
Anſehung der Ueberwachung der Waſſerleitungsvorrichtung in 
der Werkſtätte eines beſonderen Auftrages bedurfte, gefolgert 
werden kann, daß es in ſeiner Verpflichtung gelegen war, die 
jeweilige Schließung des Waſſerhahnes zu überwachen. Dies 
iſt zu verneinen, weil eine derartige Verrichtung mit dem 
dem Kläger zugewieſenen Wirkungskreiſe in keinem unmittel⸗ 
baren Zuſammenhange ſteht und es denkbar und in der Natur 
eines großen Etnbliffementa wie das der Gellagten gelegen 
iſt, daß zur Ueberwachung der Waſſerleitungs⸗, Beleuchtungs⸗ 
anlagen u. dgl. eine beſondere Perſon beſtellt wurde. Die 
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Gellagte müßte, um ſich auf das Verſchulden des Klägers 
berufen zu können, nachweiſen, daß ihm in dieſer Richtung 
ein beſonderer Auftrag zugekommen iſt; das iſt aber nicht 
geſchehen. Da nun die vorzeitige Entlaſſung nicht gerecht—⸗ 
fertigt iſt, ſo gebührt dem Kläger zweifellos der Lohn für 
die letzten acht Tage vor der Entlaſſung per 18 fl. 66 kr.; 
die Einwendung der Compenſation bezüglich der Reparatur⸗ 
koſten iſt nicht begründet, weil die behauptete Erſatzforderung 
als liquid nicht angeſehen werden kann. Aber auch der An⸗ 
ſpruch des Klägers auf 96 fl. als Entſchädigung für den 
Lohnentgang durch ſechs Wochen nad der vorzeitigen Entes 
laſſung iſt geſetzlich begründet, weil der Zeitraum, für welchen 
der Anſpruch geſtellt wird, die im Art. 61 Handelsgeſetz bes 
ſtimmte Kündigungsfriſt nicht erreicht, weil ferner die durch 
die vorzeitige Dienſtesauflöſung veranlaßte Beſchädigung im 
Verluſte des Dienſtes für den betreffenden Zeitraum, während 
deſſen der Vertrag von der Dienſtgeberin zuzuhalten geweſen 
wäre, gelegen iſt und die Behauptung der Geklagten, daß 
Kläger einen Schaden nicht gehabt, weil er ſchon wenige 
Tage nach der Entlaſſung einen Dienſt bei N. angetreten hat, 
nicht geeignet iſt, den Anſpruch des Klägers zu entkräften, 
da der Kläger durch die Geklagte an der Fortſetzung der 
Arbeiten verhindert wurde; zudem hat die Geklagte, wenn 
man auch ihren Rechtsſtandpunkt annnehmen wollte, nicht 
nachgewieſen, welche Bezüge der Kläger in der neuen Be— 
dienſtung hatte, ſo daß dem Gerichte die Grundlage zur Ein⸗ 
ſchränkung der Forderung des Klägers auf einen beſtimmten 
geringeren Betrag fehlen würde, und müßte die Geklagte bei 
Zugrundelegung der ihr günſtigſten Rechtsanſicht, um ſich von 
der Zahlung überhaupt oder in dem angeſprochenen Betrage 
au befreien, doch jedenfalls erweiſen, daß der Kläger, unges 
achtet der vorzeitigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes, keinen 
oder einen geringeren Schaden als den eingeklagten Betrag 
erlitten habe. 

Der oberſte Gerichtshof gab der Reviſionsbeſchwerde der 
Geklagten nicht ſtatt und beſtätigte das obergerichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen „und in der Erwägung, daß die gleich— 
förmige Anſchauung der Untergerichte, daß das zwiſchen dem 
Kläger und der Geklagten beſtandene Dienſtverhältniß als 
ein ſolches, das nad den Vorſchriften des VI. ton Hand— 
lungsgehilfen handelnden Titels des J. Buches des allgem. 
Handelsgeſetzes zu beurtheilen komme, und daß ſonach dieſes 

12* 


180 Iv. 348. 


Dienſtverhältniß gemäß Art. 61 H. É. don der Geflagten 
mit Ablauf des Salendervierteliabres nad) vorgângiger ſechs— 
wöchentlicher Kündigung auflösbar jet, nicht für irrthümlich 
und gegen das Geſetz verſtoßend erklärt werden kann; dann 
in der Erwägung, daß es der Geklagten nicht gelungen iſt, 
darzuthun, daß hier einer der im Art. 64 bezeichneten Fälle 
der Dienſtesverhältnißaufhebung vorliege, indem die Geklagte, 
welche ſelbſt nicht behauptet, daß der Kläger es war, welcher 
den Waſſerleitungshahn geöffnet, aber nicht wieder geſchloſſen 
hätte, auch nicht erweisbar gemacht hat, daß es qu den be 
ſonders bezeichneten Obliegenheiten des Klägers gehörte, darauf 
Acht zu haben, daß der Waſſerleitungshahn Abends beim Ver⸗ 
laſſen des Locales geſchloſſen ſei, es aber auch nicht für ſelbſt⸗ 
verſtändlich erklärt werden kann, daß ein Zuſchneideleiter und 
mit der Arbeiten vertheilung und der Ueberwachung der Arbeiten⸗ 
ausführung betrauter Bedienſteter in einer Cravatten⸗ und 
Wäſchefabrik auch die Obliegenheit hat, darauf zu ſehen und 
ihn die Verantwortung trifft, wenn er es auch nur überſieht, 
daß der Waſſerleitungshahn nicht abgedreht iſt und bei ſeiner 
Entfernung aus dem Locale das Waſſer noch aus dem Rohre 
läuft; endlich in der Erwägung, daß, da dem Kläger in dieſem 
Proceſſe ein Verſchulden am Offenbleiben des Waſſerleitungs⸗ 
hahnes und eine Verletzung ſeiner Dienſtpflicht von der Schwere 
der im Art. 64 H. G. erwähnten Fälle nicht nachgewieſen 
wurde, ebenſo wenig ausgeſprochen werden kann, daß die von 
der Geklagten ſofort ertlárte Dienſtesvertragsaufhebung und 
Dienſtesentlaſſung des Klägers gerechtfertigt war und daß der 
Geklagten irgend ein Compenſationsanſpruch gegenüber dem 
Kläger zuerkannt qu werden vermag“. 


Nr. 348. 


Der Permerſt tn der vom WerRânfer dem Käufer übermittelten und 
von diefem angenommenen Factura, dah alle Zahlungen direct unt 
an den Erſteren qu leiſten feten, mat, abgeſehen vor allem Sonfiges, 
jedwede Zablung and) au den Agenten, welcher das Geſchäft vermittelte. 
unſtatthaft, ſelbſt wenn er als Fertreter des Merkâufers bezeichnet 
worden wáre; auch ſeine Veſtelſung als Pomiciliat in dem über das 
Geſchäft erriditeten Bechſel berechtigt ihn, gleich jedem anderen Domi- 
ciliaten, nicht die Babfung der Wechſelſumme namens des Wechſel⸗ 
gläubigers entgegenzunehmen (Art. 24 W. O.). 
Entſcheidung vom 18. März 1891, 8. 2703. (Beſtätigung des Urtheils des 
k. k. Oberlandesgerichtes Brunn vom 14. Jänner 1891, 8. 66, Abânderung 


Iv. 348. 181 


de3 Urtheilea des f. 1. Landes- als Handelsgerichtes Brünn tom 18. Noz 
vember 1890, 8. 20.570.) 


Die Firma AU. lieferte der Firma B. Kaffeewaaren im 
Betrage don 194 fl. 74 fr. Der Verkauf der Waare iſt durch 
Bermittelung der Firma C., welche ein Agentiegeſchäft bes 
treibt, au Gtande getommen. Qn dem der Factura beiliegen— 
den Briefe vom 23. März 1889 ftellte die Firma A. der 
Firma B. anheim, den Saufprei3 per Caſſa mit 2 p&t. 
Geonto oder mit 4 Monate fálligem Wechſel qu begleichen. 
Dem ilberjendeten Wechſel war der Domicilvermert „zahlbar 
bei der irma C.“ Deigejebt und in der Factura ausdrücklich 
die Bemertung enthalten, daß die Bablung blos direct an die 
vertanfende irma oder gegen deren Anweiſung zu leiften fei. 

Mangels Bablung flagte die Firma A. den obigen Rauf- 
preiê beim Landes: al3 Handelsgerichte Brünn ein, welches 
ihr den Betrag von 8 fl. fammt 6 p6t. Binfen vom 31. Juli 
1889 unbedingt, den Betrag bon 186 fl. 74 fr. ſammt 6 pCt. 
Binjen vom felben Beitpunite und die Gerichtskoſten unter 
der Bedingung qujprad, wenn D. als Qnbaber der Firma 
B. den der lebteren zurückgeſchobenen Haupteid nicht ablegt, 
da er den ibm von der Firma E. zugejendeten Wechſel ddto. 
Trieſt, 23. Mir; 1889 über 194 fl. 74 fr. mit dem Accep- 
tationSvermerte ,angenommen für 186 fl. 74 tr.” verfeben, 
denjelben fobtn an die Firma C. guriidgejendet und den 
acceptirten Betrag ton 186 fl. 74 fr. vor dem 31. Juli 1889 
an die irma 6. eingejendet babe. Im alle der Ablegung 
de3 Cide murde die Klägerin mit dem Betrage von 186 fl. 
14 tr. jammt ZFinſen abgewieſen und ſchuldig ertannt, der 
Gellagten amei Drittel ihrer GerichtStoften qu erjepen. In der 
Begriindung mird gejagt: Die Einwendung der Gellagten 
ift unhaltbar, daß die eingeflagte Kaufſchillingsforderung da- 
durch) erloſchen ift, daß in Betreff derjelben jeiten3 der Ge— 
klagten ein Wechſel acceptirt wurde. Es liegt nichts dor, 
woraus mit Sicherheit geſchloſſen werden könnte, daß die 
Abſicht der Streittheile dahin ging, die durch den Kaufvertrag 
begründete Schuldverpflichtung der Geklagten in eine Wechſel⸗ 
ſchuld umzuwandeln und dadurch die erſtere aufzuheben, 
ſondern es erfolgte die Ausſtellung des Wechſels offenbar zu 
dem Zwecke, um ſich hiemit ein Beſtärkungsmittel für die 
creditirte Kaufſchillingsforderung zu ſchaffen. Aber auch dann, 
wenn die eben widerlegte Argumentation der Geklagten richtig 
wäre, könnte ſie nicht in Bezug auf den Betrag ton 8 fl. 
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gelten, betreffs deſſen der Wechſel von der Geklagten nidt 
acceptirt tourde. Unbegriindet ift meiter die Cintvendung der 
Gellagten, daß bezüglich der ebenerwähnten 8 fl. der An 
ſpruch der Rlágerin dadurd erloſchen ift, daß die Firma E. 
der Belangten tn Betreff des eingellagten Kaufſchillings eimen 
Nachlaß von 8 fl. bemilligt bat. Die Gellagte glaubt die 
Bebauptung der von der Klägerin Deftrittenen Berechtigung 
der irma 6. qu diejem angeblichen Nadilafje mit dem Gin: 
weiſe darauf begriinden gu können, daß fie bei Dtejer irma 
O. die Maare beſtellt und nur mit ihr weiterhin verbandelt 
babe, daß ferner die irma C. ton der Rlágerin in den Be 
aleitbriejen als ,unfer Bertreter” bezeichnet war, und der 
bon der Klägerin iiber den Kaufſchilling ausgeitelite Wechſel 
bet der genannten irma domicilirt worden ijt. Die gellagte 
Firma bat den Beweis durch Cadveritândige darüber ange: 
boten, daß eine Agentieficma, tvenn fte dem Käufer von dem 
Verkäufer al3 ,unjer Bertreter” begeichnet worden iſt, im 
Gandelsvertehre fit ermächtigt angeſehen wird, namens des 
betreffenden Geſchäftshauſes Vertráge abzuſchließen und Rad: 
láfie, mie es der in Mede itehende ift, gu bewilligen. Die 
einvernommenen Sachverſtändigen haben bieje Bebauptung 
tuiberlegt. Hiemit entfällt das Wichtigſte der Momente, auf 
welche die Gellagte die Behauptung griinden qu können der: 
meint, ba die Firma 6. als ermächtigt angejehen werden 
fonnte, den erwähnten Nachlaß zu bervilligen. Denn geſetzlich 
ift nur im Betreff der Handlungsbevollmächtigten, nämlich 
ſolcher Perſonen, welche in dem Handelsgewerbe des Prins 
cipal? angeitelt find (Art. 47 u. f. H. G. B.) beſtimmt, qu 
melden Acten diejelben als ermächtigt angujeben find. Sins 
ſichtlich der ſelbſtſtändigen Plagagenten ift in dieſer Richtung 
im Geſetze nichtê bejtimmt, und muß baber in jedem eingzelnen 
Falle unterjudt werden, ob eim ſolcher Agent ermächtigt mar, 
im Nanten eine3 der mit ihm in Verbindung ftebenden Ge 
ſchäftshäuſer rechtswirkſam mit cinem Dritten Abmacdgungen 
au treffen, und wie weit dieje Crmáditigung reicht. Nun hat 
die Geklagte nicht beſtritten, daß, wie die Rlágerin nad; dem 
Obigen zutreffend behauptet, eine ſelbſtſtändige Agentiefirma 
handelsüblich nur ermächtigt ift, Bejtelungen fit Geſchäfts⸗ 
häuſer entgegengunehmen, aljo Vertráge mit den Qetteren qu 
bermitteln. Die Behauptung, daß dte Geflagte nur mit der 
Firma C. verhandelt babe, ertveift fi) als hinfällig, wenn in 
Betradt gezogen wird, daß dte Factura und die VBegleitbriefe 
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von der Fagenden Firma ausgeſtellt waren und die Domis 
cilicung des eben aud) von der klägeriſchen Firma aus⸗ 
geiteliten Facturenwechſels bei der irma C. läßt durchaus 
nicht den Schluß zu, daß dieſe Firma zum Abſchluſſe von 
Verträgen und insbeſondere zu einem Nachlaſſe an dem, 
facturenmäßigen Kaufpreiſe ermächtigt ſei. Daß ihr eine 
ſolche Ermächtigung ausdrücklich ertheilt worden wäre, wird 
von der belangten Firma gar nicht behauptet; ſie muße daher 
zur Zahlung der angeblich nachgelaſſenen 8 fl. unbedingt ver⸗ 
urtheilt werden. Anlangend den Betrag von 186 fl. 74 kr. 
der eingeklagten Summe hat die klagende Firma eingeräumt, 
daß der der Geklagten im Wege der Firma C. zugeſendete 
Begleitwechſel ſchon mit dem Domicilvermerke „zahlbar Dei 
der Firma C.“ ausgeſtellt worden iſt. Durch die Zuſendung 
dieſes Wechſels hat die Klägerin der Belangten den Antrag 
geſtellt, die Kaufſchillingsſumme den Beſtimmungen dieſes 
Wechſels gemäß zu begleichen. Hat die Geklagte, was von 
der Klägerin beſtritten wird, den Wechſel acceptirt und ihn 
der Firma C. zugeſendet, ſo iſt ſie auf dieſen Antrag ein⸗ 
gegangen und durfte ſie hierauf wenigſtens ſo lange, als ihr 
nicht ein Widerruf dieſer Domicilirung zukam, nur bei der 
Firma C. zahlen. Hat ſie Letzteres gethan, was auch von 
der Klägerin beſtritten wird, ſo wurde ſie in dem Umfange, 
in welchem die Zahlung erfolgt iſt, von ihrer durch den Kauf⸗ 
vertrag begründeten Schuldverbindlichkeit befreit. Allerdings 
muß die belangte Firma, die übrigens zu erweiſen ſich erboten 
hat, daß ſie pünktlich am Fälligkeitstage, d. i. am 23. Juli 
1889, gezahlt bat, mindeſtens den Nachweis erbringen, daß 
die 186 fl. 74 fr. dor dem 31. Juli 1889 ihrerſeits an die 
Firma C. eingejendet morden find. Dies deshalb, weil pon 
diejem Sage ab die Klägerin Binjen fordert und weil die 
Geflagte in dem Brieje vom 24. Auguſt 1889, in welchem 
die Klägerin erklärt, daß die Firma C. nicht Derechtigt jei, 
Bablungen einzutreiben, einen Widerruf der in dem Domicil- 
permerte gegebenen ABeijung erbliden mußte. Seitens der 
Rlágerin wird eingemendet, daf; die Geflagte nicht berechtiat 
mar, den angeblid acceptivten Wechſel an die Firma 6. 
eingujenden, weil die Factura den Bermert enthielt, daß Zah— 
lungen nur entiveder direct an die klägeriſche Firma vder 
gegen derem Anweiſung geleiftet merden diirfen. Allein dtejer 
Einwand iſt nicht ſtichhältig, da die Bablung jedenfalls in 
Gemäßheit de3 Domicilbermerte3 Det der Firma E. erfolgen 
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mubte, und die Geflagte nicht Anftand zu nehmen brauchte, 
dem in dem Briefe vom 23. März 1889, den Klägerin ſelbſt 
als Beilage producirt, gejteliten Begehren der irma C. qu 
entſprechen und den acceptitten Wechſel mieder an fte qu 
fenden, tveil ihr der Wechſel ſowie der Begleitbriej der Klä⸗ 
gerin durch die Firma 6. zugekommen und der Wechſel eben 
bei dieſer Firma Domicilirt mar. Dem weiteren Einwande 
der Rlágerin, daß dem von der belangten Firma der Firma E. 
angeblich rückgeſtellten Wechſel die Unteridrift des Ausſtellers 
mangelte, der Wechſel daher nicht giltig war, begegnet die 
Erwägung, daß ja der zugeſtandenermaßen an die Ordre der 
Klägerin lautende Wechſel von der klägeriſchen Firma aus: 
geſtellt, bei der Firma C. zahlbar geſtellt und der Geklagten 
zur Acceptirung zugeſendet worden war, die belaugte Firma 
daher wohl berechtigt war, es qu beanſtänden, daß der Wechjel 
ohne Unterſchrift der Klägerin blieb, aber die Unterlaſſung 
einer ſolchen Beanſtändung nicht die Folge haben kann, daß 
die in Gemäßheit des Wechſels erfolgte Bablung als ungiltig 
angeſehen werde. Hienach mußte auf den im Urtheile formu⸗ 
lirten Haupteid erkannt werden. 

Ueber Appellation der Firma A. hat das Oberlandes⸗ 
gericht Brünn das obige Urtheil dahin abgeändert, daß die 
geklagte Firma auch ſchuldig iſt, der Klägerin den Betrag 
von 186 fl. 74 tr. ſammt Zinſen und den Gerichtskoften 
unbedingt gu bezablen, und bat dieſes Erkenntniß nachſtehend 
begriindet: Die belangte Firma mill ibre Bablungsverbind= 
lichkeit dadurch erfiillt haben, daß jie den Kaufpreis von 186 fl. 
74 tr. der Firma C. als Bertreterin der Klagsſeite bezählt 
babe, zunächſt durch Einſendung des don ibr acceptirten 
Wechſels und als diejer fállia murde, durch Baarzablung. Da 
die belangte irma ſelbſt nicht bebauptet, da die Klägerin 
den Maufpreis ton 186 fl. 74 fr. ton der Firma 6. erbalten 
babe, jo bandelt es ſich lediglid um die Yrage, ob die Babs 
lung an die Yirma 6. gegeniiber der Klägerin rechtswirkſam 
fei, und dieje Frage muf verneint werden. Die Firma C. 
betreibt ein Agentiegelcbáit, in deren Geſchäftskreis dte Ber- 
mittlung von Rechtsgeſchäften gehört. Auch das Kaufgeſchäft, 
aus welchem der rückſtändige Kauſpreis von 194 fl. 74 tr. 
eingeklagt wurde, iſt durch die Firma C. lediglich vermittelt 
worden, was aus dem Inhalte des Begleitbriefes vom 23. März 
1889 hervorgeht. Agenten gehören jedoch, wie ſchon der erſte 
Richter bezüglich des geltend gemachten Preisnachlaſſes von 
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8 fl. ſachgemäß erórtert bat, nicht qu den Handelsbevoll⸗ 
maͤchtigten, welche nad Art. 47 und 49 H. G. B. berechtigt 
máren, den Kaufpreis fix den Geſchäftsherrn einzuziehen. 
In dem die Factura begleitenden Briefe vom 23. Márz 1889 
ftelt die Klägerin der Delangten Firma anheim, den Raufs 
preiS per Caſſa mit 2 pGt. Gconto ober mit 4 Monate 
falligem Accepte thr (der Nlúgerin) qu begleiden, und die 
darin enthaltene Hinweiſung auf ,unferen VBertreter Firma 
C.“ bezieht fi) nur auf die Beftátigung, daß der Rlágerin 
der Beſtellungsauftrag der Gellagten durdy die Firma E. 
ertheilt wurde. Hat nun die Gellagte es Dorgezogen, qu 
Gunjten der Klagsfirma die gleichzeitig etngejendete Wechſel⸗ 
tratte qu acceptiren, jo lag es ihr um fo mebr 0b, das Accept 
der Klagsfirma unmittelbar eingujenden, als Qebtere den 
Wechſel ausgeftelt hatte und ſie allein denjelben durch ibre 
Unterſchrift qu einem giltigen Wechſel ergânzen tonnte. Der 
Inhalt des obigen Begleitidreibens und nicht die demſelben 
von der Firma 6. eigenmádtia beigeſetzte Clauſel mar fiir 
die Gellagte maßgebend, gumal der Domieilwechſel dod) nur 
dem Seed elinhaber, hier die Klägerin, nidyt aber dem Domi⸗ 
cifiaten qu erfolgen war. Aber auch aus Der Eigenſchaft des 
übrigens unvollſtändigen Wechſels kann die Befreiung der 
Geklagten von der Zahlung nicht abgeleitet werden. Mag 
auch die Klagsſeite auf dem Wechſel den Domicilvermerk ſelbſt 
beigeſetzt haben, ſo bleibt es doch nur ein Antrag, welchen 
der Acceptant genehmigen oder ablehnen kann. Im erſten 
Falle iſt damit keine dem Domiciliaten vom Wechſelausſteller 
gegebene Vollmacht zum Geldempfange begründet, vielmehr 
ift der Domiciliat als ein Mandatar des Acceptanten anzu⸗ 
ſehen, durch welchen dieſer die Zahlung an den Wechſelinhaber 
au leiſten ſich verpilidtet (Art. 24 W. O.). Wenn auch die 
Geklagte den Betrag von 186 fl. 74 kr. bei Fälligkeit des 
Wechſels an den Domiciliaten eingeſendet hätte, jo iſt damit 
ihre Zahlungsverbindlichkeit ſo lange nicht erfüllt, als die 
Klagsſeite den Betrag vom Domiciliaten nicht erhalten Bat, 
und erſcheint ſonach der erſtrichterlich zugelaſſene Haupteid 
nicht entſcheidend. 

Ueber Reviſion der geklagten Firma hat der oberſte Ge— 
richtshof das oberlandesgerichtliche Urtheil aus folgenden 
Gründen beſtätigt: Die Repliksbehauptung, daß in der Factura 
vom 23. März 1889, welche der belangten Firma in Betreff 
der hier in Rede ſtehenden Waarenpoſt per 194 fl. 74 kr. 
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augetommen tt, ausdrücklich die Bemertung enthalten war, 
dai die Bablungen blog direct an die vertaufende Firma oder 


gegen deren Anweiſung qu leiſten feien, wurde in der Dupiif 


nicht widerſprochen, ift fomit auch obne weiteren Beweis fiir 
wahr gu balten. War daber auch in dem Begleitſchreiben 
vom 23. März 1889 die Firma C. als Vertreter des kläge⸗ 
riſchen Handlungshauſes bezeichnet, jo findet diejes ihr Ver 
tretungsrecht, gana abgejeben von den Bejtimmungen der 
Art. 47 und 49 H. G. B. und von dem in diejer Rechts⸗ 
fade eingeholten Gutadten der Sachverſtändigen, in jenem 
ausdrücklichen Facturenbeiſatze jeine entſprechende Einſchrän⸗ 
kung, welche von der belangten Firma nicht ignorirt werden 
durfte, dieſelbe vielmehr verpflichtete, ſei es den Kaufſchillings 
baarbetrag, ſei es das zur Begleichung beſtimmte Accept, direct 
dem klägeriſchen Handlungshauſe einzuſenden. Hat dies gleid- 
wohl die belangte Firma nicht gethan, ſondern die Zahlung 
der Firma C. geleiſtet und dieſe den bezahlten Betrag dem 
klägeriſchen Handlungshauſe nicht abgeführt, ſo kann Letzteres 
nicht verhalten werden, dieſe Zahlung als ihm gegenüber 
rechtswirkſam erfolgt anzuerkennen. Ebenſo vermag die Be: 
rufung der belangten Firma auf den Umſtand, daß das kläge⸗ 
riſche Handlungshaus auf dem ihr zur Acceptirung eins 
geſendeten Wechſel über 194 fl. 74 Tr. die Firma é. als 
Domiciliaten bezeichnet bat, die belangte Firma nicht gün— 
ſtiger zu ſtellen, weil es der geklagten Firma oblag, falls ſie 
von dem ihr in der Factura und in dem Begleitſchreiben 
eingeráumten ABablrechte, die Zahlung entweder baar gegen 
2 pCct. Gconto oder mit einem viermonatliden Accepte qu 
feiften, im letzteren Sinne Gebrauch machen wollte, dem ibr 
zugekommenen Wechſel mit ihrem Accept verſehen, ungeſäumt 
im Sinne des oberwähnten Facturenbeiſatzes direct dem kläge⸗ 
riſchen Handlungshauſe zuzuſenden, um dasſelbe einerſeits von 
der getroffenen Wahl zu verſtändigen und anderſeits in die 
Lage qu verſetzen, dieſes bisher des im Art. 4 3. 5 W. É. 
normirten weſentlichen Erforderniſſes ermangelnde Accept 
durch deſſen Unterfertigung als Ausſteller qu einem rechts⸗ 
förmlichen und gültigen qu geſtalten und ſich eventuell noch 
vor deſſen Fälligkeit durch die Weiterbegebung dieſes Acceptes 
Zahlung zu verſchaffen und weil durch die Bezeichnung der 
Firma C. als Domiciliaten die geklagte Firma die Beredy 
tigung, den mit ihrem Accepte verſehenen Wechſel der eben 


— genannten Firma zu überſenden, nicht erlangt Dat, nachdem, 
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gang abgejeben davon, daß für die gellagte Firma nur der 
bereitê mehrfach erwähnte Facturenbeiſatz des klägeriſchen 
Handlungshauſes und nicht der Inhalt des von der Firma 
C. dem Begleitſchreiben beigeſetzten Zuſatzes maßgebend ſein 
durfte, ſchon nad) der Natur der Sade das Accept nur Dem⸗ 
jenigen qu iibergeben war, welchem daraus Rechte erwachſen 
folíten, nidjt aber dem Domiciliaten, durch melden nad) der 
W. O. die Wechſelſumme dem gehörig legitimirten Wechſel⸗ 
inhaber gegen Ausfolgung des Wechſels ſeinerzeit zu bezahlen 
war. Dies um ſo weniger, als die Geklagte den Wechſel 
nicht unbeſchränkt, ſondern nur in beſchränktem Maße accep⸗ 
tirte, und Mangels Einſendung des Wechſels an die Klägerin 
dieſer nicht die Möglichkeit geboten mar, dem Wechſelvertrage 
in dieſem eingeſchränkten Mabe durch Beiſetzung ihrer Unter- 
ſchrift als Ausſteller beizutreten, weshalb nicht behauptet 
werden kann, es ſei —38 der klägeriſchen und der bes 
Iangten irma der Abſchluß eines Wechſelvertrages perfect 
gemorden. Das oberlandesgerictltde Urtheil war daber qu 
bejtátigen. 


Nr. 349. 
Der Feweis über die tm Mrocefiwege angefodtene Aechtskraft einer 
mũudlichen fegten Anoronung Rann nur dura) die übereinſtimmende 
Ausfage der im Abhandiungsverfagren vernommenen Teftaments- 
seungen, Reineswegs aber anf fonfiige Art erbradt werden (88. 585, 
586 a. 6. 6. R.). 


Entſcheibung vom 18. März 1891, 9. 2792. (Beftátigung der gleichförmigen 

lirtheile bes P. T. Bezirksgerichtes Mattighofen vom 21. Ectober 1890, 

3. 3637, und des k. T. Oberlandesgerichtes Wien vom 8. Jänner 1891, 
8. 16.646.) 


A. ftelite in der Rlage gegen B. das Begehren auf Er- 
kenntniß: B. ſei ſchuldig, die von der am 20. September 
1889 terjtorbenen Mutter M. vor ungefábr zwölf Sabren 
mündlich erridtete letztwillige Anordnung, laut welcher A. 
das mütterliche Anweſen, die Realität Nr. 7 in X. ſammt 
alem Zubehör, um den Betrag von 8000 fl. und gegen Ent⸗ 
richtung von 300 fl. an das auberebelide Sind der Schweſter 
C., dann Gejtattung der Wohnung und Berabreidgung des 
Brennholzes auf die Lebensdauer im ledigen Gtande an dte 
Geſchwiſter 6. und D. zum Eigenthum erbalte, als rechtsgiltig 
anzuerkennen. Das Klagebegehren wurde in erſter Inſtanz 
abgewieſen. Gründe: Es kommt für die Entſcheidung 
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lediglich darauf an, vb die Ausſage der im Qanfe der 
Verlaſſenſchaftsabhandlung am 19. gebruar 1890 unter Cid 
vernommenen Tejtamentêpeugen gemäß 8. 586 a. b. G. B. 
als iibereinjtimmend angejeben werden können. Hiebei muß 
ſich die Prüfung auf den Inhalt der Ausſagen der Teſtaments⸗— 
zeugen beſchränken und kann auf die Angaben anderer, über 
den Inhalt des letzten Willens von den Proceßparteien ge 
führten Zeugen nidt Rückſicht genommen merden, gumal der 
Beweis einer rechtskräftigen, mündlichen Legten Anordnung 
nad dem Geſetze ausſchließlich dem officioſen Verfahren dor: 
behalten iſt. Die Vergleichung der von den beiden noch 
lebenden Teſtamentszeugen am 19. Februar 1890 abgelegten 
Ausſagen ergibt weſentliche Differenzen in Hinſicht auf den 
Inhalt und auf die Art der letztwilligen Verfügung. Rad 
der Ausſage des Tejtamentôzengen OQ. ſoll die Erblaſſerin 
bejtimmt haben, da der Sohn A. das Antvejen um 8000 fl. 
libernebme, während der Teſtamentszeuge O. angibt, die Erb⸗ 
lafjerin babe beftimmt, daß der Sohn A. das Antvejen um 
10.000 fl. übernehme, und ſich nicht erinnert, ob die Erb— 
laſſerin etwa fagte, daß ihm hievon 2000 fl. gejdentt fein 
folen. Wenn aud im Uebrigen die SBeugenausjagen in Be 
aug auf das Legat von 300 fl. und auch das Wohnungs— 
und Holzbezugsrecht der Geſchwiſter übereinſtimmen, jo geniiat 
die erwähnte Verſchiedenheit in einem jo weſentlichen Suntie 
um die Nechtagiltigtett der legtmilligen Verfiigung in rage 
au ftellen. Aber aud) fiber die Art der Teſtamentserrichtung 
gehen die Ausſagen der Beugen auseinander. Rad) der Aug- 
jage des H. bat die Exblaijerin die von ibrer Tochter 6. 
geſtellten Fragen Lediglid mit Sa beantwortet; S. aber er: 
innert fid) nicht, ob die Erblaſſerin ibren letzten Willen ſelbſt 
ausgejproden oder blos auf die bon ibren beiden Kindern 
geiteliten Fragen mit Ja geantivortet bat. Dazu fommi, 
daß die Erblafjerin nad) den Angaben des S., „als die Sade 
nabe vorüber mar” und die Söhne A u. B. in Gtreit ge 
riethen, qu den Teftament3zeugen gejagt haben foll, „ſie 
tónnten geben, es fei Nichts“; O. fabte die als Widerruf 
des letzten Willens auf, während H. dieje Aeußerung gar 
nicht gehört hat. Wenngleich in dieſem Umſtande ein Wider⸗ 
ruf gemäß 8. 718 a. b. G. B. nicht erkannt werden kann, 
ſo beſtärkt dieſe weſentliche Verſchiedenheit in den Angaben 
der Zeugen die Ueberzeugung, daß im vorliegenden Falle jene 
Uebereinſtimmung der Ausſagen nicht vorhanden iſt, welche 
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nad) S. 586 a. b. G. B. erfordert wird. Das Rlagebegebren 
mußte daber abgemiejen werden. 

Das Dbergericht gab der Appellationsbeſchwerde des A. 
keine Folge. Gründe: Nach 8. 586 a. b. G. B. muß eine 
mündliche letzte Anordnung, um rechtskräftig zu ſein, durch 
die übereinſtimmende eidliche Ausſage der drei Zeugen von 
der im 8. 585 geforderten Beſchaffenheit, oder wenn Einer 
aus ihnen nicht mehr vernommen werden kann, den zwei 
anderen Zeugen beſtätigt werden. Nach 8. 565 muß der 
Wille des Erblaſſers beſtimmt, nicht durch bloße Bejahung 
eines ihm gemachten Vorſchlages erklärt werden. Im vor—⸗ 
liegenden Falle iſt der Zeuge J. bereits geſtorben; der Zeuge 
H. hat angegeben, daß die M. bei der Errichtung ihrer münd⸗ 
lichen letztwilligen Erklärung bereits jo ſchwach mar, daß ſie 
ſelbſt ihren Willen nicht ausdrücken konnte, ſondern nur die 
von der Tochter C. geſtellten Fragen mit Ja beantwortet 
habe; der Zeuge S. erinnert ſich nicht, ob die M. die letzt⸗ 
willigen Beſtimmungen ſelbſt ausgeſprochen, oder die Fragen 
nur mit Ja beantwortet habe. Ueber den weſentlichen Um⸗ 
ſtand, nämlich den Uebernahmspreis des Anweſens, ſtehen 
die Ausſagen der beiden Zeugen in Widerſpruch. Da es ſich 
im vorliegenden Proceſſe nur um die Rechtsgiltigkeit der ans 
geblichen mündlichen letztwilligen Erklärung der Erblaſſerin 
handelt, die wirkliche Errichtung und der a derjelben 
daber durch die übereinſtimmende eidliche Ausſage der nad) 
8. 586 a. b. G. B. vernommenen Zeugen erwieſen ſein muß, 
und nicht den Gegenſtand einer anderweitigen Beweisführung 
im Proceßwege bilden kann, ſo erſcheint das erſtrichterliche 
Urtheil gerechtfertigt. — In der außerordentlichen Reviſions⸗ 
beſchwerde machte der Kläger insbeſondere geltend, daß er 
zum Erfüllungseide zuzulaſſen ſei, weil er während der Er— 
klärungen der M. anweſend geweſen iſt. 

Der oberſte Gerichtshof gab der außerordentlichen Reviſions⸗ 
beſchwerde nicht ſtatt, weil in den unterrichterlichen Urtheilen 
eine offenbare Ungerechtigkeit um ſo weniger gelegen erſcheint, 
als die Begründung der angefochtenen Entſcheidungen der 
Sachlage und dem Geſetze entſpricht. 


190 IV. 350. 


Mr. 350. 

Auf die vom Miditer fefigefegten Sriſten findet dte Mefimmung des 
8. 902 0.5.6. MB. Reine Anwendung; fiir die Berequung derartiger 
artfen if dte Rafendermáfige Beit mafigedend. 

Entidieibung vom 24. Mir; 1891, Nr. 3271. (Abänderung der Entſchei dung 
des É. k. Oberlandesgerichtes Brünn vom 25. November 1890, 8. 9658, 
Wiederherſtellung der Beſcheide des ?. k. Bezirksgerichtes Tiſchnowitz vom 
21. Auguſt 1890, 8. 11.069 und 11.073.) 

Mit dem Beſcheide vom 8. Mai 1890 murde dem A. 
zur Bemângiung der von B. gelegten Verwaltungsrechnung 
eine dreimonatlide Friſt vom Tage der Bujtelung des Be: 
ibeides an gerechnet bewilligt und der Bejheid dem QL. am 
14. Mai 1890 gugeftelit. 

Am 13. Auguſt 1890 überreichte A die Bemângelung3- 
tage und B. das Geſuch um Qnrotulitung der Acten. 

Die erfte Inſtanz bat mit dem Beſcheide vom 21. Auguſt 
1890, 3. 11.069, die Bemänglungsklage dem B. zur Er⸗ 
jtattung der Erläuterungen sugeltelt und mit dem Beſcheide 
don 21. Auguit 1890, 8. 11.073, das Inrotulirungsgeſuch 
des B. auf den über die Bemängelungsklage erflofjenen “Bes 
ſcheid gewieſen. Gegen dieje Beſcheide iiberreichte B. den Recurs. 

In Gtattgebung des Mecurjes fand das Oberlandes⸗ 
geridt die angefochtenen Beſcheide dahin abguândern, daß die 
von MU. iiberreidite Bemängelungsklage nidjt angenommen, 
jondern auf das eingebracite Qnrotulirungêgejud des B. ges 
miejen und dem erjten Richter angeordnet tverde, ilber das 
letzterwähnte Geſuch eine Tagfabrt zur Qnrotulirung der 
Acten gu Dejtimmen; die3 in der Erwägung, da A. und SB. 
fi in dem Protokolle vom 30. April 1890 dabin geeinigt 
baben, daf der Erſtere dte Bemängelungsklage über die von 
B. gelegte Rechnung binnen bdret Monaten eingubringen 
babe; daß in dem iiber dieſes Prototoll erfloijenen Beſcheide 
vom 8. Mai 1890 bDeftimmt wurde, daß dieje drift vom 
Tage der Zuſtellung dieſes Beſcheides zu berechnen fei; daß 
der eben erwähnte Beſcheid beiden Streittheilen am 14. Mai 
1890 zugeſtellt wurde, und, da nach 8. 902 a. b. G. B. ein 
Monat mit 30 Tagen zu berechnen iſt, die vereinbarte drei⸗ 
monatliche Friſt am 12. Auguſt 1890 abgelaufen iſt, weshalb 
die vom A. eingebrachte Bemängelungsklage als verſpätet 
überreicht zu betrachten, und, da an demſelben Tage von der 
Gegenſeite das Inrotulirungsgeſuch überreicht worden iſt, 

nad 8. 39 a. G. O. und Reſolution vom 14. Juni 1784, 
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3 6.6. Nr. 306, lit. b, nicht mehr angunebmen, fondern auf 
das inzwiſchen eingelangte Qnrotulicungêgejudo qu weiſen war. 

Ueber Reviſionsrecurs des A. Dat der oberſte Gerichts⸗ 
hof die oberlandesgerichtliche Entſcheidung abgeändert und 
die beiden erſtrichterlichen Beſcheide wieder hergeſtellt, weil 
es ſich im vorliegenden Falle nach der klaren Beſtimmung 
des 8. 100 a. G. O. um eine nach Vernehmung beider Theile 
vom Richter qu beſtimmende Friſt handelt und auf richter⸗ 
lich feſtgeſetzte Friſten die Beſtimmung des 8. 802 a. b. G. B. 
— Hab nad dem Geſetze 30 Tage für einen Monat ge- 
balten tmerden” — keine Anwendung findet, für die DBe- 
rechnung dieſer Friſt vielmehr die im gewöhnlichen Leben 
allgemein übliche kalendermäßige Zeit maßgebend iſt und 
weil hienach die hier in Rede ſtehende dreimonatliche Friſt 
mit Rückſicht auf die am 14. Mai 1890 erfolgte Zuſtellung 
des bezüglichen Beſcheides vom 8. Mai 1890, B. 4059, am 
15. Mai 1890 zu laufen begann und ſomit am letzten Tage 
de3 dritten Ralendermonates, d. t. erjt am 14. Auguſt 1890, 
abltef, demgufolge aber die jon am 13. Auguſt 1890 ein- 
gebrachte Bemängelungsklage ſich als rechtzeitia, dagegen das 
am felben Tage eingebradte Geſuch um präcluſive Actens 
inrotulirung ſich als verfrüht darſtellt. 


Nr. 351. 

De Einrichtung einer zum Sommeraufenthalte beſtimmten Fila 
Bifdet nicht cin Zugehör der febteren und Rannu demnach für Ad) 
allein in Execution gezogen werden (88. 294, 297 a. 5. O. B.). 
Entſcheidung vom 24. März 1891, 3. 3342. (Beftátigung der gleichlautenden 
Beſcheide des T. k. Landesgerichtes Rlagenfurt vom 23. December 1890, 
8. 12.236, unb des E. E. Dberlandesgeridites Graz vom 28. Jänner 1891, 
8. 1122.) 

Aus Anlaß der von der Firma A. wider B. zur Qere 
einbringung einer Forderung von 109 fl. 4 fr. geführten 
Mobilarerecution erhob C. als Hypothekargläubiger der dem 
Executen gehörigen, angeblich nur an Sommerparteien zu 
vermiethenden und in der Regel auch vermietheten Villa 
gegen die abgeſonderte executive Feilbietung der gepfändeten 
Fahrniſſe Einſprache mit dem Begehren um Ausſcheidung der 
fraglichen Fahrniſſe aus der bewilligten Mobilarexecution, 
weil dieſen Fahrniſſen die Eigenſchaft eines Fundus instruc- 
tus der erwähnten Realität zukomme und dieſelben daher nur 
zugleich mit der letzteren verkauft werden dürfen. 


192 IV. 351. 


Nach gepilogenen Erhebungen wies das Gericht der erften 
Inſtanz das Begehren des C. in der Erwägung ab, da die 
in den Pfändungsprotokollen beſchriebenen Fahrniſſe ſämmt⸗ 
lich Einrichtungsgegenſtände für Wohnzimmer ſind; daß dieſe 
Gegenſtände nicht zu jenen gehören, ohne welche die Haupt— 
ſache — im gegebenen Falle ein an Sommerparteien ver⸗ 
miethetes Haus — nicht gebraucht werden kann, da derartige 
Wohnungen nach dem Ausſpruche der Sachverſtändigen auch 
unmöblirt vermiethet werden; daß aus dem Umſtande, daß 
die Gebäude der Realität derzeit angeblich zur Vermiethung 
an Sommerparteien verwendet werden, nicht ohneweiters ge⸗ 
ſchloſſen werden kann, daß dies auch für die Dauer vom 
Eigenthümer beabſichtigt iſt und daß er die fraglichen Ein⸗ 
richtungsſtücke deshalb zum fortdauernden Gebrauche der 
Hauptſache beſtimmt habe, da eine derartige Erklärung ſeiner⸗ 
ſeits nicht vorliegt. 

Unter Abweiſung des dagegen vom C. eingebrachten 
Recurſes beſtätigte das Oberlandesgericht den angefochtenen 
Beſcheid, aus deſſen geſetzmäßigen Gründen und insbeſondere 
in der Erwägung, dai die Bebauptung des Beſchwerdeführers, 
dergufolge die als Zugehör der Gebâude der Nealitát qu be: 
handelnden Einrichtungsſtücke zum fortbauernden Gebraude 
diejer Gebäude bejtimmt feien, nicht für dargethan eraditet 
werden fann. — Gegen die beftátigende oberlandesgerichtliche 
Recurserledigung bat C. den auberordentiiden Reviſions— 
recurs überreicht, worin geltend gemacht mird, daf der re: 
guläre Gebraud) einer Villa in deren Vermiethung während 
der Gommermonate belteht, da aber ein folder Gebraud) 
insbejondere bet der abfeitigen und bergigen Qage derfelben 
obne Möbeln nicht möglich tt, da ſich Sommerparteien die 
letzteren nicht mitzubringen pflegen und daß der Verkauf der 
Villa ohne Möbeln nothwendig eine Herabdrückung des Preiſes 
derſelben ſelbſt herbeiführen muß. Die möblirte Villa bildet 
da? Nutzobject, daher die Möbel ein nothwendiger Adnex der 
Realität find, ohne welche eine reguläre Benützung als Sommer—⸗ 
aufenthalt nicht möglich wäre. 

Der außerordentliche Reviſionsrecurs wurde oberſtgericht⸗ 
lich zurückgewieſen, weil die nad dem Hofdecrete vom 
15. Februar 1833, 3. G. S. Nr. 2593, zur Berückſichtigung 
eines ſolchen außerordentlichen Rechtsmittels erforderlichen 
Vorausſetzungen fehlen, die von beiden Untergerichten aus⸗ 

ſprochene Abweiſung des vom Beſchwerdeführer geſtellten 


IV. 852. 198 


Ausſcheidungsbegehrens vielmebr voliftândia dem Begriffe dez 
beweglichen Zugehörs von Gebäuden entſpricht, mie ſolcher 
in den 88. 294 und 297 a. b. G. B. aufgeſtellt iſt, dem⸗ 
zufolge unter denſelben nur ſolche Sachen fallen, welche zum 
anhaltenden Gebrauche eines Gebäudes als eines Ganzen be⸗ 
ftimmt find, alſo dem objectiven Intereſſe der Hauptſache 
bleibend dienen ſollen, nicht aber auch jene Fahrniſſe, welche 
bon dem jeweiligen Eigenthümer des Gebäudes darin auf⸗ 
geſtellt worden ſind, um zu deſſen und der ſonſtigen Be— 
wohner individuellen Bedürfniſſen bei Benützung der einzelnen 
Localitäten zu dienen. 


Nr. 352. 
Meber eine im mündlichen Verfahren überreichte ſchriftliche Appelſa⸗ 
tiousanumeldung iſt im Fereiche der weſtg. Serichtsordnung Tagſatzung 
nur dann zu geben, wenn beide Advocaten im Amtsorte And (Bof- 
decret vom 23. Mat 1794, 3. 6. 5. Rr. 175). 
Entſcheidung vom 1. April 1891, B. 3805. (Beſtätigung des das Decret 
des T. k. Bezirksgerichtes Stllian vom 29. December 1890, 9. 3936, ab⸗ 
ânbernben Decrete? des k. k. Dberlandesgeridtes Innsbrud bom 10. Februar 
1891, 8. 1076.) 

Beim Bezirksgerichte Gillian tourde von A., Ubrmader 
in Innichen, eine Klage gegen B., wohnhaft in Innichen, 
eingebracht; es wurde das ordentliche mündliche Verfahren 
durchgeführt, wobei der Kläger von C., Advocaten in Brunneck, 
und Geklagter von D., Advocaten in Brunneck, vertreten war. 

Nachdem das Urtheil ergangen war, brachte der Kläger 
die ſchriftliche Appellationsanmeldung ein, worüber das Ge: 
richt erſter Inſtanz Tagſatzung zur Appellationsverhandlung 
anordnete. 

Dagegen brachte der Geklagte den Recurs ein, welchem 
das Obergericht ſtattgab und das Gericht erſter Inſtanz be⸗ 
auftragte, die Appellationsanmeldung zur ſchriftlichen Einrede 
zuzufertigen: dies in Erwägung, daß der Kläger die Appel⸗ 
lationsanmeldung ſchriftlich überreichte und nach 8. 332 w. g. 
G. O. innerhalb weiterer vierzehn Tage auch die Appellations⸗ 
beſchwerde einreichen kann; daß in dieſem Falle gemäß 
88. 334, 335 w. q. G. O. die Appellationsanmeldung und 
⸗Beſchwerde dem Gegner zur Einrede zuzufertigen iſt; und 
daß durch eine mündliche Appellationsverhandlung infolge 
der Zureiſe der Advocaten nur unnütze Laſten erwachſen 
würden, daher die im Hofdecrete vom 31. October 1785, 
J. G. S. Nr. 489, vorausgeſetzte Erleichterung fehlt. 
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Der oberſte Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe des 
Klägers nicht Folge ,in der Erwägung, da nad dem Cir 
culare des Tiroliſchen Appellationsgeridtes vom 26. Jünner 

27, 8. 3764, liber cine im einer nad) dem ordentlichen 
mündlichen Verfahren verhandelten Rechtsſache überreichte 
ſchriftliche Appellationsanmeldung eine Tagſatzung zum Appel⸗ 
lationsverfahren nur in den zum mündlichen Appellations⸗ 
verfahren geeigneten Fällen angeordnet werden kann; daß 
das aber mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des Hofdeer. 
vom 23. Mai 1794, J. G. S. Nr. 175, nur dann der Fall 
iſt, wenn beide für die Streittheile eingeſchrittenen Rechts— 
freunde ſich im Orte des Proceßgerichtes aufhalten; in Er 
wägung jedoch, daß das vorliegend nicht zutrifft, weil beide 
für die Streittheile eingeſchrittenen Rechtsfreunde, die Advo⸗ 
caten C. und D., ihren Wohnſitz nicht im Orte des Proceß⸗ 
gerichtes, Gillian, ſondern in Brunneck haben“. 


Nr. 353. 

Die Zuruüaweiſung der Klage wegen Zucompetenz Ranu nur erfoígen. 
wenn dte Anzuſtändigkeit ofenkundig tA (8. 8 3. M.). 
Entideidung vom 1. April 1891, 8. 3858 (beſtätigend das bas Decret des 
k. k. Landesgerichtes Wien vom 16. December 1890, B. 11.742, abindernde 
Decret des T. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 27. Jänner 1891, B. 805). 


Die Rlage des A., geweſenen Subunternehmers der 
Localbahn X., gegen die irma B. auf Rechnungslegung 
wurde in erfter Inſtanz megen offenbarer Incompetenz ab 
gewieſen, weil es jidy nad) dem Inhalte der Rlage um Gtreitig: 
teiten handelt, die aus Geſchäften entitanden find, qu denen 
die geklagte Firma, als aum Betrtebe eines Qngenteur- 
bureau3 und von Bauunternehmungen prototollirt, berechtigt 
ft (Art. 273 des Handelsgeſetzes vom 17. December 1862, 
R. 6. BI. Nr. 1 vom Sabre 1863), und tveil nad) S. 38 
des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetze die handelsgericht⸗ 
liche Competenz im vorliegenden Falle, wo die Firma geklagt 
erſcheint, eintritt. 

Das Obergericht gab dem Recurſe des A. Folge und 
trug bem Gerichte erſter Inſtanz die Erledigung der Klage 
mit Abſehung von dem obigen Weiſungsgrunde auf, weil im 
vorliegenden Falle aus einer Bauunternehmung, mithin aus 
Vertraͤgen über unbewegliche Sachen geklagt wird, ſolche Ver⸗ 
tráge aber nad) Art. 275 Gand. Geſ. überhaupt keine Handels⸗ 
gefelicaften find. 


IV. 354. 195 


Der oberfte Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe des 
B. Teine Wolge und bejtútigte die obergerichtliche Verfügung, 
„weil, wenn auch derzeit auf Grund der vorltegenden Ber 
belfe die Zuſtändigkeit des Vandesgeridtes noch nidt als 
eine unzweifelhafte erklärt werden fann, wie dies ſeitens des 
Oberlandesgerichtes ausgeſprochen wird, doch auch die Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Landesgerichtes zur Verhandlung dieſer Streit⸗ 
ſache nicht eine offenbare iſt, und daher auch die ſofortige 
Zurückweiſung der Klage wegen Incompetenz nicht für ger 
rechtfertigt erkannt werden kann“. 


Nr. 354. 
Ferechtigung des Ffandgläubigers, ſeine Fefriedigung aus dem von 
einem Dritteu für den SQuidner „zur Sicherſtelſung der ſeinerzeit 
erfoſgenden voſſen Bezahlunge erlegten Ffandobjecte im Wege der 
Execution des gegen den 5chuldner ergangenen Artheiles qn ſuchen 

(86. 461, 1368, 1371 a. 8. 6. 1.) 
Entideidung vom 1. April 1891, B. 99290. (Beftátigung der Entſcheidung 
bes T. k. Oberlandesgerichtes Wien dom 24. Februar 1891, 3. 2454, womit 
der Beſcheid des T. Tt. Handelsgerichtes Wien vom 8. Februar 1891, 

8. 17.859, abgeändert wurde.) 

In der Rechtsſache der 9. gegen B. megen Bablung 
von 2309 Ra 97 fr. überreichte die Rlágerin ein Gejud) um 
erecutive Pfändung der zur Sicherſtellung ibrer Forderung 
von C. erlegten Werthpapiere. Dieſes Geſuch wurde von 
der erſten Inſtanz abgewieſen, weil die in demſelben bezeich⸗ 
neten Wertheffecten ausdrücklich nur als Sicherſtellung für 
die ſeinerzeit erfolgende volle Bezahlung der Forderung der 
Geſuchſtellerin erlegt wurden, und das Eigenthumsrecht des 
Erlegers an den fraglichen Werthpapieren von der Geſuch— 
ſtellerin auch anerkannt wird; weil es ſomit nicht angeht, 
über dieſe ausdrückliche Erklärung des Erlegers hinaus mit 
der Execution auf ein Vermögen vorzugehen, welches nicht 
dem Schuldner, ſondern einem Dritten gehört, gegen welchen 
noch kein ececntionsfábiges Urtheil voritegt; und meil ende 
lich die Frage, welche Wirkung der erwähnte Erlag Bat, ob 
und wann die Geſuchſtellerin das ibr vom Erleger eingez 
räumte Pfandrecht realifiten könne, nur im ordentlichen 
Rechtswege entſchieden werden kann. 

Meber den Appellationsrecurs der A. hat das Ober—⸗ 
landesgeridt den erſtrichterlichen Beſcheid abgeândert und 
dem Crecutionsgejude Folge gegeben, und dies im der 

13* 


O me 


196 IV. 854. 


Ermáguna, daß E. die qu pfändenden Wertheffecten beim 2.1. 
Depofitenamte PB. als Sicherſtellung der klägeriſchen Forde⸗ 
rung per 2309 fl. 97 Tr. erlegt und Klaͤgerin dieſe Sicher⸗ 
ſtellung angenommen ag indem fie in Folge Ddefjen das 
miber B. eingebradite ebedungogeudo zurückzog, wodurch 
im Sinne der 88. 863 und 1368 a. b. É. B. zwiſchen de 
Slágerin und dem Crleger C. ein Pfandvertrag zu Stande 
tam; in der Erwägung, daß der Vorbebalt bes Cigenthums- 
rechtes ſeitens des Erlegerê C. auf die als Sicherſtellung er 
legten Wertheffecten der aufrechten Erledigung des Geſuchs⸗ 
begehrens nicht entgegenſteht, weil nach 8. 1368 a. b. G. B. 
ein Pfand nicht blos vom Schuldner, ſondern auch von einer 
dritten Perſon anſtatt des Schuldners beſtellt werden kann; 
daß ferner die Forderung, für welche Sicherſtellung geleif 
wurde, der Rlágerin rechtskräftig gugejproden wurde und der 
Bablungstermin längſt abgelaufen iſt; daß endlich der bereits 
durd) einen richterlichen Spruch feftgejebte Bablungatermin 
mit dem im Crlagêgejude gebrauditen Ausdruck „für die 
feinergeit au erfolgende volle Bezahlung“ durch den Grleger 
der —— einſeitig und eigenmächtig auf eine unbe⸗ 
ſnmte Zeit hinaus nicht verſchoben werden kann, und dieſer 
eiſatz der Realiſirung des Pfandes um ſo weniger entgegen⸗ 

ſtehen kann, als ſelbſt eine Verabredung dahin, daß der 
Gläubiger nach der Verfallzeit die Veräußerung des Pfandes 
nicht begehren dürfe, nach 8. 1371 a. b. G. B. ungiltig wäre. 
Der oberſte Gerichtshof bat über den Revifiongrecurê 

des C. die oberlandesgerichtliche Entſcheidung beſtätigt; denn 
der Umſtand, daß der Recurrent im Erlagsgeſuche die er⸗ 
legten Effecten als ihm gehörig angibt, kann das Zuſtande⸗ 
fommen eines Pfandvertrages nicht hindern, weil nad) 8. 1368 
a. b. G. B. nicht blos der Schuldner, ſondern auch ein 
Anderer anſtatt ſeiner auf eine beſtimmte Sache dem Gläubiger 
das Pfandrecht einräumen kann, wie dies eben mit dem er 
wähnten Erlage geſchehen iſt; der Zweck des Erlages wird 
anz im Allgemeinen nur damit bezeichnet, daß die erlegten 

ffecten zur Sicherſtellung der ſeinerzeitigen vollen Bezahlung 

der klägeriſchen Forderung per 2309 fl. 97 tr. dienen ſollen, 
und kann dieje Beitimmung nur im Zuſammenhange mit 
dem bem Mecurrenten obnebin bekannten Umitande, daß der 
Klägerin eine bereits fällig gemordene eutioneahis Forde⸗ 
rung zuſteht, aufgefaßt werden. Weil num 8. 1369 a. b. G. B. 
hezüglich der Rechte und Verbindlichkeiten des Pfandgebers 
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und Pfandnehmers auf die geſetzlichen Beftimmungen über 
das Pfandrecht hinweiſt, nad 8. 461 a. b. G. B. aber der 
Pfandgläubiger, wenn er mit feiner fállia gemordenen For⸗ 
derung que Verfallszeit nicht befriedigt wird, berechtigt ift, 
ſeine Befriedigung aus dem Pfandobjecte zu ſuchen, jo ſtellt 
ſich die obergerichtliche Verfügung als gerechtfertigt dar. 


Nr. 355. 
1. Dadurch, daß in dem Aundations⸗Iuſtrumente, auf Grund deſſen 
cine miſdthätige Stiftung zur immerwährenden Yflege armer Aranher 
Aenſchen undeſtritten veſteht, die Derufenen Yfſeger der Stifttinge 
ermächtigt werden, das dem Stiftungszweche etwa entzogene Stiftungs- 
vermoͤgen qn vindiciren und die Meinung des Stifters auf ewig qu 
voRstegen, werden die erwähnten Yſſeger nicht GefQenAncqmer, Be- 
atefungsweife Eigenthümer des 5tiftungsvermögens. 2. Dte im 
Eigenthumsbſlatt des öffentlichen RZuches geſchehene Vorſchreibung für 
eine Werfon qu Kanden eines Anderen Sezeichnet die erſtere wohl als 
Machthaber des letzteren, nicht aber als Mefiger der Kiegenſchaft, als 
welcher der letztere anzuſehen iſt. 3. Der Verwalter einer Sade iſt 
ſchon als ſolcher von der Erſttzung derſelben ausgeſchloſſen (88. 960 
1468, 1464 4. 6. 6. B.). 

Entſcheidung vom 2. April 1891, 8. 2461 (beſtätigend die gleichlautenden 
Urtheile des k. k. Lanbesgeridites Prag vom 15. Juli 1890, 8. 22.099, und 
des E. T. Oberlandesgerichtes Prag vom 11. December 1890, -8. 22.982). 

Der Convent des Ordens der barmberzigen Brüder von 

8. ftelite durdy den Advocaten Dr. K. mider die Gr. Hoſpitals⸗ 
ftiftung, vertreten durdy dte Finanzprocuratur in Prag, mit 
Rlage vom 8. Mat 1888 das Begebren: 1. Die Herrſchaft 
Gr. fei Cigenthum der Kläger qu Handen der Gr. Hoſpitals⸗ 
ftiftung, 2. die Belangte ſei ſchuldig, die genannte Herrſchaft 
dem Kläger qu Ganden der Gr. Hoſpitalsſtiftung binnen 14 
Tagen herauszugeben und die Koſten zu erſetzen. Veranlaßt 
ift die Klage dadurch, daß kraft der mit A. h. Entſchließung 
vom 27. Juni 1824 getroffenen Anordnung „den barmherzigen 
Brüdern die Adminiſtration des Hoſpitalsſtiftungsvermögens 
und der Herrſchaft Gr. ſogleich abzunehmen und ſelbe dem 
Oberamtmann der Herrſchaft Sch. zu übertragen“, dem Kläger 
die Verwaltung der belangten Hoſpitalsſtiftung, ſowie der 
errſchaft Gr. abgenommen wurde und ſeither von unmittel⸗ 
bar landesfürſtlichen Organen beſorgt wird. Um nun wieder 
zu dieſer Adminiſtration zu gelangen, welche auf Grund des 
A. h. Reſeriptes vom 7. November 1743 den barmherzigen 
Brüdern infolange anvertraut worden war, bis ſich geigen 
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perde, „ob und wie ſolche don ihnen geführt werde“, betrat 
der Convent zunächſt den adminiſtrativen Weg und beanſpruchte 
die Verwaltung des Stiftungsvermögens, weil es ſich um eine 
„rein kirchliche Stiftung“ handle. Dieſer Weg führte nicht 
zum angeſtrebten Ziele. Weder der zur Entſcheidung „über 
Zweifel hinſichtlich der kirchlichen Natur einer Stiftung in 
letzter Inſtanz (berufene) Cultusminifler“ (8. 47 Geſ. vom 
7. Mai 1874, R. G. BI. Nr. 50), noch der gegen deſſen 
Entſcheidung angerufene Verwaltungsgerichtshof vermochten 
die Gr. dolpitaleitituna, die allerdingê „zur groͤßeren Ehre 
Gottes, zur Beförderung der chriſtlichen Seelen Heil und 
Wohlfahrt, hauptſächlich aber zur Unterhaltung etwelcher 
armen, mühſeligen und elenden Leuten ein Hoſpital“ er⸗ 
richtet wurde, als eine rein kirchliche Stiftung anzuerkennen. 
(Entſch. des V. G. H. vom 17. April 1884, 3. 831.) Der 
Convent überreichte nun ein Majeſtätsgeſuch, in welchem um 
Uebertragung der Verwaltung der Gr. Hoſpitalsſtiftung ge⸗ 
beten wurde, das Geſuch blieb erfolglos. Nun belangte der 
Convent den Fiscus auf Herausgabe der Herrſchaft Gr. bei 
Gericht. Die Rückſtellung der eingebrachten Klage wurde 
aber mit Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 
20. October 1887, 8. 11.812 und 11.813, in der Erwägung 
verfügt, „daß die Ausführungen der Klage einen Zweifel 
darüber nicht zulaſſen, da — * die Wiedererlangung der 
Verwaltung des Vermögens der Gr. Hoſpitalsſtiftung be⸗ 
zweckt, und daß dieſer Anſpruch darauf geſtützt wird, daß es 
ſich um eine rein kirchliche Stiftung handelt; in Erwägung, 
daß über dieſe dem Gebiete des öffentlichen Rechtes ange⸗ 
hörigen Fragen nicht die Gerichte zu entſcheiden haben, 
und daß die hiezu berufenen admini ven Behirden ge⸗ 
mäß der Rlagebeilagen diesfalls bereitê abgejprocden Baben, 
daß jonad) die Zuſtändigkeit der Gerichte zur Entſcheidung 
der voritegenden Streitfrage offenbar ausgeſchloſſen und eix 
gerichtliches Verfahren nicht ſtatthaft tt”. Es folgte nun 
die eingangs erwähnte Klage gegen die Stiftung ſelbſt, in 
welcher der klagende Convent behauptete, Eigentbilmer der 
Herrſchaft Gr. qu fein, und die Herausgabe der genannten 
Herrſchaft an ibn qu Handen der Delangten Gtiftung ver⸗ 
langt wird. Geſtützt wird dieje Behauptung und das an 
dtejelbe gelnitpite Verlangen vor Alem darauf, daf in dem 
vom Grafen Cp. erriditeten, die Gr. Hoſpitalsſtiftung fun⸗ 
direnden Stiftbrief (Fundations⸗Inſtrument), die barmherzigen 
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Brüder ermächtigt jeien, die Herrſchaft Gr. qu vindiciren und 
ſeine (des Stifters) Meinung auf ewig qu vollgiehen; daß 
auf Grund deſſen die FF. Misericordiae in die landtäflichen 
Quarternen ſeinerzeit als Beſitzer eingetragen worden feten, 
ohne daß von irgend einer Seite der ,Odpor“ eingelegt wor⸗ 
den wäre; da im Folge deſſen in die mit dem Landtafel⸗ 
patente vom 22. April 1794 errichtete Qandtafel hinſichtlich 
der Herrſchaft Gr. eingetragen urbe: „Poſſedirt $ ... jer 
FF. Misericordiae zu Handen der Gr. Hoſpitalsſtiftung“, 
mit welch' letzterer Anfügung eine Belaftung dez Vefigers 
der Herrſchaft gu Crhaltung der Gtiftung ausgedridt fei; 
und daß demgemäß auch im GCigenthumablatte der neuen 
Landtafeleinlage, wenn audy feitent der Finangprocuratur 
angefochten, noch derzeit der Cintrag „für die NR... fer 
FF. Misericordiae” [aute. Unter Berufung auf die 88. 1467, 
1468, 1472 q. b. G. 8. wird der Eigenthumserwerb der 
Kläger aud auf die vollendete Erſitzung geſtützt. — Die 
Finanzproeuratur ftelite der Klage gunáchit die formalen Ein⸗ 
tvendungen Der Incompeteng der Geridite (Pofdecret vom 
7. Sult 1841, 3. 6. S. Nr. 541), der mangelnden Activa 
legitimation wegen nicht geſetzlicher Neprájentanz und Vertre⸗ 
tung des Klägers (8. 64 a. G. O.; F. M. Erl. vom 16. Februar 
1855, R. G. BI. Nr. 34) und der Unbeſtimmtheit des Klage⸗ 
begehrens entgegen, da hienach gegen die Gr. Pojpitalsftif= 
tung das Gigenthum für dieſelbe geltend gemacht merde. 
Aug den folgenden Meritaleinmendungen im Bufammenhange 
mit den Rlageausfilhrungen ergibt ſich als in möglichſter 
Kürze dargelenter Cadverhalt, daß Raifer Leopold I. vom 
5. Auguſt 1700 dem Grafen Gp. den Conjeng ertheilt babe, 
vorbehaltlich der feinergeit eingubolenden A. h. Conficmation 
des Fundations⸗Inſtrumentes, feine Güter R. und Gr. qu 
Hoſpitälern erbeigenthâmiid zu fundiren; da Graf Gp. in 
ſeinem Teſtamente ddto. 20. Movember 1731 (eingetragen 
im Quatern der Teftamente Nr. 365 ex 1738) das Gut Gr. 
jammt deſſen Appertinentten zur Aufrichtung, Unterhaltung 
und Gtabilitung eines Hoſpitals fit arme breithafte Qeute 
unter Qinmeijung auf das ſchon erridhtete Fundations⸗In⸗ 
ftrument gewidmet; daß nad feinem Tode zwei folder Fun⸗ 
datton3-Qnftrumente, und zwar eine3 ex 1696 und ein zweites 
ex 1711 gefunden wurden; daß das Fundations⸗Inſtrument 
vom 15. September 1711, in welchem 12 barmherzige Brüder 
unter den zur Pflege der Stiftlinge erforderlichen Perſonen 
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und zur Vindicatton des a für die Stiftungs⸗ 
zwecke jedoch derartig berufen ſind, daß eventuell der Biſchof 
von Königgrätz, die Brüder eines anderen Ordens hiezu deſig⸗ 
niren könne, —* einem Anhange ddto. Prag, 14. Februar 
1739, in welchem die Adminiſtration der zum Hoſpital ge⸗ 
dóigen Griinde den barmberzigen Brüdern eingeráumt wird, 
aut A. h. Conficmation vorgelegt wurde; daß Kaiſer Karl VI 
zu Laxenburg am 28. April 1739 dieſe Confirmation zwar 
ertheilt und die landtäfliche Einführung in die Herrſchaft Gr. 
zu Handen dieſer milden Stiftung verordnet, die Ver⸗ 
fügung aber hinſichtlich der Zuweiſung der Adminiſtration 
an die FF. Misericordiae nicht genehmigt, vielmehr die 
Gräfin Gp. zur Adminiſtratorin ad dies vitae beſtellt habe; 
daß nach Reſignation der ſo beſtellten Adminiſtratorin und 
auf die Bitte derſelben und des Ordensprovincial der FF. 
Misericordiae diejen ton Raiferin Maria Thereſia mit dem 
ſchon ermábnten Referipte vom Sabre 1743 die Adminiftration 
bi3 auf Meitere3 und unter ftrengen Vorbehalten anvertraut, 
in Solge A. h. Entſchließung vom 27. Juni 1824 aber wieder 
abgenommen wurde. 

Die erfte Inſtanz hat nad) Verwerfung der Formal: 
einwendungen das Rlagebegehren abgewieſen und den Kläger 
zum Erſatze der Roften der Bellagten verurtheilt. In der 
Begrindung tvird nad) eingebender Darlegung der oben 
ſktizzirten Stiftungsurkunden darauf hingewieſen, daß von 
einem Titel zum Eigenthumsrechte auf die Herrſchaft Gr. auf 
Grund eben dieſer Stiftungsurkunden und von einer recht⸗ 
lichen Erwerbungsart durch die Einführung in den Beſizt 
dieſer Herrſchaft auf Seiten der Kläger keine Rede ſein könne. 
Aber auch das vom Kläger zum Beweiſe der Erſitzung der 
Herrſchaft Gr. Angeführte erſcheine ganz unbegründet. Der 
klägeriſche Convent beruft ſich diesbezüglich auf die Be: 
ſtimmungen des 8. 1467 a. b. G. B. und will daraus, daß 
die Herrſchaft Gr. auf den Nameu der FF. Misericordiae in 
den öffentlichen Büchern jeit mehr alô 100 Jahren einvers 
leibt ift, den Criverb des Eigenthums der Herrſchaft Gr. 
durch Criigung ableiten. Was nun die im alten landtäf⸗ 
lichen Hauptbuche enthaltene Eintragung im Beſizzblatte: 
„Poſſedirt M ... fer FF. Misericordiae qu Handen der Gr. 
Hoſpitalsſtiftung“ anbelangt, melde auch in das Eigenthums⸗ 
blatt der neuen Landtafeleinlage für die Herrſchaft Gr. mit 
den Worten: „wird das Eigenthumsrecht für die RM... ſer 
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FF. Misericordiae zu Handen der Gr. Dofpitalsftiftung eins 
berleibt” Nbertragen wurde, jo fann aus derfelben das Eigen⸗ 
thumBredt für dem Kläger nicht abgelettet merden. Nad 8.1 
des Vandtafelpatente3 vom 22. April 1794 macht das Haupt⸗ 
buch künftig die Grundfeſte der Qandtafel quê, indem das 
ſachliche Recht nur durd die Vorſchreibung in das Ganpt- 
buch, jedoch auch durch dieje nur inſoweit erwirkt wird, als 
die in die Landtafelquaternen eingetragenen Urkunden hin⸗ 
lina find, die Rechtmäßigkeit der geſchehenen Vorſchreibung 
in das Hauptbuch qu —* Nach 8. 4 desſelben Patentes 
iſt bei jeder Rubrik der eigentliche Beſitzer anzuführen und wird 
gegenwärtig in das Hauptbuch Derjenige, welcher als ſolcher 
in den Landtäflichen Quaternen erſcheint, mit Beziehung auf 
die Urkunde, die ſeinen Beſitz rechtfertigt, eingetragen. Die 
FF. Misericordiae waren nad) den landtäflichen Quaternen 
nidt Eigenthümer der Herrſchaft Gr., es fonnte daber aud) 
davon feine Rede fein, daf; felbe bei Errichtung des landtáf- 
lichen Hauptbuches als Eigenthümer vorgejdricben werden. 
Dies iſt nun auch nicht geſchehen; denn in der Eintragung 
in dem alten Hauptbuche dia ja nicht die FF. Misericordiae 
als Eigenthümer vorgeſchrieben. Es kann wohl feinem Btveifel 
unterliegen, daß durch die Eintragung: „Poſſedirt FF. Miseri- 
cordiae zu Handen der Gr. Hoſpitalsſtiftung“ nichts Anderes 
zum Ausdruck gebracht werden ſollte, als die zu dieſer Zeit 
thatſächlich aufrecht beſtandene Adminiſtration der Herrſchaft 
ſeitens der FF. Misericordiae. Ob und inwiefern dieſe Ein⸗ 
tragung ordnungsgemäß vorgenommen wurde, will hier nicht 
weiter erörtert werden, aber zweifellos trägt dieſe Eintra⸗ 
gung daran Schuld, daß der vorliegende Streit überhaupt 
eingeleitet wurde. Daß in der Boridireibung bes Eigenthums⸗ 
rechtes einer Perſon zu Handen jemandes Anderen nicht die 
Vorſchreibung für dieſe Perſon gelegen iſt, kann wohl keinem 
Zweifel unterliegen. Wenn ſelbſt der Wortlaut der Eintra- 
gung, ohne —*2 — auf den Inhalt der derſelben zu Grunde 
liegenden Urkunden, in Betracht gezogen wird, fo kann doch 
aus demſelben nach allen logiſchen und grammatikaliſchen 
Regeln füglich nichts Anderes entnommen werden, als daß 
die FF. Misericordiae nicht für ſich, ſondern qu Handen, 
d. i. für die Gr. Hoſpitalsſtiftung, alſo als bloße 
Machthaber und im Namen dieſer Stiftung beſitzen. 
Da dieſes Mandatsverhältniß ein präcariſtiſches war, ſo 
hörte dasſelbe mit der Adminiſtration gleichzeitig auf und 
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ſchon aus diejem Grunde ergibt fidy wohl, daß dieſes vors 
iibergebende und keineswegs bleibende und dauernde Bers 
hältniß wohl mit Unrecht zur Vorſchreibung am Befigblatte 
gelangte. Ergibt ſich nun ſchon aus dem Wortlaute der Ein⸗ 
tragung, daß nicht die FF. Misericordiae, ſondern die Gr. 
Hoſpitalsſtiftung als Eigenthümerein der Herrſchaft Gr. vor⸗ 
geſchrieben iſt, ſo muß jeder Zweifel über die Bedeutung und 
den Sinn dieſer Eigenthumsvorſchreibung ſchwinden, wenn 
auf die hier maßgebenden Stiftungsurkunden Rückſicht ge: 
nommen wird. Aus dieſen Urkunden iſt aber flar gu exjeben, 
daß die Vorſchreibung nichts Anderes bedeutet, als fie aud 
thatſächlich zum Ausdruck bringt, daß nämlich „die FF. Mise- 
ricordiae” als Mandatare der Eigenthümer der Gr. Hoſpitals⸗ 
ſtiftung erſcheinen. Da alſo die Herrſchaft Gr. nicht auf den 
Namen des ,FF. Misericordiae“ in den öffentlichen Büchern 
einverleibt iſt, kann von einer Erſitzung derſelben ſeitens der 
FF, Misericordiae im Sinne des 8. 1467 a. b. G. B. keine 
Rede jein. Es hat aber aud) die Merufung des klägeriſchen 
Conventes auf Art. IX und XX der Qandezordnung tom 
10. Mat 1627 feine Bedeutung, da das Eigenthumsrecht in 
der Qandtafel nicht für die FF. Misericordiae einverleibt ift. 
Cine Erfigung der Herrſchaft Gr. durch den Kläger im Ginne 
der 88. 1468, 1472 a. b. G. B. liegt aber auch nidit dor, 
da die FF. Misericordiae die Herrſchaft Gr. nur als Ad- 
miniftratoren im Befige batten, tn dieſem alle aber gemäß 
8. 1462 a. b. G. B. eine Erfigung aus Mangel eines recht⸗ 
mäßigen Titel3 ausgeſchloſſen iſt. Die Rlage auf Anerkennung 
de3 Cigenthums der Herrſchaft Gr. auf Seite des klägeriſchen 
Gonvente? iſt daher ganz unbegriindet, mas zur Folge Dat, 
daß auch das Begehren auf Gerausgabe diejer Gerrichaft au 
den Kläger als bloBe Folge des Eigenthumsrechtes abgewieſen 
werden mußte ...“ 

Die zweite Inſtanz hat auf Appellation des Klägers das 
Urtheil des erſten Richters beſtätigt Gründe: ... Bem 
der klagende Convent in ſeiner Appellationsbeſchwerde die 
vermeintliche Abſicht des Stifters, das Eigenthum der Herr⸗ 
ſchaft Gr. ihm — dem Barmherzigen Brüderconvente von 
K. — zuzuwenden, aus dem Wortlaute des 21. Abſatzes des 
Stiftbriefes ddto. K. 15. September 1711, und ſpeciell aus 
jener Beſtimmung dieſes Abſatzes, derzufolge Graf Sp. die 
NM... ſer FF. Misericordiae ermächtigte, die Herrſchaft Gr. 
mit allen Appertinentien zu vindiciren, erſchließen zu können 
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vermeint, jo mub einer ſolchen Annahme vor Alem enta 
gegengebalten werden, da der Stifter nirgendê verordnet 
bat, daß ein Convent der barmherzigen Brüder errichtet und 
diejem das getvidmete Vermigen qu dem Zwecke übergeben 
merden ſoll, damit er mit ben Nugungen der Herrſchaft nad 
Maßgabe der Stiftungsurkunde ſchalte und die tm Stifts⸗ 
briefe bezeichneten Anſtalten und Perjonen erbalte, daß viel⸗ 
mebr der Ctifter direct die Errichtung des Hoſpitals verfiigt 
und Tebiglid unter den zur Activirung und Fortführung 
desſelben erforderlichen Vorkehrungen auch die, und givar im 
Detail vorgezeichnete Ingerenz einer beſtimmten Anzahl FF. 
Misericordiae angeordnet bat. Schon hieraus folgt, daß 
eine ſolche Abſicht bei dem Stifter nicht beſtanden hat; die 
Unrichtigkeit obiger Annahme ergibt ſich aber weiter aus der 
im 23. Abſatze des citivten Stiftbriefes enthaltenen Beſtim⸗ 
mung, welcher zufolge in dem Falle, wenn die barmherzigen 
Brüder ihre in den vorausgeſchickten Punkten angezogenen 
Pflichten nicht auf ſich nehmen und zufolge der Intention 
des Stifters ſich weder zu deren armen Spitälern Bedienung, 
noch zu der von dem Stifter intendirten alltäglichen Ver⸗ 
richtung wollten gebrauchen laſſen, ſtatt Der 12 fo fundir— 
ten barmherzigen Brüder Geiſtliche aus der Congregation 
St. Philippi Neri aufzunehmen und einzuführen ſind. Bei 
dem Beſtand dieſer Beſtimmungen und bei dem klar und 
beſtimmt von dem Stifter ausgeſprochenen Zwecke, welcher 
mit der in Frage kommenden Stiftung von demſelben er⸗ 
reicht werden wollte und für alle Zukunft erreicht werden 
will, kann wohl von einer Abſicht des Stifters, das Eigen⸗ 
thum der Herrſchaft Gr. den Barmherzigen Briiderconvente 
von 9. zuzuwenden, ilberhaupt nicht Die Mede fein. Aber 
auch der Mortlaut des angerufenen 21. Abfages des Stift⸗ 
briefes ſpricht nicht nur nicht für die Richtigkeit der An⸗ 
nahme einer ſolchen Abſicht, ſondern ſchließt vielmehr eine 
ſolche Annahme geradezu aus. Ebendort heißt es nämlich: 
„und dafern bemeldete arme Spitäler von Poſſes ſothaner 
Fundation verſtoßen werden möchten, jo ſoll doch dieſes 
Spital ſammt allen ihnen eingeräumten Recht Niemand Andern 
als ihnen armen Leuten mit Hilf und Beiſtand meines Ge⸗ 
ſchlechtes durch Anrufung königlicher Macht hinwiederum ein⸗ 
geräumt werden, und wenn ſchon andere geiſtliche oder welt⸗ 
liche dieſer Stiftung oder auch der völligen Herrſchaft ſich 
wirklich bemächtigt hätten, werden gleichwohl Sie FF, Miserj- 
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cordiae befugt fein, dieje meine Gtiftung oder auch die Geres 
ſchaft mit allen Mppertinentien qu vindiciren und dieſe meine 
Meinung mit der jebt verordneten Bedien⸗ und Unterhaltung 


100 armer Männer und bemelbeten Prieftern, wie auch ob⸗ 


fpecificten Bebienten auf wig zu vollziehen“. Wienach bei 
eſtand obiger Beſtimmung, daß dieſes Spital ſammt allen 
den bezeichneten armen Leuten eingeräumten Rechten niemand 
Anderem als dieſen ſelbſt eingeräumt werden ſoll, die den 
FF. Misericordiae eingeräumte Befugniß zu vindiciren, eine 
Uebertragung des Eigenthums der Herrſchaft Gr. an die 
letzteren beinhalten oder bewirken ſoll, iſt unerfindlich und 
dies um fo mehr, wenn erwogen wird, daß im 23. Abſatze 
des Stiftbriefes der Stifter die in Rede ſtehende Stiftung 
eines Hoſpitals für 100 arme Leute als unwiderruflich und 
im Eingange desſelben, als für ewige Welt Zeiten beſtimmt, 
ausdrücklich bezeichnet hat. Nicht weil der Stifter den FF. 
Misericordiae das Eigenthumsrecht an der Herrſchaft Gr. 
verſchrieb, erging der landesfürſtliche Auftrag vom 28. April 
1739; es ergibt ſich vielmehr aus den bezogenen Urkunden, 
daß das Verhältniß der FF. Misericordiae zur Gr. Funda⸗ 
tion niemals ein Eigenthumsverhältniß geweſen iſt; als das 
Eigenthumsſubject dieſer Fundation, zu welcher die Herrſchaft 
Gr. gehörte, war ſtets und allein die Gr. Hoſpitalsſtiftung 
anzuſehen, und weil dies der Fall war, konnte die Cinfiib= 
rung der FF. Misericordiae nur qu Handen dieſer Hoſpitals⸗ 
ſtiftung erfolgen, wie dies auch thatſächlich geſchehen iſt. Alle 
aus dieſer Einführung von der Klagsſeite gezogenen Schluß⸗ 
folgerungen ſind daher als unhaltbar zu bezeichnen. Hieraus 
folgt aber weiter, daß für die geklagte ——— ein 
rechtlicher Grund, gegen die Eintragung in die landtäflichen 
Quaternen einen Odpor einzulegen, nicht beſtanden hat. Aber 
auch die Eintragung „Poſſedirt K... ſer FF. Misericordiae 
zu Handen der Gr. Hoſpitalsſtiftung“ kann die Bedeutung 
einer Eigenthumsvorſchreibung für die genannten' Fratres 
nicht beigelegt merden, weil abgejeben davon, daß auf dies 
felben die damals bejtebenden Amoritiſationsgeſetze Anwen⸗ 
dung finden, welche ſie von einer ſolchen Erwerbung au3s 
ſchließen, und eine dahin gehende Verfügung für ungiltig 
und wirkungslos erklären (Hofdecret vom 23. März 1809, 
J. G. S. Nr. 887), die Eintragung ſelbſt in Beziehung auf 
die FF. Misericordiae nun ein Mandatavergáltnig um Unde 
drucke bringt, und weil ferner nad) 8. 1 des Landtafelpatentes 


de 
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dom 22. April 1794, 3. G. S. Nr. 171, durch die Bors 
ſchreibung im landtaͤflichen Hauptbuche ein dingliches Recht 
nur inſoweit begründet wird, als die in den Landtafel⸗ 
quaternen eingetragenen Urkunden hinlanglich find, die Recht⸗ 
mäßigkeit der geſchehenen Vorſchreibung qu beweiſen, die De- 
iágliden Urkunden aber, wie bereit3 bargethan wurde, einen 

igenthumatitel der FF. Misericordiae tn Beziehung auf die 

errſchaft Gr. überhaupt nicht ausweijen . ... Met dieſem 

tande der Cade tviderftreitet die Annabme, daß die FF. 
Misericordiae nur abminiftratorijd im der Herrſchaft Gr. 
eingeführt wurden, keineswegs der Actenlage. Von einer 
Tabularerſitzung könnte nach 8. 1467 a. b. G. B. nur dann 
die Rede ſein, wenn der klagende Convent als Eigenthümer 
der Herrſchaft Gr. in dem re ag Hauptbuche einge- 
tragen und jeit bem Zeitpunkte dieſer Cintragung der geſetz⸗ 
lid normirte Zeitraum von 3, bezw. 6 Jahren abgelaufen 
máre. Erſteres ift aber, wie gezeigt, nicht der tal, daier 
auch die Annahme der erften Inſtanz, da von einer CEr⸗ 
figung im Ginne des 8. 1467 a. b. O. B. teine Rede ſein 
könne, al3 unrichtig nicht bezeichnet werden kann. Aber auch 
die Erwerbung des Eigenthums der Herrſchaft Gr. im Wege 
eines 40jährigen Beſitzes hat der klagende Convent nicht er⸗ 
wieſen, weil die Vorausſetzungen des 8. 1460, wie bereits in 
erſter Inſtanz gezeigt wurde, hier nicht vorliegen, vielmehr 
der Klagsſeite die Beſtimmungen der 88. 967, 960 und 1462 
entgegeniteben. . . .” 

Der a. 0. Reviſionsbeſchwerde des Klägers bat der oberite 
Gericht3hof Teine Folge qu geben befunden. Gründe: , Die 
unterridteritden Entſcheidungen enthalten weder eine Nichtig⸗ 
feit, nod) eine offenbare Ungerechtigkeit, entſprechen vielmehr 
der Actenlage und dem eo und fônnen daber bet Abgang 
der Boraugiegungen des Gojdecretes vom 15. Februar 1833, 

. G. S. Nr. 2593, nicht abgeândert werden. Mit Rückſicht 
auf die Ausführungen der Reviſionsbeſchwerde wird nur noch 
RNachſtehendes bemerkt. Alle Ausführungen der vd riften, 
welche nachweiſen ſollen, daß die in Rede ſtehende Hoſpitals⸗ 
ſtiftung eine rein kirchliche ſei und alle daraus gezogenen 
Folgerungen entziehen ſich der rhierlichen Beurtheilung, da 
die zum Ausſpruch hierüber berufenen Behörden dieſe Frage 
bereits zum Nachtheile des klagenden Conventes endgiltig 
entſchieden haben. In der Replik wird behauptet, die Klage 
gründe ſich auf deu privatrechtlichen Titel der Schenkung, auf 
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die erbliche Einführung, anf die landtäfliche Cintragung tmb 
auf die mit den geſetzlichen Erforderniſſen ausgeſtattete Er⸗ 
ſitzung. Der Kläger hat aber den Beweis, daß Graf Sp. die 
Herrſchaft Gr. dem Ordensconvente der barmherzigen Brüder 
in K. geſchenkt pe , nicht im Entfernteſten erbracht. Abge⸗ 
ſehen davon, daß aus den vorliegenden Urkunden keineswegs 
mit Beſtimmtheit qu erſehen iſt, daß zur Beit der Abfafſung 
der beiden Stiftbriefe in K. ein Convent der barmherzigen 
Brüder beſtand, dem die Herrſchaft Gr. geſchenkt werden 
konnte, geht aus dem Stiftbriefe unzweifelhaft hervor, daß 
Graf Gp. „in Erkenntniß und Dankbarkeit ihm von Gott 
ertheilter Gnaden und an zeitlichen Gütern reichlich ver 
[tehenen Gegen zum größeren Glanz der gebenedeiten Sunge 
frau Marta Ehre und Lob, damn zur Beförderung der chrifte 
lichen Seelenbeil und Wohlfahrt, hauptſächlich aber zur Unter⸗ 
haltung etwelcher armen, müheſelig und elenden Leutchen“ 
ein Hoſpital gründete, und da „der Hauptzweck dieſer Fun⸗ 
dation oder Stiftung des Hoſpitals principaliter darin beſteht, 
daß ſowohl die erwaͤhnten armen Leute als auch andere dazu 
a Perjonen mit gemeinfamen Unterbalt und Lebens⸗ 
mittel verſehen werden“ hiezu die Herrſchaft Gr. ſammt Atti⸗ 
nentien ſchenkte und widmete. Graf Sp. ſetzte die Zahl der 
armen Leute auf 100 feſt und berief als „andere dazu erforder⸗ 
liche Perſonen“ 2 Spitalmeiſter, 1 Kuchelſchreiber, 2 Köche, 
2 Kucheljungen, 8 Kuchelweiber, 2 Nähterinnen, 2 Spital⸗ 
diener, 1 Apotheker, 1 Medicinae Doctor, 1 Barbier, 12 barm⸗ 
herzige Brüder (darunter 2 Prieſter), 1 weltlichen Prieſter, 
4 arme Schulknaben, beſtimmte für jede dieſer Perſonen ihren 
Wirkungskreis und ſetzte ihre Jahresbezüge feſt. Die barm⸗ 
herzigen Brüder insbeſondere hatten die Frühmeſſe, dann 
Meſſen für den Stifter und ſeine Familie (wöchentlich ſechs) 
zu leſen, bei dem Anniverſarium des Stifters für den⸗ 
io eine Geelenmefie zu celebricen, die armen Spitäler 

eißig qu bebtenen und gegen die etwa ertrantenden Spitäler 
ſich milltg und emfig qu bezeugen. Von einer dem Ordens⸗ 
convent der barmberzigen Brüder oder fonjt irgend Jemand 
auftebenden Adminiſtration iſt im Stiftsbriefe Teine Mede, 
jonbern es wird nur verfitat, daß der Ueberſchuß zur Ver⸗ 
pflegung armer alter Männer verwendet werden ſoll. Die 
12 vom Stifter berufenen barmherzigen Brüder ſind alſo 
keine Geſchenknehmer, ſondern lediglich, wie die anderen vom 
Stifter berufenen Perſonen, Hilfsorgane zur Durchführung 
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der Stiftung mit beftimmten Bezügen und einem feſtgeſetzten 
Wirkungskreiſe. Daf bem Stifter librigens nichts ferner Tag, 
als einem angeblichen Ordensconvent qu K. die Herrſchaft 
Gr. zu ſchenken, folgt auch daraus, daß er dem Biſchof von 
Königgrätz die Macht einräumte, wenn wider Verhoffen die 
barmherzigen Brüder die in obigen Punctis angezogene Pflicht 
nicht — fi nebmen und fid) meder qu deren armen Spi⸗ 
täler Bedtenung, noch) qu der intendirten täglichen Verwendung 
wollten gebrauden laſſen, ftatt der fundirten 12 barmberaigen 
Brüder Geiftlide aus der Congregatton Philippi Neri auf⸗ 
zunehmen und einzuführen. Nach dem Anhange qu dieſem 
Stiftsbriefe, im welchem zum erſten Male eines „Priors“ 
außer den im Stiftsbriefe angeführten zwei Prieſtern Er⸗ 
wähnung geſchieht, ſollte zwar die Adminiſtration der Herr⸗ 
ſchaft Gr. den barmherzigen Brüdern überlaſſen werden, allein 
Kaiſer Karl VI. hat dieſe Beſtimmung nicht genehmigt, die 
Adminiſtration der Tochter des Stifters ad dies vitae zu⸗ 
gewieſen, die weitere Verfügung nach deren Ableben ſich und 
ſeinen Nachfolgern vorbehalten und verfügt, daß die FF. Miseri- 
cordiae ſeinerzeit supplicando darum einzukommen haben 
werden. Kaiſerin Maria Thereſia hat über Bitte der Gräfin 
Sp. dieſelbe von der ihr aufgetragenen Adminiſtation der 
Gr. Spitalsfundation enthoben und über deren Bitte, Die 
Adminiſtration den barmherzigen Brüdern zu übertragen, 
ausgeſprochen, daß: obwohl „wir ein Bedenken tragen könnten, 
die Wirthſchaftsverwaltung auf die FF. Misericordiae zu über⸗ 
tragen, angeſehen, dieſelben vermöge ihres Inſtitutes auf die 
Beſorgung ihrer geiſtlichen Uebungen und deren Kranken an⸗ 
gewieſen find, infolglichen durch derlei weitſchichtige Wirth⸗ 
chaftsführungen distrahirt werden dürften“ ſie dennoch den 
FF. Misericordiae die Adminiſtration inſolange, „bis wir 
ſehen werden, ob und wie ſolche bei ihnen geführt werde“, 
anvertraue, jedoch mit dem Vorbehalte, daß die FF. Miseri- 
cordiae der in Stiftsſachen zu Prag angeordneten Commiſſion 
jahrlich Rechnung legen, ohne Vermittlung derſelben keine 
dispositiones extraordinariae vornehmen, keine Capitalien 
anlegen und die Ueberſchüſſe der Commiſſion jährlich an⸗ 
geseigt werden follen. Es ijt nicht möglich, die prácariftijde 

atur dieſer den FF. Misericordiae „anvertrauten“ Admini⸗ 
ſtration deutlicher auszudrücken. Auf Grund dieſes A. b 
Reſeriptes erfolgte die adminiftratorijde Einführung der FF. 
Misericordiae in die Herrſchaft Gr. Nach alem dieſem iſt 
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e8 wohl zweifellos, daß Graf Gp. die Herrſchaft Gr. fammt 
Appertinentten nicht den barmbersigen Brüdern überhaupt 
oder einem angeblich qu K. beſtehenden Convente derſelben 
mit der Verpflichtung —* das von ihm gegründete Ho⸗ 
ſpital qu erhalten, ſondern daß die Schenkung an das Hoſpital 
ſelbſt erfolgte, daß die barmherzigen Brüder oder deren Con⸗ 
vent lediglich als Hilfsorgane zur Durchführung dieſer Gtif: 
tung gleich den anderen im Stiftsbriefe angeführten Per- 
ſonen berufen wurden, daß ihnen ein beſtimmter Wirkungs⸗ 
kreis angewieſen und ein beſtimmter Jahresbezug ausgeworſen, 
und daß ihnen ſpäter die Adminiſtration der Stiftungsherr⸗ 
ſchaft, jedoch ohne jedes ſelbſtſtändige Verfügungsrecht und 
nur auf Widerruf zugeſtanden wurde. Es iſt ferner nach 
allem vem klar, daß die FF. Misericordiae ſich niemals im 
Beſitze der Herrſchaft Gr. cum app. befunden haben, ſondern 
dieſelbe nur widerruflich verwalteten, dabei die ihnen im Stifts⸗ 
briefe aufgetragenen Verbindlichkeiten erfüllen und dafür die 
beſtimmten Jahresbezüge genießen ſollten, daß daher der von 
ihnen behauptete Belo ein auiltegend unechter, daber and) 
unredlicher und unrechtmäßiger máre, und daß die von ihnen 
behauptete Erſitzung nad) 8. 1464 a. b. O. B. ausgeſchlofſſen 
tft, ſelbſt dann, wenn in der Landtafel als mirllider ,possessor” 
der Convent der barmherzigen Brüder qu K. eingetragen wäre, 
mas jedoch, wie aus den Gründen der unterrichterlichen Ur⸗ 
theile, auf die ſich hier bezogen wird, hervorgeht, keineswegs 
der Fall iſt.“ 
Nr. 356. 

Der Alager haftet für dic Koſten, die er dem GeRiagten durch eine, 
wenn and) von Erfolg Segfeitete, jedoch uunöthige Rlagefágrung ver- 
urfadt Bat (8. 24 Gef. vom 16. Mat 1874, R. 6. BL. Mr. 69). 
Entideibung vom 2. April 1891, 8. 2583. (Abanderung bes Uribeiles der 
k. 2. Dberlandesgeridtes Innsbrud vom 18. November 1890, B. 5736, 
unb Wiederherſtellung des Urtheiles des k. E. Bezirksgerichtes Rufitein vom 
1. September 1890, 8. 3512.) 


Die erite Inſtanz hat die Rlage des YU. gegen B. wegen 
Aufhebung der Gemeinſchaft des Eigenthumes und phyſiſche 
Theilung eines Waldes gänzlich abgewieſen und den Kläger 
im Hinblicke auf die Beſtimmung des 8. 24 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874, R. G. BI. Nr. 69, zur Zahlung der Proceß⸗ 
toften im Betrage von 97 fl. verurtheilt. 

Das Oberlandesgericht dagegen bat in theilweiſer Statt⸗ 
gebung der klägeriſchen Appellation mit Rückſicht darauf, daß 
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der Geklagte dem erften auf Aufhebung der Gemeinſchaft ge⸗ 
riditeten untte des Begehrens jubmittirt hat, dieſem Puntte 
des Petite3 ftattgegeben und bezüglich der Koſten erkannt, 
daß dieſelben genentelta aufgehoben werden, jedoch nur dann, 
wenn dem Kläger der Beweis mittelſt des Haupteides über 
den Umſtand gelingt, daß Geklagter bei einer gerichtlichen 
Audienz erklärt habe, er wolle, daß die ganze Angelegenheit 
vor Gericht ausgetragen werde; wenn hingegen bem Kläger 
dieſer Beweis nicht gelingt, ſo ſei derſelbe ſchuldig, dem Ge⸗ 
klagten 97 fl. an Koſten zu erſetzen. Dieſen die Proceßkoſten 
betreffenden Theil des Urtheiles rechtfertigt die zweite Inſtanz 
mit folgenden Bemerkungen: Zur Beurtheilung, ob die Ueber⸗ 
reichung der Klage noihwendig (8. 24 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69) mar, erſcheint es erforder⸗ 
lich, daß conſtatirt werde, ob der Geklagte bei der am 
11. September 1889 ſtattgehabten Audienzverhandlung erklärt 
habe, er wolle, daß die ganze Angelegenheit vor Gericht aus⸗ 
getragen werde. Wird dieſe Erklaͤrung bewieſen, jo war die 
Klage, ſoweit es den Puntt 1 des Petites betrifft, nothwendig, 
und mußten im Hinblicke auf die theilweiſe Sachfälligkeit 
beider Theile und mit Rückſicht darauf, daß die Verhandlung 
über Punkt 1 und jene ad Punkt 2 ziemlich den gleichen 
Umfang hatte, die Koſten erſter Inſtanz aufgehoben werden. 
Wird obiger Umſtand nicht bewieſen, ſo war es nicht noth⸗ 
wendig, ein Begehren im Sinne des Punktes 1 des Petites 
au ſtellen, weil die Verpflichtung des Geklagten, in die Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft zu willigen, bereits urkundlich feſt⸗ 
geſtellt iſt. Deshalb und im Hinblicke darauf, daß die 
Punkte 2 und 3 des Rj jedenfalls abgemiejen merden, 
mute der Sláger in dieſem alle zum Crjage der vollen 
Roften des Geklagten verurtheilt werden. 

Der oberite Gerichtshof hat das Meviftonsbegehren des 
Geklagten hinſichtlich der Entſcheidung über den Puntt 1 des 
Begehrens zurückgewieſen, dagegen dem Reviſionsbegehren des 
Geklagten im Koſtenpunkte ſtattgegeben und in dieſer Hinſicht 
das erſtrichterliche Urtheil wiederhergeſtellt. Gründe: Ab— 
geſehen davon, daß angeſichts der von der zweiten Inſtanz 
ſelbſt angenommenen ſofortigen Submittirung des Geklagten 
hinſichtlich des Punktes 1 des Begehrens es ſich niemals um 
die ganzen Proceßkoſten überhaupt handeln könne, weil dieſe 
bezüglich jenes Punktes des Begehrens gewiß nicht mehr 
nothwendig waren, ſondern es ſich wohl nur um die Koſten 
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der Klage und auch felbit in diejer Richtung nur um einen 
theilweiſen Erſatz dieſer Noften handeln mirde, während dem 
Geflagten in jedem Valle hinſichtlich der Berbandlung über 
dte abgewieſenen Puntte des Petitums der Erſatz der in einem 
unverhältnißmäßig größeren Betrage aufgelanfenen Koſten 
erſter Inſtanz gebühren würde, muß der von der zweiten 
Inſtanz zugelaſſene Haupteid wegen ſeiner Allgemeinheit und 
Unbeſtimmtheit und auch deshalb als irrelevant ausgeſchloſſen 
werden, weil aus der eigenen Darſtellung des Klägers über 
den Verlauf jener gerichtlichen Audienz keineswegs hervor⸗ 
geht, daß der Geklagte ſich geweigert hätte, in die Aufhebung 
der Gemeinſchaft zu willigen, ſondern ſich nur weigerte, jene 
Modalitäten der Theilung anzuerkennen, die der Kläger vor⸗ 
ſchlug und mit der heutigen Klage ad 2 und 3 des Begehrens 
durchzuſetzen trachtete, ohne daß dieſes Beſtreben von Erfolg 
gekrönt wurde, und dafür andere Modalitäten der Theilung 
beantragte, auf die der Kläger ſeinerſeits nicht einging. Wenn 
daher auch dem Begehren ad 1 ftattgegeben wurde, war doch 
für den Kläger eine Nothwendigkeit, darauf zu klagen, nicht 
vorhanden, weil dieſer Punkt des Begehrens gar nicht bes 
ſtritten worden war, Kläger daher für die Koſten haftet, die 
er dem Geklagten durch die Klageführung verurſacht hat. 


Nr. 357. 
1. Sir den Amfang der Vürgſchaft (8. 1353 a. 6. 6. DB.) iſt zunächtt 
die ErRlárung des Bürgen mabgedend, welche in zweifelhaften Zälſen 
nad) der im 8. 915 a. 0. O. MB. Hinſichttlich einſeitig verbindtiger 
Bertráge gegebenen Megel auszulegen iſt. 2. Der im 8. 37 des 
ſumm. Serf. normirte Eid Ranm nur dem angeblichen Ausſteſſer einer 
Mrkunde, niemals aber cinem Pritten zum KReweiſe Der Echtheit der- 
ſeſben aufertegt werden. 
Entſcheidung tom 3. April 1891, B. 1785 (beſtätigend das Urtheil bes k. k. 
Dberlandesgeridites Wien vom 91. December 1890, 8. 15.620, wonach jenes 
des É. E. Bezirksgerichtes Unter=Meibling vom 10. NRovember 1890, B. 19.044, 
abgeindert wurde). 

Die Firma A. Delangt den B. megen Bablung des Ver 
trages von 485 fl. 50 Fr. ſ. N. G. und ſtützt das Begebren 
der Klage auf die ſchriftliche Bürgſchaftserklärung vom 26. März 
1887, laut welcher B. für die Forderungen der Firma AU. 
an C. bis zum Betrage von 485 fl. 50 Fr. die Garantie 
übernommen hat, und auf den von C. acceptirten, jedoch 
nicht eingelósten Wechſel vom 1. September 1888 über 598 fl. 
zahlbar an A., welcher ultimo Februar 1889 fállig geworden 


— 
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ift. Belangter B. beftreitet die Echtheit der Unterſchrift des 
C. auf dem Wechſel vom 1. September 1888, ſowie die 
Nichteinlöſung dieſes Acceptes und behauptet, ba die Bürg⸗ 
ſchaftserklärung ſich nur auf die zur Beit der Ausſtellung der 
Erklärung beftandene, aber feither bereits gezablte Forderung 
der klägeriſchen Firma an C. per 485 fl. 5 Fr. bezog. 

Die exite Inſtanz bat mittelft Urtheils den Bujprud des 
Rlagebegebreng von dem durd den öffentlichen Geſellſchafter 
der Flágerifden irma abzulegenden Haupteid, „daß fie nad) 
ibrem beſten Wiſſen den Wechſel vom 1. Geptember 1888, 
Tautend auf 528 fL., gablbar ultimo Februar 1889 an die Ordre 
des M., ausgeſtellt von A. und angenommen von C., für edt 
balte”, abhängig gemadt, dies im Weſentlichen aus folgenden 
Grinden: Der Gellagte bat gugejtanden, die Erklärung vom 
26. Mir; 1887 etgenhândig unterſchrieben qu haben. In dieſer 
Erklärung bat er dr die Forderung der klaͤgeriſchen Firma an 
C. bia zum Metrage von 485 fl. 50 fr. derart dte Garantie über⸗ 
nommen, daß er ſich verpflictet, den Betrag von 485 fl. 50 Fr. 
fofort, beziehungsweiſe vier Wochen nad) dem Fälligkeits⸗ 
termine bet früherer Veritândigung qu Händen der klägeriſchen 
Firma qu bezablen, wenn C. zum jerveiligen Fälligkeitstermine 
feine Verpifibtung nicht einhált. Dieſe Erklärung ijt allers 
dings von der klägeriſchen Firma concipirt morden, der Ge 
klagte bat aber wohl gewußt, um was es fic) Bandelt, bat er 
ja dod) eigenhändig den Zuſatz desiebungáimeife vier Wochen 
nad dem Fälligkeitstermine Det fritherer Verftândigung” der 
Erklärung Deigefitat, diefelbe fobtn unterſchrieben und wurde 
ſie von der klägeriſchen Firma angenommen, es iſt alſo bei 
Uebereinftinimung des Willens im Sinne des 8. 869 a. b. G. B. 
ein Vertrag qu Gtande getommen, und zwar ein Bürgſchafts⸗ 
vertrag im Sinne des 8. 1346 a. b. G. B. Die Abiidt, ſich 
fiir eine beftimmte Beit verbürgt qu haben, ericheint in dieſem 
Vertrage nicht ansgedridt, de iſt alfo nod al? qu Redt 
beftebend qu betraditen. Die Einwendung des Geklagten, er 
babe fid nur für die damals, qur Beit der Erklärungs⸗ 
ausſtellung, beſtandene Forderung der Ilágertiden irma an 
G. verbiirgen wollen, wird durch den Bortlaut der Erklärung 
entkräftet, denn dieſe ſpricht deutlid von , Korderungen”, von 
deren ,jemeiligem Fälligkeitstermine“. Auch hätte der Ges 
tlagte, wenn ex thatſächlich die von ihm behauptete Abſicht 
gehabt hätte, ſich in ſeiner Erklärung für die Zahlung einer 
ziffermäßig beſtimmten Forderung verbürgen müſſen, nicht 
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aber etne aligemein geltende Garantiehdhe anführen ſollen, 
die von der Klägerin ja ohneweiters ſelbſt mehrfach in Ans 
ſpruch genommen werden könnte. Da der Geklagte die Gr 
klärung genau geleſen haben muß, da er ſogar eigenhändig 
Zuſätze machte, ſo iſt er ſelbſt, wenn ein Irrthum mit unter⸗ 
lief, nach 8. 876 a. b. G. B. als an ſeinem Irrthume ſelbſt 
ſchuldig zu betrachten. Aus dieſen Argumenten ergibt ſich die 
aufrechte Bürgſchaftsverpflichtung des Geklagten für Forde⸗ 
rungen der Klaͤgerin an C. Zur Entſcheidung dieſes Rechts⸗ 
ſtreites kann es alſo nur auf die Feſtſtellung des Umſtandes 
ankommen, ob im gegenwärtigen Falle eine Forderung der 
Klägerin an C. vorhanden iſt, ob das dem Rechtsſtreite zu 
Grunde gelegte Accept von C. angenommen, alſo echt iſt oder 
nicht. Da der verſuchte diesbezügliche Zeugenbeweis in Folge 
Abreiſe des Zeugen C. nach Amerika und über Verzicht der 
Zeugenführerin für dieſen Proceß verloren gegangen iſt, als 
Aequivalent hiefür der Echtheitseid des 8. 37 des Gummars 
patentes angeboten, beziehungsweiſe aufgetragen und zurück⸗ 
geſchoben worden iſt, ſo war auf dieſes Beweismittel als einzig 
proceßentſcheidendes zu erkennen und die Verurtheilung des 
Geklagten von der Abſchwörung dieſes Eides durch die kläge⸗ 
riſche Firma abhängig zu machen. 

Ueber die Appellation des Geklagten hat das Ober⸗ 
landesgericht das Klagebegehren unbedingt abgemielen; die 
Gründe lauten: Da die klägeriſche Firma das Klagebegehren 
auf die Bürgſchaftserklärung des B. und auf den Wechſel 
vom 1. September 1888 ſtützt und da der Beklagte behauptet, 
daß feine Bürgſchaftserklärung ſich nur auf die damals bes 
ftandene Forderung der klägeriſchen Firma an C. per 485 ff. 
50 tr. bezog, anderſeits die Echtheit der Unteridrift des E. 
auf dem obbezeichneten Wechſel, ſowie die Nichteinlöſung dieſes 
Wechſels beſtreitet, ſo war es ihre Sache, Beweiſe dafür zu 
erbringen: 1. daß die Bürgſchaftserklärung des Geklagten vom 
26. März 1887, womit dieſer für die Forderung der kläge⸗ 
riſchen Firma an C. bis zum Betrage von 485 fl. 5 kr. die 
Garantie übernahm, ſich auch auf die erſt am 1. September 
1888 entſtandene Acceptforderung ton 528 fl. beziehe, ſowie 
2. daß dieſe letztgenannte —— — gegen C. zu Recht 
beſtehe, d. h. daß der bezügliche Wechſel von ihm wirklich 
acceptirt und daß derſelbe nicht eingelösst worden ſei. Dieſe 
Beweiſe ſind aber der klägeriſchen Firma in beiden Richtungen 
nicht gelungen; ad 1. deshalb nicht, weil aus dem Wortlaute 
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und Qufammenhange der Bürgſchaftserklärung nicht zweifellos 
bervorgebt, daß Diejelbe aud) auf erft künftig entitebende 
vorderungen ausgedebnt wurde, dic Forderung aus dem 
Wechſel vom 1. Geptember 1888 per 528 fl. aber, wie bie 
kläägeriſche irma ſelbſt zugibt, zur Beit der Ausſtellung der 
Buͤrgſchaftserklärung noch nicht exiſtent war. Der Geklagte 
behauptet, daß ſeine vurg waftzertiarung ſich nur auf die 
zur Zeit der Ausſtellung derſelben der klägeriſchen Firma 
gegen C. zuſtehenden Forderungen bezog und dieſe ſeine Be⸗ 
hauptung erſcheint glaubhaft, wenn man erwägt, daß C. am 
ſelben Tage bei der klägeriſchen Firma Waaren beſtellte, welche 
laut der von der klägeriſchen Firma beigebrachten Facturen 
gerade um ben Preis von 485 fl. DO fr. ihr geliefert, und 
laut widerſprochener Bebauptung des Geklagten feither auch 
ſchon gezahlt worden find; wenn man erwägt, daß die Bürg⸗ 
ſchaftserklärung anläßlich dieſer Waarenlieferung verlangt und 
gegeben wurde, daß ſie in der Beſtimmung des Höchſtbetrages 
gerade mit dem Preiſe dieſer Waarenlieferung übereinſtimmte, 
daß der big auf DO fr. abgegrenzte Höchſtbetrag an und für 
fid auf eine beſtimmte, damals ſchon befannte Waarenlieferung 
und nicht auf die Eröffnung eines Credites für die Qutunit 
binmeist, daß von tinftig erſt entitehenben Forderungen in 
der Bürgſchaſtserklärung nicht mit einem Morte die Rede tft, 
der Umſtand aber, daß darin von Forderungen in der viel= 
fachen Babl und von den jerveiligen Fälligkeitsterminen ges 
ſprochen wird, obwohl damals nad; klägeriſcher Behauptung 
nur die eine Forderung von 485 fl. 50 fr. beſtand, darin 
feine Erklaäͤrung findet, daß dieje Bürgſchaftserklärung im 
klägeriſchen Geſchäfte verfaßt, vom Geklagten nur unter- 
ſchrieben wurde und Letzterer ſehr wohl der Meinung ſein 
konnte, daß die Waarenlieferung, wie dies im kaufmänniſchen 
Verkehre oft geſchieht, ſucceſſive erfolgen und theils durch 
Accepte mit verſchiedenen Fälligkeitsterminen, theils als Buch⸗ 
ſchuld getilgt werden ſollte. Wenn es aber nach allen dieſen 
Erwägungen noch zweifelhaft erſcheinen ſollte, ob die Bürg⸗ 
ſchaftserklärung ſich nur auf die damals beſtandenen oder 
auch auf künftig erſt entſtehende Forderungen beziehe, ſo 
müßte im Zweifel nach 8. 915 a. b. G. B. hier, wo es ſich 
um einen einſeitig verbindlichen Vertrag handelt, angenommen 
werden, daß der Verpflichtete ſich eher die geringere, als die 
ichwerere Laſt auferlegen, daher die Bürgſchaft nur auf die 
damals (don beſtehenden Forderungen beſchraͤnken wollte und 
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dies um jo mehr, als die Bürgſchaft nad) ibrer Ratur und 
ihrer Einreihung im III. Theile dez erften Gauptitiides bes 
a. b. G. B. fid als eine Art der Mefeftigung eines ſchon 
beſtehenden Rechtes darftelt und nad 8. 1353 a. b. G. B. 
nicht weiter ausgedehnt werden kann, als ſich der Bürge aus⸗ 
drücklich erklärt hat, eine Haftung für künftig erſt entſtehende 
Forderungen aber in der vorliegenden Bürgſchaftserklärung 
nicht ausdrücklich erwähnt iſt. Aber auch der ad 2. erwähute 
Beweis wurde nicht erbracht, da auf den für die beſtrittene 
Echtheit der Unterſchrift des C. angebotenen Zeugenbeweis 
klägeriſcherſeits verzichtet wurde, der diesfalls dem Geklagten 
aufgetragene irreferible Haupteid bei dem Mangel irgend 
eines die Wahrſcheinlichkeit der klägeriſchen Behauptung unter⸗ 
ſtützenden Momentes und da auf die Vernehmung des Zeugen 
C. verzichtet wurde, unzuläſſig erſcheint, der Eid nach 8. 37 
des Summarpatentes aber gegen die Beſtimmung des 8. 25 
erſt nach Schluß der Verhandlung und überdies in unſtatt⸗ 
hafter Weiſe aufgetragen wurde. 

Der oberſte Gerichtshof hat über die Reviſionsbeſchwerde 
der klagenden Firma das oberlandesgerichtliche Reformaturtheil 
mit Verweiſung auf deſſen, was den Umfang und die Wirkung 
der vom Geklagten ausgeſtellten Bürgſchaftserklärung betrifft, 
der Sachlage und dem Geſetze entſprechende Begründung be⸗ 
ſtätigt und mit Rückſicht auf die Ausführungen der Reviſions⸗ 
beſchwerde den oberlandesgerichtlichen Gründen nur noch 
beigefügt, daß die Einſchränkung der Bürgſchaftserklärung des 
Geklagten auf die der klagenden Firma gegen C. aus der 
Waarenlieferung vom 26. März 1887 entſtandene Forderung 
von 485 — 50 fr. den Beſtimmungen der 88. 915 und 1358 
a. b. 6. 8. um jo mehr entipridt, al in diejer Erklärung 
nicht ausdrücklich von allen künftigen Forderungen der klagenden 
Firma an C., ſondern nur von Forderungen überhaupt die 
Rede iſt, und als die klagende Firma — zugibt, daß vor 
und bei der Unterfertigung dieſer Erkläͤrung durch den Ge⸗ 
klagten mit dieſem darüber, daß er auch eine Garantie für 
alle weiteren (außer dem Geſchäfte vom 26. März 1887) der 
Hagenden irma gegen C. erwachſenden Forderungen über⸗ 
nehmen ſolle, nichts geſprochen oder verhandelt wurde; da 
es in der Natur der Sache gelegen iſt und klägeriſcherſeits 
auch zugegeben wird, daß zur Zeit der Unterfertigung der 
Bürgſchaftserklärung durch den Geklagten das Geſchäft mit C. 
noch nicht definitiv abgeſchloſſen war, daß die Waarenlieferung 
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und die Acceptation des Wechſels für C. erft nad) von dem 
Geflagten ilbernommener Bürgſchaft erfolgte, woraus folgt, 
daß dem Letzteren auch die Zahlungsmodalitäten im Anfehung 
des Waarenkaufſchillings von 485 fl. 50 fr. nicht bekannt 
waren; daß der 8. 1963 bes a. b. G. B. im dem vorliegen- 
ben alle von der fagenden Firma nicht qu ihren Gunften 
geltend gemacht merden kann, weil dieſe Geſetzesbeſtimmung 
nur von einer der Beit nad; beſchränkten Bürgſchaft ſpricht, 
mabrend es ſich gegenmártia um den Umfang der Bürgſchaft 
bezüglich der Schuld, fitr welche dieſelbe geleiftet wurde, 
handelt (8. 1353 a. b. G. B.); daß der Umſtand, daß der 
Geklagte die Garantieerklärung in Händen der klägeriſchen 
Firma beließ, allenfalls nur damn von Bedentung wäre, wenn 
die Schuld per 485 fl. 60 kr. aus der Waarenlieferung vom 
26. Mir; 1887 von ihm felbft, oder doch mindeſtens mit 
feinem Wiſſen und Zuthun abgeftattet morben wäre, was 
klägeriſcherſeits gar nicht behauptet wurde; daß endlich, was 
die beſtrittene Echtheit des Wechſels ddto. 1. September 1888 
betrifit, der diesfalls dem Geklagten aufgetragene irreferible 
Eid des 8. 37 des Juſtizhofdecretes vom 24. October 1845, 
J. G. S. Nr. 906, fon deshalb ganz unguláffia wäre, weil 
dieſer irreferible Haupteid nach dem klaren Wortlaute des 
eitirten Geſetzes und nad) ſeiner Faſſung nur dem angeb⸗ 
lichen Ausfteller einer Urkunde, der die Echtheit ſeiner Schrift 
oder Unterſchrift oder ſeines Handzeichens beſtreitet, auferlegt 
werden kann. 


Nr. 368. 
Bur Exrſcindirungsklage. Erwerd des Eigenthumes durch Drtite. 
Serſteſſung der ganzen Frobe durch bedenkliche und refatio vermwerf- 
fide Zeugen. 
Entſcheidung vom 8. April 1891, 8. 3425. (Beftátigung des bas Urtheil des 
t. £. Bezirkagerichtes Plumenan vom 16. Detober 1890, 9. 5639, abindern= 
ben Urtheiles des 7. 7. Dberlandesgeridtes Brünn vom 30. December 1890, 
8. 9650.) 


In der ſummariſch verhandelten Rechtsſache des Franz 
F. gegen Rudolph V. megen Anerfennung dez Eigenthums 
an Dem tn der gegen feinen Bruder Karl F. gefiibrten Exe⸗ 
cution gepfândeten Vtebitiden und Ausſcheidung derjelben 
au8 dem Biandungêprotofolle bat die erſte Inſtanz den Aus⸗ 
gang des Proceſſes von der MAblegung des dem Sláger dars 
liber aufgetragenen Erfüllungseides abhängig gemadt, daß 
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er, alê Eigenthümer der Realitát, morin die Pfändung vor⸗ 
genomnen murde, die im Pfändungsprotokolle beſchriebenen 

iehſtücke durch ſeinen Bruder Karl F. als Bertvalter der 
Realität für eigenes Geld erkaufen und in ſeinen Stall ein⸗ 
ſtellen ließ, daß das ebenfalls gepfändete Kalb von einer der 
gepfändeten Kühe geworfen wurde, und daß alle Viehſtücke 
mit den im Pfändungsprotokolle beſchriebenen identiſch ſind. 
Dieſer Eid wurde vom erſten Richter deshalb als entſcheidend 
angenommen, weil, wenn auch durch die einvernommenen 
Sachverſtändigen erwieſen iſt, daß die gepfändeten Viehſtücke 
al? Zugehsör der klägeriſchen Realität anzuſehen find, dieſelben 
trotzdem erſt dann aus dem Pfändungsprotokolle ausgeſchieden 
werden können, wenn ſie wirklich dem Kläger gehören, welchen 
" Umitand daher derſelbe gu erweiſen bat, und da die von ihm 
gefitbrten Zeugen theils bedenklich, theils verwerflich find, 
jo iſt durch ihre, die Klagsbehauptungen beſtätigende Aus⸗ 
ſage lediglich die erſte halbe Probe hergeſtellt, weshalb auf 
den Erfüllungseid erkannt werden mußte. 

Ueber Appellation beider Theile hat das Gericht zweiter 
Inſtanz in Stattgebung der Appellation des Klägers das erſt⸗ 
richterliche Urtheil abgeändert und dem Klagebegehren unbe⸗ 
dingt ſtattgegeben. Denn es iſt durch das übereinſtimmende 
Gutachten der Sachverſtändigen ermiejen, daß die vier Vieh—⸗ 
ii ein Zugehör des klägeriſchen Grundes bilben, ja daß 
elbjt jene der gepfândeten Kühe, welche nad 8. 2 der Exe⸗ 
cutionênovelle vom 10. Juni 1887, R. G. BI. Rr. 74, aus 
der Grecution ausgeſchieden wurde, ein Zugehör diejes Grundes 
war; da nun der Rláger Inut des Grundbuchsextractes Eigen- 
thiimer der in Rede —* Realität iſt, ſo iſt ſchon hie⸗ 
durch mit Rückſicht auf die E e der 88. 294 und 

a. b. 6. B. und auf das Pofdecret vom 7. April 1826, 
3 G. S. Nr. 2178, erwieſen, da der Rláger als Eigen⸗ 
thiimer de? Grundes auch Cigenthiimer der gepfindeten Vieh⸗ 
ftiide jet, obne ni es noch eines weiteren Beweiſes jeines 
Eigenthums bedurfte. Der Kläger hat aber noch überdies 
durch drei Zeugen erwieſen, daß er durch ſeinen Bruder 
Karl F., welchem ex die Verwaltung des Grundes anvertraut 
hat, die gepfändeten Viehſtücke für ſich kaufen ließ, daß Karl 
F. dieſe Viehſtücke in den klägeriſchen Grund einſtellte und 
bei der Bewirthſchaftung dieſes Grundes benützte; es iſt ſomit 
ſowohl der Rechtstitel, als auch die rechtliche Erwerbungsart 
vom Kläger erwieſen worden. (88. 1053, 426 und 1017 
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a. b. G. 8.) Die Sebauptima, daß durch die Ausjagen der 
genannten vier Zeugen ein vollſtändiger Beweis nicht erbracht 
worden jet, ijt nicht richtig, den drei find nad 8. 142 lit. a 
und ba. 6. O. blog bedenflide Seugen und nur eine Beugin 
it nad) 8. 141 lit. à a. 6. O. verwerflich. Da nad 8. 137 
a. G. O. durch die Ausſagen mebrerer bedenklicher Zeugen 
ein vollſtändiger Beweis hergeſtellt werden kann, iſt es nicht 
nothwendig, auf den Erfüllungseid des Klägers zu erkennen. 
Hieraus folgt, daß die Appellation des Klägers begründet, 
jene des Geklagten unbegründet erſcheint. 

Hiegegen ergriff der Geklagte die Reviſionsbeſchwerde, 
denn nach ſeinem Dafürhalten ſind die zum Erwerbe des 
Eigenthumes nothwendigen Erforderniſſe, Titel und Erwer⸗ 
bungsart ſeitens des Klaͤgers nicht dargethan; — durch die 
bloße Thatſache, daß Kläger ſeinem Bruder, d. i. dem Exe⸗ 
cuten, Geld zum Ankaufe von Vieh gegeben bat, iſt ein bloßes 
Vollmachtsverhältniß entſtanden, welches unter den Brüdern 
ſeine Löſung zu finden hat; damit iſt aber noch nicht der 
Erwerb des Eigenthumes an dieſem Vieh ſeitens des Klägers 
dargethan, da das wichtigſte Poſtulat, die „traditio“, fehle; 
— der über die ſo gearteten Umſtände angebotene Beweis 
ſei gar nicht susulaifen eweſen, gumal der Begrifl „für 
eigenes Geld erkauft“ perichieDene Deutungen zuläßt, aus 
welchen das Factum des Erwerbes durch Kauf nidt ge⸗ 
ſchlofſen werden könne. Kläger behaupte, daß die gepfändeten 
Viehſtücke zum Fundus instructus gehören und daher nicht 
als Mobilien in Execution gezogen werden können; allein in 
dieſem alle müſſe vor Allem klargeſtellt werden, daß dieſe 
Gegenſtände, wenn ſie zum Fundus instructus gehören ſollen, 
wirklich ein Eigenthum des Gegners bilden; dieſer Beweis 
fehle aber gänzlich, weil die Ausſagen der klägeriſchen Zeugen 
keinesfalls geeignet ſind, eine ganze Probe ——— am 
allerwenigſten könne aber durch dieſe Zeugen der Identitäts⸗ 
beweis erbracht werden. | 

Der oberſte Gerichtshof fand unter Abweiſung der Res 
viſionsbeſchwerde die oberlandesgerichtliche Entſcheidung aus 
folgenden Gründen zu beſtätigen: Die Ausführungen des 
Geklagten in ſeiner Reviſion ſind nicht geeignet, die Wieder⸗ 
herſtellung des erſtrichterlichen Urtheiles zu bewirken, weil 
durch die übereinſtimmenden Ausſagen der drei bedenklichen 
Zeugen und der relativ verwerflichen Zeugin in ihrem Zu⸗ 
ſammenhange nach 8.137 a. G. O. der volle Beweis darüber 
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als erbracht angujeben ilt, daß Karl F., welcher das dem 
Kläger gehörige Viertellahn in K. vermaltete, tm Auftrage 
des Letzteren und für denſelben die gepfändeten Viehſtücke 
mit dem ihm zu dieſem Zwecke von dem Kläger übergebenen 
Gelde gekauft, von dem betreffenden Bertâujern gegen Aus⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes übernommen, ſodann iu die Realität 
des Klaͤgers überführt und daſelbſt eingeſtellt hat und weil 
durch dieſe Rechtshandlungen des Rarl F. als Mandatars 
des Klägers, welche in ſich ebenſo den giltigen Titel, — 
Kaufvertrag — wie die rechtliche Erwerbungsart — phyſiſche 
Uebergabe — verkörpert erſcheinen laſſen, im Hinblicke auf 
die Beſtimmung des 8. 1017 a. b. G. B. nicht Karl F., 
ſondern der Kläger das Sgenthum an dieſen Viehſtücken 
erworben hat; weil weiters auch das gepfändete Kalb, welches 
eine der vom Kläger auf obige Weiſe eigenthümlich erworbenen 
Kühe geworfen bat, nad) den 88. 404 und 405 a. b. G. B. 
Cigenthum des Klägers gemorden tft. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden bedarf es nicht der Heranziehung des Gutachtens 
der Sachverſtändigen, mad) welchem die in Rede ſtehenden 
Viehſtücke als ein Zugehör des klägeriſchen Viertellahns im 
Sinne der 88. 294 und 296 a. b. G. B. anzuſehen ſind, um 
das Begehren der Klage als ein vollends begründetes er⸗ 
ſcheinen gu laſſen. 
Nr. 359. 

der Vertrag, mittelſt deſſen ein Entgelt für die Entſchlagung ven 
der ſtrafgerichtlichen Zeugenſchaft (5. 152 St. F. 9.) zugeſagt wird, 
iſt, weil zur Bereitlung der Anwendung des Strafgeſetzes geeignet, 

uneriandt und daher rechtsunwirkſam (8. 878 a. O. 6. F.). 
Entſcheidung vom 7. April 1891, 8. 3421. (Wiederherſtellung bes durch 
das Urtheil des T. k. Oberlandesgerichtes Brünn vom 30. December 1890, 
8. 9987, abgeinderten Urtheiles des ?. k. Vezirkegerichtes Auſterlitz bom 

15. October 1890, 3. 10.290.) 

Mit ſtrafgerichtlichem Urtheile wurde C. des an ſeinem 
Bruder A. begangenen Verbrechens des Diebſtahls ſchuldig 
erkannt. A. beanſprucht nun von ſeiner Mutter B., welche 
der Theilnehmung am obigen Diebſtahle beſchuldigt war, den 
Erſatz des ihm durch den Diebſtahl erwachſenen Schadens, 
behauptend, die B. habe ihm angeblich zugeſagt, daß ſie ihm 
allen aus dem Diebſtahle ihm entſtandenen Schaden erſetzen 
werde, wenn er ſich bei der ſtrafrechtlichen Verhandlung der 
Zeugenſchaft entſchlagen und keinen Erſatzanſpruch erheben 
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Das Gericht erſter Inſtanz wies das Rlagebegebren ab, 
weil ein Vertrag, mittelſt welchem für die Entſchlagung von 
der Zeugenſchaft gegen Jemanden ein Betrag oder ein Ent⸗ 
gelt zugeſagt wird, offenbar unerlaubt und daher nad 8. 878 
a. b. G. B. ungiltig iſt, und kann Kläger ſonach aus einem 
derartigen ungiltigen Vertrage ſein Klagerecht nicht mit Erfolg 
ableiten, welches ihm übrigens auch mit Rückſicht auf die 
88. 1174 und 943 a. b. G. B. nicht zuſteht. 

Wider die hiegegen von A. ergriffene Appellation gab 
bas Oberlandesgericht, im Abänderung des erſtrichterlichen 
Urtheiles, dem Klagebegehren mit der Begründung ſtatt, 
daß der Anſchauung des erſten Richters, als ob das vom 
Kläger angenommene Verſprechen der Zelangten ihm den 
aus dem verübten Diebſtahle entſtandenen Schaden jenen⸗ 
falls zu erſetzen, wenn ſich derſelbe der Zeugenſchaft gegen 
den Thäter C., den Sohn der Belangten und Bruder des 
Klägers, entſchlagen und im Strafpverfahren keinen Schaden⸗ 
erſatz begehren ſollte, als ein unerlaubter Vertrag nach 8. 878 
a. b. G. B. anzuſehen ſei, nicht beigepflichtet werden kann, 
zumal nad 8. 152 Gt. P. O. dem Kläger geſtattet war, ſich 
aus Anlaß der ſtrafgerichtlichen Unterſuchung wider den C. 
der Zeugenſchaft gegen denſelben zu entſchlagen, und ebenſo 
nad 8. 47 Gt. P. O. dem Kläger freiſtand, ſich wegen ſeiner 
privatrechtlichen Anſprüche dem Strafverfahren anzuſchließen 
oder nicht, und es daher nicht als dem Geſetze widerſtreitend 
oder unerlaubt bezeichnet werden kann, wenn der Kläger 
durd einen Vertrag ſich verpflichtet, von ſeinem Rechte inner⸗ 
Halb der geſetzlich eingeräumten Schranken Gebrauch und 
bezw. keinen Gebrauch zu machen. 

Der oberſte Gerichtshof fand der dawider erhobenen 
MRMeviſionsbeſchwerde der B. Folge zu geben und in Abände⸗ 
rung des obergerichtlichen Urtheils jenes der erſten Inſtanz 
wieder herzuſtellen. Gründe: Im vorliegenden Rechtsfalle 
Lliegt unbeſtritten vor, daß an dem Kläger A. das Verbrechen 
Des Diebſtahls durch Entwendung eines Betrages von 170 fl. 
begangen wurde, deſſen ſein leiblicher Bruder C. beſchuldigt 
ud auch wegen dieſes Verbrechens abgeurtheilt wurde, und 
daß die leibliche Mutter des Klägers, die Geklagte B., der 
Diebſtahlstheilnehmung beſchuldigt erſchien. Wenn nun die 
B., wie Klaͤger ed ibm dafür, menn er ſich der Zeugen⸗ 
aues ſage im Strafverfahren gegen O. als einen Bruder und 
gegen die B. als ſeine Mutter entſchlägt und keine privat- 
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rechtlichen Anſprüche im Strafverfahren erhebt, den vollen 
Erſatz des Schadens a ichert hat, welcher nunmehr im reſt⸗ 
lichen Betrage von É beiteben (ol, und wenn Kläger ſich 
nur auê dieſem eigenniibigen Beweggrunde und nicht auê 
fretem Antricbe und aus Liebe gu ben jo naben Verwandten 
zur Entidblagung der Zeugenausſage entſchloß, fo tam in 
dieſer, die Anwendung des Gtrafgejebes qu vereiteln ge 
eigneten Handlung des Klägers allerdings, wie der erſte 
Richter annabm, ein unerlaubter Vertrag im Sinne des 
$. 878 a. b. G. B. erfannt merden, welcher zur Abweiſung 
des Klagebegehrens führen mußte, weshalb in Gtattgebung 
der Reviſion der Belangten das der Sachlage und dem Geſetze 
nicht entſprechende obergerichtliche Urtheil abgeändert und 
das erſtrichterliche Erkenntniß wiederhergeſtellt werden mußte. 


Nr. 360. 

Der geſetzliche Frfüſſungs⸗ rRARAGIIA Saffungsort iſt in Fetreff des 
Gerichtsſtandes ohne allen Melang (8. 43 3. N.). 
Entſcheidung vom 8. April 1891, 8. 2724. (Meftátigung bes Urtheiles bes 
E. k. ftâbt.-bel. Bezirksgerichtes Wien, innere Stadt I tom 20. September 
1890, 8. 61.281, Abänderung des Urthetles des k. ?. Oberlandesgerichtes 
Wien bom 21, Jänner 1891, B. 16.910.) 

A., prototolicter Kaufmann in Bien, langjähriger Com- 
milfiondr gur Effectirung und Viehverkäufen des in Rzeszow 
wohnhaften Schweinehändlers B., erhielt von B. ein Tele 
gramm, womit er den A. erſuchte, tbm einen Betrag von 
1000 fl. als Vorſchuß zum Ankaufe von Schweinen qu über⸗ 
mittein, wogegen B. e verpilidtete, die hiefür gekauften 
Schweine dem A. zum Verkaufe zu ſchicken, damit dieſer (id) 
aus dem Erlöſe zahlhaft made. In dem Telegramme er 
klärte B. das „zu verladen”, was er kaufen werde. Die ge 
lieferten Schweine ergaben einen Erlös von 700 fl. und da 
B. weiter nicht lieferte, brachte A. gegen B. eine Klage auf 
Zahlung von 300 fl. in Wien ein. Der Geklagte wendete 
die Incompetenz des Gerichtes in Wien ein. 

In erſter Inſtanz wurde dieſer Einwendung ftattgegeben. 
Gründe: Der in Rzeszow wohnende Geklagte wurde tom 
Kläger in Wien geklagt, weil nad der klägeriſchen Anſicht 
die aus dem —W8 angekauften Schweine mit Rückſicht 
auf die zwiſchen den Streittheilen wiederholt gepflogene Ge⸗ 
chäftsübung und mit Rückſicht, daß der Kläger, welcher der 

erkaufscommiſſionär des Geklagten iſt, in Wien wohnt und 
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in Bien geſchaäftlich thátia tft, nad) der Natur der Cade in 
Wien qu liefern waren. Dies gugegeben, jo bleibt qu er⸗ 
innern, daß der natürliche und geſetzliche Erfüllungsort eines 
Vertrages keineswegs den Gerichtsſtand des Vertrages nach 
8. 43 der Civiljurisdictionsnorm vom 20. November 1852, 
R. G. BI. Rr. 251, begriindet, fondern daß hiezu erforders 
id wäre, da Wien ausdrücklich als Erfüllungsort vereinhart 
worden iſt. Eine ſolche Vereinbarung liegt aber nicht vor; 
in dem Telegramme verſpricht der Geklagte, das, was er kaufen 
werde, „zu verladen“; nicht aber verpflichtet ex ſich ausdrück⸗ 
lich, in Wien zu liefern. Nachdem nicht einmal darüber eine 
ausdrückliche Vereinbarung vorliegt, daß die Schweine in 
Wien zu liefern ſeien, ſo entfällt die Erörterung darüber, ob 
aus einer ſolchen Verpflichtung der Lieferung der angekauften 
Waare in Wien ud) Die Verpflichtung herborgeht, den Vor⸗ 
ſchuß an demjelben Orte zurückzuzahlen. Dte Incompeteng= 
einwendung ift jomit begriindet. 

Das Obergericht gab der Appellationsbeſchwerde des 
Klägers Folge und wies die Yncompetenzeinwendung des Ses 
tlagten ab. Griinde: Aus den thatſächlichen Angaben der 
Klage, deren Richtigteit vorausgeſetzt, geht hervor, da die 
vom Geflagten au3 dem erhaltenen Vorſchuſſe angefauften 
Schweine nad) der Sachlage und nad) der au3 der bisherigen 
Gejdáftsibung hervorgehenden Abſicht der Contrabenten in 
Wien qu liefern waren: da dieje Vteferung zum Siele Batte, 
den Vorſchuß aus dem Erlöſe der Schweine qu deden, jo 
folgt daraus, daß dte Ricgabluna des Boridulies nad dem 
úibereinftimmenden Willen der Contrahenten in ten zu 
leiften, daß jomit die bem Rlagebegebren zu Grunde liegende 
Berbinblidfeit in Wien zu erfiillen mar. Sur Begrindung 
des Gerichtsſtandes des Vertrages nad 8. 43 der Civiljuris⸗ 
dictionônorm iſt die ausdrückliche Verabredung einer Leiſtung 
an einem Deftimmten forte nur dann erforderiid, menn die 
Leiftung nicht ſchon nothwendig an bdiejem Orte geſchehen 
muß; ſie iſt aber dann nicht erforderlich, wenn die Parteien 
ihre diesfällige Willensmeinung in anderer Weiſe zum Aus⸗ 
drucke gebracht haben. Nun war der Kläger der Commiſſionär 
des Geklagten am Wiener Platze, die Schweine waren ihm 
zum Verkaufe und zur Deckung des gegebenen Vorſchuſſes 
nach Wien zu liefern, in dem Telegramme wurde ihm die 
Verladung der am Markte in Rzeszow angekauften Schweine 
zugeſagt; die Leiſtung der Verbindlichkeit des Geklagten, 
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nämlich die Qieferung der Schweine und die dadurch ermög⸗ 
lichte Rückerſtattung bes Vorſchuſſes mußte demnod im Wien 

chehen und war dieſer Erfüllungsort in dem übereinſtim⸗ 
menden Willen der Varteien gelegen. Die Einwendung der 
örtlichen Incompetenz iſt daher unbegründet. 

Der oberſte Gerichtshof gab der Reviſionsbeſchwerde des 
Geklagten Folge und beſtätigte das erſtrichterliche Urtheil 
aus deſſen ſach⸗ und geſetzmäßigen Gründen, denen „beige⸗ 
fügt wird, daß, wenn auch der Kläger berechtigt war, aus 
dem Erlöſe der ihm zum commiſſionsweiſen Verkaufe mad 
Wien geſandten Schweine jenen Vorſchuß zu tilgen, den er 
dem Kläger zum Antanfe der Schweine gewährt hatte, gegen⸗ 
wärtig es ſich um den aus dem Erlöſe nicht getilgten Reſt 
dieſes Vorſchuſſes handelt; daß ein ausdrückliches Ueberein⸗ 
kommen, wodurch Wien als Zahlungsort für die dem Kläger 
aus dieſer Geſchaäftsverbindung reſultirenden Forderungen im 
Sinne des 8. 43 J. N. feſtgeſetzt worden wäre, nicht behauptet 
wird, der geſetzliche —* s⸗ rückſichtlich Zahlungsort je⸗ 
doch in Betreff des Gerichtsſtandes ohne allen Belang iſt“. 


Nr. 361. 
And dte von einem R. und R. Generalconſulate requirirte Buſte ſung 
eines von einem tárkifQen Gerichte ausgegenden Actes, die Sequefira- 
tton eines im Inſande Beſtudlichen Depots Setreffend, iſt unguláfRo, 
menu der Gegner öſfterreichiſcher Stantsbirger t (Min.-Berordu. vom 
81. Mir; 1885, M. O. BC. Mr. 58, 8. 11). 
Entſcheidung vom 8. April 1891, 9. 4185. (Meftátigung des die Decrete 
des E. k. ftábt.=beleg. Bezirksgerichtes ten, innere Stadt I vom 8. und 
18. Auguſt 1890, 8. 45.498 und 47.019, abânbernden Decretes des FT. k. 
berlanbesgeridites Wien vom 18. März 1891, B. 8774.) 

Der in Smyrna wohnhafte öſterreichiſche Staatsangehörige 
B. hatte in Wien bei Der öſterr. ung. Bank ein Depot bon 
9000 fl. erliegen; wegen ˖ Zahlung von 130.630 Piafter an 
dte É. ottomaniſche Geſellſchaft A. wurde von derjelben ein 
Erlenntni von dem türkiſchen Gandelsgeridte in Smyrna 
erwirkt, welches ſich wegen Zuſtellung von Actenſtücken, die 
Sequeſtration des obigen Depots qu Gunſten der Geſellſchaft 
A. betreffend, an das k. und k. Generalconſulat in Gmpyrna 
wandte. Dieſes Conſulat leitete mit Schreiben vom 5. und 
8. Auguſt 1890 die Actenſtücke an das ſtädt.⸗del. Bezirks⸗ 
gericht Wien, Stadt und dieſes verfiiate, daß das Intimat 
der öſterr⸗ ung. Bank zuzuſtellen jet, 
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Das o bergeridt bebanbelte die gegen dieje Verfügung 
des ſtädt.⸗del. Bezirksgerichtes eingebrachte Eingabe als Nul⸗ 
litãtsrecurs, hob die bezirksgerichtlichen Beſcheide auf und 
wies dasſelbe an, die öſterr⸗ung. Bank qu verſtändigen, daß 
es von der verfügten Zuſtellung der Actenſtücke ein Abs 
fommen babe, und bie3 im der Erwägung „daß in der mit 
den angefodtenen Beſcheiden verfügten Suftelung ein Act 
bes Bollguges einer von dem k. ottomanijden Handelstribu⸗ 
nale tn Omyma bemillinten Cequeftration etnes für den 
Geklagten tn Deſterreich befindlichen Depots gelegen tft, ein 
derartiger Act aber nad) den beſtehenden Bordriften, ingbes 
jondere nad) den Quftigmintitertal-Erlafie vom 22. November 
1853, 2. 18.681, und vom 20. Junt 1856, R. G. BI. Nr. 112, 
nicht zuläſſig iſt, meil B. ein öſterreichiſcher Staatsangehöriger 
iſt und Urtheile oder Erkenntniſſe der k. ottomaniſchen Ge⸗ 
richte über öſterreichiſche Staatsangehörige im öſterreichiſchen 
Staatsgebiete nach den Grundſätzen der Reciprocität ebenſo 
wenig in Vollzug geſetzt werden dürfen, als Urtheile und 
Erkenntniſſe der öſterreichiſchen Gerichte gegen ottomaniſche 
Unterthanen in dem ottomaniſchen o tuatêgebiete vollzogen 
werden“. — Im Reviſionsrecurſe führte die A. aus, daß das 
ſtädt.deleg. Bezirksgericht in Wien nicht den Vollzug der 
Beſcheide des ottomaniſchen Handelsgerichtes verfügt habe, 
ſondern daß ein É. und k. Conſulat, alſo ein öſterreichiſches 
Gericht (k. Verordnung vom 19. Jänner 1855, R. G. Bl. 
Nr. 23) um den Vollzug der Zuſtellung erſucht habe, daber 
das ſtädt.⸗del. Bezirksgericht nach 8. 13 der Jurisdictions⸗ 
norm vom 20. November 1862, R. G. Bl. Nr. 251, ver⸗ 
pflichtet war, der Requiſition zu entſprechen; das Handels⸗ 
tribunal im Smyrna iſt zudem nicht ein rein k. ottomaniſches 
Gericht, ſondern ein gemiſchtes internationales Gericht, an 
dem, wenn an einer Rechtsſache öſterreichiſche (oder ungariſche) 
Staatsangehörige betheiligt ſind, auch zwei öſterreichiſche 
Beiſitzer beigezogen werden, daher auf den verliegenden Fall 
nicht der Erlaß vom 20. Juni 1856, R. G. Bl. Nr. 12, 
ſondern der 8. 11 der Verordnung vom 31. März 1855, 
R. G. BI. Nr. 58, aualog anzuwenden iſt. 

Der oberſte Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe keine 
Folge, „weil zwiſchen Oeſterreich-⸗ Ungarn und der Pforte 
kein Bertrag beftebt, auf Grund deſſen die Entſcheidungen 
der Geridite des einen Staates im Gebiete des anderen qu 
vollziehen máren, wobei mit Bezug auf dte Ausführungen 


224 IV. 362. 


des Reviſionsrecurſes noch bemertt mird, daß die im Frage 
ſtehende Verfügung des Handelsgerichtes in Smyrna keines⸗ 
wegs als jene eines inländiſchen Gerichtes angeſehen werden 
kann und daß ſich die ſeitens des k. und k. Generalconſulates 
in Smyrna an das ſtädt.⸗del. Bezirksgericht Bien, Stadt, 
ergangene Erſuchsſchreiben megen Zuſtellung der betreffenden 
Actenſtücke nicht als Verfiigungen des k. und k. Generalcon= 
ſulates in deſſen Eigenſchaft als Conjulargeridt daritellen, 
gumal die Conſulargerichte nad 8. 11 der Merordnung vom 
31. Már; 1855, R. G. BI. Nr. 58, nur qur Crecuttond 
bemilligung auf Grund der Erkenntniſſe einer Gerichtsbehörde 
des ottomanijden Reiches in Anfebung dez dajelbft beſtud⸗ 
lichen Vermögens zuſtändig find”. 


Nr. 362. 
Die im Anfechtungsproceſſe erfláârte relative MngiltigReit einer 
Aypotheß Segrindet fix den Aufechtungswerder nicht den Ginfritt tu 
dte Wrtoritãt des angefogtenen Wfandredtes, ſondern nur deſſen 
Midtscadtnng Set Ermittlung des dem Anfedtenden gebührenden 
Meiſtbotautheiles (8. 28 Anf. Gef.). 

Entſcheidung vom 9. April 1891, 9. 8808. (Mbânderung ber Urtheile bes 
k. k. Bezirksgerichtes Paslad vom 24. December 1890, 9. 2998, unb des 
k. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 5. Februar 1891, 8. 981.) 

Auf Grund des zu Gunſten des B. von deſſen Bruder 
und Schweſter C. und D. ausgeſtellten Schuldſcheines vom 
1. April 1890 über 150 fl. und der darin enthaltenen Pfand⸗ 
beftelung murde auf dte den Schuldnern gehörige Reafttãt 
Pr. 46 in X. in Folge Beſcheides vom 2. April 1890 das 
Pfandrecht zur Sicherſtellung dieſer Worderung per 150 ff. 
c.8.c. fitr den B. grundbücherlich einverletbt. Auf Grund des 
Schuldſcheines des O. und der D. vom 2. April 1890 murde am 
3. April 1890 auf dieje Realitát das Pfandrecht zu Gunften 
der 6. zur Gideritelung des Betrage per 500 fl. c. s. c. 
grundbilderiid eingetragen. Der A. erwirkte gegen C. und 
D. das Urtheil vom 13. April 1890 auf Bablung von 162 ff. 
5O fr. und am 10. Mai 1890 die executive Einverleibung 
des Urtheil8 auf die genannte Realitát. Am 4. Juni 1890 
bradite A. eine Anfechtungsklage gegen B. ein, mit dem Be- 
gebren auf Rechtsunwirkſamerklärung der für den B. pfand= 
rechtlich haftenden Forderung per 150 fl. und auf Geftattung 
der Crecutiondfibrung ob ſeiner pfandrechtlich a ag Forde⸗ 
rung per 162 fl. 50 Tr. ohne Rückſicht auf das für die Beſche 
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Forderung per 150 fl. haftende Pfandrecht und auf Ge 
ftattung der Anmertung des Vorranges ſeiner Forderung 
per 162 fl. 50 fr. vor der Forderung des B. per 150 fl. — 
Gegen die E. hatte M. rückſichtlich der für fic einverleibten 
gi per 500 fl. eine bejondere Anfechtungsklage ein= 
gebracht. 

In erſter Inſtanz wurde in der Rechtsſache des A. gegen 
erkannt: Die Forderung des B. aus dem Schuldſcheine 



















Fjam, 

8 M. per 162 fl. DO fr. dte gleiche Rangordnung mit 
B.) Forderung per 150 fl. tngbejondere Dei der Ver: 
des Meijtbote3 des Pfandobjectes gentege, und daß 
e Mangordnung dtejer Pfandrechte im Grundbuche 
werde; dagegen wird das Rlagebegebren abgewieſen 
à qui Rechtsanwirtſamertlarung des dem B. wegen 
erung per 150 fl. eingeräumten Pfandrechtes und 
erwirkten Pfandrechtseinverleibung überhaupt und 
à der Execution des Klägers ohne Rückſicht auf 
des B. per 150 fl. und auf Geſtattung der 
: Borrange3 der Worderung des Klägers per 
ot der B.'ſchen Forderung per 150 fl. ge- 
de: Der Kläger hat nicht behauptet, daf 
E B. per 150 fl. an C. und D. fingirt fei, 


ß der Kläger ein materielles Intereſſe 
x Forderung dez B. hat, ſteht außer 
Nr. 46 in X. wurde am 4. Juli 1890 


Entſcheidungen VI. 15 
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Erkenntniſſe der vom Kläger geltend gemaditen Anfeditun y 
griinde vorhanden find. Der Schuldſchein vom 1. April 18A 
muß alê ein entgeltlider Pfandveritag im Sinne des 8. 
B. 4 des Anfechtungsgeſetzes angejeben werden; denn durch der 
ſelben murden die noch tein Pfandrecht genießenden Scjuldne 
des 6. und D. benachtheiliat, weil es Pflicht jedes Gemein: 
ſchuldners iſt, im Falle feiner vorausſichtlichen Bablungê 
unfähigkeit durch das Anſuchen um Eröffnung des Concurſes 
über ſein Vermögen ſeinen Gläubigern die Möglichkeit zu 
eröffnen, — * mit ihren Forderungen zu Befriedigung 
zu gelangen, nicht aber ſeine Verwandten durch Eingehen 
eines Pfandvertrages zu begünſtigen. Dem Geklagten iſt der 
Beweis nicht gelungen, daß ihm zur Zeit der Eingehung des 
angefochtenen Pfandvertrages die Abſicht des C. und D., ihre 
Glaͤubiger zu benachtheiligen, nicht bekannt war, denn die 
Behauptung, da dem Schuldſcheine vom 1. April 1890 eim 
Darlebensvertrag qu Grunde liegt, von welchem ein Betrag 
von 50 fl. ſchon vor elf Sabren und der Betrag per 100 f. 
erjt nach der Ausſtellung und Cinverleibung diejes Schuld⸗ 
ſcheines per 150 fl. gewährt wurde, macht fiir dieje die An: 
fecbtbarteit aufhebende Unkenntniß keinen Beweis und läßt 
vielmehr den Schluß auf das Gegentheil zu; der Gekllagte 
gibt ſelbſt zu, gewußt zu haben, daß ſich C. und D. hart 
wirthſchaften, was bet ſeinen nahen Verwandtſchaftsbeziehungen 
auch ganz begreiflich iſt. Der Richter gewann —* die 
Ueberzeugung, daß dem Geklagten der Beweis über die Un 
kenntniß der Abſicht des C. und D., die Gläubiger qu be 
nachtheiligen, nicht gelungen iſt; der Pfandvertrag vom 1. April 
1890 mar daher fiir anfechtbar zu erklären. Was aber do 
Klagebegehren betrifft, jo war in Rückſicht zu nehmen, do 
ſowohl der Kläger als der Geklagte eine unverbriefte Forde 
rung an C. und D. zu ſtellen gehabt hatten, der B. erwirkte 
für ſeine Forderung per 150 fl. das Pfandrecht auf Gran 
des ausgeſtellten Schuldſcheines vom 1. April 1890, A. fit 
feine Forderung per 162 fl. 50 fr, das executive Pfandrecht 
auf Grund des Urtheils. Wenn alſo dem A. ein Anfechtungs 
anſpruch zuſteht, jo kann dieſer ſich nicht meiter erſtreden, 
als auf den dem Pfandrechte des B. gebührenden Boreang; 
es liegt kein Grund vor, das Pfandrecht des B. dem E 

egenüber ganz rechtsunwirkſam qu erklären, jo daß der 

laͤger vor der dem Pfandrechte des Geklagten gebührendes 
Rangordnung aus bem Pjandobjecte befriedigt würde. 6 
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entſpricht dem Geiſte des Anfechtungagejeges und den Grund⸗ 
jágen der Billigteit, dem beiderſeitigen Anſprüchen gleiches 
Rebt auf Befricdigung aus der Nealitát der 6. und D., 
beziehungsweiſe dem sb fandrecite beider Gtretttheile gleiche 
Rangordnung qu gewähren. 

Beide Theile brachten die Appellationsbeſchwerde ein; 
das Obergericht wies die des Geklagten zurück, gab der des 
Klägers ſtatt und erfannte, daß der Geklagte ſchuldig ſei, 
zu geſtatten, daß der Forderung des giege per 162 fl. 50 fr. 
der Morrang tor der Forderung des Gellagten per 150 fi. 
gebiibre, daß der Borrang im Grundbuche angemertt werde 
und da dieſe klägeriſche Forderung Dei der gu gemártigen= 
den Vertheilung des Meiſtbotes der Realität des C. und D. 
vor der begeichneten Forderung de? Gellagten sum Zuge ges 
longe. Griinde: Der erite Miditer bat mit Recht anges 
nommen, daß Der Rláger an der Anfechtung Der vom 
Gellagten für ſeine Forderung per 150 fl. c. s. c. erworbenen 
Giderftelung ein materielles Qnterefie babe, daf im vor⸗ 
liegenden Falle der 8. 30 B. 4 des Anfechtungsgeſetzes zur 
Anwendung fomme, und daber der Ausſpruch Degriindet ift, 
daß die durch den Schuldſchein vom 1. April 1890 und den 
Bejheid vom 2. April 1890 erlangte Gideritelung des Ges 
Hagten für feine Forderung per 150 fl. auf dem Hauſe 
Rr. 46 in X. dem Kläger gegentiber rechtsunwirkſam fei; die 
Appellationsbeſchwerde dez Geflagten war jomit zurückzuweiſen. 
Dagegen erſcheint die Appellationsbeſchwerde des Klaͤgers ge- 
grindet und iſt dem Klagebegehren nicht nur in jeinem erſten 
Theile, jondern tn jeinem vollen Umjange ftattgugeben, weil, 
wenn fon erkannt iſt, daß die vom Gellagten fix feine 
Forderung erlangte Gideritelung dem Kläger gegeniiber 
unwirkſam ift, ſich daraus die natürliche, dem Anfechtungs⸗ 
geſetz entſprechende Folgerung ergibt, daß die Forderung des 
Geklagten in der Rangordnung des Pfandrechtes jener des 
Klägers nachzuſtehen habe, da ſonſt die ausgeſprochene Uns 
—*— nur theilweiſe zur Geltung käme und eine gleich— 
mäßige Befriedigung mehrerer Gläubiger mit ihren pfand⸗ 
cechtlich nicht ſichergeſtellten Forderungen nur im Falle der 
Srófjnung des Concurſes über das Vermögen des Schuldners 
olatzgreift, was hier aber nicht vorliegt. 

Der oberſte Gerichtshof wies die Reviſionsbeſchwerde des 
Beklagten, ſoweit ſie gegen die vom Obergerichte über die Apel⸗ 
lationsbeſchwerde des Geklagten ausgeſprochene Beſtätigung des 
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erften Theiles des erſtinſtanzlichen Urtheiles gerichtet iſt und 

ſich daher als eine außerordentliche darei, nad 8. 51 de 

Patentes vom 18. Detober 1845, J. G. S. Nr. 906, fiber 

das a Verfahren, al3 unguláffia zurück, gab der 

Reviſionsbeſchwerde des Geklagten, ſoweit jte dem zweiten 

vom Obergerichte abgeänderten Theil des erſtinſtanzlichen 

Urtheils zum Gegenſtande hat, Folge und erkannte in Ab⸗ 

änderung beider untergerichtlichen Urtheile: B. iſt ſchuldig, 

zu geſtatten, daß bei ſeiner auf Grund des Schuldſcheines 

vom 1. April 1890 für ſeine Forderung per 150 fl. c. s. c. 

beim Hauſe Nr. 46 in X. dez C. und D. im Grundbuge 

einverletbten Pfandrechtes die relative Rechtsunwirkſamkeit 

dieſes Pfandſatzes qu Gunften des auf demjelben Hauſe auf 
Grund des Urtheils vom 13. April 1890 fiir dte Forderung 
des AU. per 162 fl. 5O fr. c. s. c. im Grundbude executto eim- 
verleibten Pfandrechtes grundbücherlich angemerkt merde, und 
e3 bat B. qu dulden, daf bei einer feinergeitigen Vertheilung 
des fiir dieſe Nealitát ergielten Meiftbote3 auf ſein erwähntes 
Pfandrecht (Poft Nr. 5 per 150 fl.), forveit es fi) um die 
Ausmittlung des auf dte obige Forderung des Klägers (Poſt 
Nr. 7 per 162 fl. 50 fr.) fallenden Anthetlea bandelt, Teim 
Bedacht genommen wird; dagegen wird A. mit dem Begebren 
abgewieſen; daf; B. ſchuldig jet, gu geftatten, daf der Sotde 
tung des A. (Poft Nr. 7 per 162 fl. 5O fr.) der Vorrang 
dor der Forderung des B. (Poft Mr. 5 per 150 fl.) gebithre, 
daß dtejer Borrang grundbücherlich angemerkt werde und daß 
die Forderung des A. insbeſondere bei der zu gewärtigenden 
Vertheilung des Meiſtbotes der Realität vor der Forderung 
des B. zum Zuge gelange. Gründe: Was die gegen den 
die erſtrichterliche Entſcheidung abändernden Theil des ober: 
gerichtlichen Urtheils vom Geklagten eingebrachte Reviſions⸗ 
beſchwerde betrifft, ſo iſt darauf hinzuweiſen, „daß der Richter 
über das diesfalls vom Kläger geſtellte Begehren darüber, 
mas der Geklagte infolge der dem Kläger gegenüber aus⸗ 
geſprochenen Rechtsunwirkſamkeit ſeiner ——— inventei 
bung zu leiſten oder qu dulden habe (8. 35 Anfechtun gsgeſetz) 
an der Hand der beſtehenden Geſetze, da das Anfechtun gsgeſet 
diesbezüglich eine beſondere Beſtimmung nicht enthält, au er: 
kennen bat. Es beſteht nun kein Gefeb, welchem zufolge der 
Geklagte aus ſeiner angefochtenen Rechtshandlung dem rage 
verpilicitet erſcheinen würde, dieſem das für ſeine Forderung 
vom 2. April 1890 erworbene Pfandrecht zur Befriedigung 
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jeiner, Klägers, erft am 10. Mai 1890 zur grundbücherlichen 
Pfandrechtseinverleibung gebrachten Forderung abzutreten, 
oder dem Kläger zur Erlangung der Befriedigung dieſer 
ſeiner Forderung den Vorrang vor ſeiner, des Geklagten, 
Forderung einzuräumen, wie dieſes der Kläger in ſeinem 
Klagebegehren verlangt. Um die durch ſeinen Pfandrechts⸗ 
erwerb bewirkte Benachtheiligung des Klägers wieder aufzu⸗ 
heben, um alſo Alles in den vorigen Stand wiederherzuſtellen, 
wie dies ſelbſt im Falle der Verpflichtung zur Leiſtung eines 
Erſatzes eines verurſachten Schadens der 8. 1323 a. b. G. B. 
vorſchreibt, würde es vollends genügt haben, wenn der Ge⸗ 
klagte die Löſchung ſeiner Satzpoſt bewirkt hätte, zumal der 
Klaͤger nicht dadurch, daß der Geklagte am 2. April 1890 
für ſeine Forderung das Pfandrecht erwarb, benachtheiligt 
erſcheint, ſondern dadurch, daß am 10. Mat 1890 dieſes 
Pfandrecht für den Geklagten, als er (Kläger) um die Pfand⸗ 
rechtseinverleibung für ſeine Forderung einſchritt, bereits ein⸗ 
verleibt war. Deshalb aber, weil zwiſchen der angefochtenen 
Satzpoſt des Geklagten und jener des Klägers das Pfand⸗ 
recht für die Forderung der E. per 500 fl. in der Priorität 
bom 3. April 1890 einverleibt iſt (welches Pfandrecht zwar 
vom Kläger gleichfalls angefochten wurde, aber, da noch nicht 
für rechtsunwirkſam erklärt, noch immer bei der Entſcheidung 
dieſes Proceſſes als rechtswirkſam in Betracht kommt), iſt 
dem Kläger auch kein mehrerer Anſpruch gegen den Ge— 
klagten erwachſen, da dieſe Rechtshandlung des Dritten mit 
der Rechtshandlung des Geklagten und der durch dieſe ers 
seugten Benachtheiligung des Rlágerê in feinem Zuſammen⸗ 
ande fteht. Der Sláger fann nur zur Befriedigung feiner 

orderung jenen Betrag aus dem eventuellen Meiftbote an⸗ 
ipredjen, der ſich nad; Bezahlung der ihm vorausgebenden, 
für ihn nicht rechtsunwirkſam ertárten Cabpoften als auf 
jeine Forderung entfalend berechnen wird. Wenn ſich aber 
hiebei ergeben würde, daß E. auf ihre Forderung einen größeren 
Betrag bei dieſer Ausmittlung des auf den Kläger, beziehungs⸗ 
weiſe auf deſſen Satzpoſt entfallenden Betrages aus dem 
Meiſtbote erhalte, als ſie fonft erhalten haben würde, wenn 
des Geklagten Satzpoſt als rechtswirkſam in Berückſichtigung 
gezogen worden wäre, jo hat auf dieſen Mehrbetrag der Ge⸗ 
klagte, aber nicht der Kläger Anſpruch, da der Satzgläubigerin 
E. gegenüber das zu Gunſten des Klägers erfloſſene Urtheil 
ohne Wirkung iſt, dieſer Satzgläubigerin aus dieſem Urtheile 
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eine Beſſerung der Bofition ibres Pfandredhtes nicht erwachſen 
tft, und für jie das vorausgehende Pfandrecht des Geklagten 
nod immer rechtswirkſam ijt unb ba dem Sláger auf btejen 
Differenttalbetrag etn Anſpruch nicht qufteht, inbem er, wie 
fon oben erórtert, vom Gellagten nidt mehr verlangen 
fann, al daß er dulbe, daß die Wirkung der ibn benach⸗ 
theiligenden Pfandrechtseinverleibung aufgehoben ſei und ihm 
die Forderung der E. im Pfandrechte vorausgeht. Aus der 
relativen Ungiltigkeit eines Pfandrechtes läßt ſich für Den— 
jenigen, auf —8* — Begehren die Erklärung der Ungiltigkeit 
des Pfandrechtes erfolgt iſt, die Berechtigung zum Eintritte 
in die Priorität des für ungiltig erklärten Pfandrechtes 
zweifellos nicht ableiten; es konnte daher dem auf Anerkennung 
des Pfandrechtsvorranges geſtellten Klagebegehren, abgeſehen 
davon, daß der Kläger, möglicherweiſe mehr auf ſeine Forde—⸗ 
rung aus dem Meiſtbote vorliegenden Falles in Folge eines 
auf dieſe Anerkennung lautenden Ausſpruchs erhalten könnte, 
als worauf er rechtlichen Anſpruch hat, nicht Folge gegeben 
werden“ und waren diesfalls beide untergerichtlichen Urtheile 
abzuändern. — Im Ausſpruche betreffs der Rechtsunwirkſam⸗ 
feit des für den Geklagten einverleibten Pfandrechtes ſtimmen 
beide untergerichtlichen Urtheile überein; da es ſich im vor: 
liegenden Streite um einen beſtimmten, ohne Zinſen und 
Nebenverbindlichkeiten die Summe von 500 fl. nicht über⸗ 
ſteigenden Betrag handelt und nad 8. 47 Anfechtungsgeſet 
nur in jenen Fällen, in welchen nad dem Geſetze das ordent⸗ 
liche ſchriftliche oder mündliche Verfahren einzutreten hätte, die 
Beſtimmung des 8. 51 Summarverfahren keine Anwendung bat, 
ſo ſtellt ſich die Reviſion des Geklagten in dieſer Richtung als 
eine unzuläſſige dar (8. bl Summarverfahren) und war Daher 
zurückzuweiſen. ec 363 


Ein zwiſchen der Mormundidaft eines unehelichen Rindes und deja | 


vermeintiiQdem Mater geſchloſſener und von der Formundidafis- 
behörde genehmigter BVergleich Hat auch GinAdtIA des Berzidtes. 
die AnerRennuna der Vaterſchaft des letzteren jemals erwirten js 
wollen, rechtliche Wirkung (B. 1380 a. 8. 6. R.). 
Entſcheidung vom 14. April 1891, 8. 3928. (Beſtätigung der das Nrtbeil 
des E. E. Landesgerichtes Brünn vom 4. November 1890, 9. 11.820, ab: 
aändernden Entſcheidung des k. E. Oberlandesgerichtes Brünn tom 14. Yinuer 
1891, 2. 67.) 

Laut des zwiſchen der Vormundſchaft des minderjährigen 

mehelichen A. und dem C. auf Grund gerichtlicher Bewilligung 
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abgeſchloſſenen und vormundſchaftsbehördlich genebmigten Vers 
gleiches verpflichtete ſich C. unter ausdrücklicher Beſtreitung 
ſeiner Vaterſchaft an dem A., qu deſſen Erziehung, Ver⸗ 
pflegung und Verſorgung ſcuieic den Betrag von 1000 fl. 
und 500 fl. für die Verpflegung des Kindes in der Findel⸗ 
anſtalt zu erlegen, wobei weiters vereinbart wurde, daß 
weder die Vormundſchaft des minderjährigen A., nach der 
minderjährige A. ſelbſt jemals berechtigt ſein ſollen, den C. 
im Klagswege oder in anderer Weiſe auf Anerkennung der 
unehelichen Vaterſchaft hinſichtlich des minderjährigen A. qu 
belangen, und daß weder die Vormundſchaft des minder⸗ 
jaͤhrigen A., noch dieſer ſelbſt irgend jemals berechtigt ſein 
ſoll, an den C. weitere Anſprüche auf Erziehung, Verpflegung 
und Verſorgung des minderjährigen A. oder ſonſt welche 
dem unehelichen Vater ſeinem unehelichen Kinde gegenüber 
nach dem bürgerlichen Geſetzbuche zukommenden Anſprüche 
zu ſtellen. Deſſenungeachtet ſtrengte die Vormundſchaft des 
A. unter freiwilliger Vertretungsleiſtung der Mutter B. gegen 
C. die Klage auf Anerkennung der Vaterſchaft an. Geklagter 
gibt zu, daß die Klage auf Anerkennung der Vaterſchaft ab⸗ 
geſondert von den vermögensrechtlichen Anſprüchen aus dem 
Vaterſchaftsverhältniſſe eingebracht werden könne, beſtreitet 
aber, daß die Anſtrengung einer Vaterſchaftsklage auch dann 
zuläfſig ſei, wenn auf Grund eines rechtsgiltigen und rechts⸗ 
wirkſamen Vergleiches auf das darauf Bezug habende Recht 
verzichtet und andererſeits die vermögensrechtlichen Anſprüche 
geordnet wurden. 

Das Gericht erſter Inſtanz gab dem Klagebegehren ſtatt. 
Gründe: Die Frage, ob die Verzichtleiſtung qui Betretung 
des Klagsweges wegen Anerfennung der Vaterſchaft Rechts⸗ 
giltigkeit beſitze, iſt proceßentſcheidend; denn wird dieſe Frage 
bejaht, hat die im Vergleiche vereinbarte Verzichtleiſtung 
Rechtsgiltigkeit, dann iſt es feſtſtehend, daß die Vaterſchafts⸗ 
klage nicht mehr eingebracht werden kann und daß deren 
Begehren nicht gerechtfertigt iſt, im entgegengeſetzten Falle 
aber bat die Vormundſchaft des minderjährigen UM. die volle 
Berechtigung zur Cinbringung der vorllegenden Klage und 
müßte in das Meritorijde der Klage eimgegangen werden. 
Um dieje Frage qu beantworten, muf vor Allem in Betracht 
gezogen werden, welche Rechte Gegenftand eines Vergleiches 
im Sinne des 8. 1380 a. b. G. B. ſein können und zu welcher 
Kategorie von Rechten das Recht auf Anerkennung der Vater⸗ 
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ſchaft gehext. Das zweite Paupiftid des dritten Theiles des 
a. b. G. B. handelt von der Umänderung der Rechte und 
Verbindlichkeiten, beſtimmt im 8. 1375 a. b. G. B., daß es 
von dem Willen des Gläubigers und des Schuldners abhänge, 
ihre gegenſeitigen willkürlichen Rechte und Verbindlichkeiten 
umzuändern und definirt im 8. 1380 a. b. G. V. den Ber: 
gleidy al8 einen Neuerungsvertrag, durch melden ftreitige 
oder zweifelhafte Rechte dergeitalt bejtimmt tverden, daß jede 
Partet ſich wechſelſeitig etwas zu geben, qu thun oder qu 
unterlafjen verbindet. Es ift Daber nicht zweifelhaft, daß nur 
willkürliche, veräußerliche Rechte Gegenſtand eines Vergleides 
und Verzichtes ſein können. Daß es ein Recht des Kindes 
ſei, ſeinen Vater zu kennen und, wenn die Vaterſchaft ſtreitig 
gemacht wird, dieſelbe gerichtlich feſtſtellen zu laſſen, erſcheint 
gleichfalls außer Frage. Wenn auch in der poſitiven Geſezz 
gebung eine derartige Beſtimmung mangelt, jo mag die 
feinen Grund darin haben, weil dieſes Recht ein im Natur: 
rechte derart begriindetes ift, daß eine pofitive Beſtimmung 
überflüſſig war und weil gemãf 8. 17 a. b. G. B. das, mas 
dem angeborenen natitrliben Rechte angemeljen tft, jo Iange 
als bejtebend angenommen wird, al3 die geſetzliche Beſchrän— 
tung dieſer Rechte nicht berviejen mird. Gewiß ift, daß eine 
Beſchränkung des Rechtes auf Anerkennung der Vaterſchaft 
in keinem Geſetze ausgeſprochen iſt. Dieſes Recht des Kindes, 
ſeinen Vater feſtſtellen zu laſſen, kann demſelben nie be— 
nommen werden, es iſt kein willkürliches, kein veräußerliches 
(88. 1455 und 1458 a. b. G. B.). In dieſem Sinne hat 
auch der oberſte Gerichtshof in ſeiner Entſcheidung vom 
12. October 1881, 8. 8341, entſchieden. Es kann daher 
dieſes Recht keinen Gegenſtand eines Vergleiches und Ber: 
zichtes im Sinne des S. 1380 a. b. G. B. bilden. Wurde 
rückſichtlich eines ſolchen unveräußerlichen Rechtes ein Bers 
gleich geſchloſſen und in dieſem Vergleiche auf dieſes Recht 
ein⸗ für allemal verzichtet, ſo iſt der Vergleich in dieſer 
Richtung null und nichtig und wurde dieſem Vergleiche die 
Genehmigung des Gerichtes, reſp. der Vormundſchaſtsbehörde 
ertheilt, ſo liegt hierin ein Ueberſchreiten der dem Gerichte 
zuſtehenden — und des gerichtlichen Wirkungskreiſes, 
und es kann aus einem ſolchen Vergleiche und der erfolgten 
gerichtlichen Genehmigung eine Rechtsgiltigkeit nie reſultiren. 
Die Rechtsgiltigkeit des vorliegenden Vergleiches kann ſich 
daher gemäß S. 1380 a. b. G. B. nur auf die Feſtſtellung 
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der vermögensrechtlichen Anſprüche des minderiábrigen AU. 
gegen den Geklagten erſtrecken und dies inSbejondere deshalb, 
weil das Baterichaitsperbálinif alê ein über der Parteten= 
vereinbarung ftehender Zuſtand nie Gegenſtand eines Ver⸗ 
gleiches ſein kann. Dieſe Rechtsanſchauung hat der oberſte 
Gerichtshof in der von der Klagsſeite citirten Entſcheidung 
vom 16. April 1884, 3. 3099, ausgeſprochen. Daß der Ber- 
gleich nur in der Vorausſetzung, wie der Geflagte behauptet, 
geſchloſſen wurde, daß der oberwähnte Verzicht mit Rechts⸗ 
giltigkeit geleiſtet werden könne und daß der Geklagte ſich 
nur unter dieſer Vorausſetzung zu den in dem Vergleiche 
näher beſtimmten Alimenten herbeigelaſſen hat, mag richtig 
ſein, kann aber an der Sache nichts ändern und höchſtens 
bei der Frage von Weſenheit ſein, ob die Vormundſchaft in 
Vertretung des minderjährigen A. bei Nichtigkeit der Verzicht⸗ 
leiſtung verpflichtet wäre, das Erhaltene zu reſtituiren. Die 
Behauptung des Geklagten, daß die Vaterſchaftsklage als 
Präjudicialklage nur inſolange einen Zweck habe, als die aus 
dem Vaterſchaftsverhältniſſe entſpringenden Rechte nicht ends 
giltig geordnet ſind und dies aus dem Grunde, weil dem 
unehelichen Kinde gegen den Vater keine Statusrechte zuſtehen, 
iſt wohl theilweiſe richtig, weil in den meiſten Fällen die 
Feſtſtellung der Vaterſchaft zu dem Zwecke der Beſtimmung 
der Alimente für das uneheliche Kind angeſtrebt wird. Dieſe 
Behauptung iſt aber nicht allgemein und ausſchließlich richtig, 
weil ſelbſt in dem Falle, in welchem die vermögensrechtlichen 
Anſprüche einer weiteren Auseinanderſetzung nicht bedürfen, 
es dem unehelichen Kinde unbenommen bleiben muß, auf 
Grund des ihm zuſtehenden Rechtes die Feſtſtellung der Vater⸗ 
ſchaft zu verlangen, insbeſondere dann, wenn ſie von dem 
unehelichen Vater in Abrede geſtellt wird. Es wäre recht 
traurig, wenn das uneheliche Kind, das an und für ſich von 
den Statusrechten gegen den Vater ausgeſchloſſen iſt, nicht 
einmal berechtigt ſein ſollte, ſeinen Vater zu erfahren und 
deſſen Namen zu kennen. Die Behauptung des Geklagten, 
daß durch ein dem Klagebegehren ſtattgebendes Urtheil eim 
Widerſpruch mit dem Vergleiche geſchaffen und die Autorität 
der Vormundſchaftsbehörde herabgewürdigt würde, iſt Des 
langlos, weil der Vergleich trotz der vormundſchaftsbehörd⸗ 
lichen Genehmigung rechtsverletzend iſt und der Geklagte es 
in ſeiner Macht hat, den vermeintlichen Widerſpruch durch 
die Annahme und Ablegung des ihm aufgetragenen Haupt⸗ 
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eides qu löſen und die Vormundſchaftsbehörde es ſich gefallen 
lafjen muß, daß ibre rechtêmibrige Entſcheidung corrigtrt 
werde. Daß die Anertennung der Vaterſchaft nicht unter jene 
zweifelhaften Fülle aufgenommen worden iſt, rückſichtlich deren 
ein Vergleich nicht geſchloſſen werden kaun, hat ſeinen Grund 
darin, weil rückſichtlich der Anerkennung der Vaterſchaft, als 
eines über der Parteienvereinbarung ſtehenden Zuſtandes, 
ein Vergleich überhaupt nicht ea werden kann und 
die Ausnahmsfälle nur deshalb ſolche find, weil au ihrer 
Entſcheidung beſondere pofitive Normen exiſtiren oder Utilitäts⸗ 
gründe die Abſchließung eines Vergleiches als nicht geboten 
erſcheinen laſſen. Daß die Vormundſchaft berechtigt iſt, rechts⸗ 
wirkſame Rechtsgeſchäfte unter Aufſicht der Vormundſchafts⸗ 
behörde im Namen des Pupillen abzuſchließen, ſteht außer 
Frage; von dem vorliegenden Falle kann dies aber nicht ge— 
ſagt werden, weil das Recht auf Anerkennung der Baterſchaft 
ein unveräußerliches iſt und eine Verzichtleiſtung auf dieſes 
Recht ausgeſchloſſen iſt. 

Ueber Appellation des Geklagten hat die zweite Inſtanz 
das erſtrichterliche Urtheil abzuändern und die Klage abzu= 
weiſen befunden. Gründe: Der erſte Richter hat dem Klage⸗ 
begehren ſtattgegeben und tim feme Entſcheidung vorzüglich 
die 88. 17, 1375 und 1380 a. b. G. B., don der Anſicht 
ausgebend, daß jedes uneheliche Kind ein angeborenes, natür⸗ 
liches Recht habe, ſeinen Vater zu kennen, und daß dieſes 
Recht ein unveräußerliches ſei, demnach auch keinen Gegen⸗ 
ſtand eines Vergleiches, welcher nach 88. 1375 und 1380 
a. b. G. B. nur über gegenſeitige willkürliche Rechte und 
Verbindlichkeiten geſchloſſen werden kann, bilden könne. Aus 
dieſem Grunde hält der erſte Richter ben zwiſchen den gegens 
wärtigen Klägern und dem Geklagten geſchloſſenen Vergleich, 
demgemäß der geklagte C. nebſt anderen Leiſtungen ein Capital 
zur Verſorgung des unehelichen A. erlegte, wogegen weder 
die Vormundſchaft des minderjährigen A. noch dieſer ſelbſt 
berechtigt ſein ſollen, den C. im Klagswege oder in anderer 
Weiſe auf Anerkennung der Vaterſchaft zu dem unehelichen 
A. zu belangen, in letzterer Richtung für null und nichtig. 
Allein die zweite Inſtanz kann dieſer Anſicht nicht beipflichten. 
Denn nach 8. 17 a. b. G. B. laſſen ſelbſt angeborene Rechte 
eine geſetzmäßige Beſchränkung zu, und kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß dieſe Beſchränkung auch durch den Willen 

er berechtigten Perſon erfolgen kann. Ferner iſt weder in 
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den die Rechte der unebeliden Rinder normirenden Beſtim⸗ 
mungen des a. b. G. B., nod) in einem anderen pofitiven 
Geſetze es als abjolute Pflicht ausgelproden, daß rückſichtlich 
eines jeden unehelichen Kindes die Vaterſchaft zu einer be— 
ftimmten Perſon feſtgeſtellt werde, es SU vtelmebr aus den 
diesfalligen Beſtimmungen des a. b. G. B. hervor, daß dieje 
Feſtfſtellung nur injfoferne nöthig tt, als fte eine unumgángs 
lide Bedingung für die Geltendmachung der dem unehelichen 
Minde gegeniiber dem Bater zuſtehenden Rechte bilbet. Will 
aber die Vormundſchaft des unehelichen Kindes oder dieſes 
felbft, aus welchem Grunde immer, auf die Geltendmachung 
der erwähnten Rechte verzichten, fo entfállt aud) die Noth= 
mendigteit zur Feſtftellung Der Vaterſchaft und kann insbe⸗ 
ſondere das uneheliche Kind hiezu nie gemungen werden, 
zumal es nad) Umitânden im Intereſſe dez unehelichen Kindes 
ſelbſt gelegen ſein kann, die Erörterung der Vaterſchaftsfrage 
u unterlaſſen. Aus dieſem folgt aber, daß and) ein zwiſchen 
er Vormundſchaft des unehelichen Kindes mit pflegſchafts⸗ 
behördlicher Genehmigung und dem vermeintlichen Vater des⸗ 
ſelben geſchloſſener Vergleich, wornach die Vormundſchaft 
auf die Feſtſtellung der Vaterſchaft gegen gewiſſe, dem uns 
ehelichen Rinde gewährten Vortheile verzichtet, al3 giltig und 
für Deide Theile bindend angeſehen werden muß. In dem 
obeitirten Vergleiche erklärt die Vormundſchaft des unehe⸗ 
lichen A. auf eine nähere Unterſuchung deſſen, ob der jetzt 
Geklagte C. der Vater desſelben ſei, zu verzichten und ſich 
auch des Rechtes zu begeben, ihn je im Klagswege oder in 
anderer Weiſe auf Anerkennung dieſer Vaterſchaft qu Des 
langen, wogegen C., wie oberwähnt, nebſt anderen Leiſtungen 
für den unehelichen A. ein Verſorgungscapital von 5 fl. 
erlegte und die Mutter B. deſſen Verpflegung und Erziehung 
allein auf ſich nahm. Dieſer Vergleich wurde von dem Be⸗ 
zirksgerichte in NR als Vormundſchaftsbehörde des minder- 
jährigen A. über Anſuchen der gegenwärtigen Kläger, nämlich 
des Vormundes und der B., und offenbar in Würdigung 
der dafür geltend gemachten mehrfachen Gründe in ſeinem 
ganzen Inhalte genehmigt und wurde ſomit auch der Bots 
ſchrift des 8. 233 a. b. G. B. entſprochen. Nach 8. 1380 
a. b. G. B. gehören Vergleiche zu den zweiſeitig verbindlichen 
Verträgen und ſind nach den für letztere aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen qu beurtheilen. Nach dieſen rundiásen fann ein 
atweifeitig verbindlicher Vertrag durch den einfeitigen Willen 
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etne3 Theiles nicht willkürlich aufgelóst werden, und ift der 
Vertrag vollſtändig erfüllt, jo können nad 8. 920 a. b. G. B. 
die Parteten felbft mit beiberieitiger Einwilligung nicht mebr 
davon abgeben. Nachdem der Gellagte E. unbeftrittenermafsen, 
feinerfeit3 den Bertrag vollſtändig erfitlite, jo kann auch die 
Bormundidaft einfeitig hievon nicht mebr abgeben, um fo 
meniger, als fie nad) Analogie des 8.877 a. b. G. B. felbft 
dann, tvenn ſie einen gejegliden Grund hiezu hätte, vers 
pflichtet wäre, alles das zurückzuſtellen, was ſie Dereit3 au 
ihrem, beziehungsweiſe zum Vortheile des unehelichen Kindes 
erhalten hat, wozu ſie ſich aber gar nicht erboten hatte. Auch 
die Berufung auf den 8. 170 a. b. G. B. erſcheint nicht be— 
gründet, zumal jener Vergleich nicht zwiſchen den Eltern des 
unehelichen Kindes, ſondern zwiſchen dem Geklagten als nur 
vermeintlichen Vater und dem unehelichen Kinde durch deſſen 
Vormund geſchloſſen worden iſt, und würde es offenbar allen 
Rechtsgrundſätzen widerſtreiten, wenn dieſelbe Vormundſchaft, 
welche den Vertrag in Vertretung des minderjährigen Kindes 
und mit vormundſchaftsbehördlicher Genehmigung einen Tag 
geſchloſſen hat, am folgenden Tage von demſelben ohne alle 
Angabe irgend eines geſetzlichen Grundes einſeitig abgehen, 
den daraus gezogenen Vortheil aber behalten dürfte, und doch 
hat die Klagsſeite es verweigert, anzugeben, wodurch ſie ſich 
zum Bruche jenes Bertrages veranlaßt fand. | 

Die oberlandesgerichtliche Entſcheidung wurde vom oberften 
Geridtahof unter Abweiſung der ordentlichen Reviftong- 
beſchwerde der Kläger Deftátiat, denn mit Rückſicht auf die 
in dem zwiſchen den Gtreittheilen abgeſchloſſenen obervorm und⸗ 
ſchaftlich genehmigten Vergleiche getroffenen Vereinbarungen 
erſcheint die Vormundſchaft des A. nicht mehr berechtigt, vom 
Geklagten die Anerkennung der Vaterſchaft zum minderjährigen 
A. zu begehren. 

Nr. 364. 

Sur Arage des Anſpruches der außerebelichen Mutter gegen den anger- 
ehelichen Sater auf Erſatz der Alimente, meide ſie für das Kind anf= 
gewendet hat (8. 1042 q. 8. O. R.). 

Entſcheidung vom 15. April 1891, B. 2294. (Beſtätigung bes Urtheiles des 
k. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 17. December 1890, 8. 14.819, momit 
das Urtheil des E. E. Kreisgerichtes Korneuburg vom 14. September 1890, 
83. 2954, abgeindert wurde.) 

— Ueber die Klage vom 25. October 1889 des Vormundes 

end der A. als Mutter ihres minderjábrigen Kindes B. im 
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eigenen Namen und als Vertretungaleifterin des letzteren 
eg C. puncto Vaterſchaft und Ulimentation bat das 
eisgericht Korneuburg ertannt: 1. C. jet als außerehelicher 
Vater der B. anzuſehen; 2. derſelbe habe zur Erziehung und 
Verpflegung dieſes Kindes vom Klagstage bis zur Gelbft- 
erhaltungsfähigkeit monatlich 15 fl. zu zahlen; 3. weiters 
habe e o ſfür die Erziehung und Verpflegung dtejes Rindes 
fic die Beit vom 1. December 1884 bi? zum 11. Mai 1887 
monatlich 8 fl., von dieſem Seitpuntte bis zum Klagstage 
monatlich 12 ff. dann qu bezahlen, wenn durch den von der 
Klägerin A. in der Replik aufgetragenen Haupteid erwieſen 
wird, daß ſie dieſe Beträge in der genannten get qur Er⸗ 
atebung und Verpflegung thres minderjährigen Rindes wirk⸗ 
lich aufgewendet hat. Zur Klarſtellung des Sachverhaltes ift 
hervorzuheben, daß in der Reptik zugeſtanden wird, daß der 
Geklagte die Kindesmutter noch vor ihrer am 11. Mai 1881 
erfolgten Entbindung in das Haus ſeines Vaters brachte, daß 
das Kind daſelbſt zur Welt kam und daß dort Mutter und 
Kind ihr Unterkommen und ihre Verpflegung fanden, ſowie 
daß die Klägerin am 4. December 1884 mit ihrem Kinde 
dieſes Haus verließ und dasſelbe feither ſelbſt verpflegte. 
Bezüglich des bedingten Zuſpruches von Alimenten für 
die Zeit vom December 1884 bis zum Klagstage bringt das 
erſtrichterliche Urtheil folgende Begründung: Die Klägerin 
iſt zu dieſem Begehren auf Grund des 8. 1042 a. b. G. B. 
berechtigt, jo weit ſie ſelbſt Auslagen für das Kind hatte, 
was über gegneriſchen Widerſpruch durch den Haupteid zu 
erweiſen iſt, und ſofern nicht der Geklagte den Beweis er—⸗ 
bringt, daß er im dem Zeitraume, für welchen von ihm Grs 
ſatz der Alimente begehrt wird, zur Beſtreitung derſelben 
unvermögend und daher gemäß 8. 167 a. b. G. B. die Mutter 
ſelbſt hiezu verpflichtet war. Einen ſolchen Beweis hat der 
Geklagte nicht erbracht und es iſt daher, wenn der klägeriſche 
Beweis durch den Haupteid gelingt, anzunehmen, daß die 
Kindesmutter eine fremde Verpflichtung durch die Alimenta⸗ 
tion erfüllt, alſo für einen Andern einen Aufwand gemacht 
hat, wie 8. 1042 a. b. G. B. ihn verſteht. Sie iſt daher 
unter der angegebenen Vorausſetzung zum Erſatzanſpruche 
berechtigt, ohne Rückſicht darauf, ob ſie bet Leiſtung des Auf⸗ 
wandes einen Erſatz erwartet bat oder nicht. Ihr Erſatzrecht 
wäre nur dann erloſchen, wenn ſie auf dasſelbe verzichtet 
hätte. Einen ſolchen Verzicht erblickt der Geklagte in dem 
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Brtefe der Rlágerin vom 14. December 1884, in welchem ſie 
dem Geklagten mitthetit, daß fie ben ihr von dtejem anges 
etragenen Anfenthalt verlafjen und ibn bon einer großen 
lirde Defreit babe. Wenn and) dieje Morte auf die Ver⸗ 
pilegung des Rindes qu deglelen find, jo iſt die Erklärung 
nicht beftimmt genug, um als unentgeltliches Aufgeben des 
erſt durch künftige Alimentation qu erwerbenden Erſatzanſpruches 
gedeutet werden qu können (S. 915 a. b. G. B.). 

Ueber Appellation des Geklagten hat das Oberlandes⸗ 
gericht in theilweiſer Abänderung des erſtrichterlichen Ur⸗ 
theiles im Punkte 3 der Klägerin A. für die Erziehung und 
Vephegun guhhree minderjährigen Kindes nur für die Zeit 
vom 29. März 1889 bis zum Klagstage den Betrag von 
10 fl. monatlich dann zugeſprochen, wenn ihr der Beweis 
durch den Haupteid gelingt, daß ſie für die Verpflegung und 
Erziehung dieſes Kindes in der gedachten Zeit mindeſtens 
10 fl. monatlich aufgewendet hat. Mit dem Mehrbegehren 
wurde Klägerin im Punkte 3 abgewieſen. Dieſe Entſcheidung 
wurde nachſtehend begriindet: Die Klägerin Dat zugegeben, 
daß ſie am 4. December 1884 mit ihrem Kinde das Haus 
des Vaters des Geklagten verließ, und damit die von Seite 
des Geklagten dem Kinde angewieſene und bis dahin auch 
zu Theil gewordene Verpflegung freiwillig zurückwies. Mit 
dem nicht beſtrittenen, dem Geklagten am 14. December 1884 
zugeſtellten Briefe hat Klägerin zweifellos zu erkennen gegeben, 
dos fic aud) in Anſehung der Berpilegung thre3 Kindes vom 
Geflagten, dem fte jogar die Nachforſchung nad) dem Auf⸗ 
enthalte des Kindes unterjante, nichts tuifjen und das Kind 
jelbjt verpflegen wolle. Nach dem Ergebnijje der Streitver⸗ 
handlung iſt feftgeltellt, daf die Mlágerin exit mit dem Briefe 
vom 29. März 1889 mieder an den Gellagten mit der An⸗ 
forderung berangetreten jet, er möge auch monatltd ur Er- 
ziehung des Kindes mit Rückſicht auf dte gelteigertem Be— 
dürfniſſe etwas bDeitragen. Wenn nun die Rlágerin vom 
Beitpunite de3 Verlaſſens des Hauſes des Baterê des Ge— 
Hagten bi3 gum 29. März 1889, während welcher Bett fie 
für dte Berpilegung des Kindes Sorge trug, nie einen An⸗ 
ſpruch an dem Geklagten ftelite, jo muf wohl mit Grund 
angenommen iverden, daß fie die Verpilegung ibres Kindes 
freiwillig aus Cigenem und ohne Vorbehalt des Anſpruchs 
auf Rückerſatz beftritten Bat, daber die Bejtimmung des 8. 1048 
a. b. G. B. feine Anwendung findet. Das Begehren der 
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Rtágerin auf Erſatz der bon ihr während dez vorermábnten 
Zeitraumes befirittenen Verpflegs⸗ und Erziehungskoſten war 
demnach unbedingt abzuweiſen. Was die von ihr vom 
29. März 1889 an beſtrittenen Auslagen betrifft, ſo iſt aller⸗ 
dings mit Rüſicht auf das am dieſen Tage an den Geklagten 
gerichtete Schreiben anzunehmen, daß ſie dieſe Auslagen nur 
für den Geklagten beſtreiten wollte, weßhalb ihr für den 
Zeitraum vom 29. März 1889 angefangen bis zum Klags⸗ 
tage unter der Vorausſetzung, daß der ihr durch den quges 
faifenen Haupteid vorbebaltene Beweis zu ibren Gunjten 
ausfällt, der Erſatz zuzuſprechen war. 

Ueber die ——— —— der Klägerin A. hat der 
oberſte Gerichtshof das oberlandesgerichtliche Urtheil mit Hin⸗ 
weiſung auf deſſen richtige Begründung beſtätigt. | 


Pr. 365. 

Sie MefleTung des zum Prude ciner Beitung nothwendigen Papteres 
th Rein Kandelsgeſchäft im Sinne des Art. 271 3. 1 des S. 6. 
Entideibung vom 15. April 1891, 9. 8585. (Beftátigung bes das Urtheil 
bes E. FP. Handelsgerichtes Wien vom 28. Dctober 1890, 3. 171.737, ab⸗ 
audernden Urthetles des k. T. Oberlandesgerichtes Wien vom 14. Jänner 

1891, 8. 148.) $ 

Klägerin bejorgte fiber Beſtellung des Geklagten den 
Drud der von demjelben herausgegebenen Beitung und ftelíte 
dazu das Papier bei. In Anſehung des tejteren widerſpricht 
Geklagter nur, daß Klägerin es ihm „zur Weiterveräußerung“ 
lieferte und erhebt gegen die beim Handelsgerichte wegen 
Zahlung von 661fl. 70 fr. angeſtrengte Klage die Einwendung 
des nicht gehörigen Gerichtsſtandes. 

Das Gericht erſter Inſtanz wies die Einwendung ab, 
weil das ſeitens des Geklagten ton der Klägerin bezogene 
Papier durch die Verwendung als Zeitung nicht verſchwindet 
und nicht aufhört, eine Cade und ein Gegenſtand des Ver⸗ 
kehrs zu ſein; weil im Art. 271 Abſ. 1 H. G. nur erfordert 
wird, daß die Waare, wenn ſie durch die Bearbeitung oder 
Verarbeitung eine Aenderung erfahren hat, Gegenſtand der 
Weiterveräußerung bleibe; weil es ſelbſtverſtändlich iſt, daß 
die fragliche Zeitung zur Weiterveräußerung beſtimmt iſt und 
bei der Weiterveräußerung derſelben auch das qu ihrer Gers 
ftellung verivendete Papter mitvertauft mird; meil jomit das 
vorliegende Geſchäft auf Seite des Geklagten ein Handels⸗ 
geſchäft im Sinne des Art. 271 Abſ. 1 H. G. iſt und nad 
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8. 38 Abſ. 1 Einführungsgeſetz zum H. O. die Streitig⸗ 
teiten aus ſolchen Handelsgeſchäften der Handelsgerichtsbarkeit 
zugewieſen ſind. 

Ueber Appellation des Geklagten fand das Oberlandes⸗ 
gericht in Abänderung des angefochtenen Urtheiles der Ein⸗ 
wendung des nicht gehörigen Gerichtsſtandes aus folgenden 
Gründen ſtattzugeben: Der Herausgeber einer Zeitung, 
welcher in Ansiibung ſeiner Verlagsrechte den Druck ſeines 
Blattes einem Drucker überträgt, beſtellt die Leiſtung einer 
Arbeit, welche die Vervielfältigung des Manuſcriptes zum 
Zwecke hat, und keineswegs die Lieferung einer beſtimmten 
Quantität Papier. Seine Abſicht iſt allerdings auf den Ab⸗ 
ſatz des eigenen, durch den Drucker vervielfältigten geiſtigen 
Productes, keineswegs aber auf die Weiterveräußerung des 
zu der Vervielfältigung verwendeten Papieres gerichtet; der 
Werth des letzteren kommt nicht in Betracht. Das Papier 
iſt für den Drucker ein bloßes Arbeitsmittel bei Herſtellung 
des Druckwerkes, keineswegs eine Waare oder andere beweg⸗ 
liche Sade, welche der Herausgeber einer Zeitung zum Zwecke 
der Weiterveräußerung gekauft oder angeſchafft hat. In der 
Beſorgung, der Druckerarbeit aber liegt nicht die Lieferung einer 
beweglichen Cade. Wenn nun der Gellagte bei der Eláges 
riſchen Firma, tie dieje bebauptet, den Drud der tom ibm 
herausgegebenen Sport⸗ und Jagdzeitung beſtellt und die ge- 
drudten Gremplare erhalten bat, fo liegt hierin, bem de 
fagten zufolge, fein die handelsgerichtliche Competeng nad 
8. 38 3. 1 des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetze be— 
gründetes abfolutes Handelsgeſchäft im Ginne des Art. 271 
O. G. De Competenz des Handelôgeridtes nad) 8. 38 2.2 
des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetze aber iſt nicht be- 
grinte, weil der Geklagte nidt protokollirter Kaufmann ift. 

er Einwendung der Incompetenz war daher ſrattpugeben 

Unter Abweiſung der Reviſionsbeſchwerde der Klägerin 
ſand der oberſte Gerichtshof die Entſcheidung zweiter Inſtanz 
unter Berufung auf deren Begründung zu beſtätigen. 
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Nr. 366. 
Zulãſſigleit der Biedereinſetzung im dem vorigen Stand gegen den 
AStanf des mit austriidiiger Jufimmung des Meftitutionswerõers 
Ritrjer, aís es tm 3. Alinca des 8.2 des Sofdecr. vom 19. Movember 
1839, 3. 6. 5. Mr. 388, verorduet iſt, fefigefegten Jeifbictungs- 
beziehuugsweiſe Anmeldungstermines. 
Entſcheidung vom 15. April 1891, B. 4500. (Beftátigung der den Beſcheid 
des k. k. Bezirksgerichtes Glurns tom 17. Jänner 1891, 8. 219, abândern- 
den Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes Innsbruck vom 17. Februar 
1891, 8. 1149.) 


In der Realerecuttonsjade des A. gegen B. pet. Herein⸗ 
bringung von 525 ff. f. A. murde gemäß Ediets vom 26. April 
1890 mit Suftimmung eines Thetle3 der Qnterefjenten der 
erjte Termin zur executiven Feilbietung ber Pfandrealitáten 
ſchon auf den 14. Mat 1890 anberaumt, der Anmeldungs⸗ 
termin bi? 26. Quli 1890 offen gebalten und nad) borges 
genommener Meriteigerung der Siquidirungstag auf den 
3. September 1890 —*5 — An dieſem Tage überreichte 
num Executionsführer A. auf Grund der Schuld⸗ und Pfand⸗ 
der tebreibuma vom 30. April 1884 noch eine Anmeldung ilber 
350 fl. |. M mit der Bitte um Bewilligung der Wieder⸗ 
einfegung gegen die verjâumte Anmeldungsfriſt, wogegen der 
nachfolgende Hypothekargläubiger C. Proteft erhob. 

Das Gericht erſter Inſtanz wies das Begehren des A. 
in der Erwägung ab, daß nad) 8. 2 dez Hofdecretes vom 
19. November 1839, 4. G. S. Nr. 388, Gläubiger, welche 
ibre Forderungen nicht bi3 zum erjten Feilbietungstage ans 
gemeldet haben, mit thren Forderungen, inſoweit der Kauf—⸗ 
ſchilling durd) die angemeldeten Forderungen erſchöpft merden 
jolíte, abzuweiſen find; daß zwar der erite Feilbietungstermin 
tm vorliegenden alle vor Ablauf der im 8.2 des obcitirten 
Hofdecretes normirten Friſt, allerdings mit Einverſtändniß 
ſämmtlicher Glâubiger, angeordnet wurde, daf aber der für 
die Anmeldung der Hypothekarforderungen feſtgeſetzte Termin 
vorſchriftsmäßig auf 90 Tage hinausgeſetzt murde und daber 
die Gtelle des erften Meilbietungatermined mit den gleichen 
Rechtswirkungen vertritt; daß A. feine Forderung per 350 fl. 
ecft am 3. September 1890, alfo lange nad Ablauf des fefte 

gejetten Termines anmelbdete, daß im borliegenden alle 
mebder 8. 489, nod 8. 491 mw. q. 6.0. Anmvendung findet, da 
das im Sofdecrete vom 19. November 1839 geregelte 
Verfahren iiber die Vertheilung des Feilbietungserlöſes 
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unbeweglicher Sachen eine Miedereinjegung tvegen verjpáteter 
Anmeldung überhaupt nicht zuläßt. 

Hiegegen überreichte A. den Recurs, in deſſen Statt⸗ 
gebung der erſtrichterliche Beſcheid dahin abgeändert wurde, 
da dem Begehren des A. ſtattgegeben und dem Bezirks⸗ 
erichte aufgetragen wurde, die Verhandlung über die Richtig— 
eit und das in Anſpruch genommene Pfandrecht der vom 
A. angemeldeten Forderung per 350 fl. mit demſelben und 
dem nachfolgenden proteſtirenden Pfandgläubiger C. vorzu⸗ 
nehmen und ſohin nach Vorſchrift des Hofdecretes vom 
19. November 1839 das weitere Amt zu handeln; dies in 
Erwägung, daß mit Edict vom 26. April 1890 der erſte 
Termin zur executiven eilbtetung der Pfandrealitáten, wenn 
aud mit Zuſtimmung eines Theile3 der Interefjenten, gegen 
die Vorſchrift des Sofdecrete3 vom 19. November 1839, 
. G. S. Nr. 388, anftatt auf 90 Tage, d. i. auf den 
26. Quli 1890, ſchon auf den 14. Mai 1890 anberaumt 
murde; da zwar die Nealinftanz den Hypothekargläubigern 
vermeintlid im Ginne des bezogenen SGofdecrete3 dem An⸗ 
meldungstermin big 26. Juli 1890 in Erledigung des eil- 
bietungsgeſuches ofjen bielt, reler Termin iibrigens im dem 
in der Amtszeitung erſchienenen Edicte infolge eines Druck 
fehlers auf den 26. Juni 1890 eingeſchränkt erſcheint; daß 
durch die Beſtimmung eines früheren Feilbietungstermines 
und einer ſpäteren Anmeldungsfriſt dem einzelnen Hypothekar⸗ 
gläubiger unmöglich gemacht wurde, zur Zeit der Feilbietung 
den Stand der zur Anmeldung gelangten Hypothekarforde⸗ 
rungen kennen zu lernen; daß durch die gedachte Trennung 
de3 erſten Feilbietungstermines bon der Anmeldungsfriſt dic 
dem 8. 2 des eingang3 erwähnten Hofdecretes qu Grunde 
fiegende Abſicht des Gejebgebera, den Gypothelarglâubiger bia 
zur erften Veilbietung in die Cage qu verſetzen, dem Stan 
der angemeldeten Hypothekarpoſten verläßlich qu erfabren, um 
ſich eim ſicheres Urtheil bilben gu können, ob e3 que Rettung 
feiner etgenen eta gefábrbeten Forderung nothwendig fei, 
daß er ſich an der Feilbietung bis qu einer gewiſſen Höhe 
des Anbotes betheilige, gänzlich vereitelt wurde; daß es ſich 
daher im gegebenen Falle nicht um die Anmeldungsfriſt bis 
zur erſten Feilbietung, welche die 88. 2 und 3 des citirten 
Hofdecretes allein im Auge haben, handelt und deshalb die, 
nur an die Verſäumung dieſer Friſt geknüpften geſetzlichen 
Nachtheile, nicht auch auf das Verſäumen einer nach der 
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erſten Feilbietung anberaumten Anmeldungsfriſt begogen 
werden können; daß nad der Dei Erledigung des Feilbietungs⸗ 
geſuches ſchon einmal ſtattgehabten Umgehung der Vorſchriften 
des 8.2 des Hofdecretes vom 19. November 1839 eine andere 
geſetzliche Fallfriſt nicht exiſtirt und eine ſolche auch nicht 
vom Richter decretirt werden kann, daß es vielmehr in dieſem 
Falle als dem Zwecke der Anmeldung entſprechend und voll⸗ 
ſtändig genügend erachtet werden muß, wenn die Anmeldung 
ſpäteſtens am Tage der Liquidirung und Priorirung, und 
zwar mod) vor der Vornahme dieſer Acté erfolgt, was im 
vorliegenden Falle auch zutrifft; daß aber auch dann, wenn 
angenommen werden wollte, daß eine Anmeldungafriftvers 
ſäumung des Recurrenten vorliege, dieſer Außerachtlaſſung 
einer Förmlichkeit nicht die ſchwerwiegende Bedeutung bei⸗ 
gelegt werden könnte, wegen derſelben das gute materielle 
Recht zu beugen. 

Die oberlandesgerichtliche Entſcheidung wurde unter Bu- 
rückweiſung des Reviſionsrecurſes des C. oberſtgerichtlich in 
der Erwägung beſtätigt, daß nach 8. 2 des Hofdecretes vom 
19. November 1839, J. G. S. Nr. 388, die dort ausge⸗ 
ſprochene Rechtsfolge nur jene Hypothekargläubiger trifft, 
welche bis zum Tage, der im Edicte zur erſten Feilbietung 
beſtimmt wurde, ihre durch ein Pfandrecht verſicherte Forde⸗ 
rung nicht angemeldet haben; daß im vorliegenden Falle mit 
ausdrücklicher Zuſtimmung des Recurrenten der dritte Abſatz 
des 8. 2 des erwähnten Hofdecretes hinſichtlich der Beſtimmung 
der Friſt zur erſten Feilbietung nicht befolgt, ſondern die 
erſte Feilbietung auf einen weit kürzeren Termin als jenen 
von 90 Tagen ausgeſchrieben wurde; daß ſohin die im Edicte 
zur Anmeldung der Hypothekarforderungen beſtimmte Friſt, 
gegen die klare Abſicht des Geſetzes, nicht jene des 8. 2 des 
erwähnten Hofdecretes, ſondern eine vom Richter beſtimmte 
war, weshalb man es im vorliegenden Falle nicht mehr mit 
einer geſetzlichen Friſt zu thun hat, gegen deren Ablauf eine 
Wiedereinſetzung principiell nicht zulaͤſſig wäre, ſondern mit 
einer richterlichen Friſt, gegen deren Ablauf ein Wieder⸗ 
einſetzungsgeſuch principiell nicht ausgeſchloſſen erſcheint, und 
daß die Bedingungen zur Gewährung der Wiedereinſetzung 
allerdings vorhanden find. 


16* 
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Mr. 367. 
Auf dte MeficTung, beziehungsweiſe Erwerbung des Wjandregtes 
TRARGAAO einer Aorderung, Bet welcher die Voraunsfegungen des 
8. 30 3.4 des Gefeges vom 16. Mai 1884, M. 6. BE. Mr. 36, nidit 
zutreffen, findet 8. 28 ibid. Reine Anwendung. 
Entſcheidung vom 21. April 1891, B. 8652 (wiederherſtellend bas mit bem 
Erkenntniſſe des k. k. Oberlandesgerichtes Brünn vom 4. Mebruar 1891 
8. 970, abgeânberte Urtheil des T. 7. Bezirksgerichtes Frankſtadt tom 
24. November 1890, 9. 6414.) 

Franz C. begehrte mit feiner Slage de praes. 3. Juli 
1890 auf Grund des 8. 30 3. 4 des Anf.Geſ. das Erkennt⸗ 
nib, die Geflagte Barbara F. jet ſchuldig, anguertennen, daf 
das auf Grund des Schuldſcheines vom 16. Jänner 1890 
mit dem Bejdeide vom 18. Jänner 1890 auf der bedentend 
belafteten, dem Friedrich F. (Stiefſohn der Ceflagtem) gebórigen 
Nealitát für die Forderung der Gellagten per 700 fl. |. N. G. 
einverletbte Pfanbredht gegeniiber der Forderung des Klägers 
von 53 fl. 98 fr. rechtsunwirkſam fet und ſei auch ſchuldig, 
au geſtatten, daß Der Rlúger dieje jeine Forderung dor jener 
der Gellagten per 700 fl. auf der erwähnten Realität geltend 
macen tónne. 

Die erfte Inſtanz bat dem Slagebegebren blos begiiglid 
der Rechtsunwirkſamkeit de Pfandrechtes megen des Theil-— 
betrageê von 200 fl. Folge gegeben, dasjelbe jedod rückſicht⸗ 
lich des Meftbetrages von 500 fl. abgerviejen, und amar aus 
nachſtehenden Gründen: Durch den durchgefiibrten Zeugen⸗ 
beweis iſt erwieſen, daß die Geklagte ihrem Stiefſohne Fried⸗ 
rich F. während des letzten Jahres vor Einbringung der 
gegenwärtigen Klage den Betrag von 200 fl. dargeliehen und, 
da ſie ſich gar nicht erboten hat, zu beweiſen, daß ihr zur 
Zeit des Darlehens eine Abſicht des Friedrich F., ſeine 
Gläubiger zu benachtheiligen, nicht bekannt war, mußte bei 
dem Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 8. 32 Anf.Geſ. 
dem SMlagebegebren bezüglich des Betrages per 200 fl. im 
Sinne des 8. 30 B. 4 Anf.Geſ. Folge gegeben werden. 
Anders verhält e3 fidy jedod) mit dem Rejtbetrage von 500 fl. 
In dieſer Richtung bat die Geflagte bewieſen, daß fie ihrem 
Stiefſohne Friedrich F. bereits im Jahre 1888, alſo früher 
als ein Jahr vor der Einverleibung des Pfandrechtes, für 
dieſen Forderungsbetrag die demſelben entſprechende Summe 
von 500 fl. dargeliehen hat. Hienach und in Erwägung, 
daß der Kläger nicht erweiſen fonnte, daß der erwähnte 
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Schuldſchein vom 16. Jänner 1890 blos zum Scheine aus⸗ 
geſtellt wurde, ferner, daß die Ausſtellung eines Schuld— 
ſcheines und die Einräumung des Pfandrechtes als eim Ver⸗ 
trag nicht angeſehen werden kann, und daß die Einwendung, 
die Geklagte habe ihre Forderung erſt im Monate Jänner 
1890 zum Schaden der übrigen Gläubiger bücherlich ſicher⸗ 
ſtellen laſſen, im vorliegenden Falle, wo es ſich um Rechts⸗ 
handlungen außerhalb des Concursverfahrens handelt, keine 
Beachtung verdient, war die Klage rückſichtlich der Rechts⸗ 
unwirkſamkeit des Pfandrechtes wegen der reſtlichen Forderung 
von 500 fl. abzuweiſen. 

Ueber die Appellation des Klägers hat das Oberlandes⸗ 
gericht in Abänderung des abweislichen Theiles des erſtrichter⸗ 
lichen Urtheiles dem Klagebegehren zur Gänze ſtattgegeben. 
Gründe: Es iſt zwar auf Grund der vorliegenden Beweiſe 
anzunehmen, daß die Belangte ihrem Stiefſohne Friedrich F. 
im Sabre 1888 ein Darlehen per 500 fl. gewährt hat, 
nichtsdeſtoweniger fann die Abweiſung des Klagebegehrens 
für gerechtfertigt nicht angefeben tverden. Denn, wenn aud 
das Pfandrecht nad 8. 449 a. b. G. B. nur ein accessorium 
einer Forderung bilbet, fo ift dennoch die Erwerbung des 
Pfandrechtes eine gana felbititândige Rechtshandlung, welche 
nad 8. 30 Abj. 4 des Anf.Geſ. Dejtritten werden Tann. 
Gerade der Umitand, da das Darleben Dereitê im Sabre 
1888 gegeben, dagegen der Titel gum Pfandrechte erjt in Der 
Urtunde vom 16. Jänner 1890 exmorben tourde, ſpricht 
dafitr, daß im Qinblide anf die bedeutend Delaftete Hypothek 
das Gtreben der Belangten dabin geriditet war, ſich zum 
Nachtheile der zahlreichen Gläubiger des Hypotheksbeſitzers 
nicht blos in den Beſitz des Pfandrechtes zu ſetzen, ſondern 
auch eine frühere Rangordnung zu ſichern; denn, wenn ihr 
dieſes Pfandrecht von Friedrich F. in jener Urkunde nicht 
ertheilt worden wäre, ſo hätte ſie überhaupt im Hinblicke auf 
S. 451 a. b. G. B. und 8. 26 des Geſetzes vom 25. Juli 
1871, R 6. BI. Nr. 95, keine Möglichkeit gehabt, die Ein- 
perleibung des Pfandrechtes ohne frühere Erwirkung eines 
Urtheiles qu. bervirten. Da nun die Belangte den ihr ob— 
liegenden Beweis, daß ihr zur Zeit der Pfandbeſtellung eine 
Abſicht des Friedrich F., ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, 
nicht bekannt war, nicht erbracht hat, im Gegentheile aus 
ihren eigenen Angaben hervorgeht, daß ihr derſelbe dieſes 
Pfandrecht erſt nach wiederholtem Drängen gewährt hat, und 
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daß ibr die kritiſche Vermögenslage desjelben belannt war, 
fo mute dem Mlagebegebren auch in Bezug auf das pet. 
500 fl. ermorbene Pfandrecht ftattgegeben werden. 

In Folge der Mevifion der Geklagten Dat der -vberfte 
Gerichtshof das obergerichtlide Urtheil abgeúndert und jenes 
des erften Richters wiederhergeſtellt, wobei ermogen wurde, 
daß der erſtgerichtlichen Auffaſſung über den rechtlichen Be 
ſtand des von der Geklagten dem Friedrich F. gegebenen 
Darlehens im Betrage von 500 fl. aus den erſtgerichtlichen 
Gründen beizupflichten iſt, ſomit diesfalls von dem klägeriſcher⸗ 
ſeits behaupteten Scheingeſchäfte keine Rede ſein kann; daß 
hienach durch die Beſtellung eines Pfandes für dieſe ſeine 
Gould ſeitens des Friedrich F. eine Aenderung, beziehungs⸗ 
weiſe Vermehrung ſeines Schuldenſtandes und daher auch 
eine Benachtheiligung ſeiner übrigen Gläubiger nicht herbei— 
geführt wurde; die Frage der Bevorzugung von Gläubigern 
in Betreff der Sicherſtellung ihrer Forderungen aber wohl 
gemäß 8. 6 des Anf.Geſ. tm Falle des Concursverfahrens 
maßgebend iſt, dieſe Beſtimmung aber auf Fälle außerhalb 
des Concursverfahrens nicht ausgedehnt werden kann, zumal 
im letzteren Falle die Vorausſetzung der gleichzeitigen und 
gleichmäßigen Befriedigung nicht zutrifft. 


Nr. 368. 
Berfällung des in der Kauptſache obftegenden Exſcindirungsſt fägers, 
welcher dem Gefangten Executionsführer die vor dieſem außergericht 
ſich verlaugte Rittheilung ſeines Kechtstitels nicht gemacht, ſondern 
ftatt deſſen die Klage ſofort eingebracht und den Froceß nach Sus- 
mittirung des durch die Klage über den Rechtstitel unterridteten 
Belangten wegen der Gerichtskoſten fortgeſetzt hatte, in dem Erſatz 
der dem Melangten unnõthig verurſachten Koſten (8. 24 Geſetz vem 
16. Mai 1874, M. 6. PL. Mr. 69). 
Entſcheidung vom 22. April 1891, B. 3601 (beftátigend das Urtheil des E. t. 
Oberlandesgerichtes Wien vom 4. Februar 1891, 8. 983, momit jemes dez 
k. k. itádt.-del. Begirlôgeridites Neubau in Wien vom 11. December 1890, 
8. 21.401, abgeändert wurde). 


In der Rechtsſache der A. wider B. megen von Erſterer 
mit ſchriftlicher Klage erbetenen Ertfenntnifjes auf Anerkennung 
des Cigenthumê an ben im der Rechtsſache des Geflagten 
mider C., Ehegatten der B., pet. 17 fl. executtv gepfânbeten 
Gegenſtänden bat die erſte Inſtanz mittelft Urtheil3 qu Recht 
ertannt: der Gellagte fei ſchuldig, das klägeriſche Eigenthum 
an den in obbezeichneter Rechtsſache laut Protokolls vom 
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25. Jänner 1890 beſchriebenen, executiv gepfândeten und ge 
ſchätzten Gegenftânden anzuertennen; das vom Geflagten auf 
dieje Gegenitânde erwirkte executive Pfandrecht merde aufs 
geboben und fei B. ſchuldig, der A. die mit 37 fl. bejtimmten 
Gerichtskoſten binnen vierzehn Tagen bei Mermeidung der 
Grecution qu bezablen, denn der Gellagte bat in das Rfages 
begebren ſubmittirt und lediglich die Verpflichtung zum 
Koſtenerſatze beſtritten, weil die Anmeldung des klägeriſchen 
Anſpruches nicht ſofort bei der Executionsvornahme erfolgte 
und ſpäter bei der brieflichen Anmeldung dieſer Anſprüche 
die Angabe des Rechtstitels nicht erfolgte. Allein zur Be— 
gründung des Klagsanſpruches auf Gerichtskoſtenerſatz genügt 
es, wenn der Anſpruch außergerichtlich fruchtlos geltend ge— 
macht wurde; dies liegt nun vor, da Geklagter zugibt, daß 
er auf die briefliche Aufforderung des klägeriſchen Vertreters 
zu Anerkennung des klägeriſchen Eigenthumsrechtes an den 
fraglichen Gegenſtänden ſich nur unter der Bedingung der 
Angabe des gegneriſchen Rechtstitels zur Anerkennung bereit 
erklärte. Die Angabe des Rechtstitels iſt aber von keiner 
geſetzlichen Vorſchrift gefordert. Es iſt daher das Soften- 
begehren der Klägerin im 8. 24 des Geſetzes vom 16. Mai 
1874, R. G. Bl. Nr. 69, begründet, weil eben Klägerin zur 
Angabe eines Rechtstitels nicht verpflichtet iſt, daher die Ant— 
wort des Geklagten als eine Nichtanerkennung ihrer Anſprüche 
anzuſehen iſt. 

Ueber die Appellation des Geklagten hat das Oberlandes⸗ 
gericht das obige Urtheil abgeändert und erkannt: die Klägerin 
babe den Geklagten die auf 15 fl. d. W. beſtimmten Gerichts⸗ 
koſten erſter Inſtanz und die auf 13 fl. ö. W. beſtimmten 
Appellationskoſten binnen vierzehn Tagen bei ſonſtiger Eres 
cution zu bezahlen. Gründe: Der Geklagte hat bei der 
erſten, ilber die Klage angeordneten Tagſatzung in das Klage— 
begehren ſubmittirt. Die Klägerin begehrt demungeachtet den 
Erſatz der Koſten von dem Geklagten. Dieſes Begehren iſt 
aber im Geſetze nicht begründet, denn die Klägerin hat bei 
der Executionsvornahme ihren Eigenthumsanſpruch auf die 
gepfändeten Gegenſtände nicht angemeldet und den Geklagten 
vor Anbringung der Klage zwar von ihren Eigenthums— 
anſprüchen auf die gepfändeten Gegenſtände verſtändigt, ohne 
jedoch den Rechtstitel näher anzugeben, weshalb der Geklagte 
ſich umgehend brieflich an die Rlágerin gewendet bat, damit 
ſie ihm ihren Rechtstitel angebe, was die Klägerin jedoch zu 
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thun unterließ und die Exſcindirungsklage anftrengte. Der 
Geklagte mar daher nicht in der Lage, die rechtlichen Eigen⸗ 
thumsanſprüche der Rlágerin an den gepfándeten Gegenttânden 
núber unterſuchen gu fónnen, und erfolgte feine Submittirung 
in das Rlagebegebren, nachdem ibm aus dem Inhalte ber 
Rlage der Rechtêtitel der Rlágerin an den gepfândeten Gegen⸗ 
ſtänden befannt murde. Die Mlage mar daber behufs Rechts⸗ 
durchſetzung nicht unbedingt nothwendig, da die Rlágerin, 
falls fie den Geflagten ihren Nechtstitel vor Ginbringung der 
Rage bekannt gegeben bútte, die Anertennung ibreê Gigens 
thumsrechtes aufergeridtlid hátte bervirten können. Auf die 
geſetzliche Beſtimmung des 8. 24 dez Gejepes vom 16. Mai 
874, R. G. BI. Nr. 69, kann ſich daber die Nlágerin nidt 
berufen, e3 können ibr daber auch fetne Gerichtskoſten, ſondern 
es mufiten vielmebr nad) diejer geſetzlichen Beſtimmung dem 
Geklagten dte ihm aus ſeiner Rechtsvertheidigung erwachſenen 
Gerichts- und Appellationskoſten zuerkannt werden. 

Der oberſte Gerichtshof hat der Reviſionsbeſchwerde der 
Klägerin keine Folge gegeben und das angefochtene ober⸗ 
landesgerichtliche Urtheil mit Beziehung auf die zutreffenden 
daſelbſt angeführten Gründe mit dem Beiſatze — 2 daß 
die Reviſionswerberin die Koſten der Reviſionsbeſchwerde 
ſelbſt zu tragen habe. 


Nr. 369. 

das Gericht hat für die gebörige Zuſtellung einer Get demſelben ein: 
gebrachten Alage von Amtswegen qu ſorgen und die Zuſtellung in 

einer Weiſe ju verantafien, daß dieſelbe rechtswirſiſam ſei. 
die Zufteſllung einer wider cine Sandeisfirma gerichteten Klage Ram 
nur qu Sanden einer phyſtſchen, zur gerichtlichen Bertretung der 
Zirma berechtigten Ferſon geſchehen (88. 248 a. 6. 9.; 11 Nat. vom 

9. April 1782, 3. 6. 5. Mr. 41; Art. 117 8. 6.). 

Entideidung vom 22. April 1891, 9. 4752. (Buriidiveijung be? gegen die 
gleichlautenden Entſcheidungen bes ?. E. Landes⸗ als Handelsgerichtes Gras 
vom 27. Tebruar 1891, B. 6271, und des k. k. Oberlandesgerichtes Gras 

vom 11. Márs 1891, 8. 2911, ergriffenen a. 0. Revifiondtecuries.) 


Dem Klagebegehren des MA um Erlaſſung des wechſel⸗ 
rechtlichen Bablungsauftrages gegen die Firma B. & Go. pto. 
141 fl. wurde Teine Folge gegeben, tveil die gellagte irma 
tm Handelsregiſter nicht protofolict ift. — Qn dem dagegen 
eingebraditen Recurje des MA. mird ausgeführt, daß aus dem 
der Slage beiliegenden Protefte hervorgehe, die genannte 
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Firma beſtehe thatſächlich; daß aud) nicht prototollirte Firmen 
wechſelfähig ſeien; dies auch von offenen andelsgeſellſchaften 
gelte und es nicht Sache des Richters ſei, den inneren Werth 
der Unterſchriften auf einem Wechſel zu prüfen, ſondern der⸗ 
ſelbe, wenn kein formelles Erforderniß des Wechſels fehlt, 
den Zahlungsauftrag zu erlaſſen habe. 
Der Recurs wurde oberlandesgerichtlich in der Erwägung 
— daß nach 8. 7 des Einführungsgeſetzes zum Handels⸗ 
eſetzbuche die Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches über die 
irmen und die Handelsgeſellſchaften nur auf jene Kaufleute 
Anwendung finden, welche vom Erwerbe aus ihrem Geſchäfts⸗ 
betriebe den daſelbſt beſtimmten Betrag an l. f. Steuern 
gatrichten da nach Art. 19, 86 und 151 H. G. B. die im 
1 E G. bezeichneten Kaufleute ſowie die Handelsgeſell⸗ 
ſhaften verpflichtet ſind, ihre Firma und die Errichtung der 
Handelsgeſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter an⸗ 
zumelden; daß laut Berichtes des Landes- als Handelsgerichtes 
eine iria 8. & Go. im Handelsregiſter nicht eingetragen 
ift und der Mecurrent jelbjt nicht behauptet, daß im vor⸗ 
liegenden alle dte oa raué jegungen des 8.7 6.6. zutreffen; 
daß demnach die Geſellſchaft B. & Co., injoferne eine ſolche 
heſteht. pe Führung einer irma im Ginne der Art. 15 und 
1 0.6. B. nicht berecbtigt erideint, wie auch aus den Des 
—— des 8.49 3. J und 4 dez a ve vom 15. März 
1883, R. G. BI. Nr. 39, ungmeifelhait hervorgeht, ſomit 
aud) die Bezeichnung diefer Geſellſchaft als Flcina in 
jubjectiver Beziehung dem Geſetze nicht entſpricht; daß dem 
Vorangeführten zufolge auf die erwähnte Geſeill jchaft nicht 
die Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches über die Handels— 
gejellicianten, gondein nur jene des 27. Hauptſtückes dez 
.b. O. B. iiber den Geſellſchaftsvertrag Anwendung finden 
fnen: daß daher die wechſelrechtliche Verbindlichkeit der 
Aecceptanten aus dem vorliegenden Accepte nach Art. 21, 23 
und 81 W. O. nur dann begründet wäre, wenn der Wechſel, 
beziehungsweiſe das Accept von ſämmtlichen Mitgliedern Der 
Geſellſchaft unterfertigt oder geſetzlich dargethan wäre, daß 
die Perſon, bon welcher das Accept herrührt, zur Acceptation 
namen3 der Geſellſchaft berechtigt war; daß weder angefiibrt, 
noch geſetzlich nachgewieſen iſt, daß das Accept von einer 
Perſon beigeſetzt wurde, welche zur wechſelrechtlichen Ver⸗ 
pflichtung der Geſellſchaft ermächtigt war und aus welchen 
Perſonen namentlich die —** beſteht; und daß ſonach 
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aus diejen Griinden gegen die Firma B. & Go. tveder der 
begebrte wechſelrechtliche Zahlungsauftrag qu erlaſſen, mod 
das wechſelrechtliche Verfahren gemäß 8. 9 der Miniftertal- 
verordnung vom 25. Jänner 1850, R. G. BL. Nr. 52, ein- 
auletten tar. 

Der a. o. Nevifionsrecurê wurde oberſtgerichtlich zurück⸗ 
gewieſen, weil jedes Gericht für die gebórige Buftelung einer 
bei demſelben eingebraditen Klage und beztehungêmeife eines 
über dtefelbe zu erlafjenden Bablungsanftrages von Amts⸗ 
megen zu forgen und dieſe Suitelung in einer Weiſe qn 
veranlaſſen bat, daß diejelbe rechtswirkſam fet, die Zuſtellung 
einer mider eine Pandlungaficma (Handelsgeſellſchaft) geridhteten 
Klage aber nur gu Ganden einer phyſiſchen, gur gerichtlichen 
Bertretung der irma berechtigten Perſon gejdeben kann um 
die Beurtheilung der Rechtswirkſamkeit einer ſolchen Zuſtellung 
von der Kenntniß abbângt, melde das angerufene Geridt 
über jene phyſiſchen Perſonen erlangt bat, denen dte Ver: 
tretung der beklagten Firma zuſteht (rt 117 9. 6.; 8. 11 
des fatjeritden Patentes vom 9. April 1782, J. G. S. Mr. 41, 
und 8. 248 a. G. D.); tveil die Errichtung der mit Der Dor: 
liegenden Klage belangten Handelsgeſellſchaft B. & Co. und 
deren Firma im QandelSregifter nicht protofollirt ift, dem 
Geridite daber dte amtlide Kenntniß der zur Vertretung diejer 
Handelsgeſellſchaft berufenen phyſiſchen Perjonen mangelt; 
meil hiernach die vorliegende Klage, jorveit diejelbe gegen die 
mebrgenannte Firma gerichtet ift, ohneweiters zurückzuweiſen 
war und Kläger deren aufrechte Erledigung nicht verlangen kann. 


Nr. 370. 
Bei der Verſchiedenheit der geſetzlichen Rehandſung des Erdredtes 
und des Rechtes auf das Einziehen einer erbloſen Berlaſſenſchaft er 
ſcheint es nicht zuſäſſtg, den zu Guuſten des Erben geftatteten Aeder 
gang eines bſos angefallenen, aber noch nicht angetretenen Erdredtes 
and qm Gunſten des zum Finziehen einer erbloſen Berſaſſenſchaft 
berechtigten Aerars eintreten qu Lafien (88. 537 und 809, 760 q. 8. 
6. R., 8. 130 Ratf. Fat. vom 9. Auguſt 1854, M. 6. BL Mr. 208). 
Entſcheidung vom 28. April 1891, 9. 4884 (womit die außerordentliche 
Reviſionsbeſchwerde der ?. k. Sinanaprocuratur gegen die gleichförmigen 
Urtheile des k. k. ftábt.-bel. Bezirksgerichtes Iglau vom 21. November 1890, 
8. 14.004, und des k. k. Oberlandesgerichtes Brünn tom 21. Jänner 1891, 
8. 544, zurückgewieſen wurde). 


Nach dem am 8. Juni 1884 ohne Teſtament verſtorbenen 
Hermann H. erſcheinen als Erben Cali B., Thereſe H., Eduard 
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R. Samuel R., ſowie Johanna H. al? Geſchwiſter desſelben 
berufen. Johanna H. ſtarb am 11. September 1887 mit 
Hinterlaſſung einer unehelichen Tochter Namens Anna H. und 
es iſt derſelben nad) threr Mutter ex lege der geſammte 
Nachlaß als Univerſalerbin angefallen. Anna H. ſtarb ohne 
Hinterlaſſung geſetzlicher Erben am 16. September 1887 und 
es hat weder dieſelbe, noch ihr geſetzlicher Vertreter die vom 
Geſetze zur Beſitznahme der Erbſchaft erforderliche Erbs— 
erklärung abgegeben. Die k. k. mähriſch⸗ſchleſiſche Finanz⸗ 
procuratur in Vertretung des Caducitätsärars nimmt unter 
Berufung auf die 88. 756, 760 a. b. G. B. den geſammten 
Nachlaß nad Anna H. als erbloſes Gut in Anſpruch, bes 
hauptet, daß dem Aerar als Rechtsnachfolger der Anna H. 
das Erbrecht zu dem geſammten Nachlaſſe der Johanna H. 
uſtehe und begehrt mit der gegen Sali B., Thereſe H., 
duard R. und Samuel R. erhobenen Klage, es werde er⸗ 
kannt, das von den Geklagten in Anſpruch genommene Erb⸗ 
recht zu dem Nachlaſſe der Johanna H. und qu dem ge 
fammten (nicht blo3 vier Fünftel⸗) Nachlaſſe des Germann H. 
bejtehe nicht zu Necht, die Geflagten feten ſchuldig, das Erb- 
recht des Merarê als Recitênadifolger der Anna H. qu dem 
Geſammtnachlaſſe der Johanna H. und qu ein Fünftel des 
Nachlaſſes des Hermann H. anzuerkennen und dte Gtreittoften 
dem Kläger zu erſetzen. 

Die erſte Inſtanz hat das Klagebegehren abgewieſen aus 
folgenden Gründen: Das Klagebegehren iſt in dem Geſetze 
nicht gegründet, weil die Frage, um welche allein es ſich in 
dieſem Streite handelt, ob nämlich auf das Aerar das der 
Anna H. angefallene, aber von ihr nicht angetretene Erbrecht 
übergangen iſt, verneint werden muß. Es iſt wohl zunächſt 
außer allem Zweifel, daß Anna H. zu dem Nachlaſſe ihrer 
Mutter als alleinige Erbin gemäß der 88. 731, 734 und 
754 a. b. G. B. berufen war und daß ihr auch gemäß 
F8. 537 und 809 a. b. G. B. das Erbrecht qu dem Nach—⸗ 
lajje nad) Hermann É. guftand. Richtig ift ferner, daß die 
Gellagten für dem Sal, als Anna H. durd den MUntritt der 
angefallenen Erbſchaft zur letzteren ſelbſt gelangt wäre, weder 
auf den Nachlaß nach Johanna H., noch auf den Nachlaß nach 
Hermann H. einen geſetzlichen Anſpruch hätten erheben können. 
Nun hatte Anna H., auf welche die Erbſchaft nad ihrer 
Mutter wie nach Hermann H. ipso jure nicht überging, durch 
die an ſie erfolgte Delation wohl die rechtliche Möglichkeit, 
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die angejallene Erbſchaft durch Ueberreichung der Erbserklä⸗ 
rung zu erwerben (88. 532 und 799 a. b. G. B.). Da aber 
Anna H. geſtorben iſt, ohne daß ſie, beziehungsweiſe ihr geſetz 
licher Vertreter die vom Geſetze zur Beſitznehmung der Erb⸗ 
ſchaft erforderliche Erbserklärung abgegeben hat, iſt die an 
Anna Q. geſchehene Delation als vereilelt anzuſehen. Dieſes 
der Anna H. zugeſtandene und von ihr nicht ausgeübte Recht 
aus der Delation könnte auf Grund der beſonderen Be 
ſtimmungen der 88. 537 und 809 a. b. G. B. blos von ihren 
Grben ausgeübt werden. Keineswegs aber ſteht dem Merar 
die Ausübung diejes Redite3 in Geltenbmadung des Geim 
fallsrechtes au, weil dem Caducitätsärar die Eigenſchaft eine 
Erben mangelt. Denn da das dem Staate gemäß S. 760 
a. b. G. B. zuſtehende Recht, erbloje Verlaſſenſchaften ein 
zuziehen, kein Erbrecht iſt, ergibt ſich nicht blos in formeller 
Beziehung aus der im 13. Hauptſtück des allg. bürg. Gejeg- 
buches getroffenen Eintheilung der Erben in ſechs Claſſen, an 
welche ſich der im 8. 760 a. b. G. B. ſtatuirte Anſpruch des 
Staates auf erbloſe Verlaſſenſchaften als weitere Claſſe an: 
reihen müßte, was nicht der Fall iſt, ſondern auch aus der 
klaren Beſtimmung des Hofdecretes vom 12. October 183, 
3. G. S. Nr. 90, wonach dem Staate in Rückſicht auf erb⸗ 
loſe Verlaſſenſchaften nur die Rechte eines redlichen Beſitzers 
und nicht die Rechte eines Erben zuſtehen und weiters aus 
der ganz verſchiedenen Behandlung eines erbloſen Nach— 
laſſes, welcher nach 8. 130 des kaiſerl. Patentes vom 9. Auguſt 
1854, R. G. Bl. Nr. 208, ohne daß eine Erbverhandlung zu 
pflegen wäre, dem Fiscus lediglich zu übergeben iſt, während 
doch zur Erlangung einer Erbſchaft aus dem Titel des Erb— 
rechtes gemäß 8. 797 a. b. G. B. die Verhandlung des Erb⸗ 
rechtes vor Gericht und die Einantwortung des Nachlaſſes 
erforderlich iſt. Mangelt nun dem Geſagten zufolge dem 
Aerar die rechtliche Erbenqualität, jo kann von einer Trans⸗ 
miſſion des Erbrechtes von Anna H. an das Aerar nicht die 
Rede ſein, weil nad 8. 537 a. b. G. B. das Erbrecht tor 
Uebernahme der Erbſchaft blos auf die Erben des Delaten 
übergeht und nach 8. 809 a. b. G. B. in dem Falle, als ein 
Erbe früher ſtirbt, als er die angefallene Erbſchaft angetreten 
oder ausgeſchlagen bat, ſeine Erben in das Recht, die Ecb⸗ 
ſchaft anzunehmen oder auszuſchlagen, treten und der Aus⸗ 
druck Erbe, d. i. derjenige, dem das Erbrecht gebührt (8. 532 
a. b. G. B.), nicht eine jo weite Auffaſſung erfahren fama, 
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daß auch der Fiscus als bloger Univerjalfuccefjor darin in⸗ 
begriffen fein ſollte. Iſt nun das Aerar nicht Erbe nad 
Anna H., ſo find die Geklagten als die gemäß 88. 731, 736 
und 736 a. b. G. B. zunächſt zur Erbſchaft nad Johanna 
H. berufenen Erben anzuſehen, und müſſen die von denſelben 
geltend gemachten Erbanſprüche als zu Recht beſtehend erkannt 
—5 was die gänzliche Abweiſung des Klagebegehrens zur 
olge hat. 

Ueber die Appellation der Finanzprocuratur hat das 
Oberlandesgericht das erſtrichterliche Urtheil aus den daſelbſt 
beigefügten, dem Geſetze entſprechenden Gründen beſtätigt und 
hinzugefügt, daß die Appellationsbeſchwerde nicht geeignet iſt, 
eine Aenderung desſelben herbeizuführen, zumal die Berufung 
der Finanzprocuratur auf den Wortlaut des 8. 730 a. b. G. B., 
wonach geſetzliche Erben zuvörderſt diejenigen ſind, welche mit 
dem Erblaſſer vermittelſt ehelicher Abſtammung durch die 
nüchſte Linie verwandt ſind, daß daher den in erſter Reihe 
geſetzten Erben zweifellos noch weitere geſetzliche Erben folgen 
mifen, von denen auch in den 88. 755 bis 760 a. b. G. B. 
die Rede ift, nicht ben Schluß zuläßt, daf das Caducitátss 
ärar auch ein gejeglicher Erbe fei, da nad; den im allg. bürg. 
Geſetzbuche zuvörderſt bezogenen Verwandten des Erblaſſers 
in den erbfähigen ſechs Linien, von denen die 88. 731 bis 
751 handeln, die weiteren ge Crben in den 88. 752 
bi3 759 angefithrt find, und erjt bei dem Nichtvorhandenſein 
aller dtejer unter den ſechs Claſſen aufgefiibrten geſetzlichen 
Erben die Verlaſſenſchaft gemáf; 8. 760 a. b. G. B. als ein 
erbloſes Gut von dem Fiscus eingezogen wird. Andy die 
Art, wie der Nachlaß als erblo3 dem Caducitátsárar im 
Ginne des 8. 130 des faiferl. Patentes vom 9. Anguft 1854, 
R. G. BI. Nr. 208, nämlich ohne Vornahme einer Erbs⸗ 
verbandlung qu ilbergeben tt, weiſt darauf bin, daß dem 
Caducitätsaärar die Eigenſchaft eines Erben nicht zukommt. 
Da nun das Heimfallsrecht des Staates kein Erbrecht iſt, der 
don der Klagsſeite bezogene 8. 537 a. b. G. B. aber den 
Uebergang des nicht angetretenen Erbrechtes ausdrücklich auf dte 
Erben einſchränkt, war die Abweiſung des Rlagebegebreng, deſſen 
Berechtigung auch nicht formell ausgewieſen iſt, gerechtfertigt. 

Der oberſte Gerichtshof bat die außerordentliche Nevis 
ſionsbeſchwerde dez Klägers bet Abgang der Borausiegungen 
des Gofdecretes vom 15. Februar 1833, J. O. S. Nr. 2593, 
zurückgewieſen. 


2b4 IV. 371. 


Mr. 371. 

Dte Soften der executivos Schäzung und Zeilbietuug vox Modifien 
genießen Bet der Bertheilnug des Meiſtbotes den Borrang (8. 4 Gel. 
vom 10. Zuni 1887, X. 6. BL. Mr. 74). 

Entſcheidung vom 28. April 1891, B. 4969. (Beitátigung des bas Decret 
bes P.T. Bezirksgerichtes Imſt tom 10. Jaͤnner 1891, 8. 3666, abinbernden 
Decrete8 des k. ?. Oberlandesgerichtes Annsbruck dom 24. Februar 1891, 
8. 1028.) 


In der Crecutionsjade des A. gegen C. murde die exe 
cutive Schätzung und Feilbietung der gepfúndeten beweglichen 
Sachen vorgenommen. Bei der am 10. November 1890 vor⸗ 

enommenen Vertheilung des Meiſtbotes verlangte A. Die 
Besandlung der für dte Schätzung und Feilbietung bezifferten 
Koſten per 32 fl. 64 kr. als Vorzugspoſt vor dem voraus— 
gebenden Pfandgläubiger B. 

In erſter Inſtanz wurde dem Begehren des A. nicht 
ſtattgegeben „in der Erwägung, daß die Priorirung des Be 
trages von 32 ff. 46 kr. als Vorzugspoſt im Geſetze nicht 
motivirt und vorgeſehen ift, vielmebr nad) Analogie des 8.9 
der Crecutiongnovelle vom 10. Junt 1887, R. G. Bl. Nr. 74, 
auch bei Mobilarerecuttonen dte Schätzungs⸗ und Teilbietunga- 
ſowie Interventionstoften nur in der Prioritát der Forderung, 
wegen welcher die Feilbietung erfolgte, qu befriedigen find”. 

Das Obergericht gab dem Recurfe de3 A. dahin Folge, 
da ein Betrag von 16 fl. 36 fr. an Koſten der Schätzung 
und Veilbietung mit Pfandvorzugsrecht liquidirt und prtorirt 
werde, und da ,in Erwägung, daß der Pfandgläubiger fid 
für feine Forderung gemã 88. 461, 464 a. b. G. 8 nur 
aus dem durch gerichtliche Feilbietung der Pfandſache erzielten 
Erlöſe befriedigen kann, dieſe Umſetzung der Pfandſache in 
Geld aber nicht ohne Koſtenaufwand für die nad den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften qu dieſem Behufe vorzunehmende Schaͤtzun 
und Feilbietung möglich iſt; in Erwägung, daß ſonach als 
reiner, eigentlicher Erlss nur jener Betrag anzuſehen if, 
welcher nach Abzug des für deſſen Erzielung nothwendigen 
Koſtenaufwandes erübrigt; in Erwägung, daß zur Tilgung 
dieſes als Maſſeſchuld zu behandelnden Koſtenaufwandes vom 
Meiſtbote vor Allem die entſprechende Tangente in Abzug 
gebracht und Demjenigen überwieſen werden muß, welcher 
den Aufwand vorſchußweiſe beſtritten hat; in Erwaͤgung, daß 
obiger Grundſatz überall dort zum Ausbruck gekommen iſt, 
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mo die Gejeggebung es unternommen hat, über die Vertheis 
lung des Meiftbotes für zwangsweiſe veriteigerte Pranbtaçen 
bejondere Vorſchriften qu exlaljen, tule dies aus 
der Concurdordnung vom Sabre 1781, 3. G a Nr. 14, 
aus 8. 11 des Hofbecretes vom 19. November 1839, 3. 6. 6. 
Mr. 388, endlich aus 8. 29 Q. 1 lit. a, 8. 31 und 38 der 
Concurgordnung vom 25. December 1868, R. G. BI. Rr. : 
vom Sabre 1869, E erjeben io mn Ermâguna, daß fid 8. 9 
de3 Gefege3 vom 20. Juni 1 887, R. 6. BI. Rr. 74, als eine 
Ausnahmsbeſtimmung darſtellt, weich⸗ nach Inhali der ver⸗ 
lautbarten Motive der geſetzgebenden Körperſchaften lediglich 
zu dem Ende in das Geſetz aufgenommen wurde, um die in 
letzterer Zeit immer häufiger vorgekommenen, gegen das 
Intereſſe der in guter Priorität ſtehenden Tabulargläubiger 
und der möglichſten Aufrechthaltung der Grundwirthſchaften 
planmãßig unternommenen executiven Verkäufe unbeweglicher 
Güter hintanzuhalten; in Erwägung, daß dieſe Beſtimmung 
vermöge dieſes fingulären Charakters nicht auf den Vorgang 
bei Vertheilung des Meiſtbotes für Mobilien angewendet 
werden kann, für welchen dieſelbe ihrem Wortlaute nach nicht 
erlaſſen wurde und dem Geſagten zufolge offenbar nicht er⸗ 
lafſen werden wollte; in Erwägung, daß nad) obigem Grund⸗ 
ſatze zwar den Kofien der Schätzung und Feilbietung, aber 
nicht auch jenen der Zureiſe des Vertreters der exequirenden 
Firma zur Tagſatzung vom 11. November 1890 ein Vor⸗ 
zugsrecht gebührt, weil von letzteren Koſten nicht behauptet 
erben tann, da Ddiejelben tm Jutereſſe auch der übrigen 
Gläubiger aufgewendet worden ſeien.“ 
Der oberſte Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe des B. 

nicht Folge und beſtätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
„in Der Erwägung, daß der 8.9 des Geſetzes vom 10. Juni 
1887 eine Ausnahmsbeſtimmung ift, welche für die Executiond= 
foften auf Beweglichkeiten nicht erlaſſen wurde, und auch nicht 
erlaſſen werden wollte, daber diejelbe auch eine analoge An- 
wendung nicht finden kann und dieſes um ſo weniger, als 
eine einſchränkende Beſtimmung eine Generaliſirung nicht 
zuläßt und aus der Beſtimmung des 8. 4 des obigen Ges 
feBeS qu entnebmen ift, ba bet der Execution auf Beweglich⸗ 
feiten vor allem Anderen die Koſten der Schätzung und eil- 
bietung zur Bejriedigung gelangen ſollen“. 
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Nr. 372. 

Bum Megrifre der , Verforgunas (88. 139 und 220 a. 6. 6. DB). 
Entſcheidung vom 29. April 1891, 3. 4787. (Beftdtigung des durch bie 
Entſcheidung vom 28. Jânner 1891, 2. 1190, dez E. k. Oberlandesgerichtes 
Prag abgeânderten Urtheiles bes k. k. Bezirksgerichtes Strakonitz vom 

9. December 1890, 8. 17. 821.) 

Dem minderjährigen Kläger A. wurde nad) feinem Bater 
ein Erbtheil im Betrage don 615 fl. 88 tr. bemeſſen und 
auf der Realität der Cbelente B. pfandrechtlich ſichergeſtellt; 
dieſes Erbtheil jolite aber erft bet Verjorgung oder Groß—⸗ 
jährigkeit des A. gablbar merden. Nach dem von der Ge- 
nofjenicdaft der Vaufleute unterm 4. Jänner 1889 ausgeftell- 
ten Lehrbriefe wurde der minderjábrige A von der Lehre 
[eeigeiproden und als ordentlicher Commis anempfoblen; am 
1. Geptember 1889 trat A. die Gtelle al3 Kaufmannscommis 
thatſächlich an, weshalb die Bormundidaft desſelben mit 
Klage vom 8. Juni 1890 die Zahlung des Erbtheiles begehrte. 
Die Geklagten B. wendeten ein, daß mit Rückſicht auf die 
letztwillige Anordnung des Vaters des minderjährigen M. die 
Falligkeit des in Rede ſtehenden Erbtheiles noch nicht einge⸗ 
treten ſei, da A. erſt dann als verſorgt anzuſehen ſei, wenn 
er No felbititândig ein Kaufmannsgeſchäft eingeriditet Baben 
werde. 

Das Gericht erſter Inſtanz gab dem Klagebegehren aus 
folgenden Gründen ſtatt: Die Erbtheilungsurkunde beſtimmt, 
daß der Eigenthümer des Pfandgutes verpflichtet iſt, bem Erb⸗ 
theil bet Verſorgung oder Großjährigkeit des A. auszuzahlen. 
Hieraus folgt, daß dieſe Verſorgung auch dor erreichter phyſiſcher 
Großjährigkeit eintreten könne. Weil der Begriff der Ber 
ſorgung mit nichts näher begrenzt erſcheint, jo iſt dieſe er- 
forderliche Verſorgung als bloße Lebensverſorgung qu betrach⸗ 
ten, nämlich ſolche, welche dem Berechtigten die Möglichkeit 
bietet, aus eigener Kraft, ohne Beihilfe ſeiner Angehörigen, 
ſich zu ernähren und ſich ſelbſt die Lebensbedürfniſſe zu ver⸗ 
ſchaffen. Folgerichtig muß daher der minderjährige A. als 
verſorgt angeſehen werden, nachdem er für Dienſte, zu denen 
er die erforderlichen Fähigkeiten ſchon erlangte, außer der 
vollkommenen Verſorgung, das iſt Koſt und Wohnung, auch 
noch beſonderen Lohn erhält, und nachdem es ihm auch mög⸗ 
lich iſt, den Dienſt ſelbſt zu wählen, in den Dienſt zu treten 
oder im qu kündigen. Ebenſo ift das Verhältniß zum Prim⸗ 
cipal durch beſondere geltende Geſetze geregelt. Es theilt 
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demnach das Geridt nicht die Anſicht der Geklagten, daß der 
minderiábrige Kläger A. erſt dann als verjorgt anzuſehen 
ſei, wenn er ſich —— ein Kaufmannsgeſchäft einge⸗ 
richtet haben werde. Daß auf die Errichtung eines ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gewerbes bei der Beſtimmung der Bedingung der 
Verſorgung bet der Abhandlung der Verlaſſenſchaft nicht eins 
mal gedacht worden iſt, geht ganz ſicher daraus hervor, daß 
der minderjährige A. die Verſorgung von erreichter Groß⸗ 
jährigkeit erlangen konnte und daß nad den auch damals 
beſtandenen Verhältniſſen die Erreichung eines ſelbſtſtändigen 
Gewerbes faum vor erreichter phyſiſcher Grobjábrigteit 35 
denken ließ. Der Umſtand, daß dem minderjährigen A. durch 
ſeinen Principal der Dienſt gekündigt werden könne und er 
demnach um ſeinen Poſten kommen könne, ändert nichts an 
der Sache, entſcheidend iſt, daß er nach ſeinen erworbenen 
Kenntniſſen zur Bekleidung der Stelle befähigt wurde und 
auf dieſer Grundlage eine ſolche Stelle ſchon erlangte. Er 
ſteht in demſelben Verhältniſſe, wie z. B. der Staats⸗ oder 
Privatbeamte. Niemand wird den Staatsbeamten deshalb 
als nicht verſorgt anſehen, weil er aus dem Dienſte ent⸗ 
laſſen werden kann. Dies würde der allgemeinen menſch⸗ 
lichen Anſchauung zuwiderlaufen und dieſe Anſchauung iſt 
entſcheidend bei der Auslegung des Begriffes der Verſorgung. 
Daß dieſe Auslegung die richtige iſt, haben überdies zwei 
Gerichts⸗Sachverſtändige des Handelsfaches bekräftigt. Es 
erlangte deshalb das Gericht die Ueberzeugung, daß die Ver⸗ 
ſorgung des minderjährigen A. ſchon eingetreten iſt und daß 
deshalb auch die Zahlbarkeit ſeines Erbtheiles eintrat, gu 
deſſen Bezablung die Geklagten verpflichtet find. .. 
Ueber die Appellationsbeſchwerde der belangten Eheleute 
B. hat die zweite Inftanz das Urtheil der erjten Inſtanz 
abgeúândert und qu Recht ertannt: Die Klage werde für der⸗ 
geit abgewieſen. Gründe: Gemäß der Uebergabêurtunde vom 
28. December 1872, B. 7175, auf welche ſich das Rlage- 
begebren griindet, ift das Erbtheil des minderjährigen Klägers 
in der Summe von 615 fl. 88 fr. auf der Mühlrealität 
NG. 16 in T. einverleibt und bei deſſen Verjorgung oder 
Grobiúbrigteit gablbar. Der erſte Richter erachtet diejen Erb⸗ 
theil für gablbar, tveil der minderjábrige A. das Kaufmanns⸗ 
gewerbe erlernte und nun als Kaufmannsgehilfe in der Hand⸗ 
Lung des N. im N. beſchäftigt ift, in welcher Stellung ſich 
derſelbe ohne Unterſtützung ſeiner Angehörigen ſelbſt ernaähren 
17 
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und feine Lebensbedürniſſe verſchaffen könne, und daß dem 
nach der minderjährige A. auf dieſe Art die Verſorgung er⸗ 
langte. Allein abgeſehen auch hievon, daß nach der gewöhn⸗ 
lichen Auslegung am Lande unter dem Worte „Verſorgung“ 
nur das verſtanden wird, wenn der Sohn vor erreichter 
Großjährigkeit ſich den eigenen Haushalt gründet oder die 
Tochter ſich verehelicht und auf dieſe Art der Sohn oder die 
Tochter ſich verſorgt, kann das Erlernen des Kaufmanns⸗ 
gewerbes und der Dienſtantritt als Kaufmannsgehilfe im ge⸗ 
ſetzlichen Sinne auch deshalb als Verſorgung nicht angeſehen 
werden, weil dem minderjährigen Kläger hiedurch nur die 
Möglichkeit erſchloſſen iſt, daß er ſich ſelbſt ernähre, derſelbe 
aber auf dieſe Art im einen ſteten und dauernden Erwerb⸗ 
ſtand noch nicht eingeführt erſcheint; denn wie aus ben Be 
ſtimmungen der 88. 166, 170 und 171 a. b. G. B. hervor⸗ 
geht, unterſcheidet das Geſetz zwiſchen der Ernóbrung und 
der Verjorgung, beide dieje Begriije find daber nicht identiſch 
und die bloge Ernährung noch nidt Verjorgung, ſondern 
erfolgt dteje erft dann, wenn fie Deftândig und dauernd iſt. 
Dieſes letztere läßt fid) aber von der Gtelung eines Hand: 
lungêgebtifen nicht bebaupten, denn ſein Verhältniß zu dem 
Beſitzer des Handlungsgeſchäftes kann jederzeit aus zu fälligen 
Gründen ohne ſein Zuthun geändert und aufgelöſt werden. 
Im Hinblicke auf die Beſtimmungen des VI. Capitels der 
Gewerbeordnung (kaiſ. Patent tom 22. October 1859, R. E. 
BI. Nr. 227), detreienb die rechtlichen Verhältniſſe zwiſchen 
den ſelbſtſtändigen Gewerbsleuten und ihrem Hilfsperſonale, 
kann hierüber kein Zweifel obwalten, daß der minderjährige 
Kläger erſt dann als verſorgt angeſehen werden muß, wenn 
er das Gewerbe, welches er erlernte, als ſelbſtſtändiger Ge 
werbsmann betreiben wird, und die zweite Inſtanz vermag 
daher der Anſicht der Vorſtehung des Handelsgremiums ix 
N. und dem Gutachten der Sachverſtändigen, daß der minder⸗ 
jährige Kläger mit ſeiner gegenwärtigen Stellung als Hand⸗ 
lungsgehilfe ſeine Verſorgung ſchon erreichte, nicht zuzu⸗ 
ſtimmen und dies um fo weniger, als die Klagsſeite midi 
einmal die Bedingungen, unter welchen der minderjährige 
A. im das Dienſtverhältniß als Handlungsgehilfe eimtrat, 
angegeben hat. Nach dem Gejagten ift daber die Be 
bingung, unter welcher das eingeflagte Capital zahlbar wird, 
o eingetreten und ftelt fi demnad die Klage als vers 
ar. 


IV. 372. 269 


Ueber Reviſionsbeſchwerde des Klägers Bat der oberſte 
Gerichtshof das oberlandesgerichtliche Urtheil abgeândert und 
jemes Der eriten Inſtanz tviederhergeitelt. Griinde: Die 
„Verſorgung“ einer Perjon ijt kein allgemein feftitebender 
Begriff, die Frage, ob eine beſtimmte Perjon als „verſorgt“ 
angujeben jei, iſt vielmehr nad ibren ſpeciellen Verhältniſſen 
zu beurtheilen, mobei zur Grundlage der Erwägungen die 
Mefiimmungen der 88. 139 und 220 a. b. G. B. zu nebmen 
jind, melden gemäß die Eltern verpflichtet find, durch Unters 
richt in nitgliden Nenntnifjen den Grund gur künftigen Wohl⸗ 
fahrt ibrer Kinder qu legen, und zur Verfegung ihrer 
Sinder in einen fortdauernden Rabrungsitand, eventuell auch 
deren Stammvermögen angegriffen merden darf, jo ba im 
Allgemeinen gejagt werden kann, ein Kind fei dann verjorat, 
menu es in einen fortdauernden Nahrungsſtand verjegt murde. 
DaB aber ein fortbauernder Nahrungsſtand von dem Vez 
triebe eines jelbititândigen Unternegmens nicht abhängig iſt, 
bedarj mit Rückſicht auf alltägliche Erfahrung keiner náberen 
Crórterung. — Uebergehend auf den voritegenden Fall, jo 
iſt qu beriidiidtigen, da nad dem Bater des Klägers, dem 
Müller W. H., ſechs Söhne, darunter der Rláger al3 jüngſter, 
verblieben, daß für jedes Kind ein — vorlaͤufig unverzins⸗ 
licher — Erbtheil von 615 fl. 88 fr. ermittelt und die Witwe 
als Uebernebmerin der in die Verlaſſenſchaft gehörigen Hälfte 
der Mühle und Grundſtücke verpflichtet wurde, die Mühle, 
falls ſie dieſelbe nicht verkaufen ſollte, einem der hinterblie— 
benen Söhne zu übergeben. Schon hieraus ergibt ſich, daß 
die erblaſſeriſchen Söhne an die Ergreifung verſchiedener Be— 
rufe angewieſen waren, von denen nicht jeder zur Selbſt⸗ 
ſtändigkeit qu führen geeignet iſt; es wurde auch die Fällig— 
keit und Verzinslichkeit der Erbtheile nicht von der Grreichung 
der Selbſtſtändigkeit, ſondern von der Verſorgung oder Groß⸗ 
jährigkeit der einzelnen Erben abhängig gemacht. Aus dem 
Gegenſatze von Verſorgung und Grobjábrigteit ergibt ſich, 
daß angenommen wurde, es könne die Verſorgung auch vor 
der Großjährigkeit erfolgen und auch hieraus iſt zu folgern, 
daß im vorliegenden Falle die Begriffe „Verſorgung“ und 
„Selbſtſtändigkeit“ einander nicht gleichgeſtellt werden dürfen. 
Denn die Selbſtſtändigkeit ſetzt in der Regel einen Fond vor⸗ 
aus; daß dieſen ein Mann vor erreichter Volljährigkeit ſelbſt 
erwerbe, kann aber nur als lei feltene Ausnahme gelten, 
auf den Erbtheil von 615 fl. 88 fr. könnte aber, wenn der 
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Auffaſſung der Geklagten und des Oberlandesgerichtes bei⸗ 
gepflichtet wurde, kein Bedacht genommen werden, da dieſer 
ja nad dieſer Anſchauung erſt nach bereits erlangter Selbſt⸗ 
ſtändigkeit zahlbar wäre, ſomit zur Begründung der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit nicht mit herangezogen werden könnte. Was aber 
die Ausbiſdung des Klägers zum Handelsgehilfen betrifft, jo 
muß dieſe ſchon an und für ſich und insbeſondere mit Rüd⸗ 
ſicht auf die Familien- und Vermoögensverhältniſſe desſelben 
als vollkommen geeignet angeſehen werden, den minder⸗ 
jährigen A. in einen fortdauernden Nahrungszuſtand zu ver⸗ 
ſetzen, welche Anſicht offenbar auch die Vormundſchaftsbehörde 
des minderjährigen Klägers theilt, indem ſie die Bewilligung 
zur Einklagung ſeines Erbtheiles gab. Mit der Beendigung 
der kaufmaͤnniſchen Lehrzeit und Antritt eines Gehilfen⸗ 
(CGommiê-) Poſtens iſt der Klager als verſorgt anzuſehen und 
die Verzinslichkeit und Fanigreit ſeines Erbtheiles, daher 
auch die Verbindlichkeit der Geklagten zur Zahlung einge 
treten, und es wird dieſe dadurch nicht etwa wieder behoben, 
daß der Kläger allenfalls im Augenblicke ohne Stellung ift 
Ob aber die Vormundſchaftsbehörde die Verwendung des 
Erbtheiles für ben Kläger geftatten oder aber vorläufig die 
neuerliche, jedenfalls verzinsliche Anlegung desſelben ver⸗ 
ordnen werde, iſt für die Beurtheilung der Zahlungsverbind⸗ 
lichkeit der Geklagten unentſcheidend. Aus dieſen Gründen 
E der Reviſionsbeſchwerde des Klägers ftattgugeben und in 

bânderung des oberlandesgerichtlichen Urtheils jenes der 
erſten Inſtanz qu beſtätigen. 


Nr. 373. 
Die vem Frovocaten eingebrachte, als Einrede bezeichnete Mecut- 
wortung der ihm gemäß 8. 68 mit Sestrâsgeridtitgem Feſcheide 
rechtskräftig zugeſtelten AnfforderungsRiage iſt auch ſeitens des 
Vezirſisgerichtes um die Repliß qu veſcheiden (88. 69, 70 4. 6. 0.). 
Entſcheidung vom 29. April 1891, 8. 5021. (Abânderung der gleichförmigen 
Decrete des k. E. Bezirksgerichtes Rakonißz vom 25. Jâmner 1891, 8. 338, 
und des ?. E. Dberlandesgeridtes Prag vom 8. Maͤrz 1891, B. 5877.) 

M. bracdite gegen B. wegen eines beabſichtigten Baues 
eine Aufforderungsklage ein, welche vom Bezirksgerichte mit 
Beſcheid vom 3. AuguR 1890 dem Gegner zur Veantivortung 
augemittelt wurde; B. brachte mehrere —28 — eim, ilber 
welche A. ſich nicht duperte. Als B. am 10. Janner 1891 
die Cinrede auf die Aufforderungsklage, morin er dieſelbe 
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als unzuläſſig erklaͤrte, einbrachte, wurde tn erfter Inſtanz 
eine Tagſatzung zur mündlichen Verhandlung angeſetzt und 
wurden beide Theile unter ben Rechtsfolgen des 8. 29 a. G. O. 
vorgeladen. 

Dem von B. eingebrachten Recurſe, in welchem er vor⸗ 
brachte, daß ſeine Einrede hätte dem Gegner zur Replik⸗ 
erſtattung zugewieſen werden ſollen, wurde vom Obergerichte 
nicht Folge gegeben, weil nach 8. 15 lit. a a. G. O. bei 
einem Bezirksgerichte mündlich zu verfahren iſt, und die 
einzige Ausnahme hievon der Rechnungsproceß bildet; weil 
ſonſt auf dem Lande nur dann ſchriftlich verfahren werden 
kann, wenn ſich beide Theile auf das ſchriftliche Verfahren 
einigen, was im Protokolle der erſten Tagſatzung angemerkt 
werden muß (Reſol. vom 11. September 1784, J. G. S. 
Nr. 335); weil die Anordnung einer pa über die Auf⸗ 
forderungsklage behufs Beantwortung derſelben gegen das 
Gefetz verſtoßen haben würde, demzufolge (8. 69 a. G. O.) 
dem Aufgeforderten hiezu eben jene Friſt qu beſtimmen iſt, 
welche infolge des 8. 35 a. G. O. einem Geklagten zur Grs 
ſtattung der Einrede beſtimmt werden ſoll, welche Friſt nach 
8. 6 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. BI. Nr. 69, 
verlângert werden fann; meil aus dem Umſtande daher, dab 
der Aufjorderer iiber die Friſtgeſuche des Anfgeforderten fid) 
geäußert, begto. nicht geäußert bat und die begebrten Friſten 
rechtskräftig bewilligt worden find, nidit geſchloſſen merden 
kann, daß die Parteien ſich auf das ſchriftliche Verfahren 
geeinigt haben, wobei bemerkt wird, daß die Aufforderungs⸗ 
klage vom 30. Juli 1890 dem Gegner keineswegs um die 
binnen 45 Tagen zu erſtattende Einrede zugefertigt wurde, 
ſondern daß gemäß 8. 68 a. G. O. dem Aufgeforderten auf⸗ 
getragen wurde, daß er die ihm angeſchuldete Berühmung 
beantworten ſolle, wozu tbm nad 8. 69 a. G. O. jene Friſt 
beſtimmt wurde, welche nad 8. 35 a. G. O. einem Geklagten 
zur Erſtattung der Einrede zu beſtimmen iſt, und weil die 
vom B. als Einrede bezeichnete Eingabe vom 10. Jänner 
1891 eben jene Beantwortung der Aufforderungsklage enthält. 

Der oberſte Gerichtshof gab dem a. o. Reviſionsrecurſe 
des B. ſtatt und änderte die beiden unterrichterlichen Er⸗ 
ledigungen dahin ab, daß die Einrede des B. dem Kläger 
um feine qu erſtattende Replik zuzuſtellen jet; dies „in Grs 
mágung, daf iiber eine Aufforderungsklage bezüglich eines 
vorgunebmenden Baues nad; den Bejtimmungen des Schluß—⸗ 
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fates des 8. 72 a. G. D. mie in dem etgentiiben Auffor⸗ 
derungsproceſſe qu verfabren tit; da 8. 69 a. 6.00. blos von 
der drift handelt, melde dem Anfgeforberten ur Beantivortung 
der Aufforderungsklage, beziehentlich zur Einbringung der auf: 
geforderten Rage eingeráumt merden muß; daß gufolge S. 70 
a. G. 9. über die Veantwortung der Aufforderungsklage wie 
mit jeber anderen Ginrede qu berfabren ift; daß mit dem 
über die Aufforderungsklage des A. ergangenen Beſcheide vom 
3. Auguſt 1890 das ordentliche ſchriftliche Berfabren einges 
leitet murde, und daß dieſer Beſcheid tn Rechtskraft erwachſen 
iſt, daher der belangte B. ein Proceßrecht erlangt hat, daß 
dieſe Rechtsangelegenheit nad) den für das ſchriftliche Ver—⸗ 
fahren geltenden Vorſchriften verhandelt und durchgetahet 
werde; in Erwägung, daß es aus dem vorgenannten Grunde 
auch nicht angeht, tm Hinblicke auf 8. 15 a. G. O. und auf 
8. 1 des Gejebes vom 16. Mat 1874, NR. G. BI. Nr. 69, 
dermal den iiber die Aufforderungsklage ergangenemn und 
rechtskräftig gewordenen Beſcheid rückſichtlich ſeiner Richtig⸗ 
keit und Geſetzmäßigkeit einer Ueberprüfung zu unterziehen; 
daß der Geklagte B. in ſeiner als Einrede bezeichneten Be— 
antwortung im vorliegenden Falle die Aufforderungsklage 
für ganz unzuläſſig erklärt, ſomit es ſich um die Entſcheidung 
der Frage handelt, ob der Aufgeforderte ſchuldig ſei, das 
fragliche Recht zu erweiſen; in Erwägung endlich, daß mit 
Rückſicht auf das über die Aufforderungsklage rechtskräftig 
eingeleitete ſchriftliche Verfahren dieſe Einrede um die Replifk 
au beſcheiden iſt“. 


Nr. 374. 
Es ift ungerechtfertigt, die auf Grund eines mit der Firma acceptirten 
FWechſels ſowohl gegen dieſe als auch gegen deren derzeitigen Inhabder 
eingebrachte Klage gegen erſtere aufrecht, gegen lezteren aber abweis- 
lich qu erſedigen; ein beſonderer Zahlungsauftrag iſt jedoch gegen 
den Sirmainhaber nicht qu erlaſſen (art. 21 98. O.; 15, 22 d. 6.: 
8. 248 q. 6. 0.). 
Entſcheidung vom 29. April 1891, 8. 5139. (Abânderung der gleichlantenden 
Beſcheide de ?. k. Handelsgerichtes Wien vom 4. Mira 1891, B. 35.284, 
und bes f. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 23. März 1891, B. 3846.) 


Ueber die vom A. mider die regiftrirte Firma B., re 
ipective deren Inhaber C., pto. Bablung einer Wechſel⸗ 
forderung ilberreichte Klage wurde der Firma B. als Accep- 
tant des im Original beigebraditen, laut Proteſtes micht eins 
gelöſten Wechſels die Zahlung des eingeklagten Betrages 
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binnen drei Tagen Dei wechſelrechtlicher Execution aufgetragen; 
inſoferne das Klagebegehren auch gegen den derzeitigen Firma⸗ 
inhaber C. gerichtet war, wurde aber dasſelbe von den Rich⸗ 
tern erſter und zweiter Inſtanz in der Erwägung abgewieſen, 
daß die Wechſelklage gegen C., als Acceptanten des Rlages 
wechſels, gerichtet iſt; die Frage aber, ob Jemand als Accep⸗ 
tant eines Wechſels anzuſehen ſei oder nicht, lediglich nach 
dem Inhalte des Wechſels beantwortet werden kann, und in 
dem gegenwärtigen Falle mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
des Art. 21 W. O. verneint werden muß, weil C. in dem 
Klagewechſel weder als Bezogener benannt wird, noch als 
Acceptant ſeine Annahmeerklaärung abgegeben oder ſeine Unter⸗ 
ſchrift auf die Vorderſeite des Wechſels geſchrieben hat, die 
Zahlungsverpflichtung des C. daher auf dem Wechſel nicht 
erſichtlich iſt. — In dem dawider überreichten a. o. Reviſions⸗ 
recurſe führt Kläger aus: Die Firma ſei nur der Name, 
unter welchem der Kaufmann ſeine Geſchäfte betreibt und 
ſeine Unterſchrift abgibt (Art. 16 H. G.); nach Art. 16 ibid. 
könne ein Kaufmann nur ſeinen Familiennamen als Firma 
führen; im Beſtande der abweislichen Beſcheide könnte der 
Art. 22 ibid. benützt werden, um die unbeſchränkte Haftpflicht 
zu umgehen; es wäre dem Geſetze nicht entſprechend, der 
Firma die Zahlung aufzutragen und den eigentlich Vero 
pflichteten davon loszuzählen; würden die angejodtenen Be⸗ 
ſcheide beſtätigt werden, könnte die Forderung des Klägers 
trotz Vorhandenſeins anderer Befriedigungsobjecte Gefahr 
laufen, unbedeckt zu bleiben. 

In Stattgebung des a. o. Reviſionsrecurſes fand der 
oberſte Gerichtshof unter Abänderung der angefochtenen Bes 
ſcheide zu entſcheiden, daß in der bezuͤglichen Zahlungsauflage 
ein beſonderer Ausſpruch über die Zahlungsverpflichtung des 
Firmainhabers nicht ergeht; denn in dem Erkenntniſſe über 
eine Wechſelklage iſt ſachgemäß und nach Vorſchrift des 
8. 248 a. G. O. der Wechſelverpflichtete unter der aus dem 
Wechſel erſichtlichen Bezeichnung anzuführen; es hat aber 
darin nicht auch der Ausſpruch Platz zu finden, wer etwa 
auf Grund der Eintragungen in das Handelsregiſter der durch 
die Firmazeichnung Verpflichtete iſt. Dem Wechſelgläubiger 
geſchieht hiedurch an ſeinen Rechten kein Abbruch, da er bei 
allfälliger Executionsführung auf das Vermögen des Firma⸗ 
inhabers die diesfällige Eigenſchaft desſelben nachzuweiſen in 
der Lage iſt. Anderſeits war aber der Ausſpruch der Unter⸗ 
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gerichte, daß das Klagebegehren gegen den Firmainhaber ab⸗ 
gewieſen werde, ungerechtfertigt, weil letzterer nach Art. 15 
H. G. durch die unter der Firma abgegebenen Erklärungen 
verpflichtet wird und es daher nicht angeht, auszuſprechen, 
daß die Firma zu zahlen ſchuldig jet, der Firmainhaber 
jedoch nicht, wonach in Anwendung des Hofdecretes vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, lediglich qu erkennen 
mar, daß ein beſonderer Zahlungsauftrag gegen den Firma—⸗ 
inhaber nicht erlaſſen wird. 


Nr. 375. 

Zulaͤſſtgheit der Grecutionsfifruna auf eine Aorderung, welche dem 
Grecuten gegen den Gaequenten angedlich zuſteht und deren Feſtand 
etzterer Sefireitet (8. 421 w. q. 6. 0.). 

Entſcheidung vom 29. April 1891, 8. 5148. (Beſtätigung bes Beſcheides des 
k. k. ftábt.-bel. Bezirksgerichtes Salzburg vom 17. Februar 1891, 8. 2045, 
Abänderung der Erledigung bes k. E. Dberlandesgeridtes Wien vom 2. April 
1891, 8. 4250.) 


In der Rechtsſache der Glifabeth Mr. gegen Joſeph R. 
bat Qebterer über eingetretene Rechtskraft de3 Urtheiles Man- 
gels Sablung zur Dedung feiner Roftenforbderung per 73 fl. 
2 tr. um die executive Pfändung jener angebliden Forderung 
von 108 fl. ſ. N. G., welche die Klägerin Elifabeth M. gegen 
ibn mit Klage vom 6. Mai 1890, 3. 6266, geltend gemadt 
bat, angeſucht. 

Das ſtädt.⸗del. Bezirksgericht Salzburg bat dem Geſuche 
ſtattgegeben und den Vollzug der Pfändung verordnet. 

Ueber Recurs der Eliſabeth M. hat das Oberlandes⸗ 
gericht Wien das Executionsgeſuch des Joſeph R. abgewieſen, 
weil Privatforderungen eines Schuldners zwar ohne Rüchſicht 
darauf, ob ſie liquid oder nicht liquid, und ton der Ent- 
ſcheidung eines Proceſſes abhängig find, tm Execution gezogen 
werden können, die Executionsführung aber nur auf ſolche 
Forderungen als zuläſſig angeſehen werden kann, welche der 
Schuldner gegen dritte —** E ftellen bat, wie aus der 
Faſſung des 8. 421 w. q. G. O. und aus der Erwägung 
hervorgeht, daß die Forderung des Executen, wenn fie durd 
richterliches Urthetl fiir liquid anertannt würde, ſich Don 
felbft mit jener des Executionsführers nad) 8. 1438 a. b. 
6. B. compenfirt, und weil die in Frage ſtehende Forderung 
um jo tveniger als eim Crecutionsobject angeſehen 
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fann, alê jje vom Executionsführer ſelbſt nur al3 eine angeb⸗ 
liche bezeichnet wird. 

Der oberſte Gerichtshof bat dem Reviſionsrecurſe des 
Joſeph R. ſtattgegeben und den erſtrichterlichen Executions⸗ 
beſcheid wiederhergeſtellt in der Erwägung, daß kein geſetz⸗ 
liches Hinderniß beſteht, die Execution auch auf ſolche For⸗ 
derungen zu führen, deren Rechtsbeſtand beſtritten iſt, indem 
auch beſtrittene Forderungen Gegenſtand von Verträgen ſein 
können und ihnen nicht ohneweiters jeder Verkehrswerth ab⸗ 
geſprochen werden kann; in der Erwägung, daß derzeit von 
einer Compenſation der beſtrittenen Forderung der Klägerin 
an den Geklagten mit der richtigen und executionsfähigen 
Forderung des Geklagten an die Klägerin im dintuiae auf 
die 88. 1438 und 1439 a. b. G. B. nicht die Mede ſein kann, 
der Umſtand aber, daß in der Folge, wenn die ſtreitige 
Forderung der Klägerin im Proceßwege als liquid anerkannt 
werden ſollte, eine Compenſation eintreten würde, der der⸗ 
zeitigen Executionsführung auf dieſelbe nicht entgegenſteht, 
und in der Ermigung, daf; der 8. 421 m. q. 6. O. nur 
überhaupt die Zuläſſigkeit der executiven Pfändung don For⸗ 
derungen (neben der tn den 88. 415 bis 420 ebenda er⸗ 
wähnten executiven Einantwortung) normirt und den ge⸗ 
wöhnlichen Fall im Auge hat, wo die Execution auf die 
Forderung des Executen gegen einen Dritten geführt wird, 
daraus aber nicht gefolgert werden kann, daß die Execution 
auf eine vom Executen gegen den Exequenten ſelbſt geltend 
gemachte Forderung unſtatthaft ſei. 


Nr. 376. 
Die ven der Gemeinde fiquidirten Aiethzinsumſlagen genießen nicht 
das geſetzliche Pfandrecht mit dem Sorredte vor allen Kypotheſar⸗ 
glaͤus igern. Derlei Amlagen find nad) der FJabufarpriorität yu collo 

ciren (Koſdecret vom 4. Jãũnuer 1836, 3. 6. 5. Ar. 113). 
Entſcheidung vom 5. Mat 1891, 8. 4331 (wonach die den Beſchluß bes k.t. 
Landesgerichtes Lemberg vom 16. November 1889, 3. 84.897, abändernde 
Entſcheidung des k. E. Oberlandesgerichtes Lemberg vom 5. Auguſt 1890, 

8. 14.255, beftátigt wurde). 

Bezüglich der Vertheilung des Kaufpreiſes der im Exe⸗ 
eutionswege veräußerten Nealitãt Nr. . . im Qemberg wurde 
untecm 16. November 1889, 9. 34.379, dte Zahlungsord⸗ 
nung erlaffen und unter Anderem die von der Gemeinde Tis 
quidirten Miethzinsumlagen in den Betrágen per 16 fl. 23 fr. 
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und 2 fl. 61 tr. ſammt Liquidirungskoſten per 4 fl. 26 tr. 
vor allen Hypothekargläubigern collocirt, weil nad) dem Hof⸗ 
decrete vom 4. Jänner 1836, 3. 6. S. Rr. 113, den Ge 
meindezujcdlúgen o Sleishes Vorrecht mit den fandesfiici 
den Gteuern zuſteht 

Die zweite Inftanz hat über den Recurs des Executions⸗ 
führers den obbezeichneten Abſatz der Zahlungsordnung dahin 
abgeändert, daß dieſe Miethzinsumlagen nad) der ihnen zu— 
ſtehenden Tabularpriorität am zehnten, rückſichtlich am eilften 
Platze zur Zahlung aus dem Kaufpreiſe angewieſen werden, 
weil die Miethzinsumlagen, welche der Miether dem Eigen⸗ 
thümer der Realität qu entrichten Dat, rein privater Natur 
ſind und denſelben die im Hofdecrete vom 4. Jänner 1836, 
J. G. S. Nr. 113, vorgejegene Priorität vor allen Hypo 
thekargläubigern nicht zukommt. 

Dem dagegen don der Stadtgemeinde Lemberg úber: 
reichten ordentlichen Reviſionsrecurſe bat der oberſte Gerichts⸗ 
hof in der Erwägung, daß dieſe Umlagen nicht einen Zu— 
ſchlag qu der Hauszinsſteuer bilden, ſondern nur die Mieth— 
parteien treffen, dieſelben daher nicht die Natur einer von 
der Realität zu entrichtenden Gemeindeumlage haben, tnelier 
im Ginne des Hofdecretes vom 4. Jänner 1836, 6. 6 
Pr. 113, das gefeblide Bjandredt mit dem Vorrechi por 
den Hypothetarglaudigern zuſtehen würde, keine Folge gegeben, 
und die Entſcheidung des Oberlandesgerichtes im dem an 
gefochtenen Abſatze beſtätigt. 


Nr. 377. 
Wechſel, welche der RNânfer von Waaren dem Verfläufer zur Peduns 
des Kaufpreiſes behändigt, Segriinden Reixe Movation der Aorderung, 
fondern find lediglich RZeweisurkunden tm Sinne des G. 1379 a. 6. 
6. é. Der Verhânfer iſt mit MARAG anf die Feſtimmungen des 
8. 1428 0.6. 0. MB. und Art. 83 W. O. nur Seredtiat, gegen Mid: 
fleſſung der wenngleich verjaährten Wechſel die Zahlung des Renf- 
preiſes vom Aãñufer ju verlangen. 
Entſcheidung vom 12. Mai 1891, 8. 4595. (Beititigung bes Urtheiles des 
k. 7. Oberlandesgerichtes Wien vom 24. Februar 1891, 8. 16.900, womit 
das Urtheil bes k. k. Handelsgerichtes Wien vom 4. November 189, 
8. 97.567, abgeândert tuurde.) 


Meber die Klage dez M. gegen B. auf Sablung ton 
354 fl. 3 tr. ſ. M O. für gelteferte Waaren bat das Handels⸗ 
gericht Wien den Zuſpruch des eingellanten Betrages c. 8. c. 
don dem Erfüllungseide des Klägers abhängig gemacht, „daß 
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er nad) erfolgter Difjolution der Geſellſchaftsfirma C. daz 
unter diejer Firma betriebene Geſchäft unter feiner, des 
Klägers, Firma toeitergefibrt und ſämmtliche Activen und 
Paſſiven der irma 6. ibernommen babe.” Qn den Gründen 
wird Nachſtehendes ausgeführt: Der Kläger bat behauptet, 
daß Gellagter von der Firma C. Waaren bezogen, derſelben 
den eingetlagten Betrag als Kaufpreis ſchuldig geworden fei 
und daß er (Rlúger) das Geſchäft der Firma 6. in der in 
obigem Eide angegebenen Art libernommen babe, daber der 
Geklagte ihm den eingellagten Betrag ſchulde. Der Geflagte 
mendete eim, daf von ihm zum Begleiche der Kaufſchillings⸗ 
jorderung der Firma C. im urſprünglichen Beirage von 
004 fl. 3 fr. ein ober mebrere Accepte al3 Bablung gegeben 
und don der genannten Firma aud) als Zahlung angenommen 
worden ſeien. Dieſe Einwendung iſt jedoch binfállia, da Ses 
klagter ſelbſt nicht behauptet, daß er die von ihm der Firma 
C. gegebenen Wechſel auch eingelöſt und bezahlt hat, da die 
Wechſelforderung gegen ihn wegen der mittlerweile ein⸗ 
getretenen Verjährung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, und der nach Art. 83 W. O. fortbeſtehende Anſpruch 
gleichbedeutend iſt mit der Forderung auf Zahlung der Kauf⸗ 
ſchillingsſumme für die zugeſtandenermaßen gelieferten Waaren. 
Es mar fomit, da der unbedenkliche Zeuge D. die obige Ges 
ſchäftsübernahme dez Rlágera beftátigte, beim Widerſpruche 
dieſes Umſtandes von Seite de3 Geflagten die hergeſtellte 
balbe Probe durdy den Erfüllungseid qu ergângen und der 
Zuſpruch des eingeklagten Betrages, gegen deſſen Höhe feine 
ido erhoben wurde, von diejem Cide abhängig qu 
machen. 

Ueber Appellation des Geklagten hat das Oberlandes⸗ 
gericht das erſtrichterliche Urtheil abgeändert und den zuſrrug 
des Klagsbetrages davon — gemacht, daß 1. Kläger 
den in erſter Inſtanz zugelaſſenen Erfüllungseid ablegt, und 
2. der Geklagte den zurückgeſchobenen Haupteid dahin: „daß 
er, Geklagter, über den Kaufſchilling von 504 fl. 3 kr. für 
die von ihm im Jahre 1878 von der Firma C. gekauften 
Waaren von tbm acceptirte Wechſel in der Höhe von 504 fl. 
3 tr. der Firma C. gegeben babe” nicht ablegt. In jedem 
afideren alle wurde das Rlagebegehren abgewieſen und 
wurde in der Begründung Folgendes gejagt: Durd die 
Ausſtellung und WUebergabe eines Mecjelacceptes über den 
Kaufſchilling einer gefauften Waare wird eine Novation der 
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morderung durch Uminderung des Rechtsgrundes Berbeis 
gefilhrt, unb vermöge diejet Novation hört die vorige Haupt⸗ 
verbindlichkeit auf und dte neue nimmt zugleich ihren Anfang 
(88. 1376 und 1377 a. b. O. 8). De aufiaiings fd 
geht in eine Wechſelſchuld iiber. Es ftebt daber dem Ber 
túufer, dem Wechſelnehmer, welchem für etne gemeinſchaftliche 
Forderung vom Schuldner ein Accept des Letzteren gegeben 
wurde, reſpective dem Rechtsnachfolger des Verkäufers nur 
das Recht zu, auf Grund des Wechſels den Schuldner auf 
Zahlung der Wechſelſumme zu klagen, eventuell wenn der 
Wechſel bereits präjudicirt oder verjährt iſt, unter Rad 
weiſung des Umſtandes, daß er Wechſelinhaber iſt, den 
Schuldner nach Maßgabe des Art. 83 W. OD. auf Zahlung 
zu klagen. Es kommt daher im vorliegenden Falle allerdings 
darauf an, ob der Geklagte, wie in obigem Haupteide ent⸗ 
halten iſt, über den —*32 der Firma C. Wechſel in 
gleicher Höhe gegeben babe, denn dann erſcheint das Klags⸗ 
begehren nicht begründet, da der Kläger die Forderung als 
veiilide Kaufſchillingsforderung und nicht auf Grund des 
Wechſels einflagt, übrigens Rláger gar nicht behauptet bat, 
daß dieje Accepte ſich in feiner Qnnebabung Definden. Falls 
dagegen dieſer Beweis nicht Hergeftellt wird, dann ift der 
Geklagte, da er gugeiteht, von der Firma C. Waaren um deu 
Kaufpreis von 504 fl. 3 fr. begogen zu haben, falls der 
Kläger durch den Erfüllungseid nachweiſt, daß er bezüglich 
dieſer Forderung Rechtsnachfolger der Firma C. iſt, zur 
Sr des eingellagten Reſtes von 354 fl. 3 Tr. f. N. vers 
piltchtet. 

Ueber Reviſionsbeſchwerde des Klägers bat der oberite 
Gerichtshof das Urthetl zweiter Inſtanz aus nachſtehender 
Erwägung beſtätigt: Wenn auch in dem vom Geklagten 
bebaupteten Umſtande, daß ex über den für gelieferte Waaren 
ſchuldig gewordenen Kaufpreis von 504 fl. 3 fr. von ihm 
acceptirte Wechſel in der gleichen Höhe der Firma C. gegeben 
babe, eine Novatton der uripriingliden Fordernng nicht ge 
legen ift, tveil ſolche Wechſel eben nur als eine iiber die 
Schuld auageitelite Berveizurtunde tm Sinne des S. 1379 
a. b G. B. qu betraditen wúren, jo muß dod diejem Um- 
itande tm Valle feiner Ermeisbarfeit die Wirkung beigemefien 
merden, daß der Geklagte zur Bablung der eingeklagten For 
derung per 354 fl. 3 fr. nad) 8. 1428 0. b. É. B. nur gegen 
dem verhalten werden Tônnte, da ibm die erwähnten Accepte 
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zurückgeſtellt werden, weil ex ſonſt der Gefahr ausgeſetzt wäre, 
für dieſelbe Schuld zweifache Zahlung leiſten zu müſſen, und 
weil der Kläger feto angibt, daß er nicht im Befige der exe 
mábnten Accepte fei, dieſelben aljo nicht zurückſtellen könne, 
vielmehr die Exiſtenz ſolcher Accepte geradezu negirt, jo ftellt 
ſich das oberlandesgerichtliche Urtheil, mit welchem der Ge⸗ 
klagte zum Beweiſe ſeiner obangeführten Behauptung durch 
den Haupteid zugelaſſen und im Falle der Eidesablegung das 
Klagebegehren abgewieſen wurde, als gerechtfertigt dar. Die 
Berufung des Klägers auf die bereits eingetretene Verjährung 
des Wechſelrechtes kann nicht berückſichtigt werden, weil der 
Acceptant auch in dem Falle, wenn ſeine wechſelmäßige Ver⸗ 
bindlichkeit durch Verjährung erloſchen iſt, nach Art. 83 W. O. 
noch immer mit der Bereicherungsklage belangt werden kann, 
dieſes Klagerecht aber eben nur dem Inhaber des Wechſels 
zuſteht. | 
Mr. 378. 
Sur Medtfertigung des Auſpruches auf Fatlohnung für die angebotene 
Vermittlung cines Geſchäftes genügt nidt ſchon dte Aunahme dicfes 
Vermitttlungsantrages; es iſt vielmehr die Entfaltung einer den 
Auſpruch auf Kohn begrũndenden Fhätigkeit des Bermittlers biezu 
erfordertich (8. 1158 a. 8. 6. DB.) 
Entidetbung vom 12. Mai 1891, 8. 4868. (Mbinberung des Urtheiles bes 
k. k. Dberlandesgeridtes Wien vom 18. März 1891, 8. 2287, Wieder⸗ 
herſtellung des Urtheiles des k. k. ftábt.-bel. Bezirksgerichtes Margarethen 
vom 27. Jänner 1891, 8. 1841.) 

Die Klage des A. gegen B. wegen Bablung von 100 fl. 
al8 Entlobnung fiir eine Darlehensvermittiung wurde in An⸗ 
ſehung des Theilbetrages von 80 fl. vom erjten Richter zurück⸗ 
gewieſen. Gründe: Kläger war mit feinem Rlagebegebren 
bezüglich des Theilbetrages per 80 fl. abzuweiſen, weil er 
den Nachweis für den Abſchluß des von ihm behaupteten 
Darlehensvermittlungsvertrages nicht erbracht, und weil, den 
Abſchluß des Vertrages vorausgeſetzt, Kläger das Darlehens⸗ 
geſchäft, für welches er entlohnt ſein will, thatſächlich nicht 
vermittelt hat. Der Kläger behauptet ſelbſt nicht, daß bei 
der Beſprechung über die Vermittiung des Convertirungs⸗ 
darlehens der Geklagte ausdrücklich oder ſtillſchweigend dem 
Anerbieten zugeſtimmt habe (8. 863 a. b. G. B.), oder daß 
er, Kläger, durch den Geklagten im Sinne des 8.1152 a. b. G. B. 
zur Darlehensvermittlung beſtellt wurde. Es geht vielmehr 
aus den Angaben des Klaͤgers hervor, daß er ſich zur Dienſt⸗ 
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Dad Dê zwar im Sinne des citirten 8. 1152 verpiliditet Gabe, 
daf; dieje Anerbietung zur Dienſtleiftung vom Gellagten aber 
weder ausdrücklich, noch ſtillſchweigend durch concludente Hands 
lungen angenommen wurde. In der Namhaftmachung einer 
zur Durchführung des Convertirungsgeſchäftes geeigneten Per⸗ 
ſönlichkeit und in dem Hinweiſe auf ein geeignetes Geld⸗ 
inſtitut, ſowie im dem Umſtande, daß Klaͤger die Schätz— 
gebühren per 20 fl. an das letztere berichtigte, kann kein der 
Entlohnung würdiges Vorgehen des filáger sum Zwecke Der 
Darlebensvermittiung erblidt merden, und fein diesbezügliches 
Begehren mußte daber guriidgemiejen werden. 

Das Dberlandesgericht hat das Obſiegen des Klägers in 
Anfehung des Betrages von 80 fl. von der negativen Ab— 
legung des Haupteides von Geite des Gellagten abhängig 
| gemadit, daß Rláger ihm ausdrücklich erklärt Gabe, für die 

ermittlung des Convertirungsdarlehens im Ganzen 100 fl. 
verlangen und daß er Geklagter) dieſes Verlangen in 
einer Weiſe zurückgewieſen habe. — Gründe: Daß Kläger 
für den Geklagten wegen der Beſchaffung des fraglichen Con⸗ 
vertirungsdarlehens thätig war, beweiſt der vom Geklagten 
zugegebene Erlag der Schätzgebühr per 20 fl. und die vom 
Geklagten ſelbſt vorgelegte Expensnote, aus welcher hervor⸗ 
eht, daß Dr. F. in dieſer Angelegenheit wiederholt an den 
läger geſchrieben und mit ihm conferirt hat. Es kommt 
demnach blos auf den Beweis an, daß Kläger für dieſe Thätig⸗ 
keit von dem Geklagten eine Entlohnung und Entſchädigung 
für den dabei gemachten Aufwand verlangt und daß Ge— 
klagter auf dieſes Verlangen eingegangen ſei, demſelben zu— 
geſtimmt habe. Der dem Geklagten vorbehaltene Haupteid 
war daher wie im Urtheile zuzulaſſen. 

Der oberſte Gerichtshof hat über die Reviſionsbeſchwerde 
des Geklagten das obergerichtliche Urtheil abgeändert und 
das erſtrichterliche Urtheil wieder hergeſtellt, weil der Kläger 
eine Vermittlungsthätigkeit, welche einen Anſpruch desſelben 
auf Entlohnung zu begründen geeignet wäre, nicht entfaltet 
hat, ihm daher der diesfalls in Anſpruch genommene Betrag, 
auch wenn in dem Unterbleiben einer Beantwortung ſeiner 
Aeußerung, ex verlange einen Betrag ton 100 fl., eine Ein⸗ 
willigung hiezu erblickt werden wollte, nicht zuerkannt werden 
kann, weßhalb die ſeitens des erſten Richters ausgeſprochene 
Abweiſung des Begehrens auf Zahlung von 80 |. gerecht⸗ 
fertigt erſcheint. 


IV. 3709. 271 


Nr. 379. 
Dte fofertige Zuweiſung nadtrágita GervorgeRommener WMadaf- 
obtecte au den Erben und fomit die Meendigung der eingeleiteten 
Aachtragsabhandſung iſt, wenn im Lanfe derſelben Auſprüche aus 
dent Fiteſ des C(aducitätsrechtes erhdoben wurden, nicht ſtatthaft 
(86. 179,2, 3. 7 und 9 Raif. Patent vom 9. Auguſt 1854, M. 6. BI. 
Mr. 208). 
Entſcheidung vom 12. Mai 1891, 3. 5505. (Beſtaͤtigung der Entſcheidung 
des E. 7. Oberlandesgerichtes Wien vom 3. Mica 1891, 8. 2659, Abaͤnderung, 
beziehungsweiſe Aufhebung des Beſcheides bes k. 7. Bezirksgerichtes Krems⸗ 
münſter tom 16. Jânner 1891, 8. 204.) 


In der Verlaſſenſchaftsabhandlung nad dem mit Hinter⸗ 
laſſung einer letztwilligen Verfuguns verſtorbenen J. K. wurde 
mit Beſcheid vom 27. März 1890, 8. 1696, die von Theres 
D. abgegebene unbebdingte Crbsertárung qu Gericht anges 
nommen unb bderjelben der Nachlaß eingeantivortet. Dem 
pon der genannten Theres D. gejteliten Megebren um Zu⸗ 
metfung deê nachträglich hervorgelommenen Nachlafjes, bes 
ftehend aus einer Forderung per 300 ff., und um Bewilligung 
zur grundbücherlichen Löſchung murde mit Beſcheid vom 
16. Jänner 1891, 8. 204, nachdem mit Beſcheid vom 27. März 
1890, 8. 1696, die von Theres D. auf Grund des mind- 
lichen Tejtamentes zum Nachlaſſe des 3. 9. abgegebene un⸗ 
bebingte Crbserflárung qu Gericht angenommen wurde, die 
auf Grund des Teftaments erfolgte Einantwortung im aufer= 
ftreitigen Berfabren nicht mebr angefodten werden fann, be- 
züglich des neu bervorgetommenen Nachlaſſes gemäß 8. 179 
des Tail. Patentes vom 9. Auguſt 1854, R. G. BI. Rr. 208, 
eine neueriide Erbserklärung und Einantwortung nicht er- 
forberlid iſt, Folge gegeben und gleichzeitig die Finanz⸗ 
procuratur noe. des Caducitätsärars mit thren Anſprüchen 
auf den Rechtsweg vermiejen. 

Das Oberlandesgericht bat diejen Bejdeid in jenem Theile, 
womit die Finangprocuratur noe. des Caducitátsirars mit 
ihren Anſprüchen auf den Rechtsweg verwieſen murde, mit 
dem Beiſatze Deftátigt, daß der genannten Winangprocuratur 
zur Ueberreidhung der diesfúlligen Rlage eine Friſt von 30 Tagen 
ertheilt merde, im Uebrigen aber beboben und verordnet, nad 
frucbtlojem Ublaufe der der Finangprocuratur zur Klags⸗ 
einbringung ertheilten Friſt, oder nad; rechtskräftiger Ent⸗ 
ſcheidung des mit dieſer Klage anhúngia gemadten Rechts⸗ 
ftreiteS mit der geſetzmäßigen Erledigung des Geſuches der 
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Theres D. vorzugeben, weil zwiſchen Theres D. und der 
Winanzprocuratur über die Auslegung Der mindliden letzt⸗ 
willigen Anordnung des Erblaſſers divergirende Anſichten 
obwalten und es ſich bei der Auslegung der letztwilligen Uns 
ordnung des J. K. nur mehr um die Erörterung einer ftrei- 
tigen Rechtsfrage, nämlich der Frage, ob mit gedachter letzt⸗ 
willigen Anordnung der Theres D. der ganze Nachlaß oder 
nur einzelne Sachen zugedacht wurden, handelt, welche nach 
8.2 9.7 des kaiſ. Patentes tom 9. Auguſt 1854, R. G. BL 
Nr. 205, im officiöſen Wege nicht entichieden werden kann; 
weil bei dem Umſtande, als der J. K.'ſche Nachlaß der Theres 
D. als unbedingt erklärten Erbin bereits eingeantwortet wurde, 
und die Finanzprocuratur gegen die Einantwortungsurkunde 
einen Recurs nicht einbracite, und auch im vorliegenden Res 
eurſe nicht die Aufhebung derſelben, ſondern lediglich die Ab⸗ 
änderung des Beſcheides vom 16. Jänner 1891, 3. 204, durch 
Abweiſung des geſtellten Anſuchens und durch Verfügung der 
Uebergabe des angeblich erbloſen Beſtandtheiles des Nachlaſſes 
an den Staatsſchatz regra dte gedadte Yinangprocuratur 
mit ihren Anfpriden auf den Rechtsweg. zu verweiſen, der⸗ 
ſelben jedoch im Sinne des 8.2 3. 9 des vorcitirten Ge 
ſetzes zur Einbringung der Klage eine angemeſſene Friſt zu 
ertheilen, zugleich aber jede Verfügung im außerſtreitigen 
Verfahren zu unterlaſſen war, wodurch bis zum Ausgange 
des Rechtsſtreites an der Lage der Sache eine Aenderung 
rig würde; weil daber dte getroffene Verfiigung verfrüht 
erſcheint. 

Der oberſte Gerichtshof hat den Reviſionsrecurs der 
Theres D. zurückgewieſen und die oberlandesgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung beſtätigt, weil die ausgeſprochene Behebung der 
ſofortigen Zuweiſung der in Frage ſtehenden Nachlaßobjecte 
an Theres D. gerechtfertigt iſt, nachdem dieſe Zuweiſung die 
Beendigung der Nachtragsabhandlung in ſich ſchließen würde, 
ſolche aber bei dem Beſtande ſtreitiger Anſprüche aus dem 
Titel des Erbrechtes einerſeits und des Caducitätsrechtes 
anderſeits nicht zuläſſig erſcheint. 


IV. 380. “3 


Nr. 380. 
Zur Sicher ſteluug ſeiner Zorderung Kaun Kläger neben der Meal- 
executton and) die Fſändung der Jabruifle gegen den GeRlagten er⸗ 
mwirRen (88. 5 Raif. Merordnung vom 21. Mai 1855, M. 6. BE. 
Mr. 95; 6 Juſtizminiſterialverordnung vom 18. Zuli 1859, BM. 6. BI. 
Mr. 130). 
Entidetbung vom 12. Mai 1891, 9. 5684. (Wiederherſtellung bes mit der 
Berorbnung des k. T. Oberlandesgerichtes Wien vom 10. Mãra 1891, 9. 3215, 
abgeânderten Beſcheides des k. k. Bezirksgerichtes Braunau vom 10. Februar 
1891, 8. 565.) 

Bur Sicherſtellung bes eingellagten Betragel per 197 ff. 
wurde dem M. die Crecution durch Pfändung der Fahrniſſe 
und durch Vormerkung des Pfandrechtes auf das Haus des 
B. bewilligt. 

Ueber den dagegen eingebrachten Recurs des B. behob 
das Oberlandesgericht den erſtrichterlichen Beſcheid, inſoferne 
mit demſelben die ſicherſtellungsweiſe Mobilarexecution be— 
willigt wurde, weil nad) dem Hofdecrete vom 7. Mai 1839, 
J. G. S Nr. 358, dem Kläger die Crecution gur Sicher⸗ 
ftelung nur dann qu ertheilen tft, wenn derſelbe nicht bereits 
binlângiid ſichergeſtellt iſt, der Kläger, welcher die Real⸗ und 
Mobilarexecution zur Sicherſtellung dj porerit darzu⸗ 
thun gebabt bátte, daf ex durdy die angejudte Realexecution 
nicht bereits hinlänglich ſichergeſtellt ift. 

Dem Reviſionsrecurſe des A. ſtattgebend, fand der 
oberſte Gerichtshof den erſtrichterlichen Beſcheid in ſeinem 
ganzen Umfange wiederherzuſtellen; dies in der Erwägung, 
daß die Execution zur Sicherſtellung, falls überhaupt eine 
Sicherſtellung für die betreffende Forderung noch nicht bes 
ſtellt iſt, mittelſt Bjándung und Schätzung jenes Vermögens 
des Schuldners, welches diesfalls vom Gläubiger bezeichnet 
wird, zu bewilligen iſt; daß im vorliegenden Falle der Gläu⸗ 
biger ein Pfand für ſeine Klageforderung überhaupt noch 
nicht beſitzt, und daß er, um eine genügende Sicherſtellung 
für dieſe ſeine Forderung zu erlangen, die Inpfandnahme 
des geſammten beweglichen und unbeweglichen Vermögens 
ſeines Schuldners angeſucht hat; daß der Richter unmöglich 
im vorhinein wiſſen kann, in welchen Beſtandtheilen des 
ſchuldneriſchen Vermögens der Executionsführer ſeine aus⸗ 
reichende Deckung finden kann und wird, deshalb auch durch 
kein Geſetz berufen oder verpflichtet iſt, bei Erledigung des 
Executionsgeſuches zu prüfen und auszuſprechen, auf welche 
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Vermögensbeſtandtheile de3 Schuldners die begebrte Inpfand⸗ 
nabme betvilitat, rejpective eingeſchränkt werde; daß nad 8.7 
Abjat 2 der faiferl. Berordnung vom 21. Mai 1855, R. 6. BL 
Mr. 95, der Kläger nur damals, wenn er bereitê ein Pfand 
befibt, beim Anfudhen um Pfândung und Schätzung anderer 
Vermögensſtücke bes Schuldners nachzuweiſen hat, daß dieſes 
Pfand zur Sicherſtellung unzureichend ſei, und daß nach 8.6 
der Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 18. Juli 1859, 
R. 6. Bl. Nr. 130, vom Schuldner, falls bewieſen wird, dah 
dte Crecutton in größerem Umfange bewilligt und dor 
genommen murde, als zur vollſtändigen Sicherſtellung der 

lageforderung ſammt Anhang nothwendig war, um Be 
ſchränkung der Execution beim Richter erſter Inſtanz au: 
geſucht werden kann. 


Nr. 381. 
Vorzugsrecht der Canuafräumuugsgeßühr Bei der Vertheifung des 
Meiſtbotes (8. 31 6. 0.). 
Entideibung vom 18. Mai 1891, B. 5552. (Abanderung der Erledigunça 
bes ?. k. Landesgerichtes Bien vom 28. December 1890, 8. 120.028, und 
bes ?. ?. Oberlandesgerichtes Wien vom 8. März 1891, 8. 2720.) 


Mie von der Finangprocuratur noe. der Commune Wien 
bet der Vertheilung des Meiftbote3 eines executiv verfteiger: 
ten Hauſes tn Wien als Vorzugspoſt angemeldete Canal: 
räumungsgebühr wurde als ſolche von der erften unb zweiten 
Inſtanz nicht liquibirt, meil nad) dem Hofdeerete vom 4. Jänner 
1836, 3. 6. O. Nr. 113, nur den Concurrengbeitrágen em 
gleiches Vorrecht wie den landesfürſtlichen Gteuern eingerâumt 
worden iſt; weil unter dieſen Concurrenzbeiträgen nur jene 
verſtanden wurden, welche nach Maßgabe der Beſteuerung 
auf die einzelnen Concurrenzpflichtigen umgelegt werden: 
weil die ſogenannte Canalräumungsgebühr keineswegs zu 
dieſen Concurrenzbeiträgen gezählt werden kann, zumal bei 
Berechnung derſelben nicht der Maßſtab der Beſteuerung der 
bezüglichen Gemeindemitglieder, ſondern lediglich die Front 
länge der Realität zu Grunde gelegt wird und weil de 
citirte Hofdeeret als ein Ausnahmsgeſetz ſtricte ausgelegt 
werden muß, daher nicht zum Nachtheile der Realgläubiger 
auch analog auf andere nicht qu dem Concurrengbeitrigen 
gehörige Gebühren, welche ſeitens der Gemeinden eingehoben 
verden, angewendet werden kann. 
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Dem außerordentlichen Nevifionsrecurje der Finanzpro⸗ 
curatur ftattgebend, fand der oberſte Gerichtshof in Abândes 
tung der unterrichterlichen Entſcheidungen auszuſprechen, daß 
der angemeldeten Canalräumungsgebühr das Vorzugsrecht 
vor den auf privatrechtlichen Titel geltend gemachten An⸗ 
ſprüchen zuſtehe, weil die an die Gemeinde für die Herſtellung 
der Verbindung des Hauscanales mit dem ſtädtiſchen Haupi⸗ 
canalnetze zu entrichtende Gebühr ihrer rechtlichen Natur nach 
ſich als eine öffentliche Abgabe darſtellt, ſolchen Abgaben aber 
nad 8. 31 der C. O. deſſen Vorſchriften im Bege der Ana- 
logie auch bei der Vertheilung des Meiſtbotes für eine im 
eptionowege verſteigerte Liegenſchaft zur Anwendung ge⸗ 
langen, ein Vorzugsrecht zuſteht. 


Nr. 382. 
Berurtheiſung des Ariegsmarine⸗erars zur Leifinng voller Genug- 
tinuna an den Fiſchereipächter, in deſſen am adriatiſchen Meere 
gelegenen Aiſchyſatz ein Torpedoboot eindrang und die PtfQe vetr- 
ſcheuchte (88. 1838, 1324 4.6. 6. B.; Minifierialverorduuag vom 
5. December 1884, M. O. BL. Mr. 188; Aiſchereiorduung vom 6. Mai 
1835). 


Plenar=Entideidung vom 20. Mat 1891, 2. 4322. (Abânberung des Urtheiles 
des E. T. Landesgerichtes Trieft vom 18. Juni 1890, 2. 2027, und des 1. E. 
Oberlandesgerichtes Trteft vom 11. December 1890, 8. 3816.) 

Der Fiſchereipächter Peter O. Hagt das Rrtegêmarines 
Aerar auf Bablung eines Betrages von 1500 fl. als Erſatz 
de3 Schadens, melder ihm infolge de3 am Nachmittage 
des 27. November 1884 ftattgehabten Eindringens eines 
Torpedobootes in den Fiſchplatz von Maricchio und der 
hiedurch bewirkten Flucht der dort angejammelten Fiſche 
zuging. 
Die erſte Inſtanz hat das Klagebegehren abgewieſen. 
Griinde: Es iſt nicht beſtritten, daß die Bai von Maricchio 
ein öffentliches Gut ſei, und der Kläger ſelbſt anerkennt, daß 
das von ihm ausgeubte Fiſchereirecht kein Eigenthum der Bai 
felbft involvire. Wenn es ſich nun um ein öffentliches Gut 
handelt, jo kann deſſen Benützung qu Gunſten eines Fiſcherei⸗ 
rechtes in keiner Weiſe eingeſchraͤnkt werden, weil keine Vor⸗ 
ſchrift beſteht, welche die Schifffahrt zum Schutze der Fiſcherei 
verbietet. Der k. und k. Marine kann daher im gegebenen 
Falle nicht vorgeworfen werden, daß ſie gegen die die Fiſcherei 
und Schifffahrt regelnden Geſetzesvorſchriften gehandelt habe, 
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und fann daber für den dem Kläger angeblid erwachſenen 
Schaden nicht verantwortlich gemadt merden. - 

Das Oberlandesgericht bat in theilweijer Gtattgebung 
der klägeriſchen Appellation dem Kläger eine Entſchädigungs⸗ 
fumme von 300 fl. gugejproden. Griinde: Das Redt der 
freien Schifffahrt im adriatijdgen Meere ift zwar anertannt, 
dasſelbe jedoch durd die Seefiſchereiordnung vom 6. Mai 
1835, die Kundmachung vom 27. Sânner 1897, 3. 1177, 
und die Verordnung vom 5. December 1884, R. G. ML. 
Nr. 188, infoferne eingeſchränkt, al3 dasjelbe obne Nachtheil 
der durch Vertráge oder Gewohnheiten am Meeresufer er: 
worbenen Privatfifhereiredite und bdaber nur mit den im 
8. 1305 a. b. G. B. angefiihrten Beſchränkungen ausgeübt 
werden darf. Sede durch Ueberſchreitung der riditigen Grenze, 
ſei es von Privaten, ſei es von Staatsorganen, vorgenommene 
Verletzung dieſer Privatfiſchereirechte gibt dem Verletzten das 
Recht, den Gegner vor dem Gerichte auf Entſchädigung zu 
belangen. Die Legitimation des Klägers zur heutigen Klage 
und das Verſchulden des k. k. Aerars ſind nachgewieſen und 
mußte daher letzteres zum Erſatze des durch einen Schätzungseid 
nachzuweiſenden wirklichen Schadens verhalten werden. 

Der oberſte Gerichtshof bat dem außerordentlichen Re: 
vifionsbegebren des Klägers Folge gegeben und demſelben 
einen Betrag von 700 fl. als Entſchädigung zugeſprochen. 
Gründe: Das Begehren des Klägers auf Erſatz des ihm 
durch das am 27. November 1884 erfolgte Eindringen eines 
Torpedobootes in den Fiſchplatz von Maricchio, beziehungs⸗ 
weiſe infolge der durch das Eindringen dieſes Torpedsbootes 
verurſachten Flucht dort verſammelter Fiſche erwachſenen 
Schadens iſt gerechtfertigt. Gemäß 8. 1 der mit kaiſ. Ver: 
ordnung vom 6. Mai 1835 ſanctionirten Fiſchereiordnung iſt 
die Ausübung des Fiſchereirechtes, mit Ausnahme einer Aus—⸗ 
dehnung einer Seemeile vom Meeresufer ab, in welcher die 
Ausübung beſagten Rechtes den Bewohnern der Küſte allein 
geſtattet ift, frei. Der 8. 2 der Miniſterialverordnung vom 
5. December 1884, R. G. BI. Nr. 188, bezieht ſich auf S.1 
der Wijmeretordnung vom 6. Mai 1835 und e3 ift daber 
flar, daß das Geſetz das Fiſchereirecht an der Küſte yu Gunften 
eines Privaten anerkennt, welchem demnach, wie jedem anderen 
Privatrechte, der ihm gebührende Schutz zukommt. Das 
Fiſchereirecht in der Bai von Maricchio gebiibrt erwieſener⸗ 
maßen dem heutigen Kläger und dieſer iſt gemäß S. 1338 
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a. b. G. B. berechtigt, fein alfúlliges Recht zum Schaden⸗ 
erſatze bei dem ordentlichen Richter angubringen. Einer der 
im 8. 56 de? Gefege3 vom 11. Juni 1879, R. 6. BI. Rr. 93, 
porgejebenen Fälle Itegt hier nicht vor, und beſteht auch feine 
Ausnahmsvorſchrift, kraft welcher die vorgebradite Klage dem 
Erkenntniſſe des Civilrichters entzogen wäre. Gemäß der 
88. 1294, 1295, 1323, 1324 a. b. G. B. iſt Kläger in dieſem 
Falle berechtigt, volle Genugthuung, daher die Erſtattung 


des wirklichen Schadens und dez entgangenen Gewinnes zu 


fordern. 


Nr. 383. 
Gegenftiand einer executiven Einantwortung Laun auch cine vem 
Executen gegen den Ermecutionsführer zuſtehende, von dieſem im 
Aaren gerichtlich erlegte und vom Erecuten nicht Bbehßobene Gegen- 

forderung Otiden (88. 415 w. g., 314 a. 6. 0.). 

Entſcheidung vom 21. Mai 1891, B. 6174. (Abänderung der gleichförmigen 
Entſcheidungen des k. k. ftábt.=bel. Bezirksgerichtes Spalato vom 81. December 
1830, 8. 12.720, und des k. ?. Dberlandesgeridites Bara vom 10. März 1891, 

3. 418.) 

In der Rechtsſache des M. gegen B. megen Auflöſung 
einer Colonia und Herausgabe des Grundſtückes wurde mit 
Urtheil vom 31. März 1890, 8. 2762, dem Begehren gegen 
dem ſtattgegeben, daß der Kläger den Werth der Hälfte der 
durch Sachbefund eventuell zu erhebenden megliorie (Auf⸗ 
beſſerungen) bezahle und wurden dem Sláger 77 fl. 93 Tr. 
Proceßkoſten zugeſprochen. Auf Grund dieſes Urtheiles ließ 
Kläger durch gerichtlichen Augenſchein und Sachbefund dieſen 
Werth erheben, der mit 81 fl. 45 fr. feſtgeſtellt wurde. Am 
3. September 1890 bat Kläger diejen Betrag gerichtlich er- 
legt und um die Cinfibrung im Beſitze des Grundſtückes 
gebeten, was auch bewilligt wurde. Am 5. December 1890 
bat Rláger gebeten, daß ibm zur Dedung der Procefs und 
Executionskoſten per 99 fl. 93 fr. jene 81 fl. 45 fr. executiv 
eingeantivortet werden, die er gerichtlich deponirt bat. 

Die erite Inſtanz bat das Geſuch zurückgewieſen, weil 
nicht nachgewieſen murde, da auf jenen megliorie keine 
Hypothekarlaſten befteben. 

Die zweite Qnitanz bat ilber den Mecurê dez Klägers 
den erſtrichterlichen Beſcheid aus dem Grunde beftátiat, weil 
bie Ddeponirten 81 fl. 45 fr. nicht Cigenthum dez Executen 
gervorden find, fo lange fie nicht ausgejolgt find oder nicht 
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entſchieden fei, da das Depofitum gerecbtfectigt wurde, 
mal das Depoſitum nicht zur freien Behebung durch den Ge 
klagten gemacht wurde. 

Der oberſte Gerichtshof hat in Stattgebung des außer⸗ 
ordentlichen Reviſionsrecurſes des A. und Abänderung der 
untergerichtlichen Entſcheidungen die augeſuchte Einantwor⸗ 
tung des erwähnten Betrages bewilligt und dies im der Er⸗ 
wägung, daß der Kläger ſich zur Dedung ſeiner Proceß-⸗ und 
Executionskoſten per 99 fl. 93 kr. allerdings jene Forderung 
executiv einantworten laſſen konnte, welche der Geklagte B. 
gegen den Kläger MA. wegen Bezahlung der Hälfte der me- 
glorie coloniche zu ſtellen hatte; weil den Gegenſtand einer 
executiven Einantwortung auch eine Gegenforderung bilden 
kann, welche dem Executen gegen den Executionsführer zu⸗ 
ſteht, und in der Erwägung, daß hieran dadurch nichts pe 
ândert wird, daf der Kläger jenen Betrag per 81 fl. 45 fr., 
welcher die Gegenforderung des Crecuten bildet, bereits zu 
Gerichtshanden erlegt bat, und der Richter hier von Amts⸗ 
wegen nicht gu entſcheiden Dat, ob dieje 81 fl. 45 Fr. in das 
Gigenthum bes Crecuten iibergegangen find oder nidit, zu⸗ 
mal der Executionsführer dieſen Betrag als Eigenthum des 
Erecuten anſieht. 


Rr. 384, 

Aláger hat dem Prefangten dte Gerichtskoften qu erfegen, wenn die 
dte Rage verantafiende Rechtsverſetzung nicht vom GeRfagten gefett 
iſt (8. 24 def. v. 16. Mat 1874, M. O. BI. Mr. 69). 
Entſcheidung vom 2. Juni 1891, B. 6096. (Abänderung bes Urtheiles des 
t. k. Dberlandesgeridites InnBbrud vom 10. März 1891, B. 1815, Wieber⸗ 
herſtellung bes Urtbeiles des k. k. Bezirksgerichtes Lana tom 28. December 
1890, 8. 5766.) 


Kläger A. hat fein in der Rlage auf Anerkennung don 
Gigenthum einer Grundparcelle und Ungiltigteit von Ere- 
cutionsacten gefteltes Begehren in der Replik zurückgezogen 
und dasſelbe nur hinſichtlich der Proceßkoſten aufrecht er⸗ 
alten. 


Der erſte Richter hat dieſes redueirte Begehren zurüdc⸗ 
ewieſen und den Kläger verurtheilt, dem 34 die 
oſten zu bezahlen. Gründe: Das Begehren auf Anerkennung 

des klägeriſchen Eigenthumes wäre nur dann als begründet 

anzuſehen, wenn eine Rechtsverletzung von Seite des GSeklagten 
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boranôgegangen wäre, oder mindejtens die Gefahr eines 
Streites vorhanden ſein würde. Eine Rechtsverletzung erblickt 
der Kläger darin, daß in dem auf Veranlaſſung des Geklagten 
erlaſſenen Feilbietungsediete auch die klägeriſche Liegenſchaft 
aufgeführt erſcheint. Es liegt nun unbeſtritten vor, daß B. 
ſowohl im ſeinem Schätzungsgeſuche, als im ſeinem Feil⸗ 
bietungsgeſuche lediglich die dem Schuldner C. gehörigen 
Realitaͤten angeführt hat; wenn nun bei der Erledigung dieſer 
Geſuche irrthümlich auch die Grundparcelle des A. mitein⸗ 
bezogen wurde, ſo kann man wohl nicht von einem Verſchul⸗ 
den des Geklagten, beziehungsweiſe von einer Anmaßung 
desſelben reden. Die Rechtsverletzung muß übrigens von 
Demjenigen, gegen welchen die Klage gerichtet iſt, verſchuldet 
worden feia, denn ſonſt wäre man der reinſten Willkür preis⸗ 
gegeben. Aber auch die drohende Gefahr eines Streites er⸗ 
ſcheint hier ausgeſchloſſen, weil der unterlaufene Irrthum ein 
offenbarer und als ſolcher auch dem Kläger bekannt war. Mit 
Rückſicht auf die Erwägungen und bei dem Umſtande, als 
die Ausſcheidung der klägeriſchen Grundparcelle aus dem Feil⸗ 
bietungsediete einfach im Wege eines Berichtigungsverfahrens 
exfolgen konnte, erſcheint die Proceßführung von Seite des 
Klägers eine gänzlich ungerechtfertigte und mußte derſelbe 
mit ſeinem Begehren abgewieſen und in den Erſatz der geg⸗ 
neriſchen Koſten verurtheilt werden. 

Das Oberlandesgericht hat in Stattgebung der klägeriſchen 
Appellation dem Begehren auf Erſatz der Proceßkoſten des 
Klägers Folge gegeben. Gründe: Mafgebend iſt es, daß 
die dem Kläger gehörige Parcelle in der Executionsſache des 
Mathias 3. gegen C. thatſächlich executiv geſchützt worden iſt, 
und daß der Geklagte auf Grund dieſer von ihm auch für 
ihn als giltig anerkannten Schätzung um die Feilbietung der 
Parcelle des Klägers gebeten hat; durch die Bewilligung der 
Feilbietung dieſer Pareelle iſt cin Eingriff in die Rechte des 
Klägers geſetzt worden; dieſen zu beheben, ſtand in der Macht 
des Geklagten, und da ex die von ihm begehrte Erklärung 
nicht abgegeben hat, war der Kläger gezwungen, ſich wegen 
Beſeitigung des Eingriffes an den Richter zu wenden, und 
zwar mittelſt Klage, weil nicht gewiß iſt, daß ein einfaches 
Geſuch um Berichtigung des Feilbietungsedietes von Erfolg 
begleitet geweſen wäre. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem Reviſionsbegehren des 
Geklagten Folge gegeben und das erſtrichterliche Urtheil 
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miederbergeltelt. Griinde: Der Kläger bat nidit behauptet 
und nod) meniger erwieſen, daf der Geklagte ein Pfandrecht 
auf die unitreitig dem Kläger gehörige Grundparcelle er- 
morben und tn jeinem Schätzungsgeſuche die in Mede ſtehende 
Liegenſchaft aufgefilhrt Babe. In dem Feilbietungsgeſuche 
de Gellagten wurde die gegenitândlide Grundparcelle nicht 
aufgefilbrt und wenn nun dennod) in bem begiigliden, bom 
Gertdte von Amtswegen erlaſſenen Feilbietungsedicte irr- 
thümlicherweiſe aud) die mebrermábnte Grundparcelle unter 
den der executiven Meriteigerung qu unteratebenden Nealitáten 
des Schuldners C. aufgeführt wurde, jo fonnte dies den Ge 
flagten B. nicht berühren und qu einem diesfúlitgen Ein⸗ 
ſchreiten veranlaſſen, da er zur ——e der —* 
Grundparcelle in das Feilbietungsediet gar keine Veranlaſſung 
gegeben hatte. Demnach hatte der Kläger, dem es obgelegen 
waäre, vor der Klage ſich genau qu erkundigen, ob der Ge 
klagte in der That einen Eingriff in jetne Rechtsſphäre Des 
werkſtelligt oder doch mindejten3 veranlaßt babe, feinen recht- 
liben Grund, um mit der vorliegenden Klage aufgutreten. 
Es wäre vielmebr volitommen geniigend geweſen, ſich mit 
einem den wahren Sachverhalt darftellenden Geſuche am das 
Gericht mit der Bitte zu wenden, den demſelben bei Erlafjung 
des Edictes unterlaufenen Srrthum faniren gu tvollen, mas 
um jo letter durchführbar geweſen wäre, als nad dem Er: 
gebnifje der Acten unwiderleglich feititeht, daß der klägeriſche 
Vertreter vor Zuſtellung der Klage vom Vertreter des Ge: 
Hagten die Erklärung erhielt, daß diejer das Eigenthum des 
Klaͤgers anerfenne und mit der Ausſcheidung der fraglichen 
Parcele au3 der Executionsmaſſe des C. volfommen ein- 
verftanden fei. 
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Nr. 385. 
Abgrengung des Mirâungshreitfes der Geridte und Berwaltungs⸗ 
behörden; Competens qur Entſcheidung über des angeſprochenen Erſatz 
des für einen von der Gemeinde ju verpflegenden Armen ſeitens 
eines Frivaten gemachten Anfwandes (88. 1042 a. 8. 6. B.; 9,45 
&. 6. fir Arain vom 28. Augufl 1883, 4. O. BL. Mr. 17). 
Entſcheidung vom 2. Juni 1891, 3. 6728*). (Miederberitellung des durch die 
Verordnung dez E. E. Oberlandesgerichtes Graz tom 11. März 1891, B. 2695, 
aufgehobenen Beſcheides des k. E. Kreisgerichtes Rudolfswerth vom 14. Detober 
1890, 8. 1472.) 


Kläger fordert von der Gemeinde B. den Erſatz der don 
ihm für die ſchwachſinnge und arme C. aufgewendeten Mer- 
pflegskoſten, indem er ſich auf den 8. 1042 a. b. G. B. und 
auf den die Verpflichtung der geklagten Gemeinden zur Ver⸗ 
ſorgung der C. ausſprechenden Beſchluß des Landesausſchuſſes 
vom 3. Mai 1890 ſtützt. Die Geklagte wendet zunächſt die 
Incompetenz der Gerichte ein und beruft ſich qu die 88. 45 
und 9 de3 Armengeſetzes für Krain vom 28. Auguſt 1883, 
L. G. BI. Rr. 17, wonach jid Kläger vorerjt an die politiſche 
Behörde betrefj der Verpilegung der C. hätte wenden, dieſe 
eine Entſcheidung treffen und auch den dem Kläger für die 
Snpflegung der C. beanſpruchten Betrag hätte liquidiren 
ſollen. 

Das Gericht erſter Inſtanz gab der Einwendung ſtatt, 
denn zweifellos iſt es, daß Erſatzanſprüche, die aus privats 
rechtlichen Verhältniſſen entſpringen, im Sinne des 8. 1042 
a. b. G. B. der Judicatur der Civilgerichte unterliegen; 
allein ebenſo zweifellos iſt es, daß ſolche Anſprüche, die im 
öffentlichen Rechte gegründet ſind, ſich der Judicatur der 
Civilgerichte entziehen. Die Armenpflege als ſolche und was 
mit derſelben zuſammenhängt, gehört dem öffentlichen Rechte 
an; dieſelbe berührt ſo ſehr das öffentliche Intereſſe, daß 
nur in ſeltenen, im Geſetze genau beſtimmten Fällen die 
Beſtimmungen des Privatrechtes zur Anwendung kommen. 
Zur Wahrung und zum Schutze des öffentlichen Rechtes 
ſind die Civilgerichte nicht berufen, dieſes iſt den politiſchen 

*) Sie oberſtgerichtliche Entſcheidungen vom 23. Juni 1868, 3. 6434 
Sammlung Glaſer-Unger-Walther Nr. 3085); 16. Jult 1879, 3. 5026 
(ibid. Rr. 7548); 10. December 1880, 8. 11.819 (ibid. Rr. 8211); 12. April 
1882, 8. 4021 (ibid. Nr. 8931); 25. Februar 1891, B. 1584 (Juſtigʒ 
Minifterial-Verorbnungsblatt 1891, Nr. 639; vergl. Erkenntniſſe bes T. E. 


Reichsgerichtes vom 15. Detober 1888, 9. 137 (O ne'8 Sammlung Band VII, 
Nr. 281); 13. October 1884, 9. 175 (ibid. Nr. 308). 
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Behörden überwieſen. Der 8. 45 des vorcitirten Armer⸗ 
geſetzes für Krain beſtimmt ausdrücklich, daß über Erſatz⸗ 
anſprüche tn Streitfällen des 8. O dieſes Geſetzes im poli⸗ 
tiſchen Wege zu entſcheiden iſt, und der 8. 9 des mehrcitirten 
Geſetzes ſagt, daß Privatperſonen 2c. nur im den daſelbſt 
beſtimmten Fällen ein Erſatzrecht für Armenpflege gegen Ge 
meinden zuſtehe. In vorliegender Streitſache liegt es durch 
die Entſcheidung des Landesausſchuſſes erwieſen vor, daß die 
Gemeinde B. zur Verpflegung der armen und geiſteskranken 
C. verpflichtet a ebenſo iſt e3 durch das Zugeſtändniß 
der Geklagten erwieſen, daß dieſe Gemeinde jene Verpflegung 
abgelehnt und daß ſie infolge deſſen von Jemandem erhalten 
werden mußte, allein es entſteht die Frage, ob dieſer Jemand 
ſeine diesfälligen privatrechtlichen Anſprüche im Rechtswege 
geltend machen könne. Dieſe Frage iſt mit Bezug auf die 
obcitirten geſetzlichen Beſtimmungen qu verneinen. 

Ueber Recurs des Klägers fand das Oberlandesgericht 
den angefochtenen Beſcheid aufzuheben, die erhobene Einwen⸗ 
dung der Incompetenz abzuweiſen und dem Gerichte erſter 
Inſtanz die Schöpfung einer meritoriſchen Entſcheidung auf 
zutragen, und zwar aus nachſtehenden Gründen: Kläger 
ſtützt ſeinen Anſpruch auf einen Privatrechtstitel, worüber 
nur die Gerichte zu entſcheiden berufen ſind, indem er geltend 
macht, ein Geſchäft der geklagten Gemeinde geführt und für 
dieſelbe einen Aufwand gemacht zu haben. Hiebei handelt 
es ſich evident um die Entſcheidung civilrechtlicher Fragen. 
Der Umſtand, daß die Entſcheidung über dieſen Erſatzanſpruch 
möglicherweiſe von der Prüfung von Vorfragen öffentlich 
rechtlicher Natur abhängt, kann die richterliche Competenz 
zur Entſcheidung der civilrechtlichen Hauptfragen nicht beirren, 
und zwar vorliegend um ſo weniger, als die Frage, welcher 
Gemeinde es obliegen würde, die C. zu erhalten, falls eine 
civilrechtliche Verpflichtung dritter Perſonen nicht beſteht, 
durch die Verordnung des Landesausſchuſſes bereits entſchie⸗ 
den iſt. Der vom erſten Richter in die Form des Urtheiles 
gekleidete Ausſpruch über die abſolute Incompetenz der Ge 
richte zur Entſcheidung über den vorliegenden Rechtsanſpruch 
war demnach als dem Geſetze nicht ——8 zu beheben, 
und dem erſten Richter aufzutragen, in der Hauptſache das 
weitere aeeie Amt pu handeln. 

In iatigebung es bdagegen überreichten Reviſions⸗ 
recurſes der Geklagten änderte der oberſte Gerichtshof die 
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oberlandesgerichtliche Verordnung ab und ftelite den exite 
richterlichen Beſcheid wieder her, mobet erwogen wurde, daß 
für die Entſcheidung der Frage betreffend die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges allerdings vor Allem das Vorbringen des 
—* Bedeutung hat, jedoch im Falle demſelben zufolge 
die Klage auf Geltendmachung eines eivilrechtlichen Anſpruches 
gerichtet erſcheint, das Vorhandenſein einer Civilproceßſache 
nur dann angenommen werden kann, wenn nicht —5 
geſetzliche Beſtimmungen eine Ausnahme verfügen; daß zwar 
A. wegen angeblich von ihm für die C. aufgewendeter Ver⸗ 
pflegskoſten von der geklagten Gemeinde Ertas auf Grund 
des 8. 1042 a. b. G. B., mithin aus einem privatredititden 
Sitel fordert, daf aber nad) 8. 45 des Gejeges vom 28. Auguſt 
1883, 2. &. Bl. Mr. 17, fiber den Erſatzanſpruch, welchen 
eine Privatperjon megen des Aufwandes für Armenpilege 
gegen eine Gemeinde geltend macht (8. 9 bes vorermábnten 
Geſetzes), die Verwaltungsbehörden qu ertennen berufen find, 
hienach der Umſtand, daß aus einem Privatrechtstitel geklagt 
wird, nicht maßgebend iſt. Auch bei Erſtattungsanſprüchen 
der Gemeinden unter einander kann die rechtliche Begründung 
lediglich aus dem Privatrechtstitel der nützlichen Verwendung 
hergenommen werden, dennoch iſt degliglid) folder Anfpritde 
der Rechtsweg durd 8. 45 des gedaditen Landesgeſetzes aus⸗ 
geſchloſſen und auch von der oben erwähnten ausdrücklichen 
Geſetzesbeſtimmung abgeſehen, würde kein Grund beſtehen, 
einen aus dem nämlichen Rechtstitel abgeleiteten Anſpruch 
anders zu behandeln, wenn er einer Gemeinde gegenüber 
nicht einer anderen Gemeinde, ſondern einem Privaten zur 
Seite ſteht. 


Nr. 386. 


Die FVartei, weſche durch ihren dem Begehren des Geguers entgegen⸗ 
geſetzten Piderſtand den Incidenzſtreit hervorgerufen hat, iſt Sei 
ihrer SadfamigReit zum ſofortigen Erſatze der Koſten der Zucidenz 
verhandlung qu verhhalten (9. 24 Geſetz vom 16. Mai 1874, M. 6. BL. 
Mr. 69). 
Entſcheidung vom 2. Juni 1891, 8. 6797. (Beſtätigung der ben Beſcheid 
des E. E. Handelsgerichtes Wien bom 13. März 1891, 8. 28.982, abändern⸗ 
den Erledigung des k. ?. Dberlandesgeridites Wien tom 14. April 1801, 
8. 4860.) 


In dem Incidenafitreite wegen CErftattung einer Schluß⸗ 
ſchrift wider die Duplif batte das Gericht erjter Inſtanz nad) 
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gepflogener Parteienvernehmung dem Kläger die Erſtattung 
der Schlußſchrift bervilliat, die Entſcheidung über die Ge 
richtstojten der QIncibengverhandlung aber dem Endurtheile 
vorbehalten. 

Gegen diejen Vorbehalt überreichte Kläger den Recurs, 
in deſſen Statigebung das Oberlandesgericht den Geklagten 
zum Erſatze der Koſten verurtheilte; und dies in der Er— 
wägung, daß über die Frage, ob in obiger Rechtsſache eine 
Schlußſchrift zu erſtatten ſei, eine Streitverhandlung ſtatt⸗ 
gefunden hat, und hierüber mit richterlichem Erkenntniſſe ente 
ſchieden wurde; daß durch dieſes Erkenntniß dem Begehren 
des Klägers ſtattgegeben und ſomit das Begehren des reni- 
tirenden Geklagten abgewieſen wurde, daher der Geklagte als 
ſachfällig erſcheint; bai der ſachfällige Theil dem Gegner jeine 
Gerichtskoſten qu erſetzen bat (8. 24 de3 Geſetzes vom 16. Mai 

874, R. G. Bl. Nr. 69), und daß es gleichgiltig iſt, ob 
dieſe Sachfälligkeit im Hauptſtreite oder in dem naturgemäöß 
— im Zuge des Verfahrens eintretenden Incidenzſtreite 
erfolgt. 

Ueber Reviſionsrecurs des Geklagten fand der oberſte 
Gerichtshof die oberlandesgerichtliche Erledigung im der Er 
wägung qu beftátigen, daß Gellagter durch jeine Weigerung, 
dem Kläger die begebrte Erftattung einer Schlußſchrift über 
die Duplif zu geftatten, einen Incidenzſtreit darüber, ob dic 
Borausjepungen des 8. 55 dera. G. O. im vorliegenden 
Falle gutreffen, herborgerufen hat, in diejem Incidenzſtreite 
aber unterlegen ift, daber allerdingê nad) S. 24 des Geſetzes 
von 16. Mai 1874, R. G. BI. Rr. 69, zum fofortigen Er⸗ 
jage der Koſten der Incidengverhandiung, welche er dem 
Kläger durd) den jeinem Begehren entgegengejebten Wider— 
ftand verurjadt bat, verpflichtet erſcheint. 


Mr. 387. 


Sur Eutſcheidung von StreitigReiten Getrefrend den früheren Anter 
thansverbano find die Gerichte competent (8. 1 AL. 3 galiziſches 
Sandesgefeg vom 10, Sânner 1870, 4. 6. BI. Mr. 18). — Benn das 
beanſpruchte Recht des Mesnges eines Ißeiles der Zeldfrüchte von 
einem Grundſtücke qu den durch das Raif. Fatent vom 7. September 
1848, 3. 6. 5. Mt. 1118, und vom 4. Már; 1849, M. 6. BE. Mr. 152, 
fitr immer aufgefobenen Safteu gehört, fo Kann die Erſttzung dieſes 
Medites nicht praggreifen (8. 1455 a. 8. O. B.). 
Entſcheidung vom 3. Juni 1891, 3. 5945 (zurückweiſend die außerordentliche 
Reviſionsbeſchwerde des Gellanten gegen die gleichförmigen Urtheile des k. f. 
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itábt.=bel. Bezirksgerichtes Tarnopol vom 31. Mai 1890, B. 9437, und dez 
k. ?. Oberlandesgerichtes Semberg vom 23. December 1890, B. 27.686). 

A. erweiſt mit dem Tabularau3zuge, da er Cigen- 
thiimer der Grundparcele Nr. 3481 in C. ift und dann mit 
dem Grundertragabogen, daf er die von diejer Parcelle ente 
fallenden Gtenern bezahlt, und begebrt im Sinne des 8. 523 
a. b. G. B. in der gegen B. ausgetragenen Klage anguer- 
fennen, daf dem Belangten das Recht zum Bezuge qu einem 
britten Theile der Feldfrüchte von diejer Parcele nicht gu 
itehe. Der Belangte geitebt, daß er einen dritten Theil 
der Feldfrüchte von diejer Parcele begteht, anfiibrend, daß 
dteje3 Bezugsrecht ein Erbpacht fei, daß fein Recht ſich 
auf die 30júbrige Erſitzung gründe, und widerſpricht im 
Uebrigen, daß dem Rláger das ausſchließliche Eigenthums⸗ 
recht zuſtehe. 

Die erſte Inſtanz hat nach dem Klagebegehren erkannt, 
weil nach dem dargeſtellten Sachverhalte der Belangte ganz 
richtig dieſes Verhaͤltniß als Erbpacht bezeichnet, zumal nach 
8. 472 die Dienſtbarkeit im Allgemeinen auf der Duldung 
oder der Unterlaſſung von gewiſſen, dem unbeſchränkten 
Eigenthümer zuſtehenden Rechten beruht, und im vorliegenden 
Falle der Beſitzer des Grundſtückes den dritten Theil des Er⸗ 
trages in natura dem Belangten abliefert, weshalb auch das 
Verhältniß nach 8. 1122 a. b. G. B. zu beurtheilen iſt. Die 
eben berufene Geſetzesbeſtimmung ſetzt jedoch einen Vertrag 
voraus. Da nun der Belangte nicht einmal behauptet, daß 
ein bezüglicher Vertrag zwiſchen ihm und dem Kläger beſteht, 
ſo muß angenommen werden, daß dieſes Verhältniß in dem 
früheren Unterthansverhältniſſe ſeinen Urſprung hat, was 
übrigens der Belangte auch ausdrücklich eingeſteht. Nachdem 
nun dieſe Verhältniſſe mit dem Patente tom 7. September 
1848, 3. 6. S. Rr. 1180, vom 2. December 1848, R. G. BI. 
Pr. 1 ex 1849, Art. 7 Cefet vom 21. December 1867, 
R. G. BI. Nr. 42, aufgehoben wurden und der Belangte 
demungeachtet dieſes Bezugsrecht weiter ausübt, jo muß er 
im Sinne des 8. 326 a. b. G. B. als unredlicher Beliger 
dieſes Rechtes angeſehen werden und er kann ſich auch nicht 
— 8. 1477 0.6. G. B. auf die 30jährige Erſitzung bes 
rufen. 

Die zweite Inſtanz hat das erſtrichterliche Urtheil be— 
ſtätigt, weil die vom Belangten erhobene Einwendung der 
Incompetenz des Gerichtes, welche hierauf geſtützt wird, daß 





— — 


286 IV. 387. 


ie YUngelegenheit, als von ebemaligen Unterthansverhäli⸗ 
niljen berriibrend, der Competenz der Grundlaſtenablöſungs⸗ 
behörden unterliegt, gang grundlos ift, indem das Landesgeſetz 
tom 10. Súnner 1870, QL. G. BI. Nr. 18, die Gtreitigleiten 
megen Grunbdlaften, welche au3 dem Unterthansverhältniſſe 
herrühren und der Ablöſung unterlicgen, vom 1. Quit 
1870 an der Entideidung der Gerichte überweiſt. Das 
Geſtändniß des Velangten, ba das Bezugsrecht zu einem 
britten Theile der Früchte von der ſtreitgen Parcelle, welches 
dem Dominicaleigenthümer der Güter C. zuſteht, noch aus 
den Zeiten der Frohndienſte herrührt, daß dieſes Recht der 
Belangte, beziehungsweiſe ſein Vormann ſeit mehr als 30 
Jahren ausübt, und daß dasſelbe aus dem Unterthansver⸗ 
hältniſſe entſtanden iſt, entſcheidet die Angelegenheit auch in 
der Hauptſache. Wenn die Cade ſich wirklich jo verbal, 
was übrigens and; einige Zeugen beſtätigt haben, — iſt das 
Bezugsrecht zu einem Drittel der Feldfrüchte ſchon auf 
Grundlage der Geſetze, welche den Unterthansverband aufs 
heben, und zwar auf Grund des kaiſ. Patentes vom 17. April 
1848, L. G. BI. Nr. 34, 88. 3 und 6 des kaiſ. Patentes 
vom 7. Ceptember 1848, 2. G. BI. Rr. 88, und der 85. 1 
und 4 des kaiſ. Patentes vom 15. Auguſt 1849, R. G. BL 
Nr. 361, aufgehoben und kann nicht mehr ausgeübt tverden, 
weshalb dem Begehren dez Klägers ftattgegeben tmerden muf. 
Belanglos ift iibrigens die Cinmendung bes Belangten, daf 
ex das ftreitige Recht durch ehrigen Beſitz erſeſſen hat, 
denn ſobald das Geſetz das weitere Beſtehen dieſes Rechtes 
aufgehoben hat, fo kann dasſelbe gemäß 8. 1455 a. b. G. B. 
nicht mehr Gegenſtand der Erſitzung ſein. 

Der oberſte Gerichtshof bat die außexordentliche Res 
viſionsbeſchwerde des Melangten tvegen Abganges der VBor= 
ausſetzungen des HofdecreteS vom 25. MFebruar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, zurückzuweiſen befunden, weil die gerichtliche Com⸗ 
petenz in dieſem Streite im 8. 1 Al. 3 des galiziſchen 
Landesgeſetzes vom 10. Jänner 1870, L. G. BL. Rr. 18, 
begründet iſt und von einer Erſitzung des ſtreitigen Rechtes 
durch den Geklagten keine Rede ſein kann, nachdem dasſelbe 
zu den durch das kaiſ. Patent vom 7. September 1848, 
J. G. S. Nr. 1180, und vom 4. März 1849, R. G. Bl. 
Nr. 152, für immer auf pda Laſten gehört, und bei 
dem Umitande, als es É nidt um eine Dulbung ober 


Unterlaſſung, jondern um eine Leiftung qu Gunſten bes 
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Geklagten handelt, biejes Recht als Dienftbarteit im Sinne 
des 8. 472 a. b. G. B. gar nicht angeſehen werden kann. 


Nr. 388. 

Meser die Aufforderungsktage Kann die Acteninrotuliruug wegen 
nicht erſtatteter Gintede nicht verlangt werden, wenn die aufgeforderte 
Alage Aberreicht worden iſt (88. 06, 68 a. 6. 0.). 
Entſcheidung vom 10. Juni 1891, 8. 7038. (Beſtaͤtigung des das Decret 
bes T. ?. Bezirksgerichtes Aufſig hjom 25. Februar 1891, B. 2495, ab⸗ 
ânbernden Decretes des ?. 1. Dberlandesgeridites Prag vom 7. April 1891, 
8. 8999.) 


Am 2. Setober 1887 brachte A. gegen die B. cine Auf⸗ 
forderungsklage megen Auflegung des emigen Stillſchweigens 
pcto. einer Forderung von 2104 fl. 59 fr. ein, worüber mit 
Beſcheid vom 11. October 1887 der B. aufgetragen wurde, 
die Aufforderungsklage binnen 45 Tagen qu beantivorten 
oder thre Klage angubringen. Die B. brachte die Klage ein. 
Am 10. Februar 1891 brachte A. ein Gejud ein um In⸗ 
rotulirung der Acten, weil die B. eine Ginrede gegen die 
Aufforderungsklage nicht erftattet hatte. 

In erſter Inſtanz wurde hierüber cine Tagſatzung an⸗ 
gefebt, wogegen beide Theile den Recurs einbrachten. 

Das Oberlandesgericht gab dem Recurſe dahin ſtatt, daß 
A. mit dem Inrotulirungsgeſuche abgewieſen wurde, und 
dies mit Hinweiſung auf den Inhalt des obigen Beſcheides 
vom 17. October 1887 und auf den Umſtand, daß die B. 
die Klage eingebradt hat und jomit bem ihr ertheilten Auf⸗ 
trage nachgekommen iſt, daber A. gemäß 8. 71 a. G. O. und 
Hofdecret vom 15. Jänner 1787, J. G. S. Nr. 606, nicht 
mehr berechtigt iſt, um die Inrotulirung über die Auf— 
forderungsklage anzuſuchen. — A. führte in dem Reviſions⸗ 
recurſe aus, daß durch die Einbringung der aufgeforderten 
Klage über das Begehren der Aufforderungsklage weder in 
a Ei jade noch iiber den Erſatz der Gerichtskoſten ents 
chieden jet. 

Der oberite Gerichtshof gab dem Mevilionôrecur ie des 
A. nicht Folge und beftátigte die obergerichtliche Ed dung, 
„wobei erwogen turde, da nad) der flaren Bejtimmung 
des Hofdecretes vom 15. Jänner 1787, 3. O. S. Nr. 620, 
hit. £, ein Anjuden um Qnrotulitung der Acten tm Auf— 
forderungêproceie nur in jenem alle ftatthat, tvenn iiber 
eine ufforderungariage der Aufgeforderte tveder die Einrede 


288 IV. 389. 


über die angeſchuldete Seribmuna, nod eine Rlage in der 
Hauptſache überreicht, daß daher ein ſolches Anſuchen 
geradezu ausgeſchloſſen erſcheint, wenn der Aufgeforderte in 
der einen oder anderen Richtung dem ihm ertheilten Anjo 
trage geniige gethan bat; daß ferner der Zweck der Auf: 
forderungsklage in den 88. 66 bis 68 a. G. O. genau um: 
ſchrieben und hiernach erfüllt ift, ſobald die eine oder die 
andere der dajelbit angefiibrten Crentualitáten eingetreten if, 
und daß endlid der für die Zuläſſigkeit dieſes Anſuchens 
auch im letzteren Falle geltend gemachte Grund in Betreff 
der Frage des Erſatzes der Koſten der Aufforderungsklage 
deshalb nicht zutrifft, weil der Aufforderer im Falle der 
Ueberreichung der aufgeforderten Klage die ihm durch die 
Erhebung der Aufforderungsklage erwachſenen Koſten in dem 
der tie aufgeforderte Klage eingeleiteten Rechtsſtreite liqui⸗ 
ren kann.“ 


Nr. 389. 
Zu 8.30 3. 1 und 4 des Gefeges vom 16. März 1884, M. 6. Bl. 
Mr. 36, beſangend die Anwendung dieſer Geſetzesſtellen tu Fetref 
der Anfſechtung eines Rechtsgeſchäftes, welchem cin theils entgeltlicher, 
theils unentgeltlicher Vertrag ju Grunde Ciegt. 
Entſcheidung vom 11. Juni 1891, 8. 6572 (abândernd das Urtheil des EL. 
Dberlandesgeridites Bien vom 14. April 1891, 3. 3971, wiederherſtellend 
jenes des E. k. Bezirksgerichtes Mattighofen vom 23. Februar 1891, 8. 280). 


Mit den Rlagen de praes. 20. April 1888, 8. 1390, 
1389, 1388 und 1392, bat Therejia M. den Sobam S., 
Beliger des jogenannten Roſſinger- vder Seppenhäusl in 
Höllersberg, quê Bablung naditebender Betráge, und zwar 
eine3 Betrages per 56 fl. für dte Marte und Pflege eines 
im Sabre 1886 bei ihr eingeſtellten Pferdes, dann eines Bes 
trages per 71 fl. ſür in den Jahren 1883 und 1884 ibm ge 
leiſtete Feld- und Oekonomiearbeiten, tveiterê eines Metrages 
per 300 fl. für in den Jahren 1886—-1887 ihm geleiſtete 
Haferfuhren, belangt. In dieſen Proceſſen obſiegte Thereſia 
M. hinſichtlich der ganzen angeſprochenen Forderung per 
56 fl. ſammt 5 pCt. Verzugszinſen ſeit 2. Mai 1888 um 
Gerichtskoſten per 5O fl. 5 fr., im Procefje pet. 71 fl, mit 
dem Theilbetrage per 30 fl. ii 5 p6t. Verzugszinſen 
feit 20. April 1888, im Proceſſe pct. 300 fl. mit bem Theil⸗ 
betrage per 157 fl. 60 tr. jammt 5 pCt. Verzugszinſen feit 
20. April 1888 und Streitkoſten per 33 fl. 40 kr., endlid 
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im Proceffe pet. 141 Ay mit dem Theilbetrage per 60 fl. 
80 tr. jammt 5 pCt. Verzugszinſen feit 20. April 1888 und 
Gtreitlojten per 8 fl. 87 tr. mider Jobann S. und murde 
mangels Bablung dieſer der Therejia M. rechtskräftig que 
ertannten Forderungen ſammt Executionskoſten infolge Der 
Beſcheide vom 10. ebriar 1890, 9. 456, vom 19. März 
1890, 3. 907, vom 19. Juni 1890, 3. 1989, und vom 
20. Juni 1890, 9. 2053, bei den dem Schuldner Sobann S. 
alfein gehórigen Mealititen, und zwar beim fogenannten 
Seppenhäusl Ar. 3 in Höllersberg im Grundbuche der Rat.s 
Gem. Munderfing E. 3. 53 als Haupt⸗ und der Spitzen⸗ 
bergermteje Cat. idem 6. 2. 54 als Mebeneinlage das eres 
cutive Pfandrecht für obige Forderungen der Therejia M., 
und zwar nad) der primo loco für Magdalena S. Baftenden 
Forderung per 3600 fl. und der secundo loco fiir die Thes 
reſia M. baftenden Streitkoſtenforderung per 63 fl. 52 fr. 
etnverleibt. Thereſia M. bat nun bezüglich der gulegt er 
wähnten Gtreittojtenforderung per 63 fl. 52 fr. bereitê 
fruchtlos dte Mobilarezecution durchgeführt. Die diesbezüg⸗ 
lich fortgefiibrte Realexecution ergab He dte genannten beiben 
Realitáten etnen Schätzungswerth von 2280 fl., weshalb auch 
die Realexecution qu keinem Erfolge —38 da das primo 
loco haftende Capital der Magdalena S. den Schätzungswerth 
um 1320 fl. überſtieg und ſich daher weder für die Forderung 
per 63 fl. 52 kr., geſchweige denn für die vier gegenſtänd⸗ 
lichen Forderungen auch nicht die geringſte Deckung ergab. 
Thereſia M. behauptet nun, daß die von Johann S. zu 
Gunſten der Magdalena G. bewirkte Ausſtellung des Schuld⸗ 
ſcheines vom 20. Jänner 1889 über 3600 fl. und die dies⸗ 
bezügliche Verpfändung des Realbejiges jeiten3 de Johann 
GS. ofjenbar qu dem Zwecke erfolate, um thr die Befriedigung 
der eingangê citirten Forderungen per 56 fl., 30 fl., 157% fl. 
50 Fr. und 60 fl. 80 tr. qu vereiteln, mobei der Magdalena 
GS. der vorausfidilide Ausgang vorgenannter Procefje wohl 
befannt mar. Thereſia Mt. belangt jonad die Magdalena S. 
und ftellt das Begebren, qu ertennen: „Der notartelle Schuld⸗ 
ſchein des Johann S. vom 20. Jänner 1889, womit derjelbe 
jeiner Schweſter Magdalena S. ein Darlehenscapital per 
3600 fl. ſchuldig qu fein erklärt, dasſelbe mit 4 pGt. qu ver: 
zinſen fid) verpflichtet und zur Sicherſtellung dteje3 Capitais 
per 3600 fl. ſammt 4 pet. Binjen und Koſtenhöchſtbetrag 
per 80 fl. feine Nealitáten, d. i. das Seppenhäusl Nr. 3 qu 
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Höllersberg im Grundbuche Rat.-Gem. Munderfing E. 2. 53 
und die Spitzenbergerwieſe im jelben Grundbuche & 3. d4, 
verpiândet hat, ſowie dte auf Grund obigen Schuldſcheines, 
jobin durch Ginjdreiten vom 29. Jänner 1889, 3. 359, ers 
wirkte Cinverieibuna des Pfandrechtes fiir das gedadite Dar⸗ 
lehenscapital der Magdalena S. per 3600 fl. ſammt 4 pCt. 
Binjen und Koſtenhöchſtbetrag per 80 fl. bet den dem Sobam 
S. gebórigen Realitáten als dem Seppenhäusl Mr. 3 m 
Golleraberg im Grundbuche Kat.Gem. Munderfing E. 8. 53 
als Haupt⸗ und bei der Spitzenbergerwieſe im jelben Grund— 
bube E. B. 54 als Nebeneinlage jeien in Anſehung der der 
Thereſia M. rechtskräftig quertannten, gufolge der Beſcheide 
vom 10. Februar 1890, 9. 456, vom 19. März 189, 
3. 907, vom 19. Juni 1890, 3. 1989, und tom 20. Juni 
1890, 3. 2053, Dei denſelben Realitäten executiv einverleibten 
Forderungen per 56 fl. jammt 5 p6t. Binjfen feit 2. Mai 
1888, Gtreittoften per 50 fl. 5 kr., Sicherſtellungskoſten per 
9 fl. 14 Tr. und Erecuttonatoiten, dann per 30 fl. jammt 
5 pCt. Zinſen jeit 20. April 1888 und Executionskoſten, 
weiters per 157 fl. 50 fr. fammt 5 pGt. Zinſen feit 20. April 
1888, Gtreitloften per 33 fl. 401/, tr. und Executionskoſten, 
endlich per 60 fl. 80 tr. ſammt 5 pGt. Binfen jeit 20. April 
1888, Gtreitfoften per 8 ff. 871, tr. und Executionskoſten 
rechtsunwirkſam, es gebiibre dieſen vier Forderungen der 
Thereſia M. die Priorität vor obiger primo loco haftenden 
Satzpoſt der Magdalena S. per 3600 fl. ſammt 4 pCt. 
Zinſen und Koſtenhöchſtbetrag per 80 fl. und Magdalena E. 
jei ſchuldig, der Thereſia M. binnen 14 Tagen eine qur 
grundbiicerliden Unmertung dieſes Satzvorranges gecignete 
Erklärung ausguitellen und qu iibergeben, widrigens ilber ihr 
Anſuchen auch (don auf Grund des hierilber erfließenden 
Urtheiles, nad) eingetretener Rechtskraft desjelben, dte An- 
mertung des Satzvorranges ibrer obgenannten vier dor 
derungen per 56 fl. fammt 5 pGt. Binten feit 2. Mai 1888, 
Gtreittojten per 50 fl. 5 kr., Sicherſtellungskoſten per 9 fL 
14 fr. und Cxecutionstoften, dann per 30 fl. jammt 5 pt. 
Binjen jett 20. April 1888 und Executionskoſten, weiters per 
157 fl. 5O fr. jammt 5 pGt. Binjfen ſeit 20. April 1888, 
Gtreittoijten per 33 fl. 401/, fr. und Crecutiondtoften, endlich 
per 60 fl. 80 Fr. jammt 5 pCt. Binfen jeit 20. April 1888, 
Gtreittojten per 8 fl. 87 fr. und Crecuttonstoften, tor dem 
auf Grund notarielen Schuldſcheines vom 20. Janner 1889 
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intabulirten Darlebenscapitale der Magdalena S. per 3600 ff. 
jammt 4 pCt. Binjen und Koſtenhöchſtbetrag per 80 fl. bet 
dem Seppenhäusl Nr. 3 qu Höllersberg im Grundbuche 
Kat.Gem. Munderfing E Z. 53 als Gaupteinlage im Eres 
eutionswege bewilligt und vollzogen merden würde.“ 

Die erite Inſtanz hat unbedingt nad) dem Rlagebegebren 
erkannt und dies im Weſentlichen au3 folgenden Gründen: 
Der der Gelfagten obliegende Berveis, daß ihr zur Beit der 
Aueſteuung des Schuldſcheines per 3600 fl. ſeitens des 
Johann O. nicht bekannt war, daß gegen denſelben For—⸗ 
derungen geltend gemacht wurden, iſt von ibr.im keiner Weiſe 
erbracht, wohl aber erhellt aus den Angaben der Klägerin 
das Gegentheil. Mie nämlich aus dem Verhandlungsproto— 
kolle vom 21. October 1889 hervorgeht, hat die Geklagte 
Magdalena S., reſpective die damalige Angeklagte nach 
wiederholten Abweichungen angegeben, daß ſie ihrem Bruder 
Johann S. ein Darlehen von zuſammen 480 fl. gegeben 
babe, welches ſammt den ausſtändigen Zinſen ſich auf 545 fl. 
20 fr. belief und hiedurch ſelbſt das Zurechtbeſtehen der an— 
geblichen Forderung per 3600 fl. negirt. Wenn nun die 
Geklagte Magdalena S. heute in Abrede ſtellt, daß ſie von 
den gegen ihren Bruder Johann S. anhängigen Proceſſen 
zur Zeit der Ausſtellung des Schuldſcheines per 3600 fl. 
gewußt babe, jo wird dies gleichfalls durch das Verhand⸗ 
lungsprotokoll vom 21. October 1890 widerlegt, indem ſie 
damals auf Befragen des Herrn St. A., warum ſie ſich gerade 
jetzt, d. i. im Jänner 1889, ſo beeilt habe, ihr Gutachten bei 
ihrem Bruder Johann ſicherzuſtellen, erwiedert hat, daß ſie 
ihm jetzt nicht mehr getraut habe, und zwar aus dem Grunde 
ſeiner Proceſſe mit der Klägerin, von welchen ſie nach ihrem 
eigenen Geſtändniſſe Kenntniß gehabt hat. Dieſes Geſtändniß 
wird aber weſentlich unterſtützt, durch die Ausſage eines 
Zeugen, welcher beſtätigt, daß ſowohl Johann als Magdalena 
S., als er die Information zu den „fraglichen Schuldſcheinen 
aufnahm, ſagten, das Geld möge ſo ſchnell als möglich in's 
Grundbuch kommen, weil Thereſia M. den Johann S. an⸗ 
ſtreitet.“ Aus dem Geſagten ergibt ſich mit voller Beſtimmt⸗ 
heit, daß der Magdalena S. die Abſicht ihres Bruders, ſeine 
Gläubigerin Thereſia M. zu benachtheiligen, bekannt war, 
und mußte daher dem Klagebegehren, da ſämmtliche Voraus⸗ 
ſetzungen des 8. 30 Abſ. 4 des Anfechtungsgeſetzes vorhanden 
find, vollſtändig ſtattgegeben werden, gumal nad 8 des 
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citicten CGejege3 mit dem SBegebren, daß die angefodtene 
Rechtshandlung dem Gläubiger gegeniiber al3 unwirkſam ers 
klärt verde, das tveitere Begehren qu verbinden ift, was der 
Geklagte zum Zwecke der Bejriedigung des Gläubigers qu 
leiſten oder zu dulden für ſchuldig erkannt werden ſoll, und 
die Klägerin dieſe Anforderungen im Klagepetite keineswegs 
überſchritten hat. 

Die zweite Inſtanz hat das Klagebegehren aus folgenden 
Gründen abgewieſen: Wie aus den Verhandlungen und 
dem denſelben beiliegenden Strafacte ſich ergibt, ſchuldet 
Johann S. der Magdalena S. bereits ſeit dem Jahre 1882 
ein Darlehen im Betrage von 545 fl. 20 kr., ferner wurden 
dem Sobann GS. von feinen Geſchwiſtern Rupert GS. und 
Ratharina S. meitere Beträge von 1700 fl. und 400 fl. dar- 
gelichen, und wurde ſohin nad) eimer angeblich getroffenen 
Vereinbarung von Sobann S. zu Gunjten der Magdalena 6. 
der Schuldſchein ddto. 20. Jänner 1889 über den Betrag dor 
3600 fl. ausgeſtellt. Die Gellagte mar daher bereits im 
Sabre 1882 Glâubigerin dez Johann S. und als folde bes 
rechtigt, für thre Forderung die Ausſtellung eines Schuld⸗ 
ſcheines und Sicherſtellung zu begehren. Die am 20. Jänner 
1889 erfolgte Ausſtellung des Schuldſcheines und die auf 
Grund des Schuldſcheines von der Geklagten am 29. Jänner 
1889 vollzogene Einverleibung des Pfandrechtes auf den 
Johann S.'ſchen Realitäten kann von der Klägerin nicht an- 
gefochten werden, denn es handelt ſich im vorliegenden Falle 
um die Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung außerhalb des 
Concurſes; der 8. 5 des Anfechtungsgeſetzes findet daher im 
vorliegenden alle keine Anwendung. Die Ausſtellung des 
Schuldſcheines und die Einräumung des Pfandrechtes kann 
auch nicht als ein entgeltlicher Vertrag im Sinne des 8. 30 
Z3. 4 des Anfechtungsgeſetzes aufgefaßt werden, daher auch 
dieſe Geſetzesbeſtimmung auf den vorliegenden Fall keine An⸗ 
wendung findet. Wenn daher auch Johann S. der Geklagten 
für ihre Forderung das Pfandrecht wiſſentlich zum Nachtheile 
der klägeriſchen Forderung einräumte und die Geklagte, un⸗ 
geachtet der ihr bekannten mißlichen Vermögenslage des Jo— 
hann S., die Einverleibung des Pfandrechtes auf den frag⸗ 
lichen Realitäten erwirkte, ſo hat wohl eine Bevorzugung 
derſelben vor der Klägerin, aber keineswegs eine im 8. 30 

— 3. 4 des Geſetzes vom 16. Mar; 1884, R. G. BI. Nr. 36, 
: Gegenjage qu 8. 5 dieſes Geſetzes vorausgeſetzte, auch 
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außerhalb des Concursverfahrens anfechtbare Benachtheiligung 
der Klägerin ſtattgefunden. Aber auch aus dem Grunde, 
daß in dem Schuldſcheine vom 20. Jänner 1889 ein höherer 
Betrag eingeſetzt wurde, als die Magdalena S. dem Johann 
S. dargeliehen ul und demnad auch das Pfandrecht für 
einen größeren Betrag qu Gunſten der Geflagten auf den 
Realitäten de3 Johann S. einverleibt murde, können dieſe 
Rechtshandlungen nicht angefochten werden, nachdem die 
Frage über die Liquidität der einverleibten Forderung bei 
der Meiſtbotsvertheilung und nicht im Anfechtungsproceſſe 
auszutragen iſt. 
Ueber die ordentliche Reviſionsbeſchwerde der Klägerin 
bat der oberſte Gerichtshof das erſtrichterliche Urtheil vols 
inhaltlich wiederhergeſtellt. Die Gründe lauten: Die Ge— 
klagte hat ausdrücklich zugeſtanden, daß ſie an ihren Bruder 
Johann S. nur eine aus dem Sabre 1882 ſtammende Dar—⸗ 
lehensforderung von 480 fl., welche ſich mit Hinzurechnung 
der bezüglichen Zinſen am 20. Jänner 1889 auf den Betrag 
von 545 fl. 20 kr. erhöht haben mag, zu ſtellen hatte. Wenn 
demungeachtet der Geklagten von ihrem Bruder Johann S. 
ein auf den Betrag von 3600 fl. lautender Schuldſchein unter 
Einräumung des Pfandrechtes zur Sicherſtellung dieſes Be⸗ 
trages auf den ihm gehörigen Realitäten ausgeſtellt und von 
der Geklagten auf Grund dieſes Schuldſcheines die Einver— 
leibung des Pfandrechtes pet. 3600 fl. auf den Realitäten 
ihres vorgenannten Bruders erwirkt wurde, ſo liegt dieſem 
Rechtsgeſchäfte ein theils entgeltlicher, theils unentgeltlicher Be⸗ 
trag zu Grunde, indem der Pfandrechtseinräumung pet. 3600 fl. 
wohl bis zum Betrage von 545 fl. 20 fr eine Gegenleiſtung 
der Gellagten, hingegen hinſichtlich des 545 fl. 20 Fr. über—⸗ 
iteigenden Betrages keinerlei Gegenteiftung der Geflagten 
gegeniiberitand. Allerdings behauptet die Geklagte, daß ein 
anderer Bruder, Namens Rupert S., und ibre Baje Rathas 
tina S. gleichfalls Forderungen an Johann GS. im Betrage 
von 1700 fl. und von 400 fl. gleichzeitig qu ftellen batten 
und daß qufolge einer unter den Verwandten getroffenen 
Vereinbarung auch bdieje beiden Forderungen im Geſammt— 
Dbetrage von 2100 fl. im dem vorerwähnten Schuldſcheine von 
3600 fl. einbezogen morden feien. Allein, abgejeben davon, 
Dat jelbft dann, wenn dieje beiden Forderungen im Geſammt⸗ 
betrage von 2100 fl. jammt alifálligen Zinſen der vorerwähnten 
SForderung der Gellagten per 545 fl. 20 Er. zugezählt werden 
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molíten, dadurch nod) immer nicht die Höhe der im Schuld⸗ 
fdeine vom 20. Jänner 1889 verſchriebenen Summe von 
3600 fl. erreicht und ſomit die parttele Unentgeltlichkeit des 
zwiſchen der Geflagten und ihrem Bruder Sobann S. ab 
eſchloſſenen Vertrages keineswegs bejeittgt wäre, hat die Ges 
lagte nicht einmal behbauptet, geſchweige denn Derviefen, daß 
die vorermábnten Forderungen deê Rupert und der Rathas 
rina S. im Gejammtbetrage von 2100 fl. in ibr, der Ge: 
flagten, Cigenthum ilbertragen worden fein. Demzufolge 
muß als feititebend angenommen tverden, daf; dem zu Gunſten 
der Geklagten ausgeſtellten Schuldſcheine per 3600 fl. und 
der bezüglichen Pfandrechtseinverleibung eine den Betrag bon 
545 fl. 20 fr. iberiteigende Gegenteiftung der Gellagten nidt 
au Grunde Itege, und daß demnad ochſten⸗ nur in An⸗ 
ſehung dieſes Betrages von 545 fl. 20 tr. ein entgeltlicher 
Bertrag, hinſichtlich des Ueberſchuſſes von 2054 fl. 80 tr. 
E etn unentgeltlicher Vertrag zu Stande gefommen 
et. Nad 8.30 3. 1 des Anfechtungsgeſetzes unterliegen der 
Anfechtung, falls das Anfechtungsrecht innerhalb der im Ein⸗ 
gange deê 8. 30 bejtimmten oder innerhalb der nad Mab- 
gabe de3 8. 33 desſelben Geſetzes ertveiterten Friſt geltend 
gemacht wird, alle unentgeltitden Verfilgungen des Schuldners 
in Betreff deê tbm gehörigen Vermögens, inſoweit er hiezu 
nicht durch das Geſetz verpflichtet war und ſofern es ſich nicht 
um übliche Gelegenheitsgeſchenke von verhältnißmäßig geringem 
Betrage handelt. Dieſe Anfechtbarkeit iſt an keine weitere 
Bedingung geknüpft und erſtreckt ſich auch auf jene Verträge 
des Schuldners, welche aus entgeltlichen und unentgeltlichen 
vermiſcht find, inſoweit dieſelben als unentgeltlich ſich dar 
ſtellen. Nach dieſer klaren, jeden Zweifel ausſchließenden 
Geſetzesbeſtimmung iſt der zwiſchen der Geklagten und ihrem 
Bruder Johann S. zu Stande gekommene Vertrag jedenfalls, 
inſoweit er als ein unentgeltlicher Vertrag in Betracht kommt, 
ſomit hinſichtlich des Betrages von 2054 fl. 80 fr. gegenüber 
der Klägerin, welche in geſetzlicher Friſt vom Anfechtungs⸗ 
rechte Gebrauch gemacht hat, rechtsunwirkſam, ohne daß es 
einer Unterſuchung und Erörterung bedürfte, ob das Geſchäft 
als ein Scheingeſchäft zu betrachten und in welcher Abſicht 
es unternommen worden ſei. Anders verhält es ſich mit 
dem Forderungstheilbetrage per 545 fl. 20 fr. Hinſichtlich 
dieſes Betrages iſt der zwiſchen der Gellagten und ibrem 
Bruder Sobann S. qu Stande gefommene Vertrag, die 
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Richtigkeit der Behauptungen der Gellagten vorausgeſetzt, 
als ein entgeltlicher aufzufaſſen, ſomit als ein Vertrag, auf 
melden die Beſtimmung des 8. 30 3. 4 des Anfechtungs⸗ 
eſetzes Anwendung qu finden bat, ſofern 1. durch den Ab- 
lh des Bertrages dte Gläubiger des Schuldners benach⸗ 
theiligt murden und 2. die Gellagte nicht beweiſt, daß ihr 
aur Beit des Vertragsabſchluſſes eine Abſicht des Schuldners, 
die Gláubiger gu benachtbeiligen, nicht belannt mar. Dab 
durch die Erwirkung einer Sicherſtellung auf Realitáten, 
welche nur auf 2280 fl. geſchätzt find, die librigen Gláubiger 
und fpeciell die Rlágerin, melde für ihre Forderungen nod 
feine Sicherſtellung erwirkt hatte, der Gefabr eines Verluſtes 
auêgejeit morden find, kann nad) den Crgebnifjen der Vers 
bandlung nicht in Zweifel gezogen merden, gumal dadurd 
dte Wahrſcheinlichkeit der Einbringlichmachung der Yorderungen 
der ilbrigen Glâubiger nothwendigerweiſe vermindert und dem⸗ 
aufolge aud) der Werth diejer Forderungen verringert merden 
mußte. Hierin liegt zweifellos eine Benachtheiligung der 
übrigen Gläubiger des Schuldners, wie fic der 8. 30 B. 4 
des Anfechtungsgeſetzes vorausſetzt. Die geſetzliche Vermuthung, 
daß dieſe zu Gunſten eines nahen Angehörigen des Schuldners 
erfolgte Sicherſtellung in fraudem creditorum geſchehen ſei, 
hätte die — durch Führung des Gegenbeweiſes, daß ihr 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes eine auf Benachtheiligung 
der Gläubiger gerichtete Abſicht des Schuldners nicht bekannt 
war, entkräften müſſen. Da ſie dieſen Beweis nicht erbracht hat, 
war auch in dieſer Beziehung das Klagebegehren als vollkommen 
begründet anzuſehen. Indem im Uebrigen auf die weſentlichen 
richtigen erſtrichterlichen Gründe verwieſen wird, erſcheint die 
Wiederherſtellung des erſtrichterlichen Urtheiles gerechtfertigt. 


Nr. 390. 

Mene beim Bertragsabſchluſſe nicht verabredete, in der überſandten 
Agactura aufgenommene KRebenbeſtimmungen berechtigen den Käufer 
niqht, vor dem perfect abgeſchloſſenen Kaufvertrage abzugehen. 
Der AKauf auf FReſicht oder auf Frobe ſetzt die Beſichtigung und 
Früfung der Waare voraus (Art. 339, 347 À, 6. B.). 
Entſcheidung vom 23. Junt 1891, 3. 7186. (Beitátigung des Urtheiles bes 
k. k. Dberlandedgeridites Prag vom 22. April 1891, B. 10.036, theilweiſe 
Abänderung bes Urtheiles des k. E. Kreis- als Handelsgerichtes Brüx vom 
18. März 1891, 8. 2000.) 


Die gellagte Firma B. bat vom Reijenden der Klägerin 
M. am 27. December 1889 dte in der Sactura A. verzeid- 
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neten Waaren zu den dort angejegten Preijen Dejtelit und om 
31. December 1889 dieje Waaren mit der mit der Facturen 
abſchrift A. im Weſentlichen gleichlautenden Factura de dato 
Wien, 30. December erbalten. Die Gellagte hat die geſendeten 
Waaren ſofort nad Ginlangen der Factura, ohne diejelben 
au beziehen, beanftândet, und zwar mit der Zuſchrift folgens 
den Inhaltes: ,Bevor mir Ihre Sendung beziehen, wollen 
Sie uns mittheilen, ob wir Nichtconvenirendes binnen 8 Tagen 
retourniren dürfen. Die auf Ihrer Factura bemerkten Clauſeln 
erkennen wir nicht an, waren nicht bedungen. Eventuell mitffen 
Sendung zurückweiſen.“ Die geklagte Firma behauptet nämlich, 
daß die in der Factura beigefügten Zuſätze bei Abſchluß des 
Geſchäftes nicht vereinbart waren, ja ſogar der Vereinbarung 
„bei Spitzen und Borten Nichtconvenirendes zurückzunehmen“ 
direct widerſprechen und begehrte deshalb die Zurücknahme 
dieſer nicht vereinbarten aber facturirten Bedingungen, bevor 
die Waare bezogen und beſichtigt wird. Da die Klägerin auf 
dem Standpunkte der Factura zu beharren erklärte, wurden 
die Waaren von der Gegenſeite zurückgeſendet und bei der 
Klägerin der Geklagten zur Dispoſition erlegt. Die Klägerin 
begehrt nun die Bablung des facturirten Betrages ton 
246 fl. 8 kr. 

Die erſte Inſtanz bat bezüglich eines Betrages von 192ſl. 
76 kr. unbedingt nach dem Klagebegehren erkannt, bezüglich 
des Reſtes die Sachfälligkeit der Geklagten von der Richt⸗ 
ablegung eines Erfüllungseides des Inhaltes, daß der Reiſende 
der Klägerin freiſtellte, bezüglich der beſtellten Borten und 
Spitzen nicht Convenirendes binnen 8 Tagen zurückzuſenden, 
abhängig gemacht. Gründe: Bei Entſcheidung dieſes Rechts— 
ſtreites kommt es auf die Frage an, welche Bedeutung einer 
Factura zukommt; in dieſer Beziehung iſt zu unterſcheiden, 
ob die Êutendun) der Factura Erfüllung des Dereitê ge: 
ſchloſſenen Kaufes ift, oder ob die Bufendung der Factura 
ein Realoffert enthalt. Gm vorltegenden Falle waren die 
Parteien über Gegenftand und Raufpreiz einig, der Kauf fir 
beide Theile verbindlid und lag daber in der Zuſendung der 
vactura die Erfüllung des Raufvertrages. Aus diejem Grunde 
kommt der gellagten Firma feinesmega das Recht qu, die 
angeblid vertragêmidrigen Offerte, bezüglich Nebenbeſtim⸗ 
mungen, die allerdings auch erfüllt werden müſſen, als An 
laß zu benützen, um einſeitig von dem geſchloſſenen Vertrage 
abzugehen. Die Erklärung, daß auf den Facturenclauſeln 


IV. 390. 297 


verharrt merde, wäre für die klägeriſche Firma volftândig 
wirkungslos geweſen, und hätte die geklagte Firma auch durch 
Annahme der Waaren, zumal bei der erfolgten Beanſtändung 
der Factura, ihren Standpunkt rückſichtlich der Nichtannahme 
der neuen Offerte bewahren können. In der Einrede hat die 
gellagte Firma behauptet, daß bei Abſchluß der Beſtellung 
zwiſchen ihr und dem Reiſenden der klägeriſchen Firma be— 
züglich der Spitzen und Borten vereinbart wurde, Nicht⸗ 
convenirendes binnen 8 Tagen rückſtellen qu dürfen. Dieſe 
vehauptung wurde von einer Zeugin beſtätigt und mußte 
daher diesbezüglich auf den Erfüllungseid der Geklagten er⸗ 
kannt werden. Wird dieſer Eid abgelegt, jo iſt dadurch oben⸗ 
erwähnte Vereinbarung erwieſen und es erſcheint dann der 
Kauf bezüglich der Spitzen und Borten gemäß Art. 339 
H. G. B. als auf Beſicht oder auf Probe geſchloſſen, welchen 
die Geklagte durch Rückſendung nicht genehmigte, indem es 
nach dem Wortlaute des —*8 Artikels vollſtändig in 
dem Willen des Käufers liegt, die Waare zu beſehen. Wird 
dieſer Eid nicht abgelegt, ſo gilt das bezüglich der übrigen 
Waaren Obangeführte. 

Das Oberlandesgericht hat die Appellationsbeſchwerde 
der Geklagten B. zurückgewieſen und über die Appellations⸗ 
beſchwerde der Klägerin A. das erſtrichterliche Urtheil theil= 
weiſe abgeändert und auch bezüglich des Reſtes per 53 fl. 32 Ir. 
unbedingt nach dem Klagebegehren erkannt. Gründe: Der 
Umſtand, daß die Klägerin in ihrer Factura nene, beim Ver⸗ 
tragsabſchluſſe nicht verabredete Nebenbeſtimmungen aufnahm, 
vermochte die Geklagte im Grunde des 8. 919 a. b. G. B. 
Aeineswegs qu berechtigen, von dem perfect geſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrage abzugehen, ſondern ſtand ihr nur zu, die in der 
Factura geſtellten neuen Propoſitionen abzulehnen. Uebrigens 
aber hatte ſie mit der Erfüllung des Vertrages vorzugehen, 
mithin die Waaren zu übernehmen, wonach ihr allerdings 
freiſtand, ſich unter Umſtänden nach Art. 347 H. G. B. zu 
benehmen, oder von dem ihr nach ihrer Behauptung vertrags⸗ 
mäßig zuſtehenden Rechte, bezüglich der Spitzen und Borten 
Nichtconvenirendes binnen 8 Tagen rückzuſtellen, Gebrauch 
zu machen. Die Factura bildete im Bezug auf die neuen 
Nebenbeſtimmungen einen Antrag, allein eben nur in Bezug 
auf dieſe Nebenbeſtimmungen, weil die Parteien über das 
Weſentliche des Kaufes Dereitê übereingekommen waren und 
ſtand der Geklagten vollkommen frei, dieſen Antrag anzu⸗ 
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nebmen oder abzulehnen. Qeptere3 fonnte durch eine einfade 
Erklärung geſchehen, obne ſi der Gefahr auszuſetzen, durch 
“den Bezug der Waaren die Genehmigung der neu geſtellten 
Fäcturenanträge zu erkennen qu geben, weil dieſe damn eben 
abgelehnt waren und der Vertrag in ſeiner urſprünglichen 
Form beſtand. Die Weigerung der Geklagten, die Waare zu 
beziehen, war demnach eine völlig unberechtigte, und hat der 
—* Richter die bezügliche Einwendung mit Recht verworfen. 
Aber auch bezüglich des von der Geklagten eingewendeten 
Rechtes, von den Spitzen und Borten das Nichtconvenirende 
binnen 8 Tagen zurückzuſtellen, iſt ihre Vertheidigung eine 
hinfällige. Der Kauf auf Beſicht oder auf Probe ſetzt voraus, 
daß der Käufer die Waare beſehe oder prüfe und ſich dann 
entſcheide, ob er die Waare genehmige oder nicht. Dies iſt 
hier aber gar nicht geſchehen, die Geklagte hat die Waare 
gar nicht bezogen, ſomit um jo minder beſehen oder geprüft 
und kann ſich daher nicht auf den Standpunkt ſtellen, daß 
ſie auf Grund des abgeſchloſſenen Kaufes auf Probe berechtigt 
ſei, die Waare guriidguftelen, weil ſie ſich dieſem Rechts⸗ 
geſchäfte gemäß benommen hat. Die Geklagte hat einen Theil 
der Waare nicht deshalb' zurückgeſtellt, weil ihr Spigen und 
Borten nicht convenirten, ſondern ſie hat die ganze Sendung 
aus einem Grunde zurückgewieſen, aus welchem ſie, wie ge 
zeigt, zur Verweigerung der Annahme der Waare nicht bes 
rechtigt war, und welcher ſich als ganz unſtichhältig erweiſt. 
Die Geklagte war daher auch zur Zahlung des auf die Spitzen 
und Borten entfallenden Theiles des Kaufpreiſes unbedingt 
zu verurtheilen. 

Der oberſte Gerichtshof bat die ordentliche Reviſions— 
beſchwerde der Geklagten zurückgewieſen und das oberlandes: 
gerichtliche Urtheil bejtátigt. Griânde: Die von der gellagten 
Firma gegen den abândernden Theil des oberlandesgeridt: 
lichen Urtheile3 ergriffene Revifion iſt geſetzlich nicht begriindet, 
weil, wenn auch die Bebauptung der Reviſionswerberin ers 
wieſen wäre, daß zwiſchen ibr und dem Reijenden der kläge— 
riſchen Firma vereinbart murde, Nichtconvenirendes in Spitzen 
und Borten binnen 8 Tagen rückſtellen zu dürfen, der mit 
dieſer Vereinbarung nicht übereinſtimmende Beiſatz in der 
Rechnung, welche dieſer Sendung beigelegt wurde, die ge⸗ 
klagte Firma nicht bon der ihr nach Act. 347 H. G. B. ob 
liegenden Verpflichtung, die Waare zu unterſuchen, befreit, 
und war ſie nicht berechtigt, die ganze diesfällige Sendung 
nicht zu übernehmen. Die Sachfälligkeit der geklagten Firma 
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ijt durch die Unterlafjung der geſetzlichen Verpflichtung, die 
jugejenhete Waare qu ilbernehmen, Derbeigefiibrt, da dieſe 

erpflichtung thr das Recht nicht benimmt, die angebltd ver⸗ 
tragêmidrigen Eigenſchaften der Waare oder der Bedingungen 
mit voller Rechtswirkſamkeit geltend qu machen, denn der 
Käufer tft im dem voriiegenden Valle nicht berechtigt, nad 
fetner Willkür die Waaren qu empfangen oder nicht, ſondern 
er kann den Empfang nur verweigern, wenn ſich dieſelbe 
nach der erfolgten Beſichtigung id probemábia oder nicht 
empfangbar darſtellt (Art. 339 H. G. B.); da fie dies qu 
thun unterlofien bat, muf die Waare ais genehmigt an⸗ 
geſehen und die Gellagte zur Bezahlung des Kaufſchillings 
nach Art. 347 8 G. B. verhalten werden. 


Nr. 391. 

Gegen öffentliche und fomit auch gegen Militärbeamte Rann die Saft 
nad 8. 3 des Geſetzes vom 16. März 1884, M. O. BE. Mr. 35, ver- 
Gángt werden. 

Entſcheidung vom 24. Juni 1891, 9. 7815. (Beſtätigung des das Decret 
des É. ?. Landesgerichtes Wien tom 10. Mir; 1891, B. 21.471, abändernden 
Decretes des E. ?. Oberlandesgerichtes Wien tom 5. März 1891, 8. 5893.) 


In der Erecuttonsjade der A. gegen ihren Gatten B., 
k. u. k. Militárs Bauredpnungaofficial, peto. 479 fl. 41 1 tr. 
mar die Mobiliarerecutton tvegen Mangelê eine3 Bermôgens 
rejultatlos geblieben und die executive Cinantivortung und 
Erfolglaſſung des Gagedrittels am 28. Auguſt und 7. December 
1888 gegen Freilaſſung von 800 fl. bemilligt morden, jedod 
ging der Forderung der A. die Forderung des C. peto. 760 
vorau3. Am 14, Mir; 1890 ilberreidite die A. das Gejud, 
dem B. dte Angabe ſeines Vermögens unter Gid bei jonitiger 
oil in Gemäßheit des 8.3 des Gejeges vom 16. März 1884, 
G. BI. Nr. 35, aufzutragen, worüber das dandesgericht 
in mit Beidheid vom 23. Geptember 1890, 8. 88.185, 
dem B. bedeutete, da im alle feines Ausbleibens von der 
Tagſatzung oder ſeiner Weigerung der Eidesablegung auf 
Begehren der A. die Haft wider ihn verhängt werden würde; 
dieſer Beſcheid wurde über den von B. eingebrachten Recurs 
und außerordentlichen Reviſionsrecurs vom Oberlandesgerichte 
Wien und vom oberſten Gerichtshofe mit Decret vom 28. October 
1890, 9. 14.127, und vom 30. December 1890, 8. 15.050, 
beftátigt. Die Tagſahung wurde auf den 12. Februar 1891 
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angejebt; der erſchienene SB. entfernte fid) vor dem Beginne 
der Tagjagung mit der Erklärung, daß er zur Ablegung des 
Eides in Abweſenheit Der A. Dereit fet. Das Landesgericht 
Mien erkannte mit Beſcheid vom 17. Februar 1891, 2. 88.185, 
da B. al von der Tagijagung ausgeblieben anzuſehen fei, 
mies jedod) das Begebren der A um Haftverhängung mit 
der Qinmeijung auf die Bejtimmung des Patentes vom 
25. October 1798, J. G. S. Nr. 436, ab. Am 7. März 
1891 bradite die A. neuerlich ein Gejud ein um Erlaſſung 
des Haftbefehles gegen den B. mit der Begrindung, daf B. 
mit Martegebiibr auf ſechs Monate beurlaubt worden fei. 

In eriter Inſtanz murde das Gejud) der A. abgetviejen, 
weil dem WB. durd die Beurlaubung der Charafter eines 
öffentlichen Beamten nicht benommen worden ift; im Uebrigen 
wurde auf den Beſcheid vom 17. Februar 1891, 3. 88.185, 
verwieſen. 

Das Oberlandesgericht gab dem Recurſe der A. Folge 
und bewilligte die Haft des B. mit dem Beifügen, daß ſie 
ſechs Monate nicht überſteigen dürfe „in der Erwägung, daß, 
wie dies bereits mit dem in dieſer Beziehung rechtskräftigen 
Beſcheide des Landesgerichtes Wien vom 17. Februar 1891, 
3. 88.185, ausgeſprochen wurde, B. als von der zur Eides⸗ 
legung gemäß S. 3 des Geſetzes vom 16. März 1884, 
R. 6. Bi. Nr. 35, auf den 12. Februar 1891, Vormittags 
10 Ubr angeordneten Tagfabrt ausgeblieben anzuſehen ift, 
weil er ſich vor Beginn Ddiejer Lagiabrt entfecnt hat und 
feine Erklärung, zur Ablegung des Eides in Abweſenheit Der 
Gläubigerin A. bereit zu ſein, nicht zu berückſichtigen tft, zu⸗ 
mal Letztere berechtigt erſcheint, bei der Eidesleiſtung anweſend 
au ſein; in der Erwägung, daß hiegegen der erwähnte landes⸗ 

erichtliche Beſcheid vom 17. Februar 1891, 8. 88.185, in⸗ 
* hiemit dem Begehren um Verhängung der Haft unter 
Hinweis auf das Patent vom 25. October 1798 abgewieſen 
wurde, null und nichtig erſcheint, weil dem B. bereits mit 
dem Beſcheide vom 23. September 1890, 3. 88.185, bedeutet 
morder ift, daß im alle ſeines Nichterſcheinens oder im 
alle er ſich weigern würde, den Eid abzulegen, gegen ibn 
úber Antrag der Glâubigerin dte Daft verhângt werden würde, 
weil dieſer Beſcheid mit dem obergerichtlichen Decrete vom 
28. October 1890, 3. 14.127, und zwar bezüglich der even⸗ 
tuellen Haftverhängung mit der Motivirung, daß das Geſetz 
vom 16. März 1884 den daſelbſt angedrohten Arreſt augs 
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drücklich nur als Zwangsmittel bezeichnet und feine geſetzliche 
Beſtimmung beſteht, welche es etnem ek. u. k. Militärbeamten 
geſtatten würde, ſich dem Vollzuge eines rechtskräftigen ge 
richtlichen Auftrages zu entziehen, beſtätigt und dem außer⸗ 
ordentlichen Reviſionsrecurſe des B. mit der oberſtgerichtlichen 
Entſcheidung vom 30. December 1890, 8. 15.050, keine Solge 
gegeben wurde; weil daher das Landesgeridt tm Beftande 
diejer Entſcheidungen nicht mebr Derechtigt mar, die Haft⸗ 
verhängung aus dem Grunde, daß derjelben das cltirte Patent 
entgegenitehe, qu vermeigern”. . 

Der oberite Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe des 
B. feine Folge und beſtätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
in der Erwägung, „daß es ſich im vorliegenden Falle keines⸗ 
wegs um die Anwendung des Patentes vom 26. October 1798 
handelt, da hier nicht die in dieſem Patente erwähnte Art 
der Executionsführung (mittelſt Perſonalarreſt oder Schuld⸗ 
haft) ſtattzufinden, ſondern die geſetzliche Sanction des gericht⸗ 
lichen Auftrages zur eidlichen Vermögensabgabe einzutreten 
hat; daß das Gejey dte qu dieſem Zwecke angedrobte Haft 
(Nrreit) ausdrücklich als Brvangêmittel bezeichnet, daß es aber 
an einer Norm fehlt, welche dem Staatsbeamten geſtatten 
würde, ſich dem Vollzuge eines rechtskräftigen gerichtlichen 
Auftrages zu entziehen; daß übrigens die landesgerichtlichen 
abweislichen Beideide bom 17. Februar 1891, 8. 88.185, 
und vom 10. Márz 1891, B. 21.471, ſich aud in einen 
offenen Widerſpruch mit der nad) dem früheren landesgericht⸗ 
lichen Beſcheide vom 23. Geptember 1890, 2. 88.185, Der 
denfelben betreffenden oberlandesgerichtlichen Recurserledigung 
vom 28. Detober 1890, 9. 14.127, und der abweislichen 
oberſtgerichtlichen außerordentlichen Mecurserledigung vom 
30. December 1890, 3. 15.050, ausgeſprochenen Androhung 
der Haftverhängung im alle verweigerter Eidesleiſtung ges 
jest baben, da auch fon damals dte ämtliche Eigenſchaft 
des B. als k. u. É. Militär⸗-Baurechnungsofficial zweifellos 
bekannt geweſen iſt“. 
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Rr. 392. 
Die tn cimem Tefiamente bedachten Legatare, welchen durch cine 
Madtragsverfiigung dte Hälfte des Madfafes nad Mafgasde der 
ihnen zugedachten Legate zugewieſen wird, Rommen nicht als Erben 
in BRetracht; die von einem derſelben überreichte Groserffárung iſt 
wegen AMangels des Ausweiſes eines Erbrechtstitels ohneweiters 
uridiguweifen (88. 799 a. 0. 6. ..; 121, 122 Fatent vom 9. Auguſt 
1854, M. O. BL. Mr. 208). 
Entſcheidung vom 24. Juni 1891, 8. 7641. (Beltútigung bes DecreteB bes 
k. k. Rreisgeridites Briz vom 14. März 1891, 3. 2349, Abänderung des 
Decretes des k. k. Dberlanbesgeridtes Prag vom 29. April 1891, B. 10.342. 


M. batte in feinem Teftamente die B. al3 Erbin ein: 
gefebt; dem A. und anderen Perjonen waren Qegate im aiffer 
máBig beftimmten Betrágen qugedadt. In der letztwilligen 
Nacitragsertlárung vom 6. Februar 1889 wendete IR. die 
Hälfte des reinen Nachlaſſes dem AU. und den úbrigen LVega- 
taven nach Maßgabe der ibnen zugedachten Legatabetráge qu. 
Auf Grund diejer Nachtragserklärung überreichte U. die Des 
dingte Erbserkläͤrung qu dem M.ſchen Nachlaſſe. 

In erfter Inſtanz wurde dte Erbserklärung zurückgewieſen, 
weil nad) 8. 122 des kaiſ. Patentes vom 9. Auguſt 1854, 
R. G. Bl. Nr. 208, lediglich die in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtellte Erklärung „des Erben“ ton dem Gerichte 
anzunehmen iſt; A. hat aber ſeinen behaupteten Erbrechtstitel 
im Gimme des 8. 799 a. b. G. B. durch den Teſtaments— 
nachtrag vom 6. Februar 1889 nicht ausgewieſen, da die B. 
im Teſtamente als Alleinerbe berufen erſcheint und der An⸗ 
theil, welcher dem mit einem Vermächtniſſe bedachten A. zur 
Erhöhung dieſes Legates von der Hälfte des reinen Nachlaſſes 
gebührt, ſich uicht als Erbtheil, ſondern als ein bloßes Ver—⸗ 
mächtniß darſtellt. 

Das Obergericht gab dem Recurje des B. Folge und trug 
dem Gerichte erſter Inſtanz die Annahme der von A. iiber: 
reichten Erbserklärung auf, weil dieſelbe in der geſetzlichen 
Form ausgeſtellt iſt, daher nach 8. 122 des kaiſ. Patentes 
vom 9. Auguſt 1854 von Amtswegen nicht zurückgewieſen 
werden kann und nicht ſchon dermalen bei der Crledigung 
der Erbserklärung, ſondern erſt nach ordnungsmäßig abge⸗ 
führtem contradictoriſchem Verfahren darüber abgeſprochen 
werden kann, welche Rechte auf den Nachlaß des M. für den 


A. aus dem Teſtamentsnachtrage vom 6. Februar 1889 er— 
wachſen ſind. 
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Der oberite Gerichtshof beſtätigte tm Gtattgebung dez 
eingebrachten Reviſionsrecurſes die erſtrichterliche Verfuͤgung 
in der Erwägung, daß die von A. eingebrachte Erbserklärung 
als Rechtstitel die letztwillige Anordnung vom 6. Februar 
1889 bezeichnet, daß dieſe letztere aber eine Einſetzung des 
A. nicht erſehen läßt, da den darin bezeichneten Legataren 
wohl die Hälfte des verbleibenden Nachlaſſes zugewendet wird, 
den einzelnen Legataren aber nicht tm aliquoten Theilen qu= 
gedacht wird, vielmehr dteje Hälfte unter die Legatare nad 
Verhältniß der ihnen ausgeſetzten, ziffermäßig beſtimmten 
Legate qu vertheilen iſt, woraus folgt, daß dem betreffenden 
Legataren keineswegs in Beziehung auf das Ganze beſtimmte 
(aliquote) Theile des Nachlaſſes zugedacht werden, daß daher 
im vorliegenden Falle der im 8.799 a. b. G. B. und 8. 121 
des Patentes vom 9. Auguſt 1854 geforderte „Ausweis“ 
des Erbrechtstitels, welcher dem alfálligen im 8. 122 des 
citicten Patente? gejforderten „Beweiſe“ Ddesfelben voran— 
zugehen bat, mangelt. 


Rr. 398. 


de Erklärung der Annahme eines aufgetragenen Haupteides durch 
den hiezu bevollmächtigten Bertreter Ranu and) nad) dem Tode der 
Partei mit proceſſuaſer Wirſtung abgegeben werden (88. 1022, 1025 
a O. O. 3.); der fo angenommene Eid gilt als abgeſchworen, mena 
die Wartet in der von ihr herrührenden Information Ad Dtezu erdoten 
dat (88. 307 w. q. O. O. 233 a. O. O. Srofdecret vom 5. MRár; 1795, 
3 6. 5. Mr. 222). 
Entſcheidung vom 2. Quit 1891, 8. 7111. (Beitátigung der gleichförmigen 
Decrete bea E. F. Landesgerichtes Czernowitz vom 27. December 1890, 2. 25.442, 
und des k. k. Dberlanbesgeridtes Lemberg vom 17. Februar 1891, 8. 3882.) 


A. brachte oßtgen den B. eine Klage auf Zahlung des 
Betrages von 100 fl. auf Grund dez Wechſels vom 25. Februar 
1885 ein; im Exeipiendo wurde eingervendet, daf der Betrag 
bon 71 fl. 50 fr. durch Theilzahlungen und gelieferte Schneider⸗ 
arbeiten getilgt jet, und wurde der diesfalis dem Kläger auf 
getragene Eid von deſſen Vertreter Dr. N. dem Geklagten 
im Replicando guriidgejdoben. Als begiiglid der behaupteten 
theilveifen Tilgung der Schuld vom Gellagten in der , Er: 
gângung” vorgebradte, thatſächliche Umitânde unter Cid ge- 
ſtellt wurden, erklärte Dr. N. im Vertretung des Rlágers am 
14. März 1888, den rejeriblen diesfalls aufgetragenen Eid 
angunebmen. Auf dtejen Cid murde in dem Urtheile vom 
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31. Auguſt 1889 ertannt und deſſen Ablegung dem A. auf: 
getragen. Im Laufe des Rechtsſtreites hatte Dr. N. mit A. 
am 8. Jänner 1888 eine idriftlibe Information aufgenoms 
men, in welcher A. ſich Dereit erklärt, eidlich qu verneinen, 
da C. tbm auf Redmung des Klagewechſels Barzablungen 
oder Schneiderarbeiten im Betrage bon 71 fl. 50 fr. geleiltet 
babe, jorvie da bom eimgellagten Betrage die Cumme ton 
71 fl. 5O fr. getilat jet. Die Information tmurde vom 
ſchreibenskundigen M. mit ſeinem Handzeichen verjeben, da 
ex ertrantt mar und zum Schreiben ſich qu ſchwach fühlte. 
Am 15. Jänner 1888 ftarb A. Als nun nad ergangenem 
Urtheile Dr. N. eim pl des Begehrens einreichte, daß 
der dem A. aufgetragene Haupteid als abgelegt anerkannt 
werden möge, widerſetzte ſich B. dieſem Begehren. 

In erſter Inſtanz wurde erkannt, daß der dem A. urtheils⸗ 
mäßig vorbehaltene Haupteid für abgeſchworen gehalten werde. 
Gründe: Die Entſcheidung iſt durch die Beſtimmungen des 
8. 307 w. q. G. O. und des Hofdecretes vom 5. März 179, 
& G. S. Nr. 222, gerechtfertigt; die gegneriſchen Einwen⸗ 
dungen find nicht begründet. Wenn B. vorbringt, daß Dr. N. 
nicht ſchon bei der Uebernahme der Vertretung des A. eine 
erſchöpfende species facti aufgenommen babe, und daß die 
nachträgliche Information nicht alle für den Gtreitjall und 
in der Hauptſache wichtigen Momente umfaſſe, jo iſt nicht 
einzuſehen, wie dieſes angebliche Verſäumniß des Dr. N. dem 
A. zum Schaden gereichen könnte, da die Information den 
hier allein maßgebenden Umſtand der Tilgung der Wechſel⸗ 
ſchuld um den Betrag von 71 fl. 50 fr. ausdrücklich berührt 
und Dr. A. noch recbtzeitia, nämlich bet Qebzeiten des A, 
die bei der Uebernabme der Procepvertretung verjáumte In⸗ 
formationsaufnabme nachholte; zudem iſt geſetzlich gar nidt 
angeordnet, daß die Aufnahme der species facti jofort bei 
Uebernahme der Vertretung unter der Gtrenge ftattzufinden 
babe, daß jede ſpätere Aufnahme keine rechtliche Wirkung 
habe; die bezügliche geſetzliche Weiſung hat einen mehr an⸗ 
leitenden Charakter, iſt eine Belehrung für den Advocaten., 
wie er am beſten für das Intereſſe ſeiner Clienten verſorgen 
könne. Was die geſetzliche Vorſchrift betrifft, daß die Partei, 
wenn ſie ſchreibenskundig iſt, die species facti felbft zu fertigen 
babe, jo kann ſie nicht dahin ausgelegt werden, daß die 
ſchreibenskundige Partei bei ſonſtiger Nichtigkeit des Actes 
der Namen eigenhändig unter die species facti auch dann 
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au jeben habe, wenn fie daran durch ſörperſchwäche vder Krank⸗ 
dot gebinbert iſt, weil Schreibenskundigkeit mit Schreibens⸗ 
ähigkeit gleichbedeutend iſt, eine durch Körperſchwäche oder 
Krankheit am Schreiben verhinderte Pejon aber eben ſchreibens⸗ 
unfähig iſt. Die Behauptung des Gellagten, daß die Ber 
itimmungen des 8. 307 w. q. G. D. und des Pofdecretes 
vom 5. März 1795 nur für den all anwendbar feten, wenn 
die Annabme des Eides nod zu Vebzeiten der Partei erfolgt 
ijt und der Tod dtejer Partei exft in die Zwiſchenzeit zwiſchen 
der Eidesanbietung vor Gericht und dem zur Eidesleiſtung 
angeordneten Termine jállt, findet in den obigen Geſetzes⸗ 
ſtellen keine Grundlage; im Gegentheile geht aus 8. 307 und 
noch mehr aus dem erwähnten Hofdecrete hervor, daß dem 
Falle, wo eine Partei einen Eid gerichtlich angeboten hat, 
auf deſſen Abſchwörung (pin der Folge“) das Urtbeil aus⸗ 
fällt, dieſe Abſchwörung jedod) durch den Tod der Partei 
gebindert wird, der dal gleichzuhalten tft, mo der Advocat 
auf Grund einer früher aufgenommenen species facti den 
Gid anbietet, auf deſſen Abſchwörung das Urtheil ausfällt 
und daf in dem letzteren alle nicht unteriditeden wird, ob 
der Tod der Partei vor oder nad) der vom Abdvocaten ers 
folgten Cidesanbietung erfolgt. Der Umitand, daß fid der 
Wortlaut der Cidesformel im Urtheile mit der species facti 
bezüglich Der rp rio Thatſache nicht deckt, iſt hier 
ohne Belang, da geſetzlich eine wörtliche Uebereinſtimmung 
nicht gefordert wird, der 8. 546 w. g. G. O. überhaupt nur 
fordert, daß der Advocat in die species facti eine umſtänd— 
liche Geſchichte über den Rechtshandel aufnimmt, was im 
vorliegenden Falle, ſoweit es ſich um die ſtreitentſcheidende 
Thatſache der Tilgung der Wechſelforderung um 71 fl. 50 fr. 
bandelt, geſchehen tit, mobet nod) gu bemerten tit, da der 
Kläger zur Beit der Informationsaufnahme (don in Rennts 
ni der vom Gellanten im CExcipiendo detaillirt aufgezählten 
etngelnen Theilzablungen und Lieferungen an Schneider⸗ 
arbeiten war, und daf im Urthetle eben nur dieſe Theil- 
sablungen und Qieferungen zum Gegenftande des Haupteides 
gemadt morden find, daher es nicht nothwendig erſcheint, 
daß in der species facti, wie allenfalls in einer Satzſchrift, 
jede eingelne Theilgablung wie Qieferung qu widerſprechen, 
jondern e3 genügt vielmebr der aligemeine Widerſpruch im 
dieſer Richtung, gumal er audy den Widerſpruch im Detail 
umfaBt. Gleichgiltig iſt e3 auch, daß der Rláger teplicando 
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vor Gericht den Eid ilber die eingewendeten Thatſachen dem 
Geklagten zurückgeſchoben hat, denn nicht der im Excipiendo 
angebotene Haupteid, ſondern der in der „Ergänzung“ des 
Geklagten tom 1. Februar 1888 dem Rláger aufgetragene 
Haupteid murde im Urtheile als ſtreitentſcheidend zugelaſſen. 

Ueber den Recurs des Geklagten bejtátigte das Ober⸗ 
gericht die erſtinſtanzliche Entſcheidung aus deren Gründen. 

Der oberſte Gerichtshof gab dem außerordentlichen Re 
viſionsrecurſe des Geklagten keine Folge „in der Erwägung, 
daß der Advocat Dr. N. mit einer förmlichen, und zwar 
auch auf die Auftragung und Zurückſchiebung von Eiden 
lautenden Vertretungsvollmacht des Klägers A. ausgewieſen 
war; daß in der von ihm vorgelegten als echt erwieſenen 
Information der Kläger den Haupteid in dem Umfange, in 
welchem er mit dem Urtheile vom 31. Auguſt 1889 zuge⸗ 
laſſen wurde, abzuſchwören ſich bereit erklärte, die im 8. 807 
to. q. G. O. und im Hofdecrete vom 5. März 1795 geſtellten 
Bedingungen daher erfüllt ſind; daß im Summarverfahren 
nad 8. 36 dez Juſtizhofdecretes vom 24. October 1845, 
J. G. S. Nr. 906, es den Parteien obliegt, ſchon während 
der Verhandlung ſich über die Annahme oder Zurückſchiebung 
eines aufgetragenen Eides zu erklären; der gehörig ausge⸗ 
wieſene Bevollmächtigte der Partei zur Abgabe einer ſolchen 
Erklärung, inſolange ſeine Vollmacht aufrecht beſteht, ſelbſt 
auch in dem Falle, wenn ſein Mandant ſchon verſtorben ift, 
für denſelben mit Rechtswirkung abzugeben zweifellos bes 
rechtigt iſt (88. 1020, 1021, 1022, 1025 a. b. G. B.), daß 
daber dte Ausführung im Reviſionsrecurſe wonach dte Er 
klärung über die Annahme eines aufgetragenen Haupteides 
durch den bevollmächtigten Vertreter nach dem Tode der 
Partei mit proceſſualer Wirkung nicht mehr abgegeben wer⸗ 
den könne, als richtig nicht bezeichnet werden kann, vielmehr 
di außerordentliche Reviſionsrecurs aufitegend muthwillig 
erſcheint“. 
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Mr. 394. 
Venn dte Arafgeridtiiden Vorerhesuugen GinfiMtcid des im 3. 1 des 
Gefeges vom 28. Mai 1881, M. 6. BL. Mr. 47, normirten Bergehens 
wegen Mangeís des Thatbeſtandes eingeſtellt wurden, if die von 
amismwegen qu beachtende Poransfegung für cin Einſchreiten des Givil- 
ridters im Sinne des G. 10 1. e. nicht gegeden. 
Entſcheidung vom 2. Juli 1891, 2.7751. (Beitátigung bes das Urtheil des 
E. k. Bezirksgerichtes Molin vom 14. December 1890, 2. 12.989, abändernden 
Urtheiles des k. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 8. April 1891, B. 4274.) 


Gellagter hatte dem Kläger, Schuhmachergehilfen am 
Sande, welcher die Hälfte einer kleinen, ſtark verſchuldeten 
Realität beſaß, 500 fl. gegen 60/, Intereſſen mit dem ge— 
liehen, daß ſtatt der — der Intereſſen das für den 
Kläger fidergeitelite, bon Sachverſtändigen auf 59 fl. 70 fr. 
jährlich bewerthete Musgedinge dem Geklagten abgetreten 
mwerde. Nachdem die gegen den Geklagten bezüglich dieſes 
Geſchäftes gepflogenen ftrafgerichtitden Borerhebungen wegen 
Wuchers nad) 8. 1 des Geſetzes vom 28. Mai 1881, R 
BI. Mr. 47, gemäß dem 8. 90 Gt. P. O. eingeſtellt wurden, 
ftrengte Rláger auf Grund der 88. 1 und 10 des begogenen 
Gefeges gegen den Gellagten die Klage an, worin er das 
Begehren auf Ungiltigerklärung der Beitimmungen obigen 
Darlehens ftelite, indem ex angab, daf er zur Beit der Auf⸗ 
nabme de3 Darlebens ſtark verſchuldet mar, ſich in Nothlage 
und Gelbverlegenheit befand, was dem Geklagten audy bes 
kannt geivejen jet. Der Gellagte beftreitet nur Ddiejen Legteren 
Umitand. 

Das Gericht erjter Inſtanz gab dem Klagebegehren ftatt, 
da e3 die Bebauptungen des Klägers als erwieſen annabm. 

Ueber Mppellatton des (Gellagten bat das Oberlandes⸗ 
— in Abänderung des erſtrichterlichen Urtheiles das 

lagebegehren abgemieien. Griinde: Die Rlage mird auf 
die 88. 1 und 10 des Gejeges vom 28. Mai 1881, R. O. 
Bl. Nr. 47, geſtützt. Die gegen den Geflagten gepflogenen 
ſtrafrechtlichen Vorerhebungen megen Wuchers nad) 8. 1 citirs 
ten Gefeges wurden — dem 8. 90 Gt. P. O. eingeſtellt. 
Mufer den Fällen der SS. 8 und 9 jenes eae? iſt Der 
Civilrichter nad) dem 8. 10 ibid. nur dann berufen, liber die 
Giltigteit der im 8. 1 citirten Geſetzes angefiibrten Hand⸗ 
lungen zu enticbeiden, menn die ftrafrechtitdhe Berfolgung und 
Beitrafung aus anderen Griinden als jenen, daß es an einem 
wirklichen Thatbeſtande oder an thatſächlicher Eigenſchaft 
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einer ſtrafbaren Handlung mangelt, oder daß die Verdachts⸗ 
gründe unzureichend find, nicht ftattfinden fann. In Diejen 
beiden Fällen gibt es liberhaupt Teinen Thatbeſtand des 
Wuchers, dieje beiden Fälle find Ausnahmen, jo da nur 
dann, menn bieje amei Fälle nicht vorbanden find, S. 10 
citirten Geſetzes angewendet werden kann. Allein, da, wie 
oben erwähnt, die Vorunterſuchung gegen den Geklagten wegen 
Wuchers nad 8. 1 citirten Geſetzes, — wie dies ſowohl durch 
das Zugeſtändniß des Klägers, wie auch durch die Gtrafacten 
erwieſen iſt, — nach 8. 90 St. P. O. eingeſtellt wurde, ver⸗ 
mag der Civilrichter über die Angelegenheit des Wuchers und 
über die Ungiltigkeit der Handlungen des 8. 1 citirten Ge 
ſetzes nicht mehr zu entſcheiden und kann ſich der Civilrichter 
in die Löſung der Frage, vb hier der Thatbeſtand des 
Wuchers vorliegt, füglich in die Löſung der Frage Der Un⸗ 
giltigkeit der Handlungen des 8. 1 nicht mehr einlafjem. Die 
Klage entbehrt daher geſetzlicher Grundlage, ſie iſt verfehlt 
und war in Abänderung des Urtheils des erſten Richters 
abzuweiſen. 

Der oberſte Gerichtshof bat über die vom Kläger er 
hobene Reviſionsbeſchwerde das oberlandesgerichtliche Urtheil 
in der Erwägung beſtätigt, daß die Vorerhebungen wegen 
des dem deilagten angeſchuldeten Vergehens nad S. 1 des 
Gefeges vom 28. Mai 1881, R. G. BI Nr. 47, megen Abs 
ganges des Thatbeſtandes eingejtelt murden; daß demnach 
die im 8. 10 dieſes Geleges beftimnten Borausjegungen fiir 
daê Einſchreiten des Civilrichters nicht vorliegen, und daß 
dieê von amtswegen qu Deriidfichtigen ift. 


Pr. 395. 


Beim Kaufe nad Muller Bat der auf Zablung dringende Bertäufer 
die beſtrittene Muſtermäßigkeit der feinerfeits gelteferten NBaare nur 
tnfoferne qu erweiſen, ais ihm dies nad) Lage der Sabe mögſiqh if: 
wird das deu Ráufer Rbergedene Muſter von diefem nicht Seigesradt, 
fe iſt jene Erweiſung zur Fundirung der Rlage des Ferkânfers nidt 
erforderita (Art. 340, 346 6. É. 6.) 
Entſcheidung vom 83. Qult 1891, 82. 7813. (Beſtätigung des Urtbeiles des 
k. ?. Handelsgerichtes Wien vom 17. Mira 1891, 8. 24.685, Abänderung 
des Urtheiles des k. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 29. April 1891, 
8. 4965.) 





- Die Firma A. in X. fdidte der Firma B. in 9. im 
März 1889 Muſterwaaren, worauf die B. Dei MA. eine 
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Waarenbeſtellung magte. Als die beſtellte Waare geliefert 
war, wurde ſie von B. beanſtändet und an A. retournirt. 
A. klagte den B. auf Zahlung von 282 fl. 20 Er. als Kauf⸗ 
preis für die beſtellte und gelteferte ABaare. 

Sm erſter Qnitanz murde die B. zur Bablung des eins 
geklagten Betrage3 verurtbeilt. Griinde: Es iſt unbejtritten, 
daß das dem Klageanſpruche qu Grunde Iegende Rechts⸗ 
geſchäft zur Beit des Abſchluſſes ein Kauf nad) Probe tvar, 
und daß die Probejtiite der B. im März 1889 geſchickt 
worden find. Die Gellagte bringt vor, daf das Geſchäft bes 
züglich der im Gtreite ſtehenden Waarenpartie in etnen fan 
auf Probe umgetvandelt worden ſei und begründet die 
damit, daß C., der öffentliche Gejelfcdaiter der Firma A., 
tm Quit 1889 ertlárt babe, er merde perſönlich einige Stücke 
auswählen, und wenn aud) dteje der B. nicht pafjen jolíten, 
fo jet das Geſchäft nicht zu machen. Diejer Aeußerung des 
C., welche aus -dem Grunde gemacht wurde, weil die B. 
gegen einzelne feither geſchehene Sendungen Anſtände exhoben 
- batte, kann aber nur der Sinn beigelegt werden, daß die A. 
bemüht ſein werde, zu ſorgen, daß ſich bei der neueren Lie⸗ 
ferung keine Anſtände ergeben und daß der Vertrag hinſicht⸗ 
lich der noch weiter zu liefernden Waare ſtornirt ſein ſolle, 
wenn in der That bei der neuen Lieferung ſich begründete 
Anſtände ergeben ſollten; als eine Abänderung des bereits 
beſtehenden Vertrages aber kann dieſe von der Firma A. vor⸗ 
gebrachte Aeußerung des C., falls er ſie auch gemacht hätte, 
nicht angeſehen werden, weil dies hätte ausdrücklich geſagt 
werden müſſen (Art. 278 des Handelsgeſetzbuches vom 
17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 1 vom Jahre 1863). 
Liegt aber ein Kauf nach Probe vor, ſo iſt der Umſtand 
entſcheidend, ob die im Streite befindliche Waare der im 
März 1889 der B. quoelenbeter Waarenprobe entiproden 
bat oder nicht. Der B. wäre obgelegen, qu Detveijen, daß 
dies nicht der Fall war, weil ſich die Muſterſtücke in ibren 
Händen befinden und weil fie nad) Art. 348 H. G. vers 
pflichtet gemejen wäre, die Waare einſtweilen aufgubebalten 
und durch Cacveritândige unterjuden qu laſſen; eine ein— 
face Anzeige über die Mangelbaftigfeit der Waare obne 
gleichzeitige Nambaftmadung und Nachweiſung der wahr⸗ 
genommenen Mängel iſt nicht hinreichend, dte —— 
der Waare zu begründen. Da die B. dieſen Nachweis nicht 
erbracht bat, jo war ſie auch zur Retournirung der Waare 
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nicht berechtigt; die Angeige der Mängel ift von ibr Teines- 
wegs in einer zur gehórigen Dispoſitionsſtellung erforder⸗ 
lichen Weiſe geſchehen und wäre die Dispoſitionsſtellung 
daher, wenn die B. nachträglich im Wege der Ergänzung der 
Proceßverhandlung zur Anqabe und Nachweiſung der Mängel 
aufgefordert und zugelaſſen werden würde, jedenfalls pers 
ſpätet und für die Entſcheidung des Proceſſes ohne Einfluß. 
dei biejer Sachlage mußte nad) dem Rlagebegebren erkannt 
werden. 

Das Obergericht gab der Appellationsbeſchwerde der Ge⸗ 
klagten Folge und wies das Klagebegehren ab. Sowohl nach 
den allgemeinen Rechtsgrundſätzen 1052, 1066 a. b. 
G. 9.) alê nad den Grundjágen des Handelsrechtes (Art. 
346 H. 6.) bat der Verkäufer, welcher die Bablung des 
Raufpreijes vom Käufer begebrt, qu beweiſen, daf; ex ſeiner⸗ 
feit3 den Vertrag erfüllt vder dod) ſich zur Erfüllung erboten 
babe. Hiebei macht es feinen Unterſchied, ob der Súnfer die 
Erfüllung in Gänze beftreitet, oder geltend macht, daß der 
Erfüllung die vertragsmäßige oder geſetzliche Qualität abs 
gehe. Auch bei einem Kauf nach Probe bat der Verkäufer 
den Beweis der probemäßigen Beſchaffenheit zu erbringen, 
weil die Lieferung einer Waare, die der Probe nicht entſpricht, 
keine Erfüllung iſt. Im vorliegenden Falle bat die B. die 
facturirte Waare, deren Kaufpreis eingeklagt wird und welche 
einen Beſtandtheil des Schluſſes auf DO Stück Pelzkammgarn, 
beziehungsweiſe der im März 1889 nad) vorhergegangener 
peber ending, von Muſterſtücken erfolgten Beſtellung bildet, 
bemúngelt. Dte Múngelangeige hinſichtlich dieſer am 8. Auguſt 
1889 eingelangten Waare tit von B. nad Art. 347 H. O. 
rechtzeitig geſchehen; dieje Anzeige febt aber auch den Ber 
käufer ausreichend in's Slare, aus welchem Grunde die Des 
anſtändung erfolgt; der Ausdruck, ein Stück Waare ſei 
ſtellenweiſe durchſichtig und fehlerhaft, iſt allgemein der 
ſtändlich. Aber auch über die Bedeutung der Bemängelung 
bei anderen Stücken als von ſehr ſchlechter Qualität (Art. 
335 H. G.) konnte die A. mit Rückſicht auf die früheren 
Reclamationen und die Beſprechung der B. mit C. im Juli 
1889 nicht im Zweifel ſein. Die Geklagte hat ſich durch die 
Monitur alle aus der Nichtempfangbarkeit der Waare infolge 
der gerügten Mängel reſultirenden Rechte gewaährt; Der 
Käufer hat nicht die Verpflichtung, die Mängel feſtzuſtellen 
und iſt vielmehr in Art. 348 H. G. dem Kaufer und dem 
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Verkäufer nur die Berechtigung eingerâumt, die Beſchaffenheit 
der Waare durch Sachverſtändige —* — zu laſſen. Da⸗ 
gegen iſt der Käufer allerdings verpflichtet, die einſtweilige 
Aufbewahrung der beanſtändeten, von einem anderen Orte 
überſendeten Waare Sorge qu tragen. Dieſe Aufbewahrungs⸗ 
pflicht des Käufers beſteht aber nur inſolange, als der VBers 
tâufer auf dieſe Fürſorge des Käufers angewieſen iſt, ſie 
endet, ſobald der —*8 ſelbſt in der Lage iſt, die Waare 
au ſchützen. Verſäumt der gehörig benachrichtigte Verkäufer, 
die nöthigen Schritte qu thun, jo iſt der Käufer ſeiner Ver⸗ 
pflichtung entbunden. Wenn im vorliegenden Falle der 
Käufer ohne vorherige Benachrichtigung des Verkäufers die 
Waare von Y. nad) X. zurückgeſchickt hat, fo bleibt der Käufer 
zwar fiir den etwa dem Verkäufer verurſachten Schaden vers 
antwortlich; durch die Zurückſendung der Waare an den Ver⸗ 
käufer hat aber der Käufer keineswegs Eigenthumsrechte an 
der Waare ausgeübt, ſondern vielmehr die A. in die Lage 
verſetzt, ſelbſt wenn auch nur proviſoriſch, über die angeblich 
nicht erhaltene Waare qu verfiigen. Der die Waare rejus 
fitende Käufer mar nicht verpflictet, die Waare felbft auf⸗ 
zubewahren, er fonnte dies aud durch dte Eiſenbahnver⸗ 
waltung bejorgen laſſen, welche hiebei nad 8. 61 der Vero 
ordnung vom 10. Juni 1874, R. G. BL Nr. 75, vorgebt. 
Bu einer derartigen Retournirung durfte die B. ſich um jo 
mebr bDerechtigt halten, al3 ſie auch in früheren Fällen 
Waare zurückgeſendet bat und dies von der A. nicht Des 
anftândet morden iſt. Wenn die A ſich um das Schickſal 
der Waare nicht getiimmert bat, fo fann fie audy dermalen 
dariiber feine Beſchwerde führen, daß jie den ibr obliegenden 
Beweis der Qualitätsmäßigkeit der Sendung angeblich nicht 
zu erbringen vermag, da ein ſolcher Beweis nur durch Sach⸗ 
verſtändige nach Beſichtigung der Waare hergeſtellt werden 
kann. Es war daher das Klagebegehren, welches auf Zah—⸗ 
Tung eines Kaufpreiſes, nicht aber auf Herausgabe Der 
Waare oder Griab gerichtet tit, abgurveifen. 

Der oberite Gerichtshof gab der Reviſionsbeſchwerde der 
Klägerin Folge und beſtätigte das erſtrichterliche Urtheil. 
Geründe: „Die aus der von C. im Juli 1889 gemachten 
Aeußerung abgeleitete Einwendung, auf welche die B. vor⸗ 
züglich Gewicht legt, iſt bereits in den erſtrichterlichen 
Gründen einer ſachgemäßen Erörterung unterzogen worden, 
und in der That würde es, wenn der beſtehende Vertrag auf⸗ 
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gehoben und an Gtelle desjelben ein anderer auf verſchiedener 
Rechtsgrundlage Derubender Vertrag abgeſchloſſen merden 
ſollte, hiezu einer ausdrücklichen und beſtimmten Erklärung 
bedurft haben, wie ſie in der von der B. unter Beweis ge 
ſtellten, ganz allgemein gehaltenen Bemerkung des C. nicht 
gefunden werden kann. Es kommt alſo bei der Entſcheidung 
allerdings auf die Beweislaſt betreffs der Qualität der ges 
lieferten Waare an. Sn dieſer Beziehung iſt nur qu be 
merken, daß nach Inhalt des Verhandlungsprotokolles zwiſchen 
den beiden Firmen der Ankauf von 50 Stück Pelzkammgarn 
vereinbart und nur die Bekanntgabe der Farben und Deſſins 
vorbehalten wurde, hierauf aber erſt die Lieferung der 
3 Muſterſtücke erfolgte. In dem Briefe des B. vom 
10. Auguſt 1889 kommt keine Bezugnahme auf die Muſter 
vor und ebenſo wenig iſt, da es ſich offenbar nicht um die 
geſetzmäßige, ſondern um die vertragsmäßige Beſchaffenheit 
der Waare gehandelt hat, mindeſtens bezüglich zweier Stücke 
die Bezeichnung der Mängel eine für die Führung eines 
Sachverſtändigenbeweiſes ausreichende. Wird nun erwogen, 
daß im Sinne des zwiſchen den Parteien beſtehenden Ver 
tragsverhältniſſes der A. die Darthuung der Probemäßigkeit 
der Waare jedenfalls nur inſoweit zugemuthet werden könnte, 
als nicht nach der Sachlage die Möglichkeit der Erbringun 
dieſes Beweiſes von ihrer Seite ausgeſchloſſen erſcheint; doi 
die alô Muſter qu betrachtenden Stücke in den Beſitz des B. 
elangt find, welche die fid aus der Vergleichung diefer 
tiide mit der ihm gulegt facturirten, don ihm aber jofort 
retournivten Stücken ergebenden Muſterwidrigkeit der leg⸗ 
teren Debauptet; daß daher die allein zuläſſige Feſtſtellung 
der probemábigen Bejdaffenheit durch Sachverſtändige nur 
unter Mitwirtung der Gellagten vor ſich geben könnte, Diele 
aber in den Appellationsbeſchwerden den dermaligen Befit 
der Muſterſtücke in Abrede ftelt, jo muf der Anſicht des 
erſten Richters Deigepilictet werden, daß die Klage aus— 
reichend fundirt iſt und die Klägerin eine weitere Beweis⸗ 
pflicht nicht trifft.“ 
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Nr. 396. 
1. Pte Mebergade einer Kaudwirthſchaft gegen dte Berpflichtung des 
Aedernehmers, dem Mebergeder den im Verhältniſſe ur übergebenen 
Beirtbidaft geringfigigen Auterhalt qu gewähren, benimmt dem ad. 
geſchloſſenen Tertrage nicht den Charallter der Schentung (8. 938 
a. 8. 6. R.). 
2 Der Verzicht auf das Recht. vs sdenkung megen Mndankes des 
Meldenhten qu miderrufen, iſt megen der hierin gelegenen Begunhigung 
der AnhttitQReit regtsunwirkfam (8. 878 a. 3. 6. B.). 
3. Das erfiridteriide, dem Klagedegeßren Dedingt Ratigedende —uͤrtheit 
Rannu, wenn es auf einſeitige Appeſſation des bedingt Sachfälligen 
abgeñndert worden iſt, auf die von deſſen Gegner hiegegen eingelegte 
Reviſton durch Auferlegung eines mehreren RFeweiſes qu Angunſten 
des Mevifionswerders abgeändert werden. 
Entſcheidung vom 20. Auguſt 1891, 3. 8256. (Abânderung der Urtheile des 
E. E. ftábt.-del. Bezirksgerichtes Suczawa vom 80. December 1890, 8. 10.969, 
unb bes k. E. Oberlandesgerichtes Lemberg tom 24. März 1891, B. 6484.) - 
3n der von A. gegen B. megen Unwirkſamkeitserklärung 
des Schenkungsvertrages vom 7. April 1887 und Mebergabe 
von CGrunditiden überreichten Slage wird angefiibrt, daß 
Rláger mit dem Bertrage vom 7. April 1887 die dafelbft 
bezeichneten Grundſtücke dem Belangten in'3 Cigenthum abs 
getreten und Belangter ſich verpfliditet babe, den Kläger mit 
allen Lebensbedürfniſſen qu Derjorgen, ibm eine Wohnung zu 
iiberlafjen und ihn nad) deſſen Mbleben ſtandesgemäß bes 
erdigen qu lafjen. Auf Grund diejes Vertrages wurde jos 
wohl das Eigenthumsrecht qu diejen Grunditiiden, als aud 
dieſe iibernommene Verpflichtung tm Laſtenſtande derjelben 
im betreijenden Grundbuche einverleibt. Nach Abſchluß obigen 
Vertrages habe ſich Belangter gegen den Kläger eines groben 
Undankes ſchuldig gemacht, weshalb der Widerruf der Schen⸗ 
kung gerechtfertigt ſei. Belangter widerſpricht bloß, daß er 
der Schenkung fio unwürdig gezeigt babe, und behauptet, 
daß Kläger im Zuge des Proceſſes infolge eines Vergleiches 
mit dem Belangten von allen gegen ibn eingeleiteten Rechts⸗ 
itreiten, und jomit auch von dem gegentvártigen, zurück⸗ 
getreten iſt. 

Die erfte Inſtanz bat den lebteren Umſtand für ftreite 
emtideidend angenommen und den Bujprud des Rlages 
begehrenê ton dem Haupteide, belangend dtejen Rücktritt von 
der Rlage, abinaia gemacht. 

Ueber Appellation des Belangten hat die zweite Inſtanz 
das Klagebegehren abgewieſen, weil der Vertrag vom 7. April 
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1887 mit Rückſicht, da der als Geſchenknehmer bezeichnete 
Gellagte dte Verpfitdtung' übernommen bat, dem Geſchenk⸗ 
geber bis qu jeinem Code den nöthigen Unterhalt qu geben, 
nidt als etne Schenkung nad, 8. 938 a. b. G. B., jondem 
als eine mit Entgelt geſchloſſene Verabredung nad) 8. 864 
a. b. 6. B. angunebmen ift, und weil der Rláger in diejem 
Bertrage auf das Recht des Widerrufes dieſer Schenkung, 
namentlich megen Undantes, ausdrücklich verzichtet bat, welcher 
Verzichtleiſtung eine geſetzliche Wirkung nicht abgeſprochen 
werden kann. 

Der oberſte Gerichtshof bat den Zuſpruch des Klage⸗ 
begehrens von zwei Haupteiden abhängig gemacht, nämlich: 
a) von dem des Geklagten darüber, „es ſei nicht wahr, daß 
er den Kläger mißhandelte und daß hiedurch der Kläger eine 
Blutunterlaufung auf der Schulter davontrug“, und iibers 
die3 b) von dem des Klägers, „es fet nicht wahr, da 
zwiſchen den Gtreittheilen ein Bergleid) dabin qu Stande 
gefommen iſt, da der Kläger von allen gegen den Belangten 
eingeleiteten Rechtsſtreiten und ſomit aud) von dem gegens 
mártigen zurückzutreten ertlúrt babe”. Die Griin de lanten: 
63 fann der Anſicht des Obergerichtes, wonach der der Rlage 
angeſchloſſene Vertrag vom 7. April 1887 nicht als eine 
Schenkung nad 8. 938 a. b. G. B., jondern vielmebr alê 
etne mit Entgelt geſchloſſene Verabredung nad) 8. 864 a. b. 
G. B. deswegen angejeben werden miifie, weil der in diejem 
Bertrage als Geſchenknehmer bezeichnete Gellagte die Bers 
pflichtung übernommen bat, dem Geſchenkgeber bis qu jeinem 
Tode den nóthigen Unterhalt au geben, nicht beigepflichtet 
merden; denn aus bem gangen Inhalte des Bertrages geht 
unzweiſelhaft hervor, das der Geklagte durch die tbm ge 
wordene Zuwendung feiner ganzen und verhältnißmäßig bes 
deutenden Grundwirthſchaft bereichert worden ift und daß 
durch die Beſtimmung im Vertrage, wonach der Geklagte als 
Geſchenknehmer dem Kläger als Geſchenkgeber, welcher ſich 
bereits im Greiſenalter befindet, einen lebenslangen Unter—⸗ 
halt zu geben verpflichtet ſei, dieſe Gegenleiſtung nur einen 
verhältnißmäßig geringen Theil der urſprünglichen Be— 
reicherung aufhebt, durch welche Modalität der erwähnte 
Vertrag noch nicht den Charakter eines entgeltlichen Ver⸗ 
trages angenommen hat. Im Sinne des 8. 948 a. b. G. B. 
kann ſonach dem Geſchenkgeber das Recht nicht benommen 
werden, in dem Falle, wenn der Beſchenkte ſich eines groben 
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Undankes ſchuldig gemacht hat, die Schenkung qu widerrufen. 
Ebenſo wenig kann durch die in bem erwähnten Vertrage 
aufgenommene Beſtimmung, wonach ſich der Geſchenkgeber 
des Rechtes begeben hat, die Schenkungsurkunde wegen Une 
dankes qu widerrufen, der Kläger des Rechtes, die Miders 
rufungsklage wegen Undankes anzuſtrengen, für verluſtig an⸗ 
geſehen werden, denn der grobe Undank begründet nach den 
Beſtimmungen des 8. 948 a. b. G. B. mindeſtens eine uns 
ſittliche, ſomit eine unerlaubte Handlung, und die Vertrags⸗ 
beſtimmung, daß der eine Paciscent ſelbſt gegenüber einer 
unſittlichen Handlung des anderen Paciscenten den Schutz 
der Geſetze anzurufen nicht berechtigt ſein ſollte, dem Geiſte 
des Geſetzes um ſo gewiſſer widerſtreitet, als eine ſolche 
Vertragsbeſtimmung offenbar gecignet wäre, die Unſittlichkeit 
au begiinftigen, hienach dieſe Entjagung des Geſchenkgebers 
al3 rechtsunwirkſam angejeben tverden muß. Weil nun das 
Obergericht lediglich aus dieſen zwei eben zur Sprache ges 
brachten Geſichtspunkten ohne weitere Bedachtnahme auf die 
ſonſtige Proceßlage das Begehren der Klage über Appellation 
des Geklagten unbedingt abgewieſen hat und dieſe Momente 
dargeitelitermabeu für ſich allein die Abweiſung des Rlages 
begehrens nicht rechtfertigen können, jo muß nunmehr bei 
vorliegender Reviſionsbeſchwerde des Klägers gegen das ober⸗ 
gerichtliche Urtheil und bet ſeinem Begehren, das erftrichter= 
liche, dem Klagebegehren bedingt ſtattgebende Urtheil wieder 
herzuſtellen, beurtheilt werden, ob und inwieferne, der Klage⸗ 
anſpruch begründet erſcheine. Die Widerrufungsklage ſtützt 
der Kläger auf drei Fälle des groben Undankes, indem er 
vorbringt, es habe der Geklagte: 1. ſchon am 20. Mai 1887 
dem Kläger aus dem zur Wohnung desſelben vorbehaltenen 
Hauſe gewaltſam hinausgeworfen, ſodann dieſes Haus ab⸗ 
geſperrt und dem Kläger die Rückkehr in dasſelbe unter Dro- 
hungen unterſagt, was zur Folge hatte, daß der Kläger im 
Proviſorialwege den Schutz im Beſitze dieſes Hauſes ans 
ſprechen mußte, welcher ihm auch gewährt worden ſei; 
2. Babe der Geklagte ibn, einen gebrechlichen Greis von 66 
Jahren, öffentlich und vor mebreren Leuten am 4. Juli 1887 
mebrere Schläge mit der Hand und den Fäuſten ilber die 
rechte Schulter und andere Rorpertheile verſetzt, wodurch der 
Kläger eine handbreite, duntelblaue Blutunterlaufung auf 
der rechten Schulter davontrug; und 3. babe der Geflagte 
der Sláger nad dem 4. Juli 1887 miederholt thätlich mifs 
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bandelt, indem er thn mit Händen an verſchiedenen Körper⸗ 
theilen ſchuug Die Wahrheit dieſer Behauptungen hat der 
Geklagte in Abrede geſtellt und hat im Zuge des Proceſſes 
vorgebracht, „daß der Kläger nach Ueberreichung der dieſem 
— 26 zu Grunde gelegten Page, und zwar am 
10. Auguſt 1888, bei Gelegenbeit eines Beſitzſtörungsſtreites 
mit dem Geklagten einen Vergleich dabin geſchloſſen Babe, 
daß der Kläger von allen gegen den Belangten eingeleiteten 
Rechtsſtreiten, ſomit auch von dem gegenwärtigen zurück⸗ 
getreten ſei.“ Der erſte Richter bat bet dieſer Sachlage 
lediglich dieſe letzterwähnte rechtszerſtörende Einwendung des 
Geklagten als entſcheidend angeſehen, und hat den Ausgang 
des Rechtsſtreites von dem Erfolge des hierüber geführten 
Beweiſes durch den Haupteid abhängig gemacht. Jedoch auch 
dieſe Entſcheidung entſpricht weder der Actenlage, noch dem 
Geſetze. Denn den Rechtsgrund der Klage bildet der behaup⸗ 
tete grobe Undank, rückſichtlich die demſelben qu Grunde ger 
legten Thatſachen. Es war ſonach Sache des erſten Richters, 
in erſter Linie auszuſprechen, ob dem Kläger bedingt oder 
unbedingt das Recht zuſtehe, die Aufhebung des Schenkungs⸗ 
vertrages zu verlangen, und dann erſt zu beurtheilen, ob 
dieſes Recht mit Rückſicht auf die Einwendungen des Ge 
klagten wieder aufgehoben worden ſei, zumal von der Auf— 
dura eines nicht extjtenten Rechtes überhaupt nicht ger 
prochen werden kann. Bei dieſer Sachlage muß daher mit 
Rückſicht darauf, daß die von dem Kläger berufenen Zeugen 
über die den groben Undank begründenden Thatſachen nicht 
einmal die halbe Beweisprobe hergeſtellt haben, auf den 
ſuppletoriſch geführten Beweis durch den Haupteid, inſoferne 
derſelbe ſich auf entſcheidende Thatſachen bezieht, zugelaſſen 
merden. Als entſcheidend können aber nur die oben sub 2 
angefúbrten thatſächlichen Momente angejefen merden, weil 
fie ganz entſchieden zum Ausdrucke bringen, daß der Ge 
fagte im Sinne des 8. 948 a. b. G. B. den Kläger an 
feiner Ehre und am Leibe derart verlegt babe, daß gegen dem 
Verletzer auf Verlangen des Berlegten nad) dem Strafgeſetze 
verfabren werden kann, mogegen die sub 1 und 3 angefithrien 
Umitânde nicht hinreichend prägnant eine folbe Verletzung 
aum Ausdrucke bringen und daher nicht zu berückſichtigen 
ſind. Von dem Erfolge biejes Beweiſes turd den Haupieid 
über die den groben Undank begriindenden Thatſachen, ſowie 
TT» vom dem Niditerfolge des Berveijes durch den Haupteid über 
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die Cinmendungen dez Geklagten mu der Ausgang des 
Rechtsſtreites abhängig gemacht werden, das iſt, dem Slages 
begehren wird nur für den dal Folge gegeben, wenn be- 
wieſen wird, daß ſich der Geklagte eines groben Undankes 
ſchuldig gemacht habe, und wenn nicht bewieſen ſein wird, 
daß der Kläger im Vergleichswege auf ſein Klagerecht ver⸗ 
zichtet habe. Eine ſolche Entſcheidung iſt aber auch formell 
zuläſſig; denn der Kläger hat gegen das erſtrichterliche Ur⸗ 
theil, womit lediglich auf den Haupteid über die Einwen⸗ 
dungen des Geklagten erkannt würde, keine Appellation über⸗ 
reicht; es muß daher, ohne in die Erörterung der Frage ein⸗ 
gehen zu können, ob dieſer Eid mitentſcheidend ſei, dieſer 
Ausſpruch intact bleiben, weil zu Gunſten des Klägers das 
erſtrichterliche Urtheil nicht abgeändert werden kann. Dagegen 
iſt es angeſichts der Entſcheidung des Obergerichtes, womit 
das Klagebegehren unbedingt abgewieſen wurde, allerdings 
zuläſſig, das erſtrichterliche Urtheil zu Ungunſten des Klägers 
abzuändern, was eben mit der gegenwärtigen Entſcheidung, 
mit welcher dem Klaͤger ein mehrerer Beweis auferlegt wird, 
geſchieht. In dieſem Sinne waren ſonach die beiden unter⸗ 
gerichtlichen Entſcheidungen abzuändern. 


Nr. 397. 
Der wider den unehelichen Bater gerichtete Auſpruch auf Erſatz der 
Koſten der dem Kinde gewährten Alimentation iſt zu beurtheilen nad) 
den Vermögens⸗, beziehentlich Erwerbsverhältniſſen des Melangten 
zur Zeit der geleiſteten Alimentation nicht aber der eingebrachten 
Erfaghfage (88. 167, 1042 4. 6. 6. RX.). 
Entideibdung tom 9. September 1891, 8. 9346. (WBiederherſtellung bes mit 
ber Entſcheidung des k. k. DberlandeBgeridites Wien vom 20. Mai 1891, 
8. 6309, abgeânderten Urthetles des E. E. Landesgerichtes Tulln vom 2. März 
1891, 9. 1308.) 


In der Rechtsſache der Vormundſchaft der unebeliden 
minderjábrigen Therejia F., ſowie dez Anton W., Klägers, 
gegen Anton K., Gellagten, megen Anertennung der Bater- 
ſchaft, Leiſtung des Erſatzes für die von Anton W. vom 
27. September 1886 bis gum 27. Jänner 1891 beftrittene 
Alimentation der minderjábrigen Thereſia %., u. zw. monat- 
Tid 10 ff. im Ganzen 520 fl., und wegen Bablung der künf—⸗ 
tigen Alimente von monatiid 10 fl. für die Beit vom 
28. Jänner 1891 bis zur Seb iterhaltungsfábiale des Kindes, 
bat das Bezirksgericht erkannt: A) Der Geklagte ijt als 
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Mater der minderjábrigen Thereſia F. ſchuldig: 1. eine 
Mlimentatton monatlider 5 fl. fix zwei Sabre und zwei 
Monate dem Anton W. dann qu bezablen, menn den Klägern 
der Beweis durdy den Haupteid darüber gelingat, da Anton 
W. für das genannte Kind durch vier Sabre und vier Monate 
den Unterhalt bejtritten fat und dab ibm im Gangen 520 ff. 
Verpflegskoſten erwachſen find; 2. für die Beit vom 27. Jän⸗ 
ner 1891 bis zur Selbſterhaltungsfähigkeit des Sindes eine 
WMlimentation monatlicher 10 ff. au Handen de3 jerveiligen 
Vormundes qu letiten. B) Das Mebrbegebren der Rage 
wird abgewieſen. In den Griinden wird insbeſondere here 
vorgeboben, daß der Geklagte, welcher die Vaterſchaft nidt 
bejtreitet, qur Qeijtung der Alimente nur inſoweit herange⸗ 
gogen werden kann, alê er einen Erwerb bat, daß ex daber 
während feine3 zwei Sabre und amei Monate Ddauernden 
Militärdienſtes gur Leiſtung der Alimente nicht verpflichtet 
iſt, daß — bei giinitigem Ausfalle des klägeriſchen Beweiſes 
— der monatliche Alimentationsbetrag für die weiteren zwei 
Jahre und zwei Monate mit Rückſicht auf den geringen Ver— 
dienſt des Geklagten auf 5 fl. feſtgeſetzt wurde; daß dagegen 
dem Klagebegehren bezüglich der künftigen Alimente voll⸗ 
inhaltlich ſtattgegeben worden iſt, da der Geklagte ſeinen vers 
mögenden Vater, welcher in der letzten Zeit geſtorben iſt, 
beerbt hat. 

Ueber Appellation des Klägers Anton W. hat das 
Oberlandesgericht das erſtrichterliche Urtheil dahin abgeändert, 
daß der Geklagte, im Falle der Herſtellung des obigen Be 
weiſes durch die Kläger, den ganzen angeſprochenen Betrag 
pon 520 fl. an Anton W. zu bezahlen bat, weil die Berüch 
ſichtigung der friiberen Lebensverhältniſſe deê Gellagten uns 
gerechtfertigt erſcheint, nachdem ja nichts al3 das Nothwendige 
von ihm gefordert wird und auch iai daß er e3 nad 
jeinen dermaligen Vermögensverhältniſſen allerdings Teifter 
kann, und weil gewiß iſt, daß die Beſtimmung des 8. 1042 
a. b. G. B. auch dann gilt, wenn der Aufwand zu einer 
Zeit gemacht wurde, wo der hiezu Verpflichtete nicht die 
Mittel hatte, ihn ſelbſt zu beſtreiten. 

Ueber die ordentliche Reviſion des Geklagten hat der 
oberſte Gerichtshof das erſtrichterliche Urtheil vollinhaltlich 
wiederhergeſtellt. Gründe: Die Reviſion tt als begründet 
au erkennen: Denn der Anſpruch des Anton W. auf Erſatz 
des von ihm ſür die Alimentation des unehelichen Kindes 
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vom 27. September 1886 bis 27. Jänner 1891 gemachten 
Aufwandes ſtützt fid auf die Bejtimmung der 88. 1042, 
166 und 167 a. b. G. B. Nach 8. 1042 a. Db. G. B. iſt 
Derjenige, der für einen Anderen einen Aufwand macht, den 
dieſer nach dem Geſetze ſelbſt hätte machen müſſen, berechtigt, 
den Erſatz zu fordern. Dieſer Erſatzanſpruch hat daher zur 
Vorausſetzung, daß zur Zeit, als der Aufwand für einen 
Dritten gemacht wurde, für dieſen Dritten die geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung beſtand, dieſen Aufwand ſelbſt zu machen. Es iſt 
daher im vorliegenden Falle ganz unentſcheidend, ob der 
Geklagte durch das in jüngſter Zeit erfolgte Ableben ſeines 
wohlhabenden Vaters zu einem ſolchen Vermögen gelangen 
wird oder gelangt iſt, welches es ihm ermöglicht, nicht blos 
fic die Zukunft einen monatlichen Alimentationsbetrag von 
10 fl. für ſein uneheliches Kind qu leiſten, ſondern auch in 
gleicher Höhe die von der Geburt dieſes Kindes angefangen 
durch vier Jahre und vier Monate von Anton W. beſtrittene 
Alimentation zu erſetzen. Es kommt vielmehr — mas Die 
Erſatz⸗, rückſichtlich Alimentationspflicht des Geklagten pro 
praeterito betrifft — darauf an, ob derſelbe in jener Zeit, 
für welche der Alimentationserſatz angeſprochen wird, nach 
ſeinen Vermögensverhältniſſen oder ſeinem Einkommen in der 
Lage war, die Verpflegung des unehelichen Kindes überhaupt 
und insbeſondere mit dem angeſprochenen Betrage von 10 fl. 
monatlich qu beſtreiten, weil 8. 167 des a. b. G. B. wohl 
zur Verpflegung des unehelichen Kindes vorzüglich den Bater 
verpflichtet, jedoch nur dann und inſofern, als derſelbe hiezu 
im Stande iſt. In dem vorliegenden Falle haben ſich die 
Kläger darauf beſchränkt, anzuführen, daß der Geklagte ein 
reicher Wirthſchaftsbeſitzersſohn ſei und nad) dem kürzlich er- 
folgten Tode ſeines Vaters eine Wirthſchaft im Werthe von 
910.000 ff. übernehmen werde. Es haben jedoch die 
Kläger die Angaben des Geklagten, daß er bis zum Tode 
ſeines Vaters kein eigenes Vermögen beſaß, daß er ſich nur 
als Knecht in der Wirthſchaft ſeiner Eltern verwendete und 
von dieſen erhalten wurde, unwiderſprochen gelaſſen, ſie 
haben aber auch ausdrücklich zugegeben, daß die Angabe des 
Geklagten, er habe in der Zeit vom 27. September 1886 
bis 27. Jänner 1891 durch zwei Sabre und zwei Monate 
als Infanteriſt beim Militär gedient, richtig iſt; es wurde 
endlich von den Klägern, insbeſondere von Anton W., gar 
nicht behauptet, daß und mit welchem Erfolge der Geklagte 
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in der Beit von der Geburt des Kindes bis qu der om 
10. Júnner 1891 erfolgten Klagsanſtrengung zur MUlimentas 
tionsleiftung für das Kind, rückſichtlich zu einem Erſatze fir 
dieſelbe an Anton W. aufgefordert worden iſt. Unter dieſen 
Umſtänden batten wohl die Kläger keinen Grund, ſich dadurch 
für beſchwert qu erachten, daß der erſte Richter den Geklag⸗ 
ten für den Fall der Herſtellung des Beweiſes, da Anton 
W. mit einem Koſtenaufwande von 520 fl. in der Beit vom 
27. Ceptember 1886 bis 27. Jänner 1891 die Verpflegung 
des unehelichen Kindes Dejtritten Dat, mit Rückſicht auf jeine 
damaligen Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe für die Beit 
feiner Militárdienitleiftung gar keine Erſatzleiſtung, für die 
librige Beit von zwei Sabren und zwei Monaten nur eine 
fole mit monatlid 5 fl., jomit aljo tm Betrage bon 130 É 
auferlegte, und erjcheint die Abänderung bes erſtrichterlichen 
Urtheile3 in dtejem Punkte um jo meniger geredtfertiat, als, 
wenn auch nicht angenommen werden wollte, daf Anton B, 
da er durd) vier Sabre und vier Monate das Kind ver: 
pilegte, obne an deſſen unehelichen Bater mit einem Erſatz⸗ 
anſpruche berangutreten, auf einen ſolchen Erſatz überhaupt 
verzichtet habe, doch hieraus zu erſehen iſt, daß Anton W. 
nad) den ihm als Inwohner desſelben Ortes bekannten Ver⸗ 
hältniſſen des Geklagten die Stellung eines ſolchen Erſah⸗ 
anſpruches, bevor der Letztere durch den Tod ſeines Vaters 
u Vermögen gelangte, für ausſichtslos gehalten haben durfte. 
s war daher das oberlandesgerichtliche Urtheil in ſeinem 
abändernden Theile abzuändern und das erſtrichterliche Ur⸗ 
theil wiederherzuſtellen. 


Nr. 398. 

Zur Arage, 08 ein eingeräumtes Wohnungsrecht als Servitut des 
BGebrauches (usus) oder als Servitut der Aruchtnießung des Sieja- 
gesâudes (ususfruetus) aufzufaſſen ſei (8. 521 a. O. O. BB). 
Entibeidung vom 9. Geptember 1891, 9. 9676. (Beititigung der gleid= 
lautenden Urtheile des k. k. Bezirksgerichtes Neunkirchen vom 11. Mix 
1891, 8. 1356, und bes E. E. Oberlandesgerichtes Wien vom 27. Mai 1891, 
B. 5960.) 

Das Bezirksgericht bat nad) durchgeführter ordentlichet 
mündlicher Verhandlung die Klage der Eheleute A. gegen 8. 
wegen begehrten Erkenntniſſes: Geklagte ſei nicht berechtigh 
in das ihr qm lebenslänglicher Ausnahmswohnung und nur 
gum perſönlichen Gebrauche gewidmeie Gtódel Nr. 11 dê 
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Hauſes Nr. 10 in W. andere Perjonen al3 Hausgenoſſen 
oder Parteien, fet es mit oder obne Entgelt, bei fonftiger 
Executton durch einen Ponfall aufgunehmen, ſie fet ſchuldig, 
ibren in die ABobnung aufgenommenen Sohn fammt defjen 
grau und Kindern bei Grecutton unb erecutiver Delogirung 
desſelben ſammt Familie aus der Ausnahmswohnung qu 
entfernen, — unbedingt abgewieſen und hat dieſes Erkenntniß 
nachſtehend begründet: Die Geklagte wandte ein, daß die 
ihr im Hausübergabsvertrage vom 7. October 1880 einges 
räumte Wohnung ſich ihrer rechtlichen Natur nad) als eine 
Fruchtnießung —* Wohnung darſtelle und daß ſie daher 
berechtigt erſcheine, Hausgenoſſen und Parteien, insbeſondere 
aber ihren Sohn, in ihre Wohnung aufzunehmen. Da aus 
dem Wortlaute des obgedachten Vertrages zweifellos hervor⸗ 
geht, daß die der Geklagten eingeräumte Wohnung ein von 
dem Wohngebäude der Kläger abgeſondertes Gebäude bildet, 
wofür der gebrauchte Ausdruck „das Stöckel links vom Haus—⸗ 
thor, neben dem Hauſe Nr. 11 in W. und zu dem Hauſe 
Nr. 10 entra deutlich fpridt, fo ift gemáf 88. 509 und 
bel a. b. G. B. das der Geklagten eingerâumte Wohnungs⸗ 
recht nicht als Gebrauch, ſondern als Fruchtnießung des ge 
dachten als Ausnahmswohnung eingeräumten Stöckels anzu⸗ 
ſehen und daher eriagte berechtigt, das Stöckel mit Schonung 
der Subſtanz ohne Einſchränkung qu genießen, ſomit, da 
hiedurch die Subſtanz nicht leidet, auch berechtigt, andere 
Perſonen, zumal ihren Sohn ſammt Familie, mitwohnen zu 
laſſen. Wenn die Kläger geltend machen wollen, daß das 
gedachte Wohnungsrecht der Geklagten nur als perſönliches 
Recht zugeſtanden wurde, ſo war darauf kein Bedacht zu 
nehmen, da der ſchriftliche Vertrag diesfalls nichts enthált 
und Nebenvereinbarungen gemäß 8. 887 a. b. G. B. keine 
Berückſichtigung finden können und, falls wirklich die e de 
nur als perſönliches Recht hätte eingeráumt werden jollen, 
die undeutliche Ausdrucksweiſe gemäß 8. 915 a. b. G. B. die 
Kläger zu treffen hat. 

Ueber Appellatton der Rláger bat das Oberlandesgericht 
dieſes Urtheil au3 deſſen Griinden und in der Erwägung 
beſtätigt, daß der exite Richter angeſichts defjen, als im Vertrage 
vom 7. October 1886 der Klägerin die lebenslängliche unentgelt= 
lide Wohnung in dem daſelbſt des Näheren bezeichneten, ſoge⸗ 
nannten Stöckel ohne alle Einſchränkung gingerüum wurde, 
im gegebenen Falle gemäß 8. 521 a. b. G. B. die Servitut 
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der Wohnung mit Recht als eine Fruchtnießung des frags 
lichen Stöckels angejeben bat; in Erwägung, daß die Eigen⸗ 
ſchaft dieſes Stöckels als felbititândiges Wohngebäude dadurch 
allein, daß dasſelbe, wie die Kläger behaupten, nur mit Be⸗ 
nutzung des Hofes ihres Hauſes und ihres Brunnens be 
wohnbar ſei, noch nicht alterirt wurde, übrigens im obgedachten 
Vertrage der Geklagten auch ausdrücklich der freie Durchgang 
durch den Hof, ſowie die Mitbenützung des Brunnens ge— 
ſtattet wird, und daß demnach die Geklagte nicht nur be 
rechtigt iſt, als Fruchtnießerin dieſes Stöckels in demſelben 
au wohnen, ſondern ihr auch, inſolange die Subftanz nicht 
geſchädigt wird, nicht verwehrt werden kann, dritte Perſonen, 
ihrer Wartung und Pflege halber, oder auch, um denſelben 
eine Wohlthat zu erweiſen, zu ſich zu nehmen. 

Der oberſte Gerichtshof hat die außerordentliche Reviſions⸗ 
beſchwerde der Kläger bei Abgang der Vorausſetzungen des 
Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. Mr. 2593, zu⸗ 
rückgewieſen. 


Nr. 399. 
Auf die executive Finubringung der auf dem Geſetze Beruhenden àr- 
ſprũche auf Leiſtung des Auterhaltes, und zwar ven dem in dem 
ergangenen Frtheiſe beſtimmten Gage an, ſowie der Auſprüche auf 
Erſatz der diesfälligen Streitkoſten ſtndet das Geſetz vom 29. Ayrií 
1878, M. O. BL. Mr. 68, Keine Anwendung (8. 7 AL. 2 b leg. cit 
Entſcheidung vom 9. Geptember 1891, B. 10.847. (Abänderung der Beſcheide 
bes ?. k. Bezirksgerichtes Friedek vom 16. März 1891, B. 3471, und be 
k. k. Dberlandesgeridites Brinn vom 5. Mai 1891, 8. 3717.) 


In der Rechtsſache des A. als Vormundes und der B. 
als Mutter de unehelichen Sindes C. gegen den Hütten⸗ 
arbeiter D. megen Vaterſchaft batte das Gericht erſter Snftan; 
das im Geſuche de praes. 16. März 1891 geftelite Begeire 
der Kläger um executive Cinantivortung des dem D. ge 
biibrenden tágliben Lohnes, tvelder bet der nächſten Aug 
zahlung beim SGiittenamte im SBetrage von 45 fl. monatfid 
gablbar geweſen máre, zur Gereinbringung der Wochenbett⸗ 
und Entbindungaloften, der Alimentationstojten vom 18. Mar; | 
1890, als bem Tage der Geburt, bi zur Rechtskraft des 
Urtbeilê vom 18. Auguſt 1890, damn der weiteren Alimen 
tationskoſten bis Ende März 1891, ſowie der Gerichts⸗ 
Eidesantretungs⸗ und Ablegungskoſten, unter Hinweis au! 
die Beſtimmung des 8. 3 des Geſetzes vom 29. April 1873, 
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R. 6. BI. Nr. 68, abgewieſen, meil nad der Bejtimmung 
dieſes Paragraphes der einguantwortende Schichtenlohn dura) 
Crecutionsverfiigungen nicht früher betroffen werden Tann, 
als bi der Tag abgelaufen tft, am welchem das Entgelt aus⸗ 
zufolgen ift. 

Weber Mecurê der Kläger bat das Dberlandesgeridt in 

theiltveijer Abinderung des erſtrichterlichen Beſcheides die 
begehrte executive Einantwortung jedoch nur zur Herein⸗ 
bringung der fälligen Alimentationsraten für die Zeit von 
der Rechtskraft des Urtheiles bis Ende März 1891 bewilligt, 
bezüglich aller anderen Anſprüche aber die erſtrichterliche Ab⸗ 
weiſung aufrecht erhalten. Hiebei wurde Folgendes erwogen: 
In dem von der Klagsſeite eingebrachten Executionsgeſuche 
wird die executive Einantwortung bes dem Geklagten ge⸗ 
bührenden Schichtlohnes, unter Anderem auch ausdrücklich 
zur Hereinbringung der dem unehelichen Kinde C. auf Grund 
der 88. 163, 167 a. b. G. B. gegen den Geklagten als deſſen 
unehelichen Vater zuerkannten Verpflegskoſten für die Zeit 
von der eingetretenen Rechtskraft des Urtheils bis Ende März 
1891 im Betrage von 16 fl. begehrt. Dieſem Anſpruche 
ſtehen die im Gejebe vom 29. April 1873, R. G. BI. Ar. 68, 
gegebenen Beſchränkungen ntcht entgegen, weil dasſelbe nad) 
8. 7 8.2 lit. b auf derartige Forderungen keine Anwendung 
findet; e3 mar daher zur Hereinbringung dieſer Forderung 
per 16 fl. die begehrte executive Einantwortung bis zum 
Metrage derjelben qu bervilligen, tvesbalb in diejer Richtung 
dem Reeurſe ftattgegeben wird. Im Uebrigen ſtellt ſich der⸗ 
ſelbe als unbegriindet dar, weil die Execution zur Qerein= 
bringung der Wochenbett⸗ und Gerichtskoſten, ſowie des der 
Kindesmutter B. zugeſprochenen Erſatzes (8. 1042 a. b. G. B.) 
der Alimentationskoſten per 22 fl. 20 tr. die Begünſtigung 
des friiher citirten 8. 7 nicht gentebt, daber nur unter den 
im 8. 3 des früher bezogenen Geſetzes normirten Beſchrän⸗ 
Fungen zuläſſig tt, fjomit aus dem vom erſten Richter ange- 
fibrten Grunde mit Recht abgemiejen murde. 

Hiegegen überreichten die Kläger den außerordentlichen 
Reviſionsrecurs, welchem der oberite Gerichtshof nad Zulaß 
des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. Rr. 2593, 
ſtattgebend, die unterge richtlichen Entſcheidungen dahin abs 
zuändern fand, daß auf Grund des rechtskräftigen Urtheiles 
vom 18. Auguſt 1890, 3. 8185, dem Begehren der Kläger 
mit Ausſchluß des die Wochenbeit- und Entbindungskoſten 
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betreffenden Theiles vollinhaltlich Folge gegeben merde; und 
dies in der Erwägung, daß die Alimentationspflicht des 
unebeliben Vaters nad 8. 167 a. b. G. 8. eine gejegltde 
tft und daß mit dem rechtskräftigen Urthetle vom 14. Auguſt 
1890, 8. 8185, erfannt murde, daß D. als unebelidger Bater 
des C. verpilidtet fei, die Unterhaltskoſten desfelben vom 
18. Mira 1890, al3 dem Tage der Geburt, demfelben qu 
bezablen; daß die Beſtimmungen des Geſetzes vom 29. April 
1873, R.G. BI. Nr. 68, nad) deſſen 8. 7 A. 2b dann Teine 
Anmendung finden, menn es ſich um die executive Cinbringung 
der auf dem Geſetze Derubenden Anſprüche auf Leiſtung des 
Unterbaltes handelt, dieſe Geſetzesſtelle aber nicht zwiſchen 
Alimentationsanſprüchen, die der Vormund oder aber die 
Kindesmutter zu ſtellen hat, nicht unterſcheidet; daß die 
Streitkoſten als ein Zugehör zu behandeln ſind, welches die⸗ 
ſelbe Begünſtigung genießt, wie die Alimentationsanſprüche 
ſelbſt; daß ſonach die beiden untergerichtlichen Entſcheidungen 
wider das Geſetz verſtoßen. 


Nr. 400. 
Auf 5treitigßeiten zwiſchen den Erben wegen Finrechnung von Borau⸗ 
empfäangen im den Erbtbeil, welche im ordentlichen Rechtswege aus 
zutragen find, finden die JVeſtimmungen des 8. 125 Raif. Fat. vem 
9. Auguſft 1854, M. O. BL. Mr. 208, Reine Anwendung; durch die- 
ſelben wird der Fortgang der ABGandiung und die Einantwortung 
des Madiafies nicht gepenmt; die Entſcheidung über dicfefben Lömmt 
erſt Get der Erbtheilung in rage (88. 190, 793 6. 6. 6. B.; 23.7 
165 Berf. a. $t.). 
Entidbeibung vom 9. Geptember 1891, B. 11.008. (Beftátigung der Er⸗ 
Tebigung bes k. T. Oberlandesgerichtes Wien vom 28. Juli 1891, 8. 9162, 
womit der Beſcheid bes 1.7. Bezirksgerichtes Gicbing vom 13. Juni 1891, 
B. 10.937, abgeândert wurde.) 


Das Bezirksgericht Qtebtng bat tn der Abhandlung nad 
der X. liber die zwiſchen dem Miterben A. etnerjett3 und der 
Miterbin B., ſowie dem Subſtitutionscurator andererjettê 
treitige rage, ob dem A. ein Betrag ton 20,000 fl. tr 
einen Erb⸗ rückſichtlich Pflichttheil einzurechnen jet, erkannt, 
aß die Einrechnung dieſes Betrages in den Erb⸗ beziehungs⸗ 
weiſe Pflichttheil des A. Det der Berechnung des Erb⸗ ritd- 
ſichtlich Pflichttheiles der B. und des Subſtitutionsvermögens 
dann zu erfolgen habe, inſoferne der A. nicht gegenüber der 
B. und dem Subſtitutionscurator im ordentlichen Rechtswege 
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erweiſt, daß dteje Einrechnung nicht ftattgufinden babe. 'Bur 
Einbringung dieſer Klage wurde eine Friſt von 30 Lageu 
ertbeilt. Dieſe Entſcheidung mird damit begriindet, daß das 
Tejtament der X. von den Miterben und insbejondere bon YA. 
al3 rechtsgiltig anerfannt murde, da daber der Abhandlungs⸗ 
richter auch die in dieſem Teſtamente enthaltene Zeſtnmg 
wonach der Miterbe A. ſich den Betrag von 20.000 fl. 

ſeinen Erb⸗ rückſichtlich Pflichttheil einzurechnen habe, als 
rechtsgiltig inſolange beruͤckſichtigen míile, als nidt A. im 
ordentlichen Rechtswege gegenitber der Miterbin B. und dem 
Gubftituttonscurator, welche die Einrechnung fordern, erweiſt, 
daß dieje Einrechnung nicht a a babe; daß enditd; 
zur Einbringung dieſer Rlage eine Präcluſivfriſt gu ertheilen 
war, um die Fortſetzung der Abhandlung zu ermöglichen. 

Das Oberlandesgericht Wien hat dem Recurſe des A. 
Folge gegeben und in Abänderung obigen Beſcheides febiglid 
feſtgeſtellt: daß die Frage, ob die von der X. verfiigte obens 
erwähnte Einrechnung itattgufinden Babe, nur — 5— der 
B. und dem Subſtitutionscurator einerſeits und dem A. 
andererſeits ſtreitig iſt und im Rechtswege auszutragen ſein 
wird, weil der Fall des 8. 125 kaiſ. Patentes vom 9. Auguſt 
1854, R. G. Bl. Nr. 208, hier nicht vorliegt, weil der 8. 2 
Z. 7 desſelben Patentes dem Gerichte verbietet, über ſtreitige 
Rechte der Parteien im offieioſen Verfahren voreilig qu ent⸗ 
ſcheiden, es aber offenbar eine ſolche Entſcheidung wäre, wenn, 
wie es eigentlich geſchehen iſt, beſtimmt werden möchte, daß 
YA. ſich die in Frage ſtehenden 20.000 fl. in ſeinen Erb⸗ oder 
Pflichttheil, der B. und dem Subſtitutionscurator gegenüber, 
einrechnen laſſen müſſe, wenn er binnen 30 Tagen die Klage 
auf Unſtatthaftigkeit dieſer Einrechnung nicht überreiche. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem Reviſionsrecurſe der B. 
und des Subſtitutionscurators in der Erwägung keine Folge 
gegeben, daß in dem vorliegenden Falle von der Anwendung 
des 8. 125 des kaiſ. Patentes vom 9. Auguſt 1854, R. G. BL. 
Mr. 208, feinem Mortlaute nad) ebenjo wenig die Rede ſein 
kann, als von der Anwendbarkeit derjelben per analogiam, 
weil pintidiem dem Widerſpruche mebrerer Erbserklärungen 
unb Der zwiſchen den Erbsintereſſenten ſtreitig gemordenen 
rage, der Einrechnung von Vorausempfängen in dem Erbs 
oder Pflichttheil, keinerlei Analogie beſteht; daß aber aud 
die Bejtimmung des 8.2 9. 9 desfelben Patentes hier nicht 
anguivenden ift, meil im Hinblicke auf die Bejtimmungen der 
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68. 790 und 793 a. b. G. B. die von der X. in ihrem Teſta⸗ 
mente verfilgte Einrechnung von 20.000 fl. in den Erbtheil 
des A. erft für dte ſeinerzeitige Erbtheilung von Bedeutung 
ſein wird, hiedurch aber nad) den Beſtimmungen der 88. 166 u. f. 
desſelben Patentes weder die Fortſetzung der Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlung, noch auch deren Beendigung durch die Einant⸗ 
wortung der Verlaſſenſchaft gehemmt wird und aus dieſem 
Grunde verzögert werden könnte. 


Nr. 401. 
Es iſt unzukäſſig, cin gefetmáfia eingeleitetes Berfahren deshals 
aufzuheben, weil im Lanfe des BVerſahrens das Klagebegehren auf 
einen Fetrag reſtringirt wurde, hinſichtlich deſſen im BagateMverfagren 
vorzugehen waͤre (8. 1 3. DB.) 
Entideidung vom 9. Ceptember 1891, 2. 11.011. (Beſtätigung des den Be 
ſcheid bes k. k. ftâbt.-bel. Bezirksgerichtes Leopoldftadt vom 14. Juni 1891, 
3. 27.308, abinbernden Decretes des E. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 
38. Juli 1891, 8. 10.078.) 

Das Bezirksgericht bat das fiber die Rlage des A. gegen 
B. puncto DO fl. durchgeführte ſummariſche Berfabren des» 
balb, weil der eingeklagte Betrag in der Replik auf 36 ff. 
richtiggeſtellt wurde, als nichtig aufgeboben und beiden Theilen 
freigeitelh die zur Einleitung des geſetzlichen (Bagatel=) Ver⸗ 
fahrens geeigneten Anträge zu ſtellen. 

Ueber den Recurs des Klägers hat das Oberlandes⸗ 
gericht den erſtrichterlichen Beſcheid dahin abgeändert, daß 
das Bezirksgericht angwieen wurde, mit der Entſcheidung 
über die geiloffene erhandlung vorgugeben. Denn nach 
8. 3 Summ. Pat. ift für die Cinleitung des jummarifden 
Verfahrens der Betrag mafigebend, auf deflen Vergütung in 
der Rlage das Begehren geſtellt wird; nach diejem war aber 
das Gummarverfabren einguleiten, und es ift von feinem 
Einflufje auf die Art des Verfahrens, wenn nad; der gejet= 
mábigen Einleitung des Verfabrens das Begehren aus was 
immer fic einem Grunde reftringirt wird, wenn es auch 


deshalb geſchehen jein jolite, meil aus Srrthum eine qu bobe | 


Biffer eingellagt murde. Es liegt daher fein Anfa Dor, die 
durchgefuhri⸗ erhandlung zu annulliren. 

em dagegen eingebraditen Reviſionsrecurſe des Ge 
klagten hat der oberſte Gerichtshof keine Folge gegeben und 
die obergerichtliche Entſcheidung aus deren Griinden beſtätigi. 


Nr. 402, 
Wenn mehrere Streitgenofien ohne Auterſchied irgendwelcher Aniheile 
insgeſammt in den Geridtskofenerfas au den osftegenden Theil ver- 
fam worden And, fo Baftet feder vor ihnen fãr die ganzen Aoſten 
(88. 891 und 1302 4. 6. 6. .). 
Entideibung vom 9. September 1891, B. 11.018 (abändernd bie Entſcheidung 
des P. f. berlandesgeridites Wien vom 16. Juni 1891, 8. 7829, wieder⸗ 
berftellend jene des k. 1. Landesſsgerichtes Wien vom 10. April 1801, B.80.504.) 

Auf Grund des in der ſchriftlich verbandelten Rechts⸗ 
ſache des A. und ſeiner vier Streitgenoſſen wider B. wegen 
Teſtamentsungiltigkeit erlaſſenen, noch nicht in Rechtskraft 
erwachſenen Urtheiles vom 27. März 1891, 3. 17.344, wonach 
die Kiäger mit ihrem Klagebegehren abgewieſen und gemäß 
des 8. 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. BI. Ar. 69, 
ſchuldig ertannt wurden, dem Geklagten die Geridhtatoften im 
Betrage von 887 fl. 2 fr. d. MB. binnen 14 Tagen bei fonftiger 
Grecutton gu bezablen, Bat das Landesgericht über Anſuchen 
des Belangten die ficheritelungameife Crecutton wider die 
Kläger im Anfebung der dem VBelangten quertannten Gerichts⸗ 
foften per 887 fl. 2 fr. bewilligt. 

Infolge des Recurſes der Kläger bat das Dberlandess 
gericht den angefodtenen erſtrichterlichen Beſcheid babin abs 
geândert, daß dieje Execution gegen jeden der Kläger nur 
im Anjehung des ihn betrefienden Antheiles der Gerichts⸗ 
foften bewilligt wird, dies in der Erwägung, daf, abgejehen 
davon, daß im Urtheile vom 27. März 1891, 3. 17.344, den 
Klägern der Erſatz der Gerichtskoſten nicht zur ungetheilten 
Hand auigetragen wurde, der Bertreter des Belangten in dem 
über das Sequeſtrationsaufhebungsgeluch aufgenommenen Pros 
totolle vom 25. April 1891, 3. 36.846, jelbft anertannt Dat, 
daß jeder der Kläger nur fiir dte denfelben treffende Quote 
der Proceßkoften Daftet. — In dem vom Cetiagten über⸗ 
reichten Reviſionsrecurſe wird ausgeführt, daß die Erledigung 
des Executionsgeſuches formell vollkommen richtig war und 
bem Urtheilstenor conform gelautet bat. Im Urtheile ſei die 
Solidarverpflichtung der Kläger allerdings nicht ausgeſprochen, 
aber auch das Gegentheil hievon ſei darin nicht zum Aus—⸗ 
drucke gebragt Belanglos ſei die im Protokolle vom 25. April 
1891 vom Vertreter des Geflagten nbgegedene hypothetiſche 
Erklärung. Die oberlandesgerichtliche Motivirung fei unbes 
ründet und geſetzwidrig. Das Gtreitobject mar ein allen 

Tágern gemeinfames und es laſſe ſich gar nicht ermeſſen, 
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welchen Antheil an den Gerichtskoſten der einzelne Rláger qu 
tragen babe, welcher Brad des Verſchuldens an der ungeredgten 
Streitführung und an der dadurd verurfaditen dhadignng 
des Geklagten jedem einzelnen Kläger zur Laſt falle 
Der oberſte Gerichtshof hat in gun Aen, daß 

der qu erſetzende Proceßaufwand dem obſiegenden Gekl 

—æ* jeben eden der klagenden Streitgenoſſen in gleicher Weiſe 
—— worden iſt; daß die Bereditigung, von einem 
der ſachfälligen Gtreitgenofien den Erſatz des ganzen pu 
erlannten Rojtenbetrages von 887 fl. 2 fr., unbeſchadet Des 
demjelben zuſtehenden Regreßanſpruches, zu ehren, auf 
dem —— Verhaltniſſe der Streittheile beruht; daß 
ferner die Kläger inhaltlich des dem Executionsgeſuche zu 
Grunde liegenden Urtheiles ohne, Unterſchied irgendwelcher 
Antheile insgeſammt in den Erſatz der Gerichtskoſten im 
obangeführten Betrage an den genagten verfällt worden find, 
daher ſchon im Sinne der 88. 891 und 1302 a. b. G. B. 
jeder von ihnen für die ganzen Koſten haftet, die angefochtene 
oberlandesgerichtliche Entſcheidung abgeändert und dem ent 
richterlichen Beſcheid ——* 


Nr. 403. 
Bet Reurtheitung der StattfaftigReit der Faecution auf Fſandfſchetne 
iſt das Berhältniß des ——— zu den verpfändeten Sachen meafi- 
gebend. — Der 8. 456 a. 6. 6. DB. findet auf geriqtitde Viinouageu 
feixe Antendung. 
Eutſcheidung vom 11. September 1891, 3. 9281. (Bejidtigung bes urtheues 
des k. t. Oberlandesgerichtes Prag vom 6. Mat 1891, 3. 8880 und 11486 
Abanderung des Urtheiles bes k. k. Bezirksgerichtes Trautenan tom 13. Máãra 
1891, B. 8347.) 

Das VBegehren der A. & Conj. gegen die Firma B. um 
Eigenthumsanerkennung der in der Crecutiongjade der Firma 
B. gegen O. gepfinbeten Pfandſcheine der Pfandleihanſtalt 
in T. und um Loſchung des anf dieſelben erworbenen Pfand⸗ 
rechtes murde vou der erſten Inſtanz abgewieſen. Gründe: 
Die —— behaupten, daß ſie die auf die geplânbeten 


e em * E “Sino des E 971 a. b G. B. be 
rechtigt ift, die entlehnten Sachen auch durd) — 
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derjetben, jedoch gegen die im 8. 979 a. b. G. B. enthaltene 
Verantwortung qu gebrauden. Durd einen bderartigen Ge 
braug, beziehungsweiſe die Serpfúnbuna iſt ein neuer ſelbſt⸗ 
ſtäudiger Vertrag, ein Pfandvertrag, zwiſchen der C. und der 
diesbezüglichen Pfandleihanſtalt entſtanden und die hierüber 
gemäß 8. 1370 a. b. - quêguitellende und auógentelte 
Segitimationsurlunde — der Pfandſchein — durch Uebergabe 
Eigenthum der Verpfänderin C., keineswegs der mj. A. u. Conſ., 
denen die verpfändeten Effecten angeblich gehören, geworden. 
Aus dieſem Grunde mußte, da es ſich im vorliegenden Falle 
nur um die Pfandſcheine, nicht um die hierauf verpfändeten 
Sachen handelt, das diesbezügliche Klagebegehren abgewieſen 


werden. 

Das Oberlandesgericht hat mit Abänderung des erſt⸗ 
richterlichen Urtheiles das Obſiegen der Klägerinnen von der 
Ablegung eines Haupteides über die die Eigenthumserwerbung 
der gemáf der Pfandſcheine verpfändeten Effecten darthuenden 
Umſtände abhängig gemacht. Gründe: Die Appellation der 
Klägerinnen gegen die Abweiſung des Klagsanſpruches rück⸗ 
ſichtlich der begehrten Entpfändung der fraglichen Pfandſcheine 
iſt vollkommen begründet. Es handelt ſich wohl in erſter 
Reihe um die Ausſcheidung der Pfandſcheine der Pfandleih— 
anſtalt T. aus der gegen C. geführten Execution. Dieſe 
Pfandſcheine erſcheinen jedoch gemas 8. 1370 a. b. 6. B. 
Tediglid al3 um Bivede dez Beweiſes des Abſchluſſes des 
Pfandvertrages ausgeltelite Urtunden, fie gewähren aberanderer- 
feitê dem Beſitzer derjelben gewiſſe Dispoſitionsbefugniſſe iiber 
die verpfândeten Sachen ſelbſt und fônnen fomit jedod nur 
in der letzteren Richtung als executionsfähige Vermögens⸗ 
objecte in Betracht kommen. Wird nun feſtgeſtellt, dai die 
Klägerinnen die verſetzten Sachen geſchenkt erhielten, und daß 
ſie dieſelben der Executin C. zum Zwecke der Verpfändung 
geliehen haben, jo erſcheint das Eigenthum der Rlágerinnen 
zu den gepfändeten Effecten ſowohl als zu den Pfandſcheinen 
gemäß 372 a. b. G. B. nachgewieſen, zumal nicht vor⸗ 
liegt, daß ſich die Klägerinnen des Eigenthumes zu den Sachen, 
oder der Dispoſitionsbefugniß über dieſelben in irgend einer 
Art begeben hätten, die der C. gewährte Dispoſitionsbefugniß 
über die Sachen durch die Thatſache der Verſetzung derſelben 
bei der Pfandleihanſtalt conſumirt erſcheint, der Beſitz der C. 
in Betreff der Pfandſcheine nur im Namen der Klägerinnen 
und in deren Vollmacht ausgeübt werden kann, die Pfand⸗ 
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ſcheine fomit ein der C. gegentiber executionsfähiges Object 
im vermögensrechtlichen Ginne nicht bilden, die begehrte Aus⸗ 
ſcheidung der Pfandſcheine daher gerechtfertigt erſcheint. 

Der oberſie Gerichtshof hat fiber die Reviſionsbeſchwerde 
der geklagten Firma B. das oberlandesgerichtliche Urtheil bes 
beſtaͤigt. Gründe: Das angefochtene oberlandesgerichtliche 
Urtheil war aus den demſelben beigefügten, durch die An— 
führungen der Reviſionsbeſchwerde nicht widerlegten Gründen 
und in der Erwägung qu beſtätigen, daß Pfandſcheine nur 
inſoferne für den Inhaber derſelben einen Werth haben, als 
derſelbe in der Lage iſt, über die verpfändeten Caden nad 
Einlöſung derſelben zu verfügen, daß ſohin bei Beurtheilung 
der Statthaſtigkeit der Execution auf Pfandſcheine das Ver⸗ 
hältniß des Executen zu den verpfändeten Sachen maßgebend 
iſt, daher wenn, wie im vorliegenden Falle bewieſen wird, 
daß die verpfändeten Sachen, über welche die Pfandſjcheine 
ausgeſtellt wurden, nicht der Executin gehörten, ſondern ein 
Eigenthum der Klägerinnen waren, und ihr lediglich zum 
Zwecke der Verpfändung geliehen wurden, das bezügliche 
Klagebegehren gerechtfertigt erſcheint, zumal der 8. 456 o. b. 
G. B. auf gerichtliche Pfändungen keine Anwendung findet. 


Nr. 404. 


Zukäaſſigkeit der neuerlichen Einvernehmung eines Zeugen quim Rehuſe 
der vor ihm angeſuchten Ergänzung und Meridtigung ſeiner früber 
gemachten Angaben in einer ordenttlich mündſich verhandelten Reqhis⸗ 
fadje*) (M. B. vom 16. Pecember 1851, R. O. BEL. Mir. 258, 8.1.) 
Entideibung vom 22. Ceptember 1891, 9. 11.595. (Veftátigung ber Ent: 
ſcheidung des k. f. Oberlandesgerichtes Innsbruck vom 4. Auguſt 1891, 
8. 4006, Abanderung des Beſcheides des k. k. Bezirksgerichtes Mori vom 
11. Juli 1891, B. 2786.) 

In der ordentlich mündlich verhandelten Rechtsſache des 
A. gegen B. wurde am 14. Oetober 1890 unter Anderen auch 
der Zeuge C. vernommen. Dieſer Zeuge überreichte am 
13. Juni 1891 ein Geſuch mit der Bitte, ibn neuerlich zut 


*) Siehe die theils für, theils gegen dieſe Meinung ſprechenden Cut⸗ 
ſcheid ungen des E. E. oberſten Geriditabofes vom: 

13. December 1887, 9. 18.808, Slg. G.=ll.-8B. Rr. 11.890, 

23. Mara 1880, 3. 8.459, Mr. 8.783, 


º [4 ” 
15. Fuli 1868, 3. 6.954, , Nr. 8.098, 
15. Juii 1868, 9. 7.104, ” Nr. 3.099, 
12. Juni 1866, B. 5.314, mo Mt. 25%, 
24, Notember 1857, 3. 192.171, m Nr. 476. 
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Ergänzung und Berichtigung ſeiner friber gemachten Ans 
gaben zu vernehmen. o 

Der erſte Richter hat dieſes Geſuch nad) erfolgter Cine 
vernabme beider Gtreittheile als unſtatthaft zurückgewieſen, 
weil die Quláffigteit desſelben weder nad dem Geiſte, noch 
nad) der Analogie des 8. 238 w. g. G. O. (8. 166 a. G. O.) 
gerechtfertigt waͤre. 

Das Oberlandesgericht bat dem Appellationsgejude des 
Klägers in ter Erwägung, daß dte Anjnabme der mit dem 
Beiurtbeile tom 23. Auguſt 1890 zugelaſſenen Beweiſe im 
Gimme dez Hoſdecretes vom 30. November 1810, 3. 492, 
und der Min. Vdg. vom 16. December 1851, R. G. Bl. 
Sr. 268, noch nicht geſchloſſen wurde; daß es in biejem 
tale Rd nur um eine Ergângung der Zeugenausſagen des 
Geſfuchſtellers handelt, Folge gegeben und Die angeſuchte 
Zeugenausſagenergänzung bewilligt. 

Der oberſte Gerichtshof hat über den Reviſionsrecurs 
des Geklagten die oberlandesgerichtliche Entſcheidung beſtätigt 
und dies in der Erwägung, daß Zeuge C. ſein Geſuch um 
neuerliche Vernehmung zwar nach ſeiner am 14. Oetober 1890 
erfolgten eidlichen Vernehmung, jedoch noch zu einer Zeit 
angebracht hat, in welcher die mit dem Beiurtheile vom 
23. Auguſt 1890, 3. 3344, zugelaſſenen Beweiſe noch nicht 
vollſtändig aufgenommen und die zugelaſſenen Beweiſe noch 
nicht durch den Richter im Sinne der Min. Vdg. vom 
16. December 1851, R. G. Bl. Nr. 268, für geidlolien er⸗ 
klärt worden waren; in der Erwägung, daß der Statigebung 
des Begehrens weder der hier überhaupt gar nicht anzuwen⸗ 
dende 8. 237 tir. G. O. (8. 166 a. G. O.), welcher nur den 
Fall vorſieht, wenn der Zeuge während der Vorleſung des 
Vernehmungsprotokolles on ſeiner Ausſage etwas ändern 
oder derſelben etwas hinzuſetzen will, — noch das Hofdecret 
vom 30. November 1810 entgegenſteht, welch' letzteres eben 
zur Vorausſetzung hat, daß ſeitens des Richters der Schluß 
der ——— ausgeſprochen worden ſei, und in der 
Erwägung, daß durch eine derartige, bis zum erwähnten 
Zeiwprrtt erfolgende Zulaſſung einer Vervollſtändigung oder 

erichtigung einer Zeugenausſage der Erörterung oder Be⸗ 
urtheilung ihrer Beweiskraft nicht vorgegriffen wird. 
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Mr. 405. 

ANA die grundoúderiide Anmerâung der AnfedtungsRlage (8. 46 Anf. 
Gel.) iſt au dte Porausſetzungen fãr die Mewiligung cines Sider- 
Relungsmilteis geRnapft (88. 283, 293 a. O. 0.) 
Entſcheidung vom 23. September 1891, 3. 11.418. (ABtedergeritelung des 
durch die Entſcheidung bes k. E. Dberlandesgeridtes Prag vom 9. Juni 
1891, 9. 14.583, abgednberten Beſcheides bes k. k. Bezirksgerichtes Bohm.⸗ 
Samntf vom 13. April 1891, B. 9124.) 


Dem Begebren des A., Glúubigerê der C., um An—⸗ 
mertung der bon ibm wider B. eingebrachten Klage auf Un- 
wirkſamkeit des zwiſchen C. und B. abgeſchloſſenen Kaufver⸗ 
trages und der grundbücherlichen Eintragung des auf Grund 
desſelben für B. einverleibten Eigenthumsrechtes auf ben der 
C. gehörigen Realitäten wurde vom erſten Richter abgewieſen 
und als abgeſchlagen im Grundbuche angemerkt, weil ziage 
nicht dargethan Bat, daß die Vorausſetzungen für die Des 
willigung eines Sicherſtellungsmittels vorbanden find. 

Ueber Recurs des Klägers änderte das Oberlandesgericht 
den erſtrichterlichen Beſcheid dahin ab, daß dem Begehren des 
Klägers ſtattgegeben werde, denn, da Kläger als Gläubiger 
der C. die Rechtsgiltigkeit der Einverleibung des Eigenthums⸗ 
rechtes auf die früher ſeiner Schuldnerin gehörig geweſenen 
Realitäten für B. nach den 88. 29 und 30 Al. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36, beſtreitet, 
liegen alle Bedingungen vor, unter melden gemäß 8. 61 
a. 6. B. G. die Anmertung der Rlage erfolgen kann, was gur 
aufrechten Erledigung des geiteliten Begehrens um fo mebr 
genitat, al der 8. 46 des citicten Antedtun êgejepes nicht 
ausdrücklich die Sicherſtellungsmittel blog aut die nad) der 
Gerichtsordnung zuläſſigen beſchränkt. 

Hiegegen ergriff B. den Reviſionsrecurs, in deſſen Statt⸗ 
gebung der obecite Gerichtshof, unter Abänderung der ober⸗ 
landesgerichtlichen Entſcheidung, den erſtrichterlichen Beſcheid 
wiederherzuſtellen fand, weil nach 8. 46 des Geſetzes vom 
16. März 1884, R. G. BL Nr. 36, die bücherliche An⸗ 
merkung der Anfechtungsklage auch an die Vorausſetzungen 
für die Bewilligung eines Sicherſtellungsmittels geknüpft iſt, 
wozu nach den —— der 88. 283 und 293 a. G. À). 
auch der Nachweis der bei dem Geklagten drobenden Gefabr 

ebórt, weil der Kläger eine Gefahr Dei dem jebigen Ge⸗ 
agten nicht geltend gemadit und auch nicht als Erſatz fiir 
diejes Crforderntf nad) Zulaß des begogenen Gefeges, S. 46, 
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Giderheit für die Anſprüche, die dem Anfecbtungagegner aus 
der Antvendung des Sicherſtellungsmittels erwachſen tônnten, 
geleiftet Dat; weil die Nachweiſung einer Gefahr Det der 
Schuldnerin C. qu einem Vorgehen wider den Anfechtunga- 
gegner nicht ausreicht; weil durch die jetzt angefochtene Ein⸗ 
tragung des B. ein damals [don beſtandenes buicherliches 
Recht des Klägers, wie dies 8. 61 des allg. Grundbuchsgeſetzes 
erfordert, nicht verletzt wurde; und daher die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anmerkung der Anfechtungsklage nicht vor⸗ 
handen ſind. 


Nr. 406. 
Der Ffaudnehmer, der das Zauſtpfand einem Dritten in Verwahrung 
segeden hat, iſt veryflichtet, dem Vfandgeder den Berwahrer anzu⸗ 
geben und der Berwahrungsort auszuweiſen (88. 459, 1369, 958 

Q. 8. 6. 8.) . 

Entſcheidung vom 24. Geptember 1891, 9. 10.189. (Meftátigung des bas 
Urtheil des E. k. Rreisgeridites Tabor vom 20. März 1891, B. 1059, ab= 
inbernben Urtheiles des k. k. Dberlandesgeridites Prag vom 26. Mai 1891, 

8. 12.089.) 


Das Plogebegeliven um Erkenntniß: Geklagter fei ſchuldig, 
dem Kläger den Verwahrer und den Verwaährungsort der 
dem Geklagten vom Kläger anläßlich der durch Letzteren über⸗ 
nommenen Güterverwaltung als Caution vertragsmaßig über⸗ 
gebenen Werthpapiere anzugeben, wurde vom Gerichte erſter 
Inſtanz abgewieſen; denn weder das 6. Hauptſtück des 
II. Theiles, noch die Beſtimmungen des 1. Hauptſtückes des 
III. Theiles und des 19. Haupiſtückes des II. Theiles des 
a. b. G. B. enthalten Vorſchriften dariiber, mie und wo der 
Pfandnehmer oder Verwahrer das Pfand, rejp. die hinterlegte 
Cade ju verwahren aber und es ijt jomit dem Gutdünken 
des Pfandnehmers reſp. des Verwahrers überlaſſen, wo und 
wie er die ihm in Pfand oder Verwahrung gegebene Sache 
u verwahren gut findet. Er iſt blos dem Pfandgeber, reſp. 
——— unter den im Geſetze beſtimmten Vorausſetzungen 
für den etwa verurſachten Schaden verantwortlich und wird 
dieſe Verantwortlichkeit in den Fällen der 88. 460 und 965 
a. b. G. B. nur verſchärft. Ebenſo wenig räumt das Geſetz 
dem Pfandgeber oder Hinterleger das Recht ein, den Ver⸗ 
mabrungêort und die Verwahrungsart des Pfandes, reſp. der 
binterlegten Sache qu controliten und kann auch aus der 
vom Rláger bebaupteten und vom Geflagten widerſprochenen 
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Deponirung der ton dem Kläger zu Ganden des Gellagten 
erlegten Cautiongpapiere Det einem Bankinſtitute ein ſolches 
Recht an und fic ſich nicht deducirt werden. Auch das 
Eigenthumsrecht kann in dieſem Falle keine Bedeutung haben, 
da eben durch den Pfandvertrag die Eigenthumsrechte des 
Pfandgebers, begiehungeweip deſſen freies Verfügungsrecht 
eine weſentliche Einſchränkung erleiden. 

In Statigebung der dawider ergriffenen Appellation des 
Klägers hat das Oberlandesgericht dem Klagebegehren Folge 
gegeben, wobei erwogen wurde, daß zum letzteren Kläger 
vollkommen derecitia! erſcheint, da ſich dieſer Anſpruch als 
ein Ausfluß ſeines Eigenthumsrechtes darſtellt, als des In⸗ 
begriffes aller Befugniſſe, welche einer Perſon unmittelbar 
auf eine Sache gebühren können. Durch den zwiſchen den 
Parteien abgeſchloſſenen Pfandvertrag wurde dieſes Eigen⸗ 
thumsrecht keineswegs wirkungslos, ſondern es wurde nur 
ein gewiſſer Kreis der Befugniſſe vom Kläger auf den Ge: 
Hagten übertragen, und der erſtere kann in der Ausübung 
jeines Eigenthumsrechtes nur injoferne beſchränkt erſcheinen, 
al3 dies infolge des zwiſchen beiden Theilen beſtehenden obfi- 
gatorijben Rechtsverhältniſſes nothwendig iſt. Der Kläger 
kann nun als Eigenthümer ohne Zweifel beanſpruchen, in 
Kenntniß geſetzt zu werden, wo, von wem und in welcher 
Weiſe ſeine Werthpapiere verwahrt werden, da er ja in die 
Lage geſetzt werden muß, diejenigen Eigenthumsbefuguiſſe, 
an deren Ausübung er durch das Vertragsverhältniß nicht 
gehindert iſt, auszuüben und die nöthigen Dispoſitionen zu 
treffen. Zu dieſen Befugniſſen gehört zweifelsohne auch das 
Recht, die Controle daruͤber auszuüben, ob das Fauſtpfand 
gehorig verwahrt iſt. Denn gemaͤß der 88. 459 und 1369 
a. b. G. B. darf der Gläubiger ohne Bewilligung des Pfand⸗ 
gebers das Pfandſtück nicht benützen und muß es viel⸗ 
mehr genau und wohl verwahren. Auf Grund dieſer Geſetzes⸗ 
ſtellen muß dem Pfandgeber kraft ſeines Eigenthumsrechtes 
die Aufſicht darüber eingeräumt werden, wo und in welcher 
Weiſe die Verwahrung des Pjandobjecte3 geſchieht, da er 
jonft zu beurtheilen nicht in der Lage ift, ob die Verwahrung 
dem Geſetze entipridt, ob mit dem Bfandgegenftande kein 
Mißbrauch geſchieht; es muß ibm die Möglichkeit eingeräumt 
werden, das Pfand vor allfälligem Schaden qu bewaähren, 
zumal nad 8. 459 a. b. G. B. der Gläubiger zum Pfand⸗ 
geber im Verhältniſſe eines Verwaährers ſteht, und eim ſolchet 
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gemäß S. 958 a. b. G. B. blober Qnbaber des Pjande 
objectes iſt, mit der Pflicht, die ihm anvertraute Came 
vor Schaden qu ſichern. Dem Kläger kann doch nicht zu⸗ 
gemuthet werden, ſein dieſer Verbindlichkeit entſprechendes 
Recht Ea in einem allfälligen Schadenerſatzproceſſe geltend 
zu machen. 

Ueber Reviſionsbeſchwerde des Geklagten beſtätigte der 
oberſte Gerichtshof das oberlandesgerichtliche Urtheil unter 
Verweiſung auf deſſen richtige, der Sachlage und bem Geſetze 
entſprechende Begründung und insbeſondere in der Erwägung, 
daß dem Eigenthümer des Pfandes zweifellos das Recht gue 
ſteht, in Anſehung des Pfandes Sicherungsmaßregeln ers 
greifen zu können, dies jedoch unbedingt vorausſetzt, daß 
derſelbe auch wiſſen muß, wo das Pfand, hier die als Caution 
dienenden Werthpapiere, ſich befindet. 


Nr. 407. 
Bet der Bertheilung des Meiſtbotes auf Grund einer executiven 
Zeilbietung infolge Meberbotes find diejenigen Koſten, welche der 
erfte Erſteiger mit der Befigeinfálruna und MiAfReMung des Badiums 
hatte, aus dem AMeiftbote nicht zuzuweiſen, wohl aber die vom erften 
Erficiger Sefirittenen Soften des Anstromumeins und Ausrufens der 

Zeilbietung und der BVerſichernug (88. 29 3.1, 31 6. 0.). 

Entſcheidung vom 8. October 1891, B. 12.187. (Abänderung der gleich⸗ 
fôrmigen Entideidungen des k. E. Bezirksgerichtes Moldauthein vom 18. April 
1891, 8. 1199, und dez ?. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 9. Juni 1891, 

8. 14.546.) 

Antáblic der Vertheilung des Meiſtbotes für eine executiv 
veriteigerte, Dei der erſten Feilbietung von A., jodann infolge 
Meberbote3 ton B. erftandene Realität haben die Gerichte 
erfter und zweiter Qnftanz ertannt, daß dem A. als erften 
Erſteher die von ihm bejtrittenen und liquidirten Koſten der 
erſten Feilbietung, und zwar jene der Beſitzeinführung, der 
Rückſtellung des Vadiums, des Ausrufens und Austrom⸗ 
melns, dann die Aſſecuranz⸗- und Zuſtellungsgebühren, nicht 
au erſetzen ſeien, weil dieſe Koſten keine ſtreitige Angelegen- 
heit gegen den Executen betreffen und durch Letzteren dem 
A. auch nicht verurſacht worden ſind, daher die Beſtimmungen 
des 8. 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, 
hier keine Anwendung finden. 

Dem hiegegen vom A. ergriffenen a. o. Reviſionsrecurſe 
fand der oberſte Gerichtshof theilweiſe dahin ſtattzugeben, 
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daß in Abänderung der beiden gleichförmigen Entſcheidungen 
der Untergerichte dem A. auf die von ihm liquidirten Koſten 
der erſten Feilbietung der Erſatz der Ausrufungs⸗, Aus⸗ 
trommelns⸗, Aſſecuranz- und Zuſtellungsgebühr aus dem 
Meiſtbote in ordine privilegii zugewieſen, derſelbe aber mit 
dem Anſpruche auf Erſatz der übrigen, aus Anlaß der erſten 
Feilbietung von ihm beſtrittenen Koſten abgewieſen wurde; 
dies in der Erwägung, daß die oben zur Zahlung aus dem 
Meiſtbote zugewieſenen Koſten theils zum Zwecke der Ver⸗ 
äußerung, theils zum Zwecke der Sicherſtellung des Mafjes 
vermögens entſtanden, ſomit in analoger Anwendung der 
88. 29, 3. 1 und 31 C. O. als Maſſekoſten anzuſehen und 
als ſolche in privilegirter Rangordnung zu erſetzen find, dies 
um ſo mehr, als auch der Art. 9 der Feilbietungsbeding⸗ 
niſſe, wonach vom Tage der Feilbietung der executive Er⸗ 
ſteiger die mit der Feilbietung und Eigenthumsübertragung 
verbundenen Koſten aus Eigenem qu tragen bat, der Bu- 
meijung jener Roften keineswegs hinderlich ift, meil A. eben 
infolge der Annahme des Ueberbotes nicht Criteher der Nes 
alitát geblteben tft; und da von ben ilbrigen vom Ne 
currenten liquibirten und auch beftrittenen Koſten der Befibs 
einführung und Rückſtellung des Vadtums keineswegs bes 
bauptet merden fann, daß fte qu Gunften der Maſſe und der 
Oláubiger aufgewendet morden find, vielmebr entſtanden dieſe 
Koſten nur im Intereſſe des A. welcher übrigens auch dieje 
Koſten ſelbſt und ohne zwingende Urſache dadurch verſchuldet 
hat, daß er vor Verſtreichung der zur Annahme des Ueber⸗ 
botes geſetzlich normirten Friſt von 14 Tagen um Beſitzein⸗ 
führung angeſucht und ſodann auch ſelbſt um Ausfolgung 
des Vadiums eingeſchritten iſt, obſchon ihm dieſes infolge 
der Annabme des Meberboteê und Anordnung nemeriider 
Feilbietung hátte von amtswegen ausgefolgt werden müſſen; 
daß daher in der Nichtzuweiſung der bezüglichen Koſten aus 
dem Meiſtbote eine offenbare Ungerechtigkeit im Sinne des 
Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2688, 
nicht erblickt werden kann. 
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Mr. 408. 
And Perjenige, welchem außergerichtlich eine Rechnung gelegt worden 
iſt, Raun dieſe Rechnung ohneweiters gerichttich demängeln und im 
MWege des Rechnungsproceſſes einen richterlichen Spruch erſaugen 
(88. 165169 w. q. 6. 0.). 
Entideibung vom 13. October 1891, 3. 12.275 (abânderndb die Entſcheidung 
bes k. k. Oberlandesgerichtes Lemberg vom 21. Juli 1891, 8. 16.243, 
wiederherſtellend jene bes k. k. Kreisgerichtes Przemysl vom 80. Mat 1891, 
B. 6564). 


Zwiſchen A. und B. beftand ein Geſellſchaftsvertrag, 
laut deſſen B. ſich verpflichtete, dem A. über die Einkünfte 
und Ausgaben der von ihm verwalteten unbeweglichen Güter 
Rechnung zu legen. B. hat nun dem A. außergerichtlich die 
Rechnung üuͤber die obbezeichnete Verwaltung vorgelegt. Hier⸗ 
über hat A. beim Kreisgerichte eine Rechnungsklage gegen 
B. überreicht, in derſelben die gelegte Rechnung bemängelt 
und begehrt, das Rechnungsſaldo zu fixiren, ibn als Eigen⸗ 
thümer eines vierten Antheils der Güter qu intabuliren, ſo⸗ 
wie dem B. zur Zahlung eines beſtimmten, aus dem Ge— 
winne reſultirenden Geldbetrages, wie auch zur Zahlung einer 
Conventionalſtrafe zu verurtheilen. 

Die erſte Snjtany bat dieſe Rechnungsklage nad 8. 168 
w. G. O. zur ſtattung der Erläuterungen binnen 
14 en decretirt. — In dem dagegen überreichten Recurſe 
rügte B., daß der erſte Richter die Mängelklage überhaupt 
u Gericht angenommen hat und daß Kläger mehrere Gegen⸗ 

ände, welche mit der Rechnungslage keinen Zuſammenhang 
haben, vermengte. 

Das Oberlandesgericht bat den erſtrichterlichen Beſcheid 
als nichtig aufgehoben und der erſten Inſtanz aufgetragen, 
wegen Cumulirung der Begehren in der Klage die Klage dem 
Máger zur Abſonderung der cumulirten Begehren und Ueber⸗ 
reichung neuer, den Vorſchriften der 88. 2 und 4 w. g. G. O. 
entſprechenden Klagen zurückzuſtellen, weil in der Klage neben 
den Rechnungsmängeln auch das dt di wegen Bablung 
eine3 beftimmten, aus dem Gewinne rejulticenden Betrages, 
dann tmegen Intabulirung des Klägers als Eigenthümers 
eines Viertelantheils der Güter geſtellt wird, as dies 
felbe ſchon ibrem Inhalte nad) überhaupt nicht nad) den 
pano riften der 88. 1 und 4 to. q. G. O. eingeridtet er 

nt. 
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Ueber den Reviſionsrecurs des Bemänglungsklägers Bat 

der oberſte Gerichtshof in der Erwägung, daß vorliegend, 
wo die mittelſt Klage geltend gemachten Auſprüche aus einem 
und demſelben Rechtsgeſchaäfte hergeleitet en, von der im 
8. 4 w. g. G. O. vorgeſehenen Cumulirung mehrerer Gegen⸗ 
ſtände einer Sedtofibruna teine Mede fein faun und and 
fonft fein gejestider Grund voriiegt, welcher die Abmeijung 
dtejer Klage im Ginne bes 8. 1 mm. q. GO. O. und der Re 
jolution vom 31. October 1785, 3. G. S. Nr. 489, ju recht⸗ 
ertigen vermöchte; da ferner aus den Beſtimmungen Der 
88. 165—169 w. q. G. O. nod) keineswegs gefolgert werden 
tônne, daß nur der Rechnungsleger das Recht babe, einen 
Rechnungsproceß qu provociren; dteje Morjcdriften, die meder 
eine gerichtitd gelegte Rechnung, noch ein durch gerichtliche 
Intervention geſchaffenes Rechtsverhältniß gur Vorausſetzung 
haben, Demjenigen, welchem Rechnung gelegt wurde, keines⸗ 
ivegê verbieten, auch obne vorausgegangene gerichtliche Auf⸗ 
erung die Rechnung gerichtlich zu bemängeln und im 
ege des Rechnungsproceſſes einen gerichtlichen Spruch zu 
erlangen, die angefochtene oberlandesgerichtliche Eutſcheidung 
abgeândert und den erſtgerichtlichen Beſcheid wiederhergeſtellt. 


Nr. 409. 
Anwendbarkteit des durch das Geſetz vom 16. Movember 1958, R. 6. BL. 
Mr. 213, normirten Beflandverfahrens auf 5treitigßeiten aus Be- 
ftaudvertraͤgen GinAdtiia Bewmegliger Sachen (88. 150 3.M.; 1 Bdo.). 
Entſcheidung vom 21. October 1891, B. 12.650. (Mbânberung ber Grlebigung 
bes k. ft. Oberlandesgerichtes Prag vom 1. Geptember 1891, 9. 21.595, 
MBieberberitelung des Beſcheides des k. k. Sandesgeridites Prag vom 
1. Auguſt 1891, 2. 33.486.) 


Das Landesgeridt Prag bat die Rlage des A. gegen B. 
pcto. Anflójung eines Bejtandvertrages und Zahlung von 
2900 fl.. megen Unguftândigteit dieſes Gerichtes rückgeſtellt, 
weil die Rlage auf einen Beltonbvertra fiber eine bewegliche 
Cade geltitt wird und gemäß 8. 15 hit. c Qur.-Morm der 
ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichten die Gerichtsbarkeit im allen 
Gtreitigteiten aus dem ethsverbúlinifie fiber bewegliche 
Gegenitânde zwiſchen Miether und Vermiether obne Midiidt 
auf den Betrag qutommt. 

Meber Mecurê des Klägers bob das Dberlandesgeridt 
Prag diejen Beſcheid auf und verordnete dem Landesgerichte, 
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unter Abfebung von dem Weiſungsgrunde der Incompetenz 
die Klage geſetzmäßig au erledigen, meil aus 88. 1 und 2 
de Gejege3 vom 16. Movember 1858, R. G. BL. Rr. 213, 
bervorgeht, daß das Bejtandverfabren nur auf unbewegliche 
und denſelben geſetzlich gleichgeſtellte Sachen Anwendung 
findet, ſomit die Abweiſung der Klage wegen umpaſtandig 
teit auf Grund des 8. 16 lit. c des Geſetzes vom 2. November 
1852, R. G. Bl. Nr. 251, ungeſetzlich iſt, da dieſe Beſtim⸗ 
mung durch das obeitirte Gees bezüglich der beweglichen 
Sachen aufgehoben erſcheint. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem Reviſionsrecurſe des 
Geklagten ftattgugeben und in Mbânderung der oberlandes⸗ 
gerichtlichen Crlebigung den Beſcheid des Landesgerichtes 
miederherguitelen befunden, tveil durdy die Beſtimmung bes 
8. 1 der taif. Verordnung vom 16. November 1858, R. 6. BL. 
Nr. 213, begiiglid Der Dafelbft nicht genannten beweg⸗ 
liben Gaden, ſowohl dem Wortlaute al3 dem Zwecke nad, 
alle Beftanbftreitinfeiten im Intereſſe der Beſchleunigung den 
Bezirksgerichten zuzuweiſen, die Zuſtändigkeitsanordnung des 
8. 15 Dt. c des kaiſ. Patentes vom 20. November 1852, 
R. G. MI. Mr. 251, unberiihrt gelafien wurde; weil Det der 
Aufzählung gewiſſer, an ſich beweglicher Sachen im 8. 1 der 
faij. Verordnung vom 16. November 1858 nicht ilberjeben 
werden darf, daß für derartige Beltandftreitigfeiten fortan 
nicht mehr das nach dem Wohnorte des Geklagten, ſondern 
das nach der Lage der Beſtandſache berufene Bezirksgericht 
zuſtändig erklärt erſcheint; weil daher auch in der Aufnahme 
dieſer beweglichen Sachen in die neue Beſtimmung der in 
dem Appellationsrecurſe vertretene Standpunkt der Aufhebung 
des 8. 15 lit. c der Jur.Norm keine Stütze findet; weil 
nach der für jetzt allein maßgebenden Darſtellung des Klage⸗ 
rechtes allerdings ein offenbar unzuſtändiges Gericht ange⸗ 
rufen wurde, ſomit der erſtrichterliche Zurückweiſungsbeſcheid 
nach 8. 1 des kaiſ. Patentes vom 20. November 1852 ges 
rechtfertigt tft. 
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Mr. 410. 
Der untertegenen Trocefipartet Ranu pendente appellatione die 
proviforifde Beſeitigung des Kinderniſſes, mittelſt deſen dieſeſde 
die Ausũbung des dem Gegner nubdedingt querhannten Kechtes ver- 
wehrt, unter Androfung einer Geſdſtrafe aufgetragen werden (8. 259 
a 6 


Entſcheidung vom 22. Detober 1891, 8. 12.488. (Wiederherſtellung des durch 

die Entſcheidung bes E. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 4. Auguft 1891, 

83. 18.191, abgeimberten Beſcheides bes k. k. Bezirksgerichtes Preftic vom 
80. April 1891, 8. 8254.) 

Ueber Gejud) des Ausgedingers A., melder dte Anerken⸗ 
nung ſeines Rechtes auf Veniigung des Ausgedingbodens 
gegen den B. erfiegt Dat, wurde vom Geridite erfter Inſtanz 
dem B. im Vege der Execution zur Sicherſtellung aufge⸗ 
tragen, binnen 8 Tagen, bei Strafe, die Hinderniſſe zu be⸗ 
ſeitigen, welche dem A. das Betreten des Ausgedingbodens 
verwehren. | 

Dem hiegegen von B. ergriffenen Recurſe ftattgebend, 
bat das Oberlandesgericht im Abänderung des erſtrichterlichen 
Beſcheides das Gejud) des A. abgemtejen, weil die Execution 
zur Sicherſtellung nur den Zweck bat, daß die Partei in 
ihrem Anſpruche nicht verkürzt merde, ehe das ihr giinftige 
Urtheil in Rechtskraft erwächſt, daß ſie ſomit für die Er⸗ 
füllung ihres Anſpruches eine Garantie erhalte. Das Geſuch 
des Exequenten beinhaltet bereits die Erfüllung ip An- 
ſpruches, keinesfalls aber bloße Sicherſtellung desjeiben, das 
her dasſelbe abzuweiſen war. 

Der oberſte Gerichtshof fand über Reviſionsrecurs des 
A., unter Abânderung der oberlandesgerichtlichen Entſchei⸗ 
dung, den erſtrichterlichen Beſcheid in der Erwägung wieder 
herzuſtellen, daß der 8. DO des Hofdecretes vom 24. October 
1845, 3. G. S. Nr. 906, mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
des 8. 1 mobl nur ben Fall normirt, wenn im Buge der 
Appellation gegen ein unbedingt zur Zahlung verurtheilendes 
Erfenntnik der Kläger einer Sicherſtellung bedarf; allein, 
da tm Summarverfahren nad 8. 2 Recbtaiiteitigteiten aud) 
über andere Gegenftânde als iiber beſtimmte Geldſummen 
ausgetragen werden können, fo findet nad 8. 7 dieſes Hof⸗ 
decretes die Vorſchrift des 8. 259 a. G. dO. in allen jenen 
Fällen Anwendung, welche feine beſtimmten Gelbjummen 
zum Gegenſtande haben. Durch 8. 55 Summ. Pat. und 
die Quftigminifterialverorônung vom 18. Juli 1869, R. G. 
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Bl. Nr. 130, ift nur die Crecution zur Sicherſtellung 
wegen einer Gelbforderung normirt, beren der 3. 259 a. G. O. 
mit den Worten „Sicherſtellung und Bededung” erwähnt. 
Allein, ebenjo wie eine Geldforderung können andere Streit⸗ 
gegenftinbe einer gerichtlichen Vorkehrung zum Vortheile des 
in erſter Inſtanz ſiegreichen Klägers bedürfen. Dies trifft 
im vorliegenden Falle ein; denn der Ausgedinger A. erſiegte 
im vorliegenden Falle in erſter Inſtanz die Anerkennung 
ſeines Rechtes auf die Benützung des in ſeiner Klage näher 
bezeichneten Bodens, erſiegte den Schutz desſelben gegenüber 
dem Geklagten B. durch den Auftrag auf Wegräumung der 
dieſer Benützung entgegenſtehenden ue Da ſchon 
nad Inhalt der Klage die Behinderung der Ansitbung des 
bem Kläger quertannten Rechtes mit offenbarem Nachthetle 
für ihn verbunden mar, jo fonnte nad) 8. 259 a. G. O. der 

erichtliche Auftrag tvegen proviforiider Beſeitigung dieſes 

inderniſſes erlaſſen und demſelben die Androhung von 
Geldſtrafen beigefügt werden, weil das Gericht auch ohne 
Antrag einer Partet berechtigt iſt, jene Zwangsmaßregeln an⸗ 
zudrohen, mit denen es ſeine Verfügungen durchzuführen 
erachtet. 

Nr. 411. 
Sur Frage, wie im Fale der Relicitation einer Fealität, die als 
Vorzugspoſt angemeldete Realübertragungsgebühr des erſten Erſtehers 
Bet der Vertheilnug und Zuweiſung des Melicitationsertófes qn Se- 
Gandein fet? (88. 6, 72 Geo. 6.) 
Entſcheidung vom 27. Detober 1891, B. 12.702. (Mbinderung der Erledigung 
bes TF. 7. Oberlandesgerichtes Wien 25. Auguſt 1891, 9. 11.195, Veftátigung 
des Beſcheides des k. k. a) Eferbing vom 13 Juli 1891, 
. 2989. 


Das Bezirksgericht Eferding bat bei Vertheilung bes 
Meticitationserivjes eine Bauerngutes die vom Steueramte 
angemeldete Mealibectragungagebhhe des erften Erſtehers 
poa ff. DO tr. als Vorzugspoſt aus dem Erldſe zuge⸗ 
wieſen. 

Ueber Recurs eines Pfandgläubigers hat das Ober⸗ 
landesgericht Wien den erſtrichterlichen Beſcheid in dieſem 
Punkte abgeändert und den angemeldeten Gebührenbetrag 
per 556 fl. 50 fr. aus den Vorzugspoſten ausgeſchieden, tueil 
den Geridten die Entſcheidung darüber guftebt, ob eine vom 
Gteueramte noe. de3 Aerars angemeldete Gebühr bei der 
Bertheilung des im Executionswege ergtelten Erlöſes einer 
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Realitãt überhaupt und indbejondere als mit dem Borredite 
verjeben gu berückſichtigen ift; eine Uebertragungsgebühr nur 
für eine wirklich ecfolgte Cigenthumsiibertragung das gefeg- 
liche Pfandrecht in Auſpruch nehmen lann; eine wirkliche 
Uebertragung des Eigenthums der relicitirten Menlttãt auf 
den erſten Erſteher nicht erfolgt iſt, weil demſelben wegen 
Nichteinhaltung der Licitationsbedingniſſe die zur Erwerbung 
des Eigenthums der erſtandenen Realität nad 8. 431 a. b. G. B. 
und 8. 339 a. G. O. erforderliche Einantwortung nicht er⸗ 
theilt werden konnte; das Licitationsprotokoll nur den Titel 
ur Erwerbung der erſtandenen Realität gewährte, der nach 
E 425 a. b. O. 8. nod fein Gigenthum gibt; daher die 
angemelbete Gebühr au3 ben Boraugêpoften aubzuſcheiben war. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem Reviſionsrecurſe der 
Finanzprocuratur noe. des Aerars Folge gegeben und unter 
Abänderung der oberlandesgerichtlichen Entideidung bem erſt⸗ 
richterlichen Veſcheid wiederhergeſtellt, weil über die Frage, 
ob eine Gebühr qu entrichten ſei oder nicht nad 8. 6 Geb. G. 
ein gerichtliches Verfahren nicht platzgreift, darüber vielmehr 
nur die Verwaltungsbehörden zu entſcheiden berufen ſind; 
weil der Zahlungsauftrag, womit die Gebühr für die Er- 
ſtehung der Liegenſchaft durch den früheren Erſteher bemeſſen 
wurde, in Rechtskraft erwachſen iſt; die Gebühr gemäß 8. 72 
Geb. G. auf der Sache ſelbſt haftet; die Verpflichtung zu 
deren Entrichtung durch die nachgefolgte Relicitation, inſo⸗ 
lange die Abſchreibung der bemejienen Gebiibr ton Der qu: 
ftândigen Verwaltungsbehörde nicht verfügt worden ift, Teimess 
megê alterirt tvird; weil überdies gegen die Liquidität derfelben 
und gegem das dafir in Anſpruch genommene Vorzugsrecht 
bei der Meiftbotavertheilung3tagfabrt von keiner Seite eine 
Einwendung erhoben wurde. 


Rr. 412. 
Auf Atagen, merge einen gegen das Aerar gerichteten Sbadenerfas- 
anſpruch aus dem Waditverfálinife cines Regals um Gegenfante 
fasen, iſt das durch das Gefet vom 16. Mosember 1858, ME. 6. EL. 
Mr. 213, normirte Bean ectatess nicht anwendõar (48. 14 db; 15€ 
«Ms 1 DB B.). 
Entſcheidung vom 4 Movember 1891, B. 12.359*). (Meititigung ber Er: 
ledigung bes k. k. IDberlandesgeridtes LSemberg vom 11. Auguſt 1891, 
+) . . 
8. 18.550 Ceni, dyerſegezichniche Entſcheidung vom 21. October 1891, 
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B. 18.861, womit der Beſcheid des k. k. Landesgerichtes Czernowitz vom 
80. Juni 1891, 8. 10.277, abgeândert wurde.) 

Das Landesgericht Czernowitz hat in der Rechtsſache des 
A. gegen das Aerar peto. Bablung von 1084 fl. 40 kr., 
der Qncompetengeiniwendung des Geklagten ftattgebend*), die 
Mlage abs und au das competente Bezirtôgeridt gewieſen, 
meil im der Klage der Anſpruch auf Bablang eines Schaden⸗ 
erſatzes im Betrage von 1034 ff. 40 fr. aus einem BVeſtand⸗ 
vertrage erhoben wird, im Grunde deſſen der Kläger vom 
Aerar die pachtweiſe Benützung einer Weg⸗ und Brückenmauth 
für die Beit vom À. Jänner big Ende December 1886 um 
den Pachtſchilling von 5172 fl. übernommen Dat; meil 8. 1 
der kaiſ. Verordnung vom 16. November 1868, R. G. BL. 
Nr. 213, beftimmt, daß alle Gtreitigteiten aus Beſtandver⸗ 
trágen, obne Inter jebieh der Perjon, ausſchließlich vor die 
Competenz des Bezirksgerichtes, in deſſen Bezirke der Beſtand⸗ 
gegenftand Tiegt, gebiren, und mad) 8. 12 diejer Verordnung 
andererſeits alle Ctreitigteiten aus Beftandvertrágen ſum⸗ 
mariſch qu verhandeln find, daher aud im vorliegenden Falle 
bas Bezirksgericht rei sitae competent erſcheint; weil die ges 
nannte faif. Verordnung durch kein ſpäteres Geſetz cine Ein⸗ 
ſchraͤnkung erfahren hat; weil die im 8. 1 erfolgte Hervor⸗ 
hebung von unbeweglichen oder geſetzlich für unbeweglich 
erklärten Sachen nicht die Annahme rechtfertigt, daß nur 
Gtreitigleiten aus Beſtandverträgen fiber unbewegliche Sachen 
die caujale Jurisdiction und die Competenz des Bezirks⸗ 
gerichtes rei sitae begritnben, weil dieſe Hervorhebung Teine 
taxative Aufzählung enthält, vielmehr nur des Nachdruckes 
wegen erfolgte, da vordem die Streitigkeiten aus Beſtand⸗ 
vertrágen über unbewegliche Sachen zumeiſt vor die Competenz 
der Gerichtshöfe gehörten; endlich weil die ratio legis gegen 
die Annahme ſpricht, als cb nur die im 8. 1 beſonders ge⸗ 
nannten Gegenſtände im Beſtandverfahren der Competenz 
des Bezirksgerichtes rei sitae zugewieſen worden wären, da 
die Urſache zur Erlafſung der genannten Verordnung in der 
erwünſchten (dleunigen Rechtshilfe in Beſtandſachen gelegen 

*) Das Dberlandesgeridt Lemberg hatte fruher ſchon bie Deim Ge- 
richtshofe eingebrachte unb von biejem aufrecht erledigte Rage tnfolge 
RecurjeS bes ten von Amtawegen ob offenbarer Sncompetena zurück⸗ 
zuweiſen befunden, welche Zurückweiſung aber ſeitens des oberſten Gerichts⸗ 
hofes mit Entj eibung vom 7. Mat 1890, 8. 4895, behoben wurde, „da es 


bem belangten Aerar qu überlaſſen war, die Cintvenbung des nicht gehörigen 
Gerichtsſtandes vorzubringen“. 
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mar, und es daher unlogiſch wäre, die minber ſchwierigen 
Beſtandſtreitigkeiten über bewegliche Sachen von der Compe⸗ 
ten; des Bezirksgerichtes rei sitae auszuſchließen, während 
die ſchwierigen Gtreitigteiten bezüglich der unbeweglichen Gegen- 
ſtände dahin gehören. 
Das Oberlandesgericht hat dem Recurſe des A. ſtatt⸗ 
gegehen und in Abânderung des erſtrichterlichen Beſcheides 
ie Incompetenzeinwendung des Geklagten zurückgewieſen aus 
folgenden Gründen: Die Unzuſtändigkeit des Landesgerichtes 
wird damit begründet, daß zufolge S. 1: faif. Verordnung 
vom 16. November 1858 alle Streitigkeiten aus den Beſtand⸗ 
bertrágen zur Competenz der Bezirksgerichte gehören. Dieje 
Anſchauung iſt jedoch mit Rückſicht auf den Inhalt des be⸗ 
jogenen 8. 1 feine riditige. Darnach gehören nur die Gtreitigs 
eiten aus Bejtandvertrágen bezüglich der unbeweglichen und 
geſetzlich für unbeweglich erklärten Sachen, ohne Unterſchied 
der Perſon, zur Competenz der Bezirksgerichte, und nachdem 
der Klage ein Pachtvertrag über einen Meg und Brücken⸗ 
mautbertrag qu Grunde liegt, mit dem im Mede ftehenden 
Mertrage blog ein Recht des Aerars verpachtet wurde, Rechte 
aber nad) 8. 298 a. b. G. B. den beweglichen Sachen bei⸗ 
gezählt werden und keine geſetzliche Beſtimmung beſteht, welche 
Miethrechte als eine unbewegliche Sache erklaͤren tuitrde, jo 
ſtellt ſich dieſer Incompetenzgrund als nicht begründet dar. 
Ein weiterer Incompetenzgrund ſoll darin beſtehen, daß zu⸗ 
folge 8. 15 lit. c des kaiſ. Pat. vom 20. November 1852, 
R. G. BI. Rr. 251, die Gtreitigteiten zwiſchen Miethern und 
Vermiethern aus Miethverhältniſſen ilber bewegliche Sader 
den ſtädt.⸗del. Bezirksgerichten zugewieſen wurden. Die Be 
ſtimmungen des 8. 15 ſind aber im Zuſammenhange mit 
den Beſtimmungen des 8. 14 des bezogenen Patentes anf⸗ 
ufaſſen. Nach 8. 14 lit. b gehören die Klagen gegen den 
—* zur Competenz der Gerichtshöfe erſter Inſtanz; nur 
jene Klagen ſind dieſer Beſtimmung entzogen, welche einem 
beſonderen Gerichtsſtande, einem Cauſalgerichte oder der Real⸗ 
inſtanz angehören. Alle dieſe Ausnahmen treffen beim 8. 15 
lit. c nicht zu und entbehrt auch dieſer Incompetenzgrund 
jeder geſetzlichen Begründung. Daher mußte der qr 
Beſcheid, nachdem die Competeng des Landesgerichtes auf den 
Beitimmungen der 88. 14 lit. b und 48 9. X. beruht, abs 
geändert und die erbobene Einwendung der Unzuſtändigkeit 
— des Gerichtsſtandes zurückgewieſen werden. 
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Der oberſte Gerichtshof hat dem Reviſionsrecurſe bes 
geklagten Aerars Teine Folge qu geben und die angefoditene 
oberlandesgerichtliche Entſcheidung aus deren geſetzmäßigen 
Grunden und in der weiteren gung qu beſtätigen be⸗ 
funden, als es ſich vorliegend um einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus dem Pachtverhaͤltniſſe eines Regals handelt, 
daß demnach ein beſonderer Gerichtsſtand, eine Cauſal⸗ oder 
MReclrônitana midi begriindet erſcheint, weshalb der aligemeine 
pen” erichtsſtand des Fiscus aufrecht erbalten wer⸗ 

en muß. 


Rr. 413. 
Einem mit Tantiemeanfprud) Zedienſteten ſteht das Zecht iu, Med- 
nungsleguua, veziehungsweiſe dte Vortage einer Bilanz qu veriangen 
(88. 1187, 1193, 1197, 1199, 1900 a. 6. 6. DB.) Dte ZRormulirung 
Des nrfpringiid auf Mequungslegung gerichteten Alagedegegrens auf 
TVoriage ciner Viſanz Segrândet Reino mutatio libelli. 
Entſcheidung vom 17. November 1891, 9. 10.961. (Beſtaͤtigung des Urtheiles 
“bes FP. E. Oberlandesgerichtes Semberg vom 26. Mai 1891, 8. 5512, Ab⸗ 
dinberung bes Urtheiles bes k. ?. Sandes: als Handelsgerichtes Czernowitz 
bom 24. Jänner 1891, 9. 505.) 


Rláger A. bat laut Vertrages vom 1. Juli 1881 die 
felbftitândige Leitung bes gegneriſchen Müuhlenetabliſſements 
gegen einen Jahresgehalt von 5000 fl. und eine 10 perc. 
Tantieme von dem Nettoertrágnifie eines jeden Sabres über⸗ 
nommen und iſt genöthigt geweſen, als Director Mitte Des 
cember 1884 auszutreten. 

Das zuerſt auf Rechnungslegung über die in der Zeit 
vom 1. Juli 1884 big 1. Juli 1 in ber gegneriſchen 
Dampfmühle vorgefommenen Geſchäfte, Cinnabmen und Aus⸗ 
gaben geriditete und in der Replik auf Vorlage einer ordnungs⸗ 
mäßig ausgefertigten Bilanz úber das Ergebnif bes Beirtebes 
fiir die Beit vom 1. Juli 1884 big dabin 1885 prácifirte 
Klagebegehren wurde von der erjten Inſtanz abgemiejen. — 
Griinde: Mir die Bencvibeilung der Natur und des Umfanges 
"der Rechte, melde dem Kläger der gellagten irma gegenüber 
ermadien find, bietet zunächſt der Vertrag felbft die rechtliche 
Grundlage, deſſen Beſtimmungen keinen Zweifel darüber auf⸗ 
fommen laſſen, daß Kläger infolge des gedachten Vertrages 
in ein Lohnverhältniß zur gegneriſchen Firma getreten iſt, 
welches ihm nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetz⸗ 
Bbuches über den Lohnvertrag das Recht auf die geforderte 
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Rechnungslegung nicht gemábrt, mágrend das Uebereintommem 
in Betreif der 10 perc. Tantieme zur Ergänzung des fizen 
Jahresgehaltes des Klägers nicht ertennen läßt, da die 
Parteien durch ben [usem Bertrag die Begriindung eines 
Gefelidaftêverhalinties intendict haben. Denn das Gejels 
ſchaftsverhältniß fept eine Gemeinſchaft des Vermögens vor: 
aus, welche ſich in der Verwaltung für gemeinſchaftliche Red: 
nung kundgibt; daß die Contrahenten ein ſolches Verhältniß 
dor Angen hatten, hat Kläger ſelbſt nicht behauptet und läßt 
ſich aus den Beſtimmungen dez in der Klage bezogenen Ber: 
trages nicht entnehmen. In der rechtlichen Stellung des 
Klägers zu der Belangten kann die eines Geſellſchafters nicht 
erkaunt werden und beim Wegfall dieſer Vorausſetzung mußte 
ihm auch das Recht abgeſprochen werden, von der Gegenſeite 
die Rechnungslegung zu verlangen. 

Das Oberlandesgericht hat mit Abanderung bed erſt⸗ 
richterlichen Urtheiles dem im der Replik prüciſirten Klage⸗ 
begehren ſtattgegeben. — Gründe: Entſcheidend iſt im dieſem 
Rechtsſtreite lediglich die Art der Loſung der unter dem 
Proceßgegnern ſtrittigen Frage, ob einem mit Tantieme⸗ 
anſpruch Bedienſteten das Recht zuſtehe, Rechnungslegung zu 
verlangen. Es ſteht feſt, daß Kläger vertragsmäßig auf einen 
1Operc. Nettogewinnſtantheil Anſpruch hatte, und ſobald dem 
Kläger ein materielles Recht zuſteht, ſo muß dasſelbe in irgend 
einer Form verwirklicht werden können. Die ſubjective Mig: 
lichkeit der Durchſetzung dieſes Rechtes gehört mit zum Be⸗ 
ſtande desſelben, widrigenfalls, wenn dem Tantiemeberechtigten 
die Möglichkeit der Formalifirung ſeines Anſpruches benommen 
wird, ein giltiger RBertrag ebenjo menig vorläge, als dies nad) 
8. 878 a. b. O. B. bei einer ftipulivten unmoͤglichen Leiftung 
der Fall ift, und doch nicht bebanptet werden fam, die 
Gontrabenten bei Abſchluß des Bier entſcheidenden Dienſt⸗ 
vertrages in Betreff der Tantieme eine ungiltige oder doch 
eine Beſtimmung haben aufnehmen wollen, deren Wirkſaueit 
lediglich von der Willkür einer der Vertragsparteien abhânge. 
Dieſes unbedingte Poſtulat der ſubjectiven Realiſirbarkeit eines 
aufrecht beſtandenen materiellen Rechtes kommt auch tn den 
beſtehenden Geſetzen überall dort zum o va wo zwei 
ober mebrere Perſonen an einer Gemeinſchaft von zeitlich fic) 
verânbernden Vermögenswerthen theilnebmen, indem jedem 
der Theilhaber das Recht zuſteht, ſei es durch ihm zu legende 

— Rechnüng, ſei es durch Einſicht der Geſchaftsbücher oder endlich 
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durch Mittheilung der Bilana, e Ar ur Ermittiung 
der ihm aus der Gemeinidaft rejultitenden Rechte auf den 
Gauptitamm oder den Nutzen qu gewinnen. Es genigt Bier, 
auf die Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches über die ders 
ſchiedenen Geſellſchaften (Avt. 105, 160, 185, 224, 253, 270), 
auf dos 16. und 27. Hauptſtück (88. 830, 837, 11981200 a. b. 
G. B.), auf die Bejtimmung des Genoſſenſchaftsgeſetzes u. ſ. to. 
binguweifen. Hienach muß aljo auch dem Tanttemebereditigten 
das Recht zuſtehen, qu verlangen, daß ibm Rechnung gelegt, 
beziehungsweiſe eine Milan mitgetheilt werde, um hiedurch 
zur Kenntniß der Höhe des Reingewinnes zu gelangen und 
die hienach ziffermäßig beſtimmte Tantieme im Weigerungs⸗ 
falle im Wege Rechtens geltend machen zu können. Es ae 
aber auch unterſucht merben, ob das Tantiemeveripreden ſich 
nicht anf ein concretes Rechtsinſtitut zurückführen INBt. Die 
Gtreittheile find darüber einig, daß das Verhältniß zwiſchen 
dem Klaͤger und der Geklagten ein Dienſtverhältiniß war, 
ſowie darüber einig, daß über dieſes Verhältniß, da in Be— 
treff der Entlohnung von Handlungsfunctionären das Handels⸗ 
geſetzbuch keine Beſtimmungen enthält, das allg. bürg. Geſetz⸗ 
buch zur Anwendung zu kommen habe. Es erübrigt daher, 
au prüfen, wie die contractliche Zuſage von 10p6t. Tantieme 
an den Kläger aufzufaſſen ſei. Das allg. bürg. Geſetzbuch 
enthält hierüber keine Beſtimmung. Es müſſen daber der 
Natur dieſer Vertragsfſtipulation entſprechende analoge Rechts⸗ 
inſtitute qu Hilſe genommen werden. Ein ſolches findet ſich 
in den 88. 1187, 1193 und 1197 a. b. G. B., wonach es 
vermögensrechtliche Geſellſchaften gibt, bei denen einige der 
Mitglieder blos Arbeiten leiſten, ohne mit einer Vermoͤgens⸗ 
einlage an der Gemeinſchaft betheiligt zu ſein und hiefür 
unter Anderem auch nach Mafgabe des durch ihre Arbeit 
verſchafften Nutzens an dem letzteren participiren, beziehungs⸗ 
weiſe für ihre Arbeiten entlohnt werden, während ſie im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle ihre Bemühungen einbüßen. Die Stellung 
des Klägers bezüglich der ihm zugeſicherten Tantieme iſt die 
nämliche, wie jene eines Geſellſchafters, welcher blos Arbeiten 
leiſtet, es mußte daher ihm ebenſo wie jenem das Recht zu⸗ 
ſtehen, Rechnung (8. 1199 a. b. G. B.) oder doch wenigſtens 
die Vorlage der Bilanz (8. 1200 a. b. G. B.) qu verlangen. 
Es erübrigt ſchließlich nur noch zu bemerken, daß in dem 
replicando formulirten Begehren eine mutatio libelli nicht 
erblickt werden kann, indem die Mittheilung einer aus den 
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Geſchäftsbüchern ordnungsmäßig gezogenen Bilanz wohl un⸗ 
zweifelhaft ein Minus an Leiſtung iſt, als die Legung einer 
gehörig belegten genauen Rechnung über ſämmtliche im Laufe 
des Jahres vorgekommenen Geſchäfte und hiemit verbundenen 
Einnahmen und Auslagen, wie ſolche in der Klage begehrt 
wurde, und eine vom Geſetze geſtattete Einſchränkung des 
Klagebegehrens bildet. 

Der oberſte Gerichtshof hat das oberlandesgerichtliche 
Urtheil aus deſſen in der Actenlage und in den berufenen 
en Beſtimmungen volltommen gerecdtfertigten Gründen 
eſtätigt. 


Nr. 414. 
Aeiſtdotsvertheilnug: Der Veſtand des für cine Nachlaßgeßahr, metde 
fãr eine Wermbgensiibertragung vox Jodeswegen qu entrichten EM, tu 
Anuſpruch genommenen geſetzlichen Pfandredtes unteritegt der ridpter- 
figen Benrifeiluna, und Ranu derſelbe vom Fichter nicht anerâamnt 
merden, wenn dte unbewegliche Sade nod vor der Ginantworiug des 
Aachlaſſes durch das Geridt verânfert wurde (8.5 der Raif. Ferord- 
nung vom 19. März 1853, R. 6. BL. Mr. 53). 
Entideibung vom 1. December 1891, 8. 14.952. (Abânberung des Beſcheides 
des E. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 10. September 1891, 2. 21.570, 
Wiederherſtellung des Beſcheides bes E. E. ftábt.-bel. Begirtêgeridites Mirtg- 
gra vom 34. Juni 1891, 3. 8888.) 

Der überſchuldete Nachlaß der X. wurde am 7. Mat 1888 
threm Gatten B. gegen Bezablung der Pafjiven eingeants 
wortet, die Cinantwortungêuriunde aber nicht hinausgegeben, 
tueil B. die vorgeſchriebene Uebertragungsgebithr per 37 HA. 
2b tr. nicht Se; bit.bat. Am 30. April 1891 murde die zum 
Nachlaſſe der X. gehörige Realität megen einer anderen Forde⸗ 
tung executiv verfteigert und die erite Inftanz bat im Meiſt⸗ 
botsvertheilungsbeſcheide die oberwähnte in der privilegirten 
Rangordnung liquidirte Uebertragungagebiibr per 37 fl. 25 tr. 
dem fte geltend machenden Gebilbrenárar nicht zugeſprochen, 
meil die fraglide Liegenſchaft im Grecutionôivege verkauft 
wurde, bevor die Einantwortungsurkunde dem B. hinaus⸗ 
gegeben worden ift, fomit bebor bdiejer das Eigenthumsrecht 
erlangt Datte. 

as fberlandesgeridt bat dem Recurſe der Finanz⸗ 
procuratur Folge gegeben und mit Abânderung des erſtrichter⸗ 
lichen Beſcheides dem Gebührenärar die vorerwähnte Radylaf- 
übertragungsgebühr in privilegirter Rangordnung aus dem 
Kaufſchillinge zur Zahlung zugewieſen, weil gemäß 8. 72 des 
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Gebiibrengejetes die Gebiihr von Bermigensibertragungen 
auf der Cade haftet, melde den Gegenftand der Uebertragung 
auêmadt und allen aus Privatreditatiteln entipringenden 
Forderungen vergeht Die dagegen vom Gläubiger C. vor⸗ 
gebrachte Einwendung, daß die Gebühr überhaupt nicht zu 
zahlen iſt, weil die Realität vor Uebertragung des Eigen⸗ 
thumes an B. executiv verkauft wurde, kann bei der Zu⸗ 
weiſung nicht berückſichtigt werden, weil die diesfällige Ent⸗ 
er nidt dem Gerichte, jondern den Finanzbehörden 
zuſteht. 

Der oberſte a bat iiber Reviſionsbeſchwerde des 
6. den erſtrichterlichen cheid mieberhergeitelt, und zwar 
aus folgenden Erwägungen: Der filr eine erecutiv vers 
äußerte Liegenſchaft, welche Gegenftand des öffentlichen Buches 
iſt, erzielte Meiſtbot iſt unter die darauf vorgemerkten Pfand⸗ 
gläubiger nach der unter ihnen beſtehenden Rangordnung zu 
vertheilen. Der die Vertheilung des Meiſtbotes vornehmende 
Richter iſt berufen, den Beſtand des Pfandrechtes, kraft deſſen 
eim Anſpruch auf den Meiſtbot erhoben wird, qu prüfen. 
Aus dieſem Grunde unterliegt der richterlichen Beurtheilung 
auch der Beſtand des für eine Gebühr, welche für cine Ver⸗ 
mögensübertragung von Todeswegen zu entrichten iſt, in 
—2 genommenen geſetzlichen Pfandrechtes. Die frag⸗ 
lide Realität wurde noch dor erfolgter Einantwortung durch 
das Gericht, und zwar executiv veräußert, daher von dem 
Nachfolger der Erblaſſerin X. nicht erworben; nad) 8. 5 der 
kaiſ. Verordnung vom 19. März 1853, R. G. BL Rr. 53, 
hat die Cinhebung der eintretenden Gebühr qu unterbleiben, 
wenn eine von Todeswegen an Semanden gelangte unberveg= 
lide Cade nod) vor der gerichtlichen Cinantiwortung des 
Nachlafſſes durch das Gericht veräußert wird; daraus folgt, 
daß, wenn die Einhebung der Nachlaßgebühr in einem ſolchen 
Falle zu unterbleiben hat, auch nicht das A fe Pfand⸗ 
recht auf die als Nachlaßgut veräußerte Liegen dal in An⸗ 
ſpruch genommen und von dem Nidhter befien eſtand an⸗ 
erkannt werden kann. | 


O a 
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Pr. 415. 
Bufagen, welche der Berſicherungswerder in dem feinerfetts unter- 
fertigten Berſichernugsantrage, beziehungsweiſe einem Anfange ju 
demſelden gemacht hat, erlaugen nur durch deren Aunahme in der 
dem Verſfſicherungswerber Hinausgegebenen Polizze verpflichtende 
Birênas (8. 861 a. 6. 6. 5.) 
Entſcheidung vom 2. December 1891, 8. 11:991. (MBeftátigung bes mit dem 
Urtheile des ?. k. Dberlanbesgeridites Prag vom 9. Juli 1891, 9. 16.018, 
abgeânderten Urtheiles des k. k. Bezirksgerichtes für die Alt⸗ und Jeſeph⸗ 
ſtadt in Prag vom 19. April 1891, 8. 9177.) 

Die Generalagentidaft ciner Lebensverſicherungsgeſellſchaft 
belangt den MA. wegen Sablung eines Prâmienbetrages per 
104 Mart von jeimer Sebensveriiderung per 5000 Mart 
ſ. N. G., vorbringend, daß der Geklagte bei ber klägeriſchen 
Geſellſchaft ſein Leben für den —*8 eventuell bis nach 
abgelaufenen 25 Jahren auf 5000 Mark verſichert und ſich 
gemäß des von ihm eigenhändig unterſchriebenen Anhanges 
um Lebensverſicherungsantrage vom 11. December 1889 mit 

er Prämie, melde bei balbjábriger Bablung 104 Mart be: 

trägt, einverſtanden erklärt, ſowie verpfliditet Dat, falls fein 
Antrag feiten? der Geſellſchaft innerhalb 2 Monaten am 
genommnen wird, die Polizze fofort nach erhaltener Rot; 
urch Bablung der obgedadten Prämie einzulöſen, ſowie die 
ferneren Prämienraten rechtzeitig qu entrichten. Geklagter 
hat auch nach Annahme ſeines Antrages die Polizze vom 
27. December 1889 durch Zahlung der erſten Prâmientate 
eingelöſt, weigert ſich jedoch, die zweite Prämienrate per 
104 Mart zu zahlen. Dem gegeniiber behauptet der Ge: 
Hagte, daß die Polizze allein maßgebend ift, nicht Der ob 
bezeichnete Anhang, denn die Abſicht der Parteien ging auf 
Abſchluß eines ſchriftlichen Vertrages hin; dieſe Polizze ent⸗ 
hält aber nicht die Beſtimmung, daß der Verſicherte den 
Vertrag einhalten müſſe. Laut ben auf der Polizze auf⸗ 
gezeichneten Bedingungen iſt feſtgeſetzt, daß die Polizze null 
und nichtig wird, wenn irgend eine der Prämien nicht ſpä⸗ 
teſtens am 30. Tage nach Fälligkeit vollſtändig bezahlt iſt, 
und daß in dieſem Falle die gezahlten Prämien unbedingtes 
Eigenthum der Geſellſchaft bleiben und dieſe weder zur 
Zahlung der Verſicherungsſumme, noch eines Theiles der: 
ſelben verpflichtet ſein ſoll. 

Die erſte Inſtanz hat das Klagebegehren abgewieſen, 


weil, wenn auch erwieſen iſt, daß Geklagter dem Anhang zu 
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dem Lebensverſicherungsantrage unterfertigte, ſo bilden doch 
die allgemeinen Beſtimmungen der Polizze einen Beſtandtheil 
des Verſicherungsantrages. Nun iſt dieſer durch Nichtzahlung 
der zweiten Rate erloſchen und der erwähnte Anhang iſt blos 
ein einſeitiges Verſprechen, welches in der Polizze nicht an⸗ 
genommen worden iſt. 

Die zweite Inſtanz hat nach dem Klagebegehren erkannt, 
denn durch den rechtsverbindlichen Anhang zum Lebensver⸗ 
ſicherungsantrage iſt erwieſen, daß ſich der Geklagte ver⸗ 
pflichtet hat, die Prämienraten zu zahlen. Daß die in dem 
Anhauge bezeichnete Verpflichtung eine neben den Verpflich⸗ 
tungen, die die Polizze anführt, beſtehende iſt, nt au3 bem 
. des Anhanges klar, da dieſer Anhang eine Urkunde 
darüber iſt, welche Pflichten der Geklagte übernimmt, wenn 
ſein Verſicherungsantrag angenommen wird, alſo neben den 
in der Polizze ſtipulirten Rechten und Pflichten. Dieſes 
konnte und mußte dem Geklagten aus dem Inhalte bes An⸗ 
hanges klar werden, weshalb er auch zur Einhaltung der 
übernommenen Verpflichtung, bas iſt zur Zahlung der ein⸗ 
geklagten Prämienrate, verhalten werden muß. 

Der oberſte Gerichtshof hat das erſtrichterliche Urtheil 
aus folgenden Gründen wieder hergeſtellt: Die Urkunde 
über den Anhang zum Verſicherungsantrage war ihrem 
Zwecke nad) nur eine Vorbereitungshandlung behufs Ab⸗ 
ſchluſſes des Verſicherungsvertrages. Erſt nad Zahlung der 
halbjährigen Prämie und Uebergabe der Polizze an den 
Geklagten fam gemäß Wortlautes der Polizze der Bers 
ſicherungsvertrag zu Stande. Wäre er in dieſer Weiſe nicht 
zu Stande gefominen, jo bútte gemif der erwähnte Anhang 
auch feine Mebeutung zur Gänze verloren und hätte Die 
Forderung auf eine o alnrs nicht entſtehen können. 
Gemáf der Polizze iſt aber dieſelbe nichtig (alſo rückſichtlich 
beider Theile), wenn irgend eine der Prämien, alſo auch 
ſchon die zweite Prämie nicht gezahlt wird. Es würde alſo 
dem Rechte und der Billigkeit nicht entfprechen, den Ge⸗ 
klagten, der ſchon die erſte Prämie verloren bat, qu ver⸗ 
halten, eine weitere Prämie zu gablen, obgleich er infolge 
abſichtlicher Nichtzahlung der zweiten Prämie und Einver⸗ 
ſtändniß des anderen Vertragstheiles nicht mehr verſichert iſt. 
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Mr. 416. 
Anzulſf ſſigßeit cines Aaupteides megen mangelfafter Sabſtantiiruug 
des Fidesthemas tn thatſachticher Feziehuug. 


Eutſcheidung vom 10. December 1891, 8. 12.452. (Abanderung bes Urtheiles 

des ?. k. Dberlandesgeridites Graz vom 16. Juli 1891, 8. 5656, Wieder⸗ 

herſtellung des Urtóeiles des E. E ftabt.-bel. Bezirksgerichtes Umgebung Gras 
vom 7. April 1891, 3. 8549.) 

Die Rláger A. und Conf. begebren dte Bezablung einer 
Darlebensforderung per 700 fl., welche die verftorbene D. 
gegen den Gellagten B. qu ſtellen gebabt bat. 

Die erfte Qnftanz bat dem Klagebegehren ftattgegeben. 
Gründe: Der Geklagte mendet ein, daß die eingellagte 
Forderung durch Zahlung erloſchen ſei und zum Veweiſe der 
erfolgten Zahlung trágt derſelbe dem Gegnern den negativen 
referiblen Haupteid auf. chdem nun die Zahlung, wie 
Geklagter ſelbſt angibt, vor ungefähr 11—13 Jahren ſtatt⸗ 
E a haben ſoll und nábere Daten hierüber nicht aus 
geführt merden, find die Sláger, deren Unkenntniß dieſes 
Umitandes vom Gellagten nicht widerſprochen wird, and) 
nicht in der Lage, ſich von der erfolgten Bablung Kenntniß 
au veridaffen und wären fomit in die Zwangslage verſetzt, 
den erwähnten Haupteid zurückzuſchieben. Im ——— 
falle würde aber obiger Eid ſich als über die Erlöſchung 
einer Schuld vom Schuldner ſelbſt abzulegender und daher 
unzuläſſiger Selbſteid darſtellen und kann daher aus dieſem 
Grunde auf denſelben nicht erkannt werden. Die behauptete 
Thatſache der erfolgten Zahlung ſteht ſomit beweislos da 
und mar daher dem Klagebegehren ſtattzugeben. 

Das Oberlandesgericht hat dem Klagebegehren bedingt 
ſtattgegeben und das Obſiegen der Kläger von der Ablegung, 
beziehungsweiſe Nichtablegung des den Klägern rückſchiebbat 
aufgetragenen Haupteides über den Umſtand abhängig ge⸗ 
macht, „daß Geklagter dem Ehegatten der D., Namens 
Mathias D., bet deſſen Lebzeiten dor eirca 11—13 Jahren 
den Betrag von 700 fl. guritdgezabit babe”. Griinde: Es 
ltegt kein gefeblider Grund vor, dem über die behauptete 
Bablung der Rlagaforderung qu Ganden bes —— 7 
Glaͤubigers den Klägern negativ und auf den Geklagten ritd- 
ſchiebbar auigetragemen Haupteid als unguláffia qu erklaäͤren 
und dem Gellagten das ibm einsig qu Gebote ftehende De 
weismittel qu entatehen. Die Klaͤger, welcher mit der vor: 
egenden Klage manifeftiten, bob ihnen der Beftand der 
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eingellagten Forderung belannt jei, mußten auch allen vom. 
Schuldner dagegen vorgubringenden Einwendungen gewär—⸗ 
tigen und liegt kein Grund vor, anzunehmen, daß die Kläger 
nicht ebenſo, wie dom Beftande,* auch von der Wahrheit oder 
PA der Zahlung derſelben Forderung ſich hútten 
Kenntniß verſchaffen können, im Gegentheile beſchränken ſie 
ſich lediglich darauf, zu negiren, daß ſie aus eigener Wahr⸗ 
nehmung von dieſer Zahlung Kenntniß haben, was aber auf 
ihrer Seite, welche als Erben des Gläubigers im eigenen 
Namen Proceß führen, nach 8. 207 a. G. O. und da ſie nur 
einen Glaubeneid zu ſchwören haben, zur Ablehnung dieſes 
Beweiſes nicht genügt. Es war daher der Streiterfolg von 
bem oben formulirten Eide abhângia Em machen. 

Der oberſte Gerichtshof hat in Stattgebung der kläge⸗ 
riſchen Reviſionsbeſchwerde das erſtrichterliche Urtheil wieder⸗ 
hergeſtellt. Gründe: Der vom Geklagten aufgetragene 
Haupteid muß deshalb für unſtatthaft erkannt werden, weil 
die das Beweisthema bildende Behauptung derſelben, daß 
Geklagter von dem Darlehensbetrage 700 fl. bei Lebzeiten 
des Mathias D. dor civca 11—13 Sabren guritdgezabit babe, 
der erforderlichen Subſtantiirung in thatſächlicher Beziehung 
entbehrt. In dieſer Allgemeinheit, in welcher die obige Be— 
— aufgeſtellt iſt, erſcheint dieſelbe nicht als die Vor⸗ 

hrung einer concreten Thatſache, wie ſolche ſich zu einer 
beſtimmten Zeit, an einem beſtimmten forte und auf eine be⸗ 
ftimemte Art ereignet haben ſoll. Der Inhalt der auf⸗ 
geſtellten Behauptung verkörpert nicht die an ir nur als ein 
Mechtsbegriff aufzufaſſende „Zurückzahlung“, bdiejelbe läßt fo= 
gar in der Seitangabe einen ganz unzuläſſigen Spielraum 
und enthält fait gar nichts Thatſächliches, was aber unbedingt 
nothwendig war, wenn die Kläger in die Möglichkeit verjebt 
fein foliten, fi von dem behaupteten Ereigniſſe überhaupt 
Kenntniß qu verſchaffen. Bei dem Abgange diejer Möglich— 
keit hätten die Kläger nicht die Wahl, den ilmen zugeſchobenen 
Eid entweder anzunehmen oder zurückzuſchieben, ſondern 
wären gezwungen, das letztere zu thun, wodurch jedoch dieſer 
Hanpteib qu einem unzuläſſigen Selbſteide des Bellagten 

rde. 
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Nr. 417. 
Dte Mereditigung des Vermitilers ur Znauſpruccnahme der ihm fixe 
den Jal des Geſchäftsab ſchluſſes zugeſtcherten Futſohnung iſt vou der 
fetnerfetts qu erweiſenden Thatſache des wirklichen Abſchlaſſes des 
Bertrages abhängig (8. 1156 4. 6. 6. M.). — És fiegt Kein Hinderniß 
vor, im GrRenntnife üder den Medtsfirett auf Zahßlung des Sonorars 
die Freitige Worfrage übder dás Zuſtandelommen des Ranfoertrages 
tn Feurtheilung qu nehmen (8. 12 a. O. O. B.). 
Entideidung vom 10. December 1891, 9. 12.673. (Beſtätigung des Urtheiles 
bom 2. Geptember 1891, 9. 7861, des ?. T. Dberlandesgeridtes Graz; Ab⸗ 
ânderung des lirtheiles vom 80. Juni 1891, B. 9129, des T. k. Bezirks⸗ 
gerichtes Marburg l. D. U.). 

Dem Klagebegehren des A. auf Zahlung des reſtlichen 
Honorars für die Vermittlung des Kaufvertrages zwiſchen 
dem Geklagten B. und dem Verkäufer G. in Anſehung eines 
Hauſes wurde von der erſten Inſtanz theils unbedingt, theils 
bedingt ſtattgegeben. Gründe: Der Geklagte erhebt gegen 
das Klagebegehren auch die Einwendung, daß der Kaufvertrag 
mit G. nicht zu Stande gekommen ſei, weil die Ehegattin 
des Geklagten, welche vertragsmäßig als Mitkäuferin bei⸗ 
zuziehen geweſen wäre, ſich mit dem Ankaufe des Hauſes 
nicht einverſtanden ertlúxte, und daß die aſſignirte Honorar⸗ 
ſumme nur unter der Vorausſetzung der perfecten Ab— 
ſchließung des Kaufvertrages zugeſichert worden ſei. Die Ge⸗ 
bühr für die Vermittlung eines Vertrages, welche vorliegend 
den Gegenſtand bes Streites bildet, bat begrifflich das Mo- 
ment der definitiven Abſchließung des Vertrages, welche den 
Anſpruch auf die Gebühr rechtlich begründet, zur Voraus⸗ 
ſetzung und find für die Beurtheilung des diesfälligen An- 
ſpruches die Beſtimmungen des 26. Hauptſtückes des allg. 
bürg. Geſetzbuches über den Lohnvertrag maßgebend. Aus 
den Ergebniſſen des Proceſſes geht nun hervor, daß der Kauf⸗ 
vertrag zwiſchen G. und bem Geklagten thatſächlich zu Stande 
gekommen war, zum mindeſten aber, daß die Kaufsunter⸗ 
handlungen in jenes Stadium getreten waren, welches zur 
Exiſtenz und Begründung des Anſpruches auf Bezahlung der 
Vermittlungsgebuͤhr vollkommen ausreicht. Die Behauptung 
des Geklagten, daß es ſich vorliegend lediglich um eim pac- 
tum de contrahendo handelt, ift cine durch nichts begründete 
Annahme, wie denn aud die feiten3 des Gellagten vor: 
gebrachte Behauptung, wonach die Perfeciton des zwiſchen 


— — dieſem und G. abgeſchloſſenen Kaufvertrages von der 
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Bedingung der Zuſſimmung ſeitens der Chegattin des Geklagten 
abbângia gemacht worden wäre, nicht erwieſen ift. Der Um 
ftand, daß die Ebegattin des Gellagten denſelben nur unter 
Vorausjegung ibrer Zuſtimmung zum Ankaufe des Hauſes 
ermächtigt bat, iſt nicht geeignet, dem Kläger, wenn Gellagter 
den Kaufvertrag gleichwohl abgeſchloſſen, die Berechtigung 
zur Inanſpruchnahme der ihm vom Geklagten zugeſicherten 
Entlohnung zu benehmen, wie derſelbe auch ferneſteht Allem, 
ſei es mit Willen der Parteien, ſei es außer dem Bereiche 
derſelben, allenfalls ſpäter eingetretenen Ereigniſſen, welche 
für die eventuelle Resciſſion des Kaufvertrages von beſtim⸗ 
mender Wirkung ſein tônnen. 

Das Oberlandesgericht hat in Stattgebung der Appel⸗ 
lation des Geklagten das erſtrichterliche Urtheil abgeändert 
und das Klagebegehren dermalen abgewieſen. Gründe: 
Das Klagebegehren kann nur dann als begründet angeſehen 
werden, wenn der qu vermittelnde Saufvertrag wirklich qu 
Stande gekommen iſt. Der Geklagte gibt zwar zu, daß er 
mit dem Verkäufer G. über den Kaufpreis einig wurde, daß 
über den Verkauf auch Punktationen errichtet, von ihm und 
dem Verkäufer unterſchrieben wurden, und daß er dem Letz⸗ 
teren 500 fl. gezahlt habe; derſelbe behauptet aber, daß alles 
dieſes mit Inbegriff der mit dem Kläger hinſichtlich des Ho⸗ 
norars getroffenen Vereinbarung nur unter der Bedingung 
der Vorausſetzung geſchehen ſei, daß die Gattin des Ge⸗ 
klagten mit dem Kaufe einverſtanden ſei. Letzteres war, wie 
der Kläger nicht beſtreitet, nicht der Fall. Ebenſo un- 
beſtritten iſt, daß zwiſchen Käufer und Verkäufer die Exiſtenz 
des fraglichen Vertrages noch ſtreitig iſt. Ueber dieſes ſtrei⸗ 
tige Rechtsverhältniß kann in dem vorliegenden Rechtsſtreite 
nicht abgeſprochen werden, und kann ſich der Kläger auch 
nicht darauf ſtützen, daß der Geklagte, ſelbſt wenn er, einem 
Auftrage ſeiner Gattin als in Ausſicht genommenen Mit—⸗ 
käuferin des Hauſes entgegenhandelnd, den Vertrag definitiv 
abgeſchloſſen hätte, gleichwohl zur Auszahlung des Vermitt⸗ 
lungshonorars verpflichtet ſei; denn mit Rückſicht auf das 
Vorgeſagte muß auch die Prämiſſe, daß der Geklagte, einem 
allfälligen gegentheiligen Auftrage ſeiner Gattin entgegen⸗ 
handelnd, bedingungslos paltirt habe, als zwiſchen den Com⸗ 
paciscenten des Kaufpvertrages keineswegs feſtgeſtellt erachtet 
werden. Dem heutigen rage fehlt die Legitimation, den 
Geklagten zur Anerkennung der Perfection des zwiſchen dem 
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Letzteren und G. abgeſchloſſenen Kaufvertrages zu verbalten. 
Erſt nach Feſtſtellung des zwiſchen dieſen beiden Letzteren be⸗ 
ſtehenden Rechtsverhältniſſes kann entſchieden werden, ob dem 
Kläger das angeſprochene Honorar gebühre und war daher 
das Klagebegehren zur Zeit abzuweiſen. — In der Reviſions⸗ 
beſchwerde des Klägers wird geltend gemacht, daß die Per: 
fection des Kaufvertrages zwiſchen dem Geklagten und G. 
nur zur Subſtantiirung des Klagebegehrens angeführt wurde, 
das Oberlandesgericht daher verpflichtet war, über die Frage 
der Perfection ſchon jetzt zu entſcheiden, welche Entſcheidung 
gemäß 8. 12 a. b. G. B. für den ſeinerzeitigen Rechtsſtreit 
zeiſhe dem Belangten und G. nicht präjudicirlich th. 

ud) könnte dieſer Rechtsſtreit möglicherweiſe nicht zur Aus⸗ 
tragung gelangen, in welchem Falle Kläger ſein Vermittlungs⸗ 
honorar gar nie geltend machen könnte. 

Der oberſte Gerichtshof hat dieſe Reviſionsbeſchwerde 
zurückgewieſen und das oberlandesgerichtliche Urtheil be 
ſtätigt. Gründe: .Menn auch das Zuſtandekommen des 
fraglichen Kaufvertrages die rechtliche Vorausſetzung für die 
Entſtehung des klägeriſchen Anſpruches bildet, ſo war darin 
für das Oberlandesgericht kein Hinderniß gelegen, in die 
Entſcheidung über dieſen Ausſpruch ſchon gegenwärtig ein⸗ 
zugehen und zu dieſem Ende die ſtreitige Vorfrage über das 
Zuſtandekommen des gedachten Kaufvertrages in Beurtheilung 
u nehmen, da hiedurch der Entſcheidung über Rechtsanu⸗ 
ore, welche aus dieſem Saufvertrage zwiſchen den Ber: 
trag3theilen felbft gerichtlich verfolgt werden, ſchon nad S. 12 
a. b. G. B. nie präjudieirt werden tonnte, und der richter⸗ 
liche Ausſpruch über die erwähnte Vorfrage im Erkenntniſſe 
über den gegenwärtigen Rechtsſtreit überhaupt nur einen 
Entſcheidungsgrund, nicht aber eine der materiellen Rechts⸗ 
kraft fähige Entſcheidung über das bezügliche Rechtsverhältniß 
zu bilden geeignet iſt. Demungeachtet hat der Kläger nicht 
Urſache, wider das ſeinen Klagsanſpruch dilatoriſch abweiſende 
oberlandesgerichtliche Urtheil Beſchwerde zu führen. Nach 
ſeinen eigenen — — ſollte der Kaufvertrag nidt 
blos für den Beklagten, ſondern auch für deſſen Ehefrau als 
Käufer abgeſchloſſen werden, und die Verpflichtung des Be 
klagten zur Zahlung des vom Kläger mit gegenwärtiger 
Klage beanſpruchten Vermittlungshonorars von dem Ab 
ſchluſſe dieſes Kaufvertrages abhängig ſein. Nachdem aber 
der Beklagte beſtritten hat, daß dieſer Vertrag wirllich zu 
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Gtande getommen fei, indem er zwar mit G. Punftationen 
vereinbart babe, die Perfection des Maufveritages aber noch 
durch die a jeiner Ehefrau bedingt geweſen fei, 
wäre es Aufgabe des Klägers gemejen, gegeniiber diejem 
qualificicten Widerſpruche des Beklagten die Thatſache des 
bedbingniblojen Kaufabſchluſſes qu erweiſen. 

iejen Beweis hat Kläger nicht erbracht und es Tiegt 
vielmebr ein außergerichtliches Geſtändniß desfelben vor, daf 
die Perfection De3 vom Beklagten mit G. getrojfenen und 
durd die Punttationen fixirten Uebereinkommens noch die 
Zuſtimmung der Ehefrau des Beklagten que Vorausſetzung 
hatte, was übrigens auch in der Natur des Kaufvertrages 
der nach den eigenen klägeriſchen Anführungen von beiden 
Eheleuten als Käͤufern geſchloſſen werden ſollte, gelegen war, 
zumal auch die Punktationen nur vom Beklagten allein 
unterſchrieben wurden und in derſelben auch auf keine Voll⸗ 
macht ſeiner Ehefrau Bezug genommen war. 


Nr. 418. 
Venn der Anfechtungsanſpruch bezüglich einer WBechſelforderung auf 
dte widerſprochene BZehauytung geſtützt wird, def auf den Wechſel 
Reine Valuta geſſoſſen iſt und daß das Wechſelgeſchäſt cin 5chein⸗ 
geſchäft iſt, fo iſt es Sade des Klägers, alle Jhatumſtände, welche 
er zur Subſtantiirung ſeines im Sinne des 8.29 AL. J des Geſetzes 
vom 16. AMaͤrz 1884, UM O. Ml. Mr. 36, ertzobenen Anſechtungs- 
anſpruches anführt, namentlich, daf die Wechſelvaluta nicht geftofien 
iſt, zu erweiſen. 
Entſcheidung vom 10. December 1891, 8. 18.214 (abändernd das Urtheil 
bes F. k. Oberlandesgerichtes Graz vom 16. September 1891, 3. 7721, 
wiederherſtellend jenes des k. k. Begiclageridites Marburg vom 14. Juli 
1891, 8. 9599). 

Mit der von A. gegen die B. angejtrengten Anfechtungs⸗ 
klage de praes. 15. Geptember 1890, 3. 13.394, begehrt 
Rláger den Ausſpruch, daß die Wechſelforderung der Geklag⸗ 
ten gegen 6. aus dem wechſelrechtlichen Bablungsauftrage des 
Kreisgerichtes Gilli vom 22. Quli 1890, 3. 3638, per 850 ff. 
und bite zur Gereinbringung bderjelben im Grunde des Be- 
ſcheides vom 29. Suli 1890, 2. 3785, erwirkten Mobiliar- 
erecutiondrecdte auf die mit 582 fl. 93 Fr. geſchätzen Waaren 
und die Buchforderungen per 94 fl. 46 fr. dem Kläger gegen= 
über nicht qu Recht Deftehen, ſowie daß die Gellagte qu ge- 
ftatten ſchuldig fei, daß Kläger mit feiner (mit der Klage 
3. 18.407 geltend gemaditen) Forderung aus dem Urtheile 
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vom 8. Auguft 1890, 9. 20.557, per 180 fl. ſ. N. G. ihr 
im Mange des Pfandrechtes vorgejest werde. Klager baftrt 
feinen Anfechtungsanſpruch auf die Beftimmung des 8. 29 
MI. J Anf. Gej. und behauptet, da auf den gegen &. eim: 
geflagten Wechſel vom 1. Jänner 1890 eine Baluta nicht 
gefloſſen fei, daber ein Scheingeſchäft vorliege und die Aus⸗ 
itelung des Wechſels eine Rechtshandlung inbolvire, welche 
zum Zwecke unternommen wurde, ihn als Gläubiger qu bes 
nachtheiligen; daß die Schädigungsabſicht insbeſondere aus 
dem Umſtande qu erſchließen ſei, daß der Wechſel vom der 
Geklagten als Ausſtellerin erſt nach dem 11. Juli, an welchem 
Tage die Klage 83. 18.407 dem C. zugeſtellt wurde, unter⸗ 
ſchrieben und daß bald darauf, nämlich bereits am 19. Juli 
1890, die Ebecbfeltoge infolge des an den Vertreter der Ge 
klagten geriditeten Erſuchens, die Klage und Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung raſch durchzuführen, überreicht worden ſei. 

Die erſte Inſtanz hat nad) durchgeführier ſummariſcher 
Verhandlung mittelſt Urtheiles das Klagebegehren aus folgen- 
den Gründen abgewieſen: Nach 8. 29 AL. J Anf. Geſ. unter⸗ 
liegen alle Rechtshandlungen der Anfechtung, welche der 
Schuldner in der dem anderen Theile bekannten Abſicht, ſeine 
Gläubiger zu benachtheiligen, in den letzten zehn Jahren vor 
der gerichtlichen Geltendmachung des Anfechtungsrechtes vor—⸗ 
genommen hat. Nach dieſer geſetzlichen Beſtimmung wird 
daher als Vorausſetzung der Statthaftigkeit der Anfechtungs⸗ 
berechtigung eine directe, auf Schädigung der Gläubiger ge 
richtete 6 fidit de3 Schuldners und die Kenntniß des anderen 
Theiles erfordert, und ijt e3 daber Cade des Anfechtungsklägers, 
die a o auf Schädigungsabſicht gerichteten Thatjaden 
in Anſehung des Schuldners, die conscientia fraudis auf 
Geite des Geflagten, und enblid den Umitand qu berveijen, 
daf die angefocdtene Rechtshandlung für ibn eine nachtheilige 
Folge herbeigeführt Dat oder herbeizuführen gecigmet war. 
Diefen Beweis hat Kläger voriiegenden Falles nidt erbracht. 
Denn eine Benachtheiligung der Gläubiger im Sinne dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung kann nur dann als vorhanden an— 
genommen werden, wenn und inſoferne ein Theil bes ſchuld⸗ 
neriſchen Vermögens ohne entſprechenden Gegenwerth in die 
Hände eines Gläubigers gelangt iſt und dadurch dem anderen 
Gläubiger entzogen wird. Es wäre demnach dem Kläger ob: 
gelegen, zu beweiſen, daß eine Wechſelvaluta nicht gefloſſen, 
daher die Wechſelforderung niemals zur Exiſtenz gelangt ſei. 
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Der Kläger bat hiefür nicht eiumal einen Beweis angeboten 
und ftehen ea der Behauptung bdesfelben, daf eine 
Valuta nicht gefloſſen fei, die Angaben zweier Beugen entz 
gegen, von welchen der eine Deftátiat, daß Gellagte dem C. 
im November 1889 einen größeren Geldbetrag behändigt 
babe und ibm jofort nad) Uebergabe des Gelbes den gegen- 
ſtändlichen Wechſel einſehen ließ, und der andere, daß ibm 
die Geklagte um dieſelbe Zeit rd einen Darlehens⸗ 
betrag von 850 fl. zugezählt, wofür ex den Wechſel anläßlich 
der Buzáblung des Darlehens als Acceptant unterfertiat babe. 
Der wechſelmäßige Anſpruch der Geklagten ift daber ſchon 
durch die Unterfertigung des Wechſels jeiten3 des Acceptanten 
zur Exiſtenz gelangt und der Umitand, daß die Geklagte alê 
Ausſtellerin denfelben erſt im Monate Juli 1890 unters 
ſchrieben, mit Rückſicht auf die Quftigminifterialverordnung 
vom 6. October 1853, R. G. BI. Nr. 200, unentſcheidend, 
gumal hieraus weder auf eine frauduloje Abſicht des Schuld⸗ 
ners, nod die Kenntniß derjelben auf Seite der Bellagten 
geſchloſſen werden kann. Stand aber der Geklagten aus dem 
in Rebe ftehenden Wechſel eine Forderung gegen C. thatſäch ⸗ 
lich qu, fo fann es ihr nicht verwehrt fein, von dem ihr 
nad dem Gefege zuſtehenden Rechte Gebrauch gu madgen und 
diejelbe durch Einklagung und Zwangsvollſtreckung ſicher⸗ 
zuſtellen und einzubringen. Es können ſomit dieſe Rechts⸗ 
handlungen nach der Beſtimmung des Anfechtungsgeſetzes, 
auf welche Kläger ſeinen Anfechtungsanſpruch ſtützt, nicht an⸗ 
gefochten werden und rechtfertigt ſich die unbedingte Abweiſung 
des Klagebegehrens. 

Ueber die Appellation des Klägers hat die zweite Inſtanz 
nach dem Klagebegehren erkannt und dies aus folgenden 
Gründen: Der Änfechtungskläger ſtützt ſein Begehren auf 
die Beſtimmung des 8. 29 Al. J des Geſetzes vom 16. März 
1884, R. G. Bl.e Nr. 36. Wenngleich eine ſelbſtſtaͤndige An⸗ 
fechtung von Executionshandlungen, tie dieſelbe nad) den 
88. 5 und 6 des erwähnten Gelebes im Concurje zuläſſig 
ift, außerhalb bes Concurſes nicht vorkommen kann, wird ges 
mäß der Beſtimmung des 8. 12 des citirten Geſetzes, eo 
Beftimmung nad 8. 37 ibidem auch im alle der Anfedys 
tung von Rechtshandlungen eines Schuldners auberhalb des 
Concurje3 Antvendung findet, die Anfechtung dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daf für die anzufechtende Rechtshandlung ein 
Executionstitel erworben wurde, weil, wenn infolge der An⸗ 
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fechtung die Rechtshandlung dem anfeditenden Gldubiger gegen⸗ 
über unwirkſam erklärt wird, dieſem Glänbiger gegentber, 
one da e3 einer bejonderen Anfechtung bedarf, aud die 

irkſamkeit des Crecutionstitel3 unb der vorgenommenen 
Executionshandlung erliſcht. Obſchon das in der Legten Mede 
des Klägers vervollftândigte Begehren desjelben nur auf die 
Unwirkſamkeit des Crecutionstitel und des ertvorbenen Pfand⸗ 
rechtes geriditet ift, jo wurde mittelbar hiedurch aud die 
Ausſtellung des Wechſels al3 nichtig bekämpft, meil dieſe bie 
Grundlage für die Erwirkung des Executionstitels und ſohin 
die Execution gebildet hat. Dem Kläger ſteht infolge des 
Zutreffens der im 8. 32 des Geſetzes über die Anfechtung 
von Rechtshandlungen eines zahlungsunfähigen Schuldners 
geforderten —B der Vollſtreckbarkeit ſeiner For⸗ 
derung und der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners, das 
Anfechtungsrecht überhaupt und insbeſondere gemäß 8. 31 
UI. 1 dieſes Geſetzes gegen die ſichergeſtellte und begünſtigte 
Geklagte zu. Wird nun erwogen, daß der Schuldner C. nach 
den vorliegenden ———— Er ebungen ſchon im Sabre 
1889 zahlungsunfähig mar, daß feine Mermigenslage der 
Gellagten als Schwiegermutter desfelben, wenn fie mit ibm 
auch nicht in demjelben Orte mobnhaft mar, unmöglich um: 
befannt geweſen fein kann; wird ertvogen, da mit Midfidt 
auf das aus dem Strafacte conftatirte Gewerbe der Geklag⸗ 
ten unb ibre eigenen Angaben Zweifel über den behaupteten 
Stand ihres Baarvermögens und die Zuzählung des Dar: 
leben3 berechtigt find und dieſe berechtigten Zweifel durch bie 
Ausſage de3 Schuldners und Schwiegerſohnes der Geklagten 
und des zweiten mit der Geklagten in einem Haushalte 
lebenden Zeugen nicht beſeitigt werden, weil derem Ausjagen 
jeder Glaubwürdigkeit entbehren; wird endlich erwogen, daß 
die Ausſtellung des Wechſels und Uebergabe desſelben an 
die Geklagte, bh wenn eine Forderung berjelben wirklich 
beſtanden hätte, nicht an dem in Wechſel angegebenen Aus: 
ſtellungstage, und die Beiſetzung der Unterſchrift der Geklag⸗ 
ten erſt im Juli 1890 geſchehen iſt, daß die Wechſelforderung 
nicht ſofort nach deren Fälligkeit, ſondern nach der an C. 
erfolgten Zuſtellung der Saldoklage des Anfechtungsklägers 
eingetrieben, dann aber ſogleich auf Grund des erwirkten 
Executionstitels Execution geführt worden iſt, ſo drängt ſich 
die Ueberzeugung auf, daß die Ausſtellung des Wechſels durch 
C. an die Geklagte in der ihr nothwendig bekannten Abſicht 
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geichas, bamit fie jedergeit in der Qage ſei, einem Gläubiger 
desſelben in der EinHagung und Executionsführung zuvorzu⸗ 
kommen und einen Gläubiger hiedurch qu benachtheiligen. 
Hiebei muß nur noch hervorgehoben werden, daß das civil⸗ 
rechtliche Anfechtungsrecht nicht von dem Vorliegen einer 
ſtrafgerichtlich zu verfolgenden Handlung abhängig iſt. Dem 
Klagebegehren wurde demnach Folge gegeben. 

Infolge des Reviſionsbegehrens der Geklagten hat der 
oberſte Gerichtshof mit Abänderung des angefochtenen ober⸗ 
landesgerichtlichen Urtheiles jenes der erſten Inſtanz wieder⸗ 
hergeftellt. Die Gründe lauten: Der Kläger ſtützt ſeinen 
Anfechtungsanſpruch estah der Wechſelforderung der Mes 
klagten per 850 fl. auf die Behauptung, daf auf bem der⸗ 
felben qu Grunde Itegenden Wechſel feine Valuta gefloſſen fei, 
daß insbejondere die: Beklagte al3 Ausſtellerin des Wechſels 
dem Acceptanten C. nicht den im Wechſel verſchriebenen Be⸗ 
trag von 850 fl. aa fi babe, daß daher dieſes Wechſel⸗ 
geſchäft nur ein Scheingeſchäft geweſen ſei, welches von dem 
zahlungsunfähigen Acceptanten mit der Beklagten in der Ab⸗ 
ſicht, ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, unternommen wurde 
(8. 29 MI. J des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. BL. 
Mr.. 36), daß übrigens ſelbſt damn, wenn dem Wechſelzuge 
wirklich ein Scheingeſchäft nicht zu Grunde gelegen wäre, 
derſelbe eine Benachtheiligung des Klägers im Sinne der 
citirten Geſetzesſtelle in ſich ſchließen würde, weil die Beklagte 
zugeſtandenermaßen den Wechſel erſt im Juli 1890 unmittelbar 
vor Anſtellung ihrer Wechſelklage als Ausſtellerin unterſchrieben 
und hiedurch die Möglichkeit herbeigeführt habe, ihre gemeinrecht⸗ 
liche Darlehensforderung mit Inanſpruchnahme des ſchnelleren 
Wechſelproceſſes noch vor der bereits früher eingeklagten 
Waarenkaufſchillingsforderung des Klägers per 180 fl. zur 
Execution zu bringen. Gegenüber 5* thatſaächlichen An⸗ 
führungen des Klägers war es nicht zunächſt proceſſuale 
Aufgabe der Beklagten, zu erweiſen, daß auf den fraglichen 
Wechſel wirklich eine Valuta gefloſſen ſei, und daß dieſelbe 
in einem dem Acceptanten gegebenen Darlehensbetrage per 
850 fl. beſtanden habe. Die Beklagte konnte ſich in ihrer 
Partierolle damit begnügen, die gegentheiligen klägeriſchen 
Behauptungen zu widerſprechen und angeſichts dieſes that⸗ 
ſächlich erfolgten Widerſpruches hatte vielmehr der Kläger 
die proceſſuale Verpflichtung, die von ihm vorgebrachten Bes 
hauptungen auch zu erweiſen. Einen ſolchen Beweis hat jedoch 
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der Klaͤger, wie jon in den erſtrichterlichen Urtheilsgründen 
berborgeboben wird, gar nicht angeboten, fondern es hat 
derjelbe ſich auf eine Beſtreitung der Wahrheit der Degiigs 
lichen Klagebeantwortung der Gegnerin und auf die oleids 
falls obne entiprecgende Beweisanerbietung vorgebradite Be 
hauptung beſchränkt, daß die Beklagte gar nicht ſo viel 
Vermögen gehabt habe, um dem Schuldner C. ein baares 
Darlehen von 850 fl. zu geben. Die Thatſache, welche der 
Kläger zur Begründung ſeiner Behauptung, daß hier ein 
bloßes Scheingeſchäft vorliege, und darnach zur Subſtantiirung 
ſeines im Sinne des 8. 29 Al. J Anf. Geſ. erhobenen An: 
fechtungsanſpruches angeführt hat, ſtehen ſomit ganz beweislos 
da, der Richter darf dieſelben auch nicht als wahrſcheinlich 
richtig annehmen und er darf das um ſo weniger, als die 
Ausſagen eines ganz unbedenklichen Zeugen und des aller— 
dings verwerflichen Zeugen C. vorliegen, wonach die ange⸗ 
fochtene Wechſelforderung der Beklagten dadurch qu Stande 
gekommen ſein ſoll, daß die Beklagte ihrem Schwiegerſohne 
C. gegen das Ende des Jahres 1889 auf deſſen Bitte ein 
baares Darlehen von 850 fl. zuzählte und daß dieſer ihr dos 
für den von ihm acceptirten Wechſel übergab. Hienach wäre 


der Wechſelzug ſofort nach dem Zuſtandekommen des die 


Valuta bildenden Darlehens erfolgt und fônnte-daber auch 
nicht, wie Kläger zur Begründung ſeines Anfechtungsanſpruches 
eventuell geltend macht und das Oberlandesgericht in ſeinen 
Urtheilsgründen annimmt, davon die Rede ſein, daß durch 
den Wechſelzug die Beklagte in der Befriedigung mit ihrter 
Darlehensforderung zum Nachtheile des Klägers begünſtigt 
worden ſei. Wenn auch die Beklagte ſelbſt zugegeben hat, 
daß ſie dem Wechſel erſt im Juli 1890 als Ausſtellerin 
unterſchrieben habe, ſo fehlt es doch an jedem Beweiſe von 
Seite des Klägers, daß auch die Acceptation und Mebergabe 
des Wechſels durch den Schuldner C. erſt in dieſem Beit 
punkte geſchehen ſei. Für die Entitebung der Wechſelforderung 
war aber nur die Acceptation und Uebergabe des Wechſels 
an die Beklagte maßgebend, welcher es freiſtand, den im bianco 
acceptirten Wechſel, obne Verlebung Der bezüglich der Aus— 
füllung desfelben getroffenen Verabredung, in einem ihr bes 
liebigen Zeitpunkte nachträglich al? Ausſtellerin qu unter: 
zeichnen, ſowie die Beklagte auch keinerlei Verpflichtung Datte, 
bei Eintreibung dieſer ihrer Wechſelforderung darau Růd⸗ 
ſicht zu nehmen, daß hiedurch der Kläger bezüglich der 
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Realiſirung ſeiner Forderung nicht Schaden leide. Sit aber 
die Wechſelforderung der Beklagten ni as im Quli 1890 
* entftanden, jo mangelt es aud) an jedem Anhalt3punite gur 
Annahme, daß durdy den Wechſelzug nur eine ungejeglice 
Benachtheiligung des Klägers oder eines Gläubigers des 
Acceptanten überhaupt beabſichtigt und ausgeführt worden 
ſei. Unter dem Einfluſſe dieſer Erwägungen muß die gegen 
das oberlandesgerichtliche Urtheil gerichtete Reviſionsbeſchwerde 
für begründet erkannt und mit Abänderung dieſes Urtheiles 
das abweisliche Erkenntniß des erſten Richters beſtätigt, bes 
ziehungsweiſe wiederhergeſtellt werden. 


Nr. 419. 
Feheßung der bewiſligten Execution auf cine Köohnung ũber Gin- 
ſchreiten der R. &. Finang-Landesdirection (Koſdecret vom 5. October 
1816, 3.6.5. Nr. 1285; 8.3 Geres por 21. April 1882, M. O. BE. 

mr. 123). 
Entſcheidung vom 10. December 1891, 8. 14.689 (beftátigend die Entſcheidung 
bes F. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 20. October 1891, B. 24.891, mit 
welcher fiber Einſchreiten der ET. k. Finanz⸗Landesdirection in Prag der 
Beſcheid bes k. k. Bezirksgerichtes Königswart vom 22. September 1891, 

8. 4757, aufgeboben wurde). 

Auf Grund eines rechtskräftigen Urtheiles hat die erſte 
Inſtanz über das Geſuch des B. als Vormundes und der 
C. als Mutter ihres minderjährigen Kindes die executive 
Einantwortung des dem k. k. Finanzwach⸗Oberaufſeher A. 
gebührenden Gehaltes täglicher 1 fl. 35 kr., jedoch nur mit 
der Beſchränkung, daß nach 8. 1 des Geſetzes vom 21. April 
1882, R. G. Bl. Nr. 123, dem Executen ein Jahresbezug 
von 300 fl. andedingt freibleiben muß, bis zur Tilgung der 
urtheilsmäßigen Forderung des B. als Vormundes und der 
C. als Kindesmutter täglicher 15 fr. und beziehungsweiſe 
20 fr. mit 5 pCt. Zinſen und Koſten bewilligt, und den Voll⸗ 
aug durch Veritândigung der E. k. Finanz⸗Landesdirection 
und des f. T. Steueramtes mit dem Beiſatze veranlaft, daß 
nur der obige 300 fl. überſteigende Mebrbetrag des Jahres⸗ 
bezuges per 492 fl. 75 fr. im Betrage von 192 fl. 75 Er. 
au Handen der Vormundſchaft auszuzahlen tft. Mit Note 
vom ..... bat die Finanz⸗Landesdirection dem Ober⸗ 
Tandesgeridte in Prag den obigen Beſcheid zur Kenntniß 
gebradt, bdajelbft die obbezeichnete bewilligte Execution als 
geſetzlich unzuläſſig bezeichnet und um Abbilfe angeſucht. 
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Infolge diejeê Einſchreitens hat das Oberlandesgericht 
den obigen erſtrichterlichen Beſcheid nach Zulaß des Sof: 
decretes vom 5. October 1816, J. G. S. Rr. 1285, ant 
geboben unb das Erecutionsgejud, des B. und der 6. abge 
miejen, weil Lohnungen nad) 8.3 des Gejeges vom 21. April 
1882, R. 6. BI. Nr. 123, der Execution entzogen find. 

Dem Reviſionsrecurſe des B. und der C., im tueldem 
geltend gemadt wird, daf 8. 3 des Gefeges vom 21. April 
1882 finngemáf; bei Löhnungen einen Dóbecen Betrag von 
der Execution befreten kann, als bei Gebalten und daf im 
8. 3 offenbar nur Löhnungen von Militárperjonen gemeint 
find, welche ohnedies nte fiber 300 fl. Detragen und nidi 
auch die Gebalte der Finanzwache inbegrifen ſein können, 
welche vielleicht im gewöhnlichen Sprachgebrauche Löhnung 
genannt werden, thatſächlich aber Gehalte ſind, weil ſie auch 
Penſionen begründen, was Dei Löhnungen nte der Fall iſt, 
hat der oberſte Gerichtshof keine Folge gegeben, weil nach 
dem Hofdeerete vom 5. October 1816, J. G. S. Nr. 1285, 
die Finanz⸗Landesdirection berufen iſt, durch das Oberlandes⸗ 
gericht die Aufhebung einer, wenn auch von den Parteien 
unangefochten gebliebenen, geſetzwidrigen, die Disciplin beein⸗ 
trächtigenden Verfügung eines Untergerichtes zu veranlaſſen; 
weil für die Behandlung eines öffentlichen Bezuges als 
Löhnung weder der Sprachgebrauch, noch die Höhe des jähr⸗ 
lichen Genuſſes, ſondern die organiſche Beſtimmung allein 
maßgebend iſt; weil nach 8. 235 der Verfaſſungs⸗ und Dienſt⸗ 
vorſchrift für die 2. k. Finanzwache die Genüſſe der Finanz⸗ 
wache für die Aufſeher, Oberaufſeher und Reſpicienten in 
„Löhnungen“ und nicht in „Gehalten“ deiteben weil nad) 
8. 3 des Gejeges vom 21. April 1882, R. G. BL. Rr. 123, 
alle anderweitigen Bezüge der in den $8.1 und 2 erwähnten 
Perſonen der Execution gänzlich entzogen find; weil 8. 1 
nicht von Militárperjonen allein, ſondern unter Anderen 
ausdrücklich auch von den im Dienfte Des Staates ftebenden 
Beamten und Dienern handelt; weil alfo die tn dem Reviſions⸗ 
recurſe verfochtene Auslegung, daß unter den Löhnungen des 
8. 3 nur jene der Militärperſonen verſtanden werden können, 
ſowohl durch den Wortlaut, als auch durch den Zuſammen⸗ 
bang der 88. 1 und 3 geradezu ausgeſchloſſen iſt; weil aus 


der im 8.1 ausgeſprochenen Zuläſſigkeit der Execution wegen 


der Leiſtung des aus dem Geſetze gebührenden Unterhaltes 
auf Gehalte, mit der Beſchränkung, daß ein Jahresbezug von 
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300 fl. freibleiben mub, eine ſinngemäße Folgerung auf 
Löhnungen, deren Sabresbetrag 300 fl. überſteigt, megen der 
entgegenftehenden techniſchen Gliederung der 88. Lund3 und 
megen der weſentlich verſchiedenen Dienſtesſtellung der einen 
Gehalt und der eine Löhnung beziehenden Perjonen nad 
8. 437 0. G. O. nidt gesogen werden darf; meil daher die 
executive Ginantwortung der Löhnung des k. É. Finanzwach⸗ 
Oberaufſehers A. geſetzlich unguláfiia ift, weil ſonach dieje 
gefebrotdrige und den Rückſichten des Finanzwachdienſtes 
zuwiderlaufende Verfugunt über Einſchreiten der Finanz⸗ 
Landesdirection don dem Oberlandesgerichte mit Recht außer 
Kraft geſetzt und das Executionsgeſuch abgewieſen wurde. 


Nr. 420. 
Anzulãſſigkeit des Mevifionstecurfes gegen cine oberlaudesgerichtliche 
Entſcheidung, momit der die Ginfeitung des BagateTverfaprens ver- 
weigerude oder das cingeleitete Zagatellverfahren einſteſſende Beſchluß 
des erſten Richters abgeändert wird (68. 78 3. 1, 84 DB. B.). 
Entſcheidung vom 15. December 1891, 8. 15.017. (Beſtätigung der Ent⸗ 
ſcheidung bes k. k. Oberlandesgerichtes Trieſt vom 29. October 1891, 3. 4248, 
Aufhebung des Beſchluſſes bes k. k. ftâbt.-bel. Bezirksgerichtes Trieſt vom 
17. September 1891, 8. 80.388.) 

Der Reviſionsrecurs des M. gegen die obergerichtliche 
Entſcheidung, momit der zum Bagateliverfabren geleiteten 
Rechtsſache des X. gegen A. megen Vezablung von 63 Fr. 
60 Gt. der Beſchluß der erften Inſtanz, mit welchem der 
Einwendung der Incompetenz dez Gerichtes ftattgegeben, das 
Bagatellverfahren eingejtelt und Rláger an das zuſtändige 
Handelsgericht verwieſen worden mar, iiber Appelationsrecurê 
des Klägers aufgehoben und dem erſten Richter auigetragen 
worden ift, zur Wortjepung der Verbandlung in Bagatell- 
ſachen eine neue Tagſatzung anguordnen, wurde vom oberften 
Gerichtshofe als unzuläſſig zurückgewieſen, weil das Geſetz 
über das Bagatellverfahren vom 27. April 1873, R. G. BI. 
Nr. 66, im 8. 84 zwar den Recurs gegen den Beſchluß des 
erften Richters, durch welchen die Einleitung des Bagatell⸗ 
verfahrens verweigert oder das eingeleitete eingeſtellt wurde, 
zuläßt, jedoch einen Recurs gegen die einen ſolchen Beſchluß 
abändernde oberlandesgerichtliche Eughedung nicht kennt, 
und nad 8. 78 3. 2 des erwähnten Geſetzes das von einem 
nicht zuſtändigen Gerichte gefällte Urtheil nur mit der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde angefochten werden kann. 


366 oc IV. 421. 


Mr. 421. 
Das Geridt Dat im Fale des 8. 851 a. 6.6. A. Ledigltq den letzten 
factiſchen Feſitzſtand zu ſchützen, und ift nicht berufen, in dieſen 
offictofen Berfahren ſich in cine Grenzbeſtimmung, wenn and) azr 
proviſoriſch, einzuſaſſen. Gin Koſtenzuſpruch iſt in dieſem Berfahren 
nicht zulaͤſſig. 
Entſcheidung tom 22. December 1891, 8. 14.911. (Abaͤnderung der gleich 
Iautenden Entſcheidungen des E. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgerichtes Bozen bom 
25. Auguſt 1891, 3. 9466, und bes k. k. Oberlandesgerichtes Junsbrud tom 
4. November 1891, 8. 3211.) 


Der erfte Richter hat dem Geſuche des A. gegen 8. 
wegen Erneuerung von unkenntlich gervorbenen Grenzen im 
Sinne der 88. 850853 a. b. G. 9 nach Anhörung des 
Gegentheiles, Aufnahme des Augenſcheines und Vernehmung 
der beantragten geugen Folge gegeben, die Grenzlinie be: 
ſtimmt und den B. zum Erſatze der Verhandlungskoſten ver: 
urtheilt, und zwar auf Grund folgender Erwägungen: 
Schon im Geſuche hat der Geſuchſteller angegeben, daß die 
Grenze zwiſchen ſeinem und des Gegners Grundſtücke theil⸗ 
weiſe unkenntlich geworden ſei, hat demgemäß nach den 
88. 850—853 a. b. G. B. ſein Begehren geſtellt und dasſelbe 
in den folgenden Ausführungen näher beſtimmt. Hieraus 
ergibt ſich —3* daß im vorliegenden Falle nicht eine eins 
verſtändliche Grenzberichtigung im Sinne des 8. 850 a. b. G. B. 
vorgenommen werden kann, ſondern daß vielmehr der Fall 
des 8. 851 a. b. G. B. zutrifft, wonach bet wirklich unkenn⸗ 
bar gewordenen Grenzen, oder bei dem Entſtehen eines 
Streites das Gericht den letzten Beſitzſtand unter Wahrung 
der geſetzlichen Cautelen feſtzuſtellen und zu ſchützen hat. Das 
Verfahren hiebei wird durch die folgenden Paragraphe ge⸗ 
regelt, und iſt es deshalb geradezu unerfindlich, weshalb der 
Gegner des Geſuchſtellers die Unzuläſſigkeit des Geſuches in 
formeller Richtung behauptet. Bei Erhebung des Beſitzſtandes 
war vor allem auf den Ausſpruch der Sachverſtändigen, ſo⸗ 
dann auf die Ausſagen der Zeugen Bedacht zu nehmen und 
die beigebrachten Beſitzurkunden zu berückſichtigen. Aus letzteren 
läßt ſich indeſſen bezüglich der Grenzverhältniſſe nichts ent⸗ 
nehmen, weil die Bezeichnung der Grenze ganz allgemein 
gehalten iſt und über den Streitgegenſtand keinen Aufſchluß 
gibi, Die Sachverſtändigen erklären, dap.die von Süden gegen 

orden bingtebende berdedte Mauer urſprünglich unzweifel⸗ 
haft dte Grenze bildete, daß fie aber Teinen Anbaltgpunt 
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dafiir haben, um qu entſcheiden, welchem Anrainer dte Mauer⸗ 
dide von .circa */4 Meter gufomme. Mit dem Ausſpruche 
der Sachverſtündigen ftimmen and) dte Beugenausjagen úber: 
ein und haben ſämmtliche Zeugen Deobaditet, daß Der Feld⸗ 
rain oder die Anwand von beiden Anrainern gleichmäßig 
befabren. worden iſt. Wenn nun aud) einzelne Beugen bes 
ftitigen, da B. auf der Anwand Gras máben und hüten 
eb, jo liegt die gleiche Beſtätigung für A. dor. Nachdem 
e3 nun tm vorltegenden alle nur um die Feſtſtellung eine 
Proviſoriums fidy handelt, nachdem gemäß 8. 854 a. b. G. B. 
Mauern, welche ſich zwiſchen benachbarten Grundſtücken bes 
finden, im Zweifel als gemeinſchaftliches Gut anzuſehen ſind, 
ſo erſcheint die vorgenommene Grenzbeſtimmung gerechtfertigt. 
Da der Geſuchſteller im Weſentlichen obſiegte, ſo waren dem⸗ 
ſelben auch die. Streitkoſten gemäß 8. 526 tirol. G. O. und 
8. 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. BI. Rr. 69, 
zuzuſprechen. 
Das Oberlandesgericht bat über Recurs des B. das erſt⸗ 
richterliche Erkenntniß vollen Inhalts unter Hinweis auf 
deſſen Gründe und in der Erwägung beſtätigt, daß die 
Recursausführungen, als ſei das Geſuch des A. ſchon in 
formeller Hinſicht verfehlt, weil nur eine förmliche Grenz— 
ſcheidungsklage hier am Platze wäre, unſtichhältig erſcheint, 
indem jedem Theilhaber nicht blos im Falle des 8. 850, 
ſondern auch des 8. 851 a. b. G. B. das Recht zuſteht, eine 
Grenzerneuerung zu verlangen, und Derjenige, der ſich durch 
die nach Verhältniß des bisherigen Beſitzſtandes zu vertheilende 
proviſoriſche Grenzbeſtimmung in ſeinem Eigenthume beſchwert 
erachtet, freiſteht, die Klage aus einem vermeintlich ſtärkeren 
Rechte noch anhängig zu machen, worauf die Citirung des 
8. 347 a. b. G. B. verweiſt. | 

Der oberſte Gerichtshof bat dem außerordentlichen Revi⸗ 
ſionsrecurſe des B. Folge gegeben und mit Abänderung der 
untergerichtlichen Entſcheidungen das Gejnd) des A. mit dem 
abgeriejen, da B. die Koſten feine3 Rechtsmittels felbft. zu 
tragen babe, und dies aus folgenden Erwägungen: Das 
Gejud um Erneuerung der Grengen beruft ſich zwar auf die 
88. 850853 a: b. G. B.; der 8. 850 kann jedod Bier nicht 
zur Anwendung fommen, treil nicht bebauptet tourde, daß 
die Grenzen jo verlegt morden find, daß fie ganz unkenntlich 
werden könnten, jondern angejibrt murde, daß die Grengen 
wirklich unfennbar geworden find. Meber die herzuſtellende 
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prenalinie tft ein Streit entitanben und hier bat daher der 
8. 851 a. b. G. B. in doppelter Beziehung zur Anwendung 
au — * Dieſer Paragraph ſchreibt aber dor, daß das 
Gericht den letzten Beſitzſtand zu ſchützen habe und jener 
Partei, welche durch die —* ene proviſoriſche Verfügung 
ſich beſchwert erachtet, der ordentliche Rechtsweg vorbehalten 
bleibe. Der Geſuchſteller hat eine Bitte auf Schutz des letzten 
(actilden Beſitzes nicht geſtellt und der Richter war mit 
ebergehung ſeiner Befugniſſe in dieſem officioſen Verfahren 
nicht darauf bedacht, den letzten factiſchen Beſitzſtand qu 
ſchützen, ſondern er hat ſich in die Beſtimmung der Greni 
linie, wenn auch nur tn proviſoriſcher Weiſe, eingelaſſen, was 
um fo weniger ſtattfinden kann, als durch die Befſtimmung 
der Grenzlinie auch die Eigenthumsfrage beruhrt wird, über 
die Eigenthumsſtreitfrage aber niemals proviſoriſch und im 
oificiojen Verfahren entſchieden werden kann. In dieſem 
Verfahren iſt auch ein Spruch im Koſtenpunkte ni t quiaiia 
weil bas Geſetz vom 16. Mai 1874, R. GB. B . 
darauf nicht anwendbar erſcheint. 


Nr. 422. 
1. Dte tim Faecntionsverſahren eingewendete Zinſenverjäßrung bh * 
qu berũckſichtigen (Koſdecret vom 22. Juni 1836, 3. 6. 5. Mr. 145).— 
2. Es Beſteht Reine geſetzliche Borſchrift, meige den Glândiger Debi 
dem Vorpandenfein von Erben feines Schuſdners und der vor ihnen 
bereits abgegebenen Grôserklârung nachzuforſchen. 
Entſcheidung vom 22. December 1891, 9. 15.829. (Beſtätigung der Ent⸗ 
ſcheidung bes ?. k. Oberlandesgerichtes Innsbruck vom 11. November 1891, 
Z. 6047, Abanderung bes Beſcheides bes k. k. ſtädt.-del. Begirksgerichtes 
Bozen vom 21. October 1891, 8. 11.385.) 

Ueber das Gejud der 9. gegen den Machlaf der B. um 
Ertheilung der executiven Cinantworinng einer Forderun 
zur Dedung und Gereinbringung eine Anfprudies bon ihá É 
fammt den 6 pGt. Binfen vom 29. November 1880 bis 
20. September 1891 und Roften bat die erſte Inſtanz für 
den Nachlaß der B. einen Curator ad actum beſtellt und zur 
Vernehmung beider Theile Tagfahrt beſtimmt. Bei derſelben 
bat der Curator die Erklärung abgegeben, daß obiger Rad 
laß bereits an ſeinen Vollmachtgeber C. als Erben der B. 
eingeantwortet und ſeine Beſtellung daher gegenſtandslos ſei, 
daß er aber dos Geſuch als gegen den Erben C. 
betrachte und in die meritoriſche Beantwortung ſich inſoferne 
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einlaſſe, als er die Bablung der Hauptſache jammt 6 pCt. 
Binjen fitr die letzten drei Sabre und der Koſten, ſowie der 
6 pGt. Binjen vom 29. November 1880 biz 18. Februar 1881 
behaupten, gegen die Executionsführung rückſichtlich des Ubrigen 
Zinſenanſpruches aber die Verjährung einivenden mile. 

Die erfte Inſtanz bat dás Executionsgejud) zurückgewieſen 
au3 folgenden Erwägungen: Das Gejud ift in formeller 
Beziehung als gegen C. gerichtet anzuſehen, wogegen deſſen 
Inſtruirung gegen den Nachlaß der 4 als verfehlt bezeichnet 
werden muß, weil es Sache der Geſuchſtellerin geweſen wäre, 
die Perſon ihres Schuldners richtig anzugeben; die Geſuch⸗ 
ſtellerin hat das Begehren auf Executionsführung bezüglich 
der Zinſen per 99 fl. 84 kr. abzüglich des für die Zeit vom 
29. November 1880 bis 18. Februar 1881 mit 2 fl. 6 kr., 
ſowie fiir die lebten 3 Sabre mit 27 fl. 72 Tr. gegablten 
Binjfenbetrages von gujammen 29 fl. 78 Tr. reducirt; nad) 
der Bejtimmung des 8. 1480 a. b. G. B., ſowie des Quitias 
minifterialeriafies vom 21. Juli 1858, R. 6. BL Rr. 105, 
unterltegen urtheilsmäßig zugeſprochene künftige Binjen der 
kürzeren Verjährungsfriſt; im vorliegenden Falle wurde die 
Verjährung der ſeit Erlaſſung des Urtheiles vom 14. December 
1880 abreifenden Zinſen nur einmal durch die Ueberreichung 
des Executionsgeſuches vom 17. Februar 1881 unterbrochen 
und mußte daber die-im Ginne des S. 1501 a. b. G. B. 
geltend gemachte Einwendung der Berjábrung berückſichtigt 
merden; Geſuchskoſten können nicht gugejproden werden, weil 
das Geſuch in formeller Beziehung verfehlt war. 

Das Oberlandesgericht hat in Erwägung, daß die Grund⸗ 
lage des Executionsgeſuches das Urtheil vom 14. December 
1880 bildet, wonach B. ſchuldig erkannt wurde, der Klägerin 
A. den eingeklagten Betrag von 154 fl. ſammt Zinſen und 
Koſten qu bezahlen; daß nad) dem inzwiſchen eingetretenen 
Ableben der Schuldnerin das Executionsgeſuch der Gläubigerin 
mit Recht gegen deren Nachlaß durch den zu beſtellenden 
Curator gerichtet werden konnte und es keine geleglicie Bots 
ſchrift gibt, welche fie verbalten tuiirde, dem Borhandenjein 
pon Erben, deren Namen und Anfenthalte unb der allenfalis 
pon ihnen bereitê abgegebenen Erbserklärung nachzuforſchen; 
daß das Urtheil durch den jeitherigen Zeitverlauf feine Exe— 
cuttonsfabigteit nicht verloren hat; die Cinwendung der Gegen⸗ 
partei aber, daf bas Executionsrecht bezüglich Der älteren 
Binfen durch Verjährung erloſchen jei, die Behauptung der 
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Erlöſchung durch ein dem Urtheile nachgefolgtes Ereigniß ents 
hält, daber gemäß Hofdecrets tom 22. Juni 1836, 3. 6.6. 
Nr. 145, auf einen bejonberen Rechtsweg gehört und mittelſt 
Klage angebracht merden muß, die in der Regel nicht einmal 
den Qauf der Crecution hemmt; da demgemãf die einge- 
mendete Zinſenverjährung im Executionsverfahren nicht qu 
beriidfidtigen ilt, dem Recurſe der M. ftattgegebem und in 
Abänderung des erftriditerligen Beſcheides dem Begehren 
Folge gegeben. 

Der oberſte Gerichtshof hat die oberlandesgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung aus deren Gründen beſtätigt. 


Nr. 423. 
Die Mefimmung des &. 1118 a. b. O. B. betreffend dic Aufhebung 
des VReſtandvertrages wegen Richtzahlung des Reſtandzinſes vor 
Abſauf des Termines Rommt nur beim Algang diesbezäglicher 
Parteienvereindarungen ur Antwendung. 
Entſcheidung vom 29. December 1891, B. 14.662. (Abânderung des Urtheiles 
des T. 3. Oberlandesgerichtes Graz vom 4. November 1891, 3. 10 361; 
Wiederherſtellung des Urtheiles bes k. k. Begirlôgeridites Voitsberg bom 
10. Oetober 1891, 8. 12.722.) 
Mlágerin MA. bat dem Geklagten ihren Garten auf 
10 Sabre vom 31. Letober 1889 big dabin 1899 um den 
Jahrespachtſtchilling von 50 fl. im den zwei erften Jahren 
und von 80 fl. in dem weiteren acht Sabren, aljo um de 
Geſammtpachtſchilling von 740 fl. verpachtet. Nach dem 8.2 
des Vertrages ift der Pachtſchilling jerveilig nachhinein, und 
gnar am 1. Juni und am 1. Geptember jedes Sabre, je 
5 fl., rejpective 40 fl. au zahlen. Mit Klage de praes. 
5. Geptember 1891 begebrt die Rlágerin die Aufhebung des 
Pachtvertrages auf Grund der Bejtimmung des 8. 5 desſelben 
ausdrücklich aus dem Grunde, tveil der Geklagte die am 
1. Geptember 1891 nachhinein fúllia gewordene Podts 
ſchillingsrate von 25 fl. nebft Nachtrag von 6 fl. nicht ge: 
aablt babe. Der Gellagte mendet ein, daf; die Bablung der 
fällig geweſenen Padticilingêrate im Compenſationswege 
erfolgt, daher dieſelbe nicht rückſtändig ſei, und daß die fuͤr 
die Aufhebung eines Beſtandvertrages im 8. 1118 a. b. G. B. 
vorausgeſetzte Bedingung, nämlich der fruchtloſe Ablauf des 
Termines zur Zahlung, nicht vorliegt. 
Der erſte Richter hat die Stattgebung des glagbege 


davon abhängig gemacht, daß dem Geklagten der is 


IV. 428. 871 


liber den Beſtand einer den Betrag von 31 fl. erreichenden 
Gegenjorderung nicht gelingen ſollte, und besiglid Der letzt⸗ 
erwábnten Einwendung bemertt, daß das Mort Termin im 
8. 1118 a. b. G. B. gemäß der Mejtimmung des 8. 705 
a. b. G. B. nicht mit dem Begrifte , Seitraum”, jondern mit 
dem Begriffe ,Seitpuntt” gleichbedeutend ift, der Gellagte 
daber (don am 2. September 1891, aljo nod vor Anftren= 
gung der Rlage, mit der Bablung des Beſtandzinſes im Rück⸗ 
ſtande tvar, da der 8. O des Pachtvertrages an den Riiditand 
auch nur einer Bindrate ausdriditd da? Klagerecht auf Auf⸗ 
bebung des Pachtvertrages knüpft. 

Das Oberlandesgericht Dat das Rlagebegebren abs 
gewieſen. — Gründe: Rad dem 8. 2 des Padtvertrages iſt 
der Pachtſchilling jerveilig nachhinein d. h. mit Ablauf des 
Pachtjahres qu bezahlen, und wenn weiters geſagt wird, daß 
am 1. Juni und am À. September jedes Jahres je 25 fl., 
trefpective 40 fl. gu zahlen jeten, jo können dieje Lage nur 
als Zahlungszeitpunkte, nicht aber als Endtermine angejeben 
werden, mit deren MUblauf der Pachtſchilling als rückſtändig 
angujeben wäre und fofort die Aufhebung dez Padtvertrages 
perlangt werden fónnte. Mit Rückſicht auf die Dedungene 
Nachzahlung des Pachtſchillings mu dte Beſtimmung dez 
8. 5 dahin verjtanden werden, da Klägerin zur Aufhebung 
des Paditvertrages Derechtigt máre, menn mit Ablauf des 
Pachtjahres der Pachtſchilling im Rückſtande máre, aljo die 
bis dabin fálligen Pachtſchillingsraten nicht vollſtändig Des 
zahlt wären. Wenn aber die Klägerin ſich im 8. 5 des Ver⸗ 
trages nur das Recht mabren wollte, im Falle eines Rück⸗ 
ſtandes des Pachtſchillings den Pachtvertrag vor der Zeit auf⸗ 
löſen zu können, ſo würde die Beſtimmung des 8. 1118 a. b. 
G. B. in Wirkſamkeit treten, nad) welcher aber gleichfalls 
das am 5. September 1891 geſtellte Klagsbegehren auf 
Vertragslöſung wegen Nichtzahlung der am 1. September 
1891 fällig geweſenen Mate unbegründet wäre. Würde aber 
auch die Stiliſirung des Pachtvertrages in dieſem Punkte 
als undeutlich angenommen, ſo müßte nach 8. 915 a. b. 
G. B. die Auslegung zum Nachtheile der Klägerin erfolgen, 
welche ſich bezüglich ihres Rechtes der Vertragsaufhebung der 
undeutliben Aeußerung bediente. 

Der oberſte Gerichtshof hat dem Reviſionsbegehren der 
Klägerin Folge gegeben und mit Abänderung des obers 
fandesgeridtliben Urtheiles das erſtrichterliche Urtheil 

24* 


372 IV. 4283. 


wiederhergeſtellt — Griinde: Im 8. 5 des Paditvertrage 
wurde bejtimmt, daß für den Fall, als der Geklagte mit der 
gabtuna einer Pachtſchillingsrate im Rückſtande máre, die 

lägerin berechtigt fet, dem Mertrag aufaubeben. Dieſe Vers 
tragsbeſtimmung kann nad) der natürlichen Bedeutung der 
Worte in ihrem Zuſammenhange nur dahin verſtanden werden, 
daß der im 8. 1 vereinbarte Geſammtpachtzins in Raten von 
25 fl. beziehungsweiſe 40 fl. jedes Jahr am 1. Juni und 
am 1. Geptember qu entrichten iſt, daß daher dieje Padt- 
ſchillingsraten am 1. Juni, rejpective am 1. September jeden 
Sabres fállig und, menn an dieſen Tagen nicht gezabit wird, 
rückſtändig jind, und daß, wenn eine Paditrate au dem hiezu 
bejtimmten Tage nicht bezablt wird, die Rlágerin als Bers 
púcterin die Aufhebung des Pachtvertrages qu begehren bes 
rechtigt iſt. Da gemäß 4. 902 a. b. G. B. Vertrãge auf die 
Art, wie es die Parteten verabredet haben, gu vollziehen find, 
É fann die Berechtigung der Rlágerin, die Aufhebung des 

achtvertrages qu verlangen, nicht beftrittem werden, ſobald 
ſie ihre Behauptung, daß die am 1. September 1891 fällige 
Pachtzinsrate an dieſem Tage nicht berichtigt worden ſei, 
—** hat, und kann es hiebei auf die Beſtimmung des 
8. 1118 a. b. G. B. nicht ankommen, da dieſelbe nur bei 
Abgang diesbezüglicher Parteienvereinbarungen zur Anwendung 
kommen kann. Der erſte Richter hat daher mit Recht unter 
den obwaltenden Umſtänden die Stattgebung des Klage⸗ 
begehrens davon abhängig gemacht, daß dem Geklagten der 
Beweis über den Beſtand einer den Betrag von 31 fl. er 
reibenden Gegenforderung nicht gelingen jolíte. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


E. = Judicatenbuch; II. SEpruchrepertorium; III. Amtlich veroffent⸗ 
lichte Entidetbungen; V. = Materienvegtiter.) 


A. 


Abtrennung, grundbücherliche: Bejdeinigungêmittel für die 
Zugehörigkeit des Trennitides zum Stammgute. I. Rr. 70. 

Abweſender unbelannten Anfenthalta: Die Friſt zur Ein— 
rede läuft vom Tage der Flagszuſtellung an den für ihn 
beſtellten Curator. J. Nr. 5 

— — Dem A.. welchem als Vetlagten ein Curator beſtent 
wurde, kann der Haupteid aufgetragen tverden. J. Rr. 33. 


Actiengeſellſchaft, aufgelófte: Das Recht des Gläubigers 
auf Erlag der ſtreitigen dorteruna, kann aud mit Gejud 
geltend gemacht werden. II. Rr. 1 

Mbaptirungêpatent vom Sabre 180, ſ. Handelsgericht. 


Adminiſtrativ-Verfahren: Der proceſſuelle Anſpruch auf 
Erſatz des von einer Partei tn einem adminiſtrativen Ver⸗ 
fahren zur Wahrnehmung ihrer Rechte gemachten Aufwandes 
kann auf dem ordentlichen Rechtswege nicht geltend gemacht 
werden. II. Nr. 134. 

Adulterinus, legitimirt per subsequens matrimonium: 
Ginem jolben Rinde kann auch nicht das au3 der Ver—⸗ 
muthung des 8. 138 a. b. G. B. ſich ergebende Recht der 
ebeliben Geburt im Samilienftande des erften hesatten 
ſeiner Mutter aufgedrungen werden. III. Rr. 1 

Advocat: Behandlung der mit der —S goma für 
den einſchreitenden A. nicht belegten Bitch Umfang 
der Vertretungsbefugniß des gemas 8.28 lit. h A. O. bes 
fteliten Stellvertreters eines IV. Nr. 2 
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Ad vocat: Ceſfion der eventuellen Gerightato ftemerjagtorberima 
feiten3 der bon tbm vertretenen Partei an tn. IV. Rr. 34. 

— — Der UM. bat kein Retentiondredt für jeine illiquide 
Grpenfenforberung an der aus der Vertretung für den 
Glienten erhaltenen Barſchaft. IV. Nr. 53. 

— — Die Enthebung des von dem Advocatenkammeraus⸗ 
ſchuſſe fiir cine arme Partei beſtellten unentgeltlichen Ber 
treterê von der ihm aufgetragenen Vertretung ftebt in erfter 
Inſtanz Nberhaupt und insbeſondere auch dann, wenn die 
Enthebung ton der unentgeltliden Mertretung wegen Un⸗ 
durchführbarkeit des Rechtsanſpruches der das Armenrecht 
genießenden Partei begehrt wird, dem Advocatenkammer⸗ 
ausſchuſſe zu, und bleibt gegen die diesfällige Erledigung 
die Beſchwerde an das Oberlandesgericht offen. J. Nr. 108. 

— — Die Enthebung von einer ex offo Vertretung wegen 
Undurchführbarkeit der Rechtsſache fteht den Geriditen qu. 
HM. Nr. 89. (Befeitigt durch Qudicat Nr. 108.) 

— — Die Gubftituirung des A. durd) einen Goncipienten 


tft im ordentlichen ſchriftlichen Verfahren nicht blos bin, 


ſichtlich der Unterfertigung der Satzſchriften, ſondern auch 
hinſigtiicz der Intervenirung bei Tagſatzungen ausgeſchloſſen. 


— — Glaubwürdige Nachweiſung, bez. Beſcheinigung der 
Expenſenforderung. IV. Nr. 127. 

— — Seine Fertigung auf gerichilicgen Gingaben in poss. 
summ. nicht erforderlid. 1. Nr. 62. 

— — Berpilidtung zur Rechnungslegung und Erfüllung 
derjelben. IV. Rr. 143. 

— — als Curator j. Curator. 

Advocatengebühren: Bei der im Ginne des Hofdecretes bom 
4. Detober 1833, 3.6.6. Nr. 2633, vorzunehmenden Be 
ftimmung der A. kommt e3 nur darauf an, ob die Qeiftuna, für 
welche eine Gebühr angejproden wird, erfolgt fei und 
welche Entlobnung derfelben entſpreche; die tveiteren Fragen, 
ob die Qeiftungen nothwendig oder zweckmäßig waren, ob 
ſie fiber ober obne oder gegen den Auftrag des Clienten 
geſchahen und melden Einfluf all” dies auf dte Zahlungs⸗ 
pflicht des Clienten ilbe, find dem im erwähnten Qofs 
decrete vorgeſehenen Proceßwege vorbehalten. IV. Rr. 327. 

— — 1. Gerichtskoſten. 


— Momo catenprifung: Mebuis Zulaſſung que A. Bat der 


Fandidat nach 8. 3 der Adv. Ordn. unbedingt cine drei⸗ 
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jährige Praxis bet einem Advocaten oder einer Finanzpro⸗ 
curatur nach erlangtem Doctorate nachzuweiſen. IV. Nr. 305. 

Advocatenprüfung: Unzuläſſigkeit der Befreiung von ger 
Prüfung aus dem Strafrechte bet der A. II. Rr. 1 

Mbvocaturscandidat: gu Behufe der Gintra * a 
die Liſte der A. kann die Bejtátigung des E. T. Miniteriuma 
fiz Cultus und Unterridt, daß mit der Ablegung des 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Rigorojum3 die feblende ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftliche Siaatôpráfung erteit jet, nicht als gentigend an= 
gefeben werden. . 105 

Advocaturspraxis: Die in Folge der von dem Ober⸗ 
landesgerichtspraͤſidenten im Grunde des a pn der Gerichts⸗ 
inftcuction vom 3. Mai 1853, R. G. Pr. 81, und 
nad) — der kaiſerl. Verorbnung om e April 1859, 

BI. Nr. 91, ertheilten Bewilligung angetretene 
F —— Richteramtspraxis iſt, —38— der Candidat 
die dritte theoretiſche Staatsprufung, d. i. die ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftliche, mit genügendem Erfolge abgelegt oder ſich mit 
der Erlangung des rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Doctorates einer inländiſchen Univerſität ausweiſet, vom 
Zeitpunkte des Antrittes als eine e PE vollſtreckte bei 
Berechnung der A. anzurechnen. 

— — Die von einem Advocaturscandidaten in iBesvenduna 
bet der Oberſtaatsanwaltſchaft sugebradite Zeit iſt in die 
bei cinem Gerichte oder Advocaten qu vollitredende Praxis 
nicht einzurechnen. II. Rr. 48. 

Aigerbeliandgeber: Mud ihm ſteht das Pfandrecht dez 
8. 1101 a. b. G. B. gegen den Afterbejtandnegmer qu. 
I. Rr. as 

Agentie, ftabile: Die geflagte ausländiſche Aetenge leia ft 
fann es nicht ablegnen, dort Recht qu nehmen, wo fie eine 
A. zur Vermittelung des Verkehres mit dem Publiftum in 
ibren Angelegenheiten beſtellt und das tn Gtreit verjans 
gene, naturgemäß in den örtlichen Wirkungskreis dieſer als 
Siwelgnieberlafiung  eridbeinenden A. fallende Rechtsgeſchäft 
geſchloſſen hat 

Alimentation: Auf die executive Einbringung der auf dem 
Geſetze beruhenden Anſpruͤche auf A. und zwar von dem 
in dem ergangenen Urtheile beſtiminten Tage an, arde 
der Anſprüche auf Erjag der diesfälligen Streitkoſten findet 
das Geſetz vom 29. April 1873, R. G. BI. Rr. 68, teine 
Anwendung. IV. Nr. 399. 
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Alimentation: Der durch Urtheil oder gerichtlichen Vergleich 
erfolgte Ausſpruch der Verpflichtung zur periodiſchen Leiſtung 
von Alimenten gibt nicht zugleich auch einen Rechts⸗ und be⸗ 

iehungsweiſe Verpflichtungsgrund zur Sicherſtellung mittelſt 
—8 oder ſonſtigen Pfandes tiro die Berichtigung künftig 
fáliig tverdender Raten. II. Rr. 

— — Der mider den unebeliden Bates gerichtete Anſpruch 
auf Erſatz der often der dem Rinde gewährten MA. ift gu 
beurtheilen nad; den Vermögens-, beziehentlich Ermertê- 
verbáltnifjen des Melangten zur Beit Der geleiftetem MU. 
zich aber de eingebragiten Erſatzklage (88. 167, 1042 a. 


— — Umjang der Giderftelung für die 5 ta dom 
Unterbaltêgeldern im alle des poncurfes nad) 
und 182 der Concurõordnung. II. Rr. 

— — 1. Rindesalimentation. | 


A lime ves Beſchränkung Der Executionsführung auf A. 


— — Bur age de? Anſpruches der auberebeliden Autter 
egen den außerehelichen Mater auf a der sei welche 
für das Kind aufgewendet hat. IV. 


Amortiſirung: Die A. einer Urkunde, ele nt Aus 
nabme der Unterſchrift des Ausſtellers alle prtorbernifte 
nes Wechſels enthált, gehört vor das Gandelêgeridht. TI 


— — Die Friſt gue Amortificung von Privatſchuldverſchrei⸗ 
bungen, welchen Coupons beigegeben ſind, läuft, wenn die 
Schuldverſchreibungen zur Zeit des Amortiſirungsedictes 
ſchon fällig waren, vom Tage des Edictes; jene der Cou⸗ 
pons aber, welche erſ nach dem Tage des Amortiſirungs⸗ 
edietes fällig werden, von dem dem Verfallstage der letzteren 
folgenden Tage. IV. Nr. 114. 

— — Geridta uftâmbigteilgue dl von Ruzideinen. IL. Rr. 72. 

— — Ungulái feit der A. nod nidt fálliger Pfandbrief⸗ 
Coupons. . Nr. 40. 

Amtsurtunde, auslândiide: ſ. Urlunde. 


Anfechtung: Auch auf Grund richterlicher Erkenntniſſe er 
wirkte Executionen unterliegen als Rechtshandlungen im 
Sinne des 8. 6 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. 
EL Ei Sé, unter d den Borausjegungen ee Gejegesftee 

et . 
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Anfechtung: Auch die grundbücherliche Anmerkung der Anfech⸗ 
tungsklage iſt an die Vorausſetzungen für die Bewilligung 
eines Sicherſtellungsmittels geknüpft. IV. Nr. 405: 

— — Auf die Beſtellung, beziehungsweiſe Erwerbung des 
Pfandrechtes rückſichtlich einer Forderung, bei welcher die 
pug etngen des 8. 30 8. 4 des a vom 16. Mai 
1884, R. G. Bl. Nr. 36, nicht zutreffen, finbet 8. 28 ibid. 
teine Anmendung. IV. Nr. 367. 

— — Bei Erledigung des Einſchreitens um gegneriſche Vere 
ftândigung von der beabfichtigten A. eines Rechtsgeſchäftes 
iſt die Mctivlegitimation des Anfechtungswerbers nicht qu 
priifen. - IV. Nr. 150. 

— — Beſchränkungen im der Anwendung des 8. 32 des 
Am fedtumgôgejeies vom 16. März 1884, R. G. BI. Rr. 36. 

. Nr. 97. 


— — Der Anfechtungswerber, welcher den Verkauf der 
Realitát ſeines Schuldners erfolgreid anfodt und hterauf 
eben bdieje Nealitát zur executiven Verſteigerung brachte, 
fann bet der Meiftbotvertheilung eben nur jene Rechts⸗ 
ftelung als Glâubiger tn Anſpruch nehmen, welche er ges 
habt hätte, wenn der ihm gegenitber für unwirkſam erklärte 
Verkauf nicht ſtattgefunden hätte. IV. Nr. 35. 

— — Der Concursmaſſeverwalter bedarf zur Anfechtungs⸗ 
klage der im 8. 147 der C. O. vorgezeichneten ſpeciellen 
Ermächtigung nicht. IV. Rr. 85. | 

— — Der ridterlide Ausjprud, daß ein beſtimmtes Rechts— 
geſchäft eine nad) dem Anfechtungêgejege vom 16. März 
1884, R. 6. BI. Rr. 36, anfechtbare Rechtshandlung fei, zieht 
nad den Beſtimmungen dieſes Geleges die rechtliche Folge 
nad fid, daß die bezügliche Rechtshandlung gegenilber dem 
Gldubiger, der fie angefocten hat, obne irgend etne Ein— 
ſchränkung rechtsunwirkſam wird. IV. Nr. 91. 

— — Die M. der MAbiretung einer Forderung an Bab- 
lungsſtatt 1ft zwar keineswegs nur im Falle des Concurjes 
autáfiia, aber jedenfalls dann nicht ſtatthaft, wenn erwieſen 
ft, daß die Ceſſion, ungeachtet die Urkunde hierüber erſt 
im letzten Sabre vor Geltendmachung des Anfechtungs⸗ 
rechtes errichtet wurde, mündlich ſchon vor der im 8. 30, 
II, 4 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. Bl. Rr. 36, 
geſetzten Friſt vor ſich ging. IV. Rr. 71. 

— — Die Bürgſchafisübernahme kann gegenüber dem Gläu⸗ 
biger, deſſen zu Recht beſtehende Forderung verbürgt wurde, 
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niemals als eine unentgeltliche Verfügung des Bürgen in 
Betracht kommen und daher auch ſeitens der Concursmaſſe 
der Bürgen dem Gläubiger gegentiber auf Grund des 8. 3, 
Bb. 1, des MA. G. vom 16. Mir; 1884 Nr. 36 R. G. 
Bl., nicht angejoditen merden. IV. Nr. 226. 

Anfedtung: Die tm Anfechtungsproceſſe erklärte relative 
Ungtltigteit etner Hypothek begriindet für den Anfechtungs⸗ 
merber nicht den Gintritt in die Priorität bes angefodtenen 
Pfandrechtes, ſondern nur deſſen Nichtbeachtung bei Er- 
mittlung des dem Anfechtenden gebührenden Meiſtbot⸗ 
antheiles. IV. Nr. 362. 

— — Die Relativität der im Anfechtungsproceſſe erlangten 
Unwirkſamerklärung einer Pfandrechtseinverleibung vermag 
ihre beſondere, die angefochtene Rechtshandlung aufrecht⸗ 
haltende Wirkung nur gegenüber den Nachmännern des 
obſiegenden Anfechtungsklägers, keineswegs aber gegenüber 
deſſen Vormännern zu —58* IV. Nr. 77. 

— — Ein, ſei es auch rechtskräftiges, Urtheil, in welchem 
die Verpflichtung des Schuldners zu gewiſſen Handlungen 
oder Unterlafjungen, nicht aber folder Leiſtungen beſtimmt 
dt, fic welche aus dem Vermögen des Schuldners ſelbſt 
und unmittelbar in Folge der Executionsführung auf das⸗ 
ſelbe die Befriedigung zu erlangen wäre, reicht zur Vez 
gründung des Anfechtungsrechtes nicht aus. IV. Nr. 313. 

— — Ein wenngleich rechtskräftig feſtgeſtellter Anſpruch auf 
geioifte Gandlungen, für melden aus dem Vermögen des 

chuldners felbft und unmittelbar durd Executionsführung 
auf basjelbe die Befriedigung nicht qu ſuchen iſt, tt zur 
Begründung eines erhobenen Unfedtungdanprudhes gemas 
8. 32 des Anfechtungsgeſetzes vom 16. März 1884, R. G. 
BI. Nr. 36, nicht hinreichend. IV. Rr. 169. 

— — ECriolgreide A. der durch eine Zwiſchenhypothek von 
der Forderung des Anfechters getrennten Borbypothel 
feitens des Nachhypothekars. Wirkung des Anfechtungs⸗ 
urtheileS bet der Vertheilung des Meiſtboterlösſes au3 der 
verpfânbdeten Liegenſchaft. IV. Nr. 282. 

— — Im Verlaufe des Anfechtungsproceſſes kann ein in 
der Klage nicht aufgenommener Anfechtungsgrund nicht 
geltend gemadt werden. IV. Nr. 119. 

— — Nad 8. 2 Anf. Gel. kann ein Rd Buthun des Ge⸗ 
meinſchuldners erwirktes executives Pfandrecht nicht ange⸗ 
fochten werden. IV. Rr. 119. 
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Anfechtung, von Rechtshandlungen des Cridatars mittelſt 
Einwendung des Concursmaſſeverwalters im Liquidirungs⸗ 
proceje, egenfiand der Beweisführung nad) dem Gelege 
vom 16. März 1884, R. G. BI. Rr. 36. . Nr. 

— — Bem der — — bezüglich einer editei 
forderung auf die widerſprochene Behauptung geſtützt wird, 
da auf den Wechſel feine Baluta gefloſſen iſt und daf 
das Wechſelgeſchäft ein Scheingeſchäft ift, jo ift es Sache 
des Klägers, alle Thatumſtände, welche er zur Subſtantiirung 
ſeines im Sinne des 8.29 Al. J dez Geſetzes vom 16. März 
1884, R. G. Bl. Nr. 36, —— —— ———— 
anfúbrt, namentlich, da die ???dchſelvaluta nicht gefloſſen 
iſt, zu erweiſen. 

— — Bu 8.30 B.1 amb 4º des Gefege3 vom 16. März 
1884, R. 6. BI. Nr. 36, belangend die Anwendung diejer 
Gefehesſiellen in veiref der Anfechtung eines Rechts⸗ 
geſchäftes, welchem ein theils atgeituicher thee unentgelt⸗ 
icher Vertrag zu Grunde liegt. 

— Zur Lehre von der A. — — außer⸗ 
halb des Concursverfahrens. II. Nr 

— — Zur Offenhaltung der Friſt 30 des Anfech⸗ 
tungsgeſetzes iſt die Angabe des Anfechtungsgrundes in der 
gemäß 8. 33 1. c. dem geoner zugeſtellten Verſtändigung 
nicht nöthig. IV. Nr. 1 

— — Zurückweiſung der Deift Einwendun ng geltend ges 
maditen M. der im Executionswege unbefriedigt gebliebenen 
Forderung des Anfechtungsklägers wegen Mangels der 
Bollitredbarteit der Forderung des Anfeditungêgegnera. 
IV. Rr. 215. 

Anfechtun zheſetz: Der Recurs wider den Beſcheid, womit 
in Gemäßheit des 8. 46 des Anfechtungsgeſetzes wegen 
bücherlicher Anmerkung der Klage erkannt wird, iſt binnen 
acht Tagen einzubringen. IV. Nr. 334. 

— — Die Beſtimmungen des S. 953 a. b. G. B. wurden 
durch die Anordnung des 8. 52 des Anfechtungsgeſetzes 
vom ro Ria 1884, R. G. BI. Nr. 36, außer Kraft geſetzt. 

- Nr. 


ur é gua A. vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 36. 


Mugeld: idtebebuna des 8. 908 a. b. G. B. durch Art. 285 
9. 6. II. Nr, 48. | 


380 Alphabetiſches Sachregiſter. 


Anmerkung: Bedingung der grundbücherlichen A. der Auf⸗ 
kündigung, ſowie der Rs auf Bablung einer fuperintabus 
lirten Pot. II. Rr. 6 

— — der Enpotiitactiage in den nad dem ital. Syſtem eins 
gerichteten Hypothekenbüchern. J. Nr. 43. 

— Die grundbücherliche A. einer Klage, mit welcher die 
goſchu des Pfandrechtes für eine Forderung wegen ers 
folgter dota (oder gerichtlichen Crlages) begehrt wird, 
iſt zuläſſig. II. Nr. 128. 

— — Durch die im Grundbuche vollzogene A. der Real- 
eigenſchaft der Gerechtigkeit des freien Bier⸗, Wein⸗ und 
Branntweinſchankes auf einem Hauſe wird der nadober De 
rialberordnung vom 31. Oetober 1856, R. G. B 

u erlafjenden, hiedurch ermöglichten Enticheibuna ber que 
ândigen politifden Behörde über die rechtliche Gi entojatt 
de3 Schankgewerbes in fetner Weiſe vorgegriffen. IV. 


Annuallegat: Art der Einrechnung eines A. in den td 
thetl. IM. Rr. 24. 

Appellation: MAbinderung des Urtheiles zum Machtheile 
des a Aphelanten im Falle beiderſeitiger Appellation zuläſſig. 


— — Die Uber eine rechtzeitig, jedoch telegraphiſch angemel⸗ 
dete A. glagene Anweiſung zur Einbringung einer förm⸗ 
ns . hinnen einer beſtimmten Friſt iſt zuläſſig. 

Nr. 3 

— — Ueber Line tm mündlichen Verferen überreichte ſchrift⸗ 
liche Appellationsanmeldung iſt im Bereiche der weſtg. Ge⸗ 
richtsordnung Tagſatzung nur dann zu geben, wenn beide 
Advocaten im Amtsorte ſind. IV. Nr. 352. 


Appellationsbeſchwerden: uner ſtregbarleit der Friſt nach 
der to. q. und ital. G. O. M. Nr. 58. 


Appellationsfrift im —— Verfahren: Die Friſt 
läuft eventuell vom Tage der Zuſtellung des geſetzmäßig 
durch Beigabe der Gründe, aſichtlich Zeugenausſagen er⸗ 
gänzten Urtheiles. II. Nr. 

Appellationskoſten, ſ. Geridiistoften. 

Armenrecht: Gegen die Bewilligung der Gtempels und 
Gebiibrenbejreiung für ben Rláger fann der Geklagte recur⸗ 
ias Vorbehalt der Entſcheidung über die Recurskoſten. 

Arreſt, ſ. berfugung. 
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Aufforderungsklage: Auf Grund der Anmeldung einer 
Forderung gegen Concurſe zuläſſig. II. Rr. 98. 


— — Das nad 8. 72 a. G. O. erwirkte Erkenntniß kann 
nur die Rechtswirkung üben, den Aufforderer gegen Wider⸗ 
ſprüche privatrechtlicher Natur wider den beabſichtigten Bau 
von Seite jener, gegen welche das Erkenntniß ergangen iſt, 
ſicherzuſtellen. Das auferlegte Stillſchweigen hat nur die 
Bedeutung, daß die im Aufforderungsproceſſe abgethanen 
Anſprüche mit Rechtswirkung nicht mehr erhoben werden 
können. IV. Nr. 309. 


— — Der Inhaber eines „Sparcaſſebüchels“ kann die Ver⸗ 
laſſenſchaft, beziehentlich die Erben Desjenigen, auf deſſen 
Namen dasfelbe lautet und von welchem er es zum Eigen⸗ 
thum erhalten zu haben behauptet, nicht deshalb mit der 
A. belangen, weil ſie die Sparcaſſeeinlage als Nachlaß⸗ 
object ihres Erblaſſers erklären und behandeln. IV. Rr. 189. 


— — Die A. iſt zuläſſig, wenn der Auffordernde vom Auf⸗ 
geforderten wegen —22 eines dieſem mit Urtheil 
zuerkannten Anſpruches ohne genaue Bezeichnung jenes 
Urtheiles angegangen wurde. IV. Nr. 285. 

— — De vom Provocaten eingebrachte, als Einrede bezeich⸗ 
nete Beantwortung der ihm gemäß 8. 68 mit bezirksgericht⸗ 
lichem Beſcheide rechtskräftig zugeſtellten Aufforderungsklage 
iſt auch ſeitens des Zegirtegerichtes um die Replik zu be⸗ 
ſcheiden. IV. Nr. 373. 


— — Die Zuſendung eines, wenn auch geſchloſſenen Mahn⸗ 
prelo deredtigt den MAbreijaten zur Aufforderungsklage. 
- NR. . 


— — Gine A. ecignet ſich nicht fiir die Behandlung durch 
den Givilriditer, wenn die aufgejorderte Rlage nicht zur 
Competenz Der ordentlichen Gerichte gehört. IV. Nr. 235. 


— — Goat der mit der A. Belangte die aufgeforderte Rage 

eingebracht unb jo dem hiemit in feiner Wirkung vollſtändig 
erſchöpften richterlichen Decrete entiproden, jo Dedarf e3 gur 
Ueberreichung einer neuerlichen aufgeforderten Klage über⸗ 
haupt einer Friſtertheilung, alſo auch einer Friſterſtreckung 
nicht. IV. Nr. 40. 


— — Ueber die A. kann die Acteninrotulirung wegen nicht 
erſtatteter Einrede nicht verlangt werden, wenn die auf—⸗ 
geforderte Klage überreicht worden iſt. IV. Nr. 388. 
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Aufforderungsklage: Wenn dem Kläger eine Gegen⸗ 
forderung compensando entgegengeſtellt wird und derſelbe 
die A. noch vor Beendigung des Hauptproceſſes einbringt, 
ſo iſt dieſelbe nicht verfrüht, wenn die Compenſations⸗ 
e TV. e DO tft, bevor del Beruhmungsproceß im Gange 

t 

— — wegen eines neuen Baues: Die Einrede der Un— 
ſtatthaftigkeit der Aufforderung iſt zuläſſig. J. Nr. 118. 

— — wegen eines neuen Baues: Fall der ↄulaſſigkeit der 
Einwendung der Unſtatthaftigkeit. J. Nr. 

Ausgeding: Auf ſelbes kann nur mini Gequeitration 
Grecution geführt merden. II. Nr. 41. 

— — erp idtuna, des execut. Erſtehers der pedem ida ft au 
deſſen Qeiftung: Begrengung der legteren. II. Rr. 

— — em ein Ausgedingsberedtigter den oram im 
Grundbuche einem Hypothekargläubiger einräumt, jo hat 
diejer das Recht auf Bejriedbigung im der Privritát des 
Ausgedinges, und zwar nicht blos aus den Zinſen des er⸗ 
mittelten Pedegungzcapitales, ſondern ſofort aus dem leg 
teren ſelbſt. IV. Rc. 1 

Ausländer: Ausübung de Pflegſchaftsgerichtsbarkeit vide 
ſichtlich der Kinder von A., welche in Zeſterreich ihren 
ordentlichen Wohnſitz haben. III. Rr. 1 

Auswanderung: Beginn der — mit der Rechts⸗ 
traft des Ansmanderingêurtíeiles. I. Nr. 4 


8. 


Bagateliverfabren: Dasjelbe ift auf Sthadentlage aus 
einem Beſtandvertrage nicht anwendbar. IV. Nr. 118. 

— — Die Exeeutionsführung auf Grund eines im B. er⸗ 
wirtten Gres Executionstitels fät nicht in den Bereich des B. 

— — die Page auf Rückerſtattung eines in Angelegens 
beiten des Geerechtes begablien so nbeizages unter 50 ff. 
eignet fi) gum B. nicht. IV. 

— — 63 ift unguláliia, ein —— eingeleitetes Ver⸗ 
fahren deshalb aufzuheben, weil im Laufe des Verfahrens 
das Klagebegehren auf einen Betrag atringiet tou wurde, hin⸗ 
ſichtlich deſſen im B. vorzugehen wäre . 401. 

— — Gegen Entideidungen des — —— iſt ein 
meiterero Rechtszug nicht zuläſſig. J. Nr. 101. 
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Bagatellverfahren: In jenen Rechtsſtreitigkeiten, welche 
nach 8. 1 des Geſetzes vom 27. April 1873, R. G. Bl. 
Nr. 66, bezihung zweine des Geſetzes vom 1. “Mar; 1876, 
R. 6. BL 23, im B. qu verbandeln find, ift ein 

" andereê Berjnfiren felbfe über ein ausdrückliches oder ſtill⸗ 
ſchweigendes Uebereinkommen der Parteien unzuläſſig; eine 
Aenderung dieſes geſetzlichen Verfahrens begründet eine bon 
Amtswegen mabrzunebmende Nullität. I. ir. 117 

— — Unguláifigteit des Reviſionsrecurſes gegen eine ober⸗ 
landesgerichtliche Entſcheidung, womit der die Einleitung 
pe Bagateliverjabrens veriveigernde oder das eingeleitete 
* einftellenhe Beſchluß des exiten Richters abgeândert tuird. 


Bank, dfterr.sung.: Cie kann von ihren Angeftelten, ſo⸗ 
weil es ich um Privatrechte handelt, aus dem Dienſt⸗ 
verhältniſſe gerichtlich belangt werden; das Gericht darf 
aber das Disciplinarertenntni der Bank nicht über⸗ 
priifen. IV. Nr. 10. 

Bededungêcapital, ſ. Meiftbotvertheilung. 


Beerdigungskoſten eines unebeliben Kindes: Der Bater 
ift nado Mabgabe und mábrend der Dauer feiner Alimens 
tationspflicht auch verbunden, die Roften der angemefjenen 
Beitattung jeines Kindes qu Deftreiten. II. Rr. 10. 


Beiurtheil: Die Nevifion gegen ein, in zweiter Inſtanz ger 
fálites B. ift unzuläſſig. J. Nr. 9 

— — Die Mevifion gegen ein in ier Inſtanz gefälltes 

B. iſt auch dann unzuläſſig, wenn das erſtrichterliche Er⸗ 

tenntnif vor der Wirkſamkeit des Gejeges vom 16. Mai 
1874, R. O. BI. Rr. 69, geſchöpft iſt. I Nr. 92. 

— — Einfluß eines im Appellationszuge ergangenen B. 
auf pie vorausgêngige Gideritelung der Gerichtskoſten. 

— — twomit mebriade Beweiſe sugelafjen find: Rechtskraft 
desſelben im Falle der auch nur ton einer der Parteten 
oder auch nur hinſichtlich eines eingelnen Beweiſes einges 
legten Appellation. I. Mr. 6b. 

— — 1. Berveitantretungafrift. 

Belaftungsverbot, |. Veräußerungsverbot. 

Bereiderungstage nad Art. 83 W. D.: Die Beſtim⸗ 
mungen der 88. 570 und 60, k. Bat. vom 20. Nov. 1852, 
R. &. BI. Nr. 251, findet feine Anwendung. II. Rr. 57. 


” 
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Bereicherungsklage nad Art. 83 W. O.: Die Verein⸗ 
barung, auf welcher die in einem Wechſel enthaltene An⸗ 

- gabe des Zahlungsortes beruht, begründet den Gerichtsſtand 
des Nertrages für die nad Art. 83 W. O. zuläſſige Rage. 

— — nad Art. 83 W. O.: Umjang der Veweislaft bei der 
B. aus einem verjährten Wechſel. III. 1 


Berggeſetz: Unanwendbarkeit der —*8 des 8. 207 
auf die Sicherung oder Befriedigung der aut bem Gejebe 
berubenden Unterhaltsanſprüche. II. Rr. 

Bergmerisbetrteb: Der vom B. ju Enieliiienden Ein⸗ 
kommenſteuer ſteht ein geſetzliches Pfandrecht auf den Gegen⸗ 
ſtand des B. nicht zu. I. Rr. À 

Bergwerksentitäten: Die —e von B. zum Eigen⸗ 
aque tann nur nad pialigabe pe Beſtimmungen des 

erggeſetzes geſchehen. IV. Nr. 111. 

Berühmung: Die von dem einen Contrahenten an den 
anderen gerichtete, durch die Sachlage gehetene Aufforderung 
E einer po Vertrage Degriindeten Leiftung iſt Teine B. 

r 


Beſitz- und Kaufrechte: Die von einem Schuldner rück⸗ 
ſichtlich unbeweglicher Sachen zuſtehenden, ordnungsmäßig 
bezeichneten B. u. K. find von der Execution nicht aus= 
—— II. Rr. 107. 


Beſitzſtörung: Auch die vom Richter bewilligte Einführung 
in den Beſitz einer Sache berechtigt den vom der Beſitzein⸗ 
weiſung nicht berührten Dritten, welcher durch den Vollzug 
derſelben in ſeinem bisherigen ruhigen eſige beeinträchtigt 
iſt, in poss. summ. aufzutreten. Nr. 2 

— — Beſeitigung der in einem öffentlichen “Gerir bon 
einem Waſſerberechtigten angebtadten Anlagen durch einen 
Anderen. Competenz. II. Nr. 

— — Beſitzſtörung des BenligiagBtites an einem öffent⸗ 
fiben Gewaſſer gehört gur Buftândigteit der Gerichte. III. 


— — Competenz der Gerichte bei Beſitzſtörung an einer zum 
öffentlichen Gute gehörigen Straße. Vertreungeheſuguiß der 
Finanzprocuratur in Qandedangelegenheiten. III. tr. 1 

— — Combpetenz der Geridite zur Entſcheidung über 03. 
liche B. in Reel des Rechtes zur Venübung eines Ora⸗ 
toriums. III. Nr 
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Beſitzſtörung: Competenz der Gerichte zur Entſcheidung 
über die Klage wegen — Beſitzes bei Ausübung des 
Jagdrechtes in den längs — Eiſenbahn ſich hinziehenden 
Materialgräben. II. Nr. 

— — Der ausſchließliche, privntreitic, mebrere Sabre 
dauernde Beſitz eines Dritten an einem Gemeindewege iſt 
eine Thatfade, welche weder durd den Beſchluß des Ge: 
meindeausſchuſſes, noch duck den Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes gervaltfam bejeitigt merden joll. IV. Nr. 276. 

— — Der Gemeindevoriteher, der in Folge Beſchluſſes des 
Gemeindeausſchuſſes den privatrechtlichen Beſitz eines Dritten 
ftôvt, kann hiefür im Peſiztorungsproceſfe verantwortlich 
erklärt werden. III. Nr. 

— — Die Ausübung des bem Borgânger im Cigenthume 
einer pie entaft zuſtehenden und mit der Liegenſchaft an 
ai Nachfolger iibertragenen Jechmzbeſies begründet keine 

B. auf Seite des letzteren. IV. Nr. 

— — Die gegen die thatſächlichen disiebes einer B. gerichtete 
Klage iſt gerechtfertigt; für dem Kläger beſteht keine Ver⸗ 
pflichtung, die mocalhiden Urbeber diejer Störung auêgu= 
foriden. III Nr. 1 

— — Die Serioeigerung ez Rückſtellung einer — obendrein 

den beiben Parteien gemeinjamen — Cade, welche leih— 
weiſe au3 der A nr des Klägers in die des Bellagten 
tam und ſich in deſſen factiſchem Beſitz Definbet, begriindet 
teine B.; die Rückſtellung kann daber nicht in poss. summ., 
ſondern nur im ordentlichen Rechtswege verlangt werden. 
IV. Nr. 13. 

— — Die wider eine Gutsverwaltung wegen von derſelben 
vorgenommener Handlungen eingebrachte Klage kann, als 
die Perſon des erHagten verfeblend, nicht angejeben 
werden. IV. Rr. 

— — Die — des hiezu nicht ermächtigten Nut 
nießers einer Sache zu Aenderungen hinſichtlich der Sub⸗ 
ſtanz derſelben iſt, auch in dem deswegen vom Eigen⸗ 
thümer gemeinſchaftlich mit dem zpbnießer erhobenen St. 
wegen B., belanglos. IV. Nr. 

— — Durch die, ſei es auch ingere Beit, andauernde Be⸗ 
nützung einer fremben Sache auf eine Art, melde weder in 
der Beitimmung diejer Sade gelegen ijt, noch ein öẽkonomiſches 
Intereſſe befriedigt, wird der Beſitz des Benützungsrechtes 
dieſer Sache nicht erworben, und die Beſeitigung einer 


Entſcheidungen. VI. 25 
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Vorrichtung des Eigenthümers, durch welche eben jene 
früher geduldete enn hung verhindert werden ſoll, be⸗ 
gründet B. IV. 


Beſitzſtörung: Gegen cine in Vollzugſetzung einer Steuer⸗ 
execution vorgenommene Amtshandlung kann die Abhilfe 
nicht durch eine eſibſtorungsllage vor Gericht geſucht 
werden. IV. Nr. 

— — In —— wegen B. iſt die Finanzprocuratur 
nicht berufen, das als Streitpartei eintretende katholiſche 
Pfarrbeneficium qu vertreten. IV. Rr. 263. 

— — Nicht ſchon das Verbieten der einem Anderen zuſtehenden 
Rechtsausübung, ſondern erſt das Befolgen dieſes Verbotes 
ſeitens des seio eren ergibt filr den Verbietenden den Be— 
jigermerb des Verbotsrechtes, ohne welges das Verbieten 
an a Verbindern jener Recbtausibung 8 - conftituirt. IV. 


DeliyRsrungspeeitigteiten Auch hier Sit die Gal 
daß eine Schrift, gu deren Einbringung die vom Gejege 

beſtimmte A an einem Sonn⸗ oder njertna abläuft, 

am nádRioigenden Werktage rechtSgiltig eingebradt werden 

ann. T. 

— — Competen; der Geridite im Ginne des 8. 3 al. 2 des 
Fehem gfergeſebes vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 93. 


— — asa summ.), die gerichtlichen Cingaben bedürfen der 
vertigung etnes Mbvocaten nicht. J. Nr. 62. 


VBelibltôrungsverfabren: Der im factiſchen Beſitze des 
Bejtandobjecte3 geſtörte Veltanbnelmer tann felbe3 gegen 
den Beftandgeber eintetten. J. Nr. 3 

— — Qu den Roften, welche im B. dem obitegenden Theile 
von dem Gegentheile gu erfepen find, gehören ud die 
Roften der rechtsfreundlichen Vertretung. II. Rr. 1 


Beitandgeber: Bedingung der Beſchränkung des im im 
8. 1011 eingerâumten Pfandre htes auf dem Miether an⸗ 
vertraute Fahrniſſe. J. N 

— — Das ihm im 8. 1101 eraumte geſetzliche Pfand⸗ 
recht auf die eingebrachten Einrichtungsſtücke und Fahrniſſe 
bat den Vorzug vor den vor der Einbringung in das 
Miethlocale auf dieſelben erworbenen Pfandrechte, injofern 
dem B. nicht die Seeing des 8. 456 a. b. B. 6. ent 
gegenftebt. J. Rr. 1 
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Beſtandgeber: Das ihm im 8. 1101 eingeräumte Pfandrecht 
erſtreckt ſich in der Regel auch auf das dem Beſtandnehmer 
anvertraute Vieh und Wirthſchaftsgeräthe. J. Nr. 24. 

— — Sein Begehren um Sequeſtration der Früchte und 
Fahrniſſe zur Sicherſtellung des Beſtandzinſes iſt an die 
Momente des 8. 293 a. G. O. nicht gebunden. J. Rr. 77. 

Beſtandnehmer: Berechtigung desſelben, den Beſtandgeber 
wegen Gtórung im factiféhen Beſitze de? Bejtandobjectes 
in poss. summ. zu belangen. J. Rr. 3. 

— — Der B. ift berztig das Vieh über fremden Grund 
zu treiben, wenn der Beſtandgeber zu dieſem Viehtriebe 
berechtigt iſt. IV. Nr. 3. 

— — die im 8. 1111 a. b. G. B. ausgeſprochene Haftung 
des Miethers gegenüber dem Vermiether für jede Beſchä— 
digung des Miethſtückes erſtreckt ſich auch auf die durch 
das Verſchulden ſeiner Dienſtleute verurſachten Beſchädi⸗ 
gungen. IV. Nr. 284. 

Beſtandſtreitigkeiten: Zur Frag über die Zuſtändigkeit 
bet B. von Handelsleuten. II. Rr. 2. 

Beiftandverfabren: Anwendbarkeit des B. auf Streitig⸗ 
eiten quê Igtandvertrugen hinſichtlich beweglicher Sachen. 

r. | 


— — Anwendbarkeit feiner Mormen auf den Gtreit zwiſchen 

em qgeuen Eigenthümer und dem Beſtandnehmer. II. 
t. 40. 

— — Auf Rlagen, welche einen gegen das Aerar geriditeten 
Schadenerſatzanſpruch aus dem Pachtverhältniſſe cines Regals 
sum Gegenftande haben, tit das durch das Gejeg vom 
16. November 1858, R. &. BI. Nr. 213, normirte B. 
nicht anwendbar. IV. Nr. 412. 

— — Dos im 8. 1 der k. Berordnung vom 16. November 1858, 
R. 6. Bl. Nr. 213, für Bejtanditreitigteiten normirte 
Forum rei sitae ift ein ausſchließend gegebenes, die Proro⸗ 
giruna (sai 3.N.) in derlei Angelegenheiten ausgeſchloſſen. 


— — Die Bollitredbarteit eines Räumungsauftrages erliſcht 
nicht, menn gur Beit, in welcher die zwangsweiſe Ráumung 
eines Beſtandgegenſtande⸗ begehrt werden darf, von dieſem 
Rechte kein Gebrauch gemacht wird. II. Rr. 125. 

Beſtandvertrag: Auf B. welche nicht auf eine die vorges 
ſchriebenen Zinstermine überſchreitende Dauer abgejlofien 
find, jonbdern von einem Zinstermine zum anderen nur 


25* 
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durch die ie dlnterlaliuma der Aufkündigung erneuert tverden, 
iſt 8. 1118 nidt antvendbar. IV. Rr. 96. 

Beſtandvertrag: Bedeutung des Ausdrucks: , Sommer 
ſaiſon“ im Gegenſatze zu Zadeſaiſon⸗ bei Miethverträgen 
in Badeorten. III. Rr. 

— — Der im factijden deite de3 Beitandobjecte3 durch) 
den Bejtandgeber' geltórte Beſtandnehmer kann erſteren in 
poss. summ. belangen. IT. Rr. 

— — Die Bejtimmung des 8 1 ber kaiſerlichen Verordnung 
vom 16. November 1858, R. G. BI. Nr. 213, betreffend 
dte ausſchließende Competenz der Bezirksgerichte für alle 
Gtreitigteiten aus Bejtandvertrágen, findet aud) einer 
Concursmaſſe gegeniber Anwendung, welche an Gtelle 
de3 Gemeiniduldnera als Miether oder Páditer, in Ge⸗ 
mäßheit bes 8. 23 6. O. in den Vertrag eingetreten ift, — 
oder felbft den Beſtandvertra abgetobLofien bat. II. Nr. 114. 

— — Die Beitimmung des 8a. b. G. B. betreffend 
dte Aufhebung des em Ricgisabluna de3 Beſtand⸗ 
pintos dor Ablauf des Termine tommt nur beim Abgang 
diesbezuali ger Parteienvereinbarungen zur Anwendung 


— — LEinfluß der behördlichen Genehmigung aut die Rechts⸗ 
wirkſamkeit eines Pachtvertrages. . Nr. 2 

— — In den Fällen des 8. 2c des Beit. Neri ift bei 
Kündigungen auf kürzere al3 dreimonatlide Friſt die Be— 
retigung is dieſer Verkürzung Der drift nachzuweiſen. 


— — In Ermanglung ſowohl beſonderer Vorſchriften als 
auch eines beſonderen Uebereinkommens hinſichtlich der 
Kündigungstermine kann eine Wohnung unabhängig von 
den Terminen der im ngchhinein gezahlten Miethzinsraten 
gekündigt werden. IV. 188. 

— — Incompetenz dez Dino macia ⸗Amtes bezitgltd) 
Gtreitigteiten quê B. III. Rr. 52. 

— — Iſt im Pachtvertrage die Benilgung des Pachtgutes 
nicht vorgeſchrieben, jo liegt es im Rechte des Pächters, 
ein nur zur Waldeultur geeignetes Grundſtück auf dieſe 
einzig mögliche, ſich von ſelbſt ergebende Art zu benützen, 
und der Verpächter wird ihm gegenüber erſatzpflichtig, wenn 
er ihn am Bezuge des Holznutzens hindert. IV. Rr. 2 

— — Klagen auf Zahlung eines 50 fl. nicht —— 
Esiabenerjnphecages, deren Rechtsgrund aus dem Beftands 
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pertrage abgeleitet wird, find gur Verhandlung im Bagatell⸗ 
verfahren nicht geeignet, und es iſt diesfalls nach den 
Vorſchriften über das ſummariſche Verfahren qu ver—⸗ 
handeln. IV. Nr. 118. 
Beſtandvertrag: — — oder Pacht? III. Nr. 176. 
Beſtandzins: Der Beſtandnehmer, welchem der Wechſel in 
der Perſon des Eigenthümers des Beſtandobjectes bekannt— 
Bo ni wurde, fann einen nad) diejer Betanntgabe fálligen 
pi ae dem frilheven Eigenthümer bezablen (S. 1396 
B.); der nene Cigenthiimer, auf melden die 
ugangon de3 Bejtandobjecteê unbeftritten lbergingen, dt 
legitimirt, die —— dieſes B. anzuſprechen. IV. Nr. 6 
— —. Die Zahlungsfriſt iſt unter Androhung der een: 
tion hinſichtlich der gegen eine Coneursmaſſe guerfannten 
Miethzinsforderung nur bezüglich der pfandweiſe beſchrie— 
benen Sachen feſtzuſetzen, der aus dem Erlöſe des Pfandes 
etwa nicht befriedigte Reſt der Miethzinsforderung aber 
nach den Vorſchriften der Concursordnung zu bezahlen. 
IV. Nr. 332. 
— — Die gur Ciderung desſelben begebrte Gequeftratton 
Ha nicht auf die Momente des 8. 293 G. O. bedingt. J. 


— — Denn der B. für ein dem Geklagten in Afterbeſtand 
gegebenes Recht zur Einhebung von Mauthgebühren, 
welches in den Bereich des Immobiliarrechtes nicht fällt, 
eingeklagt wird, ſo iſt zur Verhandlung und Entſcheidung 
dieſer Recitafade die Perfonalinftanz de3 Geklagten com⸗ 
petent. Mr. 130. 

Beftandingumiagen: Die von der Gemeinde liquidirten 
B. genießen nicht das geſetzliche Pfandrecht mit dem Bor- 
rechte vor allen Hypothekargläubigern. Derlei Umlagen 
ſind nach der Tabularpriorität zu collociren. IV. Nr. 376. 

Beweisantretungsfriſt: Die Friſt zur Antretung des 
mit inappellablem Seiurtheil⸗ zugelaſſenen Zewehes iſt auf 
14 Tage zu beſtimmen. I. Nr. 93. Pr. 

— — Wenn das auf einen Eid erfennende debe den Bars 
teien an verſchiedenen Tagen zugeſtellt ift, läuft jelbe vom 
Tage der für beide Theile eingetretenen Rechtskraft des 
Urtheiles. J. Mr. 6a. 

— — Wenn durch Beiurtheil mehrfache Beweiſe zugelaſſen 
ſind, und von einer der Parteien oder auch nur hinſichtlich 
eines einzelnen Beweiſes appellirt iſt, läuft ſelbe für alle 
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augelafjenen Beweiſe vom Lage der Zuſtellung des Ur⸗ 
theiles des höheren Richters. J. Rr. 6b. 

Beweisführung zum ewigen Cepidinih: Die Qnter= 
ventionskoſten bei etner B. 3. e. G. Dat der Beweisführer 
dem Gegner auf deſſen Verlangen fofort nad der Beweis⸗ 
aufnabme, qu vergiiten, weshalb das Begebren um Ad⸗ 
jufticung und Suerfennung dieſer Noften auf das in der 
cade su ir fällende Endurtheil nicht vertviejen merden fann. 


810b] inndecHlâcun des urtheilômágia zur Ablegung 
eines Eides —— enen: a aptebutdo unmogliche Eid 
gilt nicht als abgelegt. II. Rr. 

Bodencreditanſtalt: ante Dre threr Ratutarildiem 
Normen auf Crjcindirungsftreite mider fie. II. Rr. 4 

Börſeſchiedsgericht: Dem Vollzuge der von dem B. e 
willigten Executionen im Geltungêgebtete der weſtgali aildjen 
Gerichtsordnung ſtehen die Bejtimmungen des 8 der 
weſtgaliziſchen Gerichtsordnung nicht entgegen. —* Nr. 3. 

— Der Ausführung der Execution, welche von einem im 
Geltm êgebiete der allgemeinen Gerichtsordnung auf Grund 
des Gejeses vom 1. April 1875, R. G. BI. Rr. 67, confio 
tuirten B. ſtatutenmäßig bewilligi wurde, ſteht der 8. '365 der 
weſtgaliziſchen Gerichtsordnung nicht entgegen. IL. Nr. 120. 

Brandſchadenvergütung: inheziehung derſelben in die 
Meiſtbotvertheilung. II. Rr. 

Buchbeweis: Die genaue nabo hinſichtlich des Gegen⸗ 
ſtandes der einzuſehenden Conti geniia! vollkommen zur 
dexeinuns des Buches, deſſen Vorlage aut, Grund des 
Art. 37 H. G. B. verlangt wird. IV. Rr. 2 

Bürgſchaft: Für den Umjang der Bilegidiaft iſt zunächſt 
die Erklärung des Bürgen mabgebend., meldie tn zweifel⸗ 


baften Fällen nad) der im 8. 915 a. B. hinſichtlich 
ST vecbinblidher Bertráge aegebenen —* auszulegen 
iſt . Nr 


— — Wer „ſolidariſche Bitvaldaft, zugeſichert bat, Baftet 
leid dem „Bürgen und Babler” als ungetheilter Mito 
—** und kann als ſolcher dem ihn belangenden 
Gläubiger gegenüber weder den Pfandverzicht, noch Saum⸗ 
ſeligkeit in Eintreibung der Schuld einwenden. IV. Rr. 113. 
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Caducitát: Bet der Verſchiedenheit der geſetzlichen Beband= 
lung des Erbrechtes und des Rechtes auf das Einziehen einer 
erblojen Verlaſſenſchaft erſcheint es nicht zuläſſig, Den gu 
Gunſten des Erben gejtatteten uechergang eines blos an⸗ 
gefallenen, aber noch nicht angetretenen Erbrechtes auch zu 
Gunſten des zum Einziehen einer erbloſen Verlaſſenſchaft 
berechtigten Aerars eintreten zu laſſen. IV. Nr. 370. 


— — Der Finanzprocuratur, welche einen Nachlaß als 
cadue im Anſpruch nimmt, kommt aus dieſem Grunde 
eine Einflußnahme auf die Liquidirung der angemeldeten 
Paſſiven nicht zu. IV. Nr. 37. 

— — Die angefallene, aber vom erbloſen Erben vor ſeinem 
Mbleben nicht angetretene Erbſchaft fällt Denjenigen au, 
welche nad dem Entfallen eben dieſes ibnen vorgebenden 
Erben zur Erbſchaft berufen find. Beim VBorbandenfein 
Ile von ihrem Recht Gebrauch macgenden Erben ift die 

erlaſſenſchaft nicht erblos und damn auch fein Object des 
ſtaatlichen Heimfallsrechtes, welches keineswegs als Erbrecht 
in Betracht kommt. IV. Rr. 256, 321. 


— — Die Anmendung des 8.760 a. b. G. B. hat den vom 
Geridte anertannten Mangel cines Erbberechtigten zur ums 
erlaͤßlichen gr! ed beim Nichtzutreffen dieſer Bors 
ausſetzung ift felbit dte Verſtändigung der Finanzprocu⸗ 
tatur noe. des Caducitätsärars —* nicht begründet. 
IV. Nr. 257. 

— — Die ſofortige Zuweiſung nachträglich hervorgekommener 
Nachlaßobjecte an den Erben und ſomit die Beendigung 
der eingeleiteten Nachtragsabhandlung iſt, wenn im Laufe 
derſelben Anſprüche aus dem Titel des Caducitätsrechtes 
erhoben wurden, nicht ſtatthaft. IV. Nr. 379. 

— — Die Verlaſſenſchaft, welche von dem berufenen Erben 
nicht angetreten wurde, kann vom Caducitätsärar deshalb, 
weil der Nachlaß eben dieſes Erben caduc iſt, nicht in An⸗ 
ſpruch genommen werden. IV. Nr. 41. 

— — Zurückweiſung des geltend gemachten Caducitätsan⸗ 
ſpruches auf einen im Jahre 1818 zur Befriebigung bon 
Concurênlâubigern erlegten, nod) unbehobenen 'Betrag in 
Folge dez ſeitens der Rechtsnachfolger des Crlegerê Dies 
gegen unter Betonung ibrer Eigenthumsanſprüche, deren 
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Geltendmachung ihnen oem bleiben muß, eingelegten 
Widerſpruches. IV. Rr. 

Cautio actoria: Auch inendbar bei aufgeforderten Klagen. 
II. Rr. 95. 

— — Der Bormund, welcher im Namen des Minderjâbrigen 
al3 Rláger im einem Vaterſchaftsproceſſe auftritt, kann 
zum Erlage einer actorijdgen Caution oder zur allfälligen 
Mblegung des Paupertätseides nicht verhalten werden. 
IV. Nr. 129. 

— — bite Beitelung der a. 6. kann, nachdem Friſtgeſuche 
behuf3 Erftattung der Cinrede ilberreicht tourben, vom Be— 
langten nicht mebr verlangt werden. IV. Nr. 288. 

— — Die ridterlide Beſtimmung ein etner Fift zu ihrer Be⸗ 
ſtellung iſt nicht erforderlich 

— — Die Verhandlung über den Eras pecielben bemmt ben 
Ablauf der Friſt qur Qncompetengeintvendung. III. Mr. 7 

— — Die bom Sláger abgegebene Erklärung, daß ex feine 
Verpflichtung zur Veiftung einer a. C. anertenne, ift für 
ſich allein nicht maßgebend für die Entſcheidung über den 
Erſatz der Koſten der wegen des Streites úber die Höhe 
der 6. fortaejebten VBerbandlung. II. Rr. 126. 

— — 63 ift dem Gejege nidt zuwider, die gem 8. 406 
a. G. O. qu leiſtende Rlagscaution mittelft einer Gabe gu 
bejtellen, die qu eben dieſem Zwecke vom Cautionspflichtigen 
auf jeine Gefabr und foften bet einer dritten Perjon depo⸗ 
nivt wird. IV. Nr. 146. 

— — Im VBerfabren Degen Anerkennung der Vollſtreckbar⸗ 
keit eines ausländiſchen Urtheiles dana pe Beſtellung einer 
a. C. nicht begehrt werden. II. Rr. 1 

— — nicht antvendbar, wenn der aaiievertoalter als Kläger 
auftritt. II. Rr. 50. 

— — Rechtsfolgen fix ben a des 8 Richterlages der richter⸗ 
ltd) bejtimmten a. €. 

— — Sie haftet aud Ho e Sofen des wegen berjelben 
durchgeführten Incidenzſtreites wie für die nothwendigen 
Pote ETA Erfolglaſſung des augejprodenen Betrages. 

r. 

— — Wegen unterlaſſener Anbietung derſelben oder des 
Paupertaãtseides kann eine age nicht von Amtswegen zurück⸗ 
geſtellt werden. II. Nr. 

— — Zurückweiſung des unter Herabſetzung der Cautiong= 
forderung wiederholten, durch den abgelegten PBaupertátseid 
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bereits definitiv erledigten Begehrens um Beſtellung der 
Klagscaution. IV. Nr. 83. 

Ceſſion der eventuellen Gerichtskoſtenerſatzforderung jeiteng 
der Partei an den fie vertretenden Advocaten. IV. Nr. 3 


— — Die Compenſation tritt nicht ein, wenn zur Zeit * 
Entſtehung der Gegenforderung die Forderung bereits an 
einen Dritten, ſei es auch apbne Beritândigung des Ceſſus, 
abgetreten tvar. IV. Rr. 3 

— — Die der O. nedineiolnto. executive Einantwortung einer 
und derſelben Forderung an einen Dritten behebt nicht die 
Rechtswirkung der C. IV. Nr. 9, 27, 34. 


— — Die Klage des Ceſſionars wider Denjenigen, welcher 
die executive Einantwortung der ihm cedirten Forderung 
wider den Schuldner erwirkte, iſt eine Exſcindirungsklage 
im Sinne des 8. 3 des Hofdecretes vom 29. Mai 1845, 
J. G. S. Nr. 889. IV. Nr. 34. 

— — eines Wechſels: Haftung des Cedenten. J. Nr. 42. 

Ceſſionseinverleibung: Der Mangel der Angabe des 
Namens, Standes und Wohnortes des Egenthumers der 
Hypothek kein Weiſungsgrund. II. Nr. 63. 

Commiſſi onsgejgáit: Ueber die Anſprüche des Commiſſio⸗ 
närs an den Committenten und die Geltendmachung der⸗ 
ſelben. IV. Nr. 227. 

— — ſ. Rechnungslegung. 

Compenſation: Die C. tritt nicht ein, wenn zur Zeit der 
Entſtehung der Gegenforderung die Forderung bereits an 
einen Dritten, ſei es auch Ine Verſtändigung des Ceſſus, 
abgetreten war. IV. Nr. 

Compemationseintebe A Aufforderungsklage. IV. 


Competens: Bur rage der C. eines öſterreichiſchen Ge— 
richtes hinſichtlich eines in Ungarn domicilicnden Kauf—⸗ 
mannes auf Grund der Rerfilgung de3 8. 35 der ungar. 
Civilprocegordnung. IV. Rr. 250. 

Competenzconflict: Verfabren der Gerichte, menn eine 
Angelegenheit von dem Weidsgerible vor den ordentlichen 
Richter gewieſen wird. DI. Rr. 

— — zwiſchen richterlichen und Mbminiftcainbesdeden: Be⸗ 
ungge é em des Hofbecrete3 vom 23. Juni 1822, 

II. Rr. 2, 21. 
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Concurs: Ablehnung des vom Cridatar geſtellten Antrages 
auf Einleitung des Hponasanggleichaverfahrens auf Grund 
der Norm des 8. 208 lit. e C. O. IV. Nr. 255. 

— — Auch die Klage auf Zahlung des vor —* Eröffnung 
des Concurſes über das Vermögen des Miethers * 
gewordenen Miethzinſes iſt wider deſſen Concursmaſſe bei 
dem durch 8. 1 der kaiſ. Verordnung vom 16. November 
1858 ausſchließend und ausnahmslos normirten Bezirks⸗ 
gerichte einzubringen. IV. Rr. 342. 

— — Berückſichtigung der nad dem Vertheilungsentwurfe ein⸗ 
gebrachten Klage. II. Nr. 

— — Das zu Dresden am 56 Februar 1854 zwiſchen der 
kaiſerlich olterreichijden und der königlich ſächſiſchen Pego 
rung geſchloſſene Uebereintommen megen q egenjeitiger 
bandlung von Concursfällen ift durch 8. 207 der deutſchen 
Goncurãordnung und S. 4 des Cinfiiyrungêge legeê zu 
derſelben nicht außer Kraft geſetzt. Nr. 

— — Dem Dritten, der als Birge me en —5 — in C. 
gerathenen Hauptſchuldner eine Stenerſchuld bezablt, ge⸗ 
bührt bei Liquidirung dieſer Forderung nach 8. 1358 a. Db. 
G. B. die Verſeung in die erſte Claſſe der Concurs⸗ 
gläubiger. IM 

— — dem Majjevertvalter kann nad 8. 207 a. G. D. (8. 288 
to. q. G. D.) der Haupteid nur ilber feine eigenen Hand⸗ 
lungen aufgetragen merden. II. Rr. 149. 

— — Der Gerichtsſtand des Vertrages iſt —**— der Geltend⸗ 
machung von Maſſeverbindlichkeiten, deren Erfüllung an einem 
beſtimmten Orte debungen Au durd 8. 138 der C. O. nicht 
ausgeſchloſſen. II. Nr. 

— — Der sitenenimaltce bibari zur Anfediungáriage nad 
dem Geſetze vom 16. März 1884, R. G. BI. Nr. 36, der 
im 8. 147 der Concursordnung — — ſpeciellen 
Ermachtigins nicht. . Nr. 85. 

— — Der Nachweis eines zur Dedung der Koſten hinreichen⸗ 
den Vermúgenê des Schuldners fann vom andringenden 
Gläubiger nicht verlangt, noch legterer hiefür haftbar er= 
klärt werden. II. Nr. 71. 

— — Der Umitand, daf das Vermögen des Schuldners mit 
Pfandrechten überlaſtet erſcheint, redhtfertigt nicht die Ab⸗ 
weiſung des ſonſt begründeten Vegehrens eines Glaͤubigers 


um Eroͤffnung des C. über das Vermögen des Schuldners. 
IV. Rr. 326. 


À 
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Concurs: Der Bertvalter einer Concursmaſſe tft nicht berufen, 
den Cribatar in Beziehung auf ein der Grecutiou qu ent= 
ziehendes Vermögen qu vertreten. IV. Nr. 124. 


— — Die Anmeldung einer Forderung ift als Berühmung 
angufeben. II. Nr. 98. 

— — Die ausſchließende Competenz der Bezirksgerichte für 
alle Gtreitigteiten aus Beftandvertrigen Andei auch Der 
Concutômalje gegeniiber Anwendung. II Nr. 114, 


— — Die Beftimmungen des S. 161 C. O., Detrefjend die 
Honorirung des Maſſeverwalters, bat aud) bei Specials 
maſſen ſinngemäße Anwendung qu finden. II. Nr. 96. 

— — Die erfolgte Löſchung der Firma des Schuldners 
aus dem Gandelsregifter ift fix das ordnungsgemáf beim 
Handelsgerichte geftelite Begebren um Eröffnung des 6. fiber 
das Vermögen bes Schuldners belanglos. IV. Rr. 82. 

— — Die Expenſenforderung eines Advocaten Tann nur 
mittelft der Anerkennung ibrer Richtigkeit ſeitens des 
Clienten oder mittelſt gerichtlichen Liquiditätserkenntniſſes 
im Sinne der 88. 63 und 198 C. O. glaubwürdig nach— 
gewieſen, beziehentlich bejceinigt werden. IV. Nr. 127. 


— — Die trage, ob die Bedingung, daß der Schuldner mit 
Executionen verfolgt merde, thatſaͤchlich vorhanden ſei, iſt 
erſt bei der nach dem Ergebniſſe der über das Geſuch im 
Sinne des 8. 63 C. O. anzuordnenden Tagfahrt qu er- 
folgenden Beſchlußfaſſung über das Begehren um Eröffnung 
des Concurſes zu entſcheiden. IV. Nr. 341. 

— — Die Koſten der Erfolglaſſung dez nach 8. 179 C. O. 
pu Geridt erlegten Depofitum3 bat die Concursmaſſe aler= 

ings, jedoch nicht unter Befriſtung und Erecutionsandrobung, 
dem obfiegenden Gláubiger qu erfegen; dieſe Erſatzpflicht 
kann aber nicht auf jene Roften ausgedehnt merden, welche 
dadurch erwachſen, daf; der Glâubiger das nidt in Bargeld 
beitehende Depoſit an Zahlungsſtatt annimmt. IV. Nr. 8. 

— — Die Rechnung, welche von dem Vermögensverwalter, 
beziehentlich jeinem Erben, in einem nod vor Wirkſamkeit 
der Concursordnung vom 25. December 1868, R. 6. BI 
Nr. 1 ex 1869, erdfjneten Concurje gelegt wird, ift vom 

ewählten Creditorenausſchuſſe, nicgt aber vom neu bes 
iteliten Verwalter gu priifen, welch' letzterem demgemäß 
auch die Legitimation zur Anfechtung der über dieſe Rech⸗ 
nung getroffenen Verfügung abgeht. IV. Nr. 269. 
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Comeu rs: Ein hinſichtlich eines beſtimmten Geſchaͤftes von dem 

ridatar ſchriftlich abgeſchloſſener Schiedsvertrag iſt für den 

os eben diejem Geſchãfte anftretenden Concur3- 
mafjevermalter binbdend. IV. 16. 

— — Qereinbringung einer Beftandginsforderung wider die 

Mafje. IV. Rr. 332. 

— — Iſt eim bejonderer Verwalter der in eine Concurs⸗ 

maije ES E Liegenſchaft nicht beftelit, fo ift iiber das 

O. vorgejehene Einſchreiten eine3 Real⸗ 

—2 — der Maffeverwalier als Sequeſter zu beſtellen. 


— — Nichtanwendbarkeit der Beſtimmung der 88. 539 
W. G., 406 a. G. O., wenn der M. V. als Klager auftritt. 
IH. Rr. 50. 

— — Umfang der Cidierftelung für die Bezablung von 
Unterfaltgeier DI. Rr 

— — Ungeadtet des iiber fas wermogen des Acceptanten 
vor der — des Wechſels eröffneten C. find degree 
redite an die Erfállung der Bedingungen des Art. 41 . 
gebunden. IL Nr. 2 

— — Verhältniß des —B—— zur Adminiſtration 
des Concursvermögens. II. Rr. 4. 

— — Bor der Crie be des E begriindete Urtheils⸗ oder 
Erkenntniß⸗ oder jonftige unmittelbar qu entrichtende Ge: 
bühren bilben, wenn auch der Auftrag zur Sablung erſt 
nad Eröffnung des C. ausgefertigt und dem M. V. zu⸗ 
geſtellt iſt, keine Maſſeſchuld. J. Nr. 88. 

— — Bor der Concurseröffnung eradifene Urtheilsge⸗ 
buühren find keine Maſſeſchuld. II. Rr. 

Bor Eröffnung des C. erwachſene, a Zolge Verheim⸗ 
uüchum aber erſt nach derſelben zur Vorſreibung gelangte 
Realſteuern find keine Maſſeſchulden. II. Mr. 56, J. Rr. 99. 

— — Wenn das Geridt die Beendigung des C. lediglich 
durch Affichirung bes vorgejcdriebenen Edietes betannt zu 
E findet, fo lauft ae Recursfriſt vom Tage diejer 

la UnG. IV. Rr. 1 
u 8. 160 der C. o: II. Mr. 35, 39. 
— — =: Einkommenſteuer. 
Genoſſenſchaft. 

Condictio indebiti: Die Rückerſtattung eines Theiles des 
ſur eine thatſächlich ſtattgefundene Dienſtleiſtung verlangten 

d ohne Widerrede bezahlten Betrages kann mit der 
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condictio indebiti auch dann nicht begehrt werden, wenn 
Condicent erweiſen würde, daß die uſuelle Entlohnung um 
den zurückgeforderten Jheilbetrag geringer ſei als die ſeiner⸗ 
ſeits geleiſtete. IV. Nr. 1 


Confeſſionsloſigkeit: e Nellcher Eid einer confeſſions⸗ 
(oie Procebpartei, die früher moſaiſchen Bekenntniſſes mar. 


Contumazurtheil: Restitutio ob noviter reperta zuläſſig 
I. Nr. 35. 


Gontenttonalitrafe: Anwendung der Berjábrungafrift des 
8. 1489 a. b. G. B. auf Rlagen wegen Zahlung einer C. 
II. Rr. 38. 

— — Der Anſpruch auf die C. ift nicht pon dem Nachweiſe 
des Schadens abhângia, der durch das Eintreten dez Falles, 
pi ma melhen die 6. vereinbart wurde, entitanden ift. II. 

r 

Conventionôminge: Art der Umrechnung der C. au 
der Zeit vor dem Finanzpatente vom 20. dobrar 1811. 
HI. Nr. 15. 

Convocationsebict nad 8. 813 a. b. G. B.: Wirkung 
besiiglid der Nachlaßgläubiger. J. Nr. 20. 

Credit: Bur drage bom Schadenerſatze im Falle der Schädi⸗ 
gung des C. eines Raufmannez durch böswillige Verdáchtis 
gung ſeiner Geſchäftsgebahrung. II. Rr. 16. 


Guratel: Nicht jede Anomalie der geiftigen Fähigkeiten, 
jondern nur Umitânde, welche zeigen, daß einer Perjon die 
Ginfidt in dte Folgen ihrer Handlungen gânglid verjagt 
jet, fic daber eines Dejonderen Schutzes zur Wahrung ibrer 
Rechte bedürfe, find geeignet, als Grundlage für die Bers 
hängung der C. zu dienen. IV. Nr. 216. 


Curatelsbehörde: Amtlicher Wirkungskreis der C. bei Vez 
anſtändung von Verwalmungsre wnungen nach deren bereits 
erfolgter Genehmigung. 146. 

Curator: Der Schäatzungseid iann bon tbm Namenê des 
Guranden abgelegt merden. J. Nr. 31. 

Curator absentis: Bedingung feines Anſpruches auf Guia 
der Bertretungatoften ſeitens des Gegners. II Nr. 6 

E en Curanden fann der Haupteid anfgetragen ed. 

— — Bom Tage, an welchem die Plage tbm zugeſtellt ift 
läuft die Friſt zur Einrede. J. Nr. 5 
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Curator ad actum: Dem beſtellten C. ſteht apt Recurs 
gegen den Beſtellungsbeſcheid offen. IV. Nr. 
— — gemeinſamer, |. A iolidgulicectaeibunçen 


D. 


Dalmatien: Die im 8. 14 der als Gejeb für D. geltenden 
GivilproceBordnung enthaltene Vorſchrift, daß die Parteten 
ſowohl alê ibre Rechtsfreunde fidy in irem Acten der itas 
lieniſchen Sprache zu bedienen haben, tft meder durd den 
Artikel 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. 6. BI. Nr. 142, nod durd die Verordnung der Mini- 
fterten dez Innern und der Juſtiz vom 20. April 1872, 
L. G. Bl. für Dalmatien Nr. 17, als abgeändert zu bes 
traditen (ſ. das nad) dice ubicate prasbene 5 Gejeg vom 
25. Mat 1883, R. G. BI. Rr 

Delibationsverfabren: Sm » EA der —5* zur Feſt⸗ 
ſtellung der Vorausſetzungen der Vollſtreckbarkeit des aus⸗ 
inte Irtheis auch von amtswegen einzuſchreiten 

berufen. III. Nr. 167. 

— — Im ſelben kann die Beſtellung einer actoriſchen 
Caution nicht begehrt werden. II Nr. [122 

Delogirungsauftrag; ſ. Beſtandverfahren. 

Depoſita, gerichtliche: Criterium io die Frioritüt bezüglich 
derſelben eingebrachter Geſuche. J. Nr. 

Diebſtahlsverlautbarung: Bebeto er feiteng Der 
Polizeibehörde erlafjenen und den Medjelftuben wie den 
Geldinſtituten zugeſtellten Fundmaungeige vorgefallenen 
Diebſtahls von Werthpapieren. IV 

Dienkbote: Bum Begrifie » Dienftbote” im Ginne des 8. 1172 

b. G. B. und der Dtenftbotenordnungen. Umfang der 
tds des Dienſtherrn Dei Erfrantung des D. III. Nr. 88. 

Diffeſſionseid: Der im 8. 37 Cum. Ver. normicte Cid 
fann nur dem angebliden Ansfteller einer Urtunde, niemals 
aber einen Dritten zum Brinelie der Echtheit derjelben auf⸗ 
erlegt merden. IV. Nr. 3 

Domicil: ſ. Wohnſitz. 


E. 


Echtheitsbeweis: Zur Anerbietung des Beweiſes der Echt⸗ 
da producirter Urkunden in der der Productton folgenden 
Jroceßſchrift bedarf es keiner beſonderen Bewilligung. IV. 
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Ehe: Das Ehehinderniß des Katholicismus und des Abganges 
der weſentlichen Feierlichkeiten (Clandeſtinität) bei einer 
von Ausländern in Oeſterreich geſchloſſenen E — Wirkung 
der gechtraglichen Dispens ohne Convalidation der E. 


— — Die Anzeige der Wiedervereinigung gerichtlich ge- 
ſchiedener Ehegatten muß, um die rechtlichen Folgen der 
ausgeſprochenen gerichtlichen Scheidung zu beheben, bei dem 
Gerichte, welches die Scheidung bewilligt hat, und, falls 
dies von einem geiſtlichen Ehegerichte geſchehen ware, bei 
jenem deite é eritattet tverden, welches an Stelle besjelben 
getreten ift. IV. Rr. 5. 

— — Die GCintragung der Trauung ift kein gelenticies Er⸗ 
forderniß der Giltigkeit einer Judenehe. IV. N 

— — Die unterbliebene Beeidigung des bei —— einer 
Civilehe intervenirenden Straftfuners Seg begründet nicht die 
Ungiltigreit der geſchloſſenen E 179. 

— Irrthum in den Eigenſchaften be “Rerion us ni 
“dos Ehehinderniß des 8.57 a. b. G. B. 

— — Nach 8.4 a. b. G. B. bleibt der — *5 — Bier 
reichiſche Staatsbürger an das VBerbot, bei Qebzeiten Des 
anderen Chegatten qu einer neuen E. qu ſchreiten, and) 
dann gebunden, wenn er die É außer jeinem Staatsgebiete 
—* hat. III. Nr. 199. 

— — Ueber die Giltigkeit * E. haben, wenn ein Theil 
öoſterreichiſcher Staatsbürger iſt, die öſterreichiſchen Gerichte 
zu entſcheiden. IV. Nr. 331. 

— — Ungiltigkeit der von einem ehemaligen Piariſten⸗ 
Dibenapelejter nad dem Ritus der evangelijden Rirde 
A. C. abgeſchloſſenen E II. Rr. 174. 

— — Menn die Chegatten immer nur im Auslande ibren 
gemeinſchaftlichen Wohnſitz batten, fo find ur Unterſuchung 
der Giltigteit der im Auslande geſchloſſenen E. jelbft eines 
öſterreichiſchen Staatsbürgers mit einer Ausländerin, obne 
Rückſicht darauf, daß aus der Giltigkeit dieſer E. Rechts⸗ 
wirkungen in Oeſterreich abgeleitet werden, die öſterreichi⸗ 
ſchen Gerichte nicht zuſtändig. IV. Nr. 260. 

— — 1. auch Scheidebrief. 

— — altkatholiſche: Zur Frage der Ungiltigkeit der vor der 
Verordnung des Nipiſtas für Zuitn⸗ und Unterricht vom 
3 October 1897, R. 6. BI. Rr. 99, geſchloſſenen a. E. 

r. 11 
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Ehe, ſiebenbürgiſche: Zur Fege der Ungiltigkeit der ſoge⸗ 
nannten ſ. E. TI. Nr. 10, Nr. 122. 

— — ſiebenbürgiſche: Zur rage der Ungiltigteit der fogen. 
f. E. für das Gebiet der im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reibe und Qánder. HI. Rr. 198. 

Egebandsvertheidiger: Im Beſtande einer zweiten, dor 
Auflöſung der erften etngegangenen Che iſt, menn die Giltig= 
feit der erfteren beftritten tuird, die Aufſtellung eine3 de- 
fensor matrimonii für die zweite Che nicht gefordert. 
IV. Rr. 20. 

Ebegatten: Die MAcceptation tie die Prolongation eines 
Wechſels iiber erbaltenes Darleben iſt unter É. als eime 
unentgeltliche Verfügung anzuſehen, wenn über den Dars 
henzvertrag ein Notariatsact nicht errichtet wurde. IV. 


r. 1. 

Ehegattin: Der im 8. 1238 a. b. G. B. vorgeſehene Wider⸗ 
ſpruch kann ſeitens der E. auch mittelſt gerichtlicher Auf⸗ 
kündigung der dem Ehegatten eingeräumten Verwaltung 
ihres freien Vermögens erfolgen, ohne daß in dieſer Auf= 
kündigung das Vermögen zu ſpecificiren wäre, welches die⸗ 
ſelbe betrifft. IV. Nr. 203. 

Ehepacte: Der Notar, dem über ſolche oder überhaupt über 
die im 8. 1 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, Nr. 76 R. 
G. Bl., erwähnten Verträge und Rechtshandlungen eine 
Urkunde vorgelegt wird, hat ſich nach 8. 634 N. D. qu bes 
nehmen. II. Nr. 38. 

Ebeltreitigteiten: Der 8. 17 des Gejeges vom 16. Mai 
1874, R. 6. BL. Nr. 69, findet auch im Verfahren ilber 
E. Anwendung. IV. Nr. 289. 

Chetrennung: Zur Entibeidung von Gtreitigleiten megen 
6. ift, wenn auch dte Ghegatten Ausländer find und im 
Auslande wohnen, jenes Gericht des Inlandes zuſtändig, 
in deſſen Sprengel die Ehegatten ihren letzten Wohnſitz 
hatten und welchem ſie ſich überdies unterworfen haben. 
IV. Nr. 333. 

Eid, gerichtlicher: Ablegung desſelben ſeitens einer confeſſions⸗ 

loſen Proceßpartei. J. Nr. 73. 

Eidesabnahme: Wenn die Abnahme eines urtheilsmäßigen 
Haupteides im Requiſitionswege ausführbar iſt, kann die 
einfache Behauptung, der eidespflichtige Kläger ſei unver⸗ 
mögend, die Koſten der Requiſition vorzuſchießen, die An⸗ 
wendung des 8. 227 a. G. O. nicht begriinden. IV. Rr. 38. 
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Eidesantretung im Wechſelverfahren: In die 2aſtündige 
pe tino dte Tage des Poſtenlaufes nicht einzurechnen. 
. Nr. 64. 


Gibesauftragung: Iſt die E. zuläſſig über ein Ereigniß, 
da3 fid qu einer Beit gugetragen bat, alê der nunmehr 
mündige Delat noch nicht 14 Sabre alt var? III. Rr. 77. 

Cide A form el, bei Eiden confeſſionsloſer Proceßparteien. 

r. 73. 

— — Die einfache Bezugnahme der vorgelegten E. auf in 
diejelbe nicht fpeciel aufgenommene Umitânde ift, wenn 
die Formel mit dem urtheilsmäßig feitgejteliten Eidesſatze 
im Ginflange fteht, nicht unzuläſſig. . Nr. 151. 

— — Richtigſtellung der durch vechtatráitiges Urtheil feftges 
ſetzten. J. Nr. 54. 

Eidesleiſtung: Anwendbarkeit des 8. 233 a. G. O. auf 
Fälle, wo nicht advocatiſche Vertreter interveniren. II. Nr. 62. 

— — Auch mit der Ablegung des durch gleichförmige Ur⸗ 
theile zugelaſſenen Eides iſt im Falle der ergriffenen a. o. 
Reviſion bis qu deren Erledigung innezuhalten. II. Nr. 51. 

— — Der 8. 283 (8. 307 w. O. D.) findet auf ander 
Perhinderungsfalle keine analoge Anwendung. J. Nr. 79. 

. Nr. 34. 


Cidestagfabrt:: Das Anſuchen des Cidespilidtigen um 
neunerlide Anordnung der eder von ihm noch von jfeinem 
Gegner bejucten E. fann von Amtswegen überhaupt nicht, 
insbejondere aber auch dann nidt zurückgewieſen werden, 
wenn der Gegner des Eidespflichtigen einen Ausſpruch im 
Sinne dez 8. 210 a. G. O. vor dem Anſuchen um neuer- 
lide Anordnung der E. nicht erwirkt bat. IV. Nr. 248. 

Eidesverfahren: Dem Gtreittheil, welchem die Gericht3s 
koſten zu erjegen find, gebiibren aud die nachträglich qu 
liquidirenden Koſten des E I Nr. 37. 

— — Die Koſten des E. find in diejem Verfabren, nicht 
aber anläßlich eine3 eingebradten Executionsgeſuches gegen- 
úber dem Unterliegenden zuzuſprechen und qu bejtimmen. 
IV. Nr. 148. 

Eigenthumsbeſchränkungen, ſtipulirte: Bertragaitipula- 

tionen, durch welche die Ausübung der Eigenthumsbefugniſſe 

des Erwerbers hinſichtlich der entgeltlich erworbenen Sache 
beſchränkt werden, berechtigen zwar den an der Aufrecht= 
haltung dieſer Stipulationen intereſſirten Veräußerer, die 

Feſtſtellung derſelben mittelſt eines Präjudicialerkenntniſſes 


Entſcheidungen. VI. 26 
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zu erwirken; ſie berechtigen aber nicht zu einem Executions⸗ 
begehren, durch welches die Verletzung eben dieſer durch 
eine vertragsmäßige Sanction nidt geſchuzten Stipulationen 
verhütet werden ſoll. IV. Nr. 

Eigenthumseinverleibung: —* der Verkäufer eines 
Grundbuchkörpers iſt berechtigt, die E. yu Gunſten des Er⸗ 
merberê zu erwirken. IV. Rr 

Eigenthumsklage des —55— wider den das ents 
wendete Object — ein Creditlos — beſitzenden Wechſel⸗ 
ſtzbenbeſihen Fundirung der E.; Obſiegen des Klägers. 

r 

Eigenthumsvporſchreibung: Die im Eigenthumsblatt des 
öffentlichen Buches geſchehene Vorſchreibung für eine Perjon 
zu Handen eines Anderen bezeichnet die erſtere wohl als 
Machthaber des letzteren, nicht aber als Beſitzer der Liegen⸗ 
ſchaft, als welcher der letztere anzuſehen iſt. IV. Nr. 355. 

Einantwortung, executive: Den Gegenſtand einer e. 6. kann 
auch eine Gegenforderung bilden, melde dem Executen 
gegen den Executionsführer zuſteht. II. Nr. 139. 

— — Die Wirkſamkeit der im Ginne des 8. 314 a. 6. O. 
erlajjenen E. einer quo Tderung iſt nicht durch deren Fällig⸗ 
keit bedingt. IV. Nr. 206. 

— — einer ſchon friber cebicten Forderungy, |. Celfion. 

— — Gegenitand einer e. kann auch eine dem Executen 
gegen den —e— uſtehende, von dieſem in Baren 
gerichtlich erlegte und a * nicht behobene Gegen⸗ 
forderung bilden. IV. Nr. 3 

Ginberufungêedict nad 8. 813 a. b. 6. B.: Birlung 
gegen die Nachlaßgläubiger. J. Nr. 20. 

Einkommenſteuer: Der E. don hauszinsſteuerfreien Hau⸗ 
ſern kommt das den Realſteuern zuſtehende Vorrecht nicht 
au. J. Rr. 102 (beſeitigend den entgegengeſetzten LI. Nr. 83). 

— — Die nad Art. IV des Finanzgeſetzes vom 22. Mai 
1879 (R. G. BI. Rr. 68) für das Jahr 1879 von Ge- 
bâuden, welche im Ganzen oder theilweiſe au3 dem Titel 
der Bauführung die Befreiung von der Hauszinsſteuer ges 
nießen, qu entrichtende Steuer ift alê eine Mealfteuer qu 
betrachten, welcher das in bem Hofdecrete vom 16. Sep⸗ 
tember 1825, Rr. 2132, und im 8. 31 der Concursordnung 
ten von einem unbervegliden Gute zu entrichtenden Steuern 
eingeräumte geſetzliche Pfandrecht auf dieſes unbewegliche 
Gut zukommt. Hiedurch wird der auf Grund früherer, 
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in der Texticung verſchiedener Sipondaciepe aufgeſtellte 
Rechtsſatz Nr. 102 in ſeiner Anwendung auf die vor dem 
Jahre 1879 verfallenen Steuern aus dem Einfommen zins⸗ 
freter Vánjer nidt beribrt. I. Nr. 1 

Cinlage: Eröffnung einer neuen bielichen E. für ein 
Trennſtück; Beſcheinigung q Zugehörigkeit dez letzteren 
zum Stammqute. I Nr. 

Cinguartirung: Der 8. 35 bes Gejeges vom 11. Juni 
1879, R. G. BL Rr. 93, ftatuirt die durch den Beweis 
beftimnter Thatſachen widerlegbare Vermuthung, daß der 
Schade an Objecten, welche zu Einquartirungszwecken der 
Militäradminiſtration übergeben ſind, aus Verſchulden 
einer Perſon entſtanden iſt, für welche die erſtere verant⸗ 
wortlich iſt. IV. Nr. 50. 

Einrechnung: Auf Streitigkeiten zwiſchen den Erben wegen 
E. von Vorausempfängen in den Erbtheil, welche im 
ordentlichen Rechtswege auszutragen ſind, fiuden die Be⸗ 
ſtimgurgen des 8. 125 kaiſ. Pat. vom 9. Auguſt 1854, 

G. Bl. Nr. 208, keine Anwendung; durch diejelben 
—* der Fortgang der Abhandlung und die Einantwortung 
des Nachlaſſes nicht gehemmt; die Entſcheidung über pie 
felben kömmt erft bei der Erbtheilung in Frage. IV. Rr. 4 

Eiſenbahnärar: Aufnahme eines dE Deoinbigenberveijeb 
aum emigen Gedächtnifſe gegen das E. ohne Buztebung der 
vinangprocuratur. Wirkung der unterblicbenen Verſtändi⸗ 
gung derjelben. III. Rr. 147. 

Cijfenbabnunternebmung: Competenz der Gerichte zur 
Entſcheidung über Erſatzanſprüche an dieſelbe wegen Schä⸗ 
den ans Eiſenbahnbau an dfjentiibem oder Privats 
gute. J. Mr 

— — Die Softimmuna de3 GejegeB vom 18. Februar 1878, 
R. G. BI. Rr. 30, wonach die E. für allen durch die 
Herſtellung der Eifenbahn zugefügten Schaden haftet, bes 
nimmt dem Beſchädigten nicht das Recht, den Subunter⸗ 
nehmer der Eiſenbahn-Bauunternehmung, welcher ihm 
den Schaden ageſugt bat, wegen Schadenerſatzes qu bes 
langen. IV. Rr. 

— — Ein Dei einer Citenbotn bebieniteter, die Meparatur 
cine? Eiſenbahnwaggons auf dem Meparaturgeleije aus⸗ 
Gleba Handwerker ift als eine zur Ausübung des 

Toenbainbetziebes verwendete Perſon nicht anzuſehen. 
IV. Rr. 290. 

26* 


4 


—— 
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Eiſenbahnunternehmung: Eine bei der Reparatur eines 
auf dem Reparaturgeleiſe ſtehenden Eiſenbahnwaggons vor⸗ 
gekommene Körperverletzung a als Ereignung im Verkehre 
nicht angujehen. IV. Nr. 2 

— — Ueber die Anwendung bes 8. 1 und 2 des obelees 
bom 5. März 1869 Nr. 27 RN. G. BI. IV. Rr 225. 

- Erpropriation. 

Entel eines Erblaſſers: War jein vorverjtorbener Parens 
im Teſtament bedacht, ſo tritt er, wenngleich im Teſtamente 
nicht di genannt, bezüglich des Erbrechtes an deſſen Stelle. 


J. 

Cnilafiungsnerofliátuno: Richterliche Sanction der⸗ 
ſelben. IV. R 

Erbe: Der —5 Absertlarte Miterbe kann zur Solidar⸗ 
zahlung einer Nachlaßſchuld nicht verhalten werden, wenn 
auch die Einantwortung zur Set der Plageanbringung 
nod nicht erfolgt mar. IV. Rr. 

— — Die grundbilderlide — Pfandresiiseintragung 
gegen den Schuldner ijt mit Morbebalt des 8. 822 a. b. G. B. 
zuläſſig, menngleid das Cigenthum des Schuldners auf 
die demſelben erblich angefallene Realität nicht eingetragen 
iſt. IV. Nr. 61. 

— — Gegen den cridariſchen E. kann die Feparation des Nach⸗ 
laſſes nicht begehrt werden. IV. Nr. 

Erbenerforſchung: Es beſteht aiehlche Vorſchrift, 
welche den Gläubiger verhält, dem Vorhandenſein von 
Erben ſeines Schuldners und der von ihnen bereits ab⸗ 
gegebenen Erbserklärung nachzuforſchen. IV. Nr. 422. 

Erbrecht der im betreffenden letzten Willen nicht genannten 
Kinder des verſtorbenen, im Teſtamente leimer Eltern bes 
dadten Kindes zum Nachlaſſe jener. T. Rr. 44 

— — der Tochter, die zur Zeit ibrer Verehelichung ein Hei⸗ 
ratsgut empfangen und zum Nachlaß des Vaters nach dem 
zu jener Zeit geltenden Geſetz keinen Anſpruch hatte, für 
den uol des vúterliden Todes unter der Herrſchaft des 

G. B. T Rr. 27. 
Grã fdaftstiage Verjährung derjelben; Beginn, demimung 
Unterbrechung der Berijúbrungsfrift. I. Nr. 2 

Erbtheilung: Erben die als „nächſte —es des 
Fiduciarerben zur Nachfolge berufenen Subſtitutionserben 
nach Stimmen oder nach Köpfen? III. Nr. 164. 
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Erbserklärung: Annahme einer nach Ablauf der Edictal⸗ 
friſt, aber vor Beendigung der Peraenſchaftsabhandlung 
eingebrachten Erbserklärung. III. Nr. 

— — unbedingte: Das Eintreten der it er u. E. vers 
bundenen Wirkungen wird bei Vorhandenfein der Voraus⸗ 
febungen des 8. 807 a.b. 6. 6 nicht aufgehoben, jondern 
nur aufgeſchoben. IV. Mr. 2 

— — unbedingte: Gin Erbe, ft e auch ein Miterbe, iſt Dei 
abgegebener u. E. auch für den Fall, als die Verlaſſenſchafts⸗ 
abbandlung nad dem Erblaſſer gemuthshalber für abge- 
than erklärt wird, gemäß S. 801 a. b. G. B. zur Bab- 
lung de3 von ihin als richtig anerkannten ralos ver⸗ 
pflichtet. IV. Nr. 246 

Ertficuer: Die Frage, ob die während der Beligbaner des 
verſtorbenen zahlungspflichtigen Fideicommißbeſitzers fällig 
gewordenen, nicht bezahlten Raten einer am Fideicommiſſe 
ſichergeſtellten E. vom Fideicommiſſe oder vom Allodnach⸗ 
laſſe des erwähnten Fideicommißbeſitzers zu tragen ſind, 
EA gicht von den Gerichten entſchieden werden. IV. 

r 


Erbvertrag: Wirkung des E. auf ein früher errichtetes 
Teſtament. Nr. 31. 

Erbverträge: Die Norm des 8. 1487 iſt auch auf ſie an- 
zuwenden. J. Nr. 29. 

Erfüllungseid: Die halbe Probe, welche durch glaubwür— 
dige, aber nicht voll beweiſende Urkunden erbracht iſt, kann 
durch den E. ergänzt werden. II. Nr. 94. 


Ergänzung einer Summarverhandlung vom Obergerichte 
verordnet: Recurs unzuläſſig. J. Nr. 9. 


Erlag, gerichtlicher: E. des Varages einer mit Super⸗ 
ſätzen belaſteten Hypothek. IV. Rr. 1 

— — Sam der fiir ftreitende Dritte hhtlich erlegte Be⸗ 
trag auf einſeitiges Anſuchen des Erlegers wieder ausgefolgt 
werden? II. Nr. 1 

— — ſeitens des iranbleiherê. IV. Nr. 152. 

Erlags-Wructificirung: Ein biz zur Entideidung bes 
Proceſſes erliegender Barbetrag kann nur unter Zuſtim⸗ 
mung aller Intereſſenten durch Ankauf verlosbarer, über 
Part ſtehender Papiere fructificirt werden. IV. Rr. 56. 


Erſitzung: Der Verwalter einer Sache iſt ſchon cis o PoE 
pon der E. derjelben ausgeſchloſſen. IV. Nr. 3 
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Erjibung: Quotale Einrechnung der tvider den prid. Vor⸗ 
gânger abgelaufenen Erſitzungszeit in die des nicht privi- 
tegirten Ujucaptenten. II. Rr. 12. 

Erwerb- und Ginfommenftener: Rückſtände haben bei Mo— 
bilar=Meijtbotêvertheilungen kein Vorzugsrecht. II. Rr. 17. 

— — von rabdicirten Gewerben, ſ. MeiftbotBvertheilung. 


Erwerbsunfähigkeit: Vertheilung der Beweislaſt im 
Falle angeſprochenen Erſatzes für den Verdienſtentgang bei 
einer poraueſichtich nicht immer währenden Erwerbsun⸗ 
fähigkeit. III. Nr. 5 

Exceptio fori, 1. Gericitafiand. 

— — non numeratae pecuniae: Durch den Haupteid gegen 
den Inhalt einer anertannten Urkunde erweisbar. T. Nr. 10. 


Ercindirung: Zur Lebre von der E IV. Rr. 293. 
E en bei golitiſcher Execution: Competenz der Gerichte. 


Ercinbicungêtlage: Dem Begebren um Siſtirung einer 
Execution gegen Caution kann nicht Natigegeben merden, 
wenn eine Beſcheinigung der in der E. anigeftelitem Be⸗ 
hauptungen überhaupt mangelt. II. Nr. 1 

— — Erwerb des Cigenthumes durch —5 Herſtellung 
der ganzen Probe duro bedentlide und relatip verwerfliche 
Beugen. IV. Nr. 358 

— — Verfällung dez in “der Hauptſache obfiegenden Erjcin= 
dirungsklägers, welcher dem belangten Executionsführer die 
von dieſem aubergerictlid verlangte Mittheilung feines 
Nechtatitel3 nicht gemacht, ſondern ftatt deſſen die Rlage 
Iofori eingebradt und den Prozeß nad) Submittirung des 
durch die Klage ilber den Rechtstitel unterrichteten Be— 
langten wegen der Gerichtskoſten fortgejebt hatte, in den 
Cria A em Belangten unndthig verurjadten Roften. 


ErcindicungBproceR beim Handelsgericht: Geltung Der 
h. q. Friſten. II. Rr. 37. 

— — wider die allg. öſterr. Bobdencreditanitalt: der Ans 
bingigmacdung bDdesfelben bei dem feiteng des ABiener 
Landesgerichtes megen Vollzuges der Execution requirirten 
Richter fteht das Gtatut der —3 — nicht entgegen. II. Nr. 43. 

Execution: Auch die von einem f. und k. Generalconſulate 
requirirte Zuſtellung eines von einem türkiſchen Gerichte 
ausgehenden Actes, die Sequeſtration eines im Inlande 
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befindlichen Depots betreffend, iſt unzuläſſig, wenn der 
Gegner öſterreichiſcher Staatsbürger iſt. IV. Nr. 361 
Erecutign: Auch Nähmaſchinen gehören qu den im 8. 310 
G. O. bezeichneten Werkzeugen unter den ebenda ans 
gegcbenen Vorausſetzungen. J. Rr. 8 
— — Auf den Pflichttheilsanſpruch ins Motherben. Uns 
zuläſſigkeit der Pfändung eingelner Pg hlaßgegenſtande bei 
dieſer Grecutionsiábrung, . Nr. 1 
— — Auf Grund des ceshtatrftigen Netóeites, momit dem 
Sachfälligen die Errichtung einer verfachungsmaßigen Ur⸗ 
kunde qu Gunſten des Klägers auferlegt wird, kann Letz⸗ 
terer zwar, ohne vorher ſonſtige Executtonômittel qu vers 
ſuchen, ſofort um die Aufſtellung eines curator ad actum 
behufs der Urkundenerrichtung, nicht aber aud) behufs der 
Bertadung der errichteten Urkunde anjuden. IV. Rr. 25. 
— — Auf Grund eines tm Sinne des 8. 3 der Notariats⸗ 
ordnung vollftredbaren Notariatõacte3 kann die Crecution 
auf das Pfandgut jorvobl gegen den Perſonalſchuldner, als 
auch gegen den Hypothekarſchuldner, welcher das mit der 
betreffenden Forderung Delaitete Pfandgut jpáter an ſich 
gebracht bat, gefithrt und bewilligt werden. IV. Rr. 112. 
— — Auf Grund eimes von Privatperjonen ausgeſtellten 
Zeugniſſes, des Inhaltes, daß bie in einem Schiedsſpruch 
gefebte, mittelſt zweier Zeugen zu erweiſende Bedingung 
cingeireten fei, kann die E. nicht ertheilt werden. IV. 
r 


— — Auf Grundlage eines gegen eine Handelsgeſellſchaft 
erlaſſenen Urtheiles kann die E. gegen einen öffentlichen 
Geſellſchafter derſelben nicht bewilligt mede, II. Nr. 108. 

— — auf Rauf: und Beſitzrechte. II. Nr. 1 

— — VBebebung der Demilligten E. auf eine hnung über 
Einſchreiten der €. E. Finanz⸗Landesdirection. IV. Nr. 419. 

— — Bei Beurtheilung der Statthaftigkeit der E. auf Pfand⸗ 
ſcheine ift das Verhältniß des Executen qu den verpfúndeten 
Gaden mabgebend. IV. Nr. 408. 

— — Bereditigung des durd) dte vom Richter betvilligte Ein— 
führung in den Beſitz der executiv erjtanbenen Cade in 
teinem Beſitze peeintráctigten Dritten zum Auftreten in 
poss. summ. II. Rr. 2 

— — Berechtigung des udolaubigers, ſeine Befriedigung 
aus dem von einem Dritten für den Schuldner „zur 
Sicherſtellung der ſeinerzeit erfolgenden vollen Bezahlung“ 
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erlegten Pfandobjecte im Wege der E. des gegen den 
Schuldner ergangenen Urtheile3 qu ſuchen. IV. Nr. 354. 

Execution: Bejdrántung der Executionsführung auf Alimente. 
HI. Nr. 58. 

— — Das Anſuchen um die E. auf Grund einer notariellen 
auf die mora de3 Schuldners, Fälligkeit der Schuld und 
Execution ſetzenden Verpflichtungsurkunde iſt auf den Nach⸗ 
weis der mora ſeitens des Executionsführers nicht bedingt. 
I. Nr. 100. 

— — Da3 gegen eine regiftrivte irma ergangene Urtheil 
it nur gegen den Inhaber dieſer Firma, nicht aber gegen 
Denjenigen exequirbar, der zur Beit der Cinbringung der 
Rage Inhaber der belangten Firma war. IV. Rr. 205. 

— — Da3 Gejeb vom 21. April 1882, R. G. BI. Rr. 123, 
findet aud) auf die Gecretáre Der handelskammern und 
auf die Directoren der Arbeiter = Unfalverfiderunga-An= 
ſtalten Anwendung. Der Sabresbezug von 800 fl. bat nur 
von der Geſammtheit mebrerer Beziige de3 Crecuten freiz 
aubletben. Ein gegen das Gejeg vom 21. April 1882 pers 
ſtoßender Beſcheid kann auch nad eingetretener zRechtskraft 
angefociten und behoben werden. III. Nr. 148. 

— — Das Sofbecret vom 7. Ceptember 1835, 3. G. S. 
Nr. 80, iſt durch das Gejeg vom 29. April 1873, R. G. BI. 
Nr. 68, außer Kraft gelegt und findet dieſes Geſeh auf 
das Diurnum der im Dienſte einer öſfentlicen Behörde 
ſtehenden Diurniſten Anwendung. J. Nr. 122. 

— — Das vom Executionsgerichte um die —* einer 
grundbücherlichen Einverleibung requirirte Grundbuchs⸗ 
gericht kann dieſelbe wegen Abganges der erforderlichen 
Ueberſetzungen von Urkunden nicht verweigern. IV. Rr. 180. 

-— — Dem Begebren um Giftirung einer E. gegen Cautton 
kann nicht ftattgegeben terden, wenn eine Beſcheinigung 
der in der Excindirungsklage auigelteliten Bebauptungen 
überhaupt mangelt. II. Nr. 129 

— — Dem Crecutionsfibrer obliegt ntdt der Nachweis des 
Mangels von Crecutionsbejreiungsgrinden. IV. Rr. 249. 

— — Dem Vollzuge der von den Börſeſchiedsgerichten be 
milligten E. im Geltungêgebiete der weſtgaliziſchen Gerichts⸗ 
Jowing ſtehen die Beſtimmungen des 8. 365 der to. q. 

O. nidt entgegen. III. Nr. 3. 

— — Der Ausführung der E., welche von einem im Gel⸗ 

tungêgebtete. der allgemetnen Gerichlsordnung auf Grund 
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des Geſetzes vom 1. April 1875, R. G. BI. Rr. 67, con⸗ 
ftituirten Börſeſchiedsgerichte ftatutenmáfia bervilligt wurde, 
ſteht der 8. 365 der w. g. Gerichtsordnung nicht entgegen. 
HH. Nr. 120. 

Crecution: Der excutionsberechtigte Glâubiger tes Sohnes 
ift berechtigt, zum Behufe der Executionsfibrung Abſchriften 
von Actenſtücken zu verlangen, welche die Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlung nach dem Vater des Schuldners betreffen. 
IV. Nr. 301. 

— — rss des Hofd. v. 29. Mai 1845, Nr. 889 J. 

S. iſt auch bei recutlongführungen auf unbewegliche 
Sites anmmendbar. II. Rr. 

— — Die Anſtellung als Budbalter in einem induſtriellen 
Etabliſſement iſt in Bezug der Executionsfähigkeit der 
Bezʒü ezüge als eine dauernde anzuſehen. IV. Nr. 249. 

ie aus den Concursacten erſichtliche Erklärung eines 
Glaudigers daß er mit ſeiner Forderung befriedigt ſei, 
ſteht der Beilligung einer nad Behebung des Concurjes 
von ihm wider den gemejenen Cridatar egen derjelben 
Forderung angeſuchten E. MENTE IV. 

— — Die durd 8. 340 a É SS RG D) note 
mirte Bejreiung eini iger Objecte von der E. findet auch 
bet der pfandmeijen Beſchreibung zur Geltendmachung des 
gefebliden Ffandreqtes nach 8. 1101 a. b. G. B. An⸗ 
wendung. II. Rr. 67. 

— — Die Cinverleibung des executiven Pfandrechtes zur 
SGereinbringung von Steuerſtrafbeträgen kann auf Grund 
bon o Eu den nicht bewilligt werden, menn die 
Rechtskraft der Stra perſugung nicht dargethan iſt (8. 330 
Grundbuchsgeſetz). IV. Rr. 74. 

— — Die Crecutionsfithrung Er Grund eine3 im Bagatell= 
verfabren erwirkten Executionstitels fällt nicht in den Bes 
reich des Bagatellverfahrens. II. Nr. 144. 

— — Die Executionsführung bezüglich der aus der „Kaiſer⸗ 
Franz⸗Joſeph⸗Stiftung“ fit Merjorgung k. u. k. Officiers⸗ 
witwen und -ABaijen” qu zahlenden Renten unterliegt den 
Peſtimmungen — Geſetzes vom 26. Mai 1888, R. G. Bl. 


— — Dt tm Execntionsverfafren eingewendete Hipfen⸗ 
verjährung iſt nicht qu berückſichtigen. IV. Nr. 4 

— — Die Oppoſitionsklage des Klägers wider die E des 
qu Gunjten des Verkäufers auf Bablung des Kaufſchillings 
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gegen Uebergabe des Kaufgegenſtandes lautenden Urtheiles 
iſt berechtigt, wenn durch dem Urtheile nachgefolgte That⸗ 
ſachen die Erfüllung der Uebergabanerbinblicileil des Ver⸗ 
käufers unmöglich geworden ift. IV. Rr. 1 

Erecutton: Die Penfion, melche die Witwe * Zeilitars aus 
dem Fonde des Maria⸗Thereſien⸗-Ordens bezieht, iſt nad) 
der Verordnung des k. k. Hofkriegsrathes vom 27. Auguſt 
1811, 3. 495, als Militärpenſion zu behandeln und nur 
innerhalo der —5 — des 8.2 Geſetz vom 21. April 1882, 
R. G. B 23, exequirbar. IV. Nr. 67. 

— — SA nad Art der Executionsfuhrung auf be⸗ 
wegliche Sachen an einer Realität erworbene executive 
Pfendredyt durch pfandweiſe Beſchreibung Dderjelben ift Der 
bücherliche und factiſche Eigenthümer biejer Realität, falls 
das Pfandrecht bei Anlegung des Grundbuches alê alte 
Poſt nicht angemeldet und auch jonft tm Grundbuche nicht 
eingetragen iſt, in ſeinen Rechten nicht beeinträchtigt und 
daher zur Klage im Sinne des 8. 3 des Hofdecretes vom 
29. Mai 1845, J. G. S. Nr. 889, nicht berechtigt. IV. Nr. 177. 

— — Ein crfuchſchreben des auslandiſchen Gerichtes gehört 
nicht zu den Voraugſetzungen der Vollſtreckbarkeit aus⸗ 
ländiſcher Urtheile. II. Nr. 142. 

— — eines gegen eine Handelsgeſellſchaft erfloſſenen Urtheils 
nad Auflöſung derſeiben gegen deren öffentliche Geſell⸗ 
ſchafter. II. Rr. 

— — Einſtellung fer Wautiven Sequeſtration auf Verlangen 
des ausreichend byſchemigten Eigenthümers der in E. ge⸗ 
zogenen Sache. II. Nr. 3 

— — Erforderniſſe zur iollftredbarteit der Urtheile preus 
Bijójer O Gerichte in Defterveid. HI. Nr. 57. 

— — Ermächtigung eines Erequenten eineg, unbefannt tvo, 
abweſenden Schuldners, die bewilligte Mobilacegecution 
bei jenem BesirtSgeridte 'angufuden, im deſſen Spren Prenget 
ſich die zu pfändenden Gegenſtände befinden. 

— — Gegen den ton givet A nftangen serreigecten Rolo 
der exec. Pfandrechtseinverleibung ift ein a. o. Reviſions⸗ 
tecurê unzuläſſig. IV. Nr. 153. 

— — Haben die Geridite im Executionswege eingeantivortete 
Begiige des E. über einfacies Gejud dez Executionsführers 
qu ermitteln? III. Rr. 8 

— — Nag dem —— bom 22. Juni 1836, Q. G. S. 
Pr. 145, kann der Execut dte gegen ibn exequirte Forderung 
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nur mit einer Gegenforderung compenſiren, welche er nach 
dem der Ereentiousſu vruna zu Grunde liegenden Urtheil | 
erworben bat. . o 
Execution: Nur —5 dies auf dem Geſetze berubenden | 
Unterhalt3anfprudes, nicht aber hinſichtlich einer Erſatz⸗ | 
fotberung für geleifteten Unterhalt finbet die Beitimmung | 
des 8. 7, B. 2b des Gefeges vom 29. April 1873, R. G. 
BI. Ar. es, Anwendung. IV. Rr. 163. 
— — Keeursfriſt gegen Beſcheide betreffend die Erwerbung 
des Srecutiven Pfandrechtes auf Grundbuchsobjecte. TI. 


— — Ganction der dem Sachfälligen auferlegten, mittelft 
der allgemeinen Executionsbeſtimmungen nicht erequirbaren 
Verpflichtung zur Entlaftung einer ihm abgeſprochenen und 
laſtenfrei dem yelzger q fibergebenden Parcele feiner 
Liegenſchaft. t. 8 

— — onde Seliseiatuno der E. auf Bezüge aus 
nichtärariſchen Bauten, welche unter antervention ſtaat⸗ 
licher Organe ausgeführt werden. HI Nr. 6 

— — Unzuläſſigkeit der Execution auf Grund anstnbiõe 
noch nicht rechtskräftiger Urtheile. III. Nr. 158. 


— — Vollſtreckbarkeit der in den königlich preußiſchen Pro- 
dinzen a gefallten Urtheile im Kaiſerthume Oeſterreich. IV. 


— — Vollſtreckbarkeit der ton königlich mãniſchen Ge⸗ 
richten gefällten Urtheile in Oeſterreich. III. 


— — Wenn im Urtheile eine alternative —8 des 
Inhaltes ausgedrückt iſt, daß der Belangte ſchuldig iſt, 
dem Kläger das Gtreitobject zu übergeben, oder einen bes 
ſtimmten Geldbetrag zu bezablen, fo iſt der Kläger bei der 
executiven Durchſetzung ſeiner Rechte an die durch das 
Urtheil beſtimmte Reihenfolge gebunden und der Belangte 
hat nicht das Recht, die Babi hinſichtlich der Erfüllung 
der ihm im Urtheile auferlegten Verrſichtungen gegen den 
Willen des Klägers zu treffen. IV. Nr. 179. 

— — Zuläſſigkeit der Executionsführung auf eine Forderung 
welche dem Executen gegen den Exequenten angeblid zu⸗ 
fteht und deren Beſtand Qebterer bejtreitet. IV. Nr. 375. 

— — Bur Anwendung des GejegeB vom 26. Mai 1888, 
R. 6. Bl. Rr. 75, betreffend die E. aut dte Bezuge der 
im Privatdienſte dauernd Angeſtellten. U. Nr. 1 
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Execution: Zur Eintreibung von Rückſtänden von der Militär⸗ 
taxe kann auch der Weg der ordentlichen gerichtlichen E. 
betreten werden. II. Mr. 133. 

— — Zur Crecutionsfibrung tft bie Vorlage der Ausferti⸗ 
Pi des 3 Fecutionsfahigen Notariatsactes erforderlich. 

Rr. À 


— — auf öffentliche Depofita: Criterium für das Borredt 
der von mebreren Farteien eingebrachten, hierauf gerichteten 
Geſuche. J. Nr. 1 

— — pendente iopellatione: Der unterlegenen Procebpartei 
kann die provijorifde Bejeitigung des Hinderniſſes, mittelft 
deſſen bieelbe die Ausübung des dem Gegner unbedingt 
quertannten Rechtes verwehrt, unter Andrghung einer Geld⸗ 
ſtrafe aufgetragen werden. IV. Nr. 4 

— — ppolitiſche: Ueber ein ErcindicungBbegefren, ſowie 
über die begehrte Eyreutionsſiſtirung haben die Gerichte zu 
erkennen. Nr. 

— — ſehentige Friſten bei der w. E., ſ. Wechſel. 

— — eojelredtiide aut Sicherſtellung: Wodurch qu ers 
theilen? TI. 

— — qur Cidecteliana: Mud der mit vertragêmiúbigem 
Pfand bededte Glâubiger iſt auf Grund des erwirkten 
Zahlungsbefehles berechtigt, felbe auf das Deftelite Brand 
mittelft Pfändung und Sdúguna, und auch mittelft Seque⸗ 
ftration obne Nachweis der Unzulänglichkeit ter Dedung 
durch das beitelite Pfand qu fiibren. II. Rr. 2 


— — quer Cideritelung: Beweislaſt im Fale bes 8 4 der 
Verordnung des Suftigminifteriuma vom 18. Suli 1859, 
R. G. BI. Rr. 130. IH. Rr. 8. 

— — que Gideritelung: Der zur Vermeidung der ſicher⸗ 
itelungameifen E. gemachte Erlag kann zurückgezogen 
werden, wenn das Urtheil erſter Inſtanz vom Obergerichte 
aufgehoben, und eine Ergünzung des Verfahrens angeordnet 
worden iſt. IV. Nr. 2 

— — zur life: “De Norm des 8. 269 a. O. O. 
findet auch auf noch nicht rechtskräftige, eine Entſcheidung 
über privatrechtliche Anſprüche enthaltende, ſtrafgerichtliche 
Urtheile analoge Anwendung. II. Nr. 88. 

— — zur Sicherſtellung: o trecho te der bon ungas 
riſchen Gerichten bewilligten E. 3. S. durch öſterreichiſche 
Gerichte. III. Nr. 45. 


a 
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Execution zur Sicherſtellung: Zur Sicherſtellung ſeiner Forde⸗ 
rung kann Kläger neben der Realexecution auch die Pfändung 
der Fahrniſſe gegen den Geklagten erwirken. IV. Nr. 380. 

Grecutionsfoften: Die im Executionsbeſcheide beſtimmten 
6. find ſchon vor Cintrttt der Rechtskraft dieſes Beſcheides 
exequircbar. IV. Rr. 70. 

Crecutiongnovelle: Das Ergebniß der nad 8.3 dez 
Gejeges vom 10. Junt 1887, NR. G. BL. Nr. 74, von 
Amtswegen qu pflegenden Unterjudung kann nicht pugteid 
Gegenjtand der Anfechtung im Proceßwege jein. IV. Nr. 7 

— — Der Ueberbieter ift nicht Dberechtigt, qu verlangen, pas 
dte in Folge feines Ueberbotes angeordnete neuerliche 
Feilbietungstagſatzung abgebalten werden müſſe; feine 
Rechte wie ſeine Pflichten erlöſchen vielmehr auch Ladurch, 
daß der Exequent von der Vornahme dez Crecutiondactes 
abiteht. IV. Rr. 141. 

— — Die — des 8. 2 des Geſetzes vom 10. Juni 
1887, R. G. Bl. Nr. 74, hat keine rückwirkende Kraft auf 
jene Valle, in tvelden eine executive Pfändung von Fahr— 
nifjen ſchon vor dem Beitpuntte der Dirtſa mteit dieſes 
Geſetzes vorgenommen worden iſt. II. Nr. 138. 

— — Die Beſtimmung des 8. 9 des Geſetzes vom 10. Juni 
1887, R. G. BI. Rr. 74, iſt auf diejenigen Schätzungs⸗ 
und Feilbie tungekofien nicht anwendbar, welche vor dem 
Beginne der Wirkſamkeit nes eben erwähnten Geſetzes ente 
ftanden find. II. Nr. 142 

— — Die Yrift megen Bulaffung des Meberbote3 iſt unab= 

úngig von dem Eintritt⸗ ger Rechtskraft der vorgenommenen 
e J 

— — Die eoficano eso 8. 9 der E. ift als Ausnahms⸗ 
geſetz ftricte qu interpretiren und nur bei der Bertheilung 
des MeiftboteS einer executivo veräußerten Liegenſchaft an- 
wendbar. IV. Rr. 39. 

— — Die Vernehmung von Sachverſtändigen zur Entſcheidung 
der Frage iiber die apo tinengqualitái iſt im Geſetze De: 
grindet. IV. Rr. 

— — Die Vorſchrift er E fiber die Bornabme der Bejdreibung 
des Bugehir3 einer viegenſchaft i iſt ausnahmslos zur An— 
wendung zu bringen 4. 

— — die —* des 8. 3 des Geſetzes vom 10. Juni 
1887, R. G. Bl. Nr. 74, iſt von Amtswegen zu berück— 
fichtigen und find jelbft bereit3 in Execution gezogene, dent 
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Fundus instructus einer Liegenſchaft gehörige Gegenſtände 
bon der Mobilarexecution auszuſcheiden. IV. Rr. 330. 
Executionsnovelle: Die zum Betriebe eines nicht mebr 
als den üblichen Taglobn abmerjenden Fuhrmannsgewerbes 
nothigen en Segenfiânhe find von der Execution ausgeſchloſſen. 


— — Em Sodawaſſererzeugungsapparat ſammt Bugedd it 
nidt qu den im 8. 340 a. O. O., tvie im 8. 2 Abjab 5 
des Gejege3 vom 10. ui 1887, R. G. MB. Rr. 74, 
angefibrten Werkzeugen und Gegenftânden au tecgnen, 
an jonad) der Grecution nicht entzogen werden. IV. 

T. 

— — Mann muf der Crecut um die Freilaſſung der fiz 
ibn unentbehrlichen, zur Ausübung ſeines Handwerkes er⸗ 
forberlicjen vabrnifie von der Execution anſuchen? HI. 


— — Ma derjelben find nur die gur perjôniigen Aus⸗ 
übung der Beſchäftigung des Executen erforderlichen Gegen⸗ 
ſtände, nicht aber jene, deren Benützung die Mitwirkung noch 
anderer Kräfte erheiſcht, der Execution entzogen. IV. Nr. 63. 

— — Wirkung des nach der executiven Feilbietung rechts⸗ 
kräfti angenommenen Ueberbotes. II. Nr. 117. 

um Begriffe des „wirthſchaftlichen Verderbens“ im 
J— Geſetzes vom 10. Suni 1887, R. G. BI. Rr. 74. 


— — 2um 8. 3 der E. IV. Nr. 30. 

Erecutivverfabren: Auf Grund einer, nidit nad) einer 
fpecielen Bejtimmung des Handelsgeſetzes qu benrtheilenden 
Urfunde, welche den Rechtsgrund der Forderung nicht ente 
hält, iſt die Einleitung des E. nicht zuläſſig. I. Nr. 130. 

— — Dasſelbe iſt auch in den zum ſumm. Verfahren ge⸗ 
eigneten Fällen anwendbar. II. Rr. 

— — Die ſchriftliche Erklärung, womit Jemand den Saldo 
einer laufenden Rechnung (Gontocorrente) qu zahlen ver 
ſpricht, folicBt eine zur Cinleitung des E. geeignete 
Schuldanerkennung ein. IV. Nr. 303. 

— Für die vom Kläger verlangte Einleitung dez E. find 
nur die hinſichtlich der Liquidität der eingeklagten Forde⸗ 
rung beigebrachten Urkunden maßgebend. IV. Nr. 84. 

Grpenfarjorberungen: Verbot auf E. II. Rr. 55. 

Expromiſſion: Ste bebebt als Novation die dem früheren 
Schuldner zugeſtandenen Einwendungen. II. Rr. 


À 


—— 
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Erpropriationsverfabren in E 
Durch 8.2 Seje vom 29. März 1872, Rr. 3 
tft der Reviſionsrecurs nicht ausgeſchloſfen, wenn die in 
Vollſtreckung des Expropriationserkenntniſſes vorgenommene 
Schätzung von der erſten Inſtanz angenommen, bon der 
zweiten —5*— aber behoben wird. II. Nr. 4 


F. 

Factura: Der Vermerk in der vom Verkäufer dem Käufer 
übermittelten und von dieſem angenommenen F., daß alle 
Zahlungen direct nur an den Erſteren qu feiften feten, 
mat A von allem Gonftigen, jedivede Bahlung 

en Agenten, welcher das Geſchaft vermittelte, 
pr A ſelbſt wenn er alô Vertreter des Verkäufers 
bezeichnet worden wäre; auch ſeine Beſtellung als Domiei⸗ 
liat in dem über das Geſchaſt errichteten Wechſel berechtigt 
pm, gleich jedem anderen Domiciliaten, nicht die Bablung 
der Wechſelſumme namens des Wechſelgläubigers entgegens 
gunebmen. IV. Nr. 348 

— — Neue, beim vertragsabſchluſſe nicht verabredete, in 
der überſandten F. aufgenommene Nebenbeſtimmungen 
berechtigen den Käufer nicht, von dem perfect abgeſchloſſenen 
Kaufvertrage abzugehen. 390. 

vabeniije e und Einrichtungsſtücke nad) 8. 1101 a. b. 6. B. 


Sálligteit: Die F. einer Forderung, welche vertragsmäßig 
auf die Beendigung einer dem Schuldner vorausſichtlich 
zufallenden Erbſchaft geſtellt iſt, tritt naturgemäß ſchon 
dann ein, wenn dem Schuldner vor Beendigung der ihm 
wirklich angefallenen Erbſchaft Werthe derſelben gemäß 
8. 145 Verf. a. Gt. zugewieſen werden, welche den Betrag 
jejner Sd Séulo it nur erreichen, jonbern jogar liberiteigen 


acertaçe, Whaelitiſche: Sie verlangern die Recursfriſt nicht 
auf den folgenden Werktag. J. Nr. 56. 

Feilbietung, executive: Durch den Aet der e F. einer 
Liegenſchaft erlöſchen die auf derjelben faftenden Rechte, 
ſoweit ſie nicht durch den Meiſtbot gedeckt erſcheinen, und 
der Liegenſchaftsbeſitzer, als ſolcher, iſt berechtigt, die nicht 
erfolgte grundbüchliche Löſchung eines derart erloſchenen 
Rechtes gegen den grunbbiolichen Beliger desſelben gu 
verlangen. IV. Rr. 2 


— 
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Feilbietung, executive: Zurückweiſung der wider einen der 
befriedigten Hypyrhetare eingebrachten Klage auf Ungiltigkeit 
derſelben. IV. Nr 

— — 1, beber. 


— — blfentlide: Berabredungen mebrerer Perjonen, hiebei für 
gemeinjame Rechnung bis gu einem beſtimniten Betrage 
mitgubieten, bei Critehung des licitirten Gegenſtandes fid) 
in den Gewinn qu theilen und jede der vertragſchließenden 
Perſonen als Theilhaber des eritanbenen Gegenjtandes an= 
quertennen, find ungtítig. IV. Rr. 174. 


Feilbietungsbedingniſſe: 5 der dem aufrecht 
erledigten Feilbietungsgeſuche beigelegten F. nach Abhaltung 
des erſten und vor bhaltung des zweiten Feilbietungs— 
termines. IV. Nr. 

— — Welches Dberiandesgeridit ift zur Erledigung der Dei 
dem Executions-Vollzugsgerichte überreichten Mecurje gegen 
dte vom Grlenntuibgerichte bedingt genebmigten F. compe⸗ 
tent? NI. Rr. 

— — executive: Conforme Geitaltung derjelben qu dem im 
Sudicate Nr. 105 (1. Rei otgvertheilung) tundgemaditen 
Plenarbeſchluſſe. II. Nr. 129. 


Fideicommiß: Sft die Pitwirtung der Geſetzgebung E 
Ginne des Gejeges vom 13. Juni 1868, R. G. BI. Rr. 
vet da Bertanjóung von XibeicommiBobjecten — — 
r 


— — Pfandrechtliche Sicherſtellung von Ighlaßgebůhren 
auf Fideicommiß⸗Realitäten. III. Nr. 


— — Zur Einbeziehung von Grundſtücken in ein F., welche 
aus dem Erlöſe von Realitäten desſelben F. angekauft 
wurden, bedarf es unter der Vorausſetzung ihrer Gleich⸗ 
werthigieit keines Actes der Geſetzgebung. III. Nr. 113. 

Fideicommiß-Nachfolge: Auch ein uneheliches, durch 
nachgefolgte Ehe fegitimirtes Kind tt, falls nicht Beftim- 
mungen des Fideicommiß-Inſtrumentes entgegenfteben, 
ſelbſt dann, wenn es im Ehebruche erzeugt murde, von Der 
F. nad jeinem Bater nicht ausgeſchloſſen. III. Rr. 154. 

vinangpatent vom Sabre 1811: Act der Aamre hnuus der 
Conventionsmünze aus der Beit dor dem F. III. Rr. 15. 

Finanzprocuratur: Vertuetungghefugniß —* in Lan⸗ 
desangelegenheiten. III. Nr. 








Alphabetiſches Sachregiſter. 417 


Firma: Amtliche Richtigſtellung einer F. nach Art. 26 des 
E eun auch J bem alle der Anwendbarkeit des 


— — —— “Rm egen den urtheilsmäßig 
feſtgeſtellten Inhaber einer n. kann ein wider die F. 
ergangenes Urtheil in Vollzug geſetzt werden. IV. Nr. 343. 

— — tegiftrivte: kregitlon des gegen dieſelbe erwirkten 
Urtheiles. IV. Nr. 2 

Firmaregiſtrirung: Sis kann auf Grund einer tom Be⸗ 
vollmächtigten für den Saujmann gFolgten Anmeldung 
und Zeichnung nicht geſchehen. IV. 

E o pub jegung der Verpflichtung der Sparcafjen hiezu. 


vilderetftórung: Berurtheilung des Kriegsmarine⸗Aerars 
zur Seiftung voller Genugthuung an den Dildereipáditer, 
in bdeflen am adriatiſchen Meere gelegenen Fiſchplatz ein 
Jerhedeboot eindrang und die Fiſche verſcheuchte. IV. 

r 

Fiscus: Auch gegen a lauft le eriahrnugs riſt der 
88. 1480, 1487 und 1 G. B. 

E RO? Bedingung des a nigutensenden aupteibes. 


Firgeſ Jaſi, . panbelogeldát. 

vorberungêredte, welche in einer geſetzlich beſtimmten 
Friſt bei Erlöſchen derſelben geltend au machen find, können 
nach Ablauf derfetten auch excipiendo nicht geltend gemacht 
werden. J. Rr. 3 

Forum contrastas, |. Gerichtsſtand. 

Freiheilseniziehung: Umfang der Erſatzpflicht im Falle 
einer duro, falſche gerichtliche Anzeigen verſchuldeten F. 


Friſten, richterliche: Auf die vom Richter ſFiegehten F. 
findet die Beſtimmung des 8. 902 a. b. G. B. keine An⸗ 
wendung; für die Berechnung —* nie iſt 
kalendermäßige Beit maßgebend. 

Friſtwerbung im — ——— 430 Pranota⸗ 
tion: Zuläſſigkeit des a. o. Reviſionsrecurſes. II Nr. 31. 

Fruchtnießer: Geiner Klage auf Herausgabe, reſp. Erjat der 
dor mehr als drei Sabren abgereiften Naturalfrüchte wider 
den Eigenthümer ſteht der Einwand der Verjährung nicht 
entgegen. Nr. 11. 

quai eationsginten: ſ. Binjen. 


Entideidungen. VI. 24 
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G. 


Gebietsabtretung: Anwendbarkeit des Artikels VIII des 
Friedensvertrages vom 3. October 1866, R. G. Bl. Nr. 116, 
auf privatrechtliche Verpflichtungen des oſterreichiſchen 
Staates aus den von der öſterreichiſchen Verwaltung bes 
züglich des abgetretenen Gebietes bereits früher abgejdlofienen 
Verträgen. III. Nr. 1 


Gebiibren: Aberkennung bes pripilegirten Pfandrechtes für 
eine der Bite mit Dec au3 einem in den 
öffentlichen ühern midi durchgeführten Verkaufe einer 
Realität. III. 

— — O nendbactot des privatrechtlichen Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen über die Verjährung der Verzugszinſen auf rück⸗ 
ſtändige Staatsgebühren. III. Nr. 183. 


— — Beſchränkung des Vorzugsrechtes der Vermögensüber⸗ 
tragungsgebühren auf drei Jahre ſeit der bü certi chen Ein⸗ 
tragung des Uebertragungsgeſchäftes. III. Nr. 22. 


— — Competenz der Gerichte zur Entſcheidung über die 
Aufnahme einer Vermögensübertragungsgebühr in die 
Meiſtbotsvertheilung einer Verlaßrealität. III. 192. 

— — unmittelbar qu entrichtende: Wenn vor der Concurs⸗ 
eröffnung begründet, ſind dieſelben, wenn auch der Bablungê= 
auftrag erſt nach der Concurseröffnung ausgefertigt iſt, 
keine Maſſeſchuld. J. Nr. 98. 

— — nach 8. 694 a. b. G. B.: Art der Feſtſtellung des 
reinen Nachlaßvermögens zur Bemeſſung des Armenhalb⸗ 
percentes. III. Nr. 188. 

— — nach 8. 694 a. b. G. B.: Auch im Sinne des n. ö. 
Landesgeſetzes vom 18. December 1871, 2. G. BI. Nr. 1 
ex 1872, kann eine Verlaſſenſchaft nur dort als „vorkom⸗ 
mend“ angeſehen werden, wo der Erblaſſer ſeinen Wohnſitz 
hatte. IV. Nr. 172. 

— — nach 8. 694 a. b. G. B.: Bemeſſung der G. zum 
Verſorgungsfonde. AIbrechnung der ausgeſetzten frommen 
Legate? III. Nr. 111. 

— — nad 8. 694 o b. O. B.: Die Nachlaßgebühr des 
Armenhalbpercentes in Graz bat nicht die Matur einer 
Nealftexer, fondern den Charalter einer das Vermögen des 
Erblaſſers überhaupt belaſtenden öffentlichen Abgabe fiir 
den ſtädtiſchen Krankenhausfond. III. Nr. 175. 
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Gebühren nad 8. 694 a. b. G. B.: Die Nachlaßgebühren zum 
allgemeinen Krankenhausfonde und zum allgemeinen Ver⸗ 
ſorgungsfonde in Wien ſind auch von den Verlaſſenſchaften 
in dem durch das Landesgeſetz vom 19. December 1890, 
L. G. Bl. für Niederöſterreich Nr. 45, erweiterten Gemeindes 
gebiete Der Reichshaupt⸗ und Refidenaftadt au entrichten. 
HI. Nr. 191. 

— — nad 8. 694 a. b. 6. B.: Die Verpflichtung zur Abs 
fubr derjelben bat den Wohnſitz des Erblaſſers im Inlande 
zur nothwendigen Vorausſetzung und beſteht nicht hinſicht⸗ 
lich des in Oeſterreich abzuhandelnden Nachlaſſes eines 
ſtändig im Auslande wohnhaft geweſenen und im Aus— 
lande verſtorbenen Ausländers. IV. Nr. 172. 

— — nach 8. 694 a. b. G. B.: Diejelben find von dem 
ganzen abgehandelten Nachlaſſe eines in Defterreid) ver⸗ 
itorbenen Ungarn zu entrichten, wenn der Nachlaß auf 
Verlangen des Erbsintereſſenten tn Oeſterreich abgehandelt 
wurde. IV. Nr. 115. 

— — nach 8. 694 a. b. G. B.: Ohne Zuſtimmung der 
geſetzlichen Vertretung der zum Bezuge derſelben berech—⸗ 
tigten Anſtalt kann der Verpflichtung zur Entrichtung durch 
Sicherſtellung nicht entſprochen werden. J. Nr. 120. 

— — nad 8. 694 a. b. G. B.: Bon einem Vermögen, 
welches, ſei es mittelſt Erbeinſetzung oder mittelſt Legats⸗ 
beſtimmung, einem wohlthätigen Zwecke zugewendet wird, 
iſt eine Gebühr zu einem Localarmenfonde, alſo auch zum 
Wiener allgemeinen Verſorgungsfonde nicht abzunehmen. 
IV. Nr. 328. 

— — nad 8. 694 a. b. G. B.: ſ. Subftitution. 

Gegenforderung: Executive Cinantwortung der G. dez 
Executen gegen den Crequenten. II. Nr. 139. 

Gemeinde: Abgrengung des Wirkungskreiſes der Geridite 
und Verwaltungsbehörden; Competenz zur Entſcheidung 
über den angeſprochenen Erſatz des für einen von der G. 
zu verpflegenden Apuen, geitens eines Privaten gemachten 
Aufwandes. IV. Nr. 3 

— — Bedingung der iftcagung eine3 Haupteides ihr gegen⸗ 
über. Nr. 66. 

— — Im Falle des von einem Dritten gegen eine G. auf 
Grund des 8. 1042 a. b. G. B. geltend gemachten Erſatz⸗ 
anſpruches für geleiſtete Berjorguna iſt ee Ertſcheidung 
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der Vorfrage, ob die G. den Aufwand, deſſen Erſatz begehrt 
wird, überhaupt und in der angeſprochenen Höhe hätte 
made milfjen, die politiſche Behoͤrde zuſtändig. IIL 


Gemeinbeumlagen: Wann haben fie Dei gerichtlicher Ein⸗ 
treibung gleiche Vorrechte mit den I. f. Gteuern? IT. Mr. 65. 

Gemeindeborfteber: Die gegen ibn perſönlich geriditete 
Mlage megen der feinerjeit3 auf Beſchluß des Gemeindes 
qustdufies verübten Beſitzſtörung ift ftatthaft. III. Nr. 127. 

Gemeinidaft: Die Bedingniſſe, unter welchen die Feil⸗ 
bietung eines gemeinſchaftlichen Gutes als Vollzug der 
urtheilsmaßig ausgeſprochenen Aufhebung der G. erfolgt, 
ſind nicht auf die für die Execution beſtimmende Art feſt⸗ 
zuſetzen. IM. Nr. 119. 

— — Rechtliche Wirkung der in der Execution zur Aufhe⸗ 
bung der G. des Eigenthums erfolgten Verſteigerung. 
Aſſignation zur Zahlung von Hypothekarſchulden auf Grund 
der Feilbietungsbedingniſſe für die verſteigerte Hypothek. 
HI. Nr. 116. 

— — 1. auch Miteigenthum. 

Genebmtgung, behördliche: Einfluß derjelben auf die Rechts⸗ 
wirkſamkeit cines Pachtvertrages. III. Rr. 23. 

Genoſſenſchaft: Der Beſchluß einer regiftrivten G.; in Ab⸗ 
änderung der bisberigen Gtatuten Lagerhäuſer qu errichten, 
iſt auf erfolgte Meldung im Genoſſenſchaftsregiſter einzu⸗ 
tragen, wenn auch die Conceſſion zur Errichtung von 
Lagerhäuſern nicht beigebracht wurde. IV. Nr. 175. 

— — Die Behauptung der Liquidatoren einer regiſtrirten 
Genoſſenſchaft, es ſei die ſonſt vollkommen durchgeführte 
Liquidation wegen des Honoraranſpruches zweier der Qi: 
quidatoren noch nicht beendet, iſt unbegründet, und die 
bei ſolcher Sachlage an die Liquidatoren unter Androhung 
von Ordnungsſtrafen gerichtete Aufforderung, um Löſchung 
der Firma einzuſchreiten, begründet. IV. Nr. 94. 

— — Wenn die Angaben des Geſuches um Löſchung einer 
G. aus dem Genoſſenſchaftsregiſter, welchem zufolge die 
Erfüllung der für dieſes Anſuchen geſetzlich normirten Vor⸗ 
ausſetzungen unmöglich iſt, mit den Angaben des Geſuches 
um — eben dieſer G. in Widerſpruch ſtehen, ſo 
hat das angerufene Handelsgericht, eventuell unter Mit⸗ 
wirkung der Verwaltungsbehoͤrde, zunächſt den Sachverhalt 
zu erheben, ſohin aber nach den ——— des Geſetzes, 
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welches die Einſchreiter für die Richtigkeit grer Angaben 
verantwortlich macht, amtszuhandeln. IV. Nr. 109. 


Genoſſenſchaft: Zurückweiſung des Geſuches um executive 
Feilbietung des dem Theilhaber an einer G. mit unbe⸗ 
ſchränkter Haftung zugeſchriebenen Antheiles am dem Ges 
noſſenſchaftsvermögen qui Recurs des Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtandes. IV. Nr. 2 

— — mit ——— Haftung: Iſt der Concurs auf 
gehoben und das Repartitionsverfahren für beendet erklärt, 
ſo kann wegen der Vertretungskoſten, welche die Liquida⸗ 
toren ihrem Vertreter zu leiſten haben, ohne vorhergegangene 
Feſtſtellung dieſes Anſpruches der G. gegenüber ein neuer⸗ 
DAR Separtitiongverfalren nicht eingeleitet werden. 

Geriiititofen: Andy menn ein contradictorifdes Verfahren 
nidt vorauêging, find dem in Gtreitiaden mit ſeinem 
Recurſe objiegenden Theile die Recurskoſten in der betrefs 
fenden Erledigung auguertennen, wenn es fi) nicht um 
eine lediglich die Procefleitung betreffende Verfügung han⸗ 
delt, tn welchem Falle der Ausſpruch über den Recurs⸗ 
toftenerjas der Endentſcheidung vorbebalten qu bleiben bat. 
II. Nr. 121. 

— — Sei der Entſcheidung über dte Koſten der zweiten und 
dbritten Inſtanz ift nur bas Obſiegen in der Gauptjade, 
nicht aber der Erfolg der Deldwerbefilbrung mabgebend. 
IH. Nr. 79 (abgeândert durch Judicat Rr. 96). 


— — Der Aláger haftet für die Koſten, die ex dem Geklagten 
dure) eine, wenn aud) von Erfolg begleitete, jedoch unnóthige 
Klageführung verurjadt hat. IV. Nr. 356. 

— — Die Beltimmaun de3 8. 26, Ge). d. 16. Mai 1874, 
R. 6. BI. Nr. 69, Endet auch auf die Rechismutelkoſten 
im ſumm. und im Befipfôrumgdvenfahren, ſowie in Neben⸗ 
ſtreiten Anwendung 

— — Die bloße Anerkennung der Verpflichtung zur Leiſtung 
einer Klagscaution iſt, wenn über die Höhe derſelben ges 
ſtritten wird, für die Entſcheidung hinſichtic der Koſten 
dieſer Streitführung nicht maßgebend. II. Mr. 1 

— — Die Rojten der Appellation oder Revifion sent das 
auf einen Cid lautende Urtheil find nidt von dem Ob⸗ 
ftegen in der Hauptſache abhängig: die Partet, welche obne 
Ertolge jene Rechtsmittel ergriffen Dat, Bat die hiedurch 


O e 
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dem Gegner verurſachten Koſten ohne Rückſicht gzuf das 
Reſultat der Beweisführung zu erſetzen. J. Nr. 9 

Gerichtskoſten: Die Koſten des Anſuchens um ollficeduno 
des auf eiblide Bermigensangaben lautenden Urtheiles find 
ebenjo wie die Koſten der Intervention bei dem deshalb 
angeordneten Togſagungen dem obſiegenden Kläger zuzu⸗ 
ſprechen. IV. Nr. 23. 

— — Die Norm, daß der Reſtitutionswerber in jedem Falle 
dem Gegner die Poften AP erfegen Dat, ilt durch das 
Gejeg vom 16. Mat 1874, R. G. BL. Nr. 69, nicht auf 
gehoben. II. Rr. 78. 

— — Die zweite Inſtanz darf diejelben Dei Abweiſun 
von der erſten Qnftanz gegen Haupteid sugelafjenen * 
degebrena nicht auf Grund dieſer Abânderung aufheben. 


— — Einfluß eines im Appeliationszuge ergangenen Bei⸗ 
urtheiles auf die vorausgângige Sicherſtellung der G. 
HI. Nr. 74. 

— — Qm jummarifden Verfabren gebilhrt im Sinne des 
Gel. v. 16. Mat 1874, R. G. BI. Nr. 69, dem in dritter 
Inſtanz obficgenden Reviſionswerber der Erſatz der Reviſions⸗ 
koſten nicht. IT. Rr. 76 (abgeändert durch Judicat Rr. 94). 

— — Kläger bat dem Belangten die GO. qu erjegen, wenn 
die die Rage veranlaſſende Necdisverlepung nibt vom 
Geklagten gejebt ift. IV. Nr. 3 

— — Mit ibrem Zuſpruche erwirkt pie Partei auch das Recht 
aui den Erſab der nachfolgenden Koſten des Cibesverfabrena. 
Nr. 37. 


— — ſ. auch Eidesverfahren. 
— — und Advocatengebühren: Bei deren Verluſt auch im 
Prelude um wechſelrechtliche Bablungsauflage qu verzeichnen. 


Gerichtskoſtenerſatzforderung: Ceſſion der erhofften G. 
wider den Gegner ſeitens der Partei an den ſie dertreten= 
den Advocaten bei Uebernabme der Vertretung. IV. Rr. 3 

Gerichtsſprache in Dalmatien, ſ. Dalmatien. 

Gerichtsſtand: Mud) im ſummariſchen Berfabren iſt ein 
abgejonderter Recurs bezüglich der Competenz des G. qus 
läſſig. J. Nr. 22. 

— — Bedingung der Zuläſſigkeit von Beweisergänzungen, 
ſowie Fuhrung felbſtſtandiger Beweiſe tm Incidenzſtreite 

kierüber. J. Rr. 
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Gerichtsſtand: Das im 8. 66 3. N. dem Gläubiger einges 
räumte Wahlrecht des (4. wird dur ben, Tod des Hypothekar⸗ 
ſchuldners nicht aufgehoben. J. Rr. 

— — Die Einwendung des nicht —— G. muß auch im 
ſumm. Verf. bei der erſten Tagſatzung, welche vor ſich 
geht, angebracht werden; als eine ſolche Tagſatzung gilt 
aber A die von den erſchienenen Parteien erjtredte. 

— — Findet im ſummariſchen Verfabren das Obergericht 
den der Incompetengeinmendung unbedingten ftattgebenden 
Ausjprud der erften Inſtanz abguândern, jo fann es nicht 
zugleich in der Hauptſache entideiden. II. Nr. 5. 

— 8. 47 der Jurisdictionsnorm iſt nicht dahin aus— 
sulegen, do es dem öſterreichiſchen Unterthan fretiteben 
joe, jid der Jurisdiction des inländiſchen Richters das 
durch qu entzieben, daß ex A etnem fremdländiſchen Ge⸗ 
richte unterwerfe. IV. Rr. 

— — Zur Frage des O. bei eciabenertagenfpriiden aus der 
Benützung einer Bejtandjade, insbejondere gegen Gandels= 
leute. HI. Nr. 2. 

— — beB Bertrages: Der obne vorgângige Bereinbarung in 
die Factura, welche dem Beſteller einer Maare überſchickt 
wird, aufgenommene Vermerk, daß der facturirte Preis 
am Mobnorte de3 Verkäufers qu gablen fei, begriindet den 
G. d. V. nicht, wenn der Beſteller Waare und Factura dem 
Verkäufer zurückgeſtellt hat. IV. Nr. 198. 

— — des Vertrages: Derſelbe wird durch das einfache Ver⸗ 
ſprechen des Käufers, den Kaufpreis dem Verkäufer zuzu— 
ſenden, nicht begründet. II. Nr. 66. 

— — des Vertrages: Die Klage auf Zahlung des Entgeltes 
für eine vertragsmäßige Leiſtung kann bei dem G. d. V. 
angebracht werden, der durch die Berabredung Aiber den 
Srt dieſer Leiſtung begründet wurde. II. Rr. 1 

— — des Vertrages: Menn die von einem der Gonteafenten 
übernommene Verbindlichkeit kraft ausbriidiider Vertrags⸗ 
beſtimmung an einem beſtimmten Orte zu gfilen iſt, ſo 
iſt hinſichtlich eben dieſes Ortes der G. d. V. für alle aus 
dem aAbgeſchofſtpen Zertrage ſich ergebenden Klagen be⸗ 
gründet. IV. N 

— — des Bericaçes: E jeiner Begründung iſt die Bet- 
bringung einer Urkunde nicht erjorderlid, vielmehr Tedigs 
id dte Angabe de3 Klägers mafgebend. J. Nr. 22. 
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Gerichtsſtand des dertrages im Concurfe, f. Concurs. 

Geſchäftsvermittlung: Die Berechtigung bes Vermittlers 
zur Inanſpruchnahme der ihm für den Fall bes Geſchäfts⸗ 
abſchluſſes zugeſicherten Entlohnung iſt von der ſeinerſeits 
ju ermeifenden Thatſache des wirklichen Abſchluſſes des 

ertragê abhängig. IV. Nr. 417. 

— — Es liegt kein Hinderniß vor, im Erkenntniſſe ilber den 
Rechtsſtreit auf Bablung des Honorars bte ftreitige Vor⸗ 
frage über da? Zuſtandekommen des vermitteiten Rauf- 
vertrages in Beurtheilung zu nebmen. IV. Nr. 417, 

— — Zur Rechtfertigung des Anſpruches auf Entlobnung 
für die angebotene G. genügt nicht ſchon dte Annabme 
dieſes Vermittlungsantrages; es iſt vielmehr die Entfaltung 
einer den Anſpruch auf Lohn begründenden Thätigkeit des 
Vermittlers hiezu erforderlich. IV. Rr. 378. 

Geſtändniß, außergerichtliches: Die Beweiskraft eines im 
Auslande abgelegten a. G. iſt, wenn davon in einem vor 
öſterreichiſchen Gerichten geführten Rechtsſtreite Gebrauch 
genadt muito , nad öſterreichiſchem Geſetze qu Deurtheilen. 

. Rr. 156. 

Gewährleiſtung: Art der Berechnung der Klagefriſten des 
8. 933 a. b. G. B. II. Rr. 80. 

Gemerbe, rabicirte3, |. Meiſtbotsvertheilung. 

Gemerb= oder GanbelBbud), die Verjábrung ibrer Beweis⸗ 
ot hat der Richter von Amtswegen qu berüchſichtigen. 

Gewerkſchaft: Eine G., welche lediglich Kohlen zu Tage 
fördert und dieſelben verkauft, gehört nicht zu den Kauf⸗ 
leuten; die Anſchaffung von Sprengmitteln zur Gewinnung 
der Kohle bildet ihrerſeits kein Handelsgeſchaäft. IV. Rr. 98. 

Graduationsurtheil: Wenn der bei der Meiſtbotverthei⸗ 
lung erhobene Anſpruch auf die Priorität einer Forderung 
beſtritten wird, ſo iſt hierüber im G. zu erkennen. 
IV. Nr. 280. 


Grenzerneuerung: Beim Beſtande noch erkenntlicher 
Grenzen kann die Erneuerung derſelben ohne ausdrückliche 
Zuſtimmung der Eigenthümer der Grundſtücke nicht vor⸗ 
genommen werden. IV. Nr. 72. 

— — Das Geridt hat im alle des S. 851 a. b. G. B. 
lediglich ben letzten factiſchen Beſitzſtand qu ſchützen, und 
iſt nicht berufen, in dieſem iate Berfabren fid) in eine 
Grengbeftimmung, menn auch nur proviſoriſch, eingulafien. 
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Greer setacnecina: 63 bDegriindet eine von Amtswegen 
wahrzunehmende Nichtigkeit, wenn über den Anſpruch auf 
G. im ordentlichen Rechtswege verhandelt und bei dieſer 
Verhandlung das gegenwärtig auf den erhobenen Anſpruch 
völlig unanwendbare Hofdecret vom 8. März 1805, J. G. S. 
Nr. 717, angewendet wird. IV. Nr. 254. 

Grobiábrigteitsectláruna: Die G. bat zwar hinſichtlich 
der Handlungsfähigkeit des großjährig Erklärten die gleiche 
Wirkung wie die erreichte phyſiſche Großjährigkeit; qu Uns 
gunſten dritter Perſonen aber, deren vertragsmäßig über⸗ 
nommene Verpflichtung auf die erreichte Großjährigkeit be⸗ 
dingt iſt, vermag ſie nicht zu wirken. IV. Nr. 253. 


Grundbuch: Natiirlide Beſchränkung in der Dorchführung 
der Vorſchrift des 8. 57 G. B. G. HI. Nr. 


— — Wird dem Grundbuchsrichter * bem one um 
 Eintragung des Eigenthums für eine juriſtiſche Perſon 
das Materiale für die ihm obliegende Prüfung der recht⸗ 
lichen Exiſtenz ſowie der Natur und Repräſentation der⸗ 
ſelben nicht geboten, ſo kann dem Anſuchen nicht Folge 
gegeben werden. IV. Nr. 51. 

— — Wirkung des Umſtandes, daß ein im Hauptbuche er⸗ 
ſcheinendes —* und Veraußerungsverdot ſelbſt einen 
Hinweis auf die in der Urkundenſammlung erliegende, 
jenes Verbot zur Reſolutivbedingung madenhe Urtunde 
nicht enthált hinſichtlich Dritter. IM. Rr. 19. 


— — Gutsbeftandblatt: In einem G. find aud biejenigen 
mit dem Beſitze des Grundbuchskörpers verbundenen dings 
lichen edite angugeben, welche an einem difentlicden, bon 
der Aufnabme in das Orunbbud) ausgeſchloſſenen Gute 
ausgeübt merden. II. Rr. 

— — —— — “ei der nad S. 12 des 
Gefege3 vom 25. Juli 1871, R. G. BI. Rr. 96, ſtattfin⸗ 
denden Anmeldung alter —2* bedarf es mit, der Bei⸗ 
bringung bon UrfundensAbfdriften. II. Nr. 137 


Grundbudsantegung: Aufgabe der Gerichte bei Anlegung 
der Grundbücher behufs Feſtſtellung der mit einem unbe— 
weglichen Gute verbundenen Rechte im Sinne des 8. 25 
des für Nideroſtepreich gwirtſamen Cetebes vom 2. Juni 
1874, R. 6. BI. Nr. 88. HI Rr. 1 
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Grundbuchsanlegung: Ergibt ſich bei Anlegung eines 
Grundbuches ein Zweifel darüber, ob ein Gewäſſer ein 
öffentliches oder ein Privatgewafſer ſei, ſo hat der Richter 
zur Aufklärung der Sachlage das Geeignete zu veranlaſſen, 
insbeſondere der berufenen Verwaltungsbehörde Gelegenheit 
zur rechtzeitigen Vertretung des von ihr wahrzunehmenden 
öffentlichen Intereſſes zu bieten und ſohin auf Grund 
des Ergebniſſes der gepflogenen Erhebungen ſich im 
eigenen Wirkungskreiſe darüber ſchlüſſig zu machen, ob die 
betreffende Waſſerparcelle in eine Grundbuchseinlage ein⸗ 
zutragen oder in das zur Evidenzhaltung der grundbiiders 
lich nicht eingetragenen Poreellen beſtimmte Verzeichniß 
aufzunehmen ſei. J. Nr. 

Grundbuchseinlage, —5 “te ein Trennſtück: Beweis⸗ 
mittel fur die da Zugehörigkeit des Trennſtückes zum Stamm⸗ 
gute. t. 70. 

Grundbuchsgeſuch: Für die Priorität der Eintragung 
eines G. iſt der Zeitpunkt der factiſchen Uebergabe des⸗ 
ſelben beim inreihun gsbrototou⸗ entſcheidend. IV. Nr. 76. 

Grundbuchsurkunden: Die Legaliſirung der Unterſchriften 
macht die Unterfertigung von Zeugen entbehrlich. J. Nr. 74. 

Grundentlaſtungscapital, ſ. Meiſtbotsvertheilung. 

Grundlaſten: Wenn das beanſpruchte Recht des Bezuges 
eines Theiles der Feldfrüchte von einem Grundſtücke zu 
den durch das kaiſ. Patent vom 7. September 1848, J 
G. S. Nr. 1118, und vom 4. März 1849, R. G. Bl. 
Nr. 152, für immer aufgehobenen Laſten gehört, ſo kann 
die Erſchung dieſes Rechtes nicht plabgreifen. IV. Rr. 387. 

Grundlaftenabldjungsvergleid: Die aus einem G. 
hinſichtlich einer Liegenſchaft reſultirenden Rechte ſind gegen 
einen Nachfolger im elibe derjelben nicht obnemeiterê 
voliftredbar. IV. Ne. 

Grunditeuer: Mem ein eve liches Gut einer Stiftung 
mit Einſchränkung derjelben qui einen bejtimmten Betrag 
der Nutzungen des Gutes, der Ueberreſt der Nubungen 
aber dritten zur Verwaltung des Stiftungsvermögens 
berufenen beſtimmten Perſonen und ihren Nachfolgern gu- 
gewendet iſt, iſt zum Erſatze der von einem Dritten von 
Iv. R Catitunasgute gezabiten G. die Gtiftung verpflichtet. 
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H. 

Haftung, ſachliche: Unabhängigkeit der ſ. H. einer Reali⸗ 
tät für rückſtändige Steuern von der Perſon des Executen 
und des Erſtehers der Realität. II. Nr. 170. 

Haftverfügung: Die im 8. 3 des E da vom 16. März 

84, R. G. Bl. Nr. 35, angedrobte Daft fommt nicht al3 
etne Art der Executionsführung, jondern als dte gejebliche 
Ganction des gerichtlichen Auftrages zur eidliben VBers 
mögensangabe in Betracht, welche auch Staatsbeamten 
gegenüber wirkſam iſt. IV. Nr. 100. 


— — Die Verhängung des im 8. 3 des Geſetzes vom 16. März 
1884, R. G. Bl. Nr.35, angedrohten Arreſtes iſt auch dann, 
wenn eine das Armenrecht genießende Partei darum an⸗ 
ſucht, an den vorſchußweiſen Erlag eines entſprechenden 
Alimentationskoſtenbetrages gebunden. IV. Nr. 92. 


— — Gegen öffentliche und ſomit auch gegen Militärbeamte 
kann die Haft nad 8.3 des Geſetzes vom 16. März 1884, 
RN. 6. Bl. Nr. 35, verhângt werden. IV. Rr. 391. 


Handels- oder Gewerbebuch: Die Verjábrung ibrer Beweis— 
trai dat der Richter ton Amtswegen zu berückſichtigen. 


«Nr. 5. 

Handelsbuchauszüge: Nur unter Nachweis des Pfand— 
rechtstitels pränotirbar. II. Rr. 25. 

— — ausländiſche: Die Beweiskraft derjelben in Oeſterreich 
ft nicht bedingt durch Vorausſetzung der materiellen 
Reciprocität. edeutung des kaiſerlichen Patentes vom 
12. December 1785, J. G. O. Nr. 502, und des Hof— 
decrete3 vom 4. Mai 1787, 3. G. S. Nr. 676. HI. Rr. 112. 

— — ausländiſche: Die Zahlungspflicht, welche ſowohl ur= 
kundlich mittelft ausgeſtellter, wenn auch inzwiſchen vers 
jährter, Wechſel, als auch durch Abſchlagszahlungen aner⸗ 
kannt iſt, wird dadurch nicht behoben, daß hinſichtlich der 
Beweiskraft des ausländiſchen Buchauszuges, auf welchen 
ſie zunächſt geſtützt wird und deſſen entſcheidende Eintra— 
gungen unbeſtritten blieben, der Nachweis der Gegenſeitig— 
keit (K. 22 E. G. zum H. G. B.) nicht erbracht iſt. 
IV. Nr. 95. 

Handelsbücher: Bedarf es zur Herausgabe und Prüfung 
der H. im Sinne des Artikels 40 H. G. eines beſonderen 
Rechtsſtreites? III. Nr. 187. 
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Handelsbücher: Das Begehren um deren Vorlage nicht 
darauf bedingt, daß ſelbe als Zeweom ittel vom Gegner 
in Verwendung gebracht find. II. Rr. 3 

— — Die beantragte Borlage der Handelsbücher hat nur 
zum Zwecke der Conſtatirung eines beaupteten Inhalts 
derſelben, ſonach wirklich beſtehender intragungen, bes 
ziehungsweiſe des Nichtbeſtandes einer beſtimmiten behaup⸗ 
teten Eintragung zu geſchehen. IV. Nr. 128. 

— — Ein zur Führung von Büchern verpflichteter Kauf⸗ 
mann —* ſich dem Auftrage zur Vorlage derſelben durch 
die e Qngabe, er fitbre feine Bilder, nicht entateben. IV. 


— — Pflicht zur Vorlage von H., welche im Auslande ges 
führt wurden, nach Artitel 37 Q. G. B. II Nr. 141. 
— — Ueber einen im Laufe des Proceſſes gefteliten Antrag, 
auf Borlegung des O. der Gegenpartei, tann die im Art. 3? 
O. G. beftimmte Verordnung auch nao bereits geſchloſſenen 
Verfahren erlaſſen werden. I. N 

Handelsfrau: Rechtliche Vben un — unpteten Mangels 
der Einwilligung des Ehegatten im Falle des Art. 7 des 
Handelsgeſetzes. III. Nr. 129. 

danbeiêgerigt: Die a ae Gr des 8. 9 Patent vom 
9. April 1782, 4. G 41, gilt auch fix Recurſe 
im Qaufe —* beim dgdeierichie anhängigen Proceſſes. 
H. Nr. 115, IV. Rr. 9 

— — Die rurzeren, im Batente vom 9. April 1782, J. G. 6. 
Mr. 41, für Mercantiljadgen beſtimmten Friſten finden nicht 
Anwendung, wenn in dem bei einem Handelsgerichte an⸗ 
hängigen oncursverfahren auf Jauiddaltung einer For⸗ 
derung geklagt worden iſt. 19. 

Handelsgerichtsbarkeit: Dem —*— del. Bezirksgerichte 
umgebung Gra Oras ſteht die Gerichtsbarkeit in Handelsſachen 
zu 

— — die H. Lourch die an einen nicht regiſtrirten 
Geſchäftsmann erfolgte Lieferung einer Waare nicht bes 
gründet, wenn dieſelbe durch die Verarbeitung aufhört, 
eine Sage au fein, und zur Gänze verſchwindet. IV. 

r 


— — Die Unterlaſſung der Erfüllung der durch Art. 19 
H. G. auferlegten Verpflichtung vermag in keinem Falle 
e ade Competenz beirrenden Einfluß qu üben. IV. 
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Handelsgerichtsbarkeit: Für die Beurtheilung der Com⸗ 
petenz im Sinne des 8. 38, 3. 2 Einf. Geſ. zum H. G. 
iſt nur der Umſtand maßgebend, ob zur Beit der Ueber— 
reichung der Klage, nicht aber ob zur Zeit der Entſtehung 
der eingeklagten Forderung die Firma des Geklaͤgten im 
Handelsregiſter eingetragen war. Die Beſtimmung des 
Art. 25 H. G. hat auf die Competenzfrage keinen Einfluß. 
IV. Nr. 337. 

— — Zur Auslegung des 8. 39, 3. 26. G. zum H. G. B. 
IV. Nr. 167. 

Handelsgeſchäft: Der Kauf von Bilderrahmen, bezweckend 
nicht die unmittelbare alleinige Veräußerung derſelben, 
ſondern ihre Verwendung zu vom Käufer hergeſtellten 
Kunſtgebilden behufs deren Weiterverkaufes, kann nicht 
als H. im Sinne des Art. 271 Abſ. 1 H. G. B. angeſehen 
werden. IV. Nr. 317. 

— — Der Vertrag, gerichtet auf die Lieferung von großen 
Quantitäten Preßobſt, welche die Lieferungsverpflichteten 
erſt anſchaffen müßten, iſt ein abſolutes H. nach Art. 271, 
3. 2 H. G. B. IV. Rr. 108. 


— — Die allgemeine Vereinbarung auf eine Zeit, innerhalb 
medir en ieera iſt, Degriindet nidt ein Firxgeſchäft. 


— — Die Beitelung des zum Drude einer Seitung noth= 
mendigen Bapieres Ei fein Handelsgeſchäft im Ginne des 
Art. 271 3. 1 des D. O. IV. Rr. 365. 

— — Die Verabredung auf „ſofortige“ Lieferung iſt 
unter À Umitánben geeignet, ein Fixgeſchäft qu begriinden. 


— — In der Qebmgeminnung von einem Grunditide zum 
Zwecke der Erzeugung von Ziegeln und in deren Bers 
áuperung kann, auch wenn im größeren Umjange betrieben, 
ein 9. im Ginne des Artifeis 271, Abjas 1 6. O. B., 
nicht erblidt merden. II. Rr. 33. 


— — Sit die Veräußerung von Mineralivafier, da3 auf einem 
epachteten (Grunde gewonnen wird, durdy den Pächter ein 
5 ? II. Nr. 102. 


Handelsgeſchäfte: Erſatzanſprüche des Kaufmannes mider 
den mit der Caſſaführung betrauten Gehilfen ſind, weil 
nicht H., kein Gegenſtand der Handelsbücher und daher 
mittelſt derſelben nicht zu erweiſen. IV. Nr. 307. 
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Handelsgeſellſchaft: Auf Grundlage eines gegen eine 
H. erlaſſenen Urtheiles kann die Execution gegen einen 
pffennichen gbeſellſchafter derſelben nicht bewilligt werden. 


— — —S des Rechtsverhältniſſes der Geſelſſchafter 
unter einander hinſichtlich der von einem Geſellſchafter in 
die Geſellſchaft eingebradten Einlage. Aus der Beftim- 
mung des Art. 108 O. G. kann nidt die Schlußfolgerung 
gegogen werden, daf das Einverſtanbniß der Geſellſchafter 
das einzige Erforderniß ſei zur Prufung der Geſetzmäßig⸗ 
keit einer dertiguna, die ſich ibrem Weſen nad) als die 
deleite juri sablung einer Geſellſchaftseinlage darſtellt. 


— — “er Crridtung einer ofjenen O. tm Inlande, 
deren zur Vertretung berufene Geſellſchafter ihren Wohnſitz 
im Auslande haben, iſt die Beſtellung eines vertretungs⸗ 
berechtigten, am Sitze der H. mobnbaiten Procuriften er⸗ 
forderlich, und es tft deſſen Eintragung in das Handels⸗ 
regtiter angumelden. IV. Rr. 

— — Beſtellung einez —— durch den ausſchließlich 
que gi Firmazeichnung berechtigten öffentlichen Geſellſchafter. 


— — Eiragun im Handelsregiſter, daß die Geſell⸗ 
ſchafter die —— nur gemeinſchaftlich vertreten können, 
chließt nicht aus, daß durch Geſchäfte eines der Geſell⸗ 
ſchafter die efe einem Dritten gegeniiber verpilichtet 
wird. IV. Rr. 104, 

— — Die corscitige Auflöſung einer Commandit-Geſellſchaft 
kann im Falle des Widerſpruches einzelner Geſellſchafter 
nicht im officioſen Wege, ſondern nur nach durchgeführtem 
Proceßverfahren ausgeſprochen werden. IV. Rr. 

— — Folgen der ohne Rückſicht auf beſtchende gehans- 
ſchulden erfolgten Auflöſung einer H. II. Nr. 121. 


— — Gilt die Vorſchrift des Art. 113 H. G. ud, im Salle 
des Beitrittes au einer Cingelnficma? III. Nr. 129. 
Handelsſtreitigkeiten: Das mündliche und ſchriftliche Ver⸗ 
ſghten finder ft Hatt q Maßgabe der allg. Boridrijten der 
dandiungsbesolimddtinter: Begriff des H. IV. Rr. 167. 
Handlungsgehilfe: Der H. kann ſeinen Gebalt bei un= 
gerechifertigter Dorzeitiger Entlafjung auch dann fordern, 
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wenn er während der Pindigunaafrift in einen anderen 
Dienft getreten ift. IV. Nr. 347, 

Haupteid als irrejeribler gegen den Inhalt einer aners 
Tannten Urkunde wegen Mangel3 der Wohrſcheinlichleit des 
Eidesthemas nicht zugelaſſen. J. Nr. 10. 

— — Bedingung der Verwendbarkeit geſes Beweismittels 
einer —*2 gegenüber. II. Nr. 

— — Bedingung der Zulaſſung pesielben als Gegenbeweis 
gegen den Inhalt einer anerkannten Urkunde. J. Nr. 10. 
= eſhzamtungen bei der Zulaſſung aufgetragener 5. 
— — Beweisantretungsfriſt, wenn das keinem ferneren Rechts⸗ 
zuge unterliegende Urtheil den Parteien an verſchiedenen 

Tagen zugeſtellt iſt. J. Nr. 6a. 

— — dem abweſenden durch einen Curator vertretenen Be⸗ 
klagten auftragbar. J. Rr. 33. 

— — dem CO. M. V. aufgetragen. II. Nr. 149. 

— — dem Fiscus nur dann auftragbar, wenn Deferent die 
e Fezſon, welche den H. ablegen ſoll, namhaft 


— — Die — 7 des H. an die im 8. 1408 a. G. O. 

6. 44 Do. g. 6. O.) bezeichneten Perſonen ift unzuläſſig. 
r. 

— — Die Beftimmung des S. 233 a. G. D. findet auf 
andere Fälle der Berbinderung der Eidesleiſtung von Geite 
desjenigen, welcher ben Eid ablegen ſoll, feine analoge 
Anmendung. T. Nr. 79. 

— — Die rklärung der Annahme des aufgetragenen H. 
braucht nicht von der Partei perſönlich vor Gericht ab⸗ 
gegeben zu werden, ſondern kann auch von dem hiezu 
nach Vorſchrift der Geridisorbmung ermächtigten Vertreter 
abgegeben werden. III. Rr 

— — Die Erklärung der —— eines aufgetragenen 
H. durch den hiezu bevollmächtigten Vertreter kann auch 
nad dem Tode der Partei mit proceſſualer Wirkung ab= 
gegeben tverden, der jo angenommene Cid gilt als abs 
geſchworen, wenn die Partei in der von ibr Derriibrenden 
Information fid) hiezu erboten bat. IV. Nr. 398. 

— — Die Erklärung über die Annahme eines auigetragenen 
O. im ordentlichen mündlichen Verfabren fann mit pros 
cefjualer Birtung er fer da3 ergangene Urtheil abgegeben 
merden. III. Rr. 160. 


432 Alphabetiſches Sachregiſter. 


Haupteid: Die Rechtsfrage, ob von mehreren Repräſentanten 
einer noch nicht eingeantworteten Verlaſſenſchaft Alle oder 
nur Einige oder nur Einer den Parteieid im Proceſſe ab⸗ 
zulegen hat, iſt von Fall ju val nad den beſonderen 
Mmitânten au beurtheilen. . Mr. 274. 

— — Ein urtheilsmäßig zugelaſſener Eid gilt im alle der 
Verhinderung feiner Ablegung durch Blödſinnserklärung dez 
zum Cide Bugelaffenen nicht für abgelegt. II Rr. 34. 

— — Erklärung der Annabme oder Rückſchiebung während 
des ordentlichen Streitverfahrens in den Ländern der alla. 
G. O. nidt bindend. II. Nr. 53. 

— — Form der Aplegung desſelben ſeitens confeſſionsloſer 
Proceßparteien. J. Rr. 73. 

— — Iſt der H. über Thatſachen zugaſſig deren Widerſpiel 
bereits ein Zeuge beſtätigt bat? III. Nr. 83. 

— — Db der Vormund zu deſſen Annahme oder' Rückſchie⸗ 
hung der pormundſchaftsbehördlichen Ermächtigung bedarf? 

. Nr. 19. 


— — Prüfung der Qulaifigteit des einem flüchtigen Cridatar 
aufgetragenen H. Schuldbare Herbeiführung eines Selbfts 
eides de Beweisführers. III. Ar. 139. 

— — Unzuläſſigkeit eines 9. megen mangelha jter Subſtan⸗ 
hirurg,des Eidesthemas in thatſächlicher Beziehung. 


— — Wenn auch der Gegenbeweis gegen den mittelſt eines 
ſtrafgerichtlichen Schuldurtheiles erbrachten Beweis nicht 
ausgeſchloſſen iſt, kann er doch mittelſt des H. nicht ge⸗ 
führt werden. IV. Nr. 221. 

— — Wenn auch der H. über die einzelnen Poſten eines 
Contos untheilbar ſententionirt iſt, muß doch das Ents 
fallen der Nothwendigkeit eines Beweiſes hinſichtlich ein⸗ 

lner Poſten, welches in dotge nachträglicher, etwa bei der 
idestagſatzung abgegebener Erklärungen der Parteien ſich 
herausſtellt, berückſichtigt werden, und kann daher auch in 
revisorio behufs Vermeidung einer mißverſtändlichen Be⸗ 
andlung derartiger Parteienerklärungen ohneweiters die 
heilbarkeit dieſes H. im Wepe der Berichtigung ausge⸗ 
ſprochen werden. IV. Nr. 104. 

— — Wenn Streitgenoſſen der Haupteid über einen Um⸗ 
ſtand aufgetragen wird, welcher nach der Behauptung des 
Deferenten nur Einem derſelben bekannt iſt, genügt die 
Ablegung des Eides ſeitens dieſes Einen, und iſt es nicht 
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nothwendig, auf den Eid auch der übrigen Streitgenoſſen 
au erkennen. IV. Rr. 87. 

Gaupteid: Wiſſenſchaft von der Eibesthatiade; Alter der 
Delaten beim Eintritt derjelben. III. 

— — Zuläſſigkeit der bedingten Dutra guto ditos H.; Uns 
auláfitgteit Ddesjelben in bem alle, als für das Widerſpiel 
des Eidesſatzes die halbe Probe hergeſtellt iſt. III. Nr. 98. 

— — Zur Anwendung des do 233 und der hierauf bezüg⸗ 
liben Gofdecrete. II. Nr. 62. 

— — 4. auch unter Cid. 

Geiratêgut: Auch nad) bereitê geſchloſſener Che kann die 
Tochter ton den Eltern ein H. beanjpruben. Die Eltern 
find aber zur Beſtellung eines 9. nur dann verpiliditet, 
wenn dies obne Gefährdung der Lebensbedürfniſſe der 
übrigen Familienmitglieder geſchehen kann. IV. Nr. 197. 


— — Das von einem Dritten, insbeſondere von dem Vater 
der Braut, dem Bräutigam gemachte Verſprechen der Be— 
ſtellung eines O. bedarf, um klagbar qu fein, der Errichtung 
eine3 Motariatõactes. II. Nr. 109. 

— — Der Berveiz, daß die Zahlung bes notariel us 
geſicherten H. erfolgi ſei, kann gegeniiber dem Kläger, 
welcher deſſen Zahlung qu beanſpruchen hatte, dich blos 
durch einen Notariatsact geführt werden. IV. Nr. 122. 


— — Die Verpflichtung zur Beſtellung eines H. —* nicht 
mit der Eheſchließung und iſt von dem Verlangen des 
Ehegatten unabhängig. HI. Rr. 124. 

— — Durch den Empfang eines H. wird die Tochter, welcher 
zur Zeit ihrer Verehelichung nach den Geſetzen ihrer 
Heimat nur ein Anſpruch auf dieſes und kein Erbrecht 
zum Nachlaſſe des Vaters zuſtand, des ihr nach dem a. b. 
G. B. zuſtehenden Erbrechtes nicht verluſtis, wenn q 
Bater unter deſſen Herrſchaft gejtorben ift. J. Nr. 2 

— — Bird ohne Errichtung ſchriftlicher Ebepacten eim "o. 
gegeben, fo Tann dte Giltigteit dieſes Acte3 unter Berufung 

8. 1 a des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. BI. 
e. 76, ebenjo twenig angefoditen werden, wie dem Gez 
fländniſſe des Empfängers des H. die Beweiskraft gegen 
ibn auf Grund der Norm des 8. 1 eben dieſes Geſetzes 
abgeſprochen werden kann. IV. Nr. 120. 

Heiratsverbot der Witwe nach 8. 700 a. b. G. B. auf⸗ 
erlegt: Hinfälligwerden desſelben. J. Nr. 52. 


Entſcheidungen VI. 28 
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Hypothek: Das durch Bezahlung der Forderung erloſchene, 
im Grundbuche haftend gebliebene Pfandrecht kann, nach⸗ 
folgenden Hypothekaren gegenüber, vom Nachfolger tm Be— 
ſitze der verpfändeten Liegenſchaft auf ein neuerlich ſeiner⸗ 
ſeits bei dem noch im öffentlichen Buche ſtehenden Gläubiger 
gufgenommnes Darlehen nicht übertragen werden. 
IV. Nr. 230. 

—— Dem Geridtê und Crecutionstojten, welche dem 
objiegenden Hypothekar gegen den die H. Deftreitenden 
Hypothekarſchuldner erwachſen find, fommt das fiir die 
Worderung erworbene Pfandrecht, ingbejondere anderen 
Hypothekaren gegenilber, nicht qu. IV. Nr. 210. 

— — Der dem qutglâubigen Criverber eines bücherlichen 
Rechtes durch den Schlußſatz des 8. 469 a. b. G. B. ge 
währte Schutz ift in dem — nicht uegeſhlogen, wenn 
der Exwerb im Executionswege ſtattgefunden bat. II. Nr. 143. 

— — Der einem nacfolgenden Cabglâubiger im Sinne bes 
8. 30 Gbd. Gel. eingeräumte Borrang beſteht auch nad 
Bilgung der zurückgetretenen Forderung. IV. Nr. 138. 

— — Der Schlußſatz des 8. 469 a. b. G. 8. (Ein Hypo⸗ 
thefargut bleibt Ee lange verbaftet, bi3 die Schuldurkunde 
aus den öffentlichen Büchern gelöſcht iſt“) kann Dei bem Ver⸗ 
fachbuchweſen in Tirol nicht angewendet werden. III. Nr. 30 

— — Der zum Zwecke der Tilgung einer H. geleiſtete ges 
richtliche Erlag tritt mit der bücherlichen Löſchung der H. 
und der in Anſehung derfe hen zheſtehenden bücherlichen 
Rechte an deren Sielle. III. 

— — die Klage auf e der Erlöſchung einer 
Worderung und auf Löſchung des fitr diejelbe büͤcherlich 
baftenden Pfandrechtes fann aud) bei der Perjonalinftans 
angebradt werden. II. 

— — Die orrangêeintiumama A wenn die guriidtretende 
Hypothekarforderung ſchon mit Superſätzen Delaftet ift, nur 
hinſivnich e noch unbelafteten Theiles derfelben wirkſam. 


— — Di Zo ſchrift des 8. 37 C. O. iſt anwendbar zur 
Wahrung der Rechte eines Hypothekars, welcher bei der 
Vertheilung des Meiſtbotes aus der ihm verpfändeten Hälfte 
einer Ehegatten zu gleichen Theilen gehörigen Liegenſchaft 
wegen nicht verhältnißmäßiger Befriedigung ihr vorgehender, 
auf beiden Hälften der Jiegenſchaft verſicherter Gläubiger un⸗ 
befriedigt blieb. IV. Rr. 2 
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Hypothek: De Vorſchrift des 8.37 6. O. iſt anwendbar, wenn 
die zur Gänze verpfändete Liegenſchaft hinterher in ideelle 
Antheile getheilt wird. III. Nr. 96. 

— — Durch die ſeitens des Käufers einer Liegenſchaft ledig⸗ 
id dem Verkäufer gegenüber auf Abſchlag des Kauf— 
ſchillings erfolgte Uebernahme einer auf eben dieſer Liegen⸗ 
ſchaft haftenden Satzforderung, möge dieſe auch zu Gunſten 
des minderjährigen Sohnes des Verkäufers haften, wird 
der Käufer nicht Perſonalſchuldner des betreffenden Hypo— 
thekargläubigers. IV. Nr. 29. 

— — dir die Meurtheilung der drage, ob die für eine 

- vorderung bejtelite O. im guten Glauben, im Bertrauen 
auf das öffentliche Bud) erworben fet, ijt der Stand des 
lebteren qur Beit der angeſuchten Uebertragung der H., 
nidt aber Der zur Beit der Erwerbung der Forderung 
maBgebend. IV. Rr. 219. 

— — Iſt der dem gutglâubigen Erwerber eines bücherlichen 
Rechtes durch den Schlußſatz des 8. 469 a. b. G. B. ge— 
währte Schutz in dem Falle ausgeſchloſſen, wenn der Grs 
werb im Executionswege ſtattgefunden bat? IV. Rr. 55. 

— — Klage auf Löſchung der verjábrten H.; Beweislaſt. 
IV. Nr. 324, 

— — Unguláiiigteit der Anwendung des Geſetzes vom 
14. Juni 1888, R. 6. BI. Nr. 88, auf bereit3 getilate, 
wenn auch grundbücherlich haftende Gorderungen. III. Rr. 151. 

— — Verzugszinſen einer unverzinslid einverleibten For⸗ 
derung. III. Rr. 60. 

— — Mird der Betrag einer mit Superſätzen belafteten H. 
u Gericht erlegt und diejer Erlag vom Gerichte angenommen, 
erwächſt dem letzteren, ohne daß es einer beſonderen 
Rechtsverwahrung ſeitens der Superſatzgläubiger bedürfte, 
die Verpflichtung, dafür zu ſorgen, daß die denſelben nach 
der Rangordnung zuſtehenden Rechte durch Erfolglaſſungen 
aus dem Depot nicht beeinträchtigt werden, und hätte, falls 
dies doch geſchähe, der Staat für die Verletzung der Amts⸗ 
pflicht gemäß 8. 1 des Geſetzes vom 12. Juli 1872, 
R. G. Bl. Nr. 112, zu haften. IV. Rr. 125. 

— — Wirkung der Vorrangseinräumung ſeitens eines Aus⸗ 
gedingsberechtigten zu Gunſten eines Hypothekars. IV. Nr. 105. 

Hypothekanmeldung: Die Unterlaſſung der H. gegen die 
in Execution gezogene ideelle Hälfte eines theilbaren Gutes 
bedingt nach 8. 2 des Hofdecretes vom 19. November 


28* 
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1839, J. G. S. Nr. 388 (Tirol), den Verluſt des Pfand⸗ 
rechtes auf dieſe Realitätenhälfte; verhaftet bleibt aber die 
andere ideelle Hälfte. IV. Nr. 315. 

Hypothekanmeldung: Iſt eine nach dem im Edicte zur 
erſten executiven Feilbietung beſtimmten Tage überreichte An⸗ 
meldung als rechtzeitig überreicht zu betrachten? III. Nr. 65. 

Hypothekar: Der H., auf deſſen indebite haftende Forde— 
rung ein Superpfandrecht executiv einverleibt wurde, iſt 
gr Bechwardeführung gegen dieſe Einverleibung berechtigt. 

t. 344 


— — Die tom Erfteher einer executiv feilgebotenen Liegen⸗ 
ſchaft wider einen der mehreren bei der Meijtbotber=" 
thetlung befriedigten H. eingebradte Klage auf Ungiltig= 
erklärung der Feilbietung tft auf Grund der vom Gellagten 
erbobenen Einwendung der mangelnden paſſiven Slag3= 
legitimatton zurückzuweiſen. IV. Nr. 214. 

— — Redtlide Wirkung einer mit dem Vorbebalte des 
8. 51 G. G. vollzogenen Löſchung einer Hypothekarforde—⸗ 
Cung; Amſans des Rechtes dez Ajterhypothefarglâubigers. 

- Rr 


Hypothekargläubiger: Vegitimation des O. zur Be— 
múngiung der Sequeſtrationsrechnung. DI. Nr. 93. 
Hypothekarklage: And in den nad italtenifdem Syſtem 
eingerichteten Hypothekenbüchern angumerten. J. Nr. 43. 
— — Darin, daf das Gericdt eine dem Weſen der O. ent= 
iprechendere Gtilifirung des Petite3 vornimmt, liegt noch 
keine Ueberidreitung de3 gelteliten Begehrens. IV. Nr. 315. 
Hypothekarſchuldner: Dadurch, dab ein H. über Mabnung 
des Hypothekargläubigers Zahlung des Capitals verſpricht, 
iſt die Anerkennung des Hypothekars als Perſonalgläubiger 
noch nicht begründet. IV. Nr. 323. 
— — Die Berbindlichteit des ſachfälligen H. qur Bablung der 
Proceßkoſten ift cine perſönliche Verpflichtung. NI. Rr. 71. 
— — Dur feinen Tod mird das dem Gláubiger im 8. 56. 
3. N. eingeräumte Wahlrecht nicht aufgeboben. T. Rr. 61 
Hypothekenbücher nad italieniſchem Syſtem: Hypothekar⸗ 
klage anzumerken. J. Nr. 43. | 


a. 
Smmobilaregecutton: Analoge Anwendung des S. 3 


de3 Hofdecretes vom 29. Mai 1845, Nr. 889 3. G. S. 
II. Nr. 13. 
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Incidenzproceß: Die Partei, melde durd ibren dem Be— 
gebren des Gegners entgegengeſetzten Widerſtand den 3. 
ervargerufen pi ift bet ihrer Sachfälligkeit zum fofortigen 

rjage der Nojten des J. qu verbalten. IV. Nr. 386. 

— — ilber Gerichtszuſtändigkeit: Bedingung der uláfigtet 
von Beweisergänzungen, ſowie Führung jelbitftândiger Be— 
weiſe. J. Nr. 2. 

Incompetenz: Die Zurückweiſung der Klage wegen J. 
kann nur erfolgen, wenn die Unzuſtändigkeit offenkundig iſt. 
IV. Nr. 353 

Incompetenzeinwendung: Die Verhandlung über den 
agder Klagscaution hemmt den Ablauf der Friſt zur J. 


— — Durch das Hofdecret vom 11. September 1794, J. G. S. 
Nr. 193, iſt die Beweisführung bezüglich der bie 3. bes 
treftenden Thatſachen nicht eingeſchränkt morden. III. Nr. 99. 

Interloecut, ſ. Beiurtheil. 

Johanniterorden: Gerichtsſtand des J.⸗ (Malteſer)-Ordens. 
LI. Nr. 56. 


Irrthum in der sd de3 Contrabenten: Es bildet fein 
Hinderniß für das Zuſtandekommen des Vertrage3, tvenn * 
die Annahme der Offerte von dem Procuriſten extlárt wird, 
melden bes A Gegentheil für den Principal gebalten at. 

— — tn her Bexfon, nicht aber in den Eigenſchaften der Perſon 
conſtituirt das Ehehinderniß des 8. 57 a. b. G. B. III. Nr. 54. 

Judenehe |. E 

Jure crediti: Finantwortung, Rechtsfolgen Der j. c. er⸗ 
folgten E. einer Verlaſſenſchaft bei executiver Eintreibung 
einer Verlaſſenſchaftsſchuld. III. Nr. 87. 

Inriſtiſche Perſon: Wird dem Grundbuchsrichter in dem 

Anſuchen um Eintragung des Eigenthums für eine j. P. 
das Materiale für die ihm obliegende Prüfung der recht⸗ 
lichen Exiſtenz ſowie der Natur und Repräſentation der⸗ 
ſelben nicht geboten, ſo Fam dem Anſuchen nicht Folge gez 
geben werden. IV. Nr. 


K. 
Kauf auf Probe: Der K. a. P. jebte pie Zyichtigung und 
Prüfung der Waare voraus. IV. 
Kauf nach Muſter: Der auf gabluno. Ceingenhe Verkäufer 
hat die beſtrittene Muſtermäßigkeit der ſeinerſeits gelieferten 


——— 
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Waare nur inſoferne zu erweiſen, als ihm dies nach Lage 
der Sache möglich iſt; wird das dem Käufer übergebene 
Muſter von dieſem nicht beigebracht, ſo iſt jene Erweiſung 
zur Fundirung der Klage des Verkäufers nicht erforderlich. 
IV. Nr. 395. 

Sauf: und Beſitzrechte: Die einem Schuldner rückſichtlich 
unbeweglicher Sachen zuſtehenden, ordnungsmäßig Degeid 
neten K. u. B. find von der Execution nicht ausgeſchloſſen. 
II. Rr. 107. 

Kaufſchilling: Der Klage des Verkäufers auf Zahlung des 
Raufpreifes für den zugeſtandenermaßen vom Käufer über⸗ 
nommenen Kaufgegenſtand kann ſeitens des letzteren die 
Einwendung nicht entgegengelebt merden, daß Kläger den 
nad 8. 1062 a. b. G. B. nidt qu vermuthenden Kauf auf 
Borg, ſomit bas Niditerhalten dez Kaufgeldes bei Ueber= 
gabe der gekauften Sache beweiſen müſſe. IV. Nr. 31. 

— — Iſt die dom Käufer gugejagte Depurirung und grund= 
bücherliche Uebergabe des dent Käufer factifd. ibergebenen 
GrundbudSobjectes nicht al3 Bedingung für die Qeiftung 
de3 vertragêmágia ftipulirten K. feſtgeſtellt, jo kann deſſen 
Bablung wegen Nichterfüllung der erwähnten, dem Bers 
inte obliegenden Verbindlichkeiten nicht veriveigert werden. 


— — Iſt die Buridbebaltung des K. ton einer Realitat bis 
au der dom Verkäufer derjelben vertragêmábig über⸗ 
nommenen foſchung der hierauf haftenden Laſten zuläſſig? 

r. 76. 


Kind: Ueber den Status des K. kann nicht in dem über 
die Giltigkeit der Ehe der Eltern durchgeführten officioſen, 
ſondern nur im contentioſen Verfahren erkannt werden. 
IV. Nr. 331. 

Kindesalimentation: Auf Zahlung der Koſten der ſchon 
vor Ueberreichung der Klage geleiſteten K. hat der Vormund 
kein Klagerecht (nemo pro praeterito alitur). J. Rr. 40. 

— — Die Beitimmung des 8. 207 des alg. Berggeſetzes 
findet auf die Sicherung oder Befriedigung der auf dem 
Gejege beruhenden Anſprüche auf Qeiftung des Unterhaltes 
feine Anwendung. IL. Rr. 117. 

— — Die Leiftung derjelben feitens der Mutter oder eines 
Dritten iſt gegeniiber dem um Erſatz der Roften angegangenen 
Erzeuger nad S. 1042 a. b. G. B. qu benrtheilen; die 
Forderung verjábrt nad 8. 1479 q. b. G. B. I Nr. 81 
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Kindesalimentation: Forderung auf Leiſtung der dem 
Erzeuger des Kindes oder deſſen Erben auferlegten, in Raten 
zu berichtigenden Geld- oder Naturalbeiträge unterliegen 
der Verjährung nach 8. 1480 a. b. G. B. I. Nr. 81. 

— ie begreift auch die Beerdigungskoſten tn ſich. TH. 

r. 10. 

— — Verpflichtung des Vaters zum Erſatz der von der 
Mutter geleiſteten. II. Nr. 29. 

Kindesverſorgung: Das uneheliche Kind, welches gegen 
ſeinen unehelichen Vater den Anſpruch auf Zahlung eines 
Geldbetrages behufs ſeiner Verſorgung ſtellt, hat den An⸗ 
la und das Bedürfniß hiezu qu erweiſen. IH. Nr. 74. 


Klage: Sie iſt nicht auf eine Rechtsverletzung bedingt. 
HM. Nr. 46. 


Rlagebegebren: Die Einſchränkung desſelben Degriindet 
feine mutatio libelli. IV. Rr. 413. 
Riageriditellung: Auf die alenfals in Folge der Nitds 
ſteluns gntretende Verjährung iſt keine Rückſicht zu nehmen. 
.Nr 


— — Das nach Rechtskraft des Klagsbeſcheides geſtellte Bes 
gehren auf Rückſtellung der Klage zur Abſonderung der 
Gegenſtände iſt als veripúte! angufeben. IV. Nr. 190. 

— — qur Verbefjerung eines unterlaufenen Fehlers: Wann 
ift eine Reproducirungsfriſt feſtzuſtellen? J. Nr. 4. - 

Klagezuſtellung: Das Gericht bat fit die gehörige K. 
von Amtswegen qu jorgen und die Quftellung tn einer 
Zeiſe zu veranlaſſen, daß dieſelbe rechtswirkſam ſei. IV. 

r. 


— — Die Zuſtellung einer wider eine Handelsfirma gerichteten 
Klage kann nur zu Handen einer phyſiſchen, zur gericht⸗ 
lichen Vertretung der Firma berechtigten Perſon geſchehen. 
IV. Nr. 369. 

Klagsanmerkung, ſ. Anmerkung. 

Klagscaution, ſ. cautio actoria. 

Körperſchaften, privilegirte (. 1472 a. b. O. B.): Aug 
gegen ſie läuft die Verjährungsfriſt der 88. 1480, 1487 
und 1489 q. b. G. B. L. Rr. 18. 

Roftenerjabanjprud: Der auf ein adminiftratives Ver⸗ 
fabren Degriindete 8. kann auf dem ordentliden Rechtswege 
nicht geltend gemacdt merden. II. Nr. 134. 
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Kunſtbefund: Zuläſſigkeit desſelben zur Ermittlung des 
Umſtandes, ob Beklggter die ihm durch urthen auferlegte 
Arbeit dieſem gemäß vollzogen habe. J. Nr. 

fusideine: Gerichtszuſtandigkeit zur dimortificina von 8. 


8. 


Landtafeleinlage, nene: Der Nachweis iiber die Erlangung 
des Conſenſes der politiſchen Landesſtelle zur Eröffnung 
derſelben iſt von der Partei dem Gerichte ſchon mit dem 
bezüglichen dabulorgejudhe vorgulegen. J. Rr. 113 

— — Die k. É. Gtatthalterei und der Landesausſchuß ſind 
hernfen, zu interbeniten, wenn um die Crofjnung einer 

L. fiir das Trennſtück von einem Sandtafeltórper oder 
fit ein aus einem anderen Grundbuche in die Sanbiafel zu 
übertragendes Grundſtück angeſucht wird. J. Nr. 113. 

Leben: Der Kläger muß das L. des Dritten nachweiſen, 
wenn der Beſtand iner Forderung von dieſem Umſtande 
abhängig iſt. IV. Nr. 2 

Legat: dlnenbbarteit des e sas a. b. 6. B. auf Gliu= 
biger eine3 Legatars. J. Rr. 5 

— — Art der inrenung eines Rnallegates in den Pflicht⸗ 
theil. II. Nr. 2 

— — Der —* welchem eine Summe Geldes vermacht 
iſt, kann deren Zahlung von dem Legatar, welchem die 
Fruchtnießung des gangen Nachlaſſes vermacht iſt, nicht 
verlangen. «Nr. 2 

— — Die tn einem Tejtamente bedachten Vegatare, welchen 
durch eine Nachtragsverfügung die Hälfte des Nachlaſſes 
nach Maßgabe der ihnen zugedachten O. zugewieſen wird, 
kommen nicht als Erben in Betracht; die von einem der⸗ 
ſelben überreichte Erbserklärung iſt wegen Mangels des 
Ausweiſes eines Erbrechtstitels ohneweiters zurückzuweiſen. 
IV. Nr. 392. 

— — Die nad) Abtretung eine angefallenen, noch nicht 
fálligen Geldlegates erfolgte executive Cinantwortung eben 
dieſes L. tft bem Gelitonar des Qegatarê gegeniber uns 
wirkſam. IV. Rr. 

— — jábriider —2 — zu ßemeinnüdi en Anftglten u.dgl.; 
Anwendbarkeit des 8. 1480 81 16. 

— — die mora des — olin ae sign mit dem 
getebliben Bablungêtage. II. Rr. 2 
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Legat: Wirkſamkeit desſelben, obwohl der nur in genere 
ptzeicnete Legatar in specie unbeſtimmt geblieben iſt. 

Legatar: Abgejegen von bdenjenigen Fällen, in melden es 
ſich um die Anmendung von Landesgeſetzen handelt, welche 
den L. ausdrücklich zur Entrichtung des Landesſchulfonds⸗ 
Beitrages heranziehen, iſt ein L. zur Entrichtung der Ge⸗ 
bühren des 8. 694 a. b. G. B. nicht verpflichtet, unbeſchadet 
der nach einzelnen Landesgeſetzen dem die Gebühr zum 
Landesſchulfonde entrichtenden Erben wider den L. zu⸗ 
kommenden Rechte. J. Nr. 119. 

— — Der L. bat gegen die abhandlungsbehördliche Ent- 
euus der Frage, auf Grund welchen Rechtstitels der 

achlaß abzuhandeln ſei, kein Beſchwerderecht. IV. Nr. 335. 

Legatsanſprüche: Die Abhandlungspflege kann durch Grs 
hehung ton L., beren Beſtand der Erbe beſtreitet, nicht 
aufgehalten werden. IV. Nr. 75. 

Legitimatio per subsequens matrimonium: Diefelbe kann 
aud) einem im Ehebruche erzeugten Kinde zu ftatten kommen. 
HI. Nr. 154. 

Leibrenten ſ. Renten. 

Seibvertrag: Andy vertretbare Sachen, wie Renten-Dbli- 
gationen der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Staatsſchuld, können 

en Gegenſtand eines 2. bilden. III. Nr. 1 

Licitationsbedingniſſe, 1. eilbietungabebinguifie 


Liegenſchaften: Pfandrechtserwerbung auf L., die in einem 
Grundbuch nicht eingetragen find, ſ. Pfandrecht. 

Lohn: Die vertragsmäßig feſtgeſetzte Höhe des durch den 
Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes bedingten L. unter⸗ 
liegt bei nachgewieſenem Eintritt der Pedinguns keines⸗ 
wegs der richterlichen Mäßigung. IV. J 237. 


Lohnanſprüche: Die im 8. 1480 des a. G. B. fefts 
gefebte dreijährige Verjä ahrunt findet nf rückſtändige, 
periodiſch fällig werdende nicht bloß des Dienſtgeſindes, 
ſondern quê dem Qobnberirage überhaupt keine Anwendung. 

Nr 

Lohnvertrag: Giltigkeit eines L., der zum Zwecke der Agte 
tation für das Zuftande lom men gineê beſtimmten Gejeges 
abgeſchloſſen wurde. III. Rr. 150. 


— — Wird dte Uebernabme des —* wegen Untüchtigkeit 
desſelben vom Beſteller verweigert, ſo obliegt der Beweis, 
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daß die hiefür im 8. 1153 geſetzten Bedingungen nicht vor⸗ 
handen ſeien, dem auf Uebernahme und Zahlung klagenden 
Beſtellten. IV. Nr. 346. 

Lohn⸗ beziehentlich Lehrvertrag: Wenn ein L. wegen Nicht⸗ 
erfüllung der Pflichten des Meiſters aufgelöſt wird, ſo 
müſſen die dem letzteren für die Uebernahme des Lehrlings 
geleiiteten Bablungen zurückgeſtellt werden, wenn aud) im 

. bebungen wäre, daß diejelben bei Auflöſung des L. ver⸗ 
fallen feten. IV. Rr. 222. 

Löſchungsquittung: Menn dem Kläger compensando die 
für ihn geleiftete Bablung ibn betreffender Hypothekar⸗ 
forderungen entgegengejebt tird, fo kann die bon dem 
dritten Empfânger ordnungsgemäß ausgeſtellte L. als Be⸗ 
weismittel gegen den Kläger gebraucht werden. IV. Nr. 208. 


M. 


Machthaber: Ein M., welcher als ſolcher eine widerrecht⸗ 
liche Handlung unternimmt, deren Widerrechtlichkeit ihm 
erkennbar iſt, macht ſich erſatzpflichig. II. Nr. 53. 

Mandat, |. Zahlungsbefehl. 

Mandatsverfahren: Die Anerkennung eines dinglichen 
Rechtes über eine unbewegliche Cade kann kein Gegenſtand 
einer Klage im Sinne der Geſetze vom 21. Mat 1855, 
Nr. 95, und vom 18. Juli 1859, R. G. BI. Rr. 130, 
fein. Gegen den ein ſolches Begebren bewilligenden Ber 
ſcheid iſt der Recurê an das Dberlandesgertdt zuläſſig. 
IV. Nr. 336. 

Manifeftationseid: Activ legitimirt zur Klage tvegen Ab= 
legung de? M. ift der Glâubiger, der ein rechtliches Inter⸗ 
ejje bat, den Vermögensſtand des Schuldners fennen gu 
fernen; paſſiv legitimirt ift Derjenige, hinſichtlich deſſen 
aus den vom Kläger dargethanen Umſtänden zu entnehmen 
iſt, daß er von einer beſorglichen Vertuſchung muthmaß⸗ 
lich Wiſſenſchaft haben dürfte. IV. Nr. 270. 

Mängelanzeige: Beweislaſt im Falle der rechtzeitig an— 
gezeigten Vertragswidrigkeit der von einem anderen Orte 
überſendeten Waare. IV. Nr. 17. 

— — Die M. iſt als eine verſpätete dann nicht anzuſehen, 
wenn die Verzögerung in der Beſichtigung der Waare da⸗ 
durch herbeigeführt worden iſt, daß der Verkäufer die 
Waare gegen Poſtnachnahme aufgegeben hat. IV. Nr. 49. 
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Marktpreis: Eruirung und Feſtſtellung besjelben bet 
Schadensklagen megen Nichtlicferung. IV. Nr. 108. 

Meiftbotverthetlung: Analoge Anwendung des S. 37 
O. O. bei der M. ton verfteigerten mit Simultanhypotheken 
belaſteten Liegenſchaften. II. Rr. 4. 

— Anwendung des 8. 37 C. O. zur Wahrung der Rechte 
eines Hypothekars, welcher bei der M. aus der ihm ver⸗ 
pfändeten Hälfte einer Ehegatten zu gleichen Theilen 
gehörigen Liegenſchaft wegen nicht verhältnißmäßiger VBes 
friedigung ihm vorgehender, auf beiden Hälften der Liegen⸗ 
ſchaft — Gläubiger unbefriedigt blieb. IV. Nr. 218. 

— — Behandlung des obſiegenden Anfechtungsklägers, welcher 
den Verkauf der nun ſeinerſeits zur exee. Verſzigerung 
gebrachten Liegenſchaft anfocht, bei der M. IV. Nr. 

— — Behandlung der Serquoêainten einer ver indo é cine 
verleibten Forderung 60. 

— — Bei der M. auf Grund einer executiven Feilbietung 
infolge Ueberbotes ſind diejenigen Koſten, welche der erſte 
Erſteiger mit der Beſitzeinführung und Rückſtellung des 
Vadiums hatte, aus dem Meiſtbote nicht zuzuweiſen, wohl 
aber die vom erſten Erſteiger beſtrittenen Koſten des Aus— 
trommelns und Ausrufens der Feilbietung und der Ver⸗ 
ſicherung. IV. Nr. 407. 

— — Bei Freiwerdung eines anläßlich einer executiven M. 
zurückgelegten Bedeckungscapitales können Hypothekar—⸗ 
gläubiger dadurch nicht verkürzt werden, daß einem 
vorausgehenden Gläubiger Zinſen zugewieſen merben, 
welche ihm zur Beit der M. nicht guftanden. IV. Rr. 5 

— — Bei Mobilarmeiithotveribeilungen find die ——8 
und Feilbietungskoſten bei der Vertheilung des Meiſtbotes 
als Vorzugspoſten zu behandeln. IV. Nr. 3 

— — Bei Vertheilung des Meiſtbotes für ein im Miteigen⸗ 
aa meg rerer Perjonen geftandene3 unbewegliches Gut 
nt 8. 37 AL 1C. O. analog anzuwenden, wenn ein Gläu⸗ 
biger in Folge der ſolidariſchen Verpflichtung der Mit= 
eigenthümer die Bablung jeiner Forderung nur au3 dem 
auf Cinen der Saugantheile entfalenden Meiſtbotsantheile 
entnimmt. IV. Rr. 1 

— — Den bei der M. * ein Bedeckungscapital gewieſenen 
Hypothekaren gebühren bei der nach Freiwerdung derſelben 
vorzunehmenden Vertheilung auch die ausſtändigen drei⸗ 
jährigen Zinſen ihrer Forderung, vom Tage der Feilbietung 
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der für die letztere verpfändet geweſenen Liegenſchaft zurück⸗ 
gerechnet. IV. Nr. 192. 


Meiſtbotvertheilung: Den durch drei Sabre vom Feil⸗ 
bietungstage rückſtändigen Raten des Grundentlaſtungs— 
capitales ſammt den 5procentigen Zinſen und Verzugs—⸗ 
zinſen ſteht das Vorrecht vor allen aus Privatrechtstiteln 
entſpringenden Hypothekarforderungen zu. II. Nr. 70. 


— — Der Beſtand des für eine Nachlaßgebühr, welche für 
eine Vermögensübertragung von Todeswegen zu entrichten 
iſt, in Anſpruch genommenen geſetzlichen Pfandrechtes unter⸗ 
liegt der richterlichen Beurtheilung, und kann derſelbe vom 
Richter nicht anerkannt werden, wenn die unbewegliche 
Sache noch vor der Einantwortung des Nachlaſſes durch 
das Gericht veräußert wurde. IV. Nr. 414. 


— — Der vom Bergwerksbetriebe zu entrichtenden Einkommen⸗ 
ſteuer ſteht ein geſetzliches Pfandrecht auf den Gegenſtand 
des Bergwerksbetriebes nicht zu. II. Nr. 111. 


— — Die Berechnung der aus dem Meiſtbote einer im Exe⸗ 
cutionswege veräußerten Realität zu berichtigenden Zinſen 
bedarf mit Rückſicht auf nachfolgende Gläubiger einer Ab= 

renzung des Zinſenlaufes, und es kann nur der Tag der 
erſteigerung des unbeweglichen Gutes als der für dieſe 

Ibarzuzung maßgebende Zeitpunkt angeſehen werden. IV. 
r. 88. 


— — Die Beſtimmungen der Finanzminiſterial-Verordnung 
vom 3. Mat 1850, R. G. BI. Rr. 181 (Abſ. I-14) reſp. 
der Allerhöchſten Entſchließung vom 1. Mai 1850 in An⸗ 
febung der Unterbrechung der Verjährung des Vorzugs⸗ 
rechtes rückſtändiger Vermögensübertragungsgebühren finden 
auf andere rückſtaͤndige Steuern keine analoge Anwendung 
(ſ. Judicat Nr. 105). II. Rr. 100. 


— — Die Cigenidaft cines Gemerbes als radicirtes ift für fic) 
allein nicht geeignet, um Dei der Vertheilung dez Erlöſes 
für ein im Executionswege verfaufte3 unberveglides Gut, 
auf welchem ein radicirtes Gewerbe befteht, der von diejem 
Gerverbsbetriebe qu entriditenden Erwerb⸗ und Cinfommen= 
itexer, beziehungsweiſe den für die letzten drei Sabre aus⸗ 
baftenden Rückſtänden an diejen Steuern ein den Tabular— 
gläubigern vorangehendes pfandrechtliches Vorzugsrecht auf 
jenen Erlös zuzuerkennen. J. Nr. 116. 
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Meiſtbotvertheilung: Die Geſetze vom 19. Juli 1877, 
R. G. Bl. Nr. 66, und vom 28. Mai 1881, R. G. Bl. 
Nr. 47, haben auf die Darlehensgeſchäfte der durch pie 
Miniftertalverordnung vom 28. Setober 1865, R. G. B 
Nr. 110, Degiinftigten Creditanftalten Teine — 8 
IV. Nr. 182. 

— — Die Rojten der erecutiven Schätzung und Feilbietung 
on Rybilien genießen bei der M. den Vorrang. IV. 

r 


— — Ein Pfandgläubiger, deſſen Forderung bei der M. auf 
ein Bedeckungscapital gewieſen wurde, kann aus dieſem 
Capitale die bis zu deſſen Freiwerden fortlaufenden Binfen 
feiner Forderung zum Abbruhe nachfolgender Pfandgläubiger 
nicht begehren. II. Nr. 1 


— — Einbeziehung der ʒſchadenvergütung in die M. 
III. Nr. 68. 


— — Erwerb⸗ und Einkommenſteuer⸗Rückſtände von einem 
auf einer Realität betriebenen Gewerbe ſind auch, wenn 
das Gewerbe ein radicirtes iſt, bei der Vertheilung des 
Meiſtbots der executiv verſteigerten Realität nicht als 
Vorzugspoſt zu behandeln. II. Nr. 112. 


— — In dem Falle, wenn ein Gewerbe, gleichviel ob radi⸗ 
cirt oder nicht radicirt, auf einer Realität betrieben wird, 
welche zu dieſem Gewerbsbetriebe ausſchließlich beſtimmi 
und dazu eigens eingerichtet und mit den für dieſen Zweck 
erforderlichen Maſchinen und ſonſtigen Requiſiten verſehen 
iſt, — wie dies namentlich bei Mühlrealitäten und ähn⸗ 
lichen Fabriksanlagen vorkommt — und wenn dann eine 
ſolche Realität mit allen dazugehörigen Maſchinen und 
ſonſtigen Vorrichtungen im Executionswege verkauft wird, iſt 
die von einem ſolchen Gewerbsbetriebe zu entrichtende Er- 
werb⸗ und Einkommenſteuer al3 eine auf der Realität ſelbſt 
bajtende landesfürſtliche Steuer gu bebandeln und ift daber 
bei der Bertheilung des für eine ſolche Realität erzielten 
Erlójes den dretjábrigen Rückſtänden an bdiejen Steuern 
da3 gejeblid ftatuirte pfandrechtliche Vorzugsrecht por den 
lbrigen auf der Realität haftenden Zabularjorberungem 
auf jenen Erlös zuzuerkennen. T. Ar. 116. 

— — Mt dem Hypothekar die Berginjung der Hypothek obne 
Abzug der Cinfommenfteuer grundbücherlich ſichergeſtellt, 
jo gebührt ihm Der Erſatz der ſeinerſeits bezahlten 
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Einkommenſteuer in der Fangordnung der Hypothek auch 
bei der M. IV. Nr. 186 


Meiſtbotvertheilung: Rach den noch in Wirkſamkeit be⸗ 
ſtehenden Hofdecreten v. 16. Sept. 1825, Rr. 2132, 1. Sept. 
1826, Rr. 2219, 4. Nov. 1831, Ar. 2538, und 14. Februar 
1840, Nr. 409 q. G. S., ſowie nach 8. zi, Thl. 1Concurs⸗ 
ordnung, genießen bei einer M. ein Vorrecht vor allen 
Hypothekarforderungen nur ſolche Steuerrückſtände, welche 
nicht laͤnger als drei Jahre vom Tage aushaften, an welchem 
die Realität bei der executiven Feilbietung veräußert wurde. 
I. Nr. 105. 

— — Vorzugsrecht der Canalráumungêgebiihr Dei der M. 
IV. Nr. 381. 


— — Vorzugsrecht der Gemeindeumlagen. TI. Rr. 65. 

— — Vorzugsrecht der Koſten der Schabung und Feilbietung 
des unbeweglichen Gutes. J. Nr. 57. 

— — Wenn für Zinſen eines intabulirten Capitals das exe⸗ 
cutive Pfandrecht bücherlich eingetragen iſt, ſo ſteht der 
Zuweiſung derſelben bei der M., auch wenn es ſich um 
mehr als dreijährige bis zum Erſtehungstage rückſtändige 
Zinſen handelt, der 8. 33 der Concursordnung und der 
8. 17 des Grundbuchsgeſetzes nicht im Wege; allein ſolche 
ältere Zinsrückſtände, ſelbſt wenn das Rfandrecht für dies 
felben ad numerum oder per juxta de3 Capital3 ein= 
getragen ift, können immer nur in der Rangordnung, in 
welcher das Pfandrecht für dieſelben erworben wurde, aus 
dem Meiſtbote zugewieſen werden. J. Nr. 106. 

— — Zur analogen Anwendung des 8. 37 der Concurs⸗ 
ordnung bei M. Nr. 180. 

— — Zur Anwendung der Vorſchrift des 8. 37 C. O. außer 
dem Goncurje bei executiver Verſteigerung der Hälfte einer 
zum Theile im Ganzen belaſteten Realität. III. Nr. 96. 

— — Zuweiſung mehr als dreijábriger Binfen eines intas 
bulirten Capitales. II. Rr. 47 (j. Qudicat Nr. 106). 

— — quê Mobilien: Erwerb⸗ und Cintommenftener-Rids 
ftânde haben fein Borzugêredt. II. Rr. 17. 

— — 1. Einfommenfteuer. 

Miether, 1. Beſtandnehmer. 

Militärtaxe: Das Diurnum eines bei einer l. f. Behörde 
verwendeten Diurniſten kann zur vrreindringung der M. 
in Execution gezogen werden. IV. Rr. 47. 
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Militärtaxe: Das Executionsrecht des Staates zur Eintrei⸗ 
TOSA, von Rückſtänden an der nad) dem Gejege vom 13. Junt 
1880, R. G. BI. Mr. 70, bemeſſenen M. iſt nicht auf den Meg 
der politiſchen Erecunon beſchränkt, ſondern es kann hiezu, 
wo es von Seite der bezüglichen Verwaltungsbehörde für 
zweckmäßig erachtet wird, auch der Weg der ordentlichen 
gerichtlichen Execution beireten tverden. IL Nr. 133. 

Minderiábriger: Die Anwendbarkeit des S. 247 a. b. 
G. B. febt voraus die Möglichkeit der Dedung der Schulden 
aus den dem MR. zur freten Verfiigung überlaſſenen Ein⸗ 
künften, nicht aber die Einräumung dinglicher Rechte an 
dieſen Gintiiniten. "IV. Rr. 243. 

— — Die im 8. 246 a. b. 6.8. einem M. eingeräumte beſchränkte 
Vertragsfähigkeit macht denſelben noch nicht wechſelfähig im 
Sinne des Artikels 1 der Wechſelordnung. III. Nr. 81. 

Re: Zur, Stage der Rechtswirkung von Vertrágen M. 

Mitieniprnçarego der Angehörigen einer Familie an 

dem Gute einer Nachbargemeinde; keine Cervitut, aber zur 
gerichtlichen Competenz gehörig. Erwerbung dieſes Rechtes 
durch Erſitzung. III. Rr. 85. 

Miteigenthum: Anwendbarkeit des 8. 37 al. 1C. O. bet. 
der — — IV. Rr. 155. 

— — Benützung eines gemeinjamen Hofraumes von Seite 
eines Miteigenthümers zu Sonder Iwegen des von ihm er⸗ 
worbenen Nachbargrundes. III. 

— — Beſchränkung der rechtlichen Wirkung des Miteigen⸗ 
thumsrechtes, welches auf Grund von Ehepacten als Folge 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft auf einer Realität grund⸗ 
bücherlich ginaetragen ft. DI. Nr. 44. 

— — Die Ausführung von Baulichkeiten auf einer gemein= 
ſchaftlichen Realität durch einen Miteigenthilmer ſchließt 
das Recht jedes anderen Theilhabers, die gerichtliche Feil⸗ 
bietung der Realität nach 8. 843 a. b. G. B. zu verlangen, 
nicht aus. r. 89. 

— — Iſt ein Bertvalter der gemeinſchaftlichen Sade, tvegen 
Abganges der iiber dejjen Auswahl zunächſt entideidenden 
Gtimmenmebrheit, durch den Richter zu beſtellen, ſo hat 
dieſe Etta auf Anſuchen eines Mitetgenthiimer3 und 
nad Cinvernebmung der iibrigen im auferftreitigen Wege 
au erfolgen. IV. Rr. 24. 

— — 1. auch Gemeinſchaft. 
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Mitvormund: Der M. allein iſt zur Vertretung eines 
Minderjährigen vor Gericht nicht legitimirt, dieſelbe ſteht 
der Vormünderin qu. IV. Nr. 137. 

Mora bei der Empfangnabme: Das Geridt ift nicht berufen, 
auf die Ausübung des dem Verkäufer durch Avt. 343 H. O. 
eingeráumten Rechtes der Niederlegung, ſowie des Ver⸗ 
faufes einer ABaare einen Einfluß 3u nebmen. II. Ar. 127. 

— — bes Gliubigerê bei einem auf den Inhaber lautenden 
verlosbaren Schuldſcheine. Wirkung derjelben. Rechtsver⸗ 
hältniß der Parteien im Falle des gerichtlichen Erlages 
der Schuld. HI. Rr. 109. 

Mündel oder Pilegebefoblene: Zur Veräußerung ibnen 

- angefallener und berveglider Gilter im Buge der Abhand= 
lung at die Suitimmung bes Gerichtshofes nicht erforderlid. 
- Nr. 85. 


Mingânderung: Die Zurückſtellung einer Caution, welche 
aur Beit des Bejtande3 de3 Miingvertrages vom 24. Jänner 
1857, R. 6. BI. Nr. 101, in Veretnômiinge geleiftet urbe, 
bat in öſterreichiſcher Währung nad) dem in dieſem Ver⸗ 
trage feftgejebten Werthverhältniſſe qu exfolgen. III. Rr. 46. 


. BN. 

Nadbarredt: Demolivung des eigenen, Schädigung des 
nachbarlichen Hauſes; Erfagverpilidtung. IV. Nr. 64. 
Nähmaſchinen: Gie gehören unter den Borausfegungen 
des a. G. O. zu den ebenda bezeichneten Werkzeugen. 

. Nr. 82. 

Negatorienklage: Erforderniß des Cigenthumsbetveijes 
auf Seite de3 Klägers Dei der N. Cigenthum an der 
oberen iláche einer Mauer. III. Nr. 132. 

Neuerung: Eine vom Kläger in der Replik vorgenommene 
Modifiecirung der in der Klage erzählten Entſtehungsgeſchichte 
ſeines Anſpruches begründet wohl eine nach den 88. 39, 
40 der w. g. G. O. zu beurtheilende Neuerung, keineswegs 
aber eine Aenderung des Klagebegehrens im Sinne des 
8. 8 der to. q. G. O. IV. Nr. 226. 

Neuerungen, qu deren Legung etne bejondere Bemilligung 
nicht —* iſt, dürfen bei Erledigung des Rechtsſtreites 
ſelbſt dann nicht unberückſichtigt bleiben, wenn die angeſuchte 
Legungsbewilligung abgewieſen worden wäre. IV. Nr. 117. 

— — in der —— Ueber das Geſuch iſt nach Ver⸗ 
nehmung des Gegners zu erkennen. J. Nr. 69. 
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Neuerungseid: Leiſtung von Neuerungseiden. IV. Nr. 281. 


Notar: Die in der Kanzlei eines N. prakticirenden Notas 
riatscandidaten ſind von der Mitwirkung als Actszeugen 
in dieſer Kanzlei ausgeſchloſſen. II. Rr. 103. 


— — Gemäß Art. IX Abſ. 3 des Geſetzes vom 25. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 75, haben bei Bemeſſung der einem 
R. als Gerichtscommiſſär zukommenden Gebühren die 
3 27—30 des der Notariatsordnung vom 21. Mai 1855, 

NR. G. BI. Nr. 94, beigegebenen Gebiibrentarifes Anwen⸗ 
duna au finden. IV. Nr. 298, 

— — Umfang der Geſchäftsthätigkeit, für welche der MN. 
im Disciplinarwege verantwortlich iſt. Concurrirende 
Ordnungswidrigkeiten gehören zur Competenz des über 
denſtvergeen des N. erkennenden Disciplinargerichtes. 


— — Unkenntniß des artes, entſchuldigt bei Disciplinars 
vergeben nicht. . 

Motare: Zur — gind ſie nur im Summar⸗ 
verfaen zuzulaſſen. J. Nr. 

ur Cautionspflicht der 8 III. Nr. 18. 

Notariatsact: Der im N. feſtgeſetzten Beſtimmung, daß 
der Vertrag in Anſehung der darin bedungenen Geldzahlungen 
ſofort vollſtreckbar ſein ſoll, iſt im Falle der vorausgegan⸗ 
genen, wenn auch nicht executiven Pfandrechtseinverleibun 
E Peentung einer Klagsanmerkung beizumeſſen. 

r. 

— — Die Beſtimmungen des 8. 3 des Geſetzes vom 25. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 75, betreffend die ſofortige Vollſtreck⸗ 
barkeit der N., find nicht biapofitiver Natur. IV. Nr. 195. 

— — Die im RN. enthaltene, im Grundbuche aber nicht ans 
gemertte Erklärung der Sollftredbanteil. wirkt nicht gegen 
die Nachbeſitzer der Realität. IV. Nr. 

— — N., in welchen der eine Contrahent tt, daf er den 
anderen Contrabenten als Bevolimáctigten des Vollmacht⸗ 
geberê anertenne und die Hinterlegung der Vollmacht nicht 
verlange, können den Abgang einer, mit den Erfordernifjen 
des Schlußabſatzes des 8. 3 N. O. verjebenen Vollmacht 
aid gIeben und ſind ſonach nicht fofort vollſtreckbar. IV. 


— — — Aufnahme darf aus dem Grunde, daß über die 
im 8. 1, Geſ. v. 25. Juli 1871 erwähnten Geſchaft⸗ dem 
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Notar eine nicht von ihm verfaßte Urkunde vorgelegt wird, 
nicht verweigert werden. II. Rr. 33. 

Notariatsact: ſ. Heiratsgut. 

— — vollſtreckbarer: ſ. Execution. 


Notherbe: e Pflichttheil. 


O. 


Operis novi nuntiatio, ſ. Aufforderungsklage. 

Dppojitionstlage, |. Erxecution. 

Oratorium: Beſitzſtörung in Irtreff des Rechtes zur Des 
nützuug eines O. Rr. 

Ordensgelübde der mt, Stiftsgeiſtlicher. 


P. 

Pactum de compromittendo, ſ. Schiedsvertrag. 

Pächter, ſ. Beſtandnehmer. 

Parteienvertretung: Die Befugniß bevollmächtigter Nicht⸗ 
advocaten, alſo auch der Notare hiezu, iſt auf das Summar⸗ 
verfahren beſchränkt. J. Nr. 83. 

Plonbbeteung: Re Regmiche Wirkung der Pf. für fremde 

chuld r. 

miar bbriefentator, Bicbáltnis dezſelben zur Adminiſtra⸗ 
tion des Concursvermögens. NIX. N 

Pfandleiher: Der vom Verleiher aê en nicht eingelóften, 
feilgebotenen Pfändern geleiftete Erlag der Erlösüberſchüſſe 
tann cumulativ für mebrere Berpfânber geſchehen und kann 
ein gemeinidaftlider Curator fiir die mehreren unbetannten 
Merpfânder Deftellt merden. IV. Rr. 152. 

Pfandrecht; a) Das Pjandredt auf Liegenſchaften, pele 
in einem Grundbuche nicht eingetragen find, wird audi 
außer dem alle einer Executionsfilhrung durch pfandweiſe 
Beſchreibung derſelben erworben. b) Die rechtliche Wirkung 
einer ſolchen, auf Grund einer außerhalb der Execution 
erfolgten Pfandrechtseinräumung bewirkten Pfandbeſchrei- 
bung kommt jener der executiven Pfandbeſchreibun gleich. 
c) Die Realgerichte ſind im Falle der erfolgten Verpfän⸗ 
dung ſolcher Liegenſchaften für ein bei einem begünſtigten 
Creditinſtitute aufzunehmendes Darlehen die pfandweiſe 
Beſchreibung des verpfändeten Objectes auf Anſuchen der 
Intereſſenten vorzunehmen verpflichtet. d) Die von einem 
begünſtigten Creditinſtitute zur Geltendmachung des ihm 
vertragsmäßig eingeräumten Pfandrechtes Dei bem Neals 
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gerichte erwirkte pfandweiſe Beſchreibung des Pfandobjectes 
kann als executive Pfandbeſchreibung für die Executions⸗ 
führung anderer Gläubiger nicht gelten. J. Nr. 104. 


Pfandrecht: Der Pfandnehmer, der das Fauſtpfand einem 
Dritten in Verwahrung gegeben hat, iſt verpflichtet, dem 
Pfandgeber den Verwahrer anzugeben und den Verwahrungs⸗ 
ort auszuweiſen. IV. Nr. 406. 

— — egecutiveB: Der verweigerte Vollzug der bervilligten 
Cinverleibung des e. P. iſt als eine in Grundbuchsſachen 
ergangene ectiguna angufehen und es iſt gegen dies— 
jálige gleichförmige Entſcheidungen im Ginne des 8. 130 

6. O. ein a. o. Reviſionsrecurs unitatthaft. IV. Rr. 153. 


— — executives: Iſt ein an eine Mejolutivbebingung ge: 
tniipfter Cigenthumaaniprud des Erecuten Gegenjtand der 
Ermerbung des e. Pf.? nanláihgleit weiterer Crecutionds 
ſchritte hierauf. II. Rr. 

— — executives: —*æ en Beſcheide, bfd. deludhe 
um deſſen grundbücherliche Einverleibung. II. Rr. 3 

eſetzliches: Auch dem Afterbeſtandgeber kommt egen 
dm ifterteſt audnehmer das geſ. P. des 8. 1101 a. b. G. B. 


— — —— nach 8. 1101 a. b. É B.: Das q. P. des 
Vermiethers aus dem 8. 1101 a. b. G. B. auf die eins 
gebradten Einrichtungsſtücke und Fahrniſſe hat den Vorzug 
vor den vor der Einbringung in das Miethlocale auf die— 
ſelben erworbenen Pfandrechte, inſofern dem Vermiether 
nicht die Peſtiwmung des 8. 456 a. b. G. B. entgegen⸗ 
ſteht. J. Nr. 103. 

— — geſetzliches nad 8. 1101 a b. G. B.: Das Pfand: 
recht des Vermiethers ift ertojdien, wenn die illata vor 
derem eltendmachung aus der Wohnung entfernt wurden. 


— — geſetzliches nach 8. 1101 a. b. G. B.: Die Execu—⸗ 
tionsbefreiungen nad) 8. 340. a. G. O. (8. 453 w. g. G. O.) 
finden Anwendung. II. Nr. 67. 

ſetzliches nach 8. 1101 a. b. G. B.: Umfang des 
dem m Beftandgeber auitehenden g. P. I Rr. 24. 

Pfändung, geridtlide: Der S. 456 a. E G. B. findet 
auf q. Pf. keine Anwendung. IV. Nr. 403 

Pflichttheil: Art der Einrechnung von Annuallegaten in 

den P. HI. Rr. 24. 

| 29* 
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Pflichttheil: Auch der Werth eines unentgeltlich in das 
Eigenthum eines Landwirthes überlaſſenen Grundſtückes iſt 
in den P. desſelben einzurechnen. IV. Nr. 278. 

— — Bei Berechnung des P. iſt auf den dem überlebenden 
Ehegatten nad) der geſetzlichen Erbfolge gebührenden Frucht⸗ 
genus auch dann Rückſicht qu nebmen, wenn derſelbe als 

eſtamentserbe einſchreitet. IV. Nr. 184. 

— — Dem Erben ſteht nicht das Recht zu, ihn nach ſeiner 
Wahl entweder in Geld oder durch entipreiiende Zuweiſung 
von Verlaſſenſchaftsſtücken zu leiſten. J. 

— — Die den Kindern und Enkeln utertegte Becofliátuna 
zur Anrechnung in den P. beſteht aud) dann, wenn der 
*5 om o Gxblaijer teſtamentariſch als P. zugedacht wurde. 

r 

— — Die tm 8. 188 a. b. G. B. vorgeſchriebene Ein— 
rechnung der dort bezeichneten Vorausempfänge in den P. der 
Notherben erfolgt in der Art, da zum reinen Nachlaſſe die 
Summe aller anzurechnenden Vorausempfänge zugezählt, 
die Summe durch die Zahl der Notherben, bezüglich deren 
Stämme getheilt, der Quotient bei Notherben abſteigender 
Linie durch zwei, bei aufſteigender Linie durch drei weiter 
getheilt und der P. jedes Einzelnen dadurch ermittelt wird, 
daß man von dem letzteren Quotienten den jeden Einzelnen 
betreffenden Vorausempfang in Abzug bringt. J. Nr. 114. 

— — die zveriãgruggsriſt bes o 1487 gilt auch im Falle 
des 8. 9 b. 6. B. 45. 

— — —3 Sircifuna naã des a. b. Entſchließung vom 
2. Jänner 1844, Nr. 781 3. G. S., im alle der Noths 
e ben P. nad bem Tejtamente als Erbtheil erbált. 
- Nr. 39, 


— — Ein Notherbe kann nicht gugleid ſich aus dem Teſta⸗ 
mente erbserklären und Den 8 in Anſpruch negmen. 
HI. Rr. 94. 

— — Ein Pflichttheilsnehmer fann nur dann, menn er nad)= 
meift, da des Erblaſſers reiner Nachlaf; nicht die Hälfte 
des Vermögens erreicht, welches derſelbe zur Zeit einer 
von ihm gemachten Schenkung beſaß, das Uebermaß zurück⸗ 
fordern; ſeinem Anſpruche aber, daß, ganz abgeſehen von 
der Norm des 8. 951 cit., die Gejdentnebmer, welche als 
Abſtämmlinge des Erblaffers und als deſſen Teſtaments⸗ 
erben in Betracht kommen, die geſchenkten Sachen als 
ihren Erbtheil einzurechnen verhalten werden, kann nur, 
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wenn die Anrechnung im Teſtamente verordnet iſt, Folge 
gegeben werden. IV. Nr. 

Pflichttheit: eeienihedig auf denſelben. III. Rr. 125. 

— Rinder, welche das Vermögen des Ascendenten bei 

deſſem Lebzeiten für Rechnung ihrer Erbſchaft erhalten 
haben, find, wenn der Ascendent vermögenslos ſtirbt, ver⸗ 
pflichtet, zur vollſtändigen Entrichtung ea Ea eine über⸗ 
gangenen Kindes beigutragen. IV. Rr. 2 

— — Ungiltigfeit letztwilliger Verfügungen Eltern, wo⸗ 
durch ſie ihren teſtirunfähigen Kindern rüchſichtlich des ihnen 
Jinterlaſſenen Vermögens Nacherben beſtellen, in Anſehung 
des P. L. Nr. 8. 

— 8 Verhäliniß des 8. 808 qu 8. 774 a. b. G. B. TI. 

r 

— — Moldes find die Borausjegungen, unter denen einem 
verſchuldeten oder verſchwenderiſchen Noterben der ihm ges 
bithrende Pilichttheil entgogen und den Rindern des Not- 
erben zugewendet werden kann? III. Rr. 119. 

Poſtenlauf, ſ. Wechſel. 

Rrânotation: Die a. o. Revifion hindert den pbfiegenden 
Brânotaten nicht, die — 2— au verlangen. II. Rr. 20. 


— — Die auf Grund eines Wechſels erwirkte Bormertung 
wird durch die rechtskräftig gewordene Zahlungsauflage in 
Betreff des Capitals, der Binjen vom Berjallstage und Der 
Rlagatoften gerechtfertigt, ohne daß es eines weiteren Aus⸗ 
ſpruches in Anſehung der Vormerkung bedarf. II. Rr. 72. 
(Abgeändert durch Judicat Rr. 95.) 

— — Die auf Grund eines Wechſels erwirkte P. wird durch 
den Zahlungsauftrag allein nicht gerechtfertigt. J. Nr. 95. 

— — Die Mitfertigung von Zeugen auf einer allograp en 
Schuldverſchreibung zur P. nicht erforderlid. J. Rr. 

— — Cine drift zur Redtfertigung einer auf Grund bei 
8. 38b des allg. Gbch. G. erwirkten P. fann iiberhaupt 
nicht ertheit nb daber auch nicht erweitert werden. 


— — Im Falle der Bewilligung der Löſchung einer vor—⸗ 
gemerkten Forderung findet gleichzeitig die Löſchung der 
hierauf mittlerweile bewilligten Eintragungen ſtatt. J. Nr. 87. 

— — Zuläſſigkeit derſelben, wenn in der ſonſt gejegentipres 
henden Urtunde die Liegenſchaft nicht genau angegeben iſt. 


ha 
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Pränotation: Zuläſſigkeit der febetenn zweijährigen Friſt⸗ 
werbung zur Juſtificirung. 

— — dinglicher Rechte mit Ausſchluß des Pfandrechtes: 
Statthaft auf Grund von Urkunden, welche den Erforder⸗ 
niſſen der 88. 26 und 27, nicht aber dem des 8.36 6. G. 
entſprechen. II. Rr. 61. 

— — bon Handelsbuchauszügen: Jur über Nachweis des 
Pfandrechtstitels zuläſſig. Nr. 2 

Pränotations-Juſtificirung: giwerbung, Sulátiio- 
feit der Bitte um emeijábrige Friſt; Zuläſſigkeit des a. 
Reviſionsrecurſes. II. Nr. 

Prioritäts— — Thei tutdper qhre pungen 

Privilegiengeſetz: Auf Grund des 8. 47 des P. vom 
15. Auguſt 1852, R. G. BI. Rr. 184, kann vom Civil⸗ 
richter auf Verlangen des Beſchädigten auch die Einſtellung 
des ferneren Eingriffes in das Privilegium als proviſoriſche 
mittelſt Klage zu rechſertigende Sicherſtellungsvorkehrung 
verfügt werden. J. Rr. 

Privilegium: Geriche anec digkeit im Rechtsſtreite um 
ein öſterreichiſch-ungariſches P. Bei Prüfung der Zuſtän⸗ 
digkeit eines öſterreichiſchen Gerichtes kommt die Staats⸗ 
bürgerſchaft des Klägers nicht in Frage. III. Nr. 138. 

Privilegiumsſtreitigkeiten: Der Ausſtand der handels⸗ 
miniſteriellen Entſcheidung bezüglich der vom Belangten 
behaupteten Nullität des P. berechtigt zwar die Erſtreckung, 
nicht aber die Siſtirung des über die Klage nad) 8. 47 Priv. 
Gej. cingeleiteten gerichtlichen Verfahrens au fordern. IV. Nr.7 

— — In P. tit der außerordentliche Nevijiondrecurê uns 
zuläſſig. IV. Rr. 193. 

— — In P. ift eine abgejonderte Beſchwerde über die Art 
der angeordneten Beweisführung nicht zuläſſig. IV. Mr. 46. 

— — it nad) Ueberreichung der Rlage auf Annullirung 
eines P. die Giftirung der in Folge Eingriffes in das P. 
bewilligten Beſchlagnahme zuläſſig? II. Nr. 134. 

— — Ueber das Begebren um Sicherheitsmaßregel iſt in 
P. abgeſondert durch Beſcheid qu ertennen. Nr. 

— — Umfang der Inwendung des ſummariſchen ——* 
in P. HI. Nr. 3 

Probatio pro evitando perjurio: Gegen die Zulaſſung 
des Zeugenbeweiſes ift die Appellation guláffia. II. Rr. 92. 

Proceklegitimation: Die Rlage kann nur in den im 
8. 1 w. g. G. O. angeführten Fallen von Amtômegen 
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ſogleich verworfen werden, und es iſt der Richter nicht bes 
rechtigt, bet Erledigung der Klage die paſſive P. des Ge— 
klagten qu priifen, oder nad geſchloſſenem Verfahren die 
Klage wegen des nad) feiner Anſigt beſtehenden Mangels 
jener P. zurückzuſtellen. IV. Nr. 

Procura: Zur Frage nach dem infame der einem Handels⸗ 
bevolimáchtigten auf Grund der ertheilten P. zuſtehenden 
Rechte. III. Nr. 163. 

Brocurift: pai der allein zur Firmazeichnung berechtigte 
öffentliche Geſellſchafter einen P. beſtellt und die Res 
giſtrirung der ertheilten Procura erwirkt, ſo kann ein zur 
Firmazeichnung und ſomit zur Bertretung der Geſellſchaft 
nicht berechtigter öffentlicher eellſchafter hiegegen nicht 
Einſprache erheben. IV. Nr 

Propinationsrecht: Im —S— rückſichtlich der Bu- 
weiſung des Entſchädigungseapitals für das aufgehobene 
P. findet das —— Patent vom 8. November 1853, 
R. 6. BI. Nr. 237, Anwendung und es ift ein in dieſen 
Verfahren uͤberreichter außerordentlicher Reviſionsrecurs 
gegen gleichförmise Entſcheidungen dufoige der Beftimmung 
des 8. 44 1. c. unzuläſſig. IV. Rr. 3 


Q. 


Quittung: In dem durch das allg. bürg. Geſetzbuch ges 
regelten Verkehre gilt der Ueberbringer einer O. als ſolcher 
nicht für ermächtigt, die Sablung namena des Quittirenden 
au empfangen. IV. Rc. 


R. 


Rangordnung, grundbüchlich angemerkte: Natürliche Be— 
ſchränkung in der Durchführung der Verſrift.d des 8. 57 
des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes. II. N 


Räumungsauftrag, ſ. Beſtandverfahren. 


Realgerichte: Vorgang derſelben bei Verpfändung von 
dcgenſhaften die in einem Grundbuche nicht eingetragen 
ſind, ſ. an recht. 

Realklage: Die Klage auf Zuhaltung des um eine unbes 
wegliche Sache geſchloſſenen mündlichen Raufvertrages, Aus⸗ 
fertigung des Intabulations⸗Inſtrumentes uno ? Mebergabe 
des Kaufgegenſtandes ift feine R. II. Nr. 9 
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Reallaſt; Eine im Grundbuche eingetragene R. geht auf 
den Erſteher einer executiv verkauften Realität, welcher ge⸗ 
mäß der Feilbietungsbedingniſſe dien, Laſien“ derſelben 
doer, o obne Ridfidt auf deren Rangordnung fiber. 


IV 

Realrechte: RN. können gleich den Nealfervituten nur in 
Verbindung mit der e E welcher fte gehdren, vers 
dufert werden. IV. Rr. 

Realfteuern: Mor der Esncuedecóifmuna erwachſene, wegen 
Verheimlichung aber erſt nach derſelben vorgeſchriebene R. 
bilden keine Maſſeſchuld. J. Rr. 99; II. Nr. 56. 

Rechn ung: Auch Derjenige, welchem außergerichtlich eine R. 
gelegt worden iſt, kann dieſe R. ohneweiters gerichtlich be= 
mängeln, um im Wege des Necdynungsprocelies etnen richter⸗ 
lichen Spruch qu erlangen. IV. Nr. 408. 

Rechnungslegung; Die Verpflichtung qur R. im Sinne 
des 8. 100 a. G. O. tritt in den Fällen einer Vermögens⸗ 
verwaltung ein, nicht aber in den Fällen betreffend die 
von einem Commiſſionär in Folge der Aufträge ſeines 
fan Ev o auêgejubrten eingelnen und bejtimmten Ge— 

alte 

— — Eine Partei, ele auf Grund der mit dem Advo⸗ 
caten gepflogenen Verrechnung das Ergebniß derſelben ges 
nehmigt hat, kann ben fFechtsfreund nicht hinterher auf 
R. belangen. IV. Nr. 

Rechnungsproceß: Bei “iditerftattuna der Mängel ift auf 
Anſuchen des Rechnungslegers die Jagfahr zur Inrotu⸗ 
lirung der Acten anzuordnen. IV. Nr. 30 

— — Die im R. angeregte Frage nach der Julaſſigteit der 
Cumulirung des Zahlungsbegehrens iſt nicht nach den 
Grundſätzen des R., ſondern nad) den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen der Gerichisordnung zu beurtheilen. IV. Nr. 264. 

— — Im R. iſt die Beſtreitung der Zuläſſigkeit dieſes Proceſſes 
mittelſt Einrede, welcher die Erläuterungen nur eventuell 
beigegeben find, ſtatthaft; die Verbeſcheidung dieſer Ein— 
gabe lautet auf Erſtattung der Replik, eventuell der ferneren 
Mängel. IV. Nr. 18. 

— — Ueber einen durchgeführten R. kann nad Beſchaffen⸗ 
heit der gelegten Rechnung, bei Abgang einer den Zah— 
lungsanſpruch des Klägers aufhebenden Einwendung, auch 
auf Zahlung des aus der richtiggeſtellten ao ſich 
ergebenden Ausſtandes erkannt werden. IV. Nr. 264. 
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Rechtshihfe, |. Delibationsverfahren. 

— — ſ. Zuſtellung. 

Rechtskraft des auf einen Eid erkennenden, den Parteien 
an verſchiedenen Tagen zugeſtellten Urtheiles. J. Nr. 6a. 

— — eines Beiurtheiles, durch das mehrere Beweiſe zuge⸗ 
laſſen ſind und wogegen auch nur von einer der Parteien 
aber ao ud nur hinſichtlich eines Beweismittels appellirt ift. 


Recoguoscizuna: Auch im ordentiigen Verfahren find 
fiber Begebren des Beweisführers die in Verwahrung des 
Gerichtes oder einer anderen öffentlichen Behörde Dejind= 
liben Urfunden zum Zwecke der MR. don dem Procefgerichte 
eingufordern. IV. Rr. 200. 

— — Das Begehren im Sinne dez 8. 187 ital. G. O. 
(8. 126 a. G. O.) fann im Buge des Verfahrens wegen 
Einſicht der Driginalten nicht geſtellt werden. IV. Nr. 190. 


— — Die Bormetjung gemeinidaftlider Urtunden darf auf 
Verlaugen eines Streitgenoſſen nicht verweigert werden. 


— — der Originalien: Das Verfahren über die Einſicht der 
Originalien der Beilagen einer Satzſchrift bilbet feinen 
Grund gm zut, Siſtirung des Verfahrens in der Hauptſache. 

— a handelsgerichtlichen Proceſſen. II. Nr. 115, 


mecuesfif gegen Beſcheide bfd. Geſuche um grundbücher⸗ 
liche Einverleibung des executiven Pfandrechtes. II. Nr. 35. 

— — Iſraelitiſche Feiertage verlängern ſie nicht auf dem 
folgenden Werktag. J. Nr. 56. 

Recurskoſten, ſ. Gerichtskoſten. 


Reformatio in pejus: Das erſtrichterliche, dem Klage—⸗ 
begehren bedingt ftattgebende Urtheil kann, wenn es auf 
einſeitige Appellation des bedingt Sachfälligen abgeändert 
worden iſt, auf die von deſſen Gegner hiegegen eingelegte 
Reviſion durch Auferlegung eines mehreren Beweiſes zu 
Pnguntten des Reviſionswerbers abgeändert werden. IV. 

— — Zuläſſigkeit derſelben, wenn beide Parteien das —55 
mittel der Appellation oder Reviſion ergreifen. J. Nr. 3 


Reichsſsgericht: Das über ſeine Einrichtung und — 
ſirung ergangene Geſetz enthebt der Nothwendigkeit, über 


sm, 
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die Competenzfrage die Wohlmeinung der Adminiſtrativ⸗ 
behörde cinguholen. NH. Nr. 2, 21. 

Relicitation: Behandlung der Gteuerriditinde und Der 
Binfenriiditânde von Oupolbelariorberungen bei Bertheilung 
des Melicitationseriójes. III. Nr. 186. 

— — Das jonft begriindete Begehren fteht allen auf dem 
derfteigerten Gute verſicherten Hypothekargläubigern qu. J. 


— — Zur Frage, wie im Falle der R. einer Realität, die 
als Vorzugspoſt angemeldete Realibertragungêgebithr de 
erſten Criteberê Det der Vertheilung und Zuweiſung Des 
Relicitationserlöſes zu bebandeln jei? IV. Nr. 411. 

— — und Vertheilung des bei derjelben ergielten Meijtbotes 
zzugig des vom erſten Erſteher erlegten Vadiums. IV. 


Renten, jährlich oder in kürzeren Friſten zu leißende, 
ſrtwährende: Anwendbarkeit des 8. 1480 a. b. G. B. IT. 


Rejecueofficiere: Ihre Wechſelfähigkeit. J. Nr. 72. 

Restitutio in integrum, ſ. Wiedereinſetzung. 

Retentionsrecht: Da kaufmänniſche R. ſetzt ſchon ſeinem 
Begriffe nach nothwendig voraus, daß man die Sache, 
hinſichtlich deren es geltend gemacht werden will, thatſäch⸗ 
lich im Beſitze, reſpective in der Innehabung babe, oder 
dod) in der Lage jet, darüber gu verfiigen. IV. Rr. 300. 

Revijton: Abänderung des Urtheiles zum Nachtheile des 
Ren ſonswerbers am Falle beiderſeits begebrter Mevifion 
zuläſſig. J. Nr. 3 

— — q. o: Gie bemmt die in ben gleichförmigen Ur⸗ 
theilen der zwei unteren Inftangen zugelaſſene Eidesab⸗ 
legung. II. Nr. 51. 

— — q.0.: Bor der Entſcheidung des oberiten Gerichtshofes 
kann die voſcung der Streitanmerkung nicht bewilligt 
werden. II. Nr. 4 

— — q. o. im iRocmectungceditiectigungsprocefie: Kein 
hindernig des Begehrens des Pränotaten auf Löſchung. 


— — a. o.: Zuläſſigkeit der a. o. Reviſion, wenn die Streit⸗ 
theile in einem zum ordentlichen mündlichen Verfahren ge⸗ 
eigneten alle ſich auf das Summarverfahren geeinigt 
— zugleich ꝛetfinbart haben, daß dieſelbe geſtattet ſein 

e. 
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Reviſionsbeſchwerde, a. o.: Erkenntniß auf einen Beugens 
beweis in Folge der R. gegen die auf Grund rechtskräftiger 
Qnterlocute gejúliten gleichförmigen Endurtheile. J. Nr. 51. 


Reviſionskoſten, |. Gerichtskoſten. 


Reviſionsrecurs: Nicht ausgeſchloſſen, wenn in Voll⸗ 
ſtreckung eines Expropriationserkenntniſſes in Eiſenbahn⸗ 
angelegenheiten die von der erſten Inſtanz vorgenommene 
Schätzung von derſelben zu Gericht angenommen wurde, 
dieſe Annghme ziedoch vom Oberlandesgerichte behoben 
wird. 1 Jr. 4 

— — q. 0.: Im immarifáen Sertabten auch gegen Exe⸗ 
cutionibefáeide unzuläſſig. II. 19. 

— — q.o.: Zuläſſigkeit desjelben im Fich igſtellungsverfahren 
gemäß 8. 16 des k. Patentes vom 9. Auguſt 1854, R. G. Bl. 
Nr. 208. TI. Nr. 101 

— — q. 0.: Buláifigteit deBjelben gegen gleichförmige, die 
gebetene Friſterſtreckung zur Juſtificrung einer Prinotation 
abweiſende Beſcheide. II. Nr. 3 


Riditigftellungsveriabren: o dte im 8. 9 des Ges 
feges vom 25. Juli 1871, R. G. BI. Rr. 96, normirte 
Friſtverlängerung find bie Beſtimmungen des Gefeges vom 
a dai 1874, R. G. BI. Rr. 69, nicht anwendbar. IV. 

r. 

— — Der 8. 130 des allgem. Grundbuchsgeſetzes hat auf 
die außerordentlichen Reviſionsrecurſe im R. bei der An⸗ 
legung neuer Grundbücher keine Anwendung, und es iſt 
die Lg derjelben nad; 8. 16 des f. Patentes vom 
ie iu gutt À 854, R. G. BL. Nr. 208, gu beurtheilen. II. 


— — Nicht der Beſitzer der im grundbücherlichen R. angemel- 
deten und eingetragenen Dienjtbarteit ift in Folge einges 
legten Widerſpruches und der nicht erfolgten Cinigung Der 
Parteien auf den dede zu verweiſen, ſondern der 
Widerſprechende. IV. Nr. 3 


— — Ueber den im enbbldentiden R ſeitens einer 
Partei erhobenen Anſpruch, es ſei ein bei ber Neuanlegung 
des Grundbuches als öffentliches Gut behandeltes Object 
ihr Eigenthum, haben die Gerichte auch dann qu ente 
ſcheiden, wenn die competente Verwaltungsbehörde die Dez 
dreifenhe Parcelle als öffentliches Gut erklärt hátte. IV. 
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Rückforderungsanſpruch: Wenn aus den gegenſeitigen 
Angaben der Parteien erhellt, daß der Belangte nicht bes 
rechtigt iſt, die Rückſtellung beffen zu verweigern, was er 
sugeftandenermagen bom Kläger erhalten Dat, ift ex gu 
diejer Rückſtellung gu verbalten, wenn aud Rlãg er den 
Rechtstitel, auf welchen ex ſein —— ſtützt, 
nicht erwieſen hätte. IV. Nr. 2 


S. 


Sachverſtändigenbeweis, ſ. Beweisantretungsfriſt. 

Satzpoſt, ſ. Hypothek. 

Satzſchrift: Rückſtellung einer ſolchen zur Verbeſſerung eines 
unterlaufenen Fehlers. Bedingung der Feſtſtellung einer 
Reproducirungsfriſt im Falle der Rückſtellung einer Klage 
aus obigem Grunde. IT. Nr. 4. 

Säumniß, ſ. mora. 

Schadenertſaßzuficherung: Das mündlich, wäre es 
auch nach Ablauf der Verjährungsfriſt, einer Perſon ges 
gebene Verſprechen, den aus einer ſtrafbaren Handlung 
zugefügten Schaden zu erſetzen, bildet für den Promiſſar, 
wenn er durch dieſe vIdlung benachtheiligt iſt, einen 
Klagegrund. IV. Nr. 1 

Sta benstage: — der unter Berufung auf 8. 1309 

G. %B. geltend gemachten Verpflichtung des Vaters 
Eos Beclegena” aum Erſatze des bem, Ferletzten zukünftig 
entgehenden Verdienſtes. IV. Nr. 

— — Der Beweis des Schadens, molde durch Nichtlieferung 
der gekauften, auch an erweitig nad Marktpreis erhält⸗ 
lichen Handelswaare zugefügt ſein ſoll, kann nicht mittelſt 
Erweiſung des dem Käufer von einem dritten Abnehmer 
bewilligten Preiſes, ſondern nur mit Zugrundelegung des 
Marktpreiſes erbracht werden. IV. Rr. 28. 

— — Die Thatjade, daß zwei durch Sabre nebeneinanders 
ſtehende Häuſer eines das andere ſtützen, Degriindet ſtill⸗ 
ſchweigend und wechſelſeitig das Rechtsverhältniß der Dienſt⸗ 
barkeit des einen Hauſes zum anderen, und hieraus ergibt 
ſich für den an Stelle des alten Hauſes ein neues Gebäude 
Auffuhrenden die Verpflichtung, jeden durch Hinwegräumung 
der Stütze dem Nachbar zugefügten Schaden zu erſetzen, 
auch wenn beim Baue alle ſqhmorniſchen Vorſichten be⸗ 
obachtet worden wären. IV. Nr. 64. 
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Schadensklage gegen das Militärärar wegen Schädigung der 
qu Einquartirungszwecken überlaſſenen Gebäude. IV. Nr. 50. 

— — gegen den Macithaber. - Nr. 53. 

— — geſtützt auf ein ftrafrechtliches Erkenntniß: Mann tn 3, 
wpann ins in 30 Jabren verjábrt? Beginn der Verjährungsfrifi 

r. 

— — aeen privatrechtliche Entſchädigungsanſprüche aus 
Deliecten vor dem Civilrichter geltend gemacht werden, 
wenn vor dem Strafrichter ein freiſgregende⸗ Erkenntniß 
wider den Belangten erfolgt iſt? III. 144. 


— — Meber die Anwendung der 88. 1 ani 2 des Geſetzes 
vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, in Bezug auf die 
Haftung der Eiſenbahnunternehmung te die beim Verkehre 
ſich oo grignende Tödtung eines Eiſenbahnarbeiters. IV. 


— — Umfang der Erſatzespflicht im Falle einer durch 
falſche gerichtliche Arzeigen verſchuldeten Freiheitsent⸗ 
ziehung. III Rr 

— — Wathetneer hos Beweislaſt im Falle angeſprochenen 
Erſatzes für den Verdienſtentgang bei einer voreusſichtu 
nicht immer währenden Erwerbsunfähigkeit. . Nr. 51. 


— — Wer eine gerichtliche Verfügung erwirkt, bus welche 
Rechte von Intereſſenten verletzt werden, deren Vorhanden⸗ 
ſein er dem Gerichte verſchwiegen hat, zhaftet für den hier— 
aus entſtandenen Schaden. III. Nr. 

— — Zur Frage vom Schadenerſatze 8 all der Schädi⸗ 
gung des Credite3 eine3 Handelsmannes durch böswillige 
Verdächtigung ſeiner Geſchäftsgebarung. II. Nr. 16. 

— — gegen eine Eiſenbahnunternehmung, ſ. Eiſenbahn⸗ 
unternehmung. 

Schätzungseid: Vom Vormund oder Curator Namens des 
Pupillen oder Curanden ablegbar. J. Nr. 34. 

Scheidebrief: Wern die Uebergabe des Sch. auf Grund 
eines gemäß 8. 135 a. b. G. B. erwirkten Urtheiles zum 
Zwecke des —*— derſelben herbeigeführt worden iſt, 
kann der Umſtand, daß endlich die Gattin erklaäͤrt, den Sch. 
freiwillig nehmen zu wollen, nicht bewirken, daß nun die 
Ehe Toe gmaß 8. 134 a. b. G. B. getrennt gelte. 

47 


Senta: Anſehtuna derſelben ſeitens des Pflichttheil⸗ 
nehmers. IV. MN 
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Schenkung: Anfechtung einer in einem entgeltlichen Ge⸗ 
ſchäfte enthaltenen Sd. I. Rr. 6. 

— — Der Verzicht auf das Recht, die Sch. wegen Undankes 
des Beſchenkten gu widerrufen, ift wegen der hierin ge⸗ 
gene Me Beginftigung der Unſittlichkeit rechtsunwirkſam. 


— — Die liebergabe einer Landwirthſchaft gegen die Ver- 
pflichtung des Uebernehmers, dem Uebergeber den im Ver⸗ 
báltnifie zur übergebenen Wirthſchaft geringfiigigen Unter⸗ 
halt zu gewähren, benimmt dem abgeſchioſtenen Vertrage 
nicht den Charakter der Sch. IV. 

— — auf den Fodesfan: —Sæ * Norm des 
8. 1487 a. b. G. B. L. Rr. 29. 

— — auf den Todesfall: Die Geltendmachung und Durch⸗ 
führung der Rechte des Geſchenknehmers aus einer ver— 
tagzmaßigen, at unwiderruflich erklärten Sh. a. d. T. 
S. 956 a. b. 6. B.) bat unabbângia von jeber Qngereng 
de3 als banda go6 gbede nad bem Geſchenkgeber ein= 
ſchreitenden Geridite3 qu erfolgen. IV. Rr. 149. 

— — auf den Todesfal: Dem Erben kann die Sablung 
von Gebiihren von dem Werthe einer vom Grblafjer noch 
zur Beit feines Lebens durch Cd. a. d. T. einem Dritten 
augemendeten Mente nicht auferlegt tverden. IV. Rr. 269 


Schiedsgericht: Die dor einem Sch. abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleiche haben mit den Urtheilen desſelben gleiche Rechts⸗ 
wirkung. III. Nr. 100. 

— — Vorausſetzung und Umfang der Mirffamteit von Sch. 
in dereingangelegenheiten auf Grund behoͤrdlich genehmigter 
Gtatuten. HI. Rr. 

Re, Fur fechtung eder Incompetenzerklärung des Sch. 


Sch 8 p a Nidterequirbarteit besjelben im Falle recht⸗ 
jeitig eingebraditer Klage auf deſſen Ungiltigleit wegen 
eberſchreitung der erhaltenen Gewalt. II. Rr. 42. 


Schiedsvertrag: Der Sch. ift nicht bindend, wenn im 
ſelben für die Bildung des Swie doger qhtes ausreichend⸗ 
Vorſorge nicht getroffen iſt. IV. N 

— — Die Verabredung, künftige quê cinem Bertrage ents 
fpringende Gtreitigfeiten durdy den Schiedsrichter entſcheiden 
zu — iſt giltig und die dor dem orbentiiden Richter, 
dtejer Berabredung zuwider, belangte Partet kann damit 
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die Einwendung bes nidt gehörigen Gerichtsſtandes Des 
grinden. IT. Nr. 2 

Schiedsvertrag: Ein hinſichtlich eines beſtimmten Ges 
ſchäftes von dem Cridatar ſchriftlich abgeſchloſſener Sch. 
iſt für den aus eben dieſem Geſchäfte agend auftretenden 
Concursmaſſeverwalter bindend. . Rr. 

Schlußſchrift, Neuerungen in der Sch.: Pd das peludo 
ft nad) Vernehmung des Gegners zu entideiden. I, Nr. 6 

Schreiber des letzten Willens: Erforderniß der intel 
einer gu feinen Gunften in der letztwilligen Verfügung ents 
baltenen Anordnung. J. Nr. 55. 

Schulderlaß: Der mentgelitidhe Sch. bedarf rückſichtlich 
einer Su Oelienbmadung nicht der urkundlichen Begrindung. 

— — wicamkeit des vom Gläubiger auf Aufforderung 
eines Dritten dieſem in Abweſenheit des Schuidners zu⸗ 
geſagten Sch. qu Gunſten des Letzteren. IV. Nr. 178. 

Schul dutdhaft Befreiung der Staatsbeamten von der “Es. 


Squibibernagme: Die in einem Vertrage (Vergleide) 
ſeitens eineê der Pacigcenten iibernommene Verpflichtung 
zur Bablung einer Schuld des anderen begriindet eine qus 
nächſt unvollitândige Affignation, welche durch Geltend= 
macung der Torderung ſeitens bes Gläubigers gegen den 
Schuldübernehmer zur voliftândigen wird. IV. Nr. 212. 

— — Die vom Uebernebmer bem Mebergeber einer Liegen⸗ 
ſchaft vertragsmäßig 3 ngejagte Bezablung der auf der 
letzteren haftenden, vom Kaufſchillinge in Abzug gebraditen 
Schulden begründet eine perſönliche Verpflichtung des Bus 
ſagenden gegenüber dem anderen Vertragstheile, bei deren 
Nichtzuhaltung der Vertragsbrüchige dem Mitcontrahenten 
perſönlich und nicht blos als Hypothekarſchuldner für den 
Pechtheil dm welcher dieſen hiedurch trifft, erſatzpflichtig wird. 

— — Ein enecungêvertras. II. Rr. 9 

Schuldverſchreibung, auf den Inhaber lautende, ver⸗ 
losbare: Mora des Gläubigers. III. Nr. 109. 

— — allographe: Die —— von zwei Zeugen iſt 
zur —— Vormerkung gar nicht und zur Ein⸗ 
verleibung dann nicht —— wenn die Unterſchrift 
Eai dual ellers gerichtlich oder notariel beglaubigt ift. 
- Nr. 97. 
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Schuldverſchreibung, notarielle: Wenn in derſelben für 
den Fall der mora des Schuldners die unmittelbare Fällig⸗ 
keit der Schuld und Execution bedungen iſt, bat der Gláus 
biger in ſeinem Cxecntionôgetuche die eingetretene mora 
nicht qu erweiſen. TI. Mr. 100. 

Geparation: Die S. des Nachlaſſes kann nad 8. 812 
a. b. G. B. gegen den Erben nidt begebrt werden, über 
deſen g Vermogen der Concurs eröffnet worden iſt. IV. 


Sequeſter: Der Erſteher einer executiv verſteigerten Realität 
kann nur zur Leiſtung Desjenigen verhalten werden, was 
ihm in den Feilbietungsbedingniſſen auferlegt wurde, und 
iſt namentlich nicht verpflichtet, den Erſatz des vom S. 
zur Erzielung der noch nicht abgetrennten Früchte gemachten 
Aufwandes zu leiſten. . Nr. 201. 

— — Er iſt berechtigt, die Ausſcheidung von Gegenſtänden, 
welche zum Fundus instructus der von ihm verwalteten 
Liegenſchaft gehören, aus der geführten Mobilarexecution 
au begehren. IV. Nr. 330. 

— — Mit der S. als Befiber der fequeftrirten Sache oder 
aber al3 Organ des die Gequeftration bewilli genden und 
pollgiebenden Geridtes anzuſehen? III. Rr. 63. 

— — executiver: Der e. G. der Einkünfte cines in Execution 
gegogenen liegenden Gutes ift nicht befugt, die Bewilligung 
der executiven Schätzung des Gutes felbft im Executions⸗ 
tvege qu Dejtreiten. IV. Rr. 116. 

— — executiver: Kann der e. S. im Interefje der Glâus 
biger die MNúumung der Wohnung des Cigenthiimera bes 
hufs möglichſter Anenũtzung der ſequeſtrirten Realität ver⸗ 
langen? . Nr.7 

Sequefttation, Eta Die Beſtimmungen des 8. 411 ital. 
G. (8. 320 a. G. O.) in Betreff der Sequeſtration 
am duro den a 3 des Gejeges vom 10. Junt 1887, 
Ea E dr - Mr. 74, eine Aenderung nicht erfabren. IV. 

r. 


— — executive: Sſtirungsbegehren eines Dritten als Eigen⸗ 
thümers der Sache. II. Ar. 3 

— — exec.: Zur Vertheilung bes Erlöſes der e. S. eines 
Hauſes ſind mit alleiniger Ausnahme voll befriedigter 
Hypothekare alle jene zuzuziehen, welche Hypothekargläu⸗ 
biger E Bit der Erzielung diejes Erlsſes geweſen ſind. 
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Sequeſtrationsrechnung: dmanlung derſelben durch 
einen Hypothekar. II. Rr. 

Servitut: Ein —S — iſt mit der auf demſelben 
eingetragenen, genau umſchriebenen S. nur inſoweit bes 
laſtet, als die Wirkung der letzteren reicht. Trennſtücke, 
welche nicht im Bereiche dieſer Virlung liegen, ſind frei 
von der Dienſtbarkeit. IV. Nr. 

— — Qt die wirkliche Ausubung ini grundbücherlich zwar 
no! ausgezeichneten, aber jonft Sedermann erkennbaren 

S. feitgejtellt, jo tann der Erwerber der folder Art bes 
fafteten Liegenſchaft ſich nicht darauf berufen, daß er die— 
ſelbe im Vertrauen auf das öffentliche Buch frei von jener 
S. erworben habe. IV. Nr. 164. 

— — Soweit eine Liegenſchaft ordnungsgemäß als Straße 
declarirt iſt, kann die dem entſprechende Benützung derſelben 
die vom Eigenthümer erhobene Vechwerde der Servituts⸗ 
anmaßung nicht begründen. IV. Nr. 1 

— — Wider den Eigenthümer eines dhi wen Theiles des 
ſervitutsmäßig benuützten Grundes kann die Aberkennung 
einer ſelbſt grundbücherlich nicht eingetragenen, das ganze 
Grundſtück. betreffenden Dienſtbarkeit nicht beanſprucht 
werden. IV. Nr. 275. 

— — Zum Begriff des th atfisiliien 2 Beſitzes eines ver⸗ 
neinten Servitutsrechtes. 

Servitutsklage, negatoriſche: Der Belgo bat die Exiſtenz 
der Dtenftbarteit qu erweiſen. II. Rr. 

Siberkellung: Gin Vegebren um e — fomeit dieſes 
nad 8. 259 a. G. O. zuläſſig iſt — kann aud vom Ge- 
klagten —— des ihm zuerkannten Anſpruches an Ge 
richtskoſten ſowohl im ordentlichen, als ud im jummas 
riſchen Verfahren geftelit merben. II. Mr. 1 

Simültanhypotheken: Die Vorſchrift es 6 37 findet 
analoge Anmendung bei der Bertheilung des Meiſtbotes 
ſur Fecutiv verſteigerte, mit S. belaſtete Liegenſchaften. 

Solidarverpflichtung der eine Waare in einem Handels⸗ 
gelojáite bel bejtellenden Cheleute zur Bablung des Raufpreijes. 


Gonns End Feiertage: Einſluß pet Berechnung der Friſten 
auch in poss. summ. L. Rr. 

Gparcajje: Iſt eine ſtadtiſche E zur Firmaprotokollirung 
verpflichtet? II. N 


Entſcheidungen. VI. 30 
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Sparcaſſen: Vorausſetzungen der Verpflichtung der Regiſtri⸗ 
rung ihrer Firma. IL Rr. 84. 

Specialmaſſekoſten: Vorzugsrecht der vom Concursmaſſe⸗ 
verwalter angemeldeten Sp. bei Vertheilung des Meiſtbotes. 
HI. Nr. 186. 

Gtaatêbeamte: Die Beftimmungen des die Gt. don der 
Schuldhaft befreienden Taiferliden Patentes vom 25. Octo⸗ 
ber 1798, J. G. S. Rr. 436, wurden durd die 88. 3 und 4 
de3 Gejebe3 vom 16. März 1884, R. G. BI. Rr. 35, nidt 
behoben. III. Rr. 26. 

Steuerexecution: Die Befigftirungsilage gegen eine Amts⸗ 
bandlung bfdb. die Gt. ift unguláliia. IV. Rr. 58. 

Gteueregecutionsgebiibren: Die Bejtimmungen der $8. 1 
und 2 de3 Hofdecrete3 vom 16. September 1825, 2. 2132, 
und des 8. 16 bes Grundbuchsgeſetzes vom 25. Juli 1871, 
Hr. 95, find auf jene Gebiibren und beziehungsweiſe Auf: 
lagen nicht antvendbar, welche in Gemäßheit der befteben- 
den âmiligen Einrichtung mábrend der Schwebe der von 
der Bezirtshauptmannicdaft durch jogenannte Executions⸗ 
billete oder Mahnzettel ftrafrweije angeordneten Einmahnung 
don Gtenerriditânden mit 5 und 10 Fr. oder ſonſt ton der 
Bezirkshauptmannſchaft beftimmten Metrage per Tag trad 
Art der SdealsMilitárerecution durd die Gemeindevors 
ftehung und deren Organe don dem ſäumigen Steuerpflich⸗ 
tigen eingeboben und an da3 Gteneramt abgefiibrt werden 
jolíten und, meil nidit eingehoben und abgefibrt, beim 
Gteueramte als ausftândige Grecutionsgebiibren in Bor 
ſchreibung gebracht worden find. IL tr. 104. 

Gteueritrafbetráge, |. Erecution. 

Gtiftung: Dadurd, daß tn dem Fundations-Inftrumente, 
auf Grund deſſen eine mildthátige St. zur immerwährenden 
Pflege armer kranker Menſchen unbeſtritten Dejteht, die 
berufenen Pfleger der Stiftlinge ermächtigt werden, das 
dem Stiftungszwecke etwa entzogene Stiftungsvermögen zu 
vindiciren und die Meinung des Stifters auf ewig zu 
vollziehen, werden die ermábnten Pfleger nicht Geſchenk⸗ 
nehmer, beziehungsweiſe Eigenthümer des Stiftungsver⸗ 
mögens. IV. Nr. 355. 

— — Das Recht, eine qu erviditende Gt. qu vertreten, ums 
faBt, insbejondere dann, wenn teſtamentariſch ein Vermögens⸗ 
verwalter beſtellt tit, nicht die Berechtigung zur Verwaltung 

des eben dieſer Gt. erbſchaftlich —* Vermögens, 
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auch nicht während der Abhandlung des betreffenden Nach⸗ 
laſſes. IV. Nr. 339. 


Stiftsgeiſtlicher: Die Ablegung des Ordensgelübdes der 
Armuth zieht die vermögensrechtliche Erwerbsunfähigkeit 
nad ſich; Die ſtaatliche Anerkennung dieſer Rechtsfolge bes 
ſteht unverändert fort. III. Nr. 28. 

-—— — Zur drage.der Erwerbfähigkeit eines Stiftsgeiſtlichen, 
der als Pfarrvicar bei einer incorporirten Stiftspfarre be— 
ſtellt iſt, dann der Berechtigung des Stiftes, einen Nachlaß 
eines ſolchen Heiſtlichen ohne Verlaßabhandlung an ſich zu 
ziehen. III. Nr. 27. 

Streitanhängigkeit: Die Einwendung der Streitanhängig⸗ 
keit iſt undegrinbet, wenn die vom felben Kläger tvider 
denjelben Beklagten beim felben Geridite überreichte neuer⸗ 
lide Klage dor der früheren, nody anhângigen, ſowohl im 
Begehren als aud) in dejjen thatſächlicher Begriindung ab= 
weicht und nur im Anlaſſe gufammentrifit. IV. Rr. 166. 

— — Iſt die Cinmendung der Gt. zuläſſig, menn dieſelbe 
medilade | bei einem ausländiſchen Geridite anhängig ift? 


“E — des 8. 40 der J. N. zu 8. 40 a. G. O. 

— — Zuläſſigkeit der Einwendung der anhängigen Gtreite 
ſache in Rechtsſtreiten, welhe bet demſelben Gerichte an⸗ 
hängig ſind. III. Nr. 1 

Streitanmerkung, ocunbbieatie: Bedingung derjelben. 
II. Nr. 16. 

— — der Thetlungallage zuläſſig. V. Nr. 18. 

— — grandbücherliche: Ciner gegen das Geſetz bewilligten 
q. Gtrettanmertung kommt die durd das Grundbuchsgeſetz 
normirte Rückwirkung des Detreffenden Urtheiles auf den 
Seitpunk der Anmerkung nicht qu. HI Rr. 90. 

E ROTA Erledigung der a. o.  evifion nicht qu löſchen. 

— — Zu den 88. 61 und 70 des Geſetzes vom 26. Juli 
1871, R. G. BI. Nr. 96, betreffend die St. IV. Rr. 48. 

Gtreitgenofjen: Qn jedem Stadium des Proceſſes, Dor 
geſchöpftem MUrtheile, bleibt es den Gellagten uͤberlaſſen, 
ſich von der Proceßführung fernzuhalten, und es ſind die 
Streitgenoſſen nicht berechtigt, ſich der Gubmittirung eines 
Mitgeklagten gu widerſetzen. IV. Nr. 128. 

30* 


— — 


X 
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Streitgenoſſen: Wenn mehrere St. ohne Unterſchied irgend⸗ 
welcher Antheile insgeſammt in den Gerichtskoſtenerſatz an 
den obſiegenden Theil verfällt worden ſind, ſo haftet jeder 
von ihnen für die ganzen Koſten. IV. Nr. 402. 

— — ſ. Haupteid. 

Streitgenoſſenſchaft: Die durch die Gt. begründete Zu— 
ſtändigkeit verliert mit der Zurückziehung der Klage gegen 
den Streitgenoſſen ihre Wirkung, wenn auch die Wieder⸗ 
einbringung der Klage vorbehalten iſt. IV. Nr. 244. 

— — Streitgenoſſen, welche zum Erſatze von Gerichtskoſten 
verurtheilt wurden, ſind zur ungetheilten Hand ſchuldig, die⸗ 
ſelben zu bezahlen, ſoferne nicht ein anderes Verhältniß 
ihrer Zahlungspflicht in dem verurtheilenden Erkenntniſſe 
feſtgeſtellt worden iſt. I. Rr. 1 


Subſtitution: Rechtswirkſamkeit teſtamentariſchen S. 
einer „wohlthätigen oder gemeinnützigen Stiftung“ ohne 
nähere Bezeichnung des Zweckes derſelben. III. Nr. 42. 

— — fideicommiſſariſche: Der f. Subſtitutionserbe hat nach 
dem Tode des Inſtituten eine Erbserklärung einzubringen. 
IV. Nr. 102. 

— — fideicommiſſariſche: Eine f. S., wodurch angeordnet 
wird, daß das ganze, nad) dem Tode des Legatars noch 
vborhandene, ihm zugedachte Vermögen einem Dritten zu⸗ 
zufallen habe, iſt rechtsgiltig. IV. Nr. 316. 

— — fideicommiſſariſche: Nach Eintritt eines Subſtitutions⸗ 
falles iſt der Subſtituirte vom Subſtitutionsvermögen, tn 
Anſehung deſſen die Gebühren des S. 694 a. b. G 
ſoweit eine Verpflichtung hiezu beſtand, bereits nach dem 
Tode des Erblaſſers, welcher die S. anordnete, entrichtet 
worden find, noch Gebühren der erwähnten Act qu bezahlen, 
nicht ſchuldig. J. Nr. 119. 


Gubjumption: Die Zuerkennung des Eigenthums einer 
Realität aus dem Titel der Erſitzung iſt dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daß in der Klage das Eigenthum aus giem 
Raufvertrage geltend gemacht morden ift. IV. Rr. 5 


Gummartides VSerfabren: Auch in den gum * ge⸗ 

eigneten Fällen iſt das Executivverfahren zuläſſig. II. Nr. 80. 

— — Auch gegen Crecutionsbeldieibe iſt der a. D. Revijiongs 
recurs unzulaͤſſig. II. Rr. 1 

— Das Rechtsmittel ese eine qu Gunſten des Be— 

— iejimerdefilhreçã abindernde Entſcheidung der II: Inſtanz 
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iſt ein außerordentliches und deshalb auch im Executions⸗ 
verfahren auf Grund eines Notariatsactes dann unzuläſſig, 
wenn der hereinzubringende Betrag 5 fl. nicht überſteigt. 
IV. Nr. 178. 

Summariſches Verfahren: Dem in dritter Inſtanz ob⸗ 
ſiegenden Reviſionswerber gebührt der Erſatz der Reviſions— 
koſten nicht. (Abgeändert durch Judicat Rr. 94.) II. Rr. 76. 

— — Die Appellationsfriſt gegen ein nicht vollſtändig qu= 
geſtelltes Uribeil, deſſen Ergänzung rechtzeitig begehrt wird, 
läuft vom Tage der Zuſtellung des durch die Entſcheidungs— 
gründe, eventuell Zeugenausſagen, ergänzten Urtheiles. 
II. Nr. 26. | 

— — Die Cinmendung des nicht gebórigen Gerichtsſtandes 
ift Dei Der erſten Tagſatzung, welche vor ſich geht, angus 
bringen; als eine ſolche Tagſatzung ift aber auch jene an= 
quiegen, wrelche von den erſchienenen Parteien erſtreckt wird. 

Nr. 71. 

— — Die Gerichtskoſten dritter Inſtanz gebühren dem obs 
ſiegenden Reviſionswerber. J. Rr. 94. (In Abänderung 
von II. Ar. 76.) 

— — Eine unrichtigerweiſe als Nichtigkeitsbeſchwerde be⸗ 
zeichnete außerordentliche Reviſionsbeſchwerde im S. bat 
don bio cerfte Inſtanz von Amtswegen qu veriwerfen. 

. Nr. 69. 


— — Einleitung desſelben trog Mangel3 der entſprechen⸗ 
den ewerthung der in der Klage angejprodenen Sachen. 
- Nr ' 


— — Tindet das Obergericht dem. der Incompetenz-Ein⸗ 
mendung unbedingt ftattgebenden Spruch der erften Inſtanz 
abzuândern, jo kann es nidt augleid im der Hauptſache 
entidbeiden. II. Rr. 5. 

— — Gleichförmige Entibeibungen der beiden unteren Qn- 
" ftangen im jummariiden Verfahren können durch eine 
Nullitátsbejdmerde angefodten merden. IV. Rr. 168. 
— — Unguláliigteit des Recurſes gegen die im Ginne des 
8. 49 desſelben verfügte Cinleitung einer neuen Merhands 

lung. TI. Rr. 9. 

— — Unguláifigteit dez a. o. Recurſes gegen gleiblautende 
Beſcheide, womit über die wider einen Zahlungsbefehl 
ingerem ten Einwendungen das jumm. V. eingeleitet iſt. 
- Nr. 88. 


NY 


“ 
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Summariſches Verfahren: Qulálfigteit eines abgeſon⸗ 
derten Recurſes hinſichtlich der Competenz des Gerichts⸗ 
ſtandes. J. Nr. 22. 

— — Zuläſſigkeit des a. o. Recurſes gegen gleichförmige Be⸗ 
ſcheide, Fomit wegen Incompetenz des Gerichtes die zum 
ſumm. V : Geeignete Klage don Amtswegen zurückgewieſen 
wird. II. 

Guperprânotation, f. Brânotatton. 

Gupervormertuna, |. Prânotation. 

Syndicatsklage: — der S.; ihre ſubſidiäre Natur. 
Der Anſpruch auf Schadenerſatz gegen den Staat iſt durch 
ein Disciplinarerkenntniß gegen die quldtragenden richter⸗ 
lichen Beamten nicht bedingt. HI. Rr. 92. 


Z. 


Tantiemeanſpruch: Einem mit T. Bedienſteten ſteht das 
Recht zu, Rechnungslegung, cegiebungámeife dte Vorlage 
einer Bilanz qu verlangen. IV. Nr. 413 

Teſtament: Auslegung der Erbeinjegung der ton einem 
Vereine gegriindeten und erbaltenen Lehranſtalt. III. Rr. 62. 

— — Hat der Teitator dariiber, ob der Enkelkindern zu— 
gervendete Nachlaß nad Köpfen oder nad Stämmen zu 
theilen ſei, keine Anordnung getroffen, jo ift Degiiglid 
dieſer Theilung der Mille des Erblaſſers aus den dem T. 
entnebmbaren oder fonft ertuiejenen Umſtänden qu er— 
forſchen und bet diejer Erforſchung auf die in den 88.558 
und 683 a. b. G. B. angefibrten Auslegungsregeln Be— 
dadt qu nebmen. IV. Nr. 277. 

— — Im alle der Bebauptuna, as e3 unterſchoben 
ober gel geſatſcht ſei, iſt F. 1487 a. b. G. B. nicht anwendbar. 


— — RN F vorverſtorbene Kind im Teſtamente ſeiner Eltern 
bedacht, ſo treten ſeine in eben jenem Teſtamente nicht ge— 
nannten Kinder bezuglich des Erbrechtes an die Stelle ihres 
Parens. IT. Nr. 4 

— — vwechſelſeitige nſlamente der Fhegatten bedürfen keiner 
notariellen Ernichtung. II. Nr. 

— — mündliches: Der —* à per die im Proceb= 
mege angefochtene Rechtskraft einer mündlichen lepten An⸗ 
ordnung kann nur durch die übereinſtimmende Ausſage 
der im Abhandlungsverfahren vernommenen Teſtameñts⸗ 
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pugen teinegwegs aber auf ſonſtige Art erbracht werden. 

Teſtamentsſchreiber, ſ. Schreiber. 

Testamentum allographum: Es iſt nicht erforderlich, 
daß die Teſtamentszeugen den Inhalt der den Schreiber des 
letzten Willens oder eine der in den 88. 594 und 595 a. b. 
G. B. gedachten Perjonen betreffenden Verfügung mundug 
betráftigen hörten und daß ſie dieß Deftátigen. J. Rr. 5 

Theilſchuldverſchreibungen: Der Beſitzer von Th., el. 
der dem tom gemeinjamen Curator anhängig gemaditen 
Rechtsſtreite als Qnterventent Deitritt, iſt nicht activer 
Streitgenoſſe. II. Nr. 85. 

— — Yállige Coupons von bdenjelben fann der Beſitzer 
—7 eventuell auch im Bagatellverfahren einklagen. 

I. Rr. 90 (beſeitigt und gelöſcht infolge Judicat Nr. 101). 

— — Iſt im Falle ton Couponabzügen bei Prioritäten einer 
Geſellſchaft für die Priprtt anenbe itzer ein gemeinſamer 
Curator qu beſtellen? III. Nr. 1 

Theilungsklage: Die Being diter welchen die Feil⸗ 
bietung eines gemeinſchaftlichen Gutes als Vollzug der 
urtheilsmäßig ausgeſprochenen Aufhebung der Gemeinſchaft 
erfolgt, ſind nicht auf die qi” die Execution beftimmende 
Art feſtzuſetzen. II. Nr. 119. 

— — Grundbücherliche O amectuno derfelben. V. Rr. 18. 

Theilungsurtheil: Modalitáten der egecutiven Feilbietung 
zur Durchführung eines die Aufhebung einer Gemeinidaft 
durch Veräußerung des gemeinſchaftuichen Gutes beſtimmen⸗ 
den Urtheils. III. Nr. 189 

— — Zurückweiſung des Geſuches um Beſtimmung der 
Koſten des vom Theilungskläger eingebrachten Einſchreitens 
wegen Schätzung der in Folge des ergangenen T. qu ver: 
kaufenden Liegenſchaft. IV. Nr. 268. 

Todeserklärung: Im Verfahren wegen T. kann das Ar— 
menrecht ertheilt werden. IV. Nr. 158. 

Trennſtück: Neue Grundbuchseinlage für dasſelbe: Beweig 
mittel für deſſen Zugehörigkeit zum Stammgute. J. Nr.7 

Trennſtücke: |. Servitut. 


u. 


Ueberbot: Wirkung der durch Zufall eingetretenen Ent—⸗ 
wertung der executiv verſteigerten Realität nad) rechts— 
giltigem Ue., jedoch vor Feſtſtellung der Licitationsbedingniſſe 
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nach dem Geſetze vom 10. Juni 1887, R. G. Bl. Nr. 74. 
II. Mr. 159. 


Uebergabe, grundbiiderlide, des bereits vertauften Reale 
an einen Sritten. Der 8. 440 a. b. G. B. febt nicht vor⸗ 
aus, daß der dritte die Qntabulation erwirkende Erwerber 
bon der früheren Ueberlaſſung Teine Kenntniß Babe. 

ueberſetzungsgebühr: Die Gebühr für die Ueberſetzung 
andersſprachiger Erſuchſchreiben öſterreichiſcher Gerichte iſt 
ud) ja im Hreitigen Verfabren nicht on der Partet qu tragen. 


nebertraguna: Geſetzliche Erforderniſſe zur grundbücher⸗ 
lichen U. des Eigenthumsrechtes auf eine juce⸗ſive an ver⸗ 
ſchiedene Perſonen gelangte Realität. III. Nr. 168. 

Unfallverſicherungsanſtalten, ſtaatliche: Die Ver— 
igegungobe trage der nach dem Geſetze vom 28. December 

87, R. G Mr. 1 ex 1888 zu errichtenden reſp. er⸗ 
richteten U. tragen an ſich den Charakter öfftl. Abgaben 
und iſt denſelben im Falle ihrer Geltendmachung gegen 
einen in Concurs verfallenen, verſicherungspflichtigen Unter⸗ 
nehmer, die 1. Klaſſe der Concursgläubiger zuzuerkennen. 
III. Nr. 200. 

— — Zur Frage nad) dem Eintritte der ft. À. in die vor 
dem 1. März 1886 abgeſchloſſenen Privatverſicherungs⸗ 
vertráge. IM. Nr. 196. 

Unterhalt: Der zur Verabreichung des anſtändigen U. an 
die ſchuldlos geſchiedene Gattin verpflichtete Ehegatte iſt 
nicht berechtigt, ſich dieſer Verbindlichkeit durch Geltend⸗ 
machung einer Gegenforderung au entziehen. II. Nr. 106. 

— — Die Beſtimmung bes 8. 207 des alig. Berggeſetzes 
finbet auf die Sicherung oder Befriedigung der auf dem 
Geſetze beruhenden Anſpruche auf Leiſtung des U. keine 
Anwendung. II. Nr. 

— — Hinſi ilich einer eſhforderung wegen geleiſteten U. 
iſt 8.7 3. 2 Db Geſ. vom 29. April 1873 Rr. 68 R. G. B. 
nicht anwendbar. IV. Nr. 163. 

— — ſ. auch Kindesalimentation. 

UnterhaltSbeitráge: Antvendbarteit dez 8. 1480 a. b. G. B. 


Unteribansverband: Sur Entſcheidung von Streitigkeiten 
betreffend früheren U. ſind die Gerichte competent. 
- Rr. 
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Urkunde: Der Beweiskraft einer ausländiſchen Amtsurkunde, 
deren Echtheit im Proceſſe nicht beſtritten wird, ſteht der 
e go Mangel der Legaliſirung nicht im ABege. 

r 

— — Die erſte halbe Probe, welche durch den Erfüllungseid 

zu ergänzen iſt, kann auch durch U. erbracht werden. 
t. 94. : 

— — Gegen den Inhalt derjelben fann unter Umitânden 

dern Gegenbeweis auch mittelſt Haupteid erbracht werden 


— — Unanwendbarkeit der Vorſchrift des 8. 887 a. b. G 

Tr im dale entgegenftebender VBereinbarung der Parteien. 
. Nr. 6. 

— — 8. 887 a. b. G. B. ſchließt die Beweisführung dariiber 
nicht aus, daß in der errichteten U. Etwas aus Irrthum 
unrichtig aufgenommen wurde. NI. Rr. 38. 

Urtheil: Rechtskraft de3 auf einen Cid erkennenden, den 
Parteien an verſchiedenen Tagen zugeſtellten U. J. Nr. 6a. 

— — Selbſt die auf Grund geführter Zeugen- oder Sach— 
verſtändigenbeweiſe gefällten gleichförmigen Endurtheile der 
unteren Inſtanzen können vom oberſten Gerichtshof ab— 
geändert und auf weitere, ſeitens der Parteien angebotene 
Beweiſe erkannt werden. J. Nr. 51. 

Urtheile, ſtrafgerichtliche: Privatrechtliche Bedeutung und 
Wirkſamteit eines ſt. U. über die Ungiltigkeit von Rechts⸗ 
geſchäften und Urkunden. Vorausſetzung zur Anwendung 
der 88. 466 und 1497 a. b. G. B. III. Nr. 145. 

— — ſtrafgerichtliche, ſ. Execution. 

Urtheilsgebühr, vor der Concurseröffnung begründet: 
keine Maſſeſchulb. II. Nr. 22. 

Urtheils- oder ſonſtige unmittelbate Gebiibren: Wenn dor 
der Coneurseröffnung Degriindet, find diejelben, wenn auch 
der Zahlungsauftrag erjt nad ber Goncurserófjnung aus⸗ 
gefertigt iſt, keine Maſſeſchuld. T. Nr. 98. 


V. 


Vadium: Einbeziehung des bei der erſten executiven Ver— 
ſteigerung vom Erſteher erlegten V. in das bei der Relici⸗ 
tation erzielte Meiſtbot. III. Rr. 186. 

— — À. Relicitation. 

Vaterſchaft: Gin zwiſchen der Bormundidait eines uns 
ehelichen Kindes und deſſen vermeintlichem Bater gejdlofjener 
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und von der Vormundſchaftsbehörde genehmigter Vergleich 
hat auch hinſichtlich des Verzichtes, die Anerkennung der 
V. des letzteren jemals erwirken zu wollen, rechtliche Wirkung. 
IV. Nr. 363. 

Berabrebungen, minblide: Unantvendbarteit der Bor 
ſchrift des 8. 887 a. db. G. ha im tale entgegenftegender 
B. der Parteten. INI. Nr. 6 

Veräußerungsconſens der Gerichts höfe nad 8.83 J. N.: 
Deſſen Entbehrlichkeit, falls die Veraußeruns im Zuge des 
Abhandlungsverfahrens erfolgt. J. Nr. 85. 

Veräußerungsverbot: Rechtliche Wirkungen eines letzt⸗ 
willigen V. und Belaſtungsverbotes, das vermöge eines 
demſelben beigefügten, aber in das Haup tbuch nicht ein⸗ 
getragenem É Beiſatzes eine Rejolutivbedingung in ſich ſchließt. 


Verbolsrecht: Beſitzerwerb desſelben. IV. Nr. 97. 
VerbotgzRechtfertigungsklage: Forum der V. IV. 


Verein: Rechtliche Wirkung der Erbein ebung einer von 
einem V. erhaltenen Lehranſtalt. III. Nr. 62. 

Verfachbuch: Der Schlußſatz des 8. 469 a. b. G. B. iſt 
bei demſelben nicht anwendbar. III. Nr. 30. 

— In Orten des Verfachbuchſyſtems iſt die von dem 
— Popolhetarglâubiger am Tage der executiven Veräußerung 
der Nealitát geidehene MAnmeldung der Forderung recht= 
zeitig erfolgt. IV. Rr. 279. 

Verfügung, lebtivillige: Da die auf ſelber unterjertigten 
Seugen aud) den Inhalt der ben Schreiber der I. V. oder 
eine der in den 88. 594 unb 595 erwähnten Perjonen bes 
treffenden Anordnung vom Teftator mündlich belráftigen 
hörten, ift midi erforderlich. J. Nr. 55. 

— — letztwillige, melde in einen rechtsverbindlichen Ehe⸗ 
vertrag aufgenommen find, tônnen nicht (don deßwegen, 
jondern nur bei genaner Befolgung Der apita geſetzten 
Bedingungen als Erbvertrag gelten. IV. 107. 

Verführung und Schwängerung einer r Mherion: 
Selbe hat keinen Anſpruch auf Entſchädigung aus dem 
Grund der verlorenen Ehre oder der verminderten Ausſicht 
auf Verehelichung. J. Nr. 32. 

Vergleich, geridtlider: Derjelbe bedarf qu ſeiner Giltigkeit 
nicht immer der Unterſchrift der Parteten. IV. Rr. 272, 
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Vergleich, gerichtlicher: Die Rechtsgiltigkeit eines zwiſchen der 
Vormundſchaft eines unehelichen Kindes und dem Bater 
des letzteren über Vaterſchafts- und Alimentationsverhält⸗ 
niſſe abgeſchloſſenen, von der Vormundſchaftsbehord ge⸗ 
nehmigten V. kann im Orunde des Ea 170 a b. G. DB. 
nicht angefocdten werden. IV. Rr. 2 


— — gerichtlicher: Unumgängliches Erfordemi der Exe⸗ 
cutionSfábigteit eimes vor Gericht geſchloſſenen V. iſt es 
nicht, daß vor dem betreffenden Gerichte in der ver⸗ 
glichenen Sache eine Klage voranging. III. Nr. 29. 


Bgihrunse Anwendbarkeit der Friſt des 8. 1489 a. b. 
G. B a au, Rlagen wegen Zahlung einer Conventionalftrafe. 


— — Auf feto iſt tm alle der Rückſtellung einer Klage 
zur Verbeſſerung eine3 unterlaufenen Fehlers feine Rückſicht 
zu nehmen. J. Nr. 4. 

— — Auf rückſtändige, tn Jahres⸗ oder kürzeren Friſten qu 
entrichtende Leiſtungen von fortwährenden oder lebens⸗ 
lângliden Renten, insbeſondere Leibrenten oder Unterhalts⸗ 
beiträgen findet 8. 1480 a. b. G. B. Anwendung. L. Nr. 15. 


— — der auf ein ſtraftechtliches Erkenntniß geſtützten Scha⸗ 
densklage. J. Nr 

— — der Berveisicaft von Handels⸗ und Geiverbebiicerm 
bon Amtswegen qu berückſichtigen. I. Rr. 5 

— — der Erbſchaftsklage: Beginn de Friſt, Gemmung und 
Unterbrechung derfelben. J. Rr. 

— — Der Rlage des euditniefotê Sigen den Eigenthümer 
auf Herausgabe oder Erſatz der vom letzteren bezogenen, vor 
mehr als drei Jahren abgereiften Naturalfrüchte, unterliegt 
nicht der Verjährung des 8. 1489 a. b. G. B. II. Nr. 11. 


— — Der Klaäger hat zur Begründung ſeines auf die V. 
geſtützten Begehrens um Einverleibung der Löſchung einer 
hypothecirten Forderung nur den Zeitpunkt der erfolgten 
grundbücherlichen Eintragung derſelben, ſowie den Ablauf 
der geſetzlichen Verjährungszeit nachzuweiſen, dagegen trifft 
die Beweislaſt hinſichtlich der den Beginn, die Hemmung 
oder die Unterbrechung der V. betreffenden Umſtände den 
Belangten. IV. Nr. 324. 

— — des Pflichttheilsrechtes nad 8. 1487 im Falle der 
Pf.hithetsverletung durch eine Schenkung unter Lebenden. 
45. 
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Verjährung: Die Norm des 8. 1487 a. b. G. B. iſt auch 
auf Erbverträge und Schenkungen auf den Todesfall ans 
wendbar. J. Mr. 29. 

— — Die im 8. 1480 des a. b. G feftgejebte drei⸗ 
jábrige Verjábrung findet auf ctaftêndiie, periobifd) fällig 
werdende Lohnanſprüche nicht bloß des Dienſtgeſindes, ſon⸗ 
dera aus dem Robnvertrage iiberhaupt feine Anwendung. 

r 

— — Im Falle der Behauptung der Fälſchung oder Unter⸗ 

ſchiebung findet die V. nach 8. 1487 nicht ſtatt. J. Nr. 67. 


— — Im Wechſelrechte iſt zur Unterbrechung der V. die ge 
— Igctſeßung der Klage nicht erforderlich II. Rr. 118 


— — jábriid oder in kürzeren Friſten qu entribtender Lei⸗ 

Pungen bon fortwährenden oder lebenslänglichen Renten 2c. 
$. 1480 a. b. O. B. L. Rr. 15. 

— — legirter jábriiber Beitráge zur Griindung geitilidjer 
Beneficten 2c. nad) 8. 1480 a. b. 6. B. T Rr. 

— — Mit der eingetretenen V. der Rlage aus einem innen 
einer geſetzlich beitimmten Friſt unter Androbung der Er— 
löſchung geltend qu machenden Rechte ift aud die Mög— 
oteit d telbe excipiendo geltend qu machen, erlojden. 

r 

— — A 88. 1480, 1487 und 1489 läuft auch gegen den 
Figcus Ind die im 8. 1472 erwähnten Körperſchaften. 
. Nr. 1 

Verjährungsfriſt nach 8. 1487: Auf den Fall der Behaup⸗ 
tung der Unterſchiebung oder Fälſchung eines Teſtamentes 
nicht anwendbar. J. Nr. 67. 


Verkäufer: Der V. einer Liegenſchaft, auf welche im Grund⸗ 
buche ein Dritter als Eigenthümer eingetragen iſt, iſt ver⸗ 
pflichtet, dieſes der Eigenthumseintragung des ufers 
entgegenſtehende Hinderniß zu beheben. IV. Nr. 224. 


Verlaſſenſvgft: Die im 8. 142 kaiſerl. Patent vom Au⸗ 
guſt 1854, R. G. BI. Mr. 208, beſtimmten Sicherheits- 
maßregeln, zu denen die Aufnahme eines Vermögensver⸗ 
zeichniſſes nur im Sinne des 8. 48 1. c. gerechnet werden 
könnte, finden nur dann Anwendung, wenn Nachlaßgläu⸗ 
biger vorhanden ſind, deren Intereſſen nach den 88. 23 
und 139 1. c. auch bezüglich des Nachlaſſes eines ottoma⸗ 
niſchen Unterthans gu wahren find. IV. Rr. 204, 
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Verlaſſenſchaft: Ueber die Anwendbarkeit der 88. 23 und 
138 kaiſ. Patentes vom 9. Auguſt 1854, R. G. BL. Nr. 208, bes 
langend dte anläßlich der Sicherſtellung hierlândiger Gläu— 
biger gu treffenden beſonderen VBorfebrungen in Niúdiidt 
der V. der Aunslânder. IV. Nr. 266. 

— — Mirtung des Convocationsedictes beziiglid der Nadys 
labglâubiger. J. Nr. 20. 

— — Bu den im 8.37 Jur. Norm angefiibrten Erbſchafts⸗ 
Hagen gehört aud) dte gegen den Erben eingebradite Rage 
auf eidliche Bekanntgabe des Nachlaßvermögens. TI. Rr. 150. 


Verlaſſenſchaftsabhandlung: Das qu Gericht angenom- 
mene, eidesſtättige Vermögensbekenntniß ift keineswegs eine 
Urtunde, welche, ſoweit es ſich um die Bemejjung der 
Staats⸗ und der diejen gleidigeiteliten fonftigen Gebiibren 
bandelt, den Werth der einbelannten Nachlaßobjecte, ſowie 
die Richtigkeit der eingeſtellten Abzugspoſten glaubwürdig 
nachweiſt. IV. Nr. 267. 

— — Einbeziehung einer auf den Inhaber lautenden Lebens⸗ 
verſicherungspolizze in den Nachlaß des Verſicherten. 
HI. Rr. 108. 


— — ni dem Gläubiger, welcher Forderungen gegen den 
Nachlaß eines Ausländers anmeldet, eine Präcluſivfriſt gur 
gerida Geltendmacdung derſelben zu Dejtimmen? 

. Mr. 79. 


Vermächtniß, |. Segat. 

Vermiether, ſ. Bejtandgeber. 

Vermögensangabe, eidliche: Anwendbarkeit des Geſetzes 
vom 16. März 1884, R. G. BI. Nr. 35, auf wegen Ver⸗ 
ſchwendung unter Curatel geſetzte Perſonen. III. Mr. 41. 

— — Das Recdit des Gläubigers, von feinem Schuldner die 
eidliche V. tm Sinne des 8. 3 des Gejeges tom 16. März 
1884, R. 6. Bl. Nr. 35, qu verlangen, wird durd ein 
über das Vermögen des Letzteren tm Auslande eröffnetes 
Concursverfahren nicht behindert. IV. Nr. 144. 

— — ſ. auch Haftverfügung. 

Vermögensübertragungsgebühren, ſ. Gebühren. 

Verpächter, ſ. Beſtandgeber. 

Verpflegskoſten: Die Einwendung der belangten Erben, 
der vom Erblaſſer zu leiſtende Erſatz der Koſten ſeiner Ver⸗ 
pflegung ſei ſchon durch die geringfügigen Arbeiten erfolgt, 
welche der Verpflegte in der Wirthſchaft der Kläger um des 
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Zeitvertreibes willen freiwillig verrichtete, iſt unbegründet. 
IV. Nr. 133. 

Verpflichtungsurkunde, ſ. Schuldverſchreibung. 

Verſchweigung: Wer eine gerichtliche Verfügung erwirkt, 
durch welche Rechte von Intereſſenten verletzt werden, deren 
Vorhandenſein er dem Gerichte verſchwiegen hat, haftet für 
den hieraus entſtandenen Schaden. II. Nr. 53. 

Verſiggerungsantrag: Im Falle des Widerſpruches, daß 
ein V. von der Verſicherungsgeſellſchaft angenommen 
worden iſt, liegt der Beweis dieſer Annahme, ſowie daß 
viejelte rechtzeitis erfolgte, der Verſicherungsgeſellſchaft ob. 

Nr. 


Verſicherungsgeſellſchaft, wechſelſeitige: Die Ueber— 
nahme einer Verſicherung ſeitens einer rein wechſelſeitigen 
(gegenſeitigen) V. iſt kein Handelsgeſchäft im Sinne des 
Art. 271, 3 H. G. B. Rein wechſelſeitige V. ſind keine 
Handelsgeſellſchaften. J. Nr. 110. 

Verſicherungsſumme: Die im Nachlaſſe des Verſicherten 
vorgefundene, zu Gunſten des Inhabers lautende Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Polizze bildet ein Nachlaßvermögen und nur 
der Erbe als ſolcher fann als Inhaber derſelben in Be— 
tracht kommen. IV. Nr. 318. 

— — Die V., welche zufolge der Polizze nach dem Ableben 
des Verſicherers an den Ueberbringer derſelben zu be— 
zahlen iſt, bildet auch dann, wenn die Polizze ſich zur 
Zeit des Todes des Verſicherers noch in deſſen Beſitz 
befinhet, dein Object der Verlaſſenſchaft des Verſicherers. 

. Rr. 26. 


— — Einbeziehung derjelben in die Verlaſſenſchaftsabhaud⸗ 
lung. NI. Rr. 108. 

— — Cinbezichung einer V. in dem Activitand des Nach⸗ 
laſſes de3 Verſicherten auf Verlangen eine3 Glâubiger3 des 
lebteren, jedod) unter Anmertung der Gtreitigteit. IV. 136. 

Verſicherungsvertrag: Unwahre Angaben in der dem B. zu 
Grunde 3u legenden Declaration des Verſicherungswerbers 
haben die hierauf gejebte Ungiltigteit des V. aud dann 
zur Folge, wenn die Verſicherungsgeſellſchaft in Folge un⸗ 
regelmäßiger Gebahrung die mögliche Prüfung jener An— 
gaben unterließ. IV. Nr. 162. 

— — Zuſagen, welche der Verſicherungswerber in dem 
ſeinerſeits unterfertigten Verſicherungsantrage, beziehungs⸗ 
weiſe einem Anhange zu demſelben gemacht hat, erlangen 
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nur durch deren Annahme in der dem Verſicherungswerber 
hinausgegebenen Polizze verpflichtende Wirkung. IV. Nr. 415. 
Verſicherungsvertrag, |. auch Vertragsabſchluß. 
Verſorgung: Zum Begriffe der V. IV. Nr. 372. 
Verſorgungsfond: Bemeſſung der Nachlaßgebühren zum 
allgemeinen V. von dem Nachlaſſe“ eines in Wien Ver⸗ 
forbenen. | Abrechnung der ausgejebten frommen Legate? 


Verſorgungsgeſellſchaften: Erhöhung der Beitráge; Be⸗ 
dingung der Wirkſamkeit gegen die Mitglieder. II. Nr. 46. 

— — Die dem annehmenden Theile erkennbar gewordene 
Nichtübereinſtimmung der Intention des Antragſtellers mit 
dem dieſem von einem Organe des annehmenden Theiles 
vorgelegten Antrage, welchen er, ohne ihn gelejen au haben, 
unterfertigte, ſteht nad) 8. 876 a. b. G. B. der verpflich⸗ 
tenden Wirkung der Annahme des Vertragõantrages ent= 
gegen. IV. Rr. 252. 

Bertrag, unerlaubter: Der V. mittelft deſſen ein Ents 
gelt für dte Entidilagung von der ſtrafgerichtlichen Beugens 
ſchaft zugeſagt wird, tft, meil zur Vereitlung der Antvendung 
de3 Strafgeſetzes gecignet, unerlaubt und daber rechts⸗— 
unwirkſam. IV. Nr. 359. 

Vertragserfüllung: Die Rlage des Verkäufers auf Ein⸗ 
baltung des abgeſchloſſenen Saufvertrages, kraft deſſen 
Eigenthum und Beſitz, Laſten und Nutzungen der verkauften 
Liegenſchaft ſofort auf den Käufer übergegangen waren, 
kann deshalb, weil nach Ueberreichung der Klage eben dieſe 
Liegenſchaft in einer Executionsführung wider den noch 
im Grundbuche als Eigenthümer ſtehenden Verkäufer pers 
äußert wurde, auf Grund der eingewendeten Unmöglichkeit 
der V. nicht zurückgewieſen werden. IV. Nr. 345. 

Vertretung ex offo: Die Enthebung wegen Undurdfithr- 
barteit der Rechtsſache fteht den Geriditen qu. IL. Nr. 89. 
(Befeitigt durch Qudicat Rr. 108.) 

— — ex offo: Die Enthebung von derjelben fteht iiberhaupt 
und insbejondere aud) megen Undurchführbarkeit des Rechts⸗ 
anjprudes dem Advocatenkammerausſchufſe qu. J. Ar. 108. 

Sertretungaleifter: Bur drage der Legitimation bes V. 


Verwahrer: Der 3. bat qu beweiſen, dal; der Schaden, der 
Der permvabeten Cade sugegangen ift, auf Bufall berubt. 
. Nr. 42. 
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Verwahrungsvertrag: Gegen die Klage des Deponenten 
auf Herausgabe des Depoſitums iſt die Einwendung des bereits 
ſtatutenmäßig erfüllten Vertrages zuläſſig. II. Rr. 195. 

Verzugszinſen: Haben V. bon einer unverzinslich intabu⸗ 
ten Forderung gleiches Pfandrecht mit dem Capitale? 


— — Sie Sobe, auch menn bas Pfandrecht für fie grund= 


bücherlich nicht einverleibt it die gleide Rangordnung mit 
dem Capitale. IV. Rr. 135 

Biebtrieb: Gm ſummariſch verhandelten Schadenproceſſe, 
welchem die unberechtigte Nichtgeſtattung des V. zu Grunde 
liegt, kann über die Berechtigung, über fremden Grund 
Vieh zu treiben, entſchieden werden. IV. Nr. 3. 

Vollmacht: Die Anerkennung des Vollmachtsverhältniſſes, 
welches in der vom Vollmachtgeber für die vom Bevoll⸗ 
mächtigten beſtellten Waaren an den Verkäufer geleifteten 
Zahlung liegt, gilt auch für die vom Bevollmächtigten in 
Fortſetzung der eingeleiteten Geſchäftsverbindung jpáter ge= 
madten Bejtelungen. Die vorbehaltloſe Annahme der 
bom Verkäufer an den Vollmachtgeber eingeſchickten Facturen, 
über die vom Bevollmächtigten gemachten Beſtellungen, iſt 
als eine Genehmigung der vom Beronmaghtigten ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäfte anzuſehen. IV. Nr. 

— — Die namens eines Verſtorbenen ein ebradite Rage 
ft zurückzuweiſen, wenn aud die bem einjdreitenden Ver⸗ 
ee dor ihm ausgefertigte V. auf die Erben lantet. 

— ——— Auf das dingliche V. hat das Grundbuce- 
gericht von Amtswegen Rückſicht zu nehmen. J. Nr. 68 

Vormerkung, ſ. Pränotation. 

Vormund: Auf Zahlung der Koſten zur Beit der Klageüber⸗ 
reichung ſchon geleiſteter Kindesalimentation ſteht ihm kein 
Klagerecht qu. J. Rr. 40. 

— — Er bedarf qur Annahme oder Kuchſchiebun eines Haupt⸗ 
a DES der vormundſchaftsbehördlichen Ermächtigung nicht. 

— — Es pegriindet teine Nullitát, daß die zur Vertheis 
digung des Minderjábrigen verpflichtete Vormundſchaft 
ohne vormundſchaftsbehördliche Genehmigung eine wider 
denſelben eingebrachte Klage bekämpfte. 86. 

— — Schätzungseid kann apt tbm Namens des Pupillen 
abgelegt werden. J. Nr. 3 
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Vormundſchaftsbehörde: Wenn das einem Miindel oder 
Pflegebefohlenen angefallene und nod) nicht eingeantivortete 
unbewegliche Gut nod im Zuge der Verlaſſenſchaftsabhand⸗ 
lung verkauft oder durch Erbtheilung an einen Miterben 
übertragen werden ſoll, findet 8. 83 J. N. keine Anwen⸗ 
dung. J. Rr. 85. 

Vorrangseinräumung, ſ. Hypothek. 


W. 


Währung: Die auf dem Finanzpatente vom 20. Februar 
1811, 3. 6. S. Nr. 929, berubenden ABirtungen des dem 
Wiener⸗Währung⸗Papiergelde eingeráumten Zwangsceurſes 
ſind durch die Einberufung dieſes Papiergeldes und durch 

die Beſtimmung des kaiſerlichen Patentes vom 27. April 
1858, R. G. Bl. Nr. 63, nicht aufgehoben worden. 
II. Nr. 148. 

— — Die Umrechnung der in der Zeit vor dem Jahre 
1799 entſtandenen Forderungen, inſoweit dieſelben nach 
dem 1. November 1858 zur Zahlung qu kommen haben, 
hat nad) 8. 5 der kaiſ. Verordnung vom 27. April 1858, 
R. 6. BI. Nr. 63, und nad 8. 3 der kaiſ. Verordnung 
vom 27. April 1858, R. G. BI. Nr. 64, nad dem Ver—⸗ 
hältniſſe von hundert Gulden Wiener⸗Währung qu zwei—⸗ 
unbulergia Gulben der neuen öſterreichiſchen W. zu geſchehen. 

r 


Waſſerbauführung: Wenn in Ausführung einer zu einer 
W. ertheilten politiſchen Bewilligung Mallet auf fremben 
Grund geleitet wird, jo bat iiber die Zuläſſigkeit dieſes 
Vorgehens nicht das Gericht qu entidbeiden. IV. Rr. 229. 

Waſſerbezugsgebühren: Oeffentlich⸗rechtliche Natur der 

der Commune Wien gegen gewiſſe Hauseigenthümer qu= 
ſtehenden W. Nr. 197. 

Waſſerrecht: Competenz der politiſchen Behörde zur Ent— 
ſcheidung über collidirende Benützungsanſprüche und Ab— 
ſtellung vorgekommener Uebergriffe ſeitens eines Waſſer— 
berechtigten gegenüber einem anderen. J. Nr. 32. I. Nr. 86. 

— — ſ. auch Beſitzſtörung. 

— — ſ. Grundbuchsanlegung. 

Wechſel: Acceptation eines W. durch einen nicht wechſel⸗ 
jábigen Ausländer im Inlande. Wirkung derſelben. III. 


Entſcheidungen VI. 31 
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Wechſel: Anwendbarkeit bes im Judicate Rr. 13 enthaltenen 
Grunbdjabes, im alle der W. durch Indoſſament an einen 
dritten 5 eſiher gelangt iſt? (Beſeitigtes Judicat, ſ. Nr. 75.) 

— — Auch auf anderem Wege als durch Indoſſament ſind 
die Wechſelrechte übertragbar. J. Nr. 4 


— — Auf anderem Wege als durch In oſſament (gemein⸗ 
rechtlich) Nbertragen: — kann, wenn nicht 
pebenten nad 8. W. RB. obrvalten, erlaſſen werden. 


— — Das Wechſelverfahren findet nicht ſtatt, wenn in der in 
Form eines W. ausgeſtellten Urkunde, ſei es im Contexte, 
ſei es in einem beigefügten Zuſatze, eine andere, als die aus 
EA Tatu ves Wechſels flteBende Verbindlichkeit enthalten 
iſt. J. 

— — Das Zugeſtändniß don Erſtreckungen im Wechſelrechts⸗ 
proceſſe benimmt dem aiag nicht das Recht, Sicherſtellung 
au verlangen. IV. Rr. 1 

— — Der Weceptant, von eligem die Bablung eines W. 
que Verfallszeit nicht geforbert wird, Definbet ſich mod 
nicht im Verzuge, wenn er die gerichiliche Deponirung 
der wechletſumme nach der Fälligkeit des W. unterläßt. 

— — Der Annahme eines W. von Seite des Glânbigers 
aus der Hand des Schuldners kommt an und für ſich nim 
die rechtliche Wirkung geleifteter Bablung qu. IV. Nr. 2 


— — Der ergangene Bablungsauftrag wird durd) inte 
lafjung der uneritredbar binnen drei agem eingubringen- 
den Einwendungen rechtskräftiges Urthetl. I. Rr. 14. 


— — Der qur Beit der Uebernabme einer Wechſelverpflichtung 
beſtandene Mangel der Wechſelfähigkeit bes Verpflichteten 
kann im Falle dginer Cigenberedtigung gur Gelbftvertretung 
nur mittelft Einwendung gegen den wech elgerichtliche 
Bablungsauftrag geltend gemadt merden. IM. Rr. 

— — Die Acceptation tie die Prolongation eines —58 — 
über ein erhaltenes, notariell nicht conſtatirtes Darlehen 
iſt unter eggiten als eine unentgeltliche Verfügung ans 
zuſehen. IV. Nr. 1. 

— — Die auf Grund eines W. erwirkte Pfandrechtsvormerkung 
wird durch den rechtskräftig gewordenen Zahlungsauftrag tn 
Anſehung des Capitals, der Binjen und Koſten gerechtfertigt, 
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ohne daß es eines Ausſpruches in Anſehung der Vor—⸗ 
mertum bedarf. II. Nr. 72 (Mbgeândert durdy Judicat 


Medjel: Die auf Grund eines W. ertvirite Pránotation 
O durch den Zahlungsauftrag nicht gerechtfertigt. J. 


— — Die Beſtimmung dez 8. 7 W. V., bfd. Nichteinrech⸗ 
nung der Tage des Poſtenlaufes, iſt auf Parteien, die ſich 
am Gerichtsorte ſelbſt befinden und ſich zur Ueberbringung 
ihrer Einwendungen der Localpoſtanſtalt bedienen, nicht an⸗ 
wendbar. II. Rr. 86, 

— — Die Durchſtreichung der Uebertragungsertiárung macht 
da ausgefüllte Giro nidbt zum BiancosGiro. II. Rr. 36. 

— — Die Einmendung dez verflagten Acceptanten, Kläger 
babe den Klagewechſel unbefugt al3 Ausſteller unterfertigt, 
ft zuläſſig und im Gejege begriindet, wenn in Folge defjen, 
daß Kläger weder direct, nod) indivect mit dem Verklagten 
berfebrte, ein vertragsmäßiges Verhältniß zwiſchen beiden 
nicht beſteht. IV. Nr. 4. 

— — Die Friſten des Wechſelverfahrens haben auch im Exe⸗ 
cutionêverfabren Geltung, menn es ſich um Beſcheide han⸗ 
delt, die vom Erkenntnißgerichte im wechſelrechtlichen Exe⸗ 
cutiongverfabren ergangen find. J. Rr. 90. 

— — Die faij. Berordnung vom 3. Juli 1852, R. 6. BI. 
Nr. 138, findet auf f. und k. Officiece a. D. keine An⸗ 
mwendung. IV. Rr. 299. 

— — Die nad Art. 16 Alin. 2 auch dem Indofjatar gegen- 
liber zuläſſige Cinrede des Wechſelſchuldners, die Forde⸗ 
rung aus dem Wechſel beſtehe megen Bertragamidrigleit 
der dem Wechſelzuge zu Grunde liegenden Waarenlieferung 
des Indoſſanten nicht zu Recht, kann nicht als unzuläſſige 
Geltendmachung einer illiquiden Gegenforderung, ſondern 
nur als Beſtreitung der geltend gemachten Wechſelforderung 
in Betracht kommen. IV. Nr. 232. 

— — Die Präſentation des nicht domicilirten W. zur Zahlung 
iſt zwar kein Fundament der Wechſelklage wider den directen 
Wechfelſchuldner, aber Bedingung für die eventuelle mora 
desſelben, welch' letztere, ſammt ihren Folgen, wenn die 
Wechſelklage ohne vorhergegangene Präſentation des W. 
eingebracht und von der Befugniß des Art. 40 W. O. kein 
Gebrauch gemacht wurde, mit der Zuſtellung der Wechſel⸗ 
klage beginnt. IV. Nr. 121. 


31* 
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Wechſel: De Recursfriſten des Wechſelverfahrens gelten auch 
für Beſcheide, welche in der wechſelrechtlichen Executions⸗ 
führung, ſei es vom Handelsgerichte, ſei es vom requi— 
O Jealinſtanz, ergangen find. II. Nr. 73 (ſ. Judicat 

r 


— — Die Zeit des gewöhnlichen Poſtenlaufes iſt in die für 
wechſelrechtliche Einwendungen beſtimmte geſetzliche Friſt 
auch dann nicht einzurechnen, wenn ein vom Gerichtsorte 
entfernter Geklagter ſeine Einwendungen durch einen am 
Gerichtsorte befindlichen Vertreter überreichen ließ, und es 
durch die Verhältniſſe gerechtfertigt erſcheint, daß die Inter⸗ 
vention eines ſolhen Vertreters in Anſpruch genommen 
wurde. II. Nr. 1 

— — Die — des wider mehrere Wechſelſchuldner 
außerhalb des Zahlungsortes angerufenen Gerichtes iſt hin⸗ 
ſichtlich jedes einzelnen derſelben ſelbſtſtändig zu prüfen 
und hinſichtlich besjenigen der Belangten begründet, welcher 
im Sprengel des angerufenen Gerichtes ſeinen Wohnſitz 
bat. IV. Rr. 265. 

— — Ein wirklicher Officier gilt, auch wenn er ungariſcher 
Staatsangehöriger ift, im Heſterreich als wechſelunfähig. 
IV. Nr. 238. 

— — Einwendung des Acceptanten, daß der Name des Bes 
zogenen am Wechſel fehle, gegen den Indoſſatar. II. Rr. 1. 

— Er wird dadurd, d vas außer Trafjaten, reſp. Accep⸗ 
tanten oder Ausſteller bes eigenen W. noch eine dritte am 
ſelben Orte mit jenen wohnhafte Perſ on, als Babler genannt 
wird, nidt zum domicilicten. J. Rr. 47. 

— — "E iſt ungerechtfertigt, die auf Grund eines mit der 
Firma acceptirten W. ſowohl gegen dieſe als auch gegen 
deren derzeitigen Inhaber eingebrachte Klage gegen erſtere 
aufrecht, gegen letztere aber abweislich zu erledigen; ein 
beſonderer Zahlungsauftrag iſt idoq gesem den Firma⸗ 
inhaber nicht qu erlaſſen. IV. Nr. 

— — Crecution qur Sicjeritelung ud 6 8. W. V., wo⸗ 
durch zu ertheilen? J. Nr. 

— — Gegen einen ———— welcher den Proteſt er⸗ 
laſſen hat, kann der Zahlungsauftrag ohne Ragweis der 
Prájentation de W. erlaſſen werden. II. Rr. 9 

— — Im Geſuche um wechſelrechtliche Saflungantlage find 
die Gerichtskoſten und Adrocatengebuhren bei Verluſt der⸗ 
ſelben zu verzeichnen. J. Nr. 3 
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Wechſel: Im Wechſelrechte iſt zur Unterbrechung der Ver⸗ 
fd E die — dortiegung der Rlage nicht erforder⸗ 
8 (f. HI 
— — in die 24ſtündige ot” * Eidesantretung tao die 
Tage des Poſtenlaufes nicht einzurechnen. J. Nr. 


— — in italieniſcher Sprache — im Contexte e mit 
Cambiale oder Lettera di cambio bezeichnet. J. Nr. 48. 


— — Iſt der Anſpruch auf Sablung der Zinſen und Koſten 

Dei cinem zur Zahlung nicht prájentivten, nicht domicilivten 
Wechſel Degriindet? III. Nr. 106. 

— — Regreßrecht gegen Ausfteller und Indoſſanten auch 
im Valle des vor der Verfallszeit über das Vermögen der 
Meceptanten erdfjneten Concurſes an Die Cria der 
Bedingungen des Art. 41 W. O. gelnipit. J. Nr. 21. 

— — Reſerveofficiere wechſelfähig. J. Nr. 72. 

— — Später al3 binnen der uneritredbaren bdreitágigen 
Friſt ecingebradte Cinmendungen gegen den Sablungêauf- 
trag ftet3 bem Producenten rückzuſtellen. J. Rr. 14. 


— — Wirkung der Rechtsnachfolge in Beziehung auf wechſel⸗ 
rechtliche Verpflichtungen. Práfentation des W. im Ges 
ſchäftslocale des Geklagten. III. Rr. 143. 

— — W., welche der Käufer von Maaren dem Vertâufer 
aut Dedung des Kaufpreiſes behändigt, begründen keine 
Novation der Forderung, ſondern lnb lediglich Beweis⸗ 
urkunden im Sinne des 8. 1379 a. b. G. B. Der Ver⸗ 
laufer iſt mit Rückſicht auf die —S des 8. 1428 

b. G. B. und Art. 83 W. O. nur Derechttat, gegen 
— der wenngleich verjährten W. die Zahlung des 
Kaufpreiſes tom Käufer qu verlangen. IV. Nr. 377. 


— — Zulaſſigkeit der Einwendung der mangelnden Klage⸗ 
legitimation gegen den Inhaber eines in bianco girirten W. 
I 172 


— — Zur rage des Beweiſes iiber die Echtheit der Unters 
ſchrift des Acceptanten, wenn diejelbe von Seite de Erben 
beſtritten wird. III. Nr. 193. 

— — 1. auch Bereicherungsklage. 

— — bdomicilicte: Bedingung der Entbehrlichkeit von Prä— 
ſentation und Proteſtation gegen Acceptanten des gezogenen 
und Ausſteller des eigenen W. . 12, 13. 

— — domieilirte: Bei erhobenem Proteſte wegen unter- 
bliebener Zahlung eines d. W. iſt die Proteſturkunde nur 
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Beweismittel und nicht Pedipaung fit die Verurtheilung 
des Wechſelſchuldners. II. Ar. 

Wechſel, donicilicte: Der im bica Rr. 12 und 13 aus⸗ 
geſprochene Grundſatz hat nicht ſtatt, wenn der Zomiiliat 
zur Verfallszeit nicht Wechſelgläubiger iſt. L Nr.7 

— — domicilirte: Wenn in dem d. W. ein Domieiat 
nicht genannt iſt, Dedarf e3 nad Art. 43 und 44 W. O. 
ne Proteſtes zur Erhaltung de? Wechſelrechtes. III. 


— domieilirte: Zur Wahrung des Regreſſes gegen Vor⸗ 
männer, Präſentation und op toteftation am Sablungsorte 
ſtets unerläßlich. J. Rr. 


— — trockener: Der tita it zur Bablung von Bers 
zugszinſen erft vom Tage der Prájentarion zur Zahlung 
und in Grmanglung bderjelben vom Klagszuſtellungstage 
verpflichtet. II. Nr. 87. 


— — vperjábrte: Forum zur Cinbringung der Bereiderungê= 
Hage. II. Nr. 57, 147. 


Med ieerilâcançen, von einem hiezu Beauftragten mit 
dem Namen des Auftraggeberê unterzeignet, begründen 
Wechſelrechte gegen den Mandanten. J. Nr. 66. 


Wechſelgiro: Das ausgefüllte Giro kann dadurch, daß die 
Uebertragungserklärung ausgeſtrichen, die Unterſchrift des 
Giranten aber ſtehen gelaſſen wird, nicht in ein Blanco 
giro umgewandelt werden. II. r. 36. 


Weg, öffentlicher: Begriindet die Mufiaffuna eines à W. 
durch die Gemeinde die Störung eines privatrechtlichen 
Beſitzes? III. Nr. 185. 

— — — Die Moglichkeit des Beſtandes eines d. W. 
auf einer Liegenſchaft, welche einem Einzelnen gehört, iſt 
nicht ausgeſchloſſen, auch iſt dem Eigenthümer die Geltend⸗ 
machung ſeines Eigenthumsrechtes durch die ſeitens der 
Verwaltungsbehörde erfolgte Erklärung des W. als eines 
d. nicht entzogen; der Beweis hinſichtlich des Eigenthums⸗ 
rechtes kann jedod) mittelft des (don nad) feinem Zwecke 
desu midi q geeigneten alten Kataſters nicht erbracht werden. 


— — öffentlicher, ſ. Beſitzſtörung. 


Weideſervituten: Wann ſind die Gerichte zur tſcheidung 
von Streitigkeiten über W. competent? III. Nr. 66 
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Weltgeiſtlicher: Das Armendrittel aus dem Nachlaſſe ab 
intestato verſtorbener W. hat nicht in das Pfarrarmen⸗ 
inſtitut, ſondern in den Armenfond der betreffenden Orts⸗ 
gemeinde qu fließen. III Nr. 162. 

Widerklage: Der W. einer bereits compensando einges 
wendeten Forderung ſteht die Einivendung der Gtreits 

anhängigkeit nicht entgegen. III. Rr. 

Wiedereinſetzung in den vorigen Sind: Die Norm, da 
der hierum Anjucende in allen Fällen dem Gegner die 
Koſten qu erſetzen Dat, ift durch das Gel. v. 16, Mat 1874, 

R. 6. BI. Ar. 69, nicht aufgehoben. II. Rr. 78. 

— — in den vorigen Stand: — der W. gegen den 
Ablauf des mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Reſtitutions⸗ 
werbers kürzer, als es im 3. Alinea des 8. 2 des Hofſdeer. 
vom 19. November 1839, J. G. S. Nr. 388, verordnet 
iſt, feſtgeſetzten —522 beziehungsweiſe Anmeldungs⸗ 
termines. IV. Nr. 366. 

— — wegen aufgefunbeneo neuer Bebete: Auch gegen eim 
Contumazurtheil zuläſſig. J. Rr. 3 

— — in den vorigen Stand wegen Dhefundener nener Be⸗ 
helfe: Das Begehren um W. kann erſt geſtellt werden, wenn 
im Hauptproceſſe das Endurtheil er gang ift. IV. Rr. 110. 

— — wegen aufgefundener neuer Behelfe: Die auf 8. 372b 

a. G. O. geitibte Klage kann zwar tvegen des Bujammen= 
treffens mit der gegentheiligen Antretung des jententionirten 
Haupteides nicht zurückgewieſen merden, fic hindert aber 
ada die aufredite Erledigung des Eidesantretungsgeſuches. 

-“—tW des dorigen Stand wegen aufgefundener neuer 
Behelfe: Die Klage iſt, wenn aus dem Begehren hervor⸗ 
geht, daß dieſelbe nicht gegen einen ergangenen Spruch, 
ſondern gegen eine Klage perictei ba als unzuläſſig obnes 
weiteres zurückzuweiſen. IV. N 

— — in den vorigen Stand ne iuigefundener neuer 
Behelfe: Dieſelbe kann nach erfloſſenem Beiurtheile auch 
noch vor Schöpfung des Endurtheiles bewilligt werden. 
Pflicht des —* en Theiles, auch in dieſem Falle die 
Gerichtskoſten zu erieben. HI. Rr. 128. 

— — im den dorigen Gtand wegen ſchlechter Vertretung: Im 
Falle einer durch die Schuld des Advocaten verſäumten 
Fallfriſt kann der geſchädigten Partei aus dem Grunde, 
daß möglicherweiſe das Rechtsmittel der Rechtfertigung des 
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Wiederkaufsrecht: Auch in dem Vertrage, in dem es er⸗ 
richtet wird, kann es aicht zu Gunften dritter Perſonen 
bedungen werden. J. o 

Mille, lebter, ſ. Verfügu 

Witwe: dinfaligerden des thr nad — 700 a. b. G. B. 
gps eriegten Seiratêverbotes. J. Nr. 5 
Wohnſitz: Jur Vegrindung des W. Gentiot die quê den 
Umitânden entnebmbare Abſicht, dauernden Aufenthalt an 
einem forte qu nebmen, obne Kudſicht qui, die Dauer des 
dort genommenen Anfenthaltes. IV. Rr. 160. 

Wohnung: Umjang der Beredhtigung des Vegatar3 aus der 
ibm auf einer beftimmten Mealitát letztwillig eingeräumten 
pftelen W.“ nad) den 88. 504 bis 506 a. b. 6. B. HI. 

r 

Wohnungsrecht: Das dem Verkäufer einer Liegenſchaft 
vertragsmäßig zugeſicherte und einverleibte Recht, ein zur 
Liegenſchaft gehöriges Haus lebenslänglich zu bewohnen, 
verpflichte den Eigenthümer der belaſteten Liegenſchaft 
zur Erhaltung, beziehentlich zur Wied erherſtellung derſelben 
oder aber zur Leiſtung einer angemeſſenen Vergütung. 
IV. Nr. 310. 

— — Zur Frage, ob ein eingeräumtes W. als Servitut des 
Gebrauches (usus) oder als Servitut der Fruchtnießung 
33 ohngebaudes (ususfructus) aufzufaſſen ſei. IV. 

r 

Wuch 8 etz vom Jahre 1881: Wenn die ſtrafgerichtlichen 
Vorerhebungen hinſichtlich des im 8. 1 des Geſetzes vom 
28. Mai 1881, R. G. Bl. Nr. 47, normirten Vergehens 
wegen Mangels des Thatbejtandes eingeſtellt wurden, iſt 
die von Amtswegen zu beachtende Vorausſetzung für eim 
Einſchreiten des Civilrichters im Sinne des 8. 10 1. c. 
nicht gegeben. IV. Nr. 394, 


3. 

Zahlungsauftrag, wechſelrechtlicher: Gerichtskoſten find im 
der hierauf gerigteten Eingabe bei Verluſt derſelben zu 
verzeichnen. J. N 

— — Mit bemfelben —* die auf Grund eines W. erwirkte 
Vormerkung nicht gerechtfertigt. J. Nr. 95 
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Zahlungsauftrag, Wann rechtskräftiges Urtheil? J. Nr. 14. 


Zahlungsbefehl nad Vdg. von 1855 und 1859: Auch 
im Vollſtreckungsverfahren eines Z., gegen den feine Cin= 
mwendungen erjtattet find, ift der a. o. Rechtszug unzuläſſig. 
H. Nr. 54. 

— — Gegen dte gleidlantenden unterrichterlichen Beſcheide, 
womit úber die gegen den 2. eingebradten Einwendungen 
das ſumm. Verfahren eingeleitet wird, iſt ein a. o. Recurs 
unzuläſſig. J. Nr. 88. 

— — nad M. 8. vom 18. Quli 1859, R. G. BI. Rr. 130: 
Bedingungen der Erlaſſung desfelben. J. Rr. 76. 

Bablungêort: Der gejeblide Erfüllungs⸗ rückſichtlich 3. 
Hg in ep rel de3 Gerichtsſtandes obne allen Belang. IV. 


Berthetlung einer Liegenſchaft: Im alle des Anjudens 
um grundbilderlide 3. und dez hierüber nad) dem Geſetze 
vom 6. Februar 1869, 9. 18 R. O. BI, einguleitenden 
Verfahrens kann die Zuſtellung des Trennungêgejudes 
nad 8. 4 dez bezogenen Geſetzes an die Anfgeforderten 
auch mittelft einfachen Geſuchsrubriken geſchehen, doch müſſen 
dieſe die weſentlichen Merkmale, insbeſondere die Parcellen⸗ 
nummern und das Flächenausmaß des Trennſtückes, ent⸗ 
halten. J. Nr. 80. 

Beuge: Der Schuldner, welcher die hinſichtlich ſeiner Schuld 
ſeitens eines Dritten ausgeſtellte Bürgſchaftserklärung als 

Z. unterſchrieb, iſt bezüglich der Erweiſung der Echtheit 
der Unterſchrift des Bürgen weder ein bedenklicher noch 
ein verwerflicher Z3. IV. Nr. 226. 

— — Die Bejtimmung des 8. 140b ift durd das Geſetz 
vom 15. Nov. 1867, R. G. BI. Nr. 131, nicht abgeândert 
worden. IT. Nr. 89. 

— — Die gemäß Hofdecrets vom 22. Juni 1835, R. G. BI. 
Rr. 42, alígemein zuläſſige Gubftituicung verjtorbener $. 
ift als eine Ergângung des Veturtheiles angujeben, wogegen 
ein Rechtsmittel nicht ftatthat. IV. Nr. 251. 

— — Zuläſſigkeit der neuerlichen Einvernehmung eines 3. 
zum Behufe der don ihm angejudten Ergänzung und Be— 
richtigung feiner friiher gemachten Angaben in einer ordent⸗ 
ld mündlich verhandelten Rectsjade. IV. Nr. 404. 

Beugenbemets: Den Parteien kann aud vor Schluß der 
Berveisfiibrung die Crtheilung der Abſchrift der bereits 
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aufgenommenen Verhorsprotokolle nicht verweigert werden. 
H. Nr. 81. 


Beugenbemeis: Gegen die Zulaſſung des 2. nad 8. 231 
a. G. O. (8. 305 to. q. 6. D.) ift die Appellation quláffia. 
II. Rr. 92. 

— — 1. Beweisantretungsfriſt. 

Seugenmitfertigung: Selbe ift Dei einer allographen 
Schuldverſchreibung zur Vormerkung gar nidt und zur 
Einverleibung dann nicht erforderlich, wenn die Unterſchrift 
des Aunaſtellers gerichtlich oder notariell beglaubigt iſt. 

. Nr. 97. 

Zinſen: Die Anwendung der Vorſchrift bes 8. 1416 a. b. 
G. B. in Anſehung verjábrter Zinſen, beziehentlich die An⸗ 
rechnung ſolcher Zinſen bei Theilzahlungen iſt ohne ausdrück⸗ 
liche Einwilligung des Schuldners unſtatthaft. IV. Nr. 202. 

— — Die Fructificationszinſen des Kaufſchillings find ein 
Zugehör desſelben, worauf die zur Zahlung mit ihren 
collocirten Forderungen gelangenden Gläubiger Anſpruch 
haben. IV. Nr. 207. 

— — eines intabulirten Capitales: Abgrenzung des Zinſen⸗ 
laufes bei der Meiſtbotvertheilung. IV. Nr. 88. 
— — eines intabulirten Capitales: Zuweiſung mehr als 
drei Sabre rückſtändiger 3. bei der Meiſtbotvertheilung. 

II. Rr. 47 (ſ. Judicat Nr. 106). 

Zinsfuß: Die vor dem 14. Juli 1885 entitandenen Binjfens 
anfpriide der im Art. 1, S. 2 des Gejeges vom 15. Mai 
1885, R. 6. BI. Nr. 77, bezeichneten Art unterliegen nicht 
der durch dieſes Geſetz auBgeiprodenen Herabſetzung des 
3. UH. Rr. 132. 

Zinskreuzer: Rlagen der Gemeinde auf Abfubr der von 
einem Hauseigenthümer ihres Gebietes eingenommenen, 
aber an ſie nicht entrichteten QB. gehören nicht zur Com- 
petenz der Civilgerichte. IV. Rr. 239. 

Zugehör: Der Eigenthümer gerichtlich gepfändeter Mobilien 
kann dieſelben nicht als Zugehör eines unbeweglichen Gutes 
mit der rechtlichen Eigenſchaft des Fundus instructus wid⸗ 
mem. IV. Nr. 79. 

— — Die Einridbtung einer gum Sommeraufenthalte bes 
ſtimmten Milla bildet nicht ein 8. der letzteren und kann 
—A für ſich allein in Execution gezogen werden. IV. 

r. 351. 
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Zugehör: Iſt die Aufhebung der Pertinenzqualität bei dem 
mit einer Realität unzertrennlich verbundenen Antheile an 
einer den a igentbimec mebrerer Renlitáten gemeinfamen 
Wipe zulaͤſſig? NI. Rr. 153. 

Bujóreibung, grundbücherliche: Beſcheinigung der Quge- 
bórigteit des Trennſtückes zum Stammgute. J. Nr. 

Buftiadigteit: f. Competenz. 

Zuſtellung: Bur Bollitredang proviſoriſcher Executions⸗ 
oder Sicherſtelun geverfügungen ausländiſcher (preußiſcher) 
Gerichte 


Regiſter, 
geordnet nach den einſchlägigen Geſetzesſtellen. 
(I. = Jubdicatenbuch. II. Spruchrepertorium. III. Amtlich veröffent⸗ 
lichte Entſcheidungen. IV. = Materienregiſter.) 
A. Sltaaisrecht. 

Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, R. G. BI. Rr. 142, 
Art. 13. III. Nr. 150, Art. 14. III. Mr. 174, Art. 15. II. Nr. 2. 
Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, R. G. BI. Rr. 143, 

Art. 4, al. 2, HI. Rr. 86. 
Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, R. G. BI. Rr. 144, 

Art. 15, al. 1, J. Rr. 78. 
Gejeg vom 18. April 1869, R. G. BI. Rr. 44, IL. Rr. 2, 21. 





8. 75 HI. Rr. 11. 


B. Privatredf. 88 17. 


1. Allgemeines bürgerliches 





Geſetzbuch. | » 97 IV. , 160. 
8. 4 TI Nr. 199. » 100 , , 264 
» 12 J. /, 91 HO, 4 5 
» 12 IV. , 417. Wi II. , 10,122,199. 


» 21 IV. , 216. 
„32 1. , 37 
» 838 IV. , 250. 


116 , , 198. 
1119, 17,198. 
n 128 IV. , 20, 
n dd q 247. 


-—- 2 
— —. 


» 84 HI. , 17,198. 
n 62 4 n 10,122,198, |, 135 , „ 247. 
199. » 138 III. , 154. 





151, 
160 , 


161 III. 


166 II. 
167 I. 


O 


187 IV. 


199 , 
205 
212 , 
213 , 
220 , 
2398 J. 


243 IV. 
246 III. 
247 IV. 


252º , 
269 , 
273 , 
282 , 
288 


294 III. 


295 
297 


298 III. 


303 IT. 


313 III. 
IV. 
314 III, 


m 


Regiſter. 
8.323 J. Nr. 1. 


139 IV. Nr. 372. 


32, 

331. 

154. 

10, 29, 74, 
102. . 

40. 


II. 


IV. 


324 L. 


IV. 


330 
335 II. 


339 III. 
IV. 


340 T. 


364 IV. 


365 I. 


366 IV. 


367 1. 
368 , 


369 IV. 


371, 
372 , 
376 , 
378 
404 " 
405 , 
427º , 
484 1 


485 
488 1. 
440 II. 
442 1. 
448 , 


445 1. 
447 II. 


' 
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21. 
304. 
1. 
304. 
228. 
6. 
105,114,127 
276. 
1. 
64. 
49. 
318. 
24. 
24. 
171. 
320. 
313. 
313. 
313. 
359. 
359. 
111. 
A. 
168. 
224. 
224, 
87. 
59. 
87. 
68. 
29,220, 328. 
87. 
4 
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8.448 I. Nr.104, 8.523 IV. Rr.154, 275. 





HI. , 64 » 525 np 810. 
; 449 J. „ 104. » 581 HI. , 108. 
1450 , 77. IV. , 26, 318. 
> À 7 586 L , 28 


» 455 III. , 53. » 588 III. , 28. 
» 456 J. |, 24, 108. 2545 J. , 27. 


| 
454 n 87. » 537 IV. , 41, 321, 370. 
1 459 , 406. 


» 461 , , 328, 35d. E 

» 466 , 315, 328, „567, 277. 

» 468 III. , 19. » 559 III. , 164 

» 469 II. , 148. IV. , 20 
HI , 30, 145. 2579 Lo, 55. 


IV. » 55,219,280. | , 585 IV. , 349. 
„477, 1, v. 3 


„482 IL. „ 41. 594 1., 

„485 IV. , 99, 286. 1 595 nm 55. 

» 488 HI. , 194. 7 602 289. 

» 491 IV. , 113. » 608 IV. , 102, 316. 
" 492 n n 99. ” 609 I. n 8. 


» 504 III. , 110. 
» 506 , 110. 


» 508 IV. , 310, » 614 ÍV. , 316. 
» 509 , 217. » 618 III. , 169. 
» 512 IL , 41. » 633 , q 113 
» 514 IV. , 310. 7 649 IV. , 2 
» 515 , y 310. » 651 II. , 42 
n 521 , , 398 » 652 IV. , 316 
1523 27. 1668, mn 2 

HI , 132. » 682. HI. , 164 





8.684 IV. Rr. 27. 


685 II. 
694 1. 


IV. 


696 
100 1. 


108 III, 


73 , 
738 I. 


160 IV. 


764 I. 
765 
766, 
770 L 
2 , 
7.3 , 


IV. 


" 
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8. 790 IV. Nr. 21, 400, 
400. 
295. 


28. w 798 
119,120. » 795 
115,172,269. |, 79 
231. 

52. » 799 

19, 155. » 801 

81. | 802 

27. » 807 
41,821,256, | , 808 
257, 870. » 809 

41. » 812 
184. 

184. » 813 
41. » 814 
44. 817 
41, 44. 

119. » 819 

8, 39,41. |, 821 
24, 94. » 822 
41, 

44. » 823 
41. » 828 
44, » 829 
44, » 880 
44, » 883 
290. » 884 
125. » 836 

41. » 843 
41. 

24, » 844 

24, » 850 
14, » 851 
262, 278, n 853 


85. 


321, 
102,321,392. 
246. 


81. 


246. 


94. 


310. 


41. 
66. 
20, 
61, 
42, 62. 
7%. 
85. 
44, 
59, 
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61,125, 147. 


50. 
49. 
49. 
18. 
46. 
46. 
24. 


18, 119. 
89, 116. 
275. 
72, 254. 
72, 421. 
254. 





IV. Nr. 64. 

I. , 68. 

IV. , 415. 

nn 31. 

on 199, 212, 
233. 

" " 208. 

WI. , 28. 

IV. , 359, 396. 


174. 
345. 


199. 
201. 
201. 
201. 

51. 
201. 


40, 57,81. 


1042 TI. Rr. 
HI. 
IV. 


1045 II. 


1047 
1061, 


1062 


1063 , 
1070 I. 
1072 , 
1073 , 
107% |, 
1079 , 
1091 
1098 
101 1 


1102 II. 


1111 
1116 
1118 


1120 II. 


1152 , 
11583 , 
1156 , 


1172 HI. 


1180 |, 


1187 IV. 


Negtiter. 


10, 29. 


345. 

11, 224, 
302. 

76. 

81, 

81. 

25. 

68. 

68. 

68. 

68. 

176. 

228, 822. 


23, 24, 77, 


187. 
237, 378. 
299, 
417. 
88. 
44, 
418. 


Entſcheidungen VI. 


8. 


1188 
1189 
1198 
97, 
1200 , 


1218 II. 


1220 


[44 
IH. 
Iv. 


1221 
1222 , 


1236 III. 
1238 IV. 
1248 II. 

IV. 


1253 III. 


1284 I. 
1286 II. 
1287 , 


1291 IV. 
1293 III. 
IV. 
1294 III. 
IV. 


1295 , 


1298 |, 


1302 II. 
HI. 
IV. 


1305 , 
1309 |, 


II. Re. 


" 
IV. 


497 


. 46, 


498 


8. 1328 III. Rr. 
IV. 
1324 IT. 
IV. 
1325 HI. 


1328 1. 


1330. II. 


1334 II. 
1386 , 
1388 1. 


1345 II. 
1351 , 
1352 , 
1353 
1357 
1358 
1360 
1864 , 
1368 , 
1369 , 
1871, 
1373 , 
1379 , 
1380 |, 
1391 I 
1892 


1393 T. 


III. 


1394 T. 


1395 IV. 


1396 , 


1401 III. 


— — — — — — — — — — — — — — 


LA 
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8.1480 J. Nr. 15, 16, 18, 
| 81, 111. 
E. , 1. 

NI. , 188. 

» 1487 1. , 18,29,36, 

45, 67. 
» 1489 , |, 17,18,81. 
HI. , 11,38 
» 1493 IV. , 11. 
» 1494 1, 28 
» 1495 , , 28 
n 1496 , mn 28 
» 1497, , 28 
II. , 118. 
HI , 1 
» 1500 IV. , 154. 


Bat. v. 12. Sânner 1754. III. 
Nr. 15. 

Finanz⸗Pat. v. 20. Febr. 1811. 
HI. Nr. 15. 

Hfd. v. 1. Det. 1784, Rr. 364 
J. G. S. II. Rr. 27. 

Circular v. 21. Febr. 1792, 
Mr. 259 3. G. S. TH. 
Rr. 162. 

Bat. v. 20. Febr. 1811, Nr. 929 
J. G. S. II. Rr. 148. 

Hfd. d. 27. Nov. 1807, Nr. 828 
J. G. S. III. Nr. 162. 

Hfd. v. 13. Mai 1814, Nr. 1086 
J. G. S. III. Nr. 61. 

Hfd. v. 13. Jän. 1821, Nr. 1730 
J. G. S. IV. Rr. 339. 
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Hfd. v. 16.Gept.1825, Nr. 2132 
J. 6.6. J. Nr. 102, 105, 
107, 116; II. Rr. 17, 101, 
104. 

Pat. v. 24. März 1882, IV. 
Gptit. J. Rr. 46. 

FiſchereiOrdg. d.6. Mai 1835, 
IV. Rr. 382. 

Hfd. 0.10. April 1837, Rc. 189 
J. 6.6. IV. Rr. 332. 

Hfd. v. 14. Febr. 1840, Rr. 409 
J. 6.6. J. Rr. 102, 105, 
107,116; IE. Rr. 70.101. 

A. b.Entichl. v. 2. Jänner 1844, 
Nr. 181 3.6.6. T. Ar. 39. 

Mail. Patent v. 7. Sept. 1848, 
3. 6.6. Nr. 1180, 8.1,4. 
EV. Nr. 387. 

Pat. v. 4. Mir; 1849, Rr. 152 
R. G. BL. IV. Nr. 387. 
Rail. Patent v. 5. Juli 1853, 

8. 130,8. 85. IV. Rr. 329. 

Bda. d.Pandelêmin. v. 14. Sept. 
1854, Nr. 238 R. G. Bl. 
8. 10b. I. Rr. 49. 

Bat. v. 27. April 1858, Nr. 63 
R. G. Bl. II. Rr. 148;8.5, 
I. Nr. 123. 

Raij. Vdg. v. 27. April 1858, 
Rr. 64 R. G. Bl., 8. 3. I. 
Nr. 123. 

DO. 2. G. Bdg. v. 11. Set. 1865, 
3. 17294, Nr. 11 n. 06. 2. 
G. BL. II. Rr. 157. 

32* 


h 


M. V. 0.28. Oct. 1865, Rr. 110 
R.G. Bl. Art. IV. J.Nr. 104. 

Geſ. v. 25. Mai 1868, Nr. 47 
R.G. BL. Art. IT. IV. Nr. h, 
8.7. II. Rr. 179. 

Geſ. 0. 25. Mai 1868, Nr. 49 
R. 6. MB. Art. 5. III. 
Nr. 10, 174. 

Gej. v. 13. Juni 1868, Rr. 61 
R. 6. BI. TI. Rr. 67. 

Gej. v. 5. März 1869, Nr. 27 
R.G. Bl. 8. 1. IV. Nr. 225, 
290; 8.2. IV. Rr. 225. 

Geſ. v. 30. Mai 1869, Rr. 93 
R. O. BI. 8.3 al. 2. T. 
Nr. 86; 8. 3 I. Mr. 115; 
6.3 al. 2 IL. Re. 32; HT. 
Nr. 14. 

Geſ. v. 25. Quli 1871, tr. 16 
R. 6. BI. 8.1. II. Nr. 33; 
8. 1a. I. Rr. 99, 109; 
8. 1b. IV. Rr. 1. 

Gej. v. 12. Juli 1872, Rr. 112 
R. G. BI. 8.1. HT. Rr. 92, 
IV. Nr. 125; 8.2. III. 
Mr. 92. 

Gt. P. D. d. 3. 1873, 8. 152. 
IV. Rr. 359. 

Geſ. f. Steiermark v. 12. Mar; 
1873, Rr.19 L. G. Bl. 8.30. 
HT. Rr. 163, 

Gej. d. 7. Mai 1874, Nr. 50 
R. 6. BI. 88. 38, 51. IV. 
Per. 51. 
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Geſ. v. 18. Febr. 1878, Nr. 30 
R. G. B. IV. Nr. 159. 

Geſ. v. 11. Juni 1879, Nr. 93 
R. G. Bl. 8.35. IV. Nr. 50. 

Geſ. v. 16. Febr. 1883, Nr. 20 
R. G. Bl. IV. Nr. 158. 

Gel. v. 15. März 1883, Rr. 39 
R. G. Bl. 8.19. IT. Rr.23. 

Landesgeſ. f. Rrain v. 28. Aug. 
1883, Rr. 17 8. G. Bl. 8.9, 
45. IV. Nr. 385. 

Ge). v. 16. März 1884, Rr. 35 
R. G. BL. 8.3. HI. Rr. 41, 
IV. Nr. 144. 

Geſ. v. 16. März 1884, Rr.36 
R. G. Bl.: 


8. 2 IV. Nr.119. 

n 3 HI. „ 95, 144. 

» 3IL1,IV. , 1, 226 

4º IL, 9. 

» 6 IV. , 85. 

n 16 n " 85. 

» 28 mw 35, 77,91, 
282, 362,367. 


29 II Nr. 91. 
» 29 81.1 IV. , 418. 


» 30 mn 140. 

n 30 3. 1, q n 389. 

» 301L.4, , , 1, 389, 
367. 

» 31,3 II , 91. 

» 32 IV. , 169, 215. 
313. 

" 33 " " 140. 
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8.35 IV. Nr. 91. 362 
n 46 nn 405. 
n 49 nn 3934. 
n 02 nº n 286. 


M. Bdg. d. 5. December 1884 
Nr. 188 R. G. Bl. Iv. 
Nr. 382. 

Geſ. v. 23. März 1885, Ar. 48 
R. G. Bl., 8.4. IV. Nr. 152. 

M. Vdg. v. 24. April 1885, 
Mr. 49 R. G. BI, 8. 13. 
IV. Rr. 152. 

Gej. v. 15. Mai 1885, Rr. 77 
R. 6. BI Act. 1, 8.2. II 
Nr. 132. 

Gej. v. 28. Dec. 1887, Nr. 1 
R. G. Bl. ex 1888, 8. 61. 
HI. Rr. 196. 


2. Aligemeine Wechſel⸗ 
ordnung. 


Art. 4 TI. Rr. 75. 


" 9 " U) da. 

n 13 II. , 36. 

» 16 al. 2 IV. Rr. 292. 

n 21 T Rr. 66. 
IV. , 374. 

n 24 IT |, 47,60,7%5. 
IV. , 348. 

» 86 Il. , 36. 


rt. 36 III. Nr. 172. 

„39 , | 106. 

n 40 Lo, 47, 
II. , 87 
HI. , 106, 131. 
IV. , 121. 

„41 Lã, 
HI. , 91 

n 4 ) O) dl, 

w 43 » 12,13,47, 

60, 75. 

HI. , 21, 130 


NL , 1. 


» 83 IL, 57,147. 
III. 
IV. „377. 
» 84 II, , 120. 
» 96/1 1. 
n 98/5 II. , 87. 

Raij. Vdg. v. 3. Juli 1852, 
2.138, R.G. Bl. J. Nr. 72; 
IV. Rr. 238, 299. 

Vdg. v. 6. Det. 1853, Nr. 200 
R.G. BI. II. Nr.I; IV. Nr. 4. 

M. Vdg. vom 2. Nov. 1858, 
Fr. 197 R.G. Bl. T. Mr. 91, 
IV. Rr. 121. 

Gel. v. 16. März 1884, Nr. 36 
R. G. Bl. 8.3, 2. 1. Iv. 
Mr. 1. 


502 Regiſter. 
3. Allgemeines Handels⸗ Art. 104 IV. Nr. 161. 


geſetz. „108 mm 242. 

S. 76.6. IL Nr. 47. » 12 III. , 21. 

(7) 20 " I, " õ. " 113 vom 129. 

2). , HH , %. „117 IV. , 869. 

2 q W. a 9%. » 125 mn 297. 

n 382 , , 337. » 132 mm 281. 

392 4 mm 167. 1s7 m8l 

Art. 4 IV.Rr. 98. » 141 mm 121. 

" 5 J. " 84. " 192 non 82. 

o TI, 129. » 198 =» 82 

» 15 IV. , 205374. | , 202 Abſ. 2u.3. II. Nr. 14 

„19 » mn 65,142. | 245 II. Nr. 14. 

» 22 cm n34. » 271 II. , 102. 

„25 » mn 94,887. | , QU , w 83,102. 

» 26 II , 128. IV. , 15,817, 
IV. , 94, 365. 

» 27 II , 128. » 2/2 pn 108. 

» 28 IV. , 128,807. | , 271/3 1. , 10. 

„31 JL, 3,94. | q, 22,02, , 84. 
IV. , 128,807. | , 273  IV., 98. 

Po BT IL, 8113./,25 IL, 2 
HI. , 141. » 280 nn 84. 
IV. , 22,128. | , 282 0 n 195. 

» 40 II , 187 » 285 IL, 48 

n 42 cy 168. » 818 IV. , 800, 

n 45º IV. 90 n 315 nm 300. 


» 108. » 325, al.2 II. , 124. 

» 62 nn 347. » 389 IV. , 390. 
» 340 on 395. 

n 8. 

n 86 nn 90. 

» 864 , m 104. | 

| 


n 342º 11. , 66. 
IV. , 17. 

n 343 II. , 127 

» 346 IV. , 17,395. 





Art. 347 


Hftzldek. v. 26. Sept. 1844, 
Nr. 832J. G. S. Sparcaſſen⸗ 
Regulativ). III. Nr. 47. 

Geſ. v. 9. April 1873, Nr. 70 
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IV. Nr. 17, 49, 
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Buchdruckerei Julius Klinkhardt, Leipzig. 


Many'ſche kk Hof exlags-u.Aniv. Huchhandlung 


I. Kohlmarkt Ur. 20. Wien, J. Rohlmarkt Ux. 20. 


Verlagswerke in alphabetiſcher Ordnung. 


Die hier verzeichneten Bücher ſind nach Wunſch jeder Zeit entweder von obigem Verlage, 
oder durch alle Buchhandlungen zu beziehen. — Raten enpabtungen bewilligen wir gern nach 
Uebereinkommen. Dauerhafte, elegante und doch und doch billige inbände liefern wir zu allen Werken. 


Adler, Dr. Leopold, k.k. Landes⸗Gerichtsrath, Die Yflichten und Rechte 
der Geſchworenen Oeſterreichs, nad der neuen Strafproceßordnung vom 28. Rai 
E O populdr dargeſtellt. 3. vermebrte und verbefjerte Uuflage. TI. 8. 
Adler, Dr. Leopold, und Dr. Robert Clemens, Hof⸗ u. Sericitãs 
Advocat, Zammlung von Entſcheidungen zum Kandelsgeſetzbuche. 
vant I—III. Nr. 1-621. 2. Auſlage 8. 1891. (628 6.) 
Band IV. V. Nr. 5282-887. 2. Au age. 8. 1891. (719 6.) 
Band VI. 1890. (IV, 631 * 
Band VII. gr. 8. 1891. A 672 S.) 
Band VIII. gr. 8. 1892. (IV, 487 S.) 

Alter, Dr. Rudolf, Indikatenbuch des Berwaltungsgerichtshofes, u 
fafiend die Grlenntuiife qua ben Sabren 18841888. (Fortſetzung von Wolgti ) gr. 8. 
1890. (XXX, 512 6.) 4 fl. 40 fr. 
ra tn 'Geimen 5 ff 

ie Judifiafe der Fabre 188990. 8. 1891. (XXV, 239 6.) a fl. 
gebunden in Leinen 2 fl. 60 fr. 

Andraͤſſy, Graf Julius, Die Einheit der öſlerr. ungar. Armee. 
Rebe, sean im ungar. Magnatenhauſe 5. April 1889. Autoriſirte Ausgabe É 8. 

Anſprüc⸗ auf Begiinfigungen 1 a der Erfüllung der Vehrpflicht uno ie 

ltendmachung. 8. 1890. 1 fl. 

Arailza, Adolf v., Dos merreihilde Seimafredif. s. 1889. Gus 5 

1 ff. 20 fr. 


Arndts, Dr. 4., Pes Leonh. Pappus epitome rerum germani- 
carum ab anno 1617 ad annum 1647 gestarum. mi: Anmertungen. 
Neue Ausgabe. 8. (IV, XXXIX, 231 S.; XXIV, 290 6.) 

Baernreither, Dr., Meber das Bermogensrecht der geifilidien Orden 
und rr, pritolicber. Separat⸗Abdruc aus der „Allgem. öſterr. Gerichtszeit ng 
gr. 

— Ztamm güter Suſtem und KNunerbenrecht in Deutſchland. gr. 1 1882. 

112 2 

Baranskt, Dr. Anton, Kandbuch ſämmtlicher Veterinärgeſetze und 
Berordnungen, die in Deſterreich⸗ Ungarn und Bosnien giltig find. gr. 8. 1884. 
(445 6.) 


4], 
25 mana 


gr. 8. 1891. Rs 618 q. 
Bernabik, Dr. ES a Rechtſprechuug und materielle — * 
Verwaltungsrechtliche Studien. gr. 8. 1886. (X, 826 E. 


Man'j'ſche k. u. k. GofBeriago: u. Aniv.⸗Buchhandlung iu Wien. 


Bernatzkyy, Edmund, Aeſaſungs und Diudenſgritten fuͤr die E. k. 
pd di) ſyſtematiſch bargeftell . 2 fl. 10 fr 
genrie. Dr. É., Seiffaden des ; aherreidiilden q Gandels. mb Gemerbe- 


recifes für bem Gebrand an Handelsmittelſchulen und zum Selbſtunterrichte. gr. 8. 
1885. (VIII, 144 6.) 


1. 
Bejecny, Dr. “Anton, Die Rechte der ausſchließlich priv. Kaiſer 
Ferdinands-Mordbalin. Gine eiſenbahnrechtliche Studie. 8. 1887. (VII ne S) ) 

1 fl. 50 


Biſchoff, Dr. Ferd., Oeſterreichiſche Stadtrechte und Privilegien, 
mit iteraturangaben und Anmertungen. gr. 8. 1857. (VIII, 208 6.) 1 71. 50 tr. 
Blaldke, Dr. Johann, Sur;gefabte Darfiellung des öſlerreichifchen 
Wechſelrechhts mit 34 Medifelformulariem, nebft cinem Abdrucke ber Wechſelordnung 
bom 25. Jänner 1850. Mit Angabe der Verſchiedenheiten ber ungariiden Wechſel⸗ 
geſetze, für Handels⸗ und Gewerbeſchulen, für ben merveſtoxd und zum Selbti- 
unterridite. 9. verbefierte Auflage. gr. 8. 1891. (XII, 114 G.) 1f. 
— Grlânterung des Sandelsgefebbudes. 8. gänzlich umgearbeitete Mflage. 
t 1879 
far urzgefaßte Gelânterung des Handelsgeſetzbuches ar dittelidulem, F 
Handels⸗ und Gewerbsleute und zum Selbſtunterricht. gr. 8. 1880. GEIL 20 x 5 6.) 
t. 
— Der offerr. Vechſelproceß mit theilweiſer Verndfiditigung der in Deutſchland 
beftebenben +. Bed =Procebvoridriften. 2.Mufl. gr. 8. 1878. (VIII, 1246.) 11.30tr. 
— Das öſterr. Wechſelrecht in vecaleidiender Darſtellung mit ben quslâmbijcjen 
und pec Med Me seietea. o bei Borlejungen an Univerfitáten und 
Handelsſchulen, fomie auch fit Richter tafreunde und Geſchaͤ ftBlente, 9. ver: 
mebrte und verbeijerte Auflage. gr. 8. 1891. (XII, 892 6.) 8 fl. 60 fr. 
Blodta, Hermann, Prof. Dr., Handelsgeſetzbuch fix das Fürſlenthum 


Serbien. In deutger Ueberſetzung mitgetheilt und mit den Quellen desſelben ver⸗ 
E 8. 1861. (54 6.) 50 fr. 
Blonskt, Dr. Auf, Die —— unde — terae Kaiſer⸗ 
ſtaates. 2., 1 Had bein gegentvârtigen Stande n Finanzgeſetzgebung 
gânalid urge citete d * e. I. Theil. . EV — 8 fi. 

er erite Theil bibet * Re 6 ab geo Ses —*88 

— TI. Theil (td enthaltenb die öſterre — ugsſtenern und ind Gebilira 
Vorſchriften, dann das öſterr. Staatscreditweſen 2c. * * 1880. (XVI, 424 S.) 

— Der öſlerreichiſche Civil-Btaatsdieuft. cm foftematicesPanbbuds, * 
ſämmtliche, die Anſtellung tm öſterreichiſchen Civil⸗Staatsdienſte, Ea e debut 


begründeten Rechte u. Pflichten betreffenden Beſtimmungen, mtt ano entto 
—— — ammt den einſchlägigen Erkenntniſſen des chogerichtes u. deé 
Verwaltungsgerichtshofes. gr. 8. 1882. (IV, 480 S.) 8 fl. 60 tr. 
tn Leinwand gebunden 4 À. 


— Zuſlematiſche 3 Zuſammenſlellung der öoſterreichiſchen Civil· Penſiondvorſchritunn 


Braun, Dr. REY 8. "Prof. der Rechte an der Univerſität Gießen, oie 


Lebre vom Domicilwedifel, nad bem Gtande der heutigen Tóeorie und Pro 
be3 deutſchen r. Sof ds tura bargeitelt. gr. 8. 1880. (IV, 128 G.) 1. 


Brunfei — Dr. Joſ. Zudro., Bur Reform des Crfinderredites: Bortras. 
— Deus des Fabrifis-n. Geſchäftsgeheimniſſes. Vortrag. 8. 1887.(445.) 60 fr. 


Manſche k. u. k. hof⸗Verlags · u. Iuiv.Buchhaudlung in Wien. 


Budwinski, Dr. Adam Freiherr v., Erkenntniſſe des R. k. Ver- 
a aufammengeftet auf Veranlaſſung der Poem Vehorde. 
— ator. 

1878. k Aa (IV, 658 6.) 


1880. 2. fiuí (518 6) 
2. du age. (28 6.) 
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afbici, beebteihe lee Becdfettigung nad, bogentoeifeeáeinenhen Glenmnire 
des À Secmaltanasgesigishnis bei cu eim Giomnement cui fe 30 Bogea, inofãr 
VAL in Acer bi eder arâmumecant if que Mbnobme eine Safeganges, 
weicher circa 60 — 8 8 'g E mia derpfliditet.) 





— Bem Te, nag 8. 6 bes Geteges bom 22. Detober 
1875, 8 vorauêgegangene minbliche Berhanblung. 
E 8 1881. [Aa 150 6.) 11 
1888. (IV, 136 
1 1884. (Iv, 124 
1 1886. [ag 19 6. 
1887. (IL 128 6.) 
J 1890. (129 6.) 
v . 1891, (197 6.) . 
— Generafindex qur amtlichen Mutgate À der Seteantnte des Et Sermaltunça- 
Gerichtsfoies. 1876-1881. gr. 8. (o 17.60 tr 





Bunsl, Dr. Carl, Director der —— Escompte⸗ Geſellſchaft, 
Meteriat à —* Cheque · GeſetzEniwurf. Gin Fragebogen, Peantinpete 
o. 


Dr. $ des O Privatredites. 
Enráiard, 1 Bedt. ge —E Ft E 
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—— Die —— Vt ivatre qtet. gr 6 1684 (EVIL 
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MIT. Theil: 1.06t6.Beftbeu. Grundbudjsredit.gr.8.: 1889 (KV, 5405) df Bor 


— Bur Reforma per juriſtiſchen Studien. cine padagogiſche Gtubte 8. 
1887. (II, 88 o tr. 


— deitfaden 1 pi ———— der dfterr.cungar. Monarchie. Ra Po 
. 


Buſchman, Dr. Mar Freiherr vom, Das nene Gifenbafn- ira 
reglement ic. 1892. gr.8. (XVI u.810 6.) 








Many'ſche k. um. k. Hof⸗Yerlags⸗ u. AInin.Buchhaudlung in Wien. 


Canſtein, Raban Freiherr v., Doctor der Nedite und a. ö. Proj. 
des CivilproceB=, Handels⸗ und Wechſelrechtes an der É Franz⸗ 
Yojej-lniberfitãt in Czernowitz. Die oferr. GCivilprocef- Rovelo 
dom dê. “a E” erlâutert für bite alfgemeine und weſtgaliziſche Gerichtsorduung 


— Die rationellen Grundlagen des Givilprocefies u. deren Zurchtuhr. in den 
neneten Bivilneoceb Gejepentiofivien Deſterreichs und Deutſchlands. 1 ao gr. 8. 


II. Wbth. (Sciuß) gr. 8. 1877. (IV, 172 6.) “1.60 te 
— Sireifgeno ent chaft und die Nebenintervention v. Standpunkte der öſterr. Geſetz⸗ 
gebung mit befonberer Berildfidtigung des gemetnen deutſchen CivilproceB=Medtes 
und der neueiten Civilproceß⸗Geſetzentwürfe Oeſterreichs und Deutſchlands. Als 
Beitrag zur Kritik dieſer Proceßrechts-Inſtitute. gr. 8. 1876. (60 6.) 60 tr. 


Carey ey's, v8. C., Lehrbuch der Bolkswirthſchaft und Socialwiſſenſchaft. 
Autoriſirte deutſche Ausgabe von Dr. 9. Adler in München. 2. verbeſſerte und tom 
Verfaſſer mit einem Vorwort verſehene Aufl. gr. 8. 1870. (LXXII, 670 S.) 5 fl. 50 Ir. 

Codice civile generale austriaco. Nuova edizione ristampata e corretta secondo 
pr seconda e sola ufficiale dell anno 1815. FPI. 8. 1877. (VIII, Pa 6) 
ge 20 Er 


Cjoernia, É. Freiherr v., Darſtellung der Einrichtungen nber Budget, 
Staatsrechnung und Controle in Oeſterreich, Breuhen, Seg Em, agern, Württemberg, 
Baben, Yrantreich, Belgien. gr. 8. 1866. (VIII, 187 2 fl. 


VDamianitſch, » Das Ailitär-Strafgeſe 3 itber Verbrechen und Ver⸗ 

—5— vom 15. 9 ne 1855, für bas Saijerthum Deiterreih. 2., mit den std 
eftimmungen bis zum Jahre 1860 vermehrte Ausgabe. gr. 8 Ra 

716 S., Anhang VI, 54 

— Das Mififir- Strafgeſehbuch tt. Taſchenformat. 1868. (VI, 840 6.) q so E 

— Bandbuch des Berfahrens außer Sireitfadien, enthaltend die Verlaſſen⸗ 
ſchaftsabhandlung, die Führung der Bormundidaft und Curatelen, Aboptionen, 
Regitimationen, egalificung, Vidimirung, Todeserklaͤrung, Amortifirung von Urfunden, 
bas Depofitenmejen, die Verwahrungsgebühren und end d in alphabetiſcher Ordnung 
die Stämpel und Gebühren nad) bem Geſetze tom O. Februar 1850 und deſſen Nach⸗ 
trägen. gr. 8. 1861. (IX, 384 6.) 8 fl. 50 tr. 


Dantis Alligherii de Monarchia libri III coaicum manuscriptorum ope 
emendati per Carolum Witte. Editio altera. gr. 8. 1874. (LKXXIV, 1448.) 81. 


David, Dr. HBugo v., Bur Lehre vom fogenauntes Srfigungstitel 
nad römiſchem Rechte. e. 8. 1869. (38 6.) 


Dworzak, Dr. 9. Er. Zyſlem des römiſchen Privatredites Am Grund⸗ 
rifle. 8. 1856. (XV, 456 6 3 fl. 50 tr. 


Eggendorfer, Joſ. Repectocint der öſterr. Zerwgltungsgeſetzuunde 
aum Gebrauche der politiſchen, Schul- und Cultusbehörden. kl. 8. 1891. 


broſchirt. (348 u. 330 S.) 2 f e és 

in einen Gangleinenband gebunden 3 f. 

Giſſert, Joſe Handbuch für den Steneramtsdienſt. 168789. 2 Bande. 

fi. 20 kr. gebunden 10 ff. 40 tr. 

Ginger, Dr. Joſ. Ritter vor, Kandbuch des öſterreichiſchen al- 

| gemeinen Givilredifes. 7. neu bearb. Aufl. gr. 8. 1877. (VI, 699 6.) 6 fl. 
PR 


— — 


Many fíde k. un. k. Hof⸗Yerlags⸗ u. Muiv.-Budbandinag in Wien. 


Entſcheidungen, die, des k. k. Oberſten Gerichtshofes in Civilſachen, 
entlicht auf deſſen Veranlaſſung von der Red. der Mg. öoſterr. Gerichtszeitung. 
Mit Regiſter. Erſter Bd. 2. Aufl. kl. 8. 1887. (340 S.) 2 fl.; in Leinw. geb. 2 fl. 50 fr. 

Zweiter Band. PI. 8. 1887. (804 6.) 1 fl. 50 Tr., in Leinwand geb. 2 fl. 





virrer Band. TI. 8. 1889. (VI,5216.) 2 fl. 50 fr " geb. 3 fl. 
Vierter Band. TI. 8.. 1890. (VI, 629 6.) 2 fl. 50 e. » geb. 3 fl. 
Fünfter Band. kl. 8. 1891. (IV, 509 6.) 2 fl. A E " geb. 3 fl. 


Sedifter Band. tl. 8. 1892. (IV, 518 6.) 2 [1.5 geb. 8 fi. 

Von dieſer Sammktung civilrechtlicher Entſche idungen cedem jährlich "ein neutt Band. 
Esmarch, Dr. CE., Grundſatze e des qudectenrechtes zum alademiſchen Ge⸗ 
brauche. gr. 8. 1860, (XXXI, XIV, 812 6 8 fl. 


Erel, Theodor, Das Verfahren vor dem E k. Zerwaltungogerihte hoſe. 
Sammlung der auf das Berfabren und bie Qutindigteit nad dem Gelebe bom 
22. Detober 1875, R. G. B. Nr. 36 ex 1876, ge tſcheidungen des Et .Ver⸗ 


waliungsgerichtshofes. gr. 8. 1885. (IV, 844 6 2 fl. 80 tr. 
— — — II. Band, enthaltend dte Entidetbungen der Sabre 1885-1890. gr.8. 1892. 
(LV, 745 6.) 4 fl. 80 fr. 


Grner, Dr. Adolf, ordentl. Profefjor der Nechte an der Univerſität 


in Zürich, Das Inſtitut der Pfandredif-Pranotafion ix Oeſterreiqh. 
Ein Beitrag zu deſſen Kritik und Reform. gr. 8. 1868. (58 S.) 50 ? 


— Die Lehre vom Rechtserwerb durch Tradition nad) öſterr. und gemeinem 
Medite. gr. 8. 1867. (VI, 370 6.) 8 fl. 


— — = ublicitatsprincip. Studien gum öſterr. Hypothekenrecht. gr. e jsto. 

— Grundriß qu Vorleſungen über Geſchichte und Puffifutionen des 
römiſchen Rechtes. 2. Auflage. gr. 8. 1885. (VIII, 172 6,) 2 fl. 

Bilder - Glinaer'a Lehrbuch des öſterreichiſchen Sandelsredites. 
4. vermebrte Aufl., bearbeitet von Dr. Germ. Blodig. gr. 8. 1860. (XX,492 6.) 3 fl. 

Fiſchhof, Dr. Adolf, Die Sprachenrechte in den Staaten gemiſchter 
Aationglitat ad gefammelten Daten und gemaditen Andeutungen bargefel. 
gu 

— Der öſterr. vSprachenzwiſt. Ein Wort aus Anlaß der diesjahrigen — 
Gedenktage an ſeine Miibürger gericitet. gr. 8. 1888. (52 S.) 


Erandel, Dr. Otto, Die Veſtimmungen des öſterreichiſchen — * 
gegen unefrbaren Iettbemerb (Concurrence déloyale). 8. 1884. (646.) 50 fr. 


Freiberger, Guſtav, SVandbud) der öſterr. direcken Steuern im 
ſyſtematiſcher Darſtellung. gr. 8. 1885. (XIV, 445 S.) 3 fl. 60 kr., geb. in Leinen 4fl. 20 kr. 


Frühmald, Dr. Karl, und Dr. W. Moyzitſch, Die Amortifirung von 


Nrhunden und die Todesertlârung nad; bem gegenwärtigen Stande der öſterreichiſchen 
de letgebum Bum Gebraude für Richter, Rechtetreunde und Parteien. 2. Au 
ita — —— se Rechtſprechung des E. k. Oberſten Gerichtshofes beat. 
8. ( 


Frühwald, Dr. Barl, Reueſtes Orfsfexihon für die im Reichsrathe der 
tretenen Rônigrethe und Lander. Ein alphabetiio geordnetes Verzeichniß ſaͤmmtlicher 
Ortsgemeinden mit Angabe der Bezirksgerichte, Gerichtshöfe J. Feſtarz erichtshofe 
II. Inſtanz und Bezirkshauptmannſchaften 2c. Lex.⸗8. 1877. (IV, 614 6.) 4fl. 
gebunden in Halbleinenband 4 ft. 50 kr. 


Manz'ſihe k. u. k. Hof⸗Jerlags⸗ u. Muiv.-Budgbandlung iu Wien. 


Frühwald, Dr. Karl, Sammlung von Jormularien qu Veſcheiden, 
Protoholen und Artheilen fir das Berfahren in Streitſachen 


nad) ber allgemeinen und weſtgaliziſchen Geriditeorbruna, fomie nad) den beſonderen 
in Streitfaben beim Parteien⸗ 


RBerfabrensarten. Mit cinem Anhange, die im Berfabren 
ur Anwendung kommenden pes brenboridieiften enthaltend. 


verkehre am haͤufigſten à 
8. vielfad) vermebrte Uuflage. gr. 8. 1888. (VIII, 1 1 fl. 20 Pr. 
— Sammfuna vor Formularien jura Bea Berfabren anfer Streitfadien nad 


bem taiferiiden Batente vom 9. Augu G. 8., und nad bem al- 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuche, * zu den — sb bei Todesertiarungen und 
ei Amortiſirung von Sragtzpapieren und anderen U 2. vermehrte uftage. 

gt. 8. 1885. —J 1 ft. 20 fr. 
— Die Real- und Mobifias-Meintots-Sestíeituna Unter Bugrundelegun cena 


der gejammten einſchlaͤgigen Rene una bes k. T. Oberſten Gerichtshofes Ioflemetit 


dargeſtellt. 2. Aufl. gr. 8. 
— Bandlexikon zum öſlerr. Reichs gefebölatt. Ein alphab. — 

r — über die Johrgange 1848 bis 1888 bes Reichsgeſetzblattes. 8. 
06.) 2fl. 50 kr. geb. tn engl. Leinwand 's 1 


— — — Ergänzungsheft, d. Jabra. 1888 u. 1889 enth. 1890. (526.) 30 fr. 

Eviibmal», MM,, ET. Dberlandesgecicht=Rath, Praktildes Kandbuch 
fir die frafgericitlide Virkſamkeit der R. R. Begirksgeridite in 
Meberfretungsfalem. Bum Gebrauge fir Eingelnciditer und ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftliche Functionäre. Mit Formul. u. Sachregiſter. gr. 8. 1874. (XX, so 7 4. fl. 
elegant in Leinwand gebunden 50 tr 


Fuchs, Dr. Wilhh., Privatdocent der Rechte, Die Karten und Marhen 


des fagiiden Merkelres. gr. 8. 1880. (48 6.) 40 fr. 
— Die fogenannten Siebenbiirgildeu Chem und andere Arten ber Wiederver⸗ 
ehelichung geſchiedener diterr. Matholiten. gr. 8. 1589. (IV, 188 6.) 21:40. 

— Der Kausmeiſter und fein Recht. s. 1891. (50 6.) 80 fr. 
Siger-Aver ely, Gerichtliches Verſahren in Streitſachen, nad; ter öſterr. 
aligemeinen GecicitSorbnung bom 1. Mai 1781 unter Vergleichung mit der weſt⸗ 
galiziſchen Gerichtsordnung bd. 19. December 1796. a. Aufl. Mit Núdfidt auf die 
neueften Geſetze Gearbeitet v. Dr. Jojef Aigner, k. k. Oberſtaatsanwalts⸗ ASetttete. 

gr. 8. 1886. (VI, 6236. 4 ft. 80 tr. 
Dr. danos, Director=Gtelivertreter de3 Miener Giro⸗ und 


Eunk 
Gafjen - Bereines, Das Queſtionnaire über eim öſterr. Chequegeſet. 
beantwortet. gr. 8. 1880. (40 S.) 

— Meber die rechtliche Motur des Cheque. gm Bortrag, Edalten in 
juriſtiſchen Geſellſchaft in Wien am 5. Febr. 1878. gr. 8. 1878. (40 60 tr. 

Gams, Johann, Vandbud der Gebühren von —— — Urtunden, 
Schriften und gd im e frrichtlichen Verfagren in und aufer Gtreit: 
faden. gr. 8. 1890 40 kr. 


Gautſch von — Ppanul, Die confeſſionellen 
gem. 


7. und 20. Mai 1874, R. G , 51, 68, mit Materialten und Anme 

8. 1874. (IV, 240 
— Die Gefebe vom 22. “October 1875, R. 6. B. Nr. 36 und 87, —8 e 
ben Verwaltungsgerichtshof, mit Materialien. 8. 1876. (XVI, 2286.) 111.50 


Gertidyer, Dr. Adalbert, Das e ia Soncursredif nad) bem e 
fee vom 38. Auguit 1883. (Separatabbru au3 der Allgeneinen dtecretáiita 


Gerichtszeitung) gr. 8. 1885. (IV, 71 6 


Many fe h. u. k. Hof-Verlags- u. Aniv.Buchhaudlung iu Wien. 


Geſetzgebung Oeſterreichs, Die neue. Erläut. A d. Reichsraths⸗Verhdlg. I. Bd.: 
Dte Verfaſſungsgeſ. 1. Abth. (LV,400 S.) II. Abth. (948 GS.) Lex.⸗8. 1868. 2 fl. 50 Tr. 
Glafer, Dr. Julina, Caeſar Beccaria, ilber Verbrech. u. Strafen,f. Beccaria. 
— Vemerkungen über den vom Herrn Regierungsrath Benz bearbeiteten Entwurf 
eines Strafgeſetzes für den Kanton Zürich. gr. 8. 1867. (112 S.) ufl. 20 tr. 
— Der Entwurf der Strafproceßordnung. gr.8. 1867. (28 6.) Vergriffen. 30 tr. 
— Schwurgerichtliche Erörkerungen. (Die Fragenſtellung im Schwurgerichts⸗ 
verfahren. Zur Juryfrage.) 2. Aufl. gr. 8. 1875. (IV, 154 6.) 1 ff. 
— Strafproceſſnale Dindiem. (Separatabbrud aus der Allgemeinen öſterreichiſchen 
Gerichtszeitung.) gr. 8. 1885. (36 6. 60 fr. 
— Studien gum Eutwurf des ófterr. Strafgeſetzes. (VIII, 1486.) gr. 8. 1871.)1 fl. 
— Bur dpradiehfrage in Oeſterreich. gr. a. 1880. (2 6.) 40 fr. 
— Gefammelte Rlcinere juriſtiſche Schriften. Strafrecht, Strafproceß und Bet 
trãge sur Reform des öſterreichiſchen Givilprocefies 2c. 2 Bände. 2. umgejtaltete 
Auflage. gr. 8. 1883. (XVIII, 1220 6.) 7 fl. 
Glaſer⸗AUnger⸗Walther⸗Pfaff⸗Schey, Sammlung von eivilrechtl. Ent: 
ſcheidungen d. Oberſten Gerichtshofes, ſ. nad) Schluß bes Alphabetes. 
Gochnat, Carl, Sammlung der Geſetze und Berordnungen über die Dienſtver⸗ 
haältniſſe u. Bezüge der f. E. Staatsbeamten. Taſchenformat. 1875. (VI, 84 S.) 40 tr. 
Gorski, Dr. Anton von, Die Geſchäftsführung und Vertretung der 
offenen Kandelsgeſellſchaft. 8. 1888. (II, 155 6.) 1 fl. 20 tr. 
Griinmald, Dr. Aler., Die Eheſchliehung nag den Bejtimmungen des 
öſterreichiſchen aligemeinen bürgerlichen Gefebbude3, des Code Napoléon, des diter= 
reichiſchen Concordats, des mojatid=talmub., des orient.⸗kirchlichen Rechtes ꝛc. 2c. 
Nach dem am 27. Nov. 1880 im Caſino des Wiener Cottage-Vereines gehaltenen 
Vortrage bearbeitet. gr. 8. 1881. (IV, 128 8.. ufl. 
Gumplowicz, Dr. gudwig, k. k. Univerſitäts⸗Profeſſor, Phifo- 
ſophiſches Staatsrecht. Syſtematiſche Darſtellung für Studirende und Gebildete. 
gr. 8. 1877. (VI, 196 6.) 2 ff. 


— Grundriß der Dociologie. gr. 8. 1885. (VI, 246 6.) 2 fl. 40 fr. 
— Das öſterreichiſche Dtantsredif, Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht. gr. 8. 
1891. HI u. 655 6.) 5 fl 


gebunden in Halbfranz e 5 fl. 80 Er. 
Baberer, Dr. Z., und Friedr. Zechner, Dandbnd) des oferreidifden 
Mer redites auf Grund des aligem. Berggejeges v. 28. Mai 1854 mit Beridfidt. der 
einſchläg. Gefebe, Berordnungen u. Entideid. gr. 8. 1884. (XIV, 457 6.) 4 fl. 
gebunden in Leinen . 4 fl. 60 Tr. 
Haemmerle, H., f. k. Gtatthaltereirath (Verfaſſer der ,autonomen Gemeinde”), 


Sandbudh für die Gemeinden über ben ſelbſtſtändigen und Rbertragenen Wirkungs⸗ 
kreis der Gemeinden und die Drganie zur Ansitbung besfelben. Durch 318 Formularien 
erläntert. 6. verbeſſerte, vielfach vermehrte Aufl. gr. 8. 1890. (XVI, 897 S.) 5. fl. 
in Halbfranz gebunden 5 fi. 80 fr. 
Baidinger, Andreas, Selbſtadvocat, oder: Gemeinverſtändliche Anleitung, 
wie man fic) in Mecitôgeicáften allec vt ſeloſt bertreten und bie nôthigen feicift- 
lichen Aufſäße, mie Eingaben, Geſuche, Recurſe, Contracte 2c. 2c. obne —* eines 
Advocaten volt. rechtsgiltig abfaſſen kann. Auf Grundlage der neueſten Geſetze bearb. 
und durch mehr als 400 Beiſpiele u. Formularien erläutert. 15., durchaus umgearb. 
vielfach verbeſſerte und vermehrte Aufl. gr.8. 1889. 18 Lieferungen à 25 fr. 
Preis vollſtändig 4 fl. 50 tr. In dauerhaftem Leinwandband 5 fl. 10 kr. 


Manz'ſche k. u. h. Hof⸗Jerlags⸗ u. Aniv.Buchhaudlung in Wien. 


Baimerl, Dr. Fr. t.k. Profeſſor d. Rechte an d. Univerſität in Wien, Darftell. 
der neueſten geſetzlichen Veflimmungen über die innere Einrichtung u. Geſchäfts- 
ordnung der Civilgerichte in Oeſterreich. gr. 8. 1856. (X, 250 6.) 2 fl. io tr. 

— Darſtellung der neueſten Compelenzvorſchriften Hrzisdietenanormen 


für die Civilgerichte in Oeſterreich. 8. vermehrte und verbeſſerte Auflage. gr. 8. 
1856. (VII, 248 6. 2 ff. 50 tr. 


— deferreis. Vierteljahrsſchrift für Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft. 18 Vinde. 
Jahrgang 1858 — 1866. Preis jâmmiltder 18 Bände 9 fl., einzeln à if. 
Bananfek, Dr. Guſtav, Facturen und Jacturenclauſeln nach öſter⸗ 
reichiſchem Recife. 8. 1891. (151 6.) 1 fl. 50 fr. 


Bandbudy der Vereine für bte im Reichsrathe vertretenen Königreiche u. Länder. 
gr. 8. 1892. (VIu. 620 S.) 5 


fl. 

Barraſowsky, Dr. Philipp Barras Ritter von, Die Varteien 
vernehmung und der Parfeiencid nach bem gegenwärtigen Gtande der Civil: 
proceb-Gelebgebung. 8. 1876. (XVI, 364 6.) 2 fl. 50 Fr. 


Baſenöhrl, Dr. Vict., Das öſterreichiſche Obſigationenrecht, in ſyſte⸗ 





matiſcher Darſtellung mit Einſchluß der Handels⸗ und wechſelrechtlichen Lehren. 

2, Baͤnde. J. Banb. 2. Aufl. gr. 8. 1892. (VIII, 700 6.) 6f. | 

II. Band. 1. UAbtheilung. gr. 8. 1886. (IV, 818 6.) 3H . 

II. Band. 2. Abtheilung. gr. 8. 1890. Mit Negifter. (IV, 34 6.) E fl. 
Baushofer, Dr. M. Lehr- und Vandbuch der Dfafiftik in ihrer neueſten 

wiſſenſchaftlichen Enſfwicklung. gr. 8. 1872. (VIII, 526 6.) 4 f. 


Bausuer, J., £. E. Major der Monturs Bervaltungas Brandde, Par- 


ſtellung der Sextil-, Kaufſchuk- und Leder-Induſttie mit Rüͤdſicht auí 
Rilitaärzwede. 2. bebeutend verm. Auflage. Neue billige Ausgabe in 6 Lieferung. 
Mit 527 Holzſchnitten und 4 Tafeln. Qeg.-8. 1879. (XVI, 5706.) 3 ff. 60 tr. 


Beilinger, Dr. Alois, Kritiſche Studien aus dem Privafredite. 
I. Theil: Vermögensrechte. 8. 1887. (VIII,98 6.) 90 Er 


Berbſt, Dr. Conard, Einleitung in das öſterreichiſche Btrafprocef- 


recht. 2. unveränderte Auflage mit Einſchaltung der feit 1860 erfloſſenen Geſetze 

gt. 8. 1871. (VI, 202 6. 1 ff. 80 fr. 

— Die grundſätzlichen Entſcheidungen tes rk. k. Oberſten Gerichtehofes úber 

zweifelhafte Fragen des allgemeinen öſterreichiſchen Strafrechtes. Mad) der Para: 

graphentolge bes Strafgeſetzbuches zuſammengeſtellt. 3., verbeſſerte und bis zum 

Echluſſe des Jahres 1857 exgäͤnzte Auflage. 8. 1858. (VI, 882 6.) 2 fl. 80 fr. 

— Die grundſätzlichen Eutſcheidungen 2c., Madifragsheff. Die in den 

Jahren 1858 unb 1859 belannt gewordenen Entſcheidungen enthaltend. gr. 8. 

— S) 70 fr. 

— Randbuch des allgemeinen öſlerreichiſchen Strafrechtes. Mit Rückſicht auf 
die Bedürfniſſe des Studiums und der Pd bearbeitet. 

J. Band. Fon den Berbrechen. 7., nad) dem gegentvártigen Gtande ber Gefeggebung u. 

densted) prechung bes Cafjationsbofes berichtigte Anft. gr. 8. 1882. (VIII,501 S.) 4 fl. 

IH. Band. Fon den Bergefen und Medertretungen. 7., nad) dem gehenwärtigen 

Stande ber Gejebgebung und ber Rechtiſprechung bes Cafiationsbojes berichtigte 

und term. Auft. gr. 8. 1888. (IV, 482 6.) 8 fl. 60 tr. 

— vdammlung von Enticieidnngen des r. k. Dberiten Gerichtshofes fiber zweifel⸗ 

goto Fragen des öſterreichiſchen Strafproceſſes. gr. 8. 1847 big 1860. (IV, 78 6.) 


à 70 fr. 
— 








Manz'ſche k. u. k. Hof⸗-Yerlags⸗ u. Aniv.Buchhandlung in Wien. 


Hofmann, Dr. Frans, a. ö. Prof. an der Wiener Hochſchule, Bei- 
träge —— Sefiidte des griechiſchen und römiſchen Resiles. gr. 5 
1870. t. 
— Die — — indo der Obligationen, insbej. der Vertrag, m. Rückſicht 
auf Siegel's , Das Verſprechen als Verpflichtungsgrund“. gr. 8. 1874. (1166.) 80 tr. 
— Die Sefire vom titulus und modus adquirendi, und von der iusta 
causa traditionis. gr. 8. 1878. (142 6.) 1ff. 20 Er. 


— Meber das Pericunlum Deim Kaufe. grs. 1870. (VIII, 1886.) 1 fl. 80 fr. 
— Krit. Studien im röm. Rechte. Eine Feſiſchrift. gr.8. 1885. (X,2286.) 2 ff. 80 fr. 


olain, Dr. J. W., Oeſterreichiſche Kandelsgeſetze. Eine Samm⸗ 
5 [mg der in ERR — in erre de. bandelsrediliden Beftimmaun es 


Seita erldutert ꝓ ngsweiſe für Kaufleute, Induſtrielle u. dandelsakademi 
gr. 1874. (X, 138 6) 


Sugelmans, ri) guri, Studien zum öſterreich. Sestolngerete, E: 

8.1 

— Die entrafifation der Amtsbibliotheken in Vien. gt. 8. 1887. (195.) o te. 

Bye⸗Glunek, Dr. Anton Ritter v. k. E. wirkl. Sectionschef im Juſti 
miniſterium, Die leitenden Grundſäaͤtze der ferteich —— 
ordnung vom 29. Juli 1853. gr. 8. 1854. (XVI, 8 

— Sammlung der nad genfogener öffentlicher Bechandiung geldispften 
Erkeuntniſſe des R. k. öſterr. Reichsgerichtes. (Seit der am 21. Juni 1869 
erfolgten — des Adro Si 66 Gm Schluſſe des Jahres 1850) ge gr. 8 
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Hr Tbeil. 1878. (XXXVI, 248 6.) 2 f 
NU. Fheil. 1879. (XXII, 148 6) 1 ff. 20 fr. 
V. Theil. 1881. (XI, 24 6.) 2 fl. 


— Das ófferr. Strafgeſetz über Verbrechen, Vergehen und Aebertretungen, 
die dazu gehörigen Verordnungen über die Lompetenz der Sirgigerite und die 
Preßordnung bd. 27. Mai 1852. Erſter Band oder 1. bis 9. Lieferung. gr. 
1855. (XX, 884 6.) 7 fl. 6 
Eingelne Qieferungen à 90 te. 


— Des öſterreichiſchen dtrafgefeges fiber Verbrechen, Vergehen und Ueber— 
tretungen) aligemeiner Theil, umfaſſend das Kundmachungs-Patent (Artikel 
I-IX) und die erſten ſechs Pau iſtuͤcke des erſten Theiles (88. 1—57) oder die Lehre 
von den Verbrechen und deren Beſtrafung überhaupt, ton den Erſchwerungs⸗ und 
Milberungê-Umitânden, ſowie von deren intvendungen bet Bemefjung der Girafe 
und von der Cintheilung der Verbrechen. gr. 8. 1855. (XII, 668 &.) 5 ff. 90 

— Meber das vSchwurgericht. Sieben Vorträge, gebalten in ber Beit vom 16. ame 
bi3 20. März 1863 im Vereine zur Uebung gericitlicjer Beredſamkeit (Plaidir-Verein) 
zu dada a ftenographiiden Aufnahmen.) gr. 8. 1864. (XXXII, 2506.) 32 ff. 

Janka, D P. Ê., Die Grundlagen der Sfraffdinto. Vortrag, gebalten in der 
—B der juriſt. Geſellſchaft in Wien am 30. Jänner 1885. Ep 
1 

daques, Dr. HZeinrich, Meber die Aufgabe der Bertheidigung * 

krafſachen. Gin Vortrag. gr. 8. 1878. (28 6.) 50 tr. 


— Die Vahlſprüfung in ben mobdernen Gtaaten u. ein EBoblpeifunaSgeridtagof fe 
Oeſterreich. Teia ſtaatsrechtliche Abbaudlung. gr. 8. 1885. (IV, 1206.) 1fl. 5 


Nanz'ſche k. u. k. GofDeriags n, Anir.⸗Buchhandlung iu Wien. 


jering, Dr. Rudolf v., kgl. preuß. Geh. Juſtizrath und Profefjor 
an der Univerſität Göttingen, Le combat pour lo droit. Traduit 
de 1 Allemand par Alexandre F. VI io Employó de l'état à I'ambassade de 
France à Vienne. gr. 8. 1875. 56 6.) pedi 
Der Sampf um's Redif. 9. Auf. FI.8. 1889. (XII, 9 
hanay, Dr. Zothar, Hof⸗ und Gerichtsadvolat, Sefdidite u. Reformar 
der ófterr. Pfanôrecdits-Pranofation. Eine Quellenſtudie. gr. 8. 1870. 
(VIII, 244 6.) 1 fi. 
fever, Dr. Joſeph, Commentar zur ofterr. Concursorduung, 
mit imnmtlichen Materialien, bem Geſetze vom 9. Jänner 1869, nebſt Votiven und 
mit Formularien. 8. 1869. (VI, 848 6.) 8 fl. 50 Tr. 
Aeber die VerfonensMameu unô derem Menderung nad öſterr. Gefeben. 
Vortrag in ber jur. Geſellſchaft dk u Bien, am 6. Mãra 1878. TI. 8. 1879. (72 6.) 40 Pr 
ueigmu⸗ der offers. Staatsverfaſſung. 6. Auflage. 12. 1892. Ras 
106 S.) cart 
des öſterreichiſchen Gheredifes, ba dann Familien⸗, Vormundſchafta⸗ unb —* 
rechtes. 12. 1884. (VI, 60 Fr. 
des öſterreichiſchen Erbreditos, du dans Sete anger. Ts. 
1884. (XX, 158 6. nebft Gtammtafel.) 5 tr. 
des oͤſterreichiſchen Duprat Ser, Eigenthum, Dienfibarteit, ianbee) 
und des Grundbucisredites. ti. 8. 1885. (KXIV, 165 6.) cart. 75 Er. 
des öſterreichiſchen Vertragsrechtes und ————— “a Ê 
1886. (XXXVII, 880 6.) cart. 
der Cxecutionsuovelle. s. 1887. (X,85 6.) 30 há 
der Arbeiter Aufall· Verſichernug in Oeferreis, von Karl Rigler. 8. 
1889. (128 6 60 tr. 
der Krankenverſicherung in Oeſterreich. s. 1889. (117 6.) 60 tr. 
ink, Rud. Die Reditslehre au der Miener Aniverfitáf. Getebichttides 
Beogment als Meitrag aur oſterreichiſchen Rechtsgeſchichte. 8. 1858. (XVI,778.) 80 tr 
Bling, Dr. Karl v., Ueitráge que Sheorie des Berwaltungorefes, 
2 deite. 8. 1876. I. Heft (40 Heft (IV, 88 6.) 
Die oNerreidiifde Concursordunna mit Commentar und gormutaçios 
2. durchgeſehene u. vermebrte MUufl. gr. 8. 1877. (VIII u. 404 G.) 8 fl. 
napp, Rudol If, Das Brynderladegeſet v. 28. Juli 1880 und bas Muſier⸗ 
ſtatut — 8. 1892 (VIII, 165 1 fl. 20 kr. 
orn Victor, Das Propinationscedht im Galizien und in de 
ulomina unô dejfen Abloſung. 1889. (74 6.) 


ain Dr. Joſef, Suſtem des oſterreii allgemeinen Privatredis 
* ndriß und ——25 Nach deſſen la EE Ap unb edi trt von 
rof. Dr. 2. Pfaff. J. Band. Der aligem. Theil. 1885. (XVI - 80 tr. 
II. Band. Der ſpecielle Th. Erfte Halfte: Grundeib. * 8. 1889. (XII, Use. —R 20 kr. 
II. Band. Zweite Qálite. Der ſpecielle Theil. Ausfibrungen. gr. 8. 1889. (VII, 56. 
nebft Regiſter gum —5 — Werke.) 4 fl. 80 tr. 
all, Dr. R., Frandulofe Retsgeldiáfie. ai «Abbrud aus der a 
gemeinen diterr. Gerichtszeitung) gr. 8. 1879. 
—ãA von wechſelrechtlichen — des ófterr. Oberfiea 
Gerichtshofes. (Mom Xabre 1867 bi3 1873.) gr. 8. 1878. (1926) 1.6. 
(Fortſetzung der Peitler'ſchen eamutma.) 
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Kreibig, 3. C. Mün Dabelle ic. ge. 8. 1892. (1V,55 S.) 1 fl. 20 tr. 
TLachner, Dr. M. Aeber die Abfaſſung von Teſtamenten, ſowie über bas 
Erbrecht und die Exbidaitsangelegenheiten. Ein praktiſcher Veitfaden zur Selbſt⸗ 
vertretung in Crbjálien. Nebſt einer gemeinverſtändlichen useinander ſegung des 
gerichtlichen Verfabrens bei der Beclafenidaite=Hbandlung. gänzlich um⸗ 
gearb. u. mit zahlreichen Beiſpielen verm Aufl. 8. 1874. 4 21063 1 fl. 50 fr. 
Lammaſch, Dr. Beinridy, Das Redit der usfieferung wegen 
poſitiſcher Verbrechen. gr A. 1884. (V, 1096.) geh. 1 ft. * kr. 
— Diebſtahl und Beſeidigung. gr. 8. 1893. (1V, 80 S.) 0 tr. 
Zandesberger, Dr. Aulius, Zatrungsſuſtem und Relation. * e 
zur Währungsreform in Oeſterreich⸗ Ungarn. 8. 1891. (191 S.) 1 fl. 8 
— Aeber die Goldprämien- -Pofififider Beffelbanhem. gr.8. 1892. (666) so fe 
Landesgeſetze, Rieder-Oeſterreichiſche. 3 mande kl. 8. 188 5 fl. 
in 2 Leinenbande gebunden (S. Separat-Ausgaben der öſterr. Gejege. e. 19b) 6 fi. 
San EE Bar, Efemente der allgemeinen Vaarenkunde. gr. a. 1890. 
178 6.) geb. 90 
— Srunôrih é allgemeinen Baarenkunde. it aa Abbildungen- gr. 8. 
1891 360 6.) geb. 1 fl. 20 Pr 
Seitmnier, Dr. Victor, Der ſerbiſche Strafproceß in Vergleichung 
id Der — — den Sygoerherduuns u. der Strafproceßordnung d. rr 
ce 
— Der erbildie Civ Civilproceh nebſt Concursorônung und einem Anhange 
fiber den edtanilfeectrag dg Delterreid): ungarn und vem Rdnigreid Serbien 
vom 6. Mat 1881. gr. 2 fl. 60 Pr. 
Zentner, Dr. Ferd. t. a ofconcipift ind Docent des Strafrechts 
und der Verwaliungswiſſenſchaft, Die Grundlagen des Vreß-Straf- 
rechts. Ein Beitrag zur Reform der Frese epeevuns in Oeſterreich und 
Deutſchland. (Mit Materialien.) gr. 8. 1873. S.) 1 fl. 
— Das internationale Golonialredit im —— abri. Einſchuenlich der 
Congo: und Carolinenacte bargeitelt. gr. 8. 1886. (144 6.) 1 fi. 5 
— Das edit der 58 Piotographie nad) dem Gewerbe⸗, Preß⸗ und —— 
gr 1 95 6.) 
is dr Guſtav, ni der dfterrsungar. Bant, Pie 
geſetzliche Begründung des Ghedi-duftems im Oeſterreich. Ein uber Puto 
forderung eritatteteS Gutaditen. gr. 8. 1881. (30 SG.) 


Lichtenfels, Dr. di gana Freiherr vom, Aeber cinige Fenge 
des. Binnen — cherungsrechtes mit beſonderer Ruckſicht auf Deftecreiá. 
gr 18 

Lienbacher, Gesra, k. k. Oberlandesgerichtsrath, Das oſerreich ſae 
Polizei-Dfrafredif. 4. vermehrte u. verbeſſerte Auflage. gr. 8. 1880. (2956.) 8. fl. 

— Die ofterr. Drelgelehgebuno, 2 Bânde. 1. Band: Hiſtoriſch⸗genetiſche CErlâu= 
terungen des dfterr. Preßgeſetzes u. d. Geſetzes üb. Strafverfahren in Brebiaden, 
ſowie der Amts⸗ eu au beiden Gejegen. gr. A 1863. (V,252 6.) 211.50 fr. 

— — IL Band: Prattiſche Crlduterungen des dlterreichifaen tuê refgeiches m nei einem An⸗ 
hange der ungariſchen Preßgeſetzgebung. gr. 8. 1868 6.) 2 ff. 50 fr. 

Lindheim, Alfred von, Das Dajredsgeridt im modernen Sinilproceife . 
8. 1891. (167 6 
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Liſſt, Dr. Franz Ednard v., Privatdocent an der Karl⸗Franzens- 
Univerſität in Graz, Meineid ano qdeitdes Zeugniß. Eine firafcedsts- 
geſchichtliche Studie. Ser.=B. 1876. (X, 146 6.) 1 A. 

Zovifont, Dr. Zermann, Die Seundtentegite 8. 1887. (VIII,66 6.) 60 Hr. 

Fucam, Milhelm Ritter v. Generalfecretár der diterr. Rationalbant, 
Die oſterreigiſche iſche Aationalbant wábrend der Dener bes britten Privilegtums. 


1861—1875 a 4. 1876. 4 
Gnftkandl, Dr. W. Pas ungarifá opere, Staalsrecht. = 


Loͤſung ber —— F 8 
Maasburg, M. d o Hofſecretär in der Cabinets-Pangtei 
Gr. E. E. Apoftol. Majejtát bes” Kaiſers Franz Joſeph J. Gufächtſiche 
Aeußerung des öſterreichiſchen Dfaafsrafhes aber ben ton der Compilations- 
Commiſſion im Entwurfe vorgelegten Codex Theresianus civilis. Sep.⸗Abdruck 
aus der Allgemeinen öſterr. Gerichtszeitung. Lex.“8S. 1880. (14 S.) 80 fr. 

— Die Galeerenfirafe im ben deutſchen und bohmiſchen Erbländern Oeſterreichs. 
Ein gra zur Geſchichte ber heimiſchen Strafrechtspflege. gr.8. 1885. (156.) 40 fr. 
niſtehungsgeſchichte der Thereſianuiſchen Valsgeridtsorônung 


— Bur 6 
mit — ri auf das ds Art. 58 derſelben behandelte orimen magise vel 


sortilegii. Lex.⸗8. S.) 
— Die Sirafe d des, Edificio in Oeſterreich (1483 — NO. gr. E 


1890. 
Manfen, Dr. INdrich. ord. Profeſſor der Rechte 2c., Gedãcht ec, 
tſaale der kaiſerl. Atademie der en oaten 


gehalten am 21. Februar 1879 im Bru 
à. Gâcularfeter ber — E ria ari v. Gavigny'3. gr. 8. 1879. (16 S.) 20 Pr 

Mages, Dr. Ale Rreisgeridtapráfident, Die Gefammtfdund- 
verhalíniife des X Redites. gt. 8. 1872. F 202 S.) 

— Aeber Madibarredit. Studie. gr. 8. 1871. (66 S.) 

Malfatti di Monte Tretto, Ritter von, Haudbuch “des 
oͤſterreichi ſchungari chen Gonfularme ens mit einer Sammlung von Rors 
malien u. e. Anhange über die Gtellung der fremden ni pa in Deft.: 

Ungam. Nach amti. Quellen. Mit S Zafeln. gr. 8. 1879. (XVI, 7506 8 fi. 

— — é upplementband. Mit 2 Tafeln. gr. 8. 1883. (XI, 321 6.) 8 fi. 50 tr. 

e”, Dr. %,, k. k. Univerſitäts-⸗Profeſſor, Comentar qu der ôfterr. 
Dirafprocepo Oroͤnung v. 28. Mai 1878. Des Handbuches bes Siterr. Straſproceß⸗ 
rechtes II. Bd. Erſter b. britter —— Lex.⸗8. 1881 - 1884. (XIV,20706.) 2u n. 

Mayrhofer, Exnſt, k. k. Statthaltereirath, Bandbuch für den pofi- 
tiſchen Verwaltun -dien ſi in den i. Reichsrathe vertretenen Rônigreichen u. Laͤndern 
m. beſonderer Berückſichtigung der dieſen Laändern gemeinſamen Geſetze u. Verordnungen. 
Mierte, vermehrte und verbeſſerte Aufl. 1880/81. Drei Vinde. gr. 8. ai À 


Men 4 Galbfrangbânden , 
enh, Dr. fran Freiherr von, Die Finanzen Oeflerreids von 


Men 1740: Nach archival. Quellen dargeſtellt. gr. 8. 1890. (XV, 775 S) 6f. 
Mitterbadger, Julina, E. k. Oberlandesgerichtsrath, Die Strafprocef- 
orduun A bie im Reichsrathe vertretenen Königreiche unb Länder der öſterreich⸗ 
ungar. Monarchie vom 28. Mat 1878 und beren Einführungsgeſetz. Mit Commentor. 

t. 8. 1882, (XXXV, 786 6.) sf 

in Leinwand gebunben 4 1.60%. 


à 


S 
Pa 


J- 


| 


| 


| 


CUAS LS by mr e 


Manj'ſche k. n. k. Hof⸗HYerlags⸗ mu. Iniv.Buchhandlung in Wien. 


MontanHandbuch, Oeſterr. pr das Jahr 1890. gerausgeg. v. E. E. dez» 
bauminiftectum. gr. 8. 1890. (1 413 6.) cart. 4 ff. 
Miller, Dr. Filipp, Kandbuch fir den Maxipulations-, Goncepts- 
und Zomininranienodieni bet ben k. k. Bezirksgerichten. 2. Auflage. E é. Jeso. 


(860 6.) 

gebunben in Leinen 8 fl. 40 Pr. 
— Dás Gefeg vom 23. Mai 1883, betr. die theilweiſe Menheruna der 88 74 und 
76 des aligemetnen Grundbuchegefehes tr. 8. 1884. (IV, 62 6.) 80 fr. 


eumanu as, Verechnung des Verthes der ſleuerfreien Jahre 
4 auf Olufer 2 Gio? 8. derem s verbefierte des gt. — S.) 60 kr. 


—— Dr. Milhelm, Eigenthum und Gerechtigkeit. qr. 8. dos. 


dam Smith im Lichte heutiger Staats⸗ u. Socialauffaſſung. gr.8. 1884. (486,) 60 kr. 


— Syftem der ſocialen und pofif. OeRonomie. Volkswirthſchaftslehre. 
Zweite umgearbeitete und ertveiterte Auflage. gr. 8. 1889. Die Volksewirth⸗ 
ſchaftslehre erſcheint vollſtaͤndig in 6 Lieferungen à 40 tr. 

— Das Recht auf rbeit und das Sittliche in der VBolkswirthſchaſt. 
gr. 8. 1886. (41 GS.) 

— Moral und Polifif. Vortrag. 8. 1891. (25 6.) 30 pi 

— Elemented. Volkswirthſchaftslehre. ti. s. 1802. 2. Aufl. XXVI, 487 S.) 111.50 fr. 


— aja vahren Arſachen der Aeberproductionskriſen. qr s. 1898. 
6 


Mowak. Dr. R., Gufadiflide Beanfworfung der beireffs der angeſtrebten 
Refocm der öſterreichiſchen Advoratie von der ftândigen Deputation bes öſterreichiſchen 
Abvocatentages geſtellten Fragen. Ge ep. =Ubbr. au? der Allgemeinen öſterreichiſchen 
Gerichtszeitung. gr. 8. 1878. (42 6.) 80 E. 

— Die Jorrangseinräumung, Sep. «Abe. aus der Allgemeinen dfterr. Geri 
aeitung. qr. 8. 1881. (22 

— Reform der juriſtiſchen Jludien. 8. 1887. (86 S.) ao ba 


Obentrant, rd Ritter v., 1.º. a in Tetſchen a. Elbe, 
—— che kandwirthſchafitich⸗ Geſetzkunde. grs. 1875. (Ia, 


— dyfemafifídes Kandbuch der ófterr. Sanitatsgeſetze alle giltigen Geſetze 
Verordnungen über das Ezuitatzweſen En altenb. vlelfad) vermebrte und 
verbete Auflage. gr. 8. 1881. (XII, 6 ) 4 fi. 

in Leinwand gebunden 4 ff. 60 fr. 

— orbereifung ME pio Amte des Geneindenorienero in 80 Briefen. Ein 
nothtvendbiges Handbuch für Gemeindeboriteher, Mitglteder von Gemeinbevertretungen 
unb iiberbaupt alle jene, welche mit einem Amte im der Gemeinde betraut find. 
Mit zahrrei en Formularien und einem reichhaltigen Regiſter. gr. *F 1875. 
(VIII, 292 6.) 2 ff. 50 fe. 


— Priprava k úradu obeeného starosty v 80 listech. (Czechiſche 
Neder iebuna ton Obentraut's Vorbereitung qu bem Amte eines Gemeindevoritebera 
in 80 Brtefen.) Mitvielen Tabellen, Formularien. gr. 8. 1875. (VIII, 2826.) 2fl. 50 Tr. 


— Jugend - Vibliothek für Knaben und Mädchen von 10—15 Jahren. 60 Bändchen. 
Jedes Bändchen 80 S. 12. Mit je 1 Orig.⸗Holzſchnittbild v. V. ſtatzler. cart. à 40 Fr. 
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Orren ber, Franz, Der oſterreigiſch⸗ Grundbudsbeants, fetne Avbettem 
Rat auf das “anbtafel= und Lehe ua Ergângung qu desſelben 

Rerfofiecê Ganbbud fiber bas Grundbuchsſswe —2 2. Ba Socumu arien 
und 2 lithographiſchen Tafeln. gr. 8. 1880. (IV, sf. 
— Bandbuch über das Grundbuchsweſen nad bem —* der neueſten Ge⸗ 
febe. Dritte vielfach bermebrte und verbefierte ii mit zahlreichen Formu= 
larien und einem Rataftralplan. 8. 1898. (X 6 6.) 5 fl. 


Orericher, Alfred, Väãhrungswechſel 8* Aufnahme der Baar- 


abfungen. s 189. 1. feL. ) 
a hlangen der —e— arca es “e. 1 ff. 50 Fi 
Vachmann, Dr. Theod. Lehrbuch des Kirchenrechtes mit Berückfichtig — 


der auf die kirchlichen Verhaͤltniſſe Vezug nehmenden öſterreichiſchen ee 
—— 8. ganz umgearbeitete Auflage. 8 Báânbe. gr. 8. 1863 
(Grmábigter Preis.) E 
Pavlitek, Dr. Anton, Bur Sehre von den Klagen cus nugerecht⸗ 
ertigter Bereiderung nach "peer. Givilredite, mit Berũckſichtigung des p femeisen 
echtes, fomie der mobernen Gejebgebungen. gr. 8. 1878. (XII, 162 6.) 1 ff. 80 fr. 
Veitler, Frans, k. k. Landesgerichtsrath in Bien, Sammlung vox 
Entidieidungen 3 aum allgemeinen ofterr. bürgerlichen Geſetzbuche von 1812 
bis Ende 1859. Mad) der aragraphen » Drinung bes gelexeꝛ njammengeRelt. 
3 verm. E verb. nº modelo itien — 1176 6.) 9 fi. 
— dammiung von wechſelrechtlichen Entſcheidnngen bes Dbecitea 
——* gt. 8. 1864. edifide Mer. 2 f. 
Vegrer, Barl, tt MRinifeciateato Das oNerreigiſqhe Zaſſerregt. 
it vorzigucher Racficht auf die Entſtehungsgeſchichte und die Spruch⸗ und Ver⸗ 
zeega lontzet vom Pp O De Rede ug” gr. 8. ei 
(XXIV, 83 S.) 6 f., in engliſche Leinwand gebunden 7 
— Denkiſchrift, betr. die Erbfolge in landwirthſchaftliche Giuter und das 
Erbgůterrecht agp mec), nebſt cinem hierauf bezüglichen Gefetentione 
gr 8. 
Pra, Dr. ga va, Bu But debre vom fogenanuten in fraudem legis agere. 
1892 
prai, Dr. Leopold, ed. Profefior an der Rechts⸗ Atademi in 
Hrrmannſtadt, Gefô als Miftel pfandrechtficier Sicherſtelluug, 
8 8 
mi jon Ee, ra) qe —— irregular. 8* n EM zur Sebre vom sabalt 
Pfatf, Dr. Zeop., und Dr. Graus Dofmana, Profeſſoren Ei 
Rechte an der ABiener Univerjitát, Commentar zum öſterreichiſchen 


allgemeinen ir biirgerfiden Geſetzbuche. 
Mbth. gr. 8. 1877. (XII, 240 6.) 2 fl. 40 tr. 


2. Abih. gr. 8. 1882. (120 18.90 k. 
II. Band. 1. Abth. 8º, 8. 1877. o 260 S.) 1 ff. bo Pr. 
2. Abth. gr. 8. 1880. (160 11. 50 k. 
8. Abth. gr. 8. 1888. (160 6. 1 ff. 50 K. 
4. — gr. 8. 1885. (160 6. 1.60 K. 
5. Abth. gr. 8. 1887. (160 6.) 1. 50H. 
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vſa Dr. Leop., und Dr. Franz Bofmann, Profeſſoren der 
Rechte an der Wiener Univerſität, Excurſe über öſterreichiſches 
ad Redif. Beilagen sum Commentar. 


Band. I. Heft. gr. 8. 1877. (112 6.) 1 fi. 
I. Band. Lo III., IV. Qeft. gr. 8. 1889. (318 6.) 2 ft. 80 Ir. 
II. Band. 1 Get. gr. 8. 1877. (130 6.) 1 fi. 
II. Band. II. Geft. gr. 8. 1880. (84 6.) 1 fl. 
II. Band. Hi. Deft. gt. 8. 1884. (104 &.) 1 ff. 


— — Geldiidite d. Fideicommiſſe. Abdrud aus den Excurjen. gr. 8. 1884. 50 fr. 


erſche Dr. Gmil, Die Vereichernugsklagen. Privatrecht unter⸗ 
—— gr. 8. 1888. (VIII, 812 ia gsßlagen. Brivatreq Pas 0 fe. 


— Das gemerbl. Arbeitsverhartnia n.dfterr, Rechte. 8. 1892. (IV,1606.) 1 ff. 


Vlenarbefásiá üge und Entſcheidungen des k. k. Ga ationshofes, pers 
offentlicht im ftrage bes k. É. A pectten Gerichts⸗ und Cafjationshofes bon der 
ed. der Allgem. öſterr. Gerichtszeitung. 

L Band. Ent peu en Nr. 1—100. (Mit boppeltem Megifter.) H. 8. 2. Null. 
1884. (XX, 482 6.) 2. 
in engliſche "Qeintoand gebunden 2 fl. 50 Er. 

II. Band. Entſcheidungen 101200. (Mit boppeltem, die erſchienenen árvel 
Bânde unifalfendem Regiftero PH. 8. 2. Aufl. 1884. (XVI, 5929 6.) 2 fl. 50 fr. 
in engliſche Leinwand gebunden 

HI. Band. Eniſcheidungen 201800. (Mit doppeltem, bite erſchienenen dei 
Bande umfaſſendem Regifter.) PI. 8. 1881. (XV, 436 6.) 2 fl. 
in engliſche Leinwand gebunden 8 ff. 50 Tr. 

IV. Band. Entideidungen Nr. 801400. (Mit boppeltem, die erſchienenen vier 
Bände Jnfafiendem Regifter.) kl. 8. 1882. (XV, 824 6.) 1 fl. 50 tr. 

«im gra de Leinwand gebunden 2 ff. 
. Band. tidietbungen Ver. 401500. FI. 8. 1888. (XVI, 858 6.) 1 ft. 50 Pr. 


in englifce Leinwand gebunden o 
Band. Entſcheidungen Nr. 501600. FI. 8. 1884. (XIV, 305 6.) 1 ff. 50 
in engliſche Leinwand gebunden fl. 
VII. Band. Entſcheidungen Nr. 601 -780. TI. 8. 1885. (XVII, 446 e.) 8 fl. 
in engliſche Leinwand gebunden 2 fl. 50 fr. 
Band. Entſcheidungen 751—900. FT. 8. 1887. (XX, 444 8), 2 É 
in engliſche Leinwand gebunden 2 fi. 50 
IX. Band. Entſcheidungen Sir. 9011050. TI. 8. 1888. (XXI, 462 6.) 8 fl. 
in engliſche Leinwand gebunden 8 fl. 50 Tr. 
X. Band. Eutſcheidungen Sr. 10511200. TI. 8. 1889. (XXII, 522 ) 2fl. 
in engliſche Leinwand gröun den 2 ff. 50 fr. 
XI. Band. Eniſcheidungen Nr. 12011350. FI. 8. 1890. (XX, 648 6.) 2 fl. 
in Seintvand gebunden tr. 


- 50 
XII. Band. Entideidungen Nr. 1351-1500. Fl. 8. 1898. (XKII, 56, 6.) 8 f 
-— tn Qeimer gebunden 2 fl. 5OT 
Pollack, Frans, Die Cridenghalinng des Grunôbudes, Berg-, Gifen- 
dahnbuge⸗ und der Landtafel wc. s. 1890. (VI, 98 6.) 1 ff. 20 fr. 
Vrefern, Valentin, E E Landesgerichtsofficial, Commentar zum 
allgemeinen Grundbuchsgeſetze vom 25. Juli 1871 und der Grundbuchs⸗ 
inftruction vom 12. Jänner 1872. Mit zahlreichen SBetipielen von Urtunben, 
PT Beſcheiden, Cintragungen und Veftitigungen. gr. 8. e 
Prada, P. É. E. Bolizetrath, Die oſterreiciſe Volizeipraxis mit bes 
— Bedachtnahme auf jene der Wiener Polizei⸗Direction. Mit einem In⸗ 
alts⸗Verzeichniß und ausfiyelidem Sachregiſter. gr. 8. 1877. (VIII, 630 6.) 5 fl. 
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Put, Barl, Suſtem des ungar.Privafredifes. gr. 8. 1870. (XVI,8886.) 8 fl. 50 Fr. 


Banda, Dr. » 0.0. Profefjor der Necite in Prag, Der Erwerb 
der Erbfdia ad oſterr. Rechte auf Grunhiage bes gemeinen Rechtes mit Be⸗ 
ben. mb Birider Geſetzbuches. 


rückſichtigun des Ven iſchen, franzofiſchen, ia 

Ein Beitras zur Veurtheilung be Des o de gn 8. Befeped úber bem — 

ſchaftserwerb vom Jahre 1866. pi 8. AP ladrar ) 1ff. 50 fr. 

— Meber die Vafínng der Gifenbafa - O nternehuungen fiz bie durch Eiſen⸗ 

bahnunfaͤlle herbeigeführten körperlichen Berlegungen ober Tobtungen bon = MRenidhen, 

nad) bem Gejetge vom 5. Mara 1867, Rr. 28 R. O. B. 8. 1869. (28 6.) 40 Fr. 

— Bur rap des Geſetzentwurfes, betr. di e Aufhebung der Wuchergeſetze. or. É 
1868. (28 

— Meber cinige e zweiſelhaſte Fragen des O Genoſſe nidafisredifes v 9. April 1875, 

Rr. 70 R Mebft einem Anhange über die Gebibrenfrage. Revidirter und 

mit einem "enbane verfebener GeparatsMbbrud aus der Allgemeinen oſterreichi cen 


Gerichtszeitung. qr, 8. 1874. (86 6.) 
— Bur Lebre von den Binfen und der Conventionaliirafe. mit Rücſicht 
auf bas öſterreichiſche Geſetz vom 14. E 1868 unb bas norddeutſche Bundes geſes 


vom 14. November 1867. gr. 8. (44 E 


Beinhold, Dr., Der Trodelvertrag. a. ass. (82 6.) 30 fr. 
Riehl, Dr. Anton, Das allgemeine bürgerliche Sefegind, exlâutert 
fegeBftellen 


und boppeltem Megifter. 2. Aufl. Vier Baͤnde. gr.8. 1888 
in Leinwand gebunden 
— Die Concursorônung, erlautert durch die Spruchprarxis, fammt allen * 
fübrungsverordnungen und ben Beſtimmungen fiber ben Genoſſenſchafts⸗Concurs. 
Mit ausführlichem alphabetiſchen Regiſter. gr. 8. 1882. (VIII, 366 8) 8 A. 
in Leinwand gebunden 8 fl. 60 Er. 
— Die Strafproceforduung mb gate barauf besilgl. Geſetze, Berorbrungen, gut 
lichen Formularien 2c. gr. (XII, 664 6.) 4 fi. 20 Pr. 
Ri ugſtraße, die Wiener, in Vollendung und der Franz Sofeê-Duai, 
Zwanzig Anfiditen, nad Originalaufnahmen tn Farben⸗Holzſchnitt ausgeführt. 
1 Situationsplan der Ringſtraße. Quer⸗Folio, je 50 Cm. lang, 20 Em. joá 
Elegant in Leinwand gebunben tn Atlasform. 3 fl. 


Roll, Dr. Mictor, Sammlung von eiſenbahunrechtlichen Entſcheidungen 


durch die Spruchpraxis, fammt ausführlichen Gitaten di Fr laͤgigen 
, 2074 S.) e Sa 


der öſterr. Gerichte. met Bande. gr. 8. 1879/1888. 10 f. 
— Geſterreichiſche Eiſenbahngeſetze. Sammlung der auf dos , AEifenbatatmejen 
— ꝓ tenden Geſetze, Berorbnungen und Judicate. gr. 8 


in Halbfranzband 

Rulf, Dr. Friedrich, o. ö. Profeſſor an der k. E. Univerſität qu —8 
Srlânterung der kaiſerlichen Verordnung vom s. Mai 1858 (Nr. 68 bes 

B.), wodurch die Gtrafproceb=Drdnung tom 29. Juli 1858 in einigen 

unica abgeändert wird. Mit Nachträgen qu dem Commentar Der Strofproceã 
Ordnung. 8. 1858. (60 6.) 

— Rechtsfälle ohne Entſcheidungen aus bem öſterreich. Gtrafprocefe. * 
akademiſchen Gebrauch geſammelt und herausgegeben. 8. 1876. (IV, 108 6.) 80 

— Die ófterr. SirafproceBorônung vom 28. Mai 1878, eclântert. ( ** 
2. vielfach vermehrte und verbeſſerte Auflage. gr. 8. 1874. “av, 520 S.) 8 fl. bo ſr. 


4 da 
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Rulf, Dr. Friedrich, o. ö. Profeſſor an der k.k. Univerſität zu Prag, 
Die Praxis des oͤſterr. Strafproceſſes. Nachträge und Ergän ngungem gu der 
diterr. Strafproceß⸗Ordnung v. 28. Mai 1873. gr. 8. 1878. (IV, 1966.) 1 fl. 5 

(Eine Ergângung zur aiveiten MUuflage deſſen Commentar3 zur neuen alter 
Strafproceß⸗Oroͤnung.) 

— Strafrechtsfalſe olne Entſcheidun en. um akademiſchen Gebrauche und 
zur Vorbereitung für Prüfungen aus bem Strafrechte. gr. 8. 1874. (IV, 1166.) 1 fl. 

SFamm lung ſtrafrechtlicher Entigeibungen des k. k. Dberften Gerichts- und Caſſations⸗ 
hofes. 1850-1871. Auf Veranlaſſung des Juſt niminiftera Dr. Glafer —— 
von Dr. 8S. Adler, Dr. K. Krall und Joſef v. Walther. 8. 1875. — 

Billige Ausgabe in 6 Lieferungen 
in 8 eleganten Leinwandbänden 4 ç 


Sonminna der feit bem Regterungfantritte Gr. Majeſtät Saifer Franz soleiê I. 
bi zum Schluß des Jahres 1855 erlafienen unb noch in Sraft bejtebenben Gejege und 
Berorbnungen im Juſtizfache fic das Raiferthum Oeſterreich. ria Beranlafjung bes 


t E. Juſtizminiſteriums berauBgegeben von bem Vorſtande des T. E. Redactions⸗ 
Bureaus bes Reichsgeſetzblattes. 22 Bände. 8. 1856-1860. 88 fl. 50 tr. 
herabgeſetzter Preis 20 fl. 


FSammlung der für die öſterreichiſchen Unibecfitáten giltigen Gejfebe unb Verord⸗ 
nungen. Herausgegeben im Muftrage und mit Benúbung der amtliden Quellen des 
k. 1. Miniſteriums fúr Cultus und Unterricht. Mebigirt von Gr. Freih. ven Schweig⸗ 
hardt. 2., umgearbeitete Auflage. J. Band. gr. 8. 1885. (X, 728 S.) 6 ff. 
II. Band. gt. 8. 1885. (VIII, 855 6.) 

Gamniuna ven Eniſcheidungen des E. E. Oberſten Gerichtshofes qu ben 
Notariats-Geſetzen. Herausg. v. Dr. Otto Geſſelbauer. gr. 8. 1890.(IV, s906) 8. 
“tn Leinwand gebunden 8 fl. 60 Fr. 

Sammlung von Entſcheidungen ter L. E. Geriditss und Verwaltungs- 
BT ED in Bergbau=Angelegenheiten. Von J. Schardinger. gr. 8. 1892. “o 

Schaffer, F. 9. Hilfsbuch für den Finanzdienſt überhaupt und insbejondere 
zum n ſantereichte für die k. k. Finanzwache. 

Abtheilung. Nach amtlichen Quelen zuſammengeſtellt. 5. berichtigte Aug. 
8. 1881. (VI, 384 6.) cart 

IH. btheifuma. Rad) amtlichen Zuͤellen zuſammengeſtellt. 4. berichtigte du 
8. 1881, (880 6.) cart. 

— Die Meg-, Briiken-, Falrten- und Aauthvorſchriften mit Einſchluß der 
Beftimmungen über die Einriditung bes Fuhrwerkes, bie Berpaditungen — Beband= 
lung der Cauttonen — Cinhebung der Mauthgebühren in Merarial= Negie und in 
bar dk 8. e Bias und verbefjerte Auflage. 8. 1885. (111 6.) 80 Er. 

Scherber, Jakob, Vilanzen nad; buchhalteriſch-juridiſchen Geſichtspuntter 2c. 
1885. Ra liſche Seintvand gebunden 2 ff. 

Schen Dr. ofef Freiherr v., Vegriff und Veſen ter Mora Creditoris 

mo — und im gemeinen meto Eine civiliſtiſche a: gr É 

— Die Obfigationsverhaftnile des Sfterr. aligem. Privatredites. I. Band, 

1. Heft: Cinleitung. — Das Darleben. qr. 8. 1890. (VII, 186 &.) 11.650 fr. 
(Mortfebung erſcheint in Kürze.) 

Schiffner Ludwig, Der DermadtniSbegeiff mas nad a Redt, qinter 
Besugnabme auf bas gemeine Recht entrvi elt. gr 6.) 0 Tr. 

— Meber die Bezieungen des Reſects in der 'universitas litterarum. 
gt. 8. 1889. (47 60 fr. 
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chimkowsky, Dr. Julina, Formularien über alle Bweige des 
oſterr. Givilredites. Gin Handbuch für Advocaten und Notare. Dritte, Trad 
bem gegenmartigen Stande der Diterr. fre icbgebung richtiggeſtellte und bielf 
bermebrte Auflage. gr. 8 1888. (XXVIII, 606 6.) 
tn engl. Leinwand gebunden 4 fl. o se 

- Das algemeine Grundbuchsgeſetz vom 25. Juli 1871 fammt der 
Qnftructton zum Vollzuge dieſes GefebeB unb den ilbrigen bas Irrnden betreffen⸗ 
den Geſetzen. Erläutert und mit Formularien verſehen. 2. — umge⸗ 
arbeitete Auflage, beſorgt von Dr. Karl Frühwald. gr. 8. 1882. (XII, 2926.) 2 (1.40 Er. 
in Leinwand gebunden 3 fr. 
— Bandbuch der neuen öſterreichiſchen Aeotariatgosbrumg, amet Abtbeilungen, it 
Formularien verfeben. gr. 8. 1871. (248 6.) 2 fl. 

- Formularien zur Rotariatorbnung bom 25. Jult 1871. Entworfen vom Aus⸗ 
ſchuſſe des Vereines der Notare in Oeſterreich ob und unter der Enns und 
Salzburg. Zugleich Supplementheft des Sqinioma Een Haudbuches zur neuen 
—— — Notariatsordnung. gr. 8. 1871. (72 6.) 60 Pr. 

— Die Reditsgrundfabe bes ?. a Dberftem Gerichtshofes zur altgemeinen Becijele 
Ordnung. fl. 8. 1869. (XVI, S.) uffl. 2 

ichreiber, pr Far! er Arbeitsvertrag nad Gentigem Ofterr. Bette 
gt. 8. 1887 74 

ichratt PE: EM. Per óterr. Rerarial - Redinungsprocek. q ge 8 


— ieirouá der 8Rrechnuugswiſſenſchaft. 5. Aufl. gr. 8. 1886. (XVI,4646.) * 
— Lehrbuch der SfaatsverredinungsRunde für die im Reichsrathe vertretenen 
Länder und für die den ſämmtlichen Königreichen und Ländern gemeiniamen Aus 
eee, der o ſterreichiſch-ungariſchen onarchie. 3., verbeſſerte Auflage. gr. 8. 
ichrutka 2. Rechtenſtamm, Dr. Emil, Zeugnißpflicht und Benquif 
zwang im öſterreichiſchen Civilprocefie. gr. 8. 1879. (VII, 260 6.) 2 A. 
ichnler⸗ gibl edr. Dentf e He tsgeſchichte. 2. gervefiert Qui. 
Mit 8 diblon, xi Rarten. Tóje 8 dr [ó ie. à 2 f. 
ichuſter, Dr. Ferd., k. k. Sof. an "pers —*8 ——e Die Givil- 


proceBorônung fic die Königreiche Ungarn, Sroatten und Glavonten, die 
Wojwodſchaft Serbten unb bas Temejer Bauat, dann jene fiir das Grobfiiritentgum 

Giebenbiirgen und die bamit vereinigten Theiie, erlãutert. 3., auch mit —** — 
auf die e fbrigen Kronländer gänzlich neu bearbeitete Auflage. 4 Theile. gr. 8. A 


) 
— Sommentar qum Geſetz über das Verſahren außer Streitſachn 


Allgemeine Anordnungen. Verlaſſenſchaftsabhandlung. Mit einem Anhang 
pie Nachlaßgebühren. 8., meu bearbeitete Mufl. gr. 8. 1886. (XV, 480 S.) Ê ft. 6 fr. 


tn engliſche Leinwand gebunden 4 ff. 20 kr. 
k er, Dr. Mar, u. Dr. Karl eiber, Aeber Schadenerſatz 
ichut oſterr E my E De aus girl Aulage des o dabene "den 
Commentar3 zum diterr. aligem. bürgerl. Geſetzbuche. gr. 8. 1885. (VI,72 5.) 9utr. 
ichwarze, Dr. Fried. Oskar, E. ſächſ. Generalſtaatsanwalt, Ebrens 
mitglieb des Doctorencollegtum3 an der Univerſität Bien 2c. x, 
emerkungen dem Ent das K 
Defereeid. de dr 1806, CV rio Fz Straſgeſebbuches fur e 
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Schweinburg, Zie Mirihſchaft des Volkes. Gemeinverſtändlich odgrozneln 
+. 1 
Selim, Alphonſus, Rechtsanwalt bei dem hohen Gerichtshofe von 


England, Aeberſicht der Engliſchen Rechtspflege vom braftifien und 

kau mbnnifáen Standpunkte a Deutſche Ausgabe. gr. 8. 1886. (XIV, 329 6.)5 fl. 

Geltfam, Dr. Ferd. und Gm. VPoſſelt, Die —8 Ge- 

werbe-Orônung. Mit Rückſicht auf das prattifée. Bedürfniß eguzn und mit 

Formularien verſehen. 2.ergângte u. verbeſſ. Aufl. gr. 8. 1886. (XV) ss e) 8H. 

im Leinwand gebunden 60 tr. 

Geltfam, Dr. Ferd. Die Gefebe iiber Anfall- u. —— 
ueberſichuia und populaͤr dargeſtellt. 

Soc: Das Geſetz über Unfallverſicherung. 40 kr. 

Tá Theil: Das Geſeß über Krankenverſicherung. 60 fr. 

— Recife und Didi em der gewerblichen Hilfsarbeiter (Lehrlinge, Geſellen und 

Fabrikarbeiter) nach den Beſtimmungen der Bemerbegrdnuns. In populárer gate 

ftelung. 2. vermebrte Auflage. Ti. 8. 1885. (76 6.) 0 fr. 

Seltſam, Dr. Ferd., und Joh. ehn, Der Sansabminiiafor 

Pcattifder Mathgeber. 2. Auflage. 8. 


Starr, Franz, k.k. Quftigminiftertalfecretãr, Vehandlung des Aachlaſſes 


der Ausländer in Oeſterreich. Darftellung ſämmtlicher dieſen Gegenftand 
betreffenden und damit im Zuſammenhange ſtehenden Berordnungen, nebſt einem 
Anhange, betreffend die Gorrefponbena der öſterreichiſchen Gerichtsbehörden mit 
jenen des Auslandes. gr. 8. 1873. (282 6.) 2 fi. 

— Die Neditshilfe in Oeſterreich gegeniber dem Auslande. Sammlung u. 
Darſtellung aller dieſen Gegenftand betreffenden Staatsverträge, Geſetze, Verord⸗ 
nungen und Juſtizminiſterialacte, zugleich zweite Auflage des 1873 von demſelben 
Verfaſſer publicirten Werkes „Nachlaßbehandlung der Ausländer in Defterreid . 

t. 8. 1878. (VI,488 6.) 8 fL. 

— Bollſtändiges Sadi und Aachſchlage-Regiſter qu ſämmtlichen Landes, 
geiebblátierm dber im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Lâner von derem 
eginn 1849 bis gum Sabre 1873, nad) Materien dronologtid georddnet. 5 Bände. 

und Ergänzungsband. 1873—1879. berabgefebter Preis 2 fl. 

— BolRandiges Sach- und Aachſchlage-Regiſter zum öſterreichiſchen 


— —*——— von deſſen Beginn 1849 bis zum Schluſſe des Jahres 1880, nach 
Materien chronologiſch geordnet, mit einem 10,000 Schlagworte umfaſſenden alphas 
betiſchen Index ilber jâmmtlide Bände des öſterr. Reichsgeſetzblattes von 1849 
bis Ende des Jahres 1880. 4 fl. 

3., verbelferte unb vermebrte Uuflage. 1881. (XII, 372 und 222 6.) gr. ê in 
Seinmend gebunben 41. 60 Ir. 
Stein, Dr. Lor. Ritter vox, Lehrbuch der Aationalökonomie. s. um⸗ 
gearbeitete Aulase gr. 8. 1887. (XV, 457 6.) 5 fl. 
ad, Dr. Emil, Pie Reditsienntnile des Pubficums. Gin Bor 

trag, gehalten im MiffenioaftL. Club qu Wien am 10. Ján. 1878. 8. 1878. (56 6.) 40 Tr. 

— Meber Eigenthum am Vriefen nad) öſterreichiſchem Recife. Vortrag, 
gefalien tn der Juriſtiſchen Geſellſchaft am 11. März 1879. gr. 8. 1879. (84 6.) 40 Tr. 
te SteTung der Verſicherung imPrivafredife. Vortrag. 8 1888. (406,) 5otr. 
— GCommentar ;u den Geſetzen vom 16. Miva 1884 fiber die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen, welche bas Bermôgen eine gablungsunfábigen Schuldners betreffen, und 
iiber die Abaͤnderung etniger Beſtimmungen der Concursordnung und des Grecuttong- 
verfabrens. 2. Aufl. 1884. gr. 8. (180 6.) 1 ff. 50 Tr. 

in engliſche Leinwand gebunden 2 fl. 
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Steinbach, Dr. Emil, Das Gefek vom 10. Iuni 1887 cetrerrend 
die Abanderuna, besiebumasiveife Ergângung einiger Beſtimmungen bes Executions⸗ 
verfahrens zur ereinbringung von Gelbforberungen. e erlduternden Bemeriungen. 
Dritte verânberte Auflage. 8. 1888. (VIIL 120 6.) so E 
in engliſche Leinwand gebunden 

— Die Grunbfáge js hentigen Rechtes über den Grfaf von Sermigensfiider 

8. 1888. (982 

Steinbach, Dr. Gultas Franz DeaR. gr. 8. 1888. (18 6) 20 e 
— Die ungarilden Verfaſſungsgeſetze. tr. s. 1801. (IV, 197 Ss.) 1 f 
tn Gangleinenband .B 

Stenerreform, Die. Darſtellung der leitenden Grunô dan em und 
bes weſentlichen nhaltes der Regierungsvorlage betr. die direkten Perjonalftenern. 
tt. 8. 1898. (XI, 159 G.) 50 tr. 

strigi, Adolf — * v., Allgemeiner Zolltarif hr das oſterr.⸗ungariſche 

Boligebiet nad der Geftaltung durd) das Gejeb vom 25. Mat 1882, das Gejet von 

at 1887 und ergânat durch dte Handelsverträge mtt bem Deutiden Neide, Stalien, 

Seigien u. d. Schweiz 2c. 20. 8. 1892. (276 6.) Ri OT Der Med gebund. 1 fl. 20 fr. 
Stubenvand, Dr. MM. v., k. k. o. d. Prof. Rechte, Gommentar 


pum allgemeinen ófterr. bürgerlichen Gefe — ammt den dazu er⸗ 

oſſenen Nachtragsverordnungen. 6., nad) dem neueſten Frap e der Geſetzgebung 
berichtigte und vermehrte liape. Gerausgegeben von Dr. Max Schuſter, Edler 
von Bonnott und Dr. Carl Schreiber. Bande. Sex.=8. 1890. 12 
elegant in 2 Halbfranzbände gebunden (Gm Erfdeinen —*5 4fl. 

Szurek, Karl, kak. Bezirksrichter, DRienſt-Anterricht für Seriifsbiener 
und Gerichtsvollzieher. s. 2. Auflage. 1884. (VIII, 187 6.) cart. 1 ff. 

Tezner, Dr, Fried Yo Zur Lehre von bem freien Ermeſſen Der Verwaltunge 
US 6) als Grund der Unguitândigteit der Verwaltungsgerichte. se Es poe. 
12 

Sina, Dr. Ga., 1.1. Minijterialrath, Das Kauſirweſen in Oefterreid. 
Mit Benutzung der amtlichen Quellen dargeſtellt. gr. 8. 1884. (VIII, 186 6.) 1 fl. 20 tr. 
— Das Aaß- und Gemicitswefen und der Qididien ia Oeflerreich. 

S. Wanz'ſche Taſchen⸗Ausg. der Geſetze, Band 
— Das Dampfieffelmelen in Oeſterreich. S. Gepar. — der Geſetze N. 48. 


IAllmann, Dr. Dominik, o. Profeſſor der Rechte an der God: 
ſchule gu Brg 5 Das Vagatellverfahren. Nai dem Gejege dom 27. April 
— Mr. 66 R B. Dargeitelt mit bejonberer Berückſichtigung bes Mende íniiles 

Praxis. 9. umverânderte Auflage. gr. 8. 1873. (IV, 184 6.) 1 fl. 60 


lima Dr. &., Fulius Glafer. Gedenkrede, gehalten in der met 
Tosoo veda malung der Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaft am 20. März 1876. gs 

Anger, Dr. Jof., k. E. Profeijor, Aeber die wiſſenſchaftliche Behrnm 

kung des öſterr. gemeinen Privatredites. Eine Antrittsrede, gehalten an der 

E si She chule ben 8. October 1854. gr. 8. (82 6.) 35 fr. 

Ehe im ihrer melthifforifden rntwichtung. Ein Beitrag sor 

— Rest der Geſchichte. gr. 8. 1850. 50 tr. 

— Der Entwurf cines bürgerlichen Sefebbudes fr das Ainigreid Sadfen 


mit bejonberer Rückſicht auf bas oͤſterreichiſche algemeine bürgerliche Geſetzbuch be 
iproden. gr. 8. 1858. (XIV, 288 zriwiſch se gerlich é E) 50 tr. 
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Anger, Dr. Joſ., k. k. Profeſſor, Zur Reform der Viener Aniverſifät. 
Em Botum, raça e dad ber Sitzung des Unterrichtêtathes am 29. December 1865. 
50 


8. 1869. 
— 5 Serlaifenfdafisabfandtung in Oeſterreich. Ein Votum für derem Ufo 
bebung. Ed 8. 1862. (VI, à 6.) Gerar gen 50 fr. 


1879. (XXXII, 884 6.) 
in Leinwand gebunden fl. 
Verbrechen, Die, des lerr. Siurgſgeletes in Verſen von J. U. Dr. E. 
2. verbeſſerte üuflage 1871 
Vesque vor Vntilina en, Dr. ob. Freiherr, Kandbuch des in 
—— Angarn getienden internationalen Privafredifes mit bejonberer 
wert eñicht uno — Staats⸗ und Völkerrechtes. 2., vermehrte und verbeſſerte ut: 


60 6. 

— Felerſche der dnerFhiſchen Santonerfrige feit Maria Thereſia bis 
auf bite menefte Beit. Megeften zur AR rp eſchichte Defterreidis. Mit 
hiſtoriſchen Erläuterungen. gr. 8. 1869 41. 50 fr. 

Vogl, Dr. Auguſt; Mahrungs- ar Sennlmiftet aus dem Pungen: 
reiche. Anteitung zum richtigen Erkennen und Prifen der wichtigſten im Handel 
vorlommenden —— Genufmittel und  Gemiicae mit Hilfe des Riot. 
Mit 116 Holzſchnitten. qr. 872 I, 188 

— De gegenmártia am bânfigiten borfommenden Berfälſchungen und 
Berunreinigungen des Mehles umb beren Nachweiſungen. Mit 2 Tafeln 
und 11 Holzſchnitfen. gr. 8. 1880. (10 
alôner, Dr. Mictor, Die corrente Solidaritãt. gr. 8. 1885 o 

2 O fr. 

Weigelsperg, 5. von, Compendium der auf das Gewerbeweſen 
Bezug nehmenden Geſetze, Berorbmungen und e Boridriften. 3. erweiterte 
Auflage mit Maditrágen. gr. 8. 1892. (XI, 1012 broſch. 6 


gebunben in Leinen 6 fl. 60 fr. 
— Epa apart. qr. 8. 1891. (94 GS.) 60 tr. 
— Mactragabeft apart. gr. 8. 1892. (76 6.) - 60 tr. 


Wolski, Dr., Das Indicafenbud des R. R. Berwalfungsgeridifshofes, 
entbaltend jâmmntTide, bon dem genannten Gerichtshofe in BermaltungBgegentânten 
rafa ai er ta fáge in ũberſichtlich⸗organiſcher a gr. F 

XXII, 45 r. 


elegant tn einen é gebunben ão tr. 
eder, Erica, Zeitſaden für den Anterricht im offere. Bergredie 


cit geift Numienatiſche. Bis jetzt n ienen 28 Jahrgänge. — 
3 — von der Numismatiſchen Geſell ati, in Bien. Sedes Sabrgang mit 
zahlreichen eira und lithogr. Tafeln. 


NUA, é Dr. Joſ., Das Eherecht der ientaliſchen Kirche. 8. 


) 
3fdyokke, Dr. Herm. Der dogmatiſch-ethiſche Lehrgehalt der * 
teſtament. Vei hen⸗bucher gt. 8. 1889. (VIII, 281 6.) 2 fl. 60 Tr. 
Zucker, Dr. Alois, Aprise und loial enquête. 1887. 8. (VIII, 1606.) 8 fi. 


— — 
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Sammlung 
GCivilrechtlichen Entſcheidungen 
k. k. oberſten Gerichtshofes. 


Begonnen und herausgegeben von Dr. 3. Glafer, JA. Auger, 3. v. Walther 
fortgefest von PD. Anger, D. v. Malther, E. Pref, v. Schey. 
— gr. 8º. geh. — 


T. Band. 2. Aufl., enth. & die Entidieto. XV. Band. 2. qui.  entb. bie Entſcheid. 
Re. 1 fi. 4 Mr. 6837—6768. fl. 4.20 
II. Band. 2. Aufl., —5 pie Gnijáein, RVI. Band. 2. Qui. « enth. die Entidieid. 





Rr. 4951044. ff. 4.20 Pr. 6769— 7267. fl. 4 
HI. Band. 2. rui enth. die Gntídeio. XVII. Band. 2. Fur, A enth. die Entiório 
Pr. 1045—1449. fl. 4 68—7791. fl. 4 
IV. Band. 2. o « enth. bte Entácio. XVIII. Band. 2. * TE, die Entejeio. 
Mr. 1450—2076. fl. 4.20 Nr. 77928230. fl. 6.— 
V. Band. 2. Aufl., enth. die Entjóeio. XIX. Band. 2. Aufl., enth. die Entſcheid. 
Nr. 2077—2718. fl. 4.2 Nr. 8981— 8817. fl. 5.80 
VI. Band. 2. Aufl., enth. die nte XX. Band. 2. Aufl., enth. die Entideio. 
Nr. 9714-8226. fi. 4 Rr. 88189240. fi. 4.2 
VII. Band. 2. qts rar. di die feio. RXI. Band. 2. Qu é , ent. die Cn 
227 1—9820 
VIII. Band. 2. Aufl., enth. pie Enióeo XXII. Band. 2. Aufl., ent. die Enticheid. 
Nr. 3642-4008. fl. 4.2 Pe. 989110368. fl. 6.— 
IX. Band. 2. Aufl., enth. die Cntjáei XXIII. Band, enthaltend die Entſcheidung. 
Nr. 4004-4420. fl. 8.60 Nr. 10364— 10878. fl. 6.— 


X. Band. 2. Aufl., enth. bie ntiójeio. XXIV. Band, enthaltenb bie Entſcheidung. 
Mr. 4 4421 1—4822. 60 Rr. 10879— 11387. fl.5.— 


XI. Band. 2. Jußt, , enth. die Cntigei XXV. Band, entóaltenh bie Entſcheidung. 


4823 —5210. fl. 3.20 Mr. 11388 - 11974. fl. 6.50 
XII. Band. 2. Aufl., enth. die ntigeid. XXVI. Band, entfaltend die Enticieibung. 
Ne. 52115583. fl. 4.6 Nr. 11975— 12584. ſt. 6 


KITT. Band. 2. Aufl ento. die Endfári, XXVII. Band, enthaltend die Enticbeibuna. 
Rr. 5584 — ft. 4 Rr. 1258513075. fl. 6.- 
XIV. Band. 2. Aufl., ent, Die Entideio. 
Nr. 5965-6836. fl.3.— 
Mit den Verzeichniſſen der Geſetzesſtellen und den ſyſtematiſchen Regiftern. 


Jeder Band iſt cingein qu dieſem Preife zu haben. 
Jortſetzung unter der RXreſſe. 
(Ging aus dem Verlage von Carl Gerold's Sohn in den unſern über.) 


kh. 






Allgemeine öſterreichiſche Gerichts-Zeitung. 
1894. XXXXV. dahrgang. Iene dolge XXXI. dahegang. 


Erſcheint jeden Dienôtag. 
Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. u. k. Hof⸗Verlags⸗ u. Univerſitäts⸗ 
Buchhandlung in Wien, J. Kohlmarkt. Preta: Mit Franco-Zuſendung 
in's Haus oder in die Provinzen jaährlich 8 fl. = 16 Mark. 


Juriſtiſche Vierteljahresſchrift. 
om Auftrage des . j 
Deukſchen Juxiſtenvereines in Prag 
| o. herauêgeneõen von e 
Dr. Dominik Allmann, Dr. Offo Frankl, Dr. Auguſt Finger, 
Profeſſoren an der deutſchen Univeriitat in Prag. . 
Sechsund;zwanzigſter Sand. Der neuen Folge neunter Band. 
Preis de3 completen Bande3 von 4 Heften 2 fl. 50 Tr. 


Oeſterreich. Zeitſchrift für Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von JWaeger. 

1894. XXVII. Safirgang. Erſcheint joden Donnerstag. 
Redaction und Abminiftration: Manz'ſche k. u.k. Hof⸗Verlags- u. Univerfitáta= 
Buchhandlung in Wien, J. Kohlmarkt. Preis mit —— —— 
in's Haus oder in die Provinzen jábriid 4 fl.=8 Mart. Die Ausgabe 
mit den Grkenutnifien des k. k. Verwaltungsgeridtshofes jährlich fl. == 14 Mart. 


Oeſterr. Zeitſchrift für Sera: und Hüttenweſen. 


Unter Mitwirkung hervorragender Fachmänner —— von 





Hans Höfer und C. von Eruſt 
o. ö. Prof. der k. k. Berg⸗Akad. in Leoben. k. k. Oberbergrath 2c. 
1894. XXXXII. Jahrgang. 


Erſcheint jeden Samstag. 
Preis mit Franco-Zuſendung in's Haus oder im die Provinzen jährlich 
12 fl. — für das Ausland 24 Mark. 


Berg⸗ und Hüttenmänniſcheß Jahrbuch 


der k. t. Bergakademien zu Leoben und Pribram und 


der k. ungar. Bergakademie zu Schemnitz. 
Redaction 
Hans Höfer C. von Ernſt 
o. ö. Profeſſor der k. k. Berg⸗ k. k. Oberbergrath, Bergwerks⸗ 
akademie in Leoben. Prod.⸗Verſchleiß⸗-Director in Wien. 


Jahrgang 1894. Erſcheint in 4 Heften unter Beigabe v. lithogr. Tafeln. 
Abonnement pro Quartal 1 fl. 50 kr., pro Semeſter 3 fl., ganzjährig 6 fl. | | 
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Man'ſche Separat⸗Ausgabe der dferr. Geſetze 1893. 


Concursſsordnung, die, vom 25. Dec. 1868 q. das Anfechtungsgeſetz v. 16. März 1884 
mit allen einſchlägigen Gefegen «mb Berorbnungen, ben guundlagiiden Entideidungen 
des Oberſten Gexrichtshofes und alphab. Nachſchlageregiſter. 4. vecmebrte Aufl. 
tl. 8. 1883. (VIII, 147 6.) 60 fr. 
Gewerdecrdnang, e Mit- allen einſchlägigen Gejegen und Verordnungen, 
den Erkenntniſſen des Verwaltungsgerichtshofes und mit alphab. und chronolog. 
Regiſtet. 5: vermehrte und ergaänzte Aufldge. PI. 8. 1892. (VI, 444 6.) 1ifI. 10fr. 
Notariatsorduung, die, vom 25. Juli 1871 ſammt den ergänzenden und er⸗ 
läuteruden Geſetzen und Verordnungen, unter Anführung einſchlagiger Entſcheidungen 
bes Oberſten Gerichtshofes. 10. verm. u. ergänzte Vinfl, kl. 8. 1889. 60 tr. 
Preugeſen, diterr.,.d:: 17. Decbr. 1862, fammt den Ynftructioneu gum Vollzuge 
deBjelben. , 8. Aufl. kI. 8. 1898. 60 fr. 
Brivilesiengeles, Viarien⸗ Mufteribubgeies, Gauficpatent, Geſetze über Handeis 
agenten, Handelskammern, ũber Vereine und Verſammlungen, dann über Verſi ng3= 
anitalten, Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Mit allen nachträglichen Ver⸗ 
ordbnungem, ben Erkenntniſſen des Verwaltungsgerichtshofes und alphabetiſchem 
Regiſter. 10. ergänzte und vermehrte Auflage. Fl. 8. 1884. (IV, 243 S.) 90 Ir. 
BroteitantensGejem. Das kaiſerliche Patent vom 8. April 1861, die Berfafjung 
der evang. Kirche v. 6. inner 1866 und die Motive der Ablehnung einzelner 
Punkte der Becfajjungêvoriage ber Generalſynoden. kl. 8. 1876. (VIII, 72 S.) 40 fr. 
Berceinôgeiei, das, vom 15. November 1867, Nr. 134 R. G. B. Gejet vom 
15. Movember 1867, Nr. 185 RN. 6. B., über das Verſammlungsrecht nebſt 
ben ergingenden Verordnungen und Entideidungen. F.8. 1891. (VIII,128 5.) 60tr. 
Bertabren anfser Ctreitiaden, das, nad) d. kaiſerl. Batente v. 9. Aug. 1854, dann 
die Beſtimmungen über Todeſserklärung u. Amortiſirung v. Urkunden nebſt 
e. Anh. (Feilbietung, dRitroichung d. Gemeindenu. ibrer Boriteber bei Rechtsangelegenh. 
außer Gtreitiaden und Mitivirfung der Gericite bei Bemefjung und Einhebung der 
Verlaſſenſchaftsgebühren), Mit alphabetifdem und chronolog. Regifter. 10. Aufl. 
fl. 8. 1889. (IV, 829 6.) “18.204. 
Geſetze und Verordnuungen úber das eivilgerichtliche Depoſtten weſen und 
die gemeinſchaftlichen Baiſencafſſen. 11. AÄufl. kI.s. 1890. (V, 1996.) 50 fr. 


10s. Wechſelordunug, allgemeine. Stämpel und Gebühren in Wechſelſachen. Mit 


allen nachträglichen Verordnungen und den grundfätzlichen Entſcheidungen bes 
Oberſten Gerichtshofes. Brveite Auflage. Tl. 8. 1890. (44 S) 20 fr 


. 0 fr. 
10b. Das algemeine Handelsgeſetzbuch vom 17. Dec. 1862 fammt dem Einführungs⸗ 


II. 


12. 
13. 
14. 


15. 


16. 


gs. (Schul⸗Ausgabe.) 1888. cart. 75 fc. 
eichs⸗Voltsſchulgeſeg, das, durd das Gefeg tom 2. Mat 1888 abgeânderte 
unb ergânate, vom 14. Mai 1869 und die dazu erlafienen Durchführung s⸗Ver⸗ 
ordnungen. Nebſt einer Geſchichte und Motivicung bes Neuen Reichs-Volksſchul⸗ 
qujebes. 2. Auflage. PI. 8. 1888. (64 6.) . -80 tr. 

inquarticrungagetes, das, vom 11. Juni 1879 fammt der Durchführungsvor⸗ 
fdrift und bem Bingclaffentarife. fl. 8. 1879. (IV, 102 G.) 60 fr. 
Geſetz liber die Guidensbaltung bes Grunditenertataiters vom 28. Vai 1835. 
Mit erläuternden Rotizen au8 bem Motivenberidite 2c.2c. PI. 8. 1883. (48 S.) 30 tr. 
Vollzugsvorſchriften der F. k. Minifterien der Juſtiz' und der Finanzen zum 
Geſetz tom 23. Mai 1883 über die Evidenzhaltung Des Grunditeners 
kataſters. Pl. 8. 1888. (74 S.) 30 fr. 
Geſetze, dic, vom 7. Juni 1883, betreffend die Zuſammenlegung (Goms 
maffation) landwirthſchaftlicher Grundſtücke, die Bereinigung des 
BWaldlandes von fremden Guclaben und die Axrondiruug der Bald⸗ 
grenzen, die TZheilung gemeinſchaftlicher Grunditiide unb die Negulirung 
der hierauf bezüglichen Benützungs⸗ und Verwaltungsrechte. Mit alpha: 
betiſchem Nachſchlageregiſter. kl. 8. 1888. (38 6.) 20 tr. 
Nadtrágse, Verordnungen und Normal⸗eStatuten qu der durd das Geies 
bom 15. März 1888 abgeânberten unb ergâniten GetverbeDrdnuns vom 
20. December 1859. 2. Auflage. Fl. 8. 1883. (IV, 58 6) 20 tr. 


Mani Separai-Ausgabe der öſterr. Geſttze 1093. 


17. Bauordunung fic die k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. Geſeh vom 


17. Jânner 1883. TÍ.8. 1884. (Vergriffen. Neit Bauordnungſ. Sep.⸗Ausg. Nr. 466.) 


18. Bauorduung, die nene, fix das Land Niederöfterreich (außer Wien). Hilfs⸗ 


19a. 


19b 


20. 
21. 


22. 


23, 


24, 


26. 


26. 


27. 


28. 
29. 


30. 


buch für deren Durchführung, Handhabung und Anwendung vam Erich Graf 
Kielmansega. 2: verbeſſerte Auflage. PI. 8. 1885.: (VI, 160:6.) 11. 
LandessGefege, die, des Erzherzogthums Oefterreich unter der Guns. 
Syſtematiſch zuſammengeſtellt und mit alphabet. und chronolog. Regifter verjeben. 
tí. 8. 1883. VII, 681 S.) o Vs 2 24. 
in Leinwand gebunden aÃ 2 fi. 50 tr. 
Landesgeſetze, NicdersDeiterr. 3 Bände. TI. 8. 1887. (Bon Dr. Paul 
Freiherrn von God.) Co o! 5 fl. 
geb. in 2 Leinenbânde ' o : 6 fi. 
Band I. canbesverfafungogejebe (GandeSordnung und Landtagswahlordnung), 
Gemeindeordnung, Gemembeitatute von Bien, W.Neuſtadt und Maidbo tn 
a. Ybbs 2c. CC Preis apart 1 fl. 
Band II. Waſſerrechts-, Straßen-, Bau⸗- und Feüerpolizei-Votſchriften. 
Preis apart 1 fl. bo fr. 
Band III. Landesculturvorſchriften, Schulgeſetze, Sanit. Vorſchriften, Geſetze über 
Armenpflege, Dtenftboten: ron Schubvorſchriften. Preiz apart 2 fl. 50 fr. 
Bauordnung, dienene, fi Nicderóiterreid. (Tertausgabe.) Cefet d.17.Jânner 
1883, 2. G. B. Nr. 86. Mit cinem alphab. Regifter. fl: 8. 1885. (VI,486.) 20 E. 
LandessDrdnnug, bic, und Laudtags⸗Wahlordnung; die Gemeindes 
Ordnung und Gemeinde⸗Wahlorduung fic das Grabersogtbum Defterreich 
unter der Gnns n.bd. GemeindesGtatute d. k. k. Reichshaupt⸗ u. Reſidenzſtadt 
Bien. 3. Aufl. 1884. (IV, 186 S.) 50 tr. 


Dienſtboten⸗Ordnung, die, für das Erzherzogthum Oeſterreich unter der 
Enns (aufer Wien). Tl. 8. 1884. (20 6. 10 Fr. 
Geſetze, die, tom 16. Maͤrz 1884 über die Aufechtung ven Rechtshaudlungen, 
welche das Vermögen eine3 zahlungsunfähigen Schuldners betreffen und fiber die 
Abänderung einiger Beftimmungen der Concurdordnung und des Grecutionds 
perfabrend. TI. 8. 1884. (IV, 23 6. 20 fr. 
Gejeg vom 8. Mãr; 1885 betreffend die Abünderung und Ergänzung der 
Sewerbeorduung. VI. Hauptſtück: Gerverblides Hilfsperſonale. Zweites Er— 
gänzungsheft zur Gewerbe-Ordnung. TI. 8. 1885. (28 S.) 20 tr. 
Geſetze bom 20. Juni 1888, betr. den Zell von gebraunten geiftigen Zlüſſig⸗ 
teitem, die Veitenerung des Branntiveines u. der Preggbefecrscusnng 2c. 
8. 1888. (VIII, 66 6.) 80 tr. 
Landesgeſetz, das niederifterr., vom 20. Jânner 1883, betr. Mabiregeln sur 
Hebung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern und die hiezu erfloſſene Durch⸗ 
führungsvorſchrift vom 5. März 1884. Mit alphabet. Regiſter und einer 
Tabelle fiber die Schonzeiten u. Mabe der Fiſche und Krebſe. FI.8. 1885. (236.) 20Tr. 
Meg, Brücken⸗ und Fährten⸗Mauthvorſchriften, die, mit Einſchluß ber Be⸗ 
ſtimmungen über die Gincicitumg bes Subrivertes, die Berpaditungen, Behandlung⸗ 
der Cautionen, Einhebung der Mauthgebithren im Aerarial-Regte und in Seque: 
ftration, Bon J. J. Schaffer. 3. verm. u. perb. Aufl. TI. 8. 1885. (IV,1116.) 80 fr. 
Ctantavertrage, die, wegen gegenſeitiger Auslieferuug ton Verbrechern 
ſammt den darauf pena babenben Berorbnungen. FI. 8. 1885. (IV, 121 6.) 40 fr. 
RNechtsnormen, die, ilber den Verlehr der T.T. öſterr. Gerichte mit aus⸗ 
wärtigen Behörden in Civilrechts⸗-Augelegenheiten. Zuſammengeſtellt im Auf⸗ 
trage des k. k. oſterr. Oberlandesgerichts-Präſidiums. FI. 8. 1885. (IV, 1446.) 50 Fr. 
Advocaten⸗Ordunung, die, tom 6. Juli 1868, ſammt dem Disgipltnaritatute, der 
Geſchäftsordnung der niederöſterr. Advocatenkammer, ben Gtatuten des juridiſchen 
DoctorensCollegtum3 und der damit verbunbenen Witwen⸗ und Waiſenſocietät und 
den den Advocatenſtand betreffenben Gtiftungen. Gerausgegeben auf Veranlaſſung 
des Ausſchuſſes der niederöſterreichiſchen Advocatenkammer unter Benigung der 
bon bemjelben beigeftelten ämtlichen Quellen. FI. 8. 1885. (169 6.) 7% tr. 


Many ſche Separat-Ausgabe der dfierr. Geſcthe 1893. 





81. Reisratya a orduuug, bio 2. April 1873, nit Berhiaicfigun na ber durch das 
Geſeß vom 4, Detober 1882 getroffenen Abanderungen derſelben efege fiber bte 
er Reichsraäthes und fiber die Behandlung e er dejebe 
im Reichsxathe. Richtiggeſtellt bis auf die jingfte Beit. FI.8 
82. Seſettze u Bevordnungen ibec das Wafſerrecht —E —*— den 
Entſcheid ungen b. Reichsgerichtes, db. Dberſten Gexichtshofes, bes Verwaltun ts⸗ 
hofes und der ARinifterién Mit einer lith. Tafel. PI. 8. 1885. (VI, 150 
88. Madiváge um Er Giratseies 4 Som 27. Mai 1852. Vagabunden: und tee 
o offgeſe .8. 
84. Geſetz tom 11. diprtẽ 1809, e. 41 4. G. B., Detr. die Ginfiibrung cines nenem 
" Bebrecieges. FI. 8. 1889. (84 5) - 0 fr. 


85a. Eutſcheidungen von Behörden und gutachtliche Aeußerungen aber ben 

F Umfang von Gewerberechten. Enthaltend die Entſcheſidungen Rr. 1—235. 
Supplement zu guen Ausgaben der Gewerbe⸗Ordnung. tl. 8. 1886. (107 S.) 50 Fr. 
35b. — Dasfelbe. 2. Heft. Enth. b. Entióheid. Pr. 286684. 1888, (IV, es 8) 1. 
ge — Dasſelbe. 8. Qeit. Enth. d. Eniſcheid. Nr. 525656. 1889. (86 6.) 50 dr. 


86. Gejege und Rerorduungen fiber das Bafferrecht fir Deſterreich unter der 
Guns. Mit den einſchlaͤg. Entideibungen bes Reichsgerichtes, bes Oberiten Gerichts⸗ 
bofes, bes Berivaltungêgeridtsbofes u. db. Minifterien. TI.8. 1886. ([V,1876.) 80tr. 


37. Sete cum » die biterreido., Nber Miiuse, Papiergeld und feita Inugen. 
Mit nes E E la Maça der 5 — gos Ore, txeychl — 
— Ties on Ignaz Gruber. TI. 8 ) fl. 

88. acueg um bi ch. IL Band Ches Mano fede alem: Ausgabe da 

Geſetze 

38b. — Dasfelbe 1889. (82 S) 

89. demon ei, de bas, ſammt allen hierzu grfloſſenen volunsovorjar ſen 

uflage. EI. 

40. Geſetz dom 10, Quni “iss, R. G. BL. 74, etreffenb bie Abinderung, bes. E Gr 
günzung ciniger Beftimmungen bes Grecntionsvertabrens aur Geretnbringung 
bon Gelbforberungen, nebft Durchführungspverordnung. FI 8. 1887. (206.) tok. 


41, cics db. 28. Dec, 1887, betr. die nufallverſicherung n. Kraukeuverſichernug 
der Wrbeiter. Vit durchfuhrun 8-Berordnungen. Pl. 8. 1893. 5. Ausg. 60 Fr. 

42. Filitarvergrauns. Die, der nteofficiete, olbaten und Matroſen nebſt deren 
Witwen und Maijen. LI. 8. 1888. (82 S.) 5 tt. 

434. Gejet d. 20. Junt 1888, betr. die uderberienerung. FI. 8. 1888. (VI,32 6.) E Fr. 
43». — —— — . Suderitenergefes. ti.8. 1888. (VIII, 1526.) 5Ofr. 
443. M ut fic Gesiristrantencafien auf & Grund des Gefeges betreffenh bie 
ed Siad iue der Arbeiter. TH. 8. 188 58 6.) 80 tr. 
44b. Muiteritatut für Vetricbstrantencafien. . “H 8. 1888. (24 6.) 20 tr. 
44c. Statut der Mesiststrantencafie iu Bien, Das. Antorifirte Ausgabe. 20 fr. 
45. Matrikenvorſchriften. Sammlung der auf die Führung der Geburts⸗, Trauungs⸗ 


und Sterberegiſter bezüglichen Normen. a 8. 1891. (VI, 152 6.) 60 a 
gebunben in Seiren 90 fr 
468. Gejege u. Verorduungen fir Wien. “1890. 1. Heft. (VI, 91 6.) 40 Fr. 


46b. — Dasſelbe 2. Heft. Banordúnng für Bien. 3.Muft. (VIII, 98 GS.) 50 tr. 
46c. — Dasjelbe 3. Heft. Schulauffichtsgeſetz. (21 S.) ot. 
41%. Ehevorſchriften. Eine Sammlung der ſtaatlichen Gejege, Verordnungen u. —8 
erlaͤſſe auf dem Gebiete des öſterreichiſchen Eherechtes. Fl. 8. 1891. (VI, 1436.) 60kr. 
48. Das Damsfleſſelweſen in Oeſterreich. Sammlung der auf dieſen Gegenſtand 
bezügl. Geſetze, Verordnungen und Normal-Erläſſe. TI.8. 1891. (IV, 197 GS. 14. 
gebunden 1ff.30 E 


49. Das Pfandleihgewerbe. Pralt. mit Formu verſehene Darſtellung der dieſes 
RO de g herũhrenden Vorſchriften. Von Dr. Ferd. Seltſam. TI. 8. ds. 
T. 
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